Arbeitsrecht 


Lehrbuch 


Staatsverlag der DDR 

















Lehrbuch 

Autorenkollektiv 

unter Leitung von Prof. Dr. habil. Frithjof Kunz 
und Prof. Dr. sc. Wera Thiel 



Staatsverlag ' 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Berlin 1984 






Autoren 

Kap. I Abschn. 1, 3, 4 Prof. Dr. sc. jur. W. Thiel 

Kap. I Abschn. 2 Prof. Dr. sc. jur. W. Thiel unter Mitarbeit von Dr. jur. P. Sander 

Kap. I Abschn. 5, 6 Prof. Dr. jur. habil. F. Kunz 

Kap. II Prof. Dr. sc. jur. H. Thieme unter Mitarbeit von Dr. jur. G. Leifert 

und Dr. jur. J. Pawelzig 

Kap. III Prof. Dr. sc. jur. J. Michas unter Mitarbeit von Dr. jur. St. Hultsch und 

Dr. sc. jur. A. Langanke 

Prof. Dr. jur. habil. F. Kunz unter Mitarbeit von Prof. Dr. rer. pol. G. Frohn 
Prof. Dr. sc. jur. J. Michas unter Mitarbeit von Dr. sc. jur. A. Lan'ganke 
Dr. jur. P. Sander/Dr. jur. Hans Wolf , 

'Prof. Dr. sc. jur. W. Thiel 

Prof. Dr. jur. habil. H. Paul unter Mitarbeit von Dr. jur. S. Seidel 
Prof, Dr. jur. R. Schlegel 

Prof. Dr. sc. jur. W. Thiel unter Mitarbeit von Dr. sc. jur. R. Sander und 
Dr. jur. H.-P. Zierholz 
Kap. XI Prof. Dr. sc. jur. H. Thieme/Dr. sc. jur. A. Baumgart 

Kap. XII Dr. jur. E. Hein 

Kap. XIII Dr. sc. jur. A. Baumgart unter Mitarbeit von Dr. jur. E. Hein und Dr. jur. 

R. Schmutzler 

Kap. XIV Dr. jur. R. Uhlmann unter Mitarbeit von Dr. sc. jur. O. Boßmann 

Kap. XV - Prof. Dr. sc. jur, R. Heuse tfnter Mitarbeit von Prof. Dr. jur. R. Schlegel 

Kap. XVI Prof. Dr. sc. jur. W. Sieber unter Mitarbeit von Dr. jur. K. Zinke 

Kap. XVII Dr. sc. jur. A.-A. Wandtke 

Kap. XVIII Dr. jur. H. Bredernitz/Dr. jur. P. Sander' 

Kap. XIX Dr. jur. Heinz Wolf 

Kap. XX Prof. Dr. sc. jur. M. Premßler unter Mitarbeit von Dr. jur. H.-P. Zierholz 

Herausgeber: Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR, 

Potsdam-Babelsberg und Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität, Berlin . 

Als Lehrbuch für die Ausbildung an Universitäten und Hochschulen der DDR anerkannt. 


Kap. IV- 
Kap. V ' 
Kap. VI 
Kap. VII 
Kap. VIII 
Kap. IX 
Kap. X 


Berlin, August 1982 


Minister für Hoch- und Fachschulwesen 


Redaktionsschluß: 31. März 1981 

© Staatsverlag der DDR, Berlin 1984 
2. Auflage 
VLN 610 DDR 

LSV0444 \ 

Printed in the German Democratic Republic 
Lichtsatz: Ostsee-Druck Rostock 
Druck und Weiterverarbeitung: 

Staatsdruckerei der Deutschen Demokratischen Republik (Rollenoffsetdruck) 

Best.-Nr. 771 607 3 

03600 






Vorwort 


Das nunmehr vorliegende Arbeitsrechtslehrbuch 
faßt als erstes HochschUllehrbuch für diesen 
Zweig der Rechtswissenschaft die bisherigen 
theoretischen Erkenntnisse, wie sie in Schriften-' 
reihen, Monographien, Beiträgen in Fachzeit¬ 
schriften, aber auch in Studien zur Gesetzgebung, 
insbesondere zum Entwurf des Arbeitsgesetzbu¬ 
ches und der darauf beruhenden Normativakte, 
enthalten sind, zusammen. Zugleich war das Au¬ 
torenkollektiv bemüht, diese Erkenntnisse ent¬ 
sprechend den neuen Anforderungen bei der wei¬ 
teren Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft, bei der Lösung der Hauptaufgabe in 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik zu ver¬ 
vollkommnen, zu vertiefen und systematisch ab¬ 
zurunden. 

An der Erarbeitung des Lehrbuches waren die 
arbeitsrechtlichen Forschurigs- und Lehreinrich¬ 
tungen der DDR nahezu vollzählig beteiligt. Von 
Anfang an wurde im Streit der Meinungen um 
einheitliche, den gesellschaftlichen Erfordernis¬ 
sen am besten dienende Lehrmeinungen gerun¬ 
gen. So war es natürlich, daß der Arbeitskreis Ar¬ 
beitsrecht beim Rat für staats- und rechtswissen¬ 
schaftliche Forschung die Arbeit am Lehrbuch 
wesentlich trug. Dank gilt dabei den in ihm vertre¬ 
tenen Praktikern für ihre kritischen Hinweise. 
Ebenso sind wir Prof. Dr. sc. Erhard Pätzold für 
seine anregenden Gedanken zur Konzeption ver¬ 
bunden. Die große Zahl der Verfasser brachte 
auch eine unterschiedliche Handschrift in der 
Darstellungsweise, die redaktionell nur in dem 
unerläßlichen Umfang der Gesamtanlage ange¬ 
paßt werden konnte. 

Das Lehrbuch basiert auf dem vom IX. Par¬ 
teitag beschlossene Programm der SED. Mit 
der auf dem X. Parteitag in Forführung der be¬ 
währten Politik der Lösung der Hauptaufgabe 
beschlossenen ökonomischen Strategie gelten je¬ 
doch auch neue, höhere Maßstäbe für das Arbeits¬ 
recht. Sie erfordern ein schöpferisches Herange¬ 
hen in Praxis und Theorie. Die Ausführungen im 
Lehrbuch sind als eine Grundlage dafür zu verste- 
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hen und sollen die einzuschlagende Richtung wei¬ 
sen. Sie können picht für jede einzelne Entschei¬ 
dung bereits die fertige Lösung vermitteln. 

Seinem Charakter als Hochschullehrbuch nä'ch 
wendet sich das Lehrbuch Arbeitsrecht in Aufbau, ^ 
Inhalt und Form vor allem an Studierende der x 
Staats- und Rechtswissenschaft. Auf der Grund¬ 
lage des jeweiligen Studienplanes sind wesentliche 
Teile jedoch auch für Studierende nichtjuristi¬ 
scher Hoch- und Fachschulen, die im Arbeitsrecht 
ausgebildet werden, für postgradual Studierende 
und für Arbeitsrechtspraktiker zur theoretischen 
Fundierung von Leitungsakten sowie als Hilfe bei 
der Schulung von Werktätigen geeignet. 

Das Arbeitsrecht ist in seinem Wesen Aus¬ 
druck der politischen Macht der Arbeiterklasse 
und der mit ihr verbündeten Werktätigen. Jeder 
Fortschritt in der'weiteren Entfaltung der soziali¬ 
stischen Demokratie spiegelt sich im Arbeitsrecht ■, 
wider und wird von ihm gefördert. Die Verbin¬ 
dung der Vorzüge des Sozialismus mit der An¬ 
wendung des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts, die zehn Schwerpunkte der ökonomi¬ 
schen Strategie, die auf allen Gebieten der Pro¬ 
duktion nötigen weiteren Schritte der Intensivie¬ 
rung sind ohne eine bessere Entwicklung des per¬ 
sönlichen, betrieblichen und gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens, ohne eine weitere Ausprä¬ 
gung der sozialistischen Charakterzüge der Ar¬ 
beit, ohne eine weitere Stärkung der sozialisti¬ 
schen Demokratie bei ihrer Leitung auch mit den 
Mitteln des Arbeitsrechts undenkbar. Hierzu muß 
die Arbeitsrechtstheorie ständig neue Wege für 
eine effektive Anwendung und Höherentwicklung 
des Arbeitsrechts bahnen. Das Leben wirft immer 
neue Fragen auf, regt dazu an, in konstruktivem 
Streit der Meinungen, in schöpferischer Kritik und 
kollektiver Arbeit die Arbeitsrechtstheorie auf 
das nötige Niveau zu bringen und zugleich den 
Kampf gegen die bürgerliche Ideologie zu führen. 
Das Lehrbuch soll hierzu seinen Beitrag leisten. 

Aus den hier skizzierten Gründen ergibt sich, 
daß der theoretische Gehalt der Kapitel weiter 
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angereichert und ihre Praxisverbundenheit enger 
gestaltet werden muß. Gleiches gilt für die Ab¬ 
stimmung des Stoffes mit dem anderer Lehrbü¬ 
cher, denn das Arbeitsrechtslehrbuch ist als eines 
in der Reihe der Lehrbücher der Staats- und 
Rechtswissenschaft entworfen, die mit dem Er¬ 
scheinen der ersten Auflage des Lehrbuchs Marxi¬ 
stisch-leninistische Staats- und Rechtstheorie im 
Jahre 1975 begonnen wurde. Auch gilt es, dem 
Kreis der erörterten Probleme zu erweitern, ohne 
damit den Umfang des Buches über Gebühr aus¬ 
zudehnen. Um weiterführende Kritik und Hin¬ 
weise, die hierbei helfen können, wird gebeten. 


Frithjof Kunz, Wera Thiel 
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Kapitel I 

Grundfragen des sozialistischen Arbeitsrechts 


1 . 

Die Rolle des Arbeitsrechts 
bei der weiteren Gestaltung 
der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft 


1 . 1 . 

Das Arbeitsrecht 

als Zweig des sozialistischen 

Rechtssystems 

1 . 1 . 1 . 

Der Begriff des Arbeitsrechts 
Das Arbeitsrecht ist Teil*des sozialistischen 
Rechtssystems der DDR. Wie das gesamte Recht 
ist es auf objektiven Gesetzmäßigkeiten beruhen¬ 
der Willensausdruck der von ihrer marxistisch-le¬ 
ninistischen Partei geführten Arbeiterklasse. 1 Es 
wurzelt in den materiellen Lebensbedingungen 
der sozialistischen Gesellschaft, beruht auf ihren 
politischen, ökonomischen und sozialen Errun¬ 
genschaften und bringt die Vorzüge und Werte 
des Sozialismus zum Ausdruck. 

Das Arbeitsrecht umfaßt die Gesamtheit der 
Rechtsnormen 2 , einschließlich ihrer Konkretisie¬ 
rung durch betriebliche Regelungen, die auf die 
Ausgestaltung, Sicherung, Entwicklung und den 
Schutz der Arbeitsverhältnisse und damit eng ver¬ 
bundener Verhältnisse 3 der Arbeiter und Ange¬ 
stellten 4 gerichtet sind. 

Dabei gilt auch für das Arbeitsrecht, daß es 
nur in der Einheit von Rechtsnorm und deren 
Realisierung im gesamten Wirkungsprozeß des 
Rechts die Gestaltung der gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnisse beeinflussen kann. 5 

An der Gestaltung der Arbeitsrechtsnormen 
wirken die Gewerkschaften in vielfältiger Weise 
mit. Der sozialistische Staat bedient sich des Ar¬ 
beitsrechts als eines wesentlichen Instruments bei 
der Leitung und Organisation der vom Arbeits¬ 


recht erfaßten gesellschaftlichen Verhältnisse und 
bei der Erziehung der Werktätigen zu sozialisti¬ 
schen Verhaltensweisen. Das Arbeitsrecht gestal¬ 
tet Arbeitsverhältnisse, die die Angehörigen der 
Arbeiterklasse und der Intelligenz beim Leisten 
gesellschaftlich notwendiger Arbeit, bei der un¬ 
mittelbaren Teilnahme am gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozeß in staatlich geleiteten und organisier¬ 
ten Kollektiven eingehen, sowie mit diesen eng 
verbundene und nur auf ihrer Grundlage entste¬ 
hende gesellschaftliche Verhältnisse. Auch und 
besonders durch die Leitung dieser Verhältnisse 
mit arbeitsrechtlichen Formen und Methoden 
verwirklicht die Arbeiterklasse über ihren Staat 
ihre historische Mission und löst vielfältige Auf¬ 
gaben auf dem Wege zur Erreichung dieses Zieles. 
Insofern sind das Arbeitsrecht, sein Ausbau und 
seine Realisierung unerläßlich bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge¬ 
sellschaft. 

Die besondere Bedeutung des Arbeitsrechts 


1 Vgl. Programm der SED, Berlin 1976, S. 43; Mar¬ 
xistisch-leninistische allgemeine Theorie des Staa¬ 
tes und des Rechts, Bd. 4, Berlin 1976, bes. 
S. 19 ff.; Marxistisch-leninistische Staats- 1 und 
Rechtstheorie, Lehrbuch, Berlin 1975, S. 334 ff. 

2 Zur Gliederung des sozialistischen Rechtssystems 
in Rechtszweige und zu deren Begriff vgl. Marxi¬ 
stisch-leninistische allgemeine Theorie ..., 
a. a. O., S. 204; Marxistisch-leninistische Staats¬ 
und Rechtstheorie, a. a. O., S. 450. 

3 Ausführlich zu den Arbeitsverhältnissen und den 
eng mit diesen verbundenen Verhältnissen vgl. 
Abschn. 2 dieses Kapitels. 

4 Unter Arbeiter und Angestellte werden im Sinne 
des Gegenstandes des Arbeitsrechts sowie des Gel¬ 
tungsbereiches des AGB die Angehörigen der Ar¬ 
beiterklasse und die in volkseigenen Kombinaten 
und Betrieben, Einrichtungen und Institutionen tä¬ 
tigen Angehörigen der Intelligenz verstanden. Im 
folgenden wird als Synonym für Arbeiter und An¬ 
gestellte der Begriff „Werktätige“ verwandt. 

5 Vgl. Objektive Gesetze, Recht, Handeln, Berlin 
1979, S. 39. 
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ergibt sich daraus, daß es primär materielle Ver¬ 
hältnisse, nämlich Arbeitsverhältnisse im Bereich 
der materiellen Produktion, zum Inhalt hat. Es 

wirkt mit seinen Regelungen auf den gesellschaft¬ 
lichen Bereich ein, in dem die Menschen die mate¬ 
riellen Werte schaffen und unter sozialistischen 
Eigentums- und Machtverhältnissen ihr eigentli¬ 
ches Wesen verwirklichen. Damit nimmt es Ein¬ 
fluß auf das Hauptfeld der Tätigkeit der Arbeiter¬ 
klasse. Die Arbeiterklasse ist sich in jeder Ent¬ 
wicklungsetappe des Sozialismus der Marx’schen 
Feststellung bewußt, daß die Menschen „die ma¬ 
teriellen Bedingungen einer neuen Gesellschaft 
selbst erst produzieren (müssen), und keine 
Kraftanstrengung der Gesinnung oder des Wil¬ 
lens ... sie vondiesem Schicksal befreien“ 6 kann. 
Das Arbeitsrecht kann die Lösung dieser Aufga¬ 
ben der Arbeiterklasse aktiv unterstützen, weil es 
auf die Leitung, Organisation und unmittelbare 
Durchführung des Arbeitsprozesses durch Beein¬ 
flussung der Beziehungen der Werktätigen unter¬ 
einander und des Handelns jedes einzelnen ge¬ 
richtet ist. Alle Normen des Arbeitsrechts sind so 
gestaltet, daß es die Werktätigen auf die Realisie¬ 
rung der objektiv notwendig zu erreichenden 
Ziele orientiert, daß die Werktätigen aktiviert und 
ihre schöpferischen Fähigkeiten und Talente zur 
Geltung gebracht werden. Da das Arbeitsrecht 
' handlungsmotivierend und -organisierend für alle 
Beteiligten der Arbeitsrechtsverhältnisse wirkt, 
ist es ein unverzichtbares Instrument zur Lösung 
der betrieblichen und darüber hinausgehender ge¬ 
sellschaftlicher Aufgaben. 

Das Arbeitsrecht ist jedoch nicht nur Instru¬ 
ment zur Gestaltung der seinen Regelungsgegen¬ 
stand bildenden gesellschaftlichen Verhältnisse, 
sondern auch Ergebnis der bisherigen Entwick¬ 
lung dieser Verhältnisse. Es bewahrt und schützt 
das Erreichte und wirkt auf dieser Basis festigend 
und gestaltend. Der Begriff des Arbeitsrechts ist 
daher nur dann vollständig erfaßt, wenn die vom 
Arbeitsrecht angestrebten Ziele bzw. die von ihm 
zu lösenden Aufgaben 7 mit beachtet werden. Sie 
bestehen entsprechend den Erfordernissen der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts¬ 
und Sozialpolitik vor allem darin, alle arbeits¬ 
rechtlichen Möglichkeiten, zur Erhöhung der Ra¬ 
tionalität und Effektivität der Arbeit, zur besseren 
Durchsetzung des Leistungsprinzips, zur Ge¬ 
währleistung- einer hohen sozialen Sicherheit, zur 
Entwicklung der sozialistischen Demokratie so¬ 
wie zur Entfaltung der Persönlichkeit zu nutzen. 
Diese gesellschaftliche Zielrichtung bestimmt die 


arbeitsrechtliche Ausgestaltung der entsprechen¬ 
den gesellschaftlichen Verhältnisse bzw. des ge¬ 
forderten Verhaltens der Werktätigen. Mit dem 
Arbeitsgesetzbuch vom 16. Juni 1977 - dem nor¬ 
mativen Fundament des Arbeitsrechts der DDR - 
wurden die Voraussetzungen für eine den gesell¬ 
schaftlichen Erfordernissen entsprechende Reali¬ 
sierung des Arbeitsrechts geschaffen. 

1 . 1 . 2 . 

Die Spezifik der Leitung 
mit arbeitsrechtlichen Mitteln 

Bei der Bestimmung des Begriffs des Arbeits¬ 
rechts wurde davon ausgegangen, daß das Ar¬ 
beitsrecht ein Instrument des Staates zur Leitung 
und Organisation der Arbeitsverhältnisse und der 
mit ihnen eng verbundenen gesellschaftlichen 
Verhältnisse ist. Die Erfüllung der den Staatsor¬ 
ganen, wirtschaftsleitenden Organen, Kombina¬ 
ten und Betrieben obliegenden Planaufgaben in 
der materiellen Produktion und auf anderen Ge¬ 
bieten bildet eine Einheit mit der Aufgabe, in 
Verwirklichung des sozialistischen Arbeitsrechts 
die Arbeitsverhältnisse in den von ihnen geleite¬ 
ten Betriebs- und Arbeitskollektiven planmäßig 
zu gestalten. Das Arbeitsrecht wird in vielfältiger 
Verflechtung mit anderen rechtlichen und nicht¬ 
rechtlichen Leitungsinstrumenten und -mecha- 
nismen angewendet. Jedes Leitungsinstrument 
hat eine nur ihm eigene Spezifik, eine ihm eigene 
besondere Art und Weise der gestaltenden Ein¬ 
wirkung auf die zu beeinflussenden gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse. Die Art und Weise der gestal¬ 
tenden Einwirkungen gibt u. a. Auskunft darüber, 
welches Instrument zur Gestaltung welcher Ver¬ 
hältnisse oder Teilbeziehungen das geeignete ist. 

Bei der rechtlichen Gestaltung von Arbeits¬ 
verhältnissen bzw. der Normierung des Verhal¬ 
tens oder Handelns der Werktätigen 8 , der Aufga¬ 
ben und Befugnisse der Betriebe sind charakteri¬ 
stische Besonderheiten sowohl in der rechtlichen 
Regelung als auch im Wirkungsprozeß des Ar¬ 
beitsrechts erkennbar, die die Spezifik der Leitung 
mit arbeitsrechtlichen Mitteln kennzeichnen. 


6 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 4, Berlin 1964, 

S. 339. 

7 Ausführlich und umfassend vgl. hierzu Abschn. 3 
dieses Kapitels. 

8 Rechtliche Regelung von Arbeitsverhältnissen und 
eng mit diesen verbundenen Verhältnissen und 
Handeln bzw. Verhalten der Werktätigen werden 
als Synonyme gebraucht. Das ist möglich, weil ge¬ 
sellschaftliche Verhältnisse oder Teilbeziehungen ' 


26 



Um die einzelnen Rechtszweige im Rahmen der 
Rechtsordnung voneinander abzugrenzen und um 
typische Kriterien für die Rechtszweiggliederung zu 
finden, wird in der rechtstheoretischen und, auch in 
der rechtszweigtheoretischen Literatur in der 
Regel neben dem Gegenstand der rechtlichen Re¬ 
gelung die Methode der rechtlichen Regelung ange¬ 
führt. 9 

In der sowjetischen Arbeitsrechtswissenschaft gibt 
es in allen Lehrbüchern Äußerungen zur Methode 
der arbeitsrechtlichen Regelung. 10 Die Arbeits¬ 
rechtswissenschaft der DDR hat sich bisher in der 
Literatur noch nicht zu der Frage geäußert, 11 inwie¬ 
weit die Methode arbeitsrechtlicher Regelung als 
ein Charakteristikum des Arbeitsrechts angesehen 
wird und wenn ja, wodurch sie gekennzeichnet ist. 
Mit den folgenden Ausführungen ist nicht beab¬ 
sichtigt, diese Lücke zu schließen. Es soll hier nur 
kurz charakterisiert werden, mit welchen spezifi¬ 
schen Verfahrensweisen das sozialistische Arbeits¬ 
recht auf die von ihm erfaßten gesellschaftlichen 
Verhältnisse einwirkt und worin die Bedeutung des 
Arbeitsrechts bei der Gestaltung der Arbeitsverhält- 
nisse in Wechselwirkung mit anderen staatlichen 
Leitungsinstrumenten besteht. 

1. Eine Spezifik des Arbeitsrechts besteht darin, 
daß der sozialistische Staat die zum Rege¬ 
lungsgegenstand des Arbeitsrechts gehören¬ 
den Verhältnisse auf den verschiedensten 
Ebenen unmittelbar leitet. Die Verwirkli¬ 
chung des Arbeitsrechts erfolgt dabei in erster 
Linie bei der Leitung des Arbeitsprozesses im 
Arbeitskollektiv. Insofern wird das Arbeits¬ 
kollektiv mit den spezifischen 
Möglichkeiten des Arbeitsrechts direkt 
geleitet, seine Tätigkeit organisiert und ge¬ 
schützt. Das Arbeitsrecht bringt hierdurch die 
Interessen der Gesellschaft, der Kollektive 
und der Individuen zum Ausdruck und ist 
auch unmittelbar auf die ständige Herstellung 
ihrer Übereinstimmung gerichtet. Ausgehend 
davon erfolgt die staatliche Leitung der Ar¬ 
beitsverhältnisse auf der Grundlage der im 
Plan enthaltenen Zielstellungen. Nur im 
Rahmen der durch den Staat abgesteckten 
Grenzen sind z. B. individuelle vertragliche 
Vereinbarungen, Weisungen oder andere 
rechtliche Formen der Ausgestaltung der Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse möglich. 

2. Ausgehend von der Stellung der Gewerk¬ 
schaften im politischen System des Sozialis¬ 
mus wurden ihnen durch die 'Verfassung 
umfangreiche Rechte bei der Gestaltung der 
ganzen Gesellschaft, besonders aber im Be¬ 
reich der Wirtschaft gewährt. Die Intensität 


und Vielfalt der Teilnahme der Gewerkschaf¬ 
ten an der rechtlichen Normierung der den 
Gegenstand der arbeitsrechtlichen Regelung 
bildenden Verhältnisse, an der Verwirkli¬ 
chung des Arbeitsrechts auf allen Ebenen, be¬ 
sonders bei der Ausgestaltung und Entwick¬ 
lung der Arbeitsverhältnisse und bei der Kon¬ 
trolle der Einhaltung des Arbeitsrechts, lassen 
eine Spezifik arbeitsrechtlicher Leitung er¬ 
kennen. Hierdurch wird gleichzeitig bewirkt, 


im Rahmen dieser durch bestimmtes Verhalten der 
Individuen entstehen. Nach Marx und Engels ist es 
das „individuelle Verhalten der Individuen, ihr 
Verhalten als Individuen zueinander, das die be¬ 
stehenden Verhältnisse schuf und täglich neu 
schafft“. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 3, Berlin 
1958, S. 423. 

9 Vgl. Marxistisch-leninistische allgemeine Theo¬ 
rie . .., a. a. O., S. 210 ff.; Marxistisch-leninisti¬ 
sche Staats- und Rechtstheorie, a. a. O., S. 455. 
Vielfach werden außer dem Gegenstand und der 
Methode noch bestimmte Prinzipien zur Charakte¬ 
risierung eines Rechtszweiges angeführt. So defi¬ 
niert D. A. Kerimow den Rechtszweig als „eine ob¬ 
jektiv innerhalb des einheitlichen Rechtssystems 
als relativ selbständiger Teil dieses Systems ent¬ 
standene, Gruppe von rechtlichen Instituten und 
Nonnen, die qualitativ gleichartige gesellschaftli¬ 
che Verhältnisse auf der Grundlage bestimmter 
Prinzipien und einer spezifischen Methode regelt 
und aufgrund dessen relative Selbständigkeit, Sta¬ 
bilität und Autonomie des Funktionierens er¬ 
wirbt“. D. A. Kerimow, Philosophische Probleme 
des Rechts, Berlin 1977, S. 216. 

10 Sowjetisches Arbeitsrecht, Lehrbuch, Berlin 1974, 

, S. 24 ff. Sowjetisches Arbeitsrecht, Lehrbuch, Au¬ 
torenkollektiv unter der Leitung von Aleksandrow, 
N. G., Verlag „Juriditscheskaja literatura“, Mos¬ 
kau 1972 (russ.) 

Sowjetisches Ärbeitsrecht, Lehrbuch, Autorenkol¬ 
lektiv unter der Leitung von Paschkow, A. S., Ver¬ 
lag „Juriditscheskaja literatura“, Moskau 1976 
(russ.) 

Prozewski, A. J., Die Methode der rechtlichen Re¬ 
gelung von Arbeitsverhältnissen, Moskau 1972 
(russ.). 

11 In seiner Dissertation „Die Gestaltung von Lei¬ 
tungsverhältnissen im Rahmen des sozialistischen 
Arbeitsrechts“ hat sich J. Pawelzig ausführlich und 
sehr gründlich mit der Methode der arbeitsrechtli¬ 
chen Regelung befaßt. Er hat die einschlägige, be¬ 
sonders die sowjetische Literatur einer sorgfältigen 
Analyse unterzogen und ist zu ersten akzeptablen 
Schlußfolgerungen für das Arbeitsrecht der DDR 
gekommen. Dissertation A, Berlin 1979, S. 64 ff., 
(nicht veröffentlicht). 
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daß die Werktätigen über ihre Klassenorgani¬ 
sation zur Verwirklichung des Arbeitsrechts 
im Interesse des gesellschaftlich Erforderli¬ 
chen bewußt stimuliert werden, daß sie - aus¬ 
gehend vom Gesamtwillen ihrer Klasse - ihre 
Verantwortung wahrnehmen. 

3. Eine weitere Spezifik der arbeitsrechtlichen 
Leitung ist im Mechanismus der arbeitsrecht¬ 
lichen Regelung zu sehen. 12 Als eine beson¬ 
dere Form der Verwirklichung des demokrati¬ 
schen Zentralismus existieren im Arbeitsrecht 
differenziert ausgestaltete Regelungen aller 
Ebenen bis zum Betrieb. Mit ihnen wird einer¬ 
seits die Einheitlichkeit des Arbeitsrechts für 
alle Betriebe und Werktätigen sowie für ihre 
Gewerkschaften gewährleistet und anderer¬ 
seits die notwendige Differenziertheit der 
darauf basierenden nachfolgenden rechtli¬ 
chen Ausgestaltung der Arbeitsverhältnisse 
unter den konkreten Bedingungen der jewei¬ 
ligen Zweige und Betriebe ermöglicht. „In 
keinem anderen Rechtszweig begegnen wir 
solch einem detaillierten, hierarchisch abge¬ 
stuften und bis in die Ebene des Betriebes rei¬ 
chenden System von Rechtsakten wie im Ar¬ 
beitsrecht.“ 13 In einer ganz besonderen Weise 
ist am Mechanismus des Arbeitsrechts gleich¬ 
zeitig die Einheit von Arbeitsrechtsschöpfung 
und -Verwirklichung zu erkennen, denn die 
Zweig- und Betriebsregelungen konkretisie¬ 
ren das vorhandene Recht und verwirklichen 
es zugleich. 

4. Besonderheiten der Leitung mit dem Arbeits¬ 
recht bestehen in der Art und Weise der An¬ 
wendung arbeitsrechtlicher Formen und Lei¬ 
tungsinstrumente in der für das Arbeitsrecht 
typischen Leitung und Organisation von Teil¬ 
beziehungen auf der Grundlage der planmä¬ 
ßigen Ausgestaltung durch den Staat, z. B. 
durch die Form des Vertrages, der Weisung, 
der Verfügung und andere Rechtsformen. 
Gewiß ist die vertragliche Ausgestaltung von 
Rechtsbeziehungen ein Kennzeichen mehre¬ 
rer Rechtszweige. Spezifisch für das Arbeits¬ 
recht der DDR ist jedoch die vorwiegende 
Gestaltung der Arbeitsrechtsverhältnisse 
durch Verträge auf der Grundlage der 
Rechtsnormen. Das bewirkt die quantitative 
und qualitative Entwicklung der arbeitsrecht¬ 
lichen Verträge zur Gewährleistung der erfor¬ 
derlichen Kontinuität, Stabilität und Dynamik 
der Arbeitsbeziehungen als Instrumente zur 
Leitung des Arbeitsprozesses und zur Erzie¬ 


hung der Werktätigen zu verantwortungsbe¬ 
wußtem und diszipliniertem Verhalten. Die 
vorhandene und ständig erneut auf qualitativ 
entwickelter Ebene herzustellende Überein¬ 
stimmung individueller und gesellschaftlicher 
Interessen offenbart sich im Bereich der. Ar¬ 
beit zuerst und wird vom Arbeitsrecht ent¬ 
sprechend reflektiert und gefördert. Die In¬ 
teressenübereinstimmung ist eine der ent¬ 
scheidenden gesellschaftlichen Grundlagen 
für die zunehmende Anwendung arbeitsrecht¬ 
licher Verträge zwischen dem Werktätigen 
und dem Betrieb bzw. mehreren Betrieben. 

5. Die arbeitsrechtliche Leitung wird schließlich 
durch eine spezifische Art der Gestaltung von 
Berechtigung und Verpflichtung, der Garan¬ 
tien der Durchsetzung der Rechte und Pflich¬ 
ten, d. h. der „Art des Schutzes der Rechte 
und der Gewährleistung der Erfüllung der 
Pflichten“ 14 gekennzeichnet. Die Besonder¬ 
heiten der Transformation von zunächst ab¬ 
strakten Grundrechten in konkrete Rechte 
und Pflichten werden in erster Linie durch die 
Einheit von objektiven Anforderungen und 
subjektiver Befähigung der Werktätigen be¬ 
stimmt.' Nicht nur die ausdrücklichen Rege¬ 
lungen zur Arbeitsdisziplin, die Grundanfor¬ 
derungen an alle Werktätigen fixieren, son¬ 
dern alle individuellen Berechtigungen und 
Verpflichtungen der Werktätigen gehen von 
diesem Grundsatz aus. 

Typisch für das Arbeitsrecht ist ebenfalls der 
umfangreiche rechtlich ausgestaltete Katalog 
ideeller und materieller Formen, die die Realisie¬ 
rung der Rechte und Pflichten stimulieren und 
sanktionieren. Sie erstrecken sich nahezu auf alle 
Bestandteile des Arbeitsrechtsverhältnisses und 
sind mit nichtrechtlichen Formen, die zum Teil im 
Gesetz ausdrücklich als Möglichkeiten angeführt 
sind, sinnvoll kombiniert. Diese für das Arbeits¬ 
recht typische Art der Einwirkung auf Verhalten 
und Handeln der Normadressaten ist Ausdruck 
des Entwicklungsstandes der Gesamtheit der Ar¬ 
beitsverhältnisse, der Kollektivität im Bereich der 


12 Ausführlich zum Mechanismus arbeitsrechtlicher 
Regelungen vgl. Abschn. 5 dieses Kapitels. 

13 J. Pawelzig, Die Gestaltung von Leitungsverhält¬ 
nissen im Rahmen des sozialistischen Arbeits¬ 
rechts, a. a. O., S. 68. 

14 Sowjetisches Arbeitsrecht, Lehrbuch, Autorenkol¬ 
lektiv unter Leitung von N. G. Aleksandrow, 
a. a. O., S. 39. 
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Arbeit, der Demokratie im Arbeitsprozeß sowie 
der aktiven schöpferischen und disziplinierten 
Teilnahme jedes einzelnen an der Erfüllung seiner 
Arbeitsaufgaben und an der Leitung der Arbeit. 

Die Bedeutung des Arbeitsrechts geht jedoch 
über die Beeinflussung des unmittelbaren Pro¬ 
duktionsbereiches hinaus. Auch weitere, mit die¬ 
sem eng verflochtene gesellschaftliche Verhält¬ 
nisse werden mittelbar und z. T. unmittelbar vom 
Arbeitsrecht berührt. Bei dieser Feststellung geht 
es nicht um jene Arbeitsverhältnisse, die im 
nichtmateriellen Bereich existieren bzw. um die 
mit den Arbeitsverhältnissen eng verbundenen 
Beziehungen, die zum Regelungsgegenstand des 
Arbeitsrechts gehören. Es geht hier um die Im¬ 
pulse des Arbeitsrechts für weitere gesellschaftli¬ 
che Verhältnisse, die auch durch das Arbeitsrecht 
beeinflußt werden, weil das arbeitsrechtlich orga¬ 
nisierte Verhalten der Menschen in der Arbeit 
auch auf deren weitere Lebensbereiche wirkt. 
Denn, nach Marx und Engels ist die „Weise der 
Produktion nicht bloß nach der Seite hin zu be¬ 
trachten, daß sie die Reproduktion der physischen 
Existenz dieser Individuen ist. Sie ist vielmehr 
schon eine bestimmte Art der Tätigkeit dieser In¬ 
dividuen, eine bestimmte Art, ihr Leben zu äu¬ 
ßern, eine bestimmte Lebensweise desselben. Wie 
die Individuen ihr Leben äußern, so.sind sie. Was 
sie sind, fällt also zusammen mit ihrpr Produktion, 
sowohl damit, was sie produzieren, als auch damit, 
wie sie produzieren.“ 15 

Als Einheit materieller und ideeller Lebens¬ 
prozesse 16 sind die sozialistische Lebensweise und 
die Grundzüge ihrer Entwicklung Bestandteil der 
Gesamtaufgabenstellung der Gesellschaft sowie 
Wirkungsfeld der Leitung, Organisation und Sti¬ 
mulierung in allen Bereichen des gesellschaftli¬ 
chen Lebens mit rechtlichen Mitteln. Bedingt 
durch seinen Regelungsgegenstand und die spezi¬ 
fische Art der Leitung mit arbeitsrechtlichen Mit¬ 
teln hat das Arbeitsrecht nicht nur Bedeutung für 
die ökonomische Rationalität und Effektivität, 
sondern für die Entwicklung der Lebensweise im 
weitesten Sinne. In seinen rechtlichen Regelungen 
finden besonders der Charakter der Arbeit und 
die Tendenzen seiner Entwicklung sowie die 
durch die sozialistische Arbeit beeinflußten weite¬ 
ren gesellschaftlichen Beziehungen ihren Aus¬ 
druck und werden vom Arbeitsrecht gefördert. 


1 . 2 . 

Der Charakter der Arbeit im Sozialismus 
als eine grundlegende Bedingung 
für die Gestaltung und Verwirklichung 
des Arbeitsrechts 


Allgemeine Determinanten 
des Arbeitsrechts 

Ebenso wie das gesamte Recht ist auch das Ar¬ 
beitsrecht „ein .Gesamtprodukt 1 der komplizier¬ 
ten wechselseitigen Einwirkung ökonomischer, 
politischer, sozialer und anderer Faktoren,“ 17 und 
wird durch die objektiven gesellschaftlichen Ge¬ 
setzmäßigkeiten und deren Wirkungsbedingun¬ 
gen bestimmt. 18 Determinanten des Arbeitsrechts 
sind nicht nur die Zusammenhänge, die durch ob¬ 
jektive Gesetze im Bereich der Arbeit konstituiert 
werden, sondern diejenigen in den vielfältigsten 
gesellschaftlichen Prozessen, wobei immer die 
materiellen Verhältnisse die bestimmenden sind. 
Sie sind deshalb die bestimmenden, weil alles 
Recht letztlich in den materiellen Lebensbe¬ 
dingungen der Gesellschaft wurzelt und weil das 
Arbeitsrecht primär materielle Verhältnisse zu 
seinem Regelungsgegenstand hat und demzufolge 
direkt als Instrument zur bewußten Ausnutzung 
objektiver Gesetze im Rahmen dieser Verhält¬ 
nisse dient. Das Arbeitsrecht wird daher zuerst 
durch die sozialistischen Produktionsverhältnisse 
bestimmt, die der Entwicklung der Produktiv¬ 
kräfte und dem wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt Raum bieten und auf deren Grundlage 
sich die charakteristischen Merkmale der Arbeit 
im Sozialismus weiter ausbilden. Der Charakter 
der Arbeit und die Bedingungen seiner Entwick¬ 
lung haben einen besonderen gestaltenden Ein¬ 
fluß auf das Arbeitsrecht und auf alle seine Teile. 
In diesem Zusammenhang sind die Tendenzen der 
Kollektiventwicklung, die Struktur und die allge- 


15 K. Marx/F. Engels, Werke Bd. 3, a. a. O., S. 21. 

16 Vgl. B. Bittighöfer, „Sozialistische Lebensweise — 
Errungenschaft und Aufgabe“, Einheit, 1977/1, 
S. 26 ff. 

17 D. A. Kerimow, Philosophische Probleme des 

Rechts, a. a. O., S. 34. " 

18 „.. . die notwendigen und wesentlichen Zusam¬ 
menhänge, die objektive Gesetze konstituieren, 
(sind) Ausgangspunkt für das Wirken des sozialisti¬ 
schen Rechts, sie determinieren das durch das 
Recht vermittelte Handeln“. Objektive Gesetze, 
Recht, Handeln, a. a. O., S. 59. 
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1 meine gesellschaftliche Stellung des Arbeitskol¬ 
lektivs, die Entwicklung und Aufgabenstellung 
des Kombinates, des Betriebes und das Zusam¬ 
menwirken mit anderen Kombinaten und Betrie¬ 
ben, Organen und Organisationen von ganz be¬ 
sonderer Bedeutung. 

Das Arbeitsrecht wird weiterhin durch die Ge¬ 
setzmäßigkeiten und durch die sich mit Notwen¬ 
digkeit ergebenden allgemeinen Anforderungen 
des ganzen politischen Systems des Sozialismus 
sowie durch andere ideologische Erscheinungen, 
besonders durch die sozialistische Moral, be¬ 
stimmt. „Die politische, rechtliche, philosophi¬ 
sche, religiöse, literarische, künstlerische etc. 
Entwicklung beruht auf der ökonomischen. Aber 
sie alle reagieren auch aufeinander und auf die 
ökonomische Basis. Es ist nicht, daß die ökonomi¬ 
sche Lage Ursache, allein aktiv ist und alles andere 
nur passive Wirkung. Sondern es ist Wechselwir¬ 
kung auf Grundlage der in letzter Instanz stets sich 
durchsetzenden ökonomischen Notwendig¬ 
keit.“ 19 Auf der Grundlage der materiellen Ver¬ 
hältnisse sichert das sozialistische Recht nicht nur 
das Funktionieren aller Glieder des politischen 
Systems des Sozialismus, sondern es wird in sei¬ 
nem Inhalt auch von den im ganzen System und in 
bestimmten Teilen wirkenden Gesetzmäßigkeiten 
unmittelbar beeinflußt. Diese wechselseitige Be¬ 
einflussung aller Glieder des politischen Systems, 
ihr Reagieren aufeinander bedeutet für das Ar¬ 
beitsrecht, daß es durch die Entwicklungsgesetz¬ 
mäßigkeiten, Funktionen und Aufgaben des Staa¬ 
tes bestimmt wird. 

Typisch für das Arbeitsrecht ist ganz beson¬ 
ders seine Beeinflussung durch die Gewerkschaf¬ 
ten. Die an Quantität und vor allem Qualität ge¬ 
wachsenen Mitwirkungsrechte der Gewerkschaf¬ 
ten bei der Gestaltung des gesamten Arbeitsrechts 
und der Arbeitsrechtsverhältnisse sind sowohl di¬ 
rekter Ausdruck der Entwicklung der materiellen 
Verhältnisse, die zu arbeitsrechtlichen Anforde¬ 
rungen an die Leitung des Arbeitsprozesses, an 
,die Vervollkommnung des demokratischen Zen¬ 
tralismus führten, als auch Ausdruck des Entwick¬ 
lungsprozesses innerhalb der Gewerkschaften. 

Schließlich wird das Arbeitsrecht durch die 
Gesetzmäßigkeiten und Prinzipien innerhalb der 
Entwicklung der gesamten Rechtsordnung be¬ 
stimmt. Kein Zweig des sozialistischen Rechts exi¬ 
stiert unabhängig vom ganzen System und von 
seinen einzelnen Gliedern. 

Im Rahmen'alier Einflußfaktoren des Arbeits¬ 
rechts haben der Charakter der Arbeit und seine 


Entwicklungstendenzen grundlegende Bedeutung 
für die Bildung und für die Wirksamkeit des Ar¬ 
beitsrechts. 20 

1 . 2 . 2 . 

Zum Charakter der Arbeit 
im Sozialismus 

Die Ausprägung des sozialistischen Charakters 
der Arbeit gehört zu den grundlegenden Aufga¬ 
ben bei der Gestaltung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft. Sie ist untrennbar mit der füh¬ 
renden Rolle der Arbeiterklasse und ihrem quali¬ 
tativen Wachstum, mit ihrem Bündnis besonders 
mit der Klasse der Genossenschaftsbauern sowie 
mit der Annäherung aller Klassen und Schichten 
verbunden. 21 Der sozialistische Charakter der 
Arbeit ist keine unveränderliche gesellschaftliche 
Kategorie. Er wird in seinem grundlegenden We¬ 
sen durch die sozialistischen Eigentumsverhältnis¬ 
se, die dialektischen Beziehungen innerhalb des 
Systems der Produktionsverhältnisse und das 
Entwicklungsniveau der Produktivkräfte be¬ 
stimmt. In der jüngeren gesellschaftswissenschaft¬ 
lichen Literatur hat sich die Meinung herausgebil¬ 
det, daß der Charakter der Arbeit, als Kennzei¬ 
chen aller Wesenszüge der Arbeit, in der dialekti¬ 
schen Ejnheit von gesellschaftlicher Form und In¬ 
halt der Arbeit zu sehen ist. MiL Berufung auf 
Marx, der zwei Bedingungen für die Herausbil¬ 
dung der allseitig freien Arbeit, d. h. der Arbeit in 
der zweiten Phase der kommunistischen Gesell- 



19 K. Marx/F. Engels, Werke Bd. 39, Berlin 1968, 
S. 206. 

20 „Die marxistisch-leninistische Soziologie sieht im 
( Charakter der Arbeit den grundlegenden Deter¬ 
minationsfaktor, der alle Erscheinungen des Ver¬ 
hältnisses der Menschen zur Arbeit bestimmt.“ 
G. Aßmann/R. Stollberg, Grundlagen der marxi¬ 
stisch-leninistischen Soziologie, Lehrbuch, Berlin 
1977, S. 294. Es scheint einleuchtend, daß die Wi¬ 
derspiegelung dieser Verhältnisse im Recht keiner 
anderen Determination unterliegen kann. 

21 Ausführlich zum Charakter der Arbeit vgl. beson¬ 
ders: 

R. Stollberg, Arbeitssoziologie, Berlin 1978, 

S. 30 ff.; 

G. Aßmann/R. Stollberg, Grundlagen der marxi¬ 
stisch-leninistischen Soziologie a. a. O., S. 291 ff.; 
Ökonomik der Arbeit, Berlin 1974, S. 33 ff.; 
Politische Ökonomie des Kapitalismus und des So¬ 
zialismus, Lehrbuch, Berlin 1974, S. 475 ff.; 
Wissenschaftlich-technischer Fortschritt - Soziali¬ 
stische Arbeit - Persönlichkeit, Berlin 1976, bes. 
S. 36 ff. 
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Schaftsformation, nannte, wird eine Trennung von 
sozialökonomischer Natur bzw. gesellschaftlicher 
Form der Arbeit und Entwicklungsniveau des In¬ 
halts der Arbeit bei der Bestimmung des Charak¬ 
ters der Arbeit für unzulässig gehalten. „Die Ar¬ 
beit der materiellen Produktion“, führt Marx aus, 
„kann diesen Charakter nur erhalten, dadurch 
daß 

1) ihr gesellschaftlicher Charakter gesetzt ist, 

2) daß sie wissenschaftlichen Charakters, zu¬ 
gleich allgemeine Arbeit ist, nicht Anstren¬ 
gung des Menschen als dressierte Naturkraft, 
sondern als Subjekt, das in dem Produktions¬ 
prozeß nicht in bloß natürlicher, naturwüchsi¬ 
ger Form, sondern als alle Naturkräfte re¬ 
gelnde Tätigkeit erscheint“. 22 

Hiervon ausgehend werden als wesentliche 
Elemente des Charakters der Arbeit im Sozialis¬ 
mus ihre sozialökonomische Natur bzw. ihre ge¬ 
sellschaftliche Form, ihr Inhalt und ihre Koopera¬ 
tionsform angesehen. 23 Die sozialökonomische 
, Natur ist die gesellschaftliche Organisationsform 
der Arbeit, sie ist unmittelbar mit dem Charakter 
der jeweiligen Produktionsverhältnisse verbun¬ 
den und widerspiegelt das Wesen der Gesell¬ 
schaftsordnung. In der sozialökonomischen Natur 
der Arbeit zeigt sich das Verhältnis der Menschen 
zueinander im Arbeitsprozeß, „das Verhältnis 
zwischen den Menschen je nach ihrer Beteiligung 
an der gesellschaftlichen Arbeit“ 24 und damit die 
grundlegende Beziehung von Individuum und Ge¬ 
sellschaft. Die sozialökonomische Natur ist das 
bestimmende Element bei der Charakterisierung 
der Arbeit. Sie wird im Sozialismus besonders da¬ 
durch gekennzeichnet, daß sie von Ausbeutung 
befreite Arbeit kameradschaftlich zusammenar¬ 
beitender Produzenten in ihren Kollektiven sowie 
unmittelbar gesellschaftliche Arbeit ist, die im 
Rahmen der ganzen Gesellschaft durch den Staat 
planmäßig organisiert wird. Sie ist „unmittelbar 
gesellschaftsgestaltende soziale Aktivität und in 
diesem Sinne schöpferische Arbeit“ 25 sowie Aus¬ 
gangspunkt der praktischen Umgestaltung aller 
gesellschaftlichen Beziehungen. 26 

An diesen Merkmalen der Arbeit zeigen sich 
die grundlegenden Unterschiede zur gesellschaft¬ 
lichen Organisationsform der Arbeit unter den 
Bedingungen des Privateigentums an Produk¬ 
tionsmitteln. Der Ausbeutungscharakter der Ar¬ 
beit und die durch den Widerspruch zwischen ge¬ 
sellschaftlicher Arbeit und privater Aneignung 
ausgelöste Existenzunsicherheit und Arbeitslo¬ 
sigkeit führen nicht zur Selbstverwirklichung des 


Menschen in und durch die Arbeit, sondern zur 
Entfremdung des Menschen von der Arbeit. 27 

Der Inhalt der Arbeit bringt die konkrete Ar¬ 
beitstätigkeit des Menschen zum Ausdruck, die 
Spezifik seiner zweckgerichteten Tätigkeit zur 
Bearbeitung des Arbeitsgegenstandes bzw. „zur 
Lösung seiner Arbeitsaufgabe “. 28 Er beeinflußt 
alle Elemente des Charakters der Arbeit, da er 
durch den wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritt, die Entwicklung der Produktivkräfte, die 
Arbeitsteilung und die gesellschaftliche und be¬ 
triebliche Organisation der Arbeit unmittelbar 
bestimmt wird. Für die Erhöhung der ökonomi¬ 
schen Leistungsfähigkeit, besonders der Effektivi¬ 
tät im Sinne von Veränderung des, Verhältnisses 
von Aufwand und Ertrag, sind Wandlungen der 
Arbeitsinhalte bedeutsam. Die Gestaltung pro¬ 
gressiver Arbeitsinhalte, z. B. durch spürbare Ab¬ 
lösung der manuellen Arbeit in allen Bereichen 
der Volkswirtschaft, durch Beseitigung schwerer 
und gesundheitsbeeinträchtigender Arbeit, durch 
Veränderung der innerbetrieblichen Teilung und 
Kooperation der Arbeit im Interesse des Zuneh¬ 
mens schöpferischer Elemente der Arbeit, for- 

22 K. Marx, Grundrisse zur Kritik der Politischen 
Ökonomie, Berlin 1953, S. 505. 

23 Vgl. besonders G. Aßmann/R. Stollberg, Grund¬ 
lagen der marxistisch-leninistischen Soziologie, 
a. a. O.; 

R. Stollberg, Arbeitssoziologie, a. a. O.; 
Wissenschaftlich-technischer Fortschritt - Soziali¬ 
stische Arbeit - Persönlichkeit, a. a. O. 

24 W. I. Lenin, Werke Bd. 6, Berlin 1963, S. 257. 

25 R. Stollberg, Arbeitssoziologie, a. a. O., S. 33. 

26 In diesem Sinne vgl. auch G. Klaus/M. Buhr, „Die 
Kategorie des Charakters der Arbeit ist auch im 
Zusammenhang mit der praktischen Umgestaltung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse und mit der Er¬ 
ziehung und Selbsterziehung der sozialistischen 
Menschen wichtig. Die praktische sozialistische 
Veränderung des menschlichen Lebens kann sich 
in erster Linie nur als planmäßige Veränderung des 
Charakters der Arbeit von Massen werktätiger 
Menschen vollziehen.“ 

Philosophisches Wörterbuch, Leipzig 1974, S. 241. 

27 Die folgende Feststellung von K. Marx in Ausein¬ 
andersetzung mit A. Smith hat bis heute an histori¬ 
scher Wahrheit nichts verloren: „Allerdings hat er 
Recht, daß in den historischen Formen der Arbeit 
als Sklaven-, Fronde-, Lohnarbeit die Arbeit stets 
repulsiv, stets als äußre Zwangsarbeit erscheint und 
ihr gegenüber die Nichtarbeit als .Freiheit, und 
Glück 1 .“ K. Marx, Grundrisse zur Kritik der Politi¬ 
schen Ökonomie, a. a. O., S. 505. 

28 R. Stollberg, Arbeitssoziologie, a. a. a. O., S. 34. 
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dem ein hohes Qualifikationsniveau, verantwor¬ 
tungsbewußtes und engagiertes Tätigwerden und 
wirken sich günstig auf Arbeitsdisziplin und Ar¬ 
beitsmoral aus. Am Arbeitsinhalt ist gleichzeitig 
das Entwicklungsniveau des Verhältnisses von 
geistiger und körperlicher Arbeit erkennbar sowie 
das Niveau der für die Eigentumsverhältnisse im 
Sozialismus typischen Unterordnung der verge¬ 
genständlichten unter die lebendige Arbeit. 

Die Kooperationsform der Arbeit Kennzeich¬ 
net die Art und Weise des Zusammenwirkens der 
Werktätigen im Arbeitsprozeß, die unmittelbaren 
Beziehungen der Menschen im kooperativen Tä¬ 
tigwerden. Die Soziologie der DDR unterscheidet 
technologische und soziale Kooperationsformen, 
die die Art und Weise des Zusammenwirkens der 
Menschen bestimmen. Die technologische Ko¬ 
operationsform, die wesentlich von der betriebli¬ 
chen Arbeitsteilung bestimmt wird, gibt Auskunft 
über die arbeitsfunktionellen Bindungen und die 
soziale Kooperationsform, die wesentlich vom Ni¬ 
veau der zwischenmenschlichen Beziehungen be¬ 
stimmt wird, gibt Auskunft über die soziale Quali¬ 
tät der Beziehungen der Menschen im Zusam¬ 
menwirken 

Das Lehrbuch Grundlagen der marxistisch-leninisti¬ 
schen Soziologie unterscheidet drei technologische 
Kooperationsformen: 

1. Die isolierte Kooperationsform. Die Arbeit wird 
allein, ohne unmittelbaren ständigen Kontakt 
mit anderen geleistet. 

2. Die parallele Kooperationsform. Die Arbeit 
wird in unmittelbarer Gemeinschaft mit anderen 
geleistet. Die Arbeitsgänge, die von den einzel¬ 
nen verrichtet werden, hängen aber nicht mit¬ 
einander zusammen, sondern sind gleich bzw. 
ähnlich. 

3. Die funktionell verbundene Kooperationsform. 
Die Arbeit wird ebenfalls in unmittelbarer Ge¬ 
meinschaft mit anderen geleistet, wobei jeder 
Werktätige einen Teil innerhalb einer Kette von 
aufeinanderfolgenden Funktionen ausführt. 

Die Merkmale der sozialen Kooperationsform um¬ 
schließen das Niveau der politischen Bewußtheit der 
Gruppenmitglieder, ihre gemeinsame Zielstellung, 
die Interessenübereinstimmung, den Integrations¬ 
grad der Gruppe, das Verhältnis von Leiter und 
Werktätigen ohne Leitungsfunktion u. a. 

Gerade in der Art und Weise des Zusammen¬ 
wirkens der Menschen im Arbeitsprozeß zeigt sich 
im Sozialismus die dialektische Einheit und Wech¬ 
selwirkung von Produktionsverhältnissen und 
Produktivkräften. Hierdurch wird letztlich auch 
die Qualität des sozialistischen Arbeitskollektivs, 
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das Produktionsverhältnis und Produktivkraft 
zugleich ist und sich in wesentlichem Maße an 
der staatlichen Machtausübung beteiligt, deut¬ 
lich. Die Kooperationsform der Arbeit zeigt 
nicht nur den technisch-technologischen Ent¬ 
wicklungsstand und gibt Auskunft über den 
arbeitsteiligen Prozeß des Betriebes, sondern 
weist gleichzeitig auf die mannigfachen Beziehun¬ 
gen zwischen den Kollektivmitgliedern und auf 
deren Eigenschaften wie Leistungsbereitschaft, 
Verantwortungsbewußtsein, diszipliniertes Ver¬ 
halten usw. hin. Die Art und Weise des Zusam¬ 
menwirkens bestimmt wesentlich den Nutzeffekt 
der Arbeit einschließlich aller Möglichkeiten, ihn 
zu beeinflussen. 

1 . 2 . 3 . 

Zur Widerspiegelung des Charakters 
der Arbeit im Arbeitsrecht 

Widerspiegelung des Charakters der Arbeit be¬ 
deutet nicht schematisches Abbilden der Ele¬ 
mente des Charakters der Arbeit bzw. regelungs¬ 
bedürftiger Teile desselben im Arbeitsrecht, son¬ 
dern eine solche Rechtsgestaltung, daß eine aktive 
Beeinflussung durch das Arbeitsrecht möglich 
wird. Der Charakter der Arbeit ist in der Einheit 
aller Elemente Determinante der arbeitsrechtli¬ 
chen Normierung. Er bestimmt alle Teile des Ar¬ 
beitsrechts, weil er das Wesen aller vom Arbeits¬ 
recht erfaßten Beziehungen teilweise unmittelbar, 
zumindest aber mittelbar beeinflußt. Daher ist das 
Arbeitsrecht sowohl Ausdruck des Charakters der 
Arbeit als auch wichtiges Instrument seiner weite¬ 
ren Ausprägung. Diese Aussage hat für das ge¬ 
samte Arbeitsrecht Gültigkeit. Sie soll hier an ei¬ 
nigen Rechtsinstituten bzw. Rechtsnormen exem¬ 
plifiziert werden. 

Auf der Grundlage der sozialökonomischen Natur 
der Arbeit können bei neuen Technisierungen und 
unter veränderten technologischen Bedingungen die 
Arbeitsinhalte weitgehend so gestaltet werden, daß 
jeder Werktätige im Interesse hoher Effektivität und 
Qualität der Arbeit und seiner eigenen Persönlich¬ 
keitsentwicklung wirksam werden kann. Die Über¬ 
windung der alten Arbeitsteilung und die Schaffung 
einer sozialistischen gesellschaftlichen Arbeitstei¬ 
lung, die die Dynamik der sozialistischen Produk¬ 
tionsverhältnisse für die Entwicklung der Produk¬ 
tivkräfte ausnutzt und beeinflußt, ist eine wesentli¬ 
che Voraussetzung, um dieses Ziel zu erreichen. Die 
hier wirkenden objektiven Gesetzmäßigkeiten ha¬ 
ben - auf den Betrieb bezogen - im AGB, besonders 
in den Regelungen des 4. Kapitels, ihre Widerspie¬ 
gelung gefunden. Durch die Fixierung von Aufgaben 
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der Betriebe, Rechte und Pflichten der Betriebe und 
der Werktätigen wird nicht nur die Sicherung des er¬ 
reichten Entwicklungsstandes angestrebt, sondern 
auf progressive, weiterführende Lösung orientiert. 29 
Die Bestimmungen über die Gestaltung der Arbeits¬ 
aufgaben und die Organisation der Arbeit (§ 73 f. 
AGB) bringen das sehr anschaulich zum Ausdruck. 
Die Wandlungen des Inhalts der Arbeit sind mit der 
Entwicklung des Qualifikationsniveaus und der Ar¬ 
beitsdisziplin der Werktätigen verbunden. Neue Ar¬ 
beitsinhalte bzw. neue oder veränderte Arbeitsauf¬ 
gaben und Verantwortungsbereiche, z. B. durch Ra¬ 
tionalisierung oder auch durch Veränderung der Ar¬ 
beitsorganisation bedingt, erfordern verändertes 
oder höheres Qualifikationsniveau der Werktätigen 
und haben neue oder veränderte Arbeitspflichten 
zur Folge. Die Regelungen über die Berufsausbil¬ 
dung (6. Kapitel) und die Aus- und Weiterbildung 
(7. Kapitel) bilden den arbeitsrechtlichen Rahmen 
für die entsprechende Realisierung. 

Das Rechtsinstitut der sozialistischen Arbeitsdiszi¬ 
plin, das in der Regelung der Arbeitspflichten des 
§ 80 AGB seine rechtliche Grundlage hat und sich in 
umfangreichen weiteren Bestimmungen zeigt, ist ar¬ 
beitsrechtliche Form von Ausbeutung befreiter Ar¬ 
beit und kameradschaftlich zusammenarbeitender 
Werktätiger. Die sozialistische Arbeitsdisziplin ist 
notwendige Folge der tatsächlichen Beziehungen 
der Werktätigen im Bereich der Arbeit, d. h. der so¬ 
zialökonomischen Natur der Arbeit, des Inhalts der 
Arbeit und der Kooperation der Arbeit. Verantwor¬ 
tungsbewußte Erfüllung aller Arbeitspflichten, 
schöpferische und sachkundige Wahrnehmung der 
Rechte durch die Werktätigen sind Ergebnisse des 
Charakters der Arbeit und Bedingungen seiner wei¬ 
teren Entwicklung. Die Disziplin bringt in besonde¬ 
rem Maße gesellschaftliche und betriebliche Not¬ 
wendigkeiten zum Ausdruck und hat unverzichtbare 
persönlichkeitsbildende Wirkung. 

Der Charakter der Arbeit determiniert in seiner 
Einheit alle Regelungen, die die Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen im weitesten 
Sinne betreffen. Das beginnt bei der arbeitsrechtli¬ 
chen Ausgestaltung der Arbeitsorganisation, er¬ 
streckt sich über die Normen zur Begründung, Än¬ 
derung und Beendigung von Arbeitsrechtsverhält¬ 
nissen und findet seine besondere Beachtung in den 
Arbeitszeitregelungen und im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz. Besonders im Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz ist die Einheit von sozialökonomischer 
Natur und Inhalt der Arbeit nahezu in jeder Einzel¬ 
regelung erkennbar. 

Der sozialistische Charakter der Arbeit ent¬ 
wickelt sich dynamisch. Er ermöglicht und erfor¬ 
dert schöpferisches, diszipliniertes und aktives 
Arbeiten im gesellschaftlichen und im individuel¬ 
len Interesse. 


Das sozialistische Arbeitsrecht wird durch den 
Charakter der Arbeit wesentlich bestimmt und 
nimmt auf den Prozeß seiner Fortentwicklung 
durch die Fixierung von Aufgaben, Befugnissen, 
Rechten, Pflichten und Ansprüchen gestaltend 
Einfluß. 


1 . 3 . 

Die Bedeutung der Beschlüsse der SED 
für die Gestaltung des Arbeitsrechts 

Die Feststellung der Klassiker des Marxismus- 
Leninismus, daß die Arbeiterklasse die Haupt¬ 
kraft und der Schöpfer der sozialistischen Gesell¬ 
schaft ist, jene „Klasse, welche die Zukunft in ih¬ 
ren Händen trägt“, 30 ist historisch bewiesen. Die 
Arbeiterklasse kann ihre welthistorische Mission 
nur unter Führung ihrer marxistisch-leninisti¬ 
schen Partei verwirklichen. Das trifft für alle Be¬ 
reiche der Gesellschaft bei der weiteren Gestal¬ 
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
zu. Auch die Herausbildung, Durchsetzung und 
die Vervollkommnung des sozialistischen Rechts 
vollziehen sich daher stets auf der Grundlage und 
im Rahmen der Parteibeschlüsse. Das im soziali¬ 
stischen Recht zum Ausdruck kommende Klas- 
seriinteresse ist durch die Partei wissenschaftlich 
begründet. „Ohne die wissenschaftliche Erkennt¬ 
nis des Interesses oder bei einer falschen, nicht der 
Wirklichkeit entsprechenden Erkenntnis der In¬ 
teressen kann das Recht kein effektives Instru¬ 
ment des Aufbaus des Sozialismus und Kommu¬ 
nismus sein.“ 31 Die Entwicklung des Arbeits¬ 
rechts der DDR, die besonders in den Etappen ih¬ 
rer Kodifizierung den Hauptetappen der gesell¬ 
schaftlichen Entwicklung entspricht, 32 erfolgte 
auf Initiative und auf der Grundlage der Erkennt¬ 
nis und unmittelbaren Gestaltungsfunktion der 


29 Insofern gibt es eine direkte Beziehung von be¬ 
trieblicher Arbeitsteilung und Arbeitsaufgaben 
auch im AGB. Es wird die Erkenntnis beachtet, 
daß „die jedesmalige Stufe der Teilung der Ar¬ 
beit . . . auch die Verhältnisse der Individuen zu¬ 
einander in Beziehung auf das Material, Instru¬ 
ment und Produkt der Arbeit“ bestimmt. 

K. Marx/F. Engels, Werke Bd. 3, Berlin 1956, 
S. 22. 

30 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 4, Berlin 1972, 
S. 471. 

31 Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des 
Staates und des Rechts, a. a. O., S. 23. 
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Partei. In diesem Zusammenhang muß darauf 
hingewiesen werden, daß das • sozialistische Ar¬ 
beitsrecht Klassenkampfziel der Arbeiterklasse ist 
und daß arbeitsrechtliche Forderungen stets Be¬ 
standteil der Programme der Arbeiterparteien, 
insbesondere der kommunistischen Parteien, wa¬ 
ren. 

Auf der Grundlage der ständigen Analyse der 
gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten, deren 
Wirkungsrichtung und Wirkungsmechanismus, 
formuliert die Partei unter Berücksichtigung der 
internationalen Entwicklung - insbesondere der 
Entwicklung der sozialistischen Staatengemein¬ 
schaft — die perspektivischen und gegenwärtigen 
Aufgaben aller Bereiche der sozialistischen Ge¬ 
sellschaft. Aus den Beschlüssen der Partei ist er¬ 
sichtlich, auf Grund welcher objektiven Entwick¬ 
lungstendenzen im Bereich der vom Arbeitsrecht 
geregelten Beziehungen eine Vervollkommnung 
des Arbeitsrechts erforderlich ist bzw. welche 
Teilbeziehungen durch die Arbeitsrechtsverwirk¬ 
lichung besonders zu beeinflussen sind. Dabei be¬ 
achtet die SED stets, daß das sozialistische Ar¬ 
beitsrecht der Entwicklung der Produktionsver¬ 
hältnisse und der Produktivkräfte, der sozialisti¬ 
schen Demokratie, dem Niveau der Wahrneh¬ 
mung der Verantwortung der Werktätigen im Ar¬ 
beitskollektiv, ihrer Arbeitsdisziplin und Ar¬ 
beitsmoral entsprechen und gestaltend darauf 
einwirken muß. 

Auf der Grundlage ihrer Erkenntnisfunktion, 
der Analyse der Interessen«und Bedürfnisse der 
Arbeiterklasse und aller Werktätigen orientiert 
die Partei auf solche Verhältnisse und Teilbezie¬ 
hungen, die unter bestimmten Bedingungen vor¬ 
rangig mit arbeitsrechtlichen Mitteln zu beeinflus¬ 
sen sind. Diese Orientierungen basieren auf der 
Kenntnis der Gesamtentwicklung der Gesell¬ 
schaft sowie auf den Schlußfolgerungen, die aus 
dem internationalen Klassenkräfteverhältnis und 
aus der notwendigen Auseinandersetzung mit 
dem Sozialismus feindlichen Theorien erforder¬ 
lich sind. 

Die Partei regt nicht nur arbeitsrechtliche Ko¬ 
difikationen an, sondern setzt auch Prioritäten bei 
der Rechtsentwicklung. Sie weist in ihren Be¬ 
schlüssen auf die konsequente Einhaltung der Ge¬ 
setzlichkeit und damit auf die Durchsetzung de? 
Arbeitsrechts hin, formuliert Schwerpunkte und 
verpflichtet alle Parteimitglieder und staatlichen 
Leiter, die Normen des sozialistischen Rechts ver¬ 
antwortungsbewußt zu befolgen und die sozialisti¬ 
sche Gesetzlichkeit allseitig durchzusetzen. Aus¬ 


gehend von der in der sozialistischen Gesellschaft 
vorhandenen Einheit von Politik und Recht macht 
sie ständig darauf aufmerksam, daß Rechtsverlet¬ 
zungen nicht nur juristische Unkorrektheiten, 
sondern zugleich politische Fehler sind. 

Aus Parteibeschlüssen läßt sich die notwen¬ 
dige Wirkungsrichtung des Arbeitsrechts ablesen. 
Sie besteht darin, mit den Mitteln des Arbeits¬ 
rechts hohe ökonomische Rationalität über die In¬ 
tensivierung des Arbeitsprozesses und wachsende 
soziale Sicherheit zu erreichen sowie unmittelbar 
die Herausbildung und Entwicklung sozialisti¬ 
scher Persönlichkeiten zu beeinflussen. 

Die Rolle der SED bei der Gestaltung des so¬ 
zialistischen Arbeitsrechts schließt Impulse für die 
Gesetzgebung und Orientierungen für den ar¬ 
beitsrechtlichen Wirkungsprozeß ein. An der 
Entwicklung des Arbeitsrechts kann nachgewie¬ 
sen werden, daß die Parteibeschlüsse bedeutsame 
Eckpunkte für seine Schaffung und Vervoll¬ 
kommnung sowie für seine Realisierung setzten 
und setzen. Diese Beschlüsse, die der Festigung 
der sozialistischen Rechtsordnung und der Erzie¬ 
hung aller Bürgerzur Wahrung des Rechts dienen, 
fordern vor allem von Staats- und Wirtschafts¬ 
funktionären, die Gesetzlichkeit konsequent ein¬ 
zuhalten sowie die Leitungstätigkeit ständig auf 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit zu lenken. Sie 
fordern den Einsatz arbeitsrechtlicher und auch 
anderer Formen der Leitung, um das gesamte Ar¬ 
beitsrecht im Interesse eines hohen Nutzeffekts 
der Arbeit und der sozialen Sicherheit der Werk¬ 
tätigen wirksam zu machen. 

Aus der Geschichte des Arbeitsrechts der 
DDR wird erkennbar, daß sie zugleich die Ge¬ 
schichte des Ringens der Arbeiterklasse unter 
Führung ihrer Partei um soziale Sicherheit ist. Die 
sozialen Verhältnisse, die besonders deutlich die 
Qualität des Sozialismus zum Ausdruck bringen, 
sind verstärkt Gegenstand arbeitsrechtlicher Re¬ 
gelungen geworden. Die Beschlüsse der Partei ge¬ 
hen davon aus, daß die Wirtschafts- und Sozialpo¬ 
litik in untrennbarer Einheit durchzuführen ist. 
Hieraus kann für das Arbeitsrecht nur geschluß- 
folgert werden, daß es mit seinen spezifischen 
Möglichkeiten einheitlich auf ein hohes Wachs- 


32 Im einzelnen hierzu Kap. XVIII. 

Vgl. auch W. Thiel/P. Sander, „Sozialistische Ein¬ 
heitspartei Deutschlands - Initiator unserer Ar¬ 
beitsgesetzgebung“, A. u. A., 1976/6, S. 271 ff.; 
F. Kunz, „Die Herausbildung des sozialistischen 
Arbeitsrechts“, NJ, 1979/10, S. 430 ff. 
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tum der Produktion und auf die ständige Verbes¬ 
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen ge¬ 
richtet sein muß. 

Mit ihren Beschlüssen unterstreicht die SED 
die Rolle des Arbeitsrechts für die Entwicklung 
der Arbeiterklasse und aller Werktätigen, für die 
Sicherung, den Schutz und die Gestaltung des 
wichtigsten Betätigungsfeldes der Arbeiterklasse 
sowie für die Schaffung der materiellen Grundla¬ 
gen der sozialistischen Gesellschaft. 

2 . 

Der Gegenstand des Arbeitsrechts 

2 . 1 . 

Grundsätze 

2 . 1 . 1 . 

Der Begriff des Gegenstandes 
des Arbeitsrechts und die Bedeutung 
der Gegenstandsbestimmung 
Der Gegenstand des Arbeitsrechts 33 bezeichnet 
die Gesamtheit der gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse bzw. Teilbeziehungen derselben, die der 
einheitlichen Regelung mit den spezifischen Mit¬ 
teln des Arbeitsrechts zugängig sind und die dieser 
Regelung bedürfen. 

Auch das Arbeitsrecht erfaßt ausschließlich ge¬ 
sellschaftliche Verhältnisse, die in vielfältigen 
Teilbeziehungen erscheinen. 34 Die gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse bzw. Teilbeziehungen müssen 
regelungsnotwendig, regelungsbcdürftig und re¬ 
gelungsmöglich sein, d. h., sie müssen regelbar, 
sanktionierbar sowie stimulierbar sein. 

Der Gegenstand des Arbeitsrechts gibt Aus¬ 
kunft über die Wirkungsmöglichkeiten des Ar¬ 
beitsrechts sowohl hinsichtlich des Umfangs der 
gesellschaftlichen Verhältnisse, auf deren Ent¬ 
wicklung, Sicherung usw. Einfluß genommen 
wird, als auch hinsichtlich der Art und Weise der 
rechtlichen Beeinflussung. Entsprechend der dy¬ 
namischen Entwicklung aller sozialistischen Ge¬ 
sellschaftsverhältnisse, besonders derjenigen im 
ökonomischen Bereich, ist auch der Gegenstand 
des Arbeitsrechts keine einmal gegebene, unver¬ 
änderliche Erscheinung. Die einheitliche stabili¬ 
sierende Wirkung des Arbeitsrechts verändert 
sich in Quantität und Qualität, es verändern sich 
die Grenzen zu anderen Rechtszweigen und zu 
nichtrechtlichen Leitungsinstrumenten. Infolge¬ 


dessen besteht auch ein fortwährendes theoreti¬ 
sches und praktisches Interesse an einer präzisen 
Kennzeichnung des Gegenstandes des Arbeits¬ 
rechts, an der Bestimmung derjenigen gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse, die unter den jeweiligen 
konkret-historischen Bedingungen zum Rege¬ 
lungsbereich des Rechtszweiges gehören, also sein 
Regelungsobjekt darstellen. Die Beschäftigung 
mit dem Gegenstand des Arbeitsrechts, die die 
Analyse der Entwicklungstendenzen, der Struktur 
und des Inhalts des gesellschaftlichen Verhältnis¬ 
ses einschließt, ist für die Rechtsgestaltung ebenso 
bedeutsam wie für die Wirksamkeit des Arbeits¬ 
rechts. Die Gegenstandsbestimmung des Arbeits¬ 
rechts ist daher insbesondere aus folgenden 
Gründen erforderlich: 

1. Je genauer das sozialistische Arbeitsrecht die 
durch die Dialektik zwischen Produktivkräf¬ 
ten und Produktionsverhältnissen bedingten 
Beziehungen reflektiert, je exakter die daraus 
resultierenden sozialökonomischen und poli¬ 
tischen Interessen widergespiegelt werden, 
desto größer ist sein Einfluß auf die Entwick¬ 
lung der gesellschaftlichen Verhältnisse. Die 
erfolgreiche Einwirkung des Rechts insbeson¬ 
dere auf die Effektivität und Qualität der ge¬ 
sellschaftlichen Arbeit, auf die Entwicklung 
. der sozialistischen Demokratie im Betrieb so¬ 
wie auf die Entfaltung der Persönlichkeit im 
Arbeitskollektiv und durch dessen Entwick¬ 
lung erfordert eine ständige Analyse aller 
Verhältnisse, die arbeitsrechtlich beeinflußt 
werden. Aus der Notwendigkeit und der Mög¬ 
lichkeit, die entsprechenden gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse mit den Mitteln des Rechts 
zu beeinflussen, ergibt sich für das Arbeits¬ 
recht, daß es 


33 Der Gegenstand des Arbeitsrechts ist seit der Her¬ 
ausbildung und der Existenz des sozialistischen 
Arbeitsrechts Inhalt zahlreicher theoretischer Er¬ 
örterungen. 

Wir.verwenden hier, der Tradition bisheriger Ver¬ 
öffentlichungen folgend, den Terminus „Gegen¬ 
stand“ des Arbeitsrechts, obwohl, seiner inhaltli¬ 
chen Begriffsbestimmung entsprechend, „Rege¬ 
lungsgegenstand“ der exakte Terminus ist. 

34 Alle gesellschaftlichen Verhältnisse, auch die vom 
Arbeitsrecht zu regelnden, stellen einen Komplex 
vielfältiger Einzelbeziehungen dar. Nicht die Ge¬ 
samtheit des gesellschaftlichen Verhältnisses ist der 
rechtlichen Einflußnahme zugängig, sondern nur 
bestimmte - von uns als Teilbeziehungen gekenn¬ 
zeichnete - Eigenschaften dieser Verhältnisse. 
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- nicht hinter dem erreichten Entwicklungs¬ 
stand der seinen Gegenstandsbereich dar¬ 
stellenden gesellschaftlichen Verhältnisse 
Zurückbleiben darf; 

- keine rechtlichen Forderungen stellen darf, 
die dem Entwicklungsstand weit voraus 
sind, denn „das Recht kann nie höher sein 
als die ökonomische Gestaltung und da¬ 
durch bedingte Kulturentwicklung der Ge¬ 
sellschaft“ 35 . 

Vielmehr muß das Recht in Übereinstim¬ 
mung mit der Gesamtentwicklung des 
Rechtssystems in geeigneter Weise auf die 
Dynartlik seines Regelungsgegenstandes 
wirken. 

2. Die immer enger werdenden Bindungen zwi¬ 
schen allen gesellschaftlichen Bereichen bei 
der weiteren Gestaltung der entwickelten so¬ 
zialistischen Gesellschaft haben zunehmend 
Integration und auch Abgrenzung im rechtli¬ 
chen Bereich zur Folge, was aus den Diskus¬ 
sionen der Rechtstheoretiker, der Zivil¬ 
rechts-, Wirtschaftsrechts- und LPG-Rechts- 
wissenschaftler sowie auf dem Gebiet des wis¬ 
senschaftlich-technischen Rechtsschutzes 
deutlich wird. 36 Die Gegenstandsbestimmung 
ermöglicht, die spezifischen rechtlichen Ein¬ 
flußmöglichkeiten exakt zu bestimmen. Das 
ist nicht nur im Verhältnis zu anderen Rechts¬ 
zweigen, sondern auch zu nichtrechtlichen 
Leitungsinstrumenten (moralische, ökonomi¬ 
sche u. a.) bedeutsam. 

3. Den Regelungsgegenstand des Arbeitsrechts 
zu bestimmen, ist nicht nur von theoretisch- 
rechtssystematisierender Bedeutung für den 
Prozeß der Rechtsgestaltung, sondern auch 
für die Rechtsverwirklichung und für den 
Wirkungsprozeß des Arbeitsrechts. Daß 
Rechtsbildung und -Verwirklichung nicht von¬ 
einander zu trennen sind, zeigt sich im Ar¬ 
beitsrecht besonders an den Nachfolgerege¬ 
lungen, an den betrieblichen arbeitsrechtli¬ 
chen Regelungen, am gesamten Prozeß der 
Rechtsanwendung durch die Betriebe, an der 
Tätigkeit der staatlichen und gesellschaftli¬ 
chen Gerichte sowie der Beschwerdekommis¬ 
sionen der Sozialversicherung. 

4. Die Analyse des Gegenstandes und seine Be¬ 
stimmung ermöglichen es, Prioritäten bei der 
rechtlichen Gestaltung festzulegen und 
Schwerpunkte bei der Arbeitsrechtsverwirkli¬ 
chung zu setzen, um zu einer effektiveren 
Wirkungsweise des Arbeitsrechts zu kommen. 


5. Die Gegenstandsbestimmung ist erforderlich, 
um dem Studierenden die Einheitlichkeit und 
Spezifik der sozialistischen Rechtsordnung 
und ihrer einzelnen Zweige und Bereiche zu 
erläutern. 37 

2 . 1 . 2 . 

Zum Charakter 

der gesellschaftlichen Verhältnisse, 
die den Gegenstand 
des Arbeitsrechts bilden 

Das Arbeitsrecht ist wie das gesamte Recht eine 
ideologische Erscheinung, die auf den materiellen 
Verhältnissen der Gesellschaft beruht bzw. aus 
ihnen resultiert. Zahlreiche bürgerliche Rechts¬ 
lehren leiten das Recht aus dem ideellen Bereich, 
der Vernunft und dem Willen oder aus dem Irra- 


35 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 19, Berlin 1962, 
S. 21. 

36 Vgl. hierzu „Stellung und Funktion des Wirt¬ 
schaftsrechts und der Wirtschaftsrechtswissen¬ 
schaft“, Thesen, SuR, 1974/4, S. 596 ff.; 

H. Oberländer/M. Posch, „Gestaltungsprobleme 
des Wirtschaftsrechts“, SuR, 1973/7, S. 1087 ff; 
S. Schramm/R. Schüsseler, „LPG-Recht-Agrar- 
recht-Genossenschaftsrecht“, SuR, 1975/11-12, 
S. 1594 ff.; 

I. Wagner, „Zu den Kriterien des Aufbaus des Sy¬ 
stems des sozialistischen Rechts“, SuR, 1976/10, 
S. 1052 ff.; 

H. Pogodda, „Der ! gesellschaftliche Gegenstand 
des wissenschaftlich-technischen Rechtsschutzes“, 
SuR, 1974/6, S. 949 ff.: 

Lehrbücher LPG-Recht, Staatsrecht, Verwal¬ 
tungsrecht, Zivilrecht, jeweils zum Gegenstand des 
Rechtszweiges. Wirksamkeit des Wirtschafts¬ 
rechts, Berlin 1979, bes. S. 20 ff., 64 ff. 

37 Ausführlich zum Gegenstand des Arbeitsrechts 
vgl. F. Kunz/G. Leifert, Sozialistische Arbeitsver¬ 
hältnisse und Grundsätze des Arbeitsrechts der 
DDR, Aktuelle Beiträge der Staats- und Rechts¬ 
wissenschaft, Heft 126, Potsdam-Babelsberg 
1975, S. 15 ff.; 

S. A. Iwanow, „Sowjetische Arbeitsrechtswissen¬ 
schaft - Probleme und perspektivische Entwick¬ 
lung“, SuR, 1976/8, S. 868; 

J. Pawelzig/W. Thiel, „Einige Überlegungen zu 
den Arbeitsverhältnissen als Gegenstand des Ar¬ 
beitsrechts“, SuR, 1977/11, S. 113ff.; 

J. Pawelzig/W. Thiel, Einige Überlegungen zum 
Gegenstand des Arbeitsrechts, Wissenschaftliche 
Zeitschrift der Humboldt-Universität, Gesell¬ 
schafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe, 
1978/2, S. 203 ff.; Autorenkollektiv, Arbeitsrecht, 
Grundriß, Berlin 1979, S. 15 ff. 



tionalen ab, oder sie erklären es aus den Gesetz¬ 
mäßigkeiten des Staates bzw. aus Eigengesetzmä¬ 
ßigkeiten, d. h., sie begründen das Recht aus sich 
selbst. Der materielle Inhalt des Rechts wurde von 
Marx und Engels in Widerlegung der subjek¬ 
tiv-idealistischen Auffassung Stirners herausge¬ 
arbeitet 38 , für den der eigene, gesellschaftlich 
nicht determinierte Wille die Basis des Rechts 
darstellte. Seit dieser Auseinandersetzung haben 
die Klassiker des Marxismus-Leninismus wieder¬ 
holt darauf hingewiesen, daß der Inhalt des Rechts 
in den materiellen Lebensbedingungen der jeweils 
herrschenden Klasse gegeben ist. Im Vorwort zur 
Kritik der politischen Ökonomie führt Marx aus, 
daß „Rechtsverhältnisse wie Staatsformen weder 
aus sich selbst zu begreifen sind, noch aus der so¬ 
genannten allgemeinen Entwicklung des mensch¬ 
lichen Geistes, sondern vielmehr in den materiel- 
! len Lebensverhältnissen wurzeln“. 39 Die juristi¬ 
schen Formen können als bloße Formen diesen 
materiellen Inhalt selbst nicht bestimmen, sie 
drücken ihn nur aus. 40 Diese Grunderkenntnisse 
betreffen das gesamte Recht ebenso wie seine ein¬ 
zelnen Teile. Das bedeutet keinesfalls, daß der 
Rechtsform bei der Gestaltung der Gesellschafts¬ 
verhältnisse der entwickelten sozialistischen Ge¬ 
sellschaft keine oder eine nur untergeordnete Be¬ 
deutung zukäme. Wie wirksam das Arbeitsrecht 
ist, hängt wesentlich auch von seiner Form ab. 

Für die Bestimmung des Gegenstandes des 
Arbeitsrechts sowie für das richtige Verständnis 
der Möglichkeiten und Grenzen des Arbeitsrechts 
ist seine materielle Bedingtheit der grundlegende 
Ausgangspunkt. Um die unterschiedliche Qualität 
der dem Arbeitsrecht zugrunde liegenden Ver¬ 
hältnisse und deren Teilbeziehungen genauer zu 
ermitteln, ist jedoch eine weitergehende Präzisie¬ 
rung unumgänglich. Es ist erforderlich zu wissen, 
welche Verhältnisse innerhalb der vom Arbeits¬ 
recht erfaßten Beziehungen die primären und 
welche die abgeleiteten sind. Obwohl auch die ar¬ 
beitsrechtliche Gesetzgebung nur das Wollen der 
ökonomischen Verhältnisse protokolliert 41 , be¬ 
deutet das jedoch nicht, daß sie ausschließlich die 
ökonomischen Verhältnisse abspiegelt. Das 
Rechtssystem erfaßt in seiner Gesamtheit die ma¬ 
teriellen Lebensverhältnisse der herrschenden 
Klasse, aber deshalb muß nicht jedes Rechtsinsti¬ 
tut oder gar jede Norm unmittelbar aus den Pro¬ 
duktionsverhältnissen hervorgehen. Auch das 
Arbeitsrecht beinhaltet nicht nur materielle Ver¬ 
hältnisse, sondern die Gesamtheit der Verhält¬ 
nisse zwischen den Menschen, die sie in ihrer 


praktischen Tätigkeit beim Leisten gesellschaft¬ 
lich notwendiger Arbeit eingehen. 

Alle Verhältnisse, die vom Recht reguliert und 
beeinflußt werden, sind letztlich durch die Pro¬ 
duktionsverhältnisse determiniert. Ebenso wie 
das gesamte Recht wird also auch das Arbeitsrecht 
durch die sozialistischen Produktionsverhältnisse 
bestimmt. Seine Spezifik ist wesentlich dadurch 
gekennzeichnet, daß es im Kern Beziehungen ge¬ 
staltet, die in den Produktionsverhältnissen er¬ 
scheinen und hauptsächlich durch die sozialisti¬ 
schen Eigentumsverhältnisse charakterisiert wer¬ 
den. Daneben gestaltet es auch von den Produk¬ 
tionsverhältnissen abgeleitete Verhältnisse recht¬ 
lich aus. 

Zum Gegenstand des Arbeitsrechts gehören 
daher folgende Verhältnisse bzw. Teilbcziehun- 
gen derselben: 

1. Arbeitsverhältnisse, die die Angehörigen der 
Arbeiterklasse und der Intelligenz beim Lei¬ 
sten gesellschaftlich notwendiger Arbeit — bei 
der unmittelbaren Teilnahme am gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsprozeß — in staatlich geleiteten 
und organisierten Kollektiven eingehen. Die 
hauptsächlichen und grundlegenden Arbeits¬ 
verhältnisse sind Teilbeziehungen der Pro¬ 
duktionsverhältnisse. 

2. Mit den Arbeitsverhältnissen eng verbundene 
Verhältnisse. Das sind Verhältnisse bzw. Teil¬ 
beziehungen derselben, die die Arbeitsver¬ 
hältnisse vorbereiten, in* untrennbarer Ver¬ 
bindung mit ihnen existieren bzw. nur auf ih¬ 
rer Grundlage entstehen können. Sie sind 
nicht auf die unmittelbare Arbeitsdurchfüh¬ 
rung gerichtet, sondern betreffen Beziehun¬ 
gen der sozialistischen Demokratie, der Ver¬ 
wirklichung der Persönlichkeit, der sozialen 
Sicherheit und der Verantwortlichkeit der 
Werktätigen. 


38 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 3, a. a. O., bes. 
S. 61 ff. 

39 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 13, a. a. O., S. 8. 

40 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 25, Berlin 1964, 
S. 372. 

41 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 4, a. a. O., 
S. 109. 
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2 . 2 . 

Die Arbeitsverhältnisse 

als Gegenstand des Arbeitsrechts 

2 . 2 . 1 . 

Arbeitsverhältnisse als Bestandteil 
der Produktionsverhältnisse 

Das sozialistische Arbeitsrecht gestaltet weder die 
Arbeit als zweckmäßige, bewußte Tätigkeit des 
Menschen, als Stoffwechsel des Menschen mit der 
Natur, noch den Arbeitsprozeß schlechthin. Der 
Arbeitsprozeß ist nach Marx zweckmäßige Tätig¬ 
keit zur Herstellung von Gebrauchswerten, An¬ 
eignung des Natürlichen für menschliche Bedürf¬ 
nisse, allgemeine Bedingung des Stoffwechsels 
zwischen Mensch und Natur, ewige Naturbedin¬ 
gung des menschlichen Lebens und daher unab¬ 
hängig von jeder Form dieses Lebens, demzufolge 
allen seinen Gesellschaftsformen gleich gemein¬ 
sam. 42 Diese stoffliche Seite des Arbeitsprozesses, 
die die Form der Auseinandersetzung des Men¬ 
schen mit der Natur zum Inhalt hat, kann nicht 
Gegenstand des Arbeitsrechts sein. Der Arbeits¬ 
prozeß hat jedoch auch eine gesellschaftliche Sei¬ 
te, die darin besteht, daß die Menschen in ihm be¬ 
stimmte Beziehungen untereinander eingehen, in 
dem sie in einer bestimmten Weise Zusammenwir¬ 
ken. „Um zu produzieren, treten sie (die Men¬ 
schen—d. Verf.) in bestimmte Beziehungen und 
Verhältnisse zueinander, und nur innerhalb dieser 
gesellschaftlichen Beziehungen und Verhältnisse 
findet ihre Beziehung zur Natur, findet die Pro¬ 
duktion statt.“ 43 In dieser, der gesellschaftlichen 
Seite des Arbeitsprozesses, sind die Beziehungen 
zu suchen, die den wesentlichen Inhalt des Arbeits¬ 
rechts darstellen. Das Arbeitsrecht gestaltet diese 
Beziehungen weder in ihrer Gesamtheit noch alle 
ihre qualitativen Erscheinungsformen. Es regelt 
nur die konkreten Beziehungen, die die Menschen 
bei der Leistung gesellschaftlich notwendiger Ar¬ 
beit eingehen, ihr notwendiges Zusammenwirken 
in der Arbeitstätigkeit, um das geplante Ziel zu er¬ 
reichen. Diese Beziehungen werden als Arbeits¬ 
verhältnisse bezeichnet. 

Arbeitsverhältnisse existieren in unterschied¬ 
lichen gesellschaftlichen Verhältnissen. Sie er¬ 
scheinen zuerst und hauptsächlich dort, wo die 
Menschen in einer bestimmten Weise Zusammen¬ 
wirken, um sich mit der Natur auseinanderzu¬ 
setzen und materielle Gebrauchswerte zu erzeu¬ 
gen und auszutauschen, d. h. in allen Erschei¬ 
nungsformen der Produktionsverhältnisse. In der 
Gesamtheit der vom Arbeitsrecht gestalteten ge¬ 


sellschaftlichen Verhältnisse sind die im Rahmen 
von Produktionsverhältnissen existierenden Ar¬ 
beitsverhältnisse die bestimmenden, die grundle¬ 
genden, die primären Verhältnisse. Es sind jene 
Verhältnisse, in denen (im Sinne der Politischen 
Ökonomie) produktive Tätigkeit geleistet wird. 

Die konkreten Beziehungen, die die Men¬ 
schen bei der Leistung produktiver Tätigkeit ein¬ 
gehen, um sich mit der Natur auseinanderzuset-' 
zen, sind jene, in denen der materielle Reichtum 
der Gesellschaft geschaffen wird und die bestim¬ 
menden Grundlagen für die Weiterentwicklung 
der Gesellschaft gelegt werden. In ihnen zeigen 
sich auch die charakteristischen Merkmale der 
Arbeit am ehesten und am deutlichsten, und von 
ihnen gehen die grundlegenden Impulse für die 
Entwicklung des Charakters der Arbeit aus. 

Auf der Grundlage des sozialistischen Eigen¬ 
tums an den Produktionsmitteln, verbunden mit 
dem qualitativen Wachstum der Arbeiterklasse 
sowie mit der zunehmenden Führungsrolle der 
Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninisti¬ 
schen Partei, werden die für den Sozialismus cha¬ 
rakteristischen Merkmale der Arbeit immer of¬ 
fensichtlicher als Bedingung und Resultat der Per- 
sönlichk,eitsentwicklung erkennbar. Als Basis der 
Herausbildung und Betätigung der Persönlichkeit 
wirkt die Arbeit in untrennbarer Einheit von ge¬ 
sellschaftlicher Form und gesellschaftlichem In¬ 
halt. Beide Seiten offenbaren sich zuerst in der Art 
und Weise des Zusammenwirkens im Prozeß der 
Auseinandersetzung mit der Natur, der unter so¬ 
zialistischen Bedingungen immer bewußter und 
zielgerichteter geführt und geleitet wird. Der so¬ 
zialistische Wettbewerb als eine Erscheinungs¬ 
form und als ein Ergebnis des Charakters der Ar¬ 
beit im Sozialismus soll für weitere Beispiele ste¬ 
hen, die das belegen. Er ist nur im Rahmen des so¬ 
zialistischen Charakters der Arbeit möglich. In¬ 
soweit ist der Inhalt der Arbeitsverhältnisse mit 
der gesellschaftlichen Form der Arbeit identisch. 
Das betonte Lenin, als er schrieb: „Eine be¬ 
stimmte politökonomische Kategorie ist nicht die 
Arbeit, sondern nur die gesellschaftliche Form der 
Arbeit, die gesellschaftliche Struktur der Arbeit, 
oder anders ausgedrückt: das Verhältnis zwischen 
den Menschen je nach ihrer Beteiligung an der ge¬ 
sellschaftlichen Arbeit.“ 44 

42 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 
1962, S. 198. 

43 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 6, Berlin 1961, 
S. 407. 

44 W. I. Lenin, Werke, Bd. 6, Berlin 1956, S. 257. 


38 





2 . 2 . 2 . 

Arbeitsverhältnisse außerhalb 
von Produktionsverhältnissen 

Arbeitsverhältnisse existieren jedoch nicht nur im 
Rahmen von Produktionsverhältnissen. Gesell¬ 
schaftlich notwendige Arbeit erscheint nicht nur 
als produktive, sondern auch als nichtproduktive 
Tätigkeit. Die Menschen wirken auch in jenen Tä¬ 
tigkeitsbereichen zusammen, in denen es auf der 
Grundlage der gesellschaftlichen Arbeitsteilung 
um nichtproduktive Tätigkeiten in der individuel¬ 
len Konsumtion, bei der Produktion immateriel¬ 
len Reichtums oder bei der unmittelbaren Macht¬ 
ausübung geht. Bei diesen Arbeitsverhältnissen 
vollzieht sich kein Stoffwechsel des Menschen mit 
der Natur, wird nicht der materielle Reichtum der 
Gesellschaft erzeugt, sondern es sind Verhältnisse 
der Organisation, Leitung und Sicherung sowie 
der ständigen Reproduktion dieses Prozesses im 
weitesten Sinne. 

Arbeitsverhältnisse außerhalb der Produk¬ 
tionsverhältnisse erscheinen in allen Ebenen und 
Bereichen des Staatsapparates, in gesellschaftli¬ 
chen Organisationen 45 , in wissenschaftlichen und 
kulturellen Einrichtungen, im Bildungswesen und 
im Bereich der medizinischen Betreuung. Auch 
diese Arbeitsverhältnisse werden in ihrem Cha¬ 
rakter und in ihrem Inhalt durch die Produktions¬ 
verhältnisse bestimmt, von den Arbeitsverhältnis¬ 
sen im Bereich der materiellen Produktion direkt 
beeinflußt. Das trifft besonders für die Entwick¬ 
lung der charakteristischen Merkmale der Arbeit 
zu, z. B. den Wettbewerb, die kameradschaftliche 
Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe. Für die 
Arbeitsverhältnisse im Bereich der nichtproduk¬ 
tiven Tätigkeit gilt der gleiche Grundsatz, der für 
alle gesellschaftlichen Verhältnisse außerhalb der 
Produktionsverhältnisse zutrifft, nämlich, daß sie 
nicht aus sich selbst zu begreifen sind, sondern nur 
aus den Bewegungsgesetzen der Produktionsver¬ 
hältnisse. Für die arbeitsrechtliche Ausgestaltung 
der Arbeitsverhältnisse bedeutet das, daß die Ar¬ 
beitsverhältnisse, die Teil der Produktionsver¬ 
hältnisse sind, die Grundlage für alle arbeitsrecht¬ 
lichen Regelungen bilden. Die Besonderheiten 
der Arbeitsverhältnisse im Bereich der nichtpro¬ 
duktiven Tätigkeit werden durch Nachfolgerege¬ 
lungen für den jeweiligen Bereich näher ausge¬ 
staltet. 

Aus dem bisher Dargelegten ergibt sich fol¬ 
gende Charakterisierung der Arbeitsverhältnisse 
als Gegenstand des Arbeitsrechts: 

Das sozialistische Arbeitsrecht gestaltet im 


Kern diejenigen Beziehungen normativ aus, die 
die Angehörigen der Arbeiterklasse und der Intel¬ 
ligenz bei der Leistung gesellschaftlich notwendi¬ 
ger Arbeit - bei der unmittelbaren Teilnahme am 
gesellschaftlichen Arbeitsprozeß — in staatlich ge¬ 
leiteten und organisierten Kollektiven eingchen 
(Arbeitsverhältnisse). Die hauptsächlichen und 
grundlegenden Arbeitsverhältnisse sind Produk¬ 
tionsverhältnisse, die alle anderen Arbeitsver¬ 
hältnisse und auch alle weiteren mit diesen eng 
verbundenen gesellschaftlichen Verhältnisse, die 
der arbeitsrechtlichen Regelung unterliegen, in ih¬ 
rem Charakter, ihrer Qualität und ihrer Entwick¬ 
lung bestimmen. 

Bei der Erörterung der Arbeitsverhältnisse als 
Gegenstand des Arbeitsrechts ist zu beachten, daß 
nicht nur das Arbeitsrecht Arbeitsverhältnisse 
rechtlich ausgestaltet (vgl. ausführlich 
Abschn. 2.4.). Rechtliche Form der Arbeitsver¬ 
hältnisse sind also nicht nur die Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisse, sondern auch die LPG-Rechtsverhält- 
nisse, in bestimmter Weise Zivilrechtsverhältnis¬ 
se, aber auch Neuerer- und Urheberrechtsver¬ 
hältnisse. Ob Arbeitsverhältnisse zum Gegen¬ 
standsbereich des Arbeitsrechts oder eines ande¬ 
ren Rechtszweiges gehören, hängt in erster Linie 
von objektiven Faktoren ab, z. B. von den Eigen¬ 
tumsverhältnissen und den daraus abgeleiteten 
unterschiedlich ausgestalteten weiteren Verhält¬ 
nissen oder von der unterschiedlichen Art und 
Weise der .Teilnahme am gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozeß und der spezifischen Organisations- 
form, in der die Arbeitsverhältnisse existieren. 
Abgrenzungskriterien können auch aus objekti¬ 
ven Bedingungen abgeleitete rechtspolitische Er¬ 
wägungen sowie aus der Tradition der Rechtsord¬ 
nung der DDR herrührende Gründe sein. 

2 . 2 . 3 . 

Die Erscheinungsformen 
der Arbeitsverhältnisse 

Da nicht alle Arbeitsverhältnisse zum Gegen¬ 
standsbereich des Arbeitsrechts gehören, sollen 
im folgenden sowohl die Ebenen der Erschei¬ 
nungsform von Arbeitsverhältnissen, die der ar- 


45 Hierbei ist zu beachten, daß die Beziehungen der 
Mitglieder zu Parteien und gesellschaftlichen Or¬ 
ganisationen keine Arbeitsverhältnisse sind. Die 
Beziehungen gewählter Funktionäre zu den jewei¬ 
ligen Leitungen oder Vorständen sind zwar Ar¬ 
beitsverhältnisse, unterliegen aber nicht der ar¬ 
beitsrechtlichen Regelung. 
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beitsrechtlichen Regelung unterliegen, als auch 
deren innere Struktur Umrissen werden. 

Die vom Arbeitsrecht erfaßten Arbeitsver¬ 
hältnisse erscheinen als Beziehungen 

— zwischen dem Betrieb, als dem vom sozialisti¬ 
schen Staat geleiteten und organisierten Kol¬ 
lektiv von Werktätigen (im Sinne des § 17 
AGB), und jedem einzelnen Betriebsangehöri¬ 
gen; 

— zwischen den arbeitsteilig strukturierten be¬ 
trieblichen Teilkollektiven und den einzelnen 
Werktätigen des jeweiligen Teilkollektivs; 

— zwischen Werktätigen. 46 

Da alle gesellschaftlichen Verhältnisse durch 
wechselseitiges Verhalten der Menschen konstitu¬ 
iert werden, besteht jedes gesellschaftliche Ver¬ 
hältnis aus einer Vielzahl von Teilbeziehungen. 
Das trifft auch für die Arbeitsverhältnisse zu. 
Auch sie weisen eine komplizierte innere Struktur 
auf, deren Kenntnis erforderlich ist, um alle Mög¬ 
lichkeiten der rechtlichen Einflußnahme aus¬ 
nutzen und sie gegenüber den mit den Arbeitsver¬ 
hältnissen eng verbundenen Verhältnissen ab¬ 
grenzen zu können. Die Analyse der inneren 
Struktur ist auch für die Abgrenzung zu anderen 
Rechtszweigen sowie zur Klärung des Verhältnis¬ 
ses des Arbeitsrechts zu nichtrechtlichen Formen 
der Einflußnahme auf die Arbeitsverhältnisse er¬ 
forderlich. 

Das Arbeitsrecht regelt die Arbeitsverhält¬ 
nisse der Arbeiter und Angestellten in staatlich 
geleiteten und organisierten Kollektiven der ge¬ 
nannten drei Ebenen, soweit es sich um folgende 
Beziehungen handelt: 

— Beziehungen der Werktätigen untereinander, 
die beim Leisten gesellschaftlich notwendiger 
Arbeit eingegangen werden und sich als Ge¬ 
meinschaftsarbeit, als Beziehungen im und zum 
Kollektiv und als Beziehungen der Werktätigen 
untereinander in bezug auf die technische Exi¬ 
stenzweise der Produktivkräfte darstellen; 

— Beziehungen, die die Reproduktion der Ar¬ 
beitskraft — besonders die einfache Reproduk¬ 
tion - betreffen.- Das sind jene, die die Voraus¬ 
setzungen dafür schaffen, daß weiterhin Ar¬ 
beitsvermögen in gleichem Umfang und in glei¬ 
cher Qualität eingesetzt werden kann und die 
als Beziehungen der rationellen Nutzung des 
Arbeitsvermögens, des Arbeitsschutzes, der 
Gestaltung der Arbeitszeit, der Arbeitsbedin¬ 
gungen im engeren Sinn und der Bildung, so¬ 
weit sie von der Verausgabung unmittelbar le¬ 
bendiger Arbeit nicht getrennt werden können, 


erscheinen; 

- Beziehungen der Verteilung, die im wesentli¬ 
chen von dem im Sozialismus wirkenden 
Grundprinzip der Verteilung nach der Arbeits¬ 
leistung bestimmt sind und sich in den ver¬ 
schiedenen Erscheinungsformen des Arbeits¬ 
einkommens der Werktätigen zeigen; 

— Beziehungen der unmittelbar arbeitsleitenden 
Tätigkeiten im Betrieb, soweit es sich nicht um 
deren technologische Funktion als Produktiv¬ 
kraft handelt, die als unmittelbare Formen der 
Leitung und Organisation einschließlich der 
unmittelbaren Mitwirkung an der Gestaltung 
der Arbeitsverhältnisse erscheinen. 


2 . 3 . 

Die mit den Arbeitsverhältnissen 
eng verbundenen 
gesellschaftlichen Verhältnisse 
als Gegenstand des Arbeitsrechts 

2.3.1. 

Der Inhalt 

der mit den Arbeitsverhältnissen 
eng verbundenen Verhältnisse 

Neben den Arbeitsverhältnissen regelt das Ar¬ 
beitsrecht noch weitere Verhältnisse, die in der 
arbeitsrechtlichen Literatur als mit den Arbeits¬ 
verhältnissen eng verbundene gesellschaftliche 
Verhältnisse bezeichnet werden. 47 
■ Eine Charakterisierung dieser > Beziehungen 
und das Finden von Kriterien, die die typischen 
Wesenszüge dieser Beziehungen näher bezeich¬ 
nen, ist im Unterschied zu den Arbeitsverhältnis- 


46 Die Arbeitsverhältnisse der hier genannten unter¬ 
schiedlichen Ebenen erscheinen nicht unmittelbar 
in mit diesen Ebenen identischen selbständigen 
Rechtsverhältnissen. 

47 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, Lehrbuch, Auto¬ 
renkollektiv unter Leitung von N. G. Aleksan- 
drow, Moskau 1972, S. 22; 

Sowjetisches Arbeitsrecht, Lehrbuch, Autorenkol¬ 
lektiv unter Leitung von A. S. Paschkow, Lenin¬ 
grad 1976, S. 27 ff.; ~ 

■ W. S. Popow, „Der Gegenstand des sowjetischen 
Arbeitsrechts“, Sowjetstaat und -recht 1965/8, 
S. 58; M. Kalenska, Der Gegenstand des Arbeits¬ 
rechts in den Kodifikationen und in der Rechts¬ 
theorie der europäischen sozialistischen RGW- 
Länder, Prawnik, 1977/3, S. 243 f. (tschech.). 





sen deshalb besonders kompliziert, weil ihre Zu¬ 
gehörigkeit zum Gegenstandsbereich des soziali¬ 
stischen Arbeitsrechts nicht ausschließlich durch 
objektive, sondern auch durch rechtspolitische 
Gründe bedingt ist. Die Tatsache selbst, daß das 
sozialistische Arbeitsrecht nicht nur die Arbeits¬ 
verhältnisse, sondern auch weitere Beziehungen 
zum Gegenstand hat, ist Ausdruck der objektiven 
Stellung des Werktätigen als Produzent, Eigen¬ 
tümer und Machtausübender, Ausdruck der durch 
' die sozialistischen Eigentumsverhältnisse beding¬ 
ten Art und Weise des Leistens gesellschaftlich 
notwendiger Arbeit und des sozialistischen Cha¬ 
rakters der Arbeit. 

Das Arbeitsrecht erfaßt demzufolge nicht nur 
die unmittelbaren Beziehungen, die auf die Ar¬ 
beitsdurchführung gerichtet sind, sondern auch 
diejenigen Verwirklichungsbedingungen der Per¬ 
sönlichkeit, die mit den Beziehungen der Arbeits¬ 
durchführung eng verbunden sind und die immer 
weniger von ihnen getrennt werden können. 

Im Bereich der Arbeit werden nicht nur die 
materiellen Existenzbedingungen der Gesell¬ 
schaft, sondern auch - ihren sozialistischen Cha¬ 
rakter vorausgesetzt - die wichtigsten Grundlagen 
für die Entwicklung sozialistischer Persönlichkei¬ 
ten geschaffen. Die Persönlichkeit entwickelt und 
bewährt sich vorrangig im Bereich der Arbeit. Das 
erfolgt im Rahmen ihrer lebendigen Beziehungen 
und in Wechselwirkung im und mit dem Kollektiv 
in bezug auf die Arbeitsdurchführung, aber auch 
in bezug auf die Gestaltung der Lebensbedingun¬ 
gen, die darüber hinaus entstehen und im oder 
durch den Betrieb realisiert werden. 

In der sozialistischen Gesellschaft kann die 
rechtliche Beeinflussung der Arbeitsverhältnisse 
nicht von der gleichzeitigen rechtlichen Beeinflus¬ 
sung derjenigen Beziehungen getrennt werden, 
die sich auf die Befriedigung der im Zusammen¬ 
hang mit der Arbeitstätigkeit entstehenden sozia¬ 
len und kulturellen Bedürfnisse erstrecken. Für 
ihre rechtliche Ausgestaltung müssen die gleichen 
Grundsätze gelten, muß der gleiche rechtliche 
Mechanismus wirken wie für die Arbeitsverhält¬ 
nisse. Die einheitliche Wirkungsrichtung des Ar¬ 
beitsrechts erstreckt sich also sowohl auf die Ar¬ 
beitsverhältnisse wie auch auf diejenigen Verhält¬ 
nisse, die in diesem Zusammenhang bei der Be¬ 
friedigung sozialer und kultureller Bedürfnisse 
entstehen. Sie können als die für die sozialistische 
Gesellschaft typische Art und Weise der Realisie¬ 
rung des Grundrechts auf Arbeit bezeichnet wer¬ 
den, das nicht nur im Recht auf einen Arbeitsplatz 


besteht, sondern immer mehr zu einem Recht auf 
Persönlichkeitsentfaltung in der Arbeit und durch 
die Arbeit wird. 

Zu ähnlichen Ergebnissen in der Kennzeich¬ 
nung dieser Verhältnisse gelangen auch Kalenska 
und Paschkow. So schreibt Kalenska: „In diese 
Gruppe von gesellschaftlichen Beziehungen wer¬ 
den vor allem die gesellschaftlichen Beziehungen 
einbezogen, welche die neue Stellung der Werktä¬ 
tigen in der Produktion und in der Organisation 
der gesellschaftlichen Arbeit überhaupt unter den 
Bedingungen des Sozialismus als gesellschaftliche 
Eigentümer der Produktionsmittel zum Ausdruck 
bringen.“ 48 Paschkow geht in seinen Überlegungen 
davon aus, daß der Betrieb in der entwickelten so¬ 
zialistischen Gesellschaft nicht nur schlechthin 
„Warenproduzent und Organisator der Arbeit“, 
sondern gleichzeitig auch immer mehr ein Zen¬ 
trum sozialer, kultureller und politischer Betäti¬ 
gung der Werktätigen ist. Deshalb gestalten sich 
innerhalb der Arbeitskollektive außer Verhältnis¬ 
sen zur Organisation der kollektiven Arbeit viel¬ 
fältige soziale Beziehungen, die die Entwicklung 
der Demokratie in der Produktion, die Einbezie¬ 
hung der Werktätigen in die Leitung der Produk¬ 
tion, die Arbeits- und Lebensbedingungen, die so¬ 
zial-kulturelle Betreuung sowie die Befriedigung 
anderer materieller und geistiger Bedürfnisse der 
Werktätigen betreffen. Diese Beziehungen wider¬ 
spiegeln die Einheit von Ökonomischen und sozia¬ 
len Interessen der Kollektive und gewährleisten 
auch dadurch die Steigerung der Effektivität der 
Produktion. Wegen ihrer unlösbaren Verbindung 
mit der Organisation der Arbeit werden sie eben¬ 
falls vom Arbeitsrecht geregelt. 49 

2 . 3 . 2 . 

Die Erscheinungsformen 

der mit den Arbeitsverhältnissen 

eng verbundenen Verhältnisse 

Die mit den Arbeitsverhältnissen eng verbunde¬ 
nen Verhältnisse sind zuerst in den gleichen Ebe¬ 
nen zu finden wie die Arbeitsverhältnisse selbst. 
Das ergibt sich aus ihrer unlösbaren Verbindung 
mit den Arbeitsverhältnissen. Sie erscheinen da¬ 
her als Verhältnisse 

— zwischen dem Betrieb und jedem einzelnen 
Werktätigen; 

— zwischen den betrieblichen Teilkollektiven und 
den Werktätigen des jeweiligen Teilkollektivs; 


48 M, Kalenska, a. a. O., S. 243. 

49 Vgl. A. S. Paschkow, a. a. O., S. 26 f. 
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— zwischen den Werktätigen. 

Mit den Arbeitsverhältnissen eng verbundene 
Verhältnisse sind jedoch nicht auf diese Ebenen 
beschränkt. Sie existieren weiterhin 

— zwischen Bürgern und staatlichen Organen, 
zwischen Betrieben und staatlichen Organen, 
zwischen staatlichen Organen und Organen der 
Gewerkschaften sowie Betrieben und gewerk¬ 
schaftlichen Organen; 50 

— zwischen den Partnern des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses und der Sozialversicherung der Ar¬ 
beiter und Angestellten; 

— als Beziehungen der Partner des Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses zu den Organen zur Entscheidung 
arbeitsrechtlicher und sozialversicherungs¬ 
rechtlicher Streitigkeiten. 

Auch bei diesen Verhältnissen entsprechen 
ihre Erscheinungsformen nicht ihrer inneren 
komplizierten Struktur. Da das Finden objektiver 
Kriterien für die Regelungsnotwendigkeit und 
Regelungsbedürftigkeit dieser Beziehungen noch 
schwieriger ist als bei den Arbeitsverhältnissen, 
soll auch hier eine Darstellung der Komplexe der 
jeweiligen Teilbeziehungen erfolgen, die der ar¬ 
beitsrechtlichen Regelung zugängig sind, d. h., die 
solche Eigenschaften aufweisen, daß sie arbeits¬ 
rechtlich bzw. mit arbeitsrechtlichen Instrumen¬ 
ten geregelt, sanktioniert und stimuliert werden 
können. 

Das Arbeitsrecht gestaltet mit den Arbeits¬ 
verhältnissen eng verbundene gesellschaftliche 
Verhältnisse bzw. Teilbeziehungen derselben, 
soweit es sich um folgende komplexe Erscheinun¬ 
gen handelt: 51 

— Beziehungen der Leitung der Arbeitsverhält¬ 
nisse, soweit sie über die unmittelbar arbeitslei¬ 
tende Tätigkeit hinausgehen. Hierzu gehören 
sowohl Leitungsbeziehungen im Betrieb als 
auch Beziehungen der staatlichen Regulierung 
der Arbeitsverhältnisse durch Staatsorgane so¬ 
wie Beziehungen der Lenkung von Arbeits¬ 
kräften. 52 Wesentliche Erscheinungsformen 
dieser Beziehungen sind diejenigen, die im Zu¬ 
sammenhang mit der Realisierung der verfas¬ 
sungsmäßigen Rechte der Gewerkschaften bei 
der Leitung und Planung der Arbeit, bei der 
Ausgestaltung des Arbeitsrechts u. a. entste¬ 
hen, also Beziehungen der Gewerkschaften zu 
Staatsorganen, zu wirtschaftsleitenden Orga¬ 
nen, zu betrieblichen Leitungsorganen bei der 
Leitung, Planung und Organisation der gesell¬ 
schaftlichen Arbeit, der Gestaltung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen im Betrieb, der 


Kontrolle des Arbeitsrechts und besonders des 
Arbeitsschutzes, soweit sie nicht als Formen der 
unmittelbaren Mitwirkung an der Gestaltung 
der Arbeitsverhältnisse erscheinen; 

— Beziehungen der Berufsausbildung sowie der 
Aus- und Weiterbildung der Werktätigen, so¬ 
weit sie über die Arbeitsverhältnisse hinausge¬ 
hen. 

Die Berufsausbildung erfolgt im Rahmen ei¬ 
nes Lehrverhältnisses, das sowohl Arbeitsver¬ 
hältnis als auch schulisches Ausbildungsver¬ 
hältnis ist. Es wird deshalb als Arbeitsrechts¬ 
verhältnis besonderer Art gekennzeichnet und 
unterliegt im wesentlichen der arbeitsrechtli¬ 
chen Regelung. Die Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen erscheint sowohl als Arbeits¬ 
verhältnis wie auch als mit den Arbeitsver¬ 
hältnissen eng verbundenes Verhältnis. Ihre 
Charakterisierung ist von der Art und Weise 
der Beziehung zwischen unmittelbarer Arbeits¬ 
durchführung und Bildung durch die Arbeit 
und in der Arbeit sowie vom Ziel der jeweiligen 
Aus- und Weiterbildung abhängig; 

- Beziehungen der materiellen Sicherstellung der 
Werktätigen und ihrer Familienmitglieder 
durch die Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten. Diese Verhältnisse sind unmit¬ 
telbar mit den Arbeitsverhältnissen verbunden, 


50 Die meisten dieser Beziehungen sind ihrem Cha¬ 
rakter und ihrem Inhalt nach staatsrechtlicher Re¬ 
gelungsgegenstand. Sie unterliegen der arbeits¬ 
rechtlichen Regelung aus Gründen der einheitli¬ 
chen Gestaltung und Verwirklichung des Arbeits¬ 
rechts, seiner Überschaubarkeit und Handhabbar¬ 
keit besonders für die Partner des Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses. Welche dieser Teilbeziehungen vom 
Arbeitsrecht erfaßt werden, entscheidet der Staat 
nach auf objektiven Grundlagen beruhenden 
rechtspolitischen Erwägungen. 

51 In der Arbeitsrechtswissenschaft gibt es unter¬ 
schiedliche Meinungen darüber, ob die Beziehun¬ 
gen der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit der 
Werktätigen und der Schadenersatzleistungen des 
Betriebes Beziehungen im Rahmen der Arbeits¬ 
verhältnisse oder der mit diesen eng verbundenen 
gesellschaftlichen Verhältnisse sind. Vgl. bes.: Ar¬ 
beitsrecht, Grundriß, a. a. O., S. 15 ff. und Lehr¬ 
material, Das Arbeitsrecht der DDR, Bd. 1, Hum¬ 
boldt-Universität zu Berlin, Sektion Rechtswissen¬ 
schaft, Abt. Weiterbildung und Fernstudium, 
1979, S.\24f. 

52 Vgl. hierzu insbes. AO vom 24. 5. 1979 zur Erhö¬ 
hung der Wirksamkeit des gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsvermögens, GBl. I Nr. 15 S. 115. 
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sie entstehen mit ihnen, begleiten sie und folgen 
ihnen nach. Sie erscheinen als Verhältnis zwi¬ 
schen dem Betrieb und der durch den FDGB 
geleiteten und organisierten Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten und als Ver¬ 
hältnis der Werktätigen zur Sozialversicherung. 
Letztere sind Verhältnisse der materiellen Si¬ 
cherstellung bei Krankheit, Invalidität, Mutter¬ 
schaft, im Alter und in weiteren Fällen; 

- Beziehungen, die mit der Befriedigung weiterer 
sozialer sowie kultureller und sportlicher Be¬ 
dürfnisse auf der Grundlage von Arbeitsver¬ 
hältnissen entstehen und im oder durch den Be¬ 
trieb realisiert werden; 

- Beziehungen der Entscheidung von arbeits¬ 
rechtlichen und sozialversicherungsrechtlichen 
Streitigkeiten. 

Sie erscheinen als Beziehungen der Partner 
von Arbeitsrechtsverhältnissen zur Konflikt¬ 
kommission, in bestimmtem Umfang auch zu 
den Gerichten (wobei hier zu beachten ist, daß 
die hauptsächlichen Beziehungen, die bei der 
Entscheidung arbeitsrechtlicher Streitigkeiten 
entstehen, durch das Zivilprozeßrecht erfaßt 
werden) und als Beziehungen der Werktätigen 
sowie der Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten zu den verschiedenen Instanzen 
der Beschwerdekommissionen. 


2 . 4 . 

Das Zusammenwirken des Arbeitsrechts . 
mit anderen Rechtszweigen 
bei der Gestaltung 

sozialistischer Gesellschaftsverhältnisse 
2 . 4 . 1 . 

Grundsätze des Zusammenwirkens 

des Arbeitsrechts 

mit anderen Rcchtszweigen 

Der Regelungsgegenstand des Arbeitsrechts er¬ 
hellt nicht nur dessen innere Struktur, seine Wir¬ 
kungsrichtung und Wirkungsmöglichkeit, sondern 
auch seine Stellung im Rechtssystem und damit 
seine Beziehungen zu anderen Rechtszweigen. 
Für die Bestimmung dieser Beziehungen und für 
das Zusammenwirken des Arbeitsrechts mit allen 
Zweigen des sozialistischen Rechtssystems gelten 
folgende Ausgangspunkte: 

- Die Selbständigkeit des Arbeitsrechts als 
Rechtszweig im Rechtssystem ist relativ; das 
Arbeitsrecht hängt mit allen Rechtszweigen zu¬ 


sammen. 53 Dieser Zusammenhang kann enger, 
wie z. B. mit ejem LPG-Recht, oder entfernter 
sein, wie z. B. mit dem Bodenrecht. Das ist pri¬ 
mär vom Charakter der den Rechtszweigen als 
Regelungsgegenstand zugrunde liegenden ge¬ 
sellschaftlichen Verhältnisse abhängig. 

— Nicht die Abgrenzung der Rechtszweige ist we¬ 
sentlich für die Wirksamkeit des sozialistischen 
Rechts, sondern ihr effektives Zusammenwir¬ 
ken. (Damit wird nicht gesagt, daß nicht auch die 
richtige Abgrenzung von theoretischer und 
praktischer Relevanz ist.) 

- Das Arbeitsrecht ist so zu gestalten und seine 
Normen sind so zu verwirklichen, daß es sei¬ 
nem Stellenwert im sozialistischen Rechtssy¬ 
stem entspricht und daß mit Hilfe des Arbeits¬ 
rechts zugleich ein Beitrag zu dessen weiterer 
Vervollkommnung geleistet wird. 

Im folgenden soll das Zusammenwirken des Ar¬ 
beitsrechts mit anderen Rechtszweigen und Un¬ 
terzweigen vom Prinzip her erläutert werden, das 
aus arbeitsrechtlicher Sicht für die Gestaltung des 
sozialistischen Rechtssystems von besonderer Be¬ 
deutung ist. Es ist zu beachten, daß hier nur einige 
grundlegende Beziehungen angesprochen werden 
und keine auf alle Rechtszweige bezogene und 
ausführliche Darstellung erfolgt. So bleiben u. a. 
die Beziehungen zum Völkerrecht und zum Inter¬ 
nationalen Privatrecht unbeachtet. 

2 . 4 . 2 . 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Staatsrecht 

Das sozialistische Staatsrecht ist der grundlegende 
Rechtszweig im sozialistischen Rechtssystem der 
DDR, weil er „die Grundlagen der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung in ihrer.Ge¬ 
samtheit, den Aufbau, die Ziele und die Prinzipien 
der Staatsmacht sowie die grundlegenden Züge 
der Stellung des Bürgers in der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung zum Gegen¬ 
stand hat“. 54 Für das Arbeitsrecht gilt daher, daß 
die staatsrechtlichen Regelungen inhaltlich be¬ 
stimmende und verbindliche Ausgangspunkte 
darstellen. 55 Das Arbeitsrecht knüpft insbeson¬ 
dere an folgende staats- bzw. verfassungsrechtli¬ 
che Regelungen an: 


53 Vgl. Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie 
des Staates und des Rechts, Bd. 4, a. a. O., S. 205. 

54 Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, Berlin 1977, 
S. 21. 

55 Vgl. ebenda. 
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— Die vom Staatsrecht verankerte Rechtsstellung 
der Bürger wird vom Arbeitsrecht konkreti¬ 
siert, indem die verfassungsmäßig garantierten 
Grundrechte weiter ausgestaltet werden (vgl. 
§ 1 Abs. 2 AGB). Die arbeitsrechtliche Stel¬ 
lung der Werktätigen wird also hinsichtlich ih¬ 
res normativen Inhalts durch die Grundrechte 
und Grundpflichten auf dem Gebiet der Arbeit 
bestimmt. Das schließt die Förderung und den 
Schutz der Frauen, der Jugend und weiterer 
Personengruppen ein (vgl. § 3 f. AGB), womit 
das Arbeitsrecht zur Realisierung des verfas¬ 
sungsmäßigen Gleichheits- und Gleichberech¬ 
tigungsgrundsatzes beiträgt. 

— Das staatsrechtlich fixierte Prinzip des demo¬ 
kratischen Zentralismus (vgl. Art. 9 Abs. 3 
Verf.) ist ein entscheidender Ausgangspunkt 
vieler arbeitsrechtlicher Regelungen. Hierauf 
gründen sich vor allem das arbeitsrechtlich aus¬ 
gestaltete Prinzip der Einzelleitung des Betrie¬ 
bes (vgl. § 18 ff. AGB) sowie die vielgestaltigen 
Mitwirkungsrechte der Werktätigen an der Lei¬ 
tung des Betriebes (vgl. z. B. § 32 ff. AGB). 

- Auch die staatsrechtliche Stellung der Betriebe 
(Art. 41 ff. Verfassung) und der Gewerkschaf¬ 
ten (Art. 44 f. Verfassung) sind die unmittel¬ 
bare juristische Grundlage für den Betriebsbe¬ 
griff i. S. des AGB (§ 17) sowie die Tätigkeit 
der Gewerkschaften und ihre Rechte im Rah¬ 
men des Arbeitsrechtsverhältnisses. 

- Ein Sonderfall des Zusammenwirkens von 
Staats- und Arbeitsrecht liegt in bezug auf die 
rechtliche Stellung der Mitarbeiter in den Staats¬ 
organen vor. 56 Da diese Mitarbeiter „durch 
ihre Tätigkeit Funktionen, Aufgaben und 
Kompetenzen des sozialistischen Staates zu 
realisieren haben“, 57 kann diese Tätigkeit nicht 
nur arbeitsrechtlich, sie muß auch staats- und 
verwaltungsrechtlich ausgestaltet werden. Das 
findet seinen Ausdruck in dem „komplexen 
Rechtsinstitut des sozialistischen Staatsdien¬ 
stes“. 58 Für diese Mitarbeiter gilt das Arbeits¬ 
recht, soweit nicht staatsrechtliche (bzw. ver¬ 
waltungsrechtliche) Regelungen ausdrücklich 
bestimmte Besonderheiten vorsehen. 

Staatsrecht und Arbeitsrecht haben also als Ge¬ 
genstand gemeinsam, daß sie beide gesellschaftli¬ 
che Arbeitsverhältnisse regeln, das Staatsrecht je¬ 
doch „unter dem prinzipiellen Aspekt (ihrer) 
Einordnung in das System der politischen 
Macht“, 59 das Arbeitsrecht unter dem Aspekt der 
Leistung gesellschaftlich notwendiger Arbeit in 
staatlich geleiteten und organisierten Kollektiven. 


2 . 4 . 3 . 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Verwaltungsrecht 

Gegenstand des Verwaltungsrechts sind diejeni¬ 
gen gesellschaftlichen Verhältnisse, „die im 
Prozeß der vollziehend-verfügenden Tätigkeit der 
Organe des Staatsapparates bei der ständigen, 
operativen Leitung der gesellschaftlichen Ent¬ 
wicklung gestaltet werden.“ 60 Wir beziehen hier¬ 
bei die Position des Lehrbuches Verwaltungs¬ 
recht, das als typisches Merkmal der vom Verwal¬ 
tungsrecht geregelten gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse hervorhebt, „daß sie im schöpferischen Voll¬ 
zug der Gesetze bzw. Beschlüsse der Volksvertre¬ 
tungen sowie. der Rechtsvorschriften höherer 
Staatsorgane.entstehen und sich entwic¬ 
keln.“ 61 Genau darin besteht das Wesen vollzie- 
hend-verfügender Tätigkeit. 

Das Ineinandergreifen von Arbeitsrecht und 
Verwaltungsrecht geschieht insbesondere im Be¬ 
reich der mit den Arbeitsverhältnissen eng ver¬ 
bundenen gesellschaftlichen Verhältnisse, die 
dann Gegenstand des Verwaltungsrechts sind, 
wenn sie durch vollziehend-verfügende Tätigkeit 
staatlicher Organe entstehen bzw. ausgestaltet 
werden. Verweist das AGB auf die Rechte, Pflich¬ 
ten und Befugnisse staatlicher Organe zur Recht¬ 
setzung, -Verwirklichung und -kontrolle auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts, so handelt es sich re¬ 
gelmäßig um verwaltungsrechtliche Kompetenzen 
vollziehend-verfügender Tätigkeit bei der Leitung 
von Arbeitsverhältnissen (vgl. § 9 ff., § 291 ff. 
AGB). Verwaltungsrechtliche Beziehungen be¬ 
stehen jedoch sowohl bei der Leitung von Ar¬ 
beitsverhältnissen, wenn diese über die unmittel¬ 
bar arbeitsleitende Tätigkeit hinausgehen, als 
auch bei der unmittelbar arbeitsleitenden Tätig¬ 
keit im Betrieb selbst (z. B., wenn die Änderung 
oder Beendigung eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
von der verbindlichen Entscheidung eines staatli¬ 
chen Organs abhängt - vgl. z. B. § 137 Abs. 2, 
§ 141 Abs. 5 AGB). 

Für das Zusammenwirken von Arbeitsrecht und 
Verwaltungsrecht lassen sich folgende Komplexe 
unterscheiden: 

- Durch die vollziehend-verfügende Tätigkeit der 


56 Vgl. Mitarbeiter-VO. 

57 Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, a. a. O., S. 439. 

58 a. a. O., S. 440 

59 a. a. O., S. 23 

60 Verwaltungsrecht, Lehrbuch, Berlin 1979, S. 42. 

61 a. a. O., S. 43 
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Staatsorgane auf den unterschiedlichen Ebenen 
werden juristische Voraussetzungen für die 
Leitung der Arbeitsverhältnisse und der mit ih¬ 
nen eng verbundenen gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnisse mit Hilfe des Arbeitsrechts geschaf¬ 
fen. Diese Voraussetzungen können durch 
Normativ- oder Individualakte der zuständigen 
staatlichen Organe entstehen (z. B. gesetzgebe¬ 
rische Akte des Mmisterrates oder der Minister 
auf arbeitsrechtlichem Gebiet, die Bestätigung 
der RKV durch das Staatssekretariat für Arbeit 
und Löhne, Bilanzentscheidungen auf dem Ge¬ 
biet der Arbeitskräfteplanung und -lenkung 
gemäß § 36 GöV, Bilanzentscheidungen über 
die Neueinstellung von Schulabgängern in 
die Berufsausbildung 62 oder auch die Entschei¬ 
dung des Schuldirektors zum vorzeitigen Ver¬ 
lassen der polytechnischen Oberschule ent¬ 
sprechend § 39 Abs. 1 Satz 2 AGB). Gleiches 
gilt für den verwaltungsrechtlich geregelten 
Schutz und die Förderung bestimmter Perso¬ 
nengruppen (aus dem aktiven Wehrdienst ent¬ 
lassene NVA-Angehörige, Schwerbeschädigte, 
Rehabilitanden u. a.), die Teile des Inhalts 
künftiger Arbeitsrechtsverhältnisse präjudizie- 
ren. 

- Im Rahmen bestehender Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisse können verwaltungsrechtliche Entschei¬ 
dungen eine konstitutive Wirkung für deren 
Änderung oder Beendigung haben. Hier ist die 
vollziehend-verfügende Tätigkeit von Staats¬ 
organen in Form einer konkreten Entschei¬ 
dung Rechtswirksamkeitsvoraussetzung für, die 
Änderung oder Beendigung von bestimmten 
Arbeitsrechtsverhältnissen (vgl. § 59 Abs. 1 bis 
3, § 137 Abs. 2, § 141 Abs. 5 AGB). 

- Die Arbeitsverhältnisse bestimmter Werktäti¬ 
ger erfahren aufgrund von inhaltlichen Beson¬ 
derheiten der Arbeitstätigkeit (z. B. Mitar¬ 
beiter von Staatsorganen) 63 oder der Ausbil¬ 
dung (Lehrlinge) eine arbeitsrechtliche und 
eine verwaltungsrechtliche Ausgestaltung. 

Infolge dieser Besonderheiten können ent¬ 
sprechend normativer Festlegungen auch Sank¬ 
tionen verwaltungsrechtlicher Art für Arbeits¬ 
pflichtverletzungen angewendet werden (so die 
Auferlegung von Ordnungsstrafen als Form ver¬ 
waltungsrechtlicher Verantwortlichkeit gemäß 
§ 32 ASVO). 


2 . 4 . 4 . 

Das Verhältnis von Arbeitsrecht und LPG-Recht 

„Gegenstand des LPG-Rechts sind die Beziehun¬ 
gen der Organisation und Tätigkeit der LPG und 
ihrer kooperativen Einrichtungen (einschließlich 
der damit verbundenen wechselseitigen Bezie¬ 
hungen), die Beziehungen der LPG zu ihren Mit¬ 
gliedern, die gesellschaftlichen Beziehungen der 
Produktionskollektive innerhalb der LPG sowie 
des einzelnen zu dem Produktionskollektiv, dem 
er angehört.“ 64 Diese Gegenstandsbestimmung 
schließt ein, daß das LPG-Recht wie das Arbeits¬ 
recht gesellschaftliche Arbeitsverhälthisse regelt. 

Die verschiedenartige rechtliche Ausgestal¬ 
tung der Arbeitsverhältnisse der Arbeiter und 
Angestellten einerseits und der Genossenschafts¬ 
bauern andererseits hat ihre „entscheidende Ur¬ 
sache im unterschiedlichen Grad der Vergesell¬ 
schaftung der Produktionsmittel und der Arbeit, 
also in der unterschiedlichen Art des Zusammen¬ 
wirkens der Menschen im Produktionsprozeß.“ 65 
Von einer undifferenzierten oder schematischen 
„Übernahme“ des Arbeitsrechts auf Mitglied¬ 
schaftsverhältnisse in LPG kann deshalb prinzi¬ 
piell keine Rede sein. 66 Allerdings führt die wei¬ 
tere Annäherung der Arbeiterklasse und der 
Klasse der Genossenschaftsbauern bei der Gestal¬ 
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
objektiv auch zur weiteren Annäherung der 

62 Vgl. AO über die Bewerbung um eine Lehrstelle 
vom 5. 1. 1982, GBl. I Nr. 4 S. 92, § 9. 

63 Vgl. Mitarbeiter-VO. t 

64 LPG-Recht, Lehrbuch, Berlin 1976, S. 52; Gesetz 
über die landwirtschaftlichen Produktionsgenos¬ 
senschaften - LPG-Gesetz - vom 12. 7. 1982, 
GBl. I Nr. 25 S. 443. 

65 Agrarrecht, Grundriß, Berlin 1976, S. 120. 

66 Hiervon ausdrücklich zu unterscheiden ist die Re¬ 
gelung der Arbeitsverhältnisse der Arbeiter und 
Angestellten der VEG, anderer volkseigener 
Landwirtschaftsbetriebe, der kooperativen Ein¬ 
richtungen sowie der LPG Pflanzen- oder Tierpro¬ 
duktion. Sie richtet sich - unter Einschluß gewisser 
Besonderheiten — ausschließlich nach dem AGB 
und anderen arbeitsrechtlichen Bestimmungen, 
Musterstatuten (vgl. insbes. Ziff. 17 Abs. 1 der 
Musterstatuten der LPG Pflanzen- oder Tierpro¬ 
duktion, GBl.-Sdr. Nr. 937 vom 16. 9. 1977). 

Zur Verwirklichung des AGB in den LPG Pflanzen- 
und Tierproduktion vgl. R. Hähnert/E. Sie- 
gert, „Rechtsstellung der Arbeiter und Angestell¬ 
ten in den LPG Pflanzen- oder Tierproduktion, in 
AuA, 1978/6, S. 277 ff. und dies., „Probleme bei 
der Verwirklichung des AGB in der LPG Pflanzen¬ 
oder Tierproduktion“, AuA, 1978/8, S. 375 ff. 
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Rechtszweige Arbeitsrecht und LPG-Recht. 67 
Gleichzeitig ist davon auszugehen, daß ein plan¬ 
mäßiges und koordiniertes Zusammenwirken von 
Arbeits- und LPG-Recht einen wichtigen Beitrag 
zum Annäherungsprozeß der Klassen leisten kann 
und wird. 68 

Die Regelungen des Arbeitsrechts gelten 
grundsätzlich nicht für genossenschaftliche Ar¬ 
beitsverhältnisse. Den Rahmen für die Anwend¬ 
barkeit des Arbeitsrechts bestimmt zunächst § 4 
EGAGB, der den Ministerrat ermächtigt, in 
Rechtsvorschriften ausdrücklich festzulegen, daß 
für Arbeiter und Angestellte geltende Bestim¬ 
mungen, die die Arbeits- und Lebensbedingungen 
betreffen, auch für Mitglieder sozialistischer Pro¬ 
duktionsgenossenschaften anzuwenden sind. Dies 
gilt z. B. für die Gesamtheit des im AGB und an¬ 
deren Rechtsvorschriften geregelten Arbeits¬ 
schutzrechts (vgl. § 33 ASVO). Das gilt weitge¬ 
hend auch für das Urlaubsrecht (vgl. § 10 f. VO 
über den Erholungsurlaub sowie für die Mindest¬ 
bruttolohnregelungen gemäß § 1 Abs. 2 Min¬ 
destbruttolohnverordnung). Darüber hinaus wer¬ 
den in den Musterstatuten 69 sowie durch die ei¬ 
genverantwortlichen Regelungen der LPG insbe¬ 
sondere durch Beschlüsse der Vollversammlun¬ 
gen (entsprechend Art. 46 Verfassung) 
arbeitsrechtliche Regelungen verbindlich 
übernommen bzw. spezifisch weiter ausgestaltet 70 
(z. B. Übernahme von im Arbeitsrecht geregelter 
Sozialleistungen, wie Hausarbeitstag, bestimmter 
Ausgleichszahlungen, Zuschläge). 

Eine analoge Anwendung arbeitsrechtlicher 
Regelungen auf genossenschaftliche Arbeitsver¬ 
hältnisse sollte u. E. unter bestimmten Vorausset¬ 
zungen dann gerechtfertigt sein, wenn im 
LPG-Recht keine ausdrückliche Regelung exi¬ 
stiert. Wir stimmen hierin vollständig mit Arlt 
u. a. überein, die sich von folgenden Überlegun¬ 
gen leiten lassen: „Fehlen für bestimmte Fälle be¬ 
sondere LPG-rechtliche Bestimmungen, so kön¬ 
nen arbeitsrechtliche Regelungen nur dann analog 
angewendet werden, wenn die Eigentümlichkei¬ 
ten der genossenschaftlichen Arbeitsverhältnisse 
berücksichtigt werden. Dieser Grundsatz schließt 
allerdings nicht aus, daß sich die LPG aus eigener 
Entscheidung bei innergenossenschaftlichen 
Regelungen auf die Bestimmungen des Arbeits¬ 
rechts orientieren. Arbeitsrechtliche Vorschriften 
gelten unmittelbar, wenn sozialökonomische Fak¬ 
toren nicht ausschlaggebend sind.“ 71 Die Analo¬ 
gie sollte immer dann zulässig sein, wenn Rege¬ 
lungen der sozialen Sicherheit nicht mit den Spezi¬ 


fika genossenschaftlicher Mitgliedschaftsverhält¬ 
nisse kollidieren. Gleiches wird in all jenen Fällen 
gelten, in denen das LPG-Gesetz nur Grundsatz¬ 
regelungen enthält (z. B. materielle Verantwort¬ 
lichkeit und Schadenersatz). 

2 . 4 . 5 . 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Zivilrecht 
„Das Zivilrecht hat innerhalb folgender Bezie¬ 
hungen tätig zu werden: 

- in den Beziehungen der Bürger zu Betrieben 


67 Hierüber besteht in der rechtswissenschaftlichen 
Literatur Einmütigkeit. Dieser Annäherungs¬ 
prozeß hat viele Komponenten. Er zeigt sich am 
Bestehen gleicher Rechtsinstitute (wie Arbeitsdis¬ 
ziplin, disziplinarische und materielle Verantwort¬ 
lichkeit, Arbeitszeit, Erholungsurlaub u. v. a.), an 
vergleichbaren Methoden der rechtlichen Rege¬ 
lungen (z. B. betriebliche Regelungen) und nicht 
zuletzt auch der Bildung von Gewerkschaften und 
Konfliktkommissionen in kooperativen Einrich¬ 
tungen der Landwirtschaft sowie in LPG Pflanzen- 
und Tierproduktion. 

Vgl. ausführlich E. Reinl, Antwort auf Fragen 
zum Arbeitsrecht in der Landwirtschaft, Berlin 
1978, S. 72 ff. und 77 ff. Besonders augenfällig 
sind z. B. die Gemeinsamkeiten der materiellen 
Verantwortlichkeit des Arbeitsrechts und des 
LPG-Rechts. Vgl. dazu H. Watzek, „Besonderhei¬ 
ten materieller Verantwortlichkeit in der Land¬ 
wirtschaft“, AuA, 1980/5, S. 236 f. 

68 Das ist eine Kernfrage der weiteren Gestaltung des 
Rechtssystems. Hierzu liegen bisher kaum For¬ 
schungsergebnisse vor. Mit der Diskussion um das 
Rechtsgebiet „Agrarrecht“ sind hierzu jedoch er¬ 
ste Überlegungen angestellt worden. (Vgl. Land- 

, Wirtschaft und Recht, Vorlesungen zu Grundpro¬ 
blemen des Agrarrechts der DDR, Aktuelle Bei¬ 
träge der Staats- und Rechtswissenschaft, 
Heft 103, Potsdam-Babelsberg 1973, 'sowie die 
Diskussion in SuR, z. B. in den Heften 
1975/11/12, S. 1594ff. und 1976/2,'S. 182ff.; 
R. Arlt/ G. Rosenau/R. Steding, „Neues LPG- 
Gesetz - ein Beitrag zur Vervollkommnung unse¬ 
rer Rechtsordnung“, SuR, 1982/3, S. 216ff. 

69 Vgl. Musterstatuten der LPG Pflanzenproduktion 
und der LPG Tierproduktion, a. a. O. 

70 Vgl. R. Arlt, „Gemeinsamkeiten und Unter¬ 
schiede der rechtlichen Regelung der Arbeitsver¬ 
hältnisse der Angehörigen der Arbeiterklasse und 
der Klasse der Genossenschaftsbauern“, in: Zur 
Entwicklung des sozialistischen Arbeitsrechts, Ak¬ 
tuelle Beiträge der Staats- und Rechtswissenschaft, 
Heft 126, Potsdam-Babelsberg 1975, S. 104. 

71 Agrarrecht, Grundriß, a. a. O., S. 121. 


und untereinander zur Befriedigung ihrer ma¬ 
teriellen und kulturellen Bedürfnisse; 

- in den sozialistischen Eigentumsverhältnissen 
als der ökonomischen Grundlage der Entwick¬ 
lung der sozialistischen Gesellschaft und aller 
Bürger; 

- in den persönlichen Eigentumsverhältnissen 
der Bürger als dem Ergebnis ihrer für die Ge¬ 
sellschaft geleisteten Arbeit; 

- in weiteren Beziehungen, an denen die 
Bürger ebenfalls als Mitglieder der soziali¬ 
stischen Gesellschaft, als Staatsbürger, 
Träger der politischen Macht, Produzenten und 
Konsumenten teilnehmen und die mit Hilfe des 
Zivilrechts gestaltet werden können und 
müssen.“ 72 

Bereits diese Gegenstandsbereiche zivilrecht¬ 
lich geleiteter Beziehungen verdeutlichen die 
enge Verflechtung mit den Arbeitsverhältnissen 
und den mit ihnen eng verbundenen gesellschaftli¬ 
chen Verhältnissen. 

Folgende grundlegende Beziehungen beste¬ 
hen zwischen Arbeitsrecht und Zivilrecht: 

- Die im Mittelpunkt der zivilrechtlichen Rege¬ 
lungen stehenden Versorgungsbeziehungen 
sind überwiegend entweder direkt an sozialisti¬ 
sche Arbeitsverhältnisse gebunden oder haben 
diese zur Voraussetzung. Die zivilrechtliche 
Ausgestaltung der Beziehungen der Bedürfnis¬ 
befriedigung der Bürger vollzieht sich demnach 
primär über gesellschaftliche Arbeitsverhält¬ 
nisse, gleichsam als deren materielle Träger. 
Besonders eng sind die Beziehungen zwischen 
den vom Arbeitsrecht erfaßten Arbeitsverhält¬ 
nissen und den Dienstleistungen als gesell¬ 
schaftlichen Verhältnissen. Das Zivilrecht ge¬ 
staltet die Arbeitsverhältnisse als Bestandteil 
der Dienstleistungen aber nur insofern, als sie 
für konkrete „Resultate gewisser Tätigkeiten 
oder Arbeiten“ 73 bedeutsam sind. Diese Seite 
qualitativ-inhaltlicher Anforderungen im 
Rahmen der Arbeitsverhältnisse wird zivil¬ 
rechtlich ausgestaltet, nicht die Verhältnisse 
des Leistens gesellschaftlich notwendiger Ar¬ 
beit selbst. 

Von diesem Grundsatz sind in gewissen Fällen 
Abweichungen erforderlich. Solche Ausnahmen 
gibt es bei der Regelung persönlicher Dienstlei¬ 
stungen, wenn nämlich das Resultat der Tätigkeit 
mit der Tätigkeit selbst identisch ist (z. B. bei der 
Erbringung kulturell-künstlerischer Leistungen). 

Handelt es sich um persönliche Dienstleistun¬ 
gen, die von Berufs wegen wiederholt und regel¬ 


mäßig erbracht werden (z. B. Beschäftigungsver¬ 
hältnisse vop Tanz- und Unterhaltungsmusi¬ 
kern 74 ), ist eine arbeitsrechtliche Ausgestaltung 
der persönlichen Dienstleistung als Arbeits¬ 
rechtsverhältnis möglich und im Interesse der 
Werktätigen sinnvoll. Auch eine zivil- und ar¬ 
beitsrechtliche Ausgestaltung solcher Beziehun¬ 
gen ist zulässig, wenn das den gesellschaftlichen 
Erfordernissen entspricht. 

— Vielfältige Beziehungen zwischen Arbeits- und 
Zivilrecht bestehen deshalb, weil das Zivilrecht 
neben dem Staatsrecht die sozialistischen und 
persönlichen Eigentumsverhältnisse am allge¬ 
meinsten ausgestaltet. Im Zusammenhang mit 
§ 17 ff. und § 22 ff. ZGB wird das sozialistische 
Eigentum im Betrieb und auch das persönliche 
Eigentum der Werktätigen im Rahmen des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses geschützt (z. B. durch 
normative Fixierung von Arbeitspflichten der 
Werktätigen, die Regelungen über die arbeits¬ 
rechtliche materielle Verantwortlichkeit, die 
Differenzierung des Lohnes nach der Qualität 
des Arbeitsergebnisses, die Sicherung mitge¬ 
brachter Gegenstände). 

Das im Rahmen des Arbeitsrechtsverhältnisses 
erarbeitete Arbeitseinkommen der Werktäti¬ 
gen wird als persönliches Eigentum zivilrecht¬ 
lich geschützt und ist zugleich Voraussetzung 
für die Teilnahmeän Versorgungsbeziehungen. 
Die persönlichen Eigentumsverhältnisse der 
Bürger sind auch die Grundlage für die Bezie¬ 
hungen zwischen einem Betrieb und den Erben 
derjenigen Werktätigen, die zu ihm in einem 
Arbeitsrechtsverhältnis standen. 

- Schließlich sei nicht unerwähnt, daß der Inhalt 
sowie die Art und Weise der schöpferischen Tä¬ 
tigkeit als qualitatives Merkmal sozialistischer 
Arbeitsverhältnisse nicht nur vom Arbeitsrecht 
oder vom Neuerer- und Erfinderrecht, sondern 
auch, soweit es um die Beziehungen zwischen 
den Urhebern und der sozialistischen Gesell¬ 
schaft geht, vom Zivilrecht erfaßt werden. 


72 Grundfragen des sozialistischen Zivilrechts, Berlin 
1977, S. 15. 

73 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 26.1, Berlin 1965, 

S. 380. 

74 Vgl. H. Kreutz, „Zur rechtlichen Regelung der Be¬ 
schäftigungsverhältnisse von Tanz- und Unterhal¬ 
tungsmusikern“, NJ, 1980/6, S. 277 f.; vgl. auch 

T. Barthel/A.-A. Wandtke, „Zur Anwendung 
des Arbeitsrechts und des Zivilrechts bei der För¬ 
derung schöpferischer Arbeit im Bereich der Kul¬ 
tur“, NJ, 1973/20, S. 604 ff. 
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Aus der engen Verknüpfung der Gegen¬ 
standsbereiche resultiert auch ein‘.ebenso enges 
Ineinandergreifen der arbeitsrechtlichen und der 
zivilrechtlichen Beziehungen, insbesondere der 
Arbeitsrechtsverhältnisse und der Zivilrechtsver¬ 
hältnisse als Hauptformen der Rechtsverwirkli¬ 
chung im Zivil- Und Arbeitsrecht. Folgende Kom¬ 
plexe von Beziehungen lassen sich unterscheiden: 

1) Zivilrechtliche Beziehungen neben Arbeits- 
rechtsyerhältnissen, um den Inhalt des Ar¬ 
beitsverhältnisses bzw. der Arbeitstätigkeit 
auszugestalten, und zwar 

a) die arbeits- und zivilrechtliche Ausgestal¬ 
tung persönlicher Dienstleistungen auf 
Grund einer hauptberuflichen Tätigkeit; 

b) die zivilrechtliche Ausgestaltung einer ne¬ 
benberuflichen Tätigkeit (Honorarver¬ 
trag). 

2) Zivilrechtliche Beziehungen innerhalb des 
Arbeitsrechtsverhältnisses, um besondere 
schöpferische Arbeitsleistungen auszugestal¬ 
ten bzw. zu schützen, und zwar urheberrechtli¬ 
che Beziehungen im Rahmen eines Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses 75 . 

3) Zivilrechtliche Beziehungen, die nur auf der 

Grundlage eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
begründet werden können (das Arbeitsrechts¬ 
verhältnis ist juristische Voraussetzung für die 
Begründung von Zivilrechtsverhältnissen) 76 , 
und zwar I 

a) Rechtsbeziehungen nach Lohnabtretung 
zwischen dem Betrieb und dem Dritten; 

b) die Kreditgewährung durch den Betrieb an 
Betriebsangehörige zum Zwecke der Fi¬ 
nanzierung des Baus von Eigenheimen; 

c) die Miete von Werkswohnungen; 

d) der Kauf in betrieblichen Verkaufsstellen; 
s e) die Inanspruchnahme betrieblicher Erho¬ 
lungsstätten; 

f) die Unterbringung im Lehrlingswohnheim. 

4) Zivilrechtliche Beziehungen auf der Grund¬ 
lage beendeter Arbeitsrechtsverhältnisse, und 
zwar 

a) Beziehungen des Betriebes zu den Hinter¬ 
bliebenen des Werktätigen; 

b) Beziehungen des Betriebes zu den Erben 
des Werktätigen 77 . 

5) Zivilrechtliche Beziehungen auf Grund 
pflichtverletzenden Verhaltens im Zusam¬ 
menhang mit dem Arbeitsrechtsverhältnis 
bzw. unter Ausnutzung betrieblicher Möglich¬ 
keiten, und zwar 

a) materielle Verantwortlichkeit bei 


Schwarz- und Umwegefahrten; 
b) unbefugte Kfz-Benutzung im Zusammen¬ 
hang mit betrieblicher Tätigkeit. 

Die vielfältigen Verknüpfungen zwischen den 
gesellschaftlichen Verhältnissen der vom Arbeits¬ 
recht und vom Zivilrecht erfaßten Gegenstands¬ 
bereiche sowie die Tatsache, daß das Arbeitsrecht 
historisch als selbständiger Rechtszweig aus dem 
Zivilrecht hervorging, haben in der Vergangen¬ 
heit und auch heute noch immer wieder die Frage 
nach der Zulässigkeit der analogen, subsidiären 
Anwendung zivilrechtlicher Normen, insbeson¬ 
dere des ZGB, auf arbeitsrechtlich relevante 
Sachverhalte aufgeworfen. 78 Wir halten die An¬ 
wendung zivilrechtlicher Regelungen im arbeits¬ 
rechtlichen Rechtsverwirklichungsprozeß grund¬ 
sätzlich dann für gerechtfertigt, wenn die durch 
die marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie erarbeiteten Grundsätze von den Lücken 
im Recht bzw. der Rechts- und Gesetzesanalo¬ 
gie 79 strikt befolgt werden. Die Rechtsanalogie 
muß dann aber ausgeschlossen sein, wenn ledig- 


75 Vgl. H. Püschel, Einführender Teil zum Lexikon 
Urheberrecht, VE Bibliographisches Institut Leip¬ 
zig 1975, S. 51 ff. Die Beziehungen zwischen Ur¬ 
heberrecht und Arbeitsrecht sind insbes. darauf 
begründet, daß sozialistische Arbeitsverhältnisse in 
Form von Werkschaffens- und Werknutzungsbe¬ 
ziehungen zwischen Betrieben und Werktätigen 
urheberrechtlich und arbeitsrechtlich ausgestaltet 
werden. Die schöpferischen Arbeitsleistungen der 
Urheber im Arbeitsrechtsverhältnis sind urheber¬ 
rechtlich und arbeitsrechtlich von Bedeutung, da 
die Werke in Erfüllung von Pflichten aus dem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis geschaffen werden. 

76 Vgl. im einzelnen H. Badestein/R. Streich, „Zur 
Anwendung zivilrechtlicher Normen im Arbeits¬ 
recht“, AuA, 1976/7, S. 218 ff.; J. Göhring, „Ge¬ 
sellschaftliche Arbeitsverhältnisse und Zivilge¬ 
setzbuch“, AuA, 1975/5, S. 145 ff. 

77 Zur Unterscheidung von Hinterbliebenen und Er¬ 
ben vgl. G. Kirschner, „Pflichten des Betriebes 
beim Tod eines Werktätigen“, AuA, 1980/5, 
S. 227 ff. 

78 Vgl. vor allem J. Göhring, „Zum Verhältnis einer 
Kodifikation des sozialistischen Zivilrechts zu an¬ 
deren Rechtszweigen“, SuR, 1975/2, S. 289 ff. 

79 Vgl. Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie 
des Staates und des Rechts, Bd. 4, a. a. O., 
S. 322 ff.; T. Schönrath, „Der Analogieschluß als 
Methode der Interpretation und der Anwendung 
des sozialistischen Rechts in der Rechtsordnung 
der DDR“, in: Berichte zum X. Internationalen 
Kongreß für Rechtsvergleichung, Budapest 1978, 
S. 5 ff. 





lieh „die allgemeinen Grundsätze und Prinzipien 
der rechtlichen Regelung des (einen) Rechtszwei¬ 
ges. .. auf den entsprechenden Fall (des anderen 
Rechtszweiges - d. Verf.) Anwendung finden sol¬ 
len. Gerade dies würde ja dem Anliegen der ana¬ 
logen Anwendung der Normen des einen Rechts¬ 
zweiges auf Sachverhalte des anderen widerspre¬ 
chen, denn es geht um die Berücksichtigung der 
Grundsätze und Prinzipien desjenigen Rechts¬ 
zweiges, für den die analoge Anwendung der 
Normen des anderen Zweiges erfolgen soll. Ge¬ 
setzesanalogie und Rechtsanalogie durch Anwen¬ 
dung entsprechender Rechtsinstitute sind demzu¬ 
folge zwischen Arbeitsrecht und Zivilrecht zuläs¬ 
sig.“ 80 

Inhaltliches Grundprinzip der analogen An¬ 
wendung zivilrechtlicher Bestimmungen im Ar¬ 
beitsrecht ist die Berücksichtigung der gesell¬ 
schaftlichen Qualität und des Inhalts der vom Ar¬ 
beitsrecht erfaßten gesellschaftlichen Arbeitsver¬ 
hältnisse und der mit ihnen eng verbundenen ge¬ 
sellschaftlichen Verhältnisse bei der Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft. Der 
Regelfall der Analogie sollte sein, daß rechtspoli¬ 
tisch und inhaltlich-juristisch gleiche oder gleich¬ 
artige Rechtsinstitute des Zivilrechts analog auf 
arbeitsrechtlich relevante Sachverhalte anzuwen¬ 
den sind, namentlich dann, wenn die zivilrechtli¬ 
chen Institute entweder allgemeiner oder breiter 
gefächert ausgestaltet sind. So gibt es im Arbeits¬ 
recht z. B. keine allgemeinen Regeln über den 
Beginn' und den Ablauf von Fristen (so wie in 
§ 470 ZGB), sondern nur konkrete Fristenrege¬ 
lungen (wie z. B. in § 265 AGB). Aber auch für 
den Beginn der in § 265 AGB festgesetzten Frist 
gilt § 470 Abs. 1 ZGB. Oder ein anderes Beispiel: 
Das AGB regelt nicht alle im Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis möglichen Fälle der Herausgabe unbe¬ 
rechtigt erlangter Leistungen, sondern kennt nur 
§ 126. Daher ist eine analoge Anwendung von 
§ 356 ZGB gerechtfertigt. Dasselbe gilt auch für 
die im Arbeitsrecht nicht geregelte Vollstrek- 
kungsverjährung gemäß § 480 ZGB oder eine so 
bedeutsame Generalklausel wie die Pflicht zur 
verantwortungsbewußten Rcchtsausübung gemäß 
§ 15 ZGB. 

2 . 4 . 6 . 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Wirtschaftsrecht 

„Gegenstand des Wirtschaftsrechts ist die vom so¬ 
zialistischen Staat geleitete, auf dem gesellschaft¬ 
lich sozialistischen Eigentum beruhende Planwirt¬ 


schaft eigenverantwortlich tätiger warenproduzie¬ 
render Wirtschaftsorganisationen und ihrer 
Struktureinheiten zum Zwecke der ständigen 
Verbesserung des Lebensniveaus des Volkes.“ 81 
Gerade in dieser organischen Verbindung der Re¬ 
gelung von Leitungsbeziehungen mit den Produk¬ 
tions- und Austauschbeziehungen der Wirt¬ 
schaftseinheiten wird die Spezifik des Wirtschafts¬ 
rechts gesehen. 82 Arbeitsrecht und Wirtschafts¬ 
recht wirken somit primär in jenem Bereich, in 
dem materielle Werte geschaffen werden. Insbe¬ 
sondere daraus erklärt sich der gesellschaftliche 
Stellenwert beider Rechtszweige im sozialisti¬ 
schen Rechtssystem. 

Die gesamte Wirtschaftstätigkeit der Produk¬ 
tion und des Austausches vollzieht sich über ge¬ 
sellschaftliche Arbeitsverhältnisse. Eine ebenso 
unmittelbare Verknüpfung besteht zwischen den 
vom Arbeitsrecht und vom Wirtschaftsrecht er¬ 
faßten Leitungsverhältnissen. Vor allem die Be¬ 
ziehungen der Leitung der Arbeitsverhältnisse, 
die über die unmittelbar arbeitsleitende Tätigkeit 
hinausgehen (Beziehungen Ministerium - Kom¬ 
binat-Kombinatsbetrieb-Betrieb) werden so¬ 
wohl vom Arbeit'srecht als auch vom Wirtschafts¬ 
recht erfaßt. Zu Recht ist deshalb in letzter Zeit 
verstärkt darauf hingewiesen worden, „daß jeder 
dieser Rechtszweige an Methoden und Formen 
der Ausgestaltung von Rechtsverhältnissen durch 
den anderen anknüpft und beide Zweige vielfach 
nur gemeinsam eine gesellschaftlich wirksame 
rechtlich geregelte Leitungs- und Wirtschaftstä¬ 
tigkeit gewährleisten können“. 83 Bezogen auf die 
Struktur des Wirtschaftsrechts bestehen deshalb 
nicht nur vielfältige Beziehungen zwischen dem 
Arbeitsrecht und dem Leistungs- bzw. Koopera¬ 
tionsrecht, sondern gleichermaßen zum Organisa¬ 
tion- und zum Planungsrecht: 

- Die Einheit von Plan, Bilanz und Wirtschafts¬ 
vertrag kann nur wirtschaftsrechtlich und ar¬ 
beitsrechtlich gewährleistet werden. 84 Soziali- 


80 Vgl. auch: Gehören Zinsen zum Schaden? Aus 
dem Urteil des Bezirksgerichts Rostock vom 11.6. 
1979 - BS 7/79, mit einer Anmerkung von G. Kir- 
schner, AuA, 1980/7, S. 334 f. 

81 Lehr- und Studienmaterial zum Wirtschaftsrecht. 
H. 1, Berlin 1972, S. 63 f. 

82 Vgl. Wirksamkeit des Wirtschaftsrechts, a. a. O., 
S. 41. 

83 a. a. O., S. 200 

84 Vgl. H. Badestein, „Einheit von Plan und Vertrag 
aus arbeitsrechtlicher Sicht“, AuA, 1978/7, 
S. 321 ff. 
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stische Plandisziplin, Arbeitsdisziplin und Ver¬ 
tragsdisziplin hängen wesensmäßig zusammen. 
Die Realisierung der Arbeitspflichten gemäß 
§ 80 AGB in hoher Qualität ist zugleich unab¬ 
dingbare Voraussetzung für die Erfüllung der 
wirtschaftsrechtlichen Verpflichtungen der Be¬ 
triebe. Bei der Erfüllung der Pflichten durch die 
Partner eines Delegierungsvertrages wird das 
Zusammenwirken von Arbeits- und Wirt¬ 
schaftsrecht besonders deutlich. 85 

— Daraus folgt, daß Verletzungen der Arbeitsdis¬ 
ziplin* die Ursache für die Nichterfüllung von 
Wirtschaftsverträgen sein können, und umge¬ 
kehrt, daß die zu vertraglichen Sanktionen ver¬ 
pflichteten Betriebe die disziplinarische und 
materielle Verantwortlichkeit des Arbeits¬ 
rechts anwenden können und sollen. 86 Zugleich 
ist die termin- und sortimentsgerechte Vertrags¬ 
erfüllung im Rahmen des Wirtschaftsrechts 
Kriterium für die differenzierte Bemessung der 
Jahresendprämie für leitende Mitarbeiter des 
Betriebes. 87 

— Wirtschaftsrechtssubjekte sind nach herr¬ 
schender Auffassung nur Kollektive (Wirt¬ 
schaftseinheiten), nicht jedoch Leiter. 88 Auf 
Grund der Rechtsstellung der Wirtschaftsein¬ 
heiten können und müssen die zuständigen Lei¬ 
ter wirtschaftsrechtliche Verantwortung reali¬ 
sieren. „Da die Tätigkeit. . . der Leiter produk¬ 
tiver Natur ist, im Rahmen des gesellschaftli¬ 
chen Gesamtarbeiters erbracht wird, das 
volkswirtschaftliche Zusammenführen dieser 
Tätigkeiten aber Gegenstand des Wirtschafts¬ 
rechts ist, muß sie spezifisch vom Wirtschafts¬ 
recht erfaßt werden, ohne daß die Rechtsver¬ 
hältnisse dieser Leiter aufhören, Arbeitsrechts¬ 
verhältnisse zu sein.“ 89 Die Besonderheit der 
Arbeitstätigkeit der Leiter von Wirtschaftsein¬ 
heiten hat zur Folge, daß deren Arbeitsverhält¬ 
nisse arbeits- und wirtschaftsrechtlich ausge¬ 
staltet werden müssen. Der Inhalt einer Viel¬ 
zahl ihrer Pflichten ist wirtschaftsrechtlich rele¬ 
vant, was nichts an ihrem Rechtscharakter än¬ 
dert; es bleiben Arbeitspflichten. Das gilt voll¬ 
inhaltlich für wirtschaftsrechtlich relevante 
Einzelentscheidungen der Leiter. Auch die 
Planentscheidung des zuständigen Leiters ge¬ 
hört zu seinen arbeitsrechtlichen Pflichten. 

— Vergleichbares trifft auch auf die rechtliche 
Ausgestaltung der Mitwirkung der Werktätigen 
an der Leitung der Betriebe zu. Der Inhalt die¬ 
ser Mitwirkung ist häufig wirtschaftsrechtlich 
relevant und wird auch vom Wirtschaftsrecht 


erfaßt (Planvorbereitung, Plandiskussion, Ge¬ 
genplanentwürfe, Inhalt des Wettbewerbs), 
obwohl die Mitwirkungsrechte selbst arbeits¬ 
rechtlicher Natur sind. 

— Arbeitsrecht wie Wirtschaftsrecht können als 
Leitungsinstrumente nur wirksam werden, 
wenn die zuständigen Leiter auf der Ebene der 
Wirtschaftseinheiten (Kombinate, Kombinats¬ 
betriebe, Betriebe) betriebliche Regelungen 
bzw. Ordnungen erlassen, die die spezifischen 
betrieblichen Bedingungen berücksichtigen. 
Wirtschaftsrechtlich und arbeitsrechtlich rele¬ 
vante Ordnungen wirken wechselseitig aufein¬ 
ander ein und gestalten so den betrieblichen 
Reproduktionsprozeß (z. B. Ordnungen zur 
Leitung und Planung im Kombinat, Koopera¬ 
tionsordnungen, betriebliche Arbeitsordnun¬ 
gen). Trotz des Zusammenwirkens muß präzise 
unterschieden werden, -ob es sich um wirt¬ 
schaftsrechtlich oder arbeitsrechtlich rele¬ 
vante Ordnungen handelt. Wirtschaftsrecht¬ 
liche Ordnungen haben keine Außenwirkung,' 
d. h. übergeordnete Organe, Gerichte und 
staatliche Kontrollorgane sind nicht an sie 
gebunden. 90 Arbeitsrechtliche Ordnungei} 
sind auch für die Gerichte und staatlichen Or¬ 
gane verbindlich. Die Gerichte können jedoch 
ihre Gesetzlichkeit überprüfen. Bei Widersprü¬ 
chen zum geltenden Recht werden sie auf den 
konkreten Sachverhalt nicht angewandt. 

2.4.7, 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Neuererrecht 

Das Neuererrecht weist als relativ selbständiges 

Teilgebiet des wissenschaftlich-technischen 

Rechtsschutzes 91 vielfältige Beziehungen zum 

Arbeitsrecht auf. Gegenstand des Neuererrechts 


85 Vgl. W. Rudelt/E. Süß, „Arbeitsrechtliche und 
wirtschaftsrechtliche Aspekte der Delegierung von 
Werktätigen in einen anderen Betrieb“, Wirt¬ 
schaftsrecht, 1980/3, S. 145 ff. 

86 Vgl. H. Badestein, a. a. O., S. 321. 

87 Vgl. VO zur Sicherung'der Einheit von Plan und 
Vertrag bei dem Abschluß und der Erfüllung von 
Wirtschaftsverträgen vom 26. 1. 1978, GBl. I Nr. 6 
S. 85, § 15 Abs. 1. 

88 Vgl. Wirksamkeit des Wirtschaftsrechts, a. a. O., 
S. 52 ff. und S. 205. 

89 Vgl. a. a. O., S. 55. 

9Ö Vgl. a. a. O., S. 228. 

91 Es gibt Beziehungen des Arbeitsrechts zu nahezu 
allen Teilgebieten des wissenschaftlich-techni- 
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sind diejenigen gesellschaftlichen Verhältnisse, 
„die im Zusammenhang mit der staatlich geleite¬ 
ten Entfaltung eines über die jeweiligen Arbeits¬ 
aufgaben hinausgehenden massenhaften Schöp¬ 
fertums der Arbeiterklasse und der anderen werk¬ 
tätigen Klassen und Schichten, der Erarbeitung, 
der betrieblichen und überbetrieblichen Nutzung 
von Neuerungen sowie der moralischen und mate¬ 
riellen Anerkennung der Neuerer entstehen“. 92 
Das Neuererrecht regelt somit ebenfalls Arbeits¬ 
verhältnisse, jedoch unter dem obengenannten 
spezifischen Aspekt ihrer massenhaft schöpferi¬ 
schen Eigenschaft durch Erbringen von Neuerer- 
leistungen. Davon geht die Neuerer-VO 93 durch¬ 
gängig aus. So sind z. B. folgende Probleme ar- 
beits- und neuererrechtlich relevant: 

- Das Recht der Werktätigen auf aktive Teil¬ 
nahme an der Neuererbewegung sowie die mo¬ 
ralische und materielle Anerkennung der 
Neuererleistungen (vgl. § 36 f. AGB, § 2 
ff. NVO); 

- die Pflichten der Betriebe bei der Gestaltung 
der Neuererbewegung; 

- die Mitwirkung der Gewerkschaften im Rah¬ 
men der Neuererbewegung. 

Bei der konkreten Rechtsanwendung ist das 
Neuererrecht sehr häufig nur durchzusetzen, 
wenn vorher oder gleichzeitig arbeitsrechtliche 
Fragen geklärt werden: 

- Der Inhalt des Arbeitsvertrages (bzw. des 
Lehrvertrages) setzt inhaltliche Maßstäbe für 
den Inhalt der Neuerervereinbarung; ob eine 
Neuererleistung vorliegt, ist qualitativ und 

. quantitativ von der vereinbarten Arbeitsauf¬ 
gabe sowie von der Ausgestaltung des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses durch Änderungsvertrag, 
Delegierungsvertrag oder durch das Weisungs¬ 
recht des Einzelleiters abhängig. 

- Der Anspruch auf Neuerervergütung ergibt 
sich demnach mittelbar aus dem Inhalt des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses, vor allem dem Inhalt 
der Arbeitsaufgabe. 

Die Neuerertätigkeit wird überwiegend unter 
denselben oder unter sehr ähnlichen Arbeitsbe¬ 
dingungen im Betrieb geleistet wie die täglich 
durch die Werktätigen auf Grund des Arbeitsver¬ 
trages zu erbringenden Arbeitsleistungen. In die¬ 
sen Fällen ist eine analoge Anwendung derjenigen 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen auf das Neue¬ 
rerrechtsverhältnis geboten, die unter Berück¬ 
sichtigung der spezifischen Funktion und der Auf¬ 
gaben der Neuererbewegung den Werktätigen ju¬ 
ristisch so stellen; als würde er im Rahmen des Ar¬ 


beitsrechtsverhältnisses handeln (z. B. Anwen¬ 
dung arbeitsschutzrechtlicher Bestimmungen ge¬ 
mäß § 201 ff. AGB sowie der Schadenersatzlei¬ 
stungen gemäß § 267 ff. und § 270 ff. AGB; auch 
eine ggf. erforderliche materielle Verantwortlich¬ 
keit des Werktätigen sollte sich analog nach ar¬ 
beitsrechtlichen Vorschriften richten). 

2.4.8. 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Familienrecht 

„Gegenstand des Familienrechts sind die Bezie¬ 
hungen zwischen den Familienmitgliedern zur 
Gestaltung des Zusammenlebens in der Familie 
(sowie) zwischen Bürger und Staat, soweit dieser 
unmittelbar. an der Gestaltung der Familien¬ 
rechtsverhältnisse mitwirkt.“ 94 Das Arbeitsrecht 
wirkt nicht direkt auf die Gestaltung der Fami¬ 
lienbeziehungen, sondern das Zusammenwirken 
von Familienrecht und Arbeitsrecht resultiert ins¬ 
besondere aus dem Beitrag, den beide Rechts¬ 
zweige zur Realisierung des verfassungsmäßigen 
Gleichberechtigungsgrundsatzes zu leisten haben. 
Das Arbeitsrecht hilft Familienbeziehungen vor 
allen Dingen insoweit gestalten, als es die Förde¬ 
rung und den Schutz werktätiger Frauen und Müt¬ 
ter arbeitsrechtlich ausgestaltet (vgl. besonders 
das 12. Kapitel dös AGB, § 240 ff.). So ergeben 
sich konkrete Rechtsansprüche für werktätige 
Frauen mit mehreren Kindern aus den verschie¬ 
densten Arbeitszeitregelungen, deren rechtspoli¬ 
tisches Anliegen vorrangig in der Familienförde¬ 
rung liegt. In einigen Fällen sind besondere fami¬ 
liäre Verpflichtungen oder Erfordernisse unmit¬ 
telbare Rechtsgrundlage für die Gewährung ar¬ 
beitsrechtlicher Ansprüche (z. B. bei der Teilzeit¬ 
beschäftigung gern. § 160 Abs. 4 AGB). Hierzu 
gehören auch Freistellungsansprüche aus familiä¬ 
ren Gründen. 

Der konkrete Umfang der notwendigen be¬ 
trieblichen Familienförderung ergibt sich jedoch 
aus der Spezifik der Produktionstätigkeit der Be¬ 


sehen Rechtsschutzes, die jedoch hier nicht in ihrer 
Gesamtheit erörtert werden können. 

92 P. Freund/H. Münnichova/H. Rose, Das Wesen 
der Neuererbewegung und Grundfragen ihrer Lei¬ 
tung in der DDR (Lehrmaterial), Berlin 1978, 
S. 106 f. 

93 Vgl. VO über die Förderung der Tätigkeit der 
Neuerer und Rationalisatoren in der Neuererbe¬ 
wegung - Neuererverordnung - (NVO) vom 
22. 11. 1971, GBl. II 1972 Nr. 1 S. 1. 

94 Familienrecht, Lehrbuch, Berlin 1976, S. 80. 
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triebe, der Dauer und Lage der Arbeitszeit, den 
Anforderungen an die Schichtarbeit u. a. Fakto¬ 
ren. Diese konkreten Faktoren sind in den be¬ 
trieblichen Regelungen wie BKV, Frauenförde¬ 
rungsplan und Arbeitsordnung zu berücksichti¬ 
gen. 

2.4.9. 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Strafrecht 

Das sozialistische Strafrecht bestimmt, „welche 
Flandlungen im Hoheitsbereich des sozialistischen 
Staates wegen ihrer Gesellschaftswidrigkeit oder 
-gefährlichkeit als Vergehen oder Verbrechen er¬ 
achtet werden und deshalb unter strafrechtliche 
Verantwortlichkeit gestellt sind, mit den organi¬ 
sierten Kräften der Werktätigen wirksam be¬ 
kämpft und verhütet werden müssen und im Be¬ 
gehungsfall mit den dafür festgelegten Sanktionen 
zu ahnden sind“. 95 Das Strafrecht schützt damit 
die sozialistische Gesellschaft, den Staat und je¬ 
den Bürger vor gesellschaftsgefährlichen und ge¬ 
sellschaftswidrigen Handlungen, also auch den 
Bereich der vom Arbeitsrecht erfaßten gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse, insbesondere die sozia¬ 
listischen Arbeitsverhältnisse. Aus dieser grund¬ 
legenden, in alle Rechtszweige hineinreichenden 
Aufgabenstellung sind auch die Beziehungen zwi¬ 
schen Arbeitsrecht und Strafrecht abgeleitet: 

- Das Zusammenwirken von arbeitsrechtlicher 
und strafrechtlicher Verantwortlichkeit. 

Die Verletzung arbeitsrechtlicher Pflichten, die 
die Tatbestände der arbeitsrechtlichen diszipli¬ 
narischen bzw. materiellen Verantwortlichkeit 
erfüllt, kann zugleich mit der Begehung von 
Straftaten, Verfehlungen und Ordnungswi¬ 
drigkeiten nach dem Strafgesetzbuch der DDR 
identisch sein. (Eine vorsätzliche Schadenszu¬ 
fügung im Rahmen des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses wird z. B. regelmäßig einen Straftatbe¬ 
stand gemäß § 158 ff. StGB erfüllen.) 

Oftmals werden erst strafrechtliche und ar¬ 
beitsrechtliche Sanktionen gemeinsam den 
Schutz der Gesellschaft und die notwendige er¬ 
zieherische Einflußnahme gewährleisten (vgl. 
§24 StGB). 

- Die Auswirkungen der Durchsetzung der straf¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit auf den Inhalt 
des Arbeitsrechtsverhältnisses. 

Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort¬ 
lichkeit haben häufig konstitutive Wirkungen 
auf das Arbeitsrechtsverhältnis zwischen dem 
Straftäter und dem Betrieb. Obwohl die Straf¬ 


tat als solche kein Beendigungsgrund für ein 
Arbeitsrechtsverhältnis ist, kann sie doch die 
Ursache für eine Kündigung wegen Nicht¬ 
eignung oder eine fristlose Entlassung sein. 
Die Verpflichtung zur Bewährung am Arbeits¬ 
platz im Zusammenhang mit einer Verurteilung 
auf Bewährung bewirkt, daß das Arbeitsrechts¬ 
verhältnis für den im Urteil bestimmten Zeit¬ 
raum nicht beendet und grundsätzlich auch 
nicht geändert werden darf (vgl. § 34 StGB). 
Auch der Ausspruch von Zusatzstrafen (Tätig¬ 
keitsverbote gern. § 53 StGB) oder der Entzug 
der Fahrerlaubnis (gern. § 54 StGB) führt 
dazu, daß das Arbeitsrechtsverhältnis geändert 
oder beendet werden muß. Die auf diese Weise 
gerichtlich festgestellte Nichteignung des Straf¬ 
täters für die vereinbarte Arbeitsaufgabe ver¬ 
pflichtet die Partner des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses, entsprechend tätig zu werden. 

— Die Anwendung arbeitsrechtlicher Bestim¬ 
mungen während des Vollzugs der Freiheits¬ 
strafe. 

Der Arbeitseinsatz des Strafgefangenen im 
Strafvollzug begründet kein Arbeitsrechtver¬ 
hältnis (§ 22 Abs. 2 StGB). Die Grundsätze der 
arbeitsrechtlichen Vorschriften werden jedoch 
angewendet, soweit das StVG nichts anderes 
bestimmt (§ 6 Abs. 2 StVG). So bestehen Mög¬ 
lichkeiten der Berufsausbildung und Qualifizie¬ 
rung, Ansprüche auf leistungsabhängige Ver¬ 
gütungen und Prämien. Auch wird die Dauer 
des Strafvollzugs einer versicherungspflichtigen 
Tätigkeit gleichgestellt. Die arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen über den Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz sind anzuwenden (vgl. § 22 Abs. 4 
StVG). Zugleich richtet sich die Arbeitszeitre¬ 
gelung nach arbeitsrechtlichen Vorschriften 
(§ 22 Abs. 1 StVG). 

— Die Auswirkungen von Straftaten auf arbeits¬ 
rechtliche Ansprüche. 

Hat der Werktätige eine Straftat begangen, 
werden bestimmte arbeitsrechtliche Ansprüche 
versagt (z. B. Anspruch auf Jahresendprämie 
gern. § 117 Abs! 4 AGB) Ijzw. normativ ent¬ 
sprechend ausgestaltet (vgl. z. B. § 126 Abs. 3 
AGB). 

— Die Abhängigkeit der strafrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit von der Klärung arbeitsrechtlicher 

* Vorfragen. 


95 Strafrecht, Lehrbuch, Allgemeiner Teil, Berlin 
1976, S. 19. 
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Bestimmte Straftatbestände können nur von 
einem im StGB ausdrücklich genannten Perso¬ 
nenkreis erfüllt werden (z. B. nach § 193 StGB 
von Verantwortlichen im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz). Wer verantwortlich ist, richtet 
sich nach den Regeln des Rechtszweiges, der 
das Arbeitsverhältnis dieses Werktätigen er¬ 
faßt, also überwiegend nach arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen. 

2 . 5 . 10 . 

Das Verhältnis 

von Arbeitsrecht und Zivilprozeßrecht 

Beim Zivilprozeßrecht handelt es sich um einen 
Rechtszweig, 96 dessen Gegenstand „diejenigen 
gesellschaftlichen Verhältnisse (sind), die im Zu¬ 
sammenhang mit der Einleitung, der Durchfüh¬ 
rung und der Beendigung eines Zivilverfahrens 
entstehen,“ 97 d. h., die im Zusammenhang mit der 
gerichtlichen Behandlung zivil-, familien- und ar¬ 
beitsrechtlicher Angelegenheiten eingegangen 
werden. Gegenstand des Zivilprozeßrechts sind 
damit immer Prozeßrechtsverhältnisse zwischen 
den Prozeßbeteiligten, nicht etwa die Zivilrechts¬ 
verhältnisse, Familienrechtsverhältnisse oder Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse selbst. 98 Das Wesen dieser 
Prozeßrechtsverhältnisse ist nicht davon abhän¬ 
gig, ob ein arbeitsrechtlicher, zivilrechtlicher oder 
familienrechtlicher Sachverhalt (Klagenan¬ 
spruch) Gegenstand des Verfahrens ist. Das enge 
Verhältnis zwischen Arbeits- und Zivilprozeß¬ 
recht liegt darin begründet, daß die sozialistischen 
Arbeitsverhältnisse auch dadurch geschützt wer¬ 
den, „daß es einen besonderen, gesetzlich geregel¬ 
ten Verfahrensweg gibt, auf dem verletzte Rechte 
geltend gemacht, gesetzlich geschützte Interessen 
wahrgenommen und ihre Durchsetzung bzw. An¬ 
erkennung notfalls mit gerichtlicher Hilfe er¬ 
zwungen werden können“. 99 


3 . 

Die grundlegenden Aufgaben 
des sozialistischen Arbeitsrechts 

3 . 1 . 

Zur Bestimmung der Aufgaben 
des Arbeitsrechts 

Das Kriterium für das Finden und Realisieren der 
Aufgaben des Arbeitsrechts kann nur in den ge¬ 
sellschaftlichen Zielen gesucht werden, die die 
Partei der Arbeiterklasse für die ganze Gesell¬ 
schaft auf der Grundlage der Erkenntnis ,der ob¬ 
jektiven Gesetze und ihrer Wirkungsbedingungen 
formuliert und die durch die Arbeiterklasse und 
alle Werktätigen, geleitet und geplant durch den 
sozialistischen Staat, im Bereich der Arbeit zu lö¬ 
sen sind. 

In der Rechtswissenschaft gibt es bisher keine er¬ 
kennbar einheitliche Position zur Bestimmung der 
Aufgaben eines Rechtszweiges. In den Lehrbüchern 
werden zum Teil die Aufgaben des Rechtszweiges 
nicht ausdrücklich formuliert, z. B. in den Lehrbü¬ 
chern Staatsrecht der DDR, Berlin 1977, und Ver¬ 
waltungsrecht, Berlin 1979. Dort werden nur die 
Aufgaben des entsprechenden Wissenschaftszwei¬ 
ges erläutert. In den Lehrbüchern Strafrecht, Allge : 
meiner Teil, Berlin 1976, S. 63 ff. und Bodenrecht, 
Berlin 1976, S. 99 f. werden Aufgaben des Rechts¬ 
zweiges entwickelt, ohne darüber Auskunft zu ge¬ 
ben, woraus man diese Aufgaben ableitet bzw. .wes¬ 
halb man zu dieser Aufgabenstellung kommt. Die 
Herkunft der Aufgaben wird in den Lehrbüchern 
Familienrecht, Berlin 1976, und LPG-Recht, Berlin 
1976, S. 56 f. erläutert. Sie werden aus den Zielen 
abgeleitet, die die Gesellschaft bei der Entwicklung 
der den Gegenstand dieser Rechtszweige bildenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse anstrebt. 

Die Aufgaben beinhalten langfristige bzw. 
strategische Ziele, die in den grundlegenden Auf¬ 
gaben zum Ausdruck kommen, sowie Nahziele, 
die aus diesen in Form von Einzelaufgaben abge¬ 
leitet werden können. 

Sie zeigen die Wirkungsrichtung des Arbeits¬ 
rechts und den konkreten Inhalt des gesamten ar¬ 
beitsrechtlichen Wirkungsprozesses. Die Aufga- 


96 Vgb Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie 
des Staates und des Rechts .. ., a. a. O., S. 216; 
Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 40. 

97 Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 56. 

98 Vgl. ebenda. 

99 a. a. O., S. 39. 
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ben des Arbeitsrechts sind nicht durch eine Norm 
oder eine Gruppe von Normen begrenzt. Sie wer¬ 
den durch das gesamte Normensystem und seine 
Realisierung bestimmt und erfüllt. 100 

Wenn sich aüch die Aufgaben des Arbeits¬ 
rechts aus den allgemeinen Zielen der Gesell¬ 
schaft ableiten, so besteht doch keine Identität, 
weil das Arbeitsrecht mit seinen spezifischen Mit¬ 
teln verbindlich wiederholbare Prozesse zu regeln, 
zu stimulieren und zu sanktionieren hat und nur 
auf bestimmte Seiten dieser gesellschaftlichen 
Verhältnisse bzw. von Teilbeziehungen derselben 
einwirkt. Der Beitrag des Arbeitsrechts zur Errei¬ 
chung der allgemeinen Zielstellung wird durch 
den Gegenstand des Arbeitsrechts und durch die 
Gesamtheit seiner Determinanten bestimmt und 
begrenzt. Hierbei ist eine exakte Abgrenzung zu 
den Aufgaben, die mit Hilfe anderer rechtlicher 
und auch nichtrechtlicher Leiturtgsmechanismen 
und Leitungsinstrumentarien realisiert werden, 
nur schwerlich möglich. Einerseits sind alle For¬ 
men der Leitung, bedingt durch die Komplexität 
der zu leitenden Prozesse, vielfältig miteinander 
verflochten und andererseits existieren gleiche 
oder ähnliche Aufgaben auch im Gegenstandsbe¬ 
reich anderer Rechtszweige (z. B. in dem des 
LPG-Rechts oder des Wirtschaftsrechts). 

Die Wirksamkeit des Arbeitsrechts hängt we¬ 
sentlich davon ab, auf welche grundlegenden Auf¬ 
gaben es sich mit seinen Regelungen konzentriert 
und wie die rechtlichen Regelungen über das Be¬ 
wußtsein und das aktive schöpferische Handeln 
der Werktätigen die Gesellschaftsgestaltung be¬ 
einflussen können, d. h., welche tatsächlichen Re¬ 
sultate erzielt werden. 

Für die Begriffsbestimmung der Aufgaben im Recht 
sind die Begriffe Wirklichkeit und Möglichkeit be¬ 
deutsam. Kerimow schreibt hierzu: „Das Recht exi¬ 
stiert nicht lediglich, sondern es muß wirken, funk¬ 
tionieren und verwirklicht werden. Seine Zweckbe¬ 
stimmung äußert sich nur in der Bewegung des 
Rechts von der Möglichkeit zur Wirklichkeit und in 
der Verkörperung der Rechtsnormen in den regu¬ 
lierten Verhältnissen. Das Recht erwirbt nicht für 
sich genommen eine gestaltende Kraft, sondern im 
Einwirkungsprozeß auf die Entwicklung der sozialen 
Wirklichkeit... Die Verwandlung der rechtlichen 
Möglichkeit in die Wirklichkeit vollzieht sich nicht 
außerhalb der Tätigkeit der Menschen, von denen 
Rechtsakte gesetzt und verwirklicht werden“ (Philo¬ 
sophische Probleme des Rechts, Berlin 1977, 
S. 256). Die Aufgaben des Arbeitsrechts zeigen den 
Weg zur Überwindung der Distanz von der Möglich¬ 
keit zur Wirklichkeit. 


Die gesellschaftliche Wirksamkeit des Ar¬ 
beitsrechts hängt außer von der Qualität der Ar¬ 
beitsrechtsnormen vom sinnvoll gestalteten Me¬ 
chanismus der arbeitsrechtlichen Regelung, von 
den vielfältigen Formen und Möglichkeiten der 
Rechtsverwirklichung und vom Einfluß außer¬ 
rechtlicher Bedingungen auf die mit Hilfe des Ar¬ 
beitsrechts zu organisierenden Prozesse ab. 101 Für 
die Ermittlung und Ausnutzung aller Faktoren 
und Bedingungen, die den Wirkungsprozeß des 
Arbeitsrechts beeinflussen, ist neben der Gegen¬ 
standsbestimmung und der Spezifik der Leitung 
mit arbeitsrechtlichen Mitteln die eindeutige Be¬ 
stimmung der Aufgaben des Arbeitsrechts uner¬ 
läßlich. 

Die Hauptaufgabe des Sozialismus, die als 
Merkmal der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft 102 in der Einheit von Wirtschafts- und So¬ 
zialpolitik verwirklicht wird, ist die Basis für die 
Bestimmung der grundlegenden Aufgaben des 
Arbeitsrechts. Die Erkenntnis, daß das Ringen 
um ein hohes Wachstum der Produktion und ihrer 
Effektivität der systematischen Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktäti¬ 
gen dient und daß die konsequente Verwirkli¬ 
chung des Prinzips „Jeder nach seinen Fähigkei¬ 
ten, jedem nach seiner Leistung“ neue Trieb¬ 
kräfte für den sozialen Fortschritt freisetzt, muß 
zu unmittelbaren Schlußfolgerungen für das Ar¬ 
beitsrecht, für seine Aufgaben führen. Da sich die 
Wechselwirkung zwischen ökonomischem und so¬ 
zialem Fortschritt nicht automatisch einstellt, muß 
das bewußte Handeln der Werktätigen besonders 
im Arbeitsprozeß stärker auch mit arbeitsrechtli¬ 
chen Mitteln gefördert werden. Das Arbeitsrecht 
leistet seinen Beitrag hierfür und damit für die 
Einheit von Wirtschäfts- und Sozialpolitik nur 
dann, wenn es in Rechtsgestaltung und -Verwirkli¬ 
chung von der untrennbaren Einheit der Gewähr¬ 
leistung von Rationalität und Effektivität der Ar- 


100 Zu den Aufgaben im sozialistischen Recht vgl. 
M. Grigo/L. Lotze, „Die Aufgaben im sozialisti¬ 
schen Recht“, SuR, 1980/2, S. 163 ff. 

101 Nachdem das sozialistische Arbeitsrecht der DDR 
auf der Grundlage des AGB in nahezu allen seinen 
Teilen dem gesellschaftlichen Entwicklungsstand 

, entsprechend ausgestaltet ist, liegt der Schwer¬ 
punkt der praktischen und theoretischen Arbeit in 
der Qualifizierung des Wirkungsprozesses und 
Wirkungsmechanismus des Arbeitsrechts, um eine 
höhere Effektivität des gesamten Arbeitsrechts 
und seiner einzelnen Rechtsinstitute zu erzielen. 

102 Programm der SED, Berlin 1976, S. 20. 
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beit, einer hohen sozialen Sicherheit im Arbeits¬ 
prozeß, qualitativer Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie im Betrieb und ständiger Persönlich¬ 
keitsentwicklung der Werktätigen und ihrer Kol¬ 
lektive ausgeht. 103 Hierin besteht die einheitliche 
Wirkungsrichtung des gesamten Arbeitsrechts 
und hieraus sind sowohl seine grundlegenden 
Aufgaben als auch seine Einzelaufgaben abzulei¬ 
ten. 

Die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
bedeutet zielstrebige und wirksame Umsetzung 
wirtschaftlicher Ergebnisse in sozialen Fortschritt 
im weitesten Sinne, d. h. in allen gesellschaftlichen 
Bereichen. Das Arbeitsrecht ist zwar unmittelbar 
auf den grundlegenden Lebensbereich der Gesell¬ 
schaft, den Bereich der Arbeit gerichtet. 104 Es 
wirkt jedoch durch seine Aufgabenstellung auch 
darüber hinaus, weil es Impulse für die Entwick¬ 
lung der Werktätigen auch außerhalb des Ar¬ 
beitsbereiches gibt. Die Resultate effektiver Ar¬ 
beit ermöglichen erst die Lösung aller gesell¬ 
schaftlichen Aufgaben. Da die Beziehungen, in 
denen gesellschaftlich nützliche Arbeit geleistet 
wird, in denen alle Elemente des sozialistischen 
Charakters der Arbeit und die hiervon ausgehen¬ 
den Denk- und Verhaltensweisen Grundlage so¬ 
zialistischer Lebensweise sind, wirkt das Arbeits¬ 
recht auch auf deren weitere Entfaltung. Dem 
Charakter der Arbeit adäquate Verhaltensweisen 
- z. B. Interesse an schöpferischer Arbeit, an 
Qualifizierung und hohen Leistungen, an diszipli¬ 
nierter Ausnutzung der Arbeitszeit oder an be¬ 
wußter Teilnahme am gesellschaftlichen Leben 
des Betriebes - entstehen ebensowenig automa¬ 
tisch, wie die Erhöhung des materiellen und kultu¬ 
rellen Lebensniveaus von selbst zu hoher Qualität 
und Effektivität der Arbeit führt. Dies erfolgt nur 
in Verbindung mit zunehmender Einsicht in das 
gesellschaftlich Notwendige und Geforderte. In 
den Verlauf gesellschaftlicher Prozesse und Zu¬ 
sammenhänge Einsichten zu vermitteln, das Ver¬ 
halten der Werktätigen auf das Geforderte und 
Notwendige zu orientieren, gehört zu den grund¬ 
legenden Aufgaben des Arbeitsrechts. Bedingt 
durch seine Fähigkeit, gesellschaftliche Arbeits¬ 
verhältnisse und eng mit diesen verbundene Ver¬ 
hältnisse zu regulieren, zu entwickeln und zu 
schützen, indem es das Verhalten der Werktätigen 
und der Betriebe auf die Realisierung der aus ob¬ 
jektiven Gesetzmäßigkeiten und deren Wir¬ 
kungsbedingungen folgenden Notwendigkeiten 
orientiert, ist es dem Arbeitsrecht möglich, einen 
wesentlichen Beitrag zur sozialistischen Einstel¬ 


lung zur Arbeit und hierüber zur Entwicklung so¬ 
zialistischer Verhaltensweisen zu leisten. 

Die hier entwickelten Möglichkeiten des Ar¬ 
beitsrechts, die gleichzeitig Erfordernisse seiner 
Gestaltung und Verwirklichung sind, sind in die 
Bestimmung der Aufgaben eingeschlossen. Die 
grundlegenden Aufgaben des Arbeitsrechts wer¬ 
den durch das gesamte Arbeitsrecht realisiert. Sie 
werden im 1. Kapitel des AGB - besonders in den 
§§ 1 bis 3 - ausdrücklich angeführt, finden sich je¬ 
doch in unterschiedlicher Gewichtung im gesam¬ 
ten ÄGB wieder. 

Die Erfüllung aller im folgenden näher zu 
kennzeichnenden Aufgaben des Arbeitsrechts 
bedeutet gleichzeitig juristische Garantie und tat¬ 
sächliche Verwirklichung der Grundrechte durch 
das Arbeitsrecht. 


3 . 2 . 

Die Aufgabe 

des sozialistischen Arbeitsrechts, 
einen Beitrag 

zur Erhöhung des Nutzeffekts 
der gesellschaftlichen Arbeit 
zu leisten 

3 . 2 . 1 . 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur Erhöhung • - 

des Nutzeffekts der gesellschaftlichen Arbeit 
An erster Stelle unter allen Aufgaben bei der wei¬ 
teren Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft stehen die Erhöhung der Effektivität 


103 Zu den Aufgaben des Arbeitsrechts vgl. H. Pü- 
schel/W. Thiel, „Das neue AGB - Ausdruck sozia¬ 
ler Sicherheit der Werktätigen“, SuR, 11978/4, 
S. 299 ff.; W. Hantsche/F. Kunz, „Das Arbeitsge¬ 
setzbuch - Instrument zur Entfaltung des Schöp¬ 
fertums und zur weiteren Ausgestaltung der 
Grundrechte der Werktätigen“, a. a. O., S. 309 ff.; 
R. Heuse, „Aufgaben des Arbeitsrechts auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung als Bestandteil so¬ 
zialistischer Sozialpolitik“, a. a. O., S. 335 ff;; 
F. Kunz/W. Thiel, „Aktuelle Aufgaben der Ver¬ 
wirklichung des neuen AGB und Schlußfolgerun¬ 
gen für die Arbeitsrechtswissenschaft“, SuR, 
1979/9, S. 835 ff. 

104 Vgl. P. Sander/W. Thiel, „Das sozialistische Ar¬ 
beitsrecht bei der Intensivierung der Reproduktion 
der Arbeitskraft“, in: Arbeitswissenschaft, Berlin 
1979, S. 522 ff. 
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und Qualität der Produktion und damit die Steige¬ 
rung der Arbeitsproduktivität und die Entwick¬ 
lung der Produktivkräfte. Nur auf diesem Wege ist 
es möglich, den wachsenden gesellschaftlichen 
Reichtum zu produzieren, der in erster Linie die 
Voraussetzungen dafür schafft, daß die dem So¬ 
zialismus wesenseigenen humanistischen - Ziele 
verwirklicht werden können. Vom gesellschaftli¬ 
chen Reichtum hängt es ab, wie weitgehend, wie 
umfassend und wie konsequent die Befriedigung 
der materiellen und geistig-kulturellen Bedürf¬ 
nisse erfolgen kann, wie sich die Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen verbessern, wie sich die soziale 
Sicherheit der Werktätigen erhöht. 

Bedingt durch seinen Regelungsgegenstand 
kann das Arbeitsrecht einen bedeutsamen Teil der 
Verhältnisse, in denen der materielle Reichtum 
der Gesellschaft erzeugt wird, unmittelbar beein¬ 
flussen. 105 Aus diesen Gründen ist es auch in der 
Lage, auf eine Vielzahl von Intensivierungsfakto¬ 
ren und auf weitere Bedingungen zur Erhöhung 
des Nutzeffekts der Arbeit zum Teil direkt, zu¬ 
mindest aber indirekt einzuwirken. Die grundle¬ 
gende Aufgabe des sozialistischen Arbeitsrechts, 
zur Erhöhung des Nutzeffekts der gesellschaftli¬ 
chen Arbeit beizutragen, kann nicht isoliert von 
den anderen Aufgaben des Arbeitsrechts und 
niemals als Selbstzweck angesehen werden. Ihre 
Zielrichtung kann letztlich nur die Hebung des 
Lebensniveaus der Werktätigen, die bessere Be¬ 
friedigung ihrer Bedürfnisse, die Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen, also ihre 
umfassende Entwicklung als sozialistische Persön¬ 
lichkeiten der sozialistischen Gemeinschaft werk¬ 
tätiger Menschen sein. Viele Teile des Arbeits¬ 
rechts und auch einzelne Rechtsnormen verwirk¬ 
lichen in ihrer Anwendung ganz offensichtlich das 
effektivitätserhöhende und sozial sichernde An¬ 
liegen des Arbeitsrechts. Das zeigt sich beispiels¬ 
weise bei der rechtlichen Regelung des Arbeits¬ 
einkommens, bei der Ausgestaltung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses mit vertraglichen Mitteln, 
aber auch bei typischen Instrumenten der Einzel¬ 
leitung. 106 Im folgenden sollen die wichtigsten 
Einflußmöglichkeiten des Arbeitsrechts zur Er¬ 
höhung des Nutzeffekts der Arbeit angeführt 
werden. 107 

Das Arbeitsrecht wird vor allem in zwei Rich¬ 
tungen-wirksam: 

— erstens in bezug auf die Erhaltung, Nutzung 
und Entwicklung des Arbeitsvermögens und 

— zweitens in bezug auf die Erhöhung der Quali¬ 
tät und Effektivität der Arbeit. 

56 


3 . 2 . 2 . 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur Erhaltung, Nutzung und Entwicklung 
des Arbeitsvermögens der Werktätigen 
Der rationelle Einsatz und die Nutzung des Ar¬ 
beitsvermögens sind nicht nur Aufgabe des Ar¬ 
beitsrechts, sondern auch anderer Rechtszweige. 
Auf der Grundlage der Arbeitskräftelenkung und 
der Arbeitskräfteplanung 108 erfolgt der unmittel¬ 
bare Einsatz des individuellen Arbeitsvermögens 
durch die verschiedenen arbeitsrechtlich ausge¬ 
stalteten Formen der Begründung von Arbeits¬ 
rechtsverhältnissen. Das Arbeitsrecht beeinflußt 
mit seinen Regelungen jedoch alle Formen der 
Reproduktion der Arbeitskraft. 109 Da die quanti¬ 
tative Entwicklung des Arbeitskräftepotentials in 
der DDR begrenzt ist, kommt jedoch auch aus 
diesem Grunde der qualitativ erweiterten Repro- 


105 Wenn hier von einer unmittelbaren Beeinflussung 
die Rede ist, wird selbstverständlich davon ausge¬ 
gangen, daß das Recht immer nur über das Verhal¬ 
ten der Menschen einen Einfluß ausüben kann. 
Dieser Einfluß des Arbeitsrechts erfolgt eben - be¬ 
zogen auf die Ausgestaltung der Arbeitsverhält¬ 
nisse im Bereich der materiellen Produktion - nicht 
durch andere Bereiche vermittelt, sondern unmit¬ 
telbar. 

106 Vgl. hierzu ausführlich Kapitel III und IV. 

107 Diese Ausführungen dürfen keineswegs als voll¬ 
ständig angesehen werden. Es kann hier aus¬ 
schließlich um Beispiele gehen, die die allgemeinen 
Zusammenhänge exemplifizieren. 

108 Vgl. hierzu auch AO zur Erhöhung der Wirksam¬ 
keit des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens vom 
25. 5. 1979, GBl. I Nr. 15 S. 115. 

109 Unter einfacher Reproduktion der Arbeitskraft 
verstehen wir die „Wiederherstellung der im Ar¬ 
beitsprozeß verausgabten Arbeitskraft“ (Lexikon 
der Wirtschaft, Bd. Arbeit, Berlin 1969, S. 72, 
Stichwort: Arbeitskraft) und unter deren erweiter¬ 
ter Reproduktion die „allseitige Entwicklung der 
Potenzen der Werktätigen zur Sicherung der unun¬ 
terbrochenen Fortführung der gesellschaftlichen 
Produktion und der gesellschaftlichen Entwicklung 
auf wachsender Stufenleiter“ (a. a. O., S. 73). 
„Die ständige Fortführung der gesellschaftlichen 
Produktion erfordert den ständigen Einsatz, die 
Reproduktion aller im Produktionsprozeß ver¬ 
brauchten Elemente des Arbeitsprozesses, die 
Wiederherstellung der Arbeitskraft. Dieser Prozeß 
vollzieht sich entsprechend den Erfordernissen der 
Weiterentwicklung der menschlichen Gesellschaft 
jedoch nicht auf einfacher, sondern auf erweiterter 
Stufenleiter, als Prozeß der erweiterten Reproduk¬ 
tion.“ (Ökonomik der Arbeit, Berlin 1974, S. 90) 
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duktion des Arbeitsvermögens die Hauptbedeu¬ 
tung zu. 110 

Das Arbeitsrecht trägt dazu bei, die Erhaltung 
und den Einsatz des Arbeitsvermögens zu ermög¬ 
lichen und zu sichern (einfache Reproduktion). 
Das geschieht besonders durch Arbeitszeit- und 
Urlaubsregelungen, durch den Gesundheits- und 
Arbeitsschutz sowie durch die soziale und kultu¬ 
relle Betreuung der Werktätigen. Wobei hier zu 
beachten ist, daß in allen Regelungen, die vorwie¬ 
gend auf die einfache Reproduktion der Arbeits¬ 
kraft gerichtet sind, auch gleichzeitig Elemente ih¬ 
rer planmäßigen Erweiterung liegen. 

Das Arbeitsrecht sichert und fördert die quali¬ 
tativ erweiterte Reproduktion der Arbeitskraft 111 
besonders durch Regelungen zur 

- Organisation eines rationellen und qualifika¬ 
tionsgerechten Einsatzes des betrieblichen und 
individuellen Arbeitsvermögens (Begründung 
von Arbeitsrechts- und Lehrverhältnissen), 

- Eindämmung gesellschaftlich nicht gerechtfer¬ 
tigter Fluktuation (Möglichkeiten der vertragli¬ 
chen Änderung des Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses), 112 

- Garantie einer planmäßigen und kontinuierli¬ 
chen Berufsausbildung und Aus- und Weiter¬ 
bildung der Werktätigen mit dem Ziel der weit¬ 
gehenden Übereinstimmung von Arbeitsver¬ 
mögen, Arbeitsaufgabe und Qualifikation, 

- Schaffung von Voraussetzungen für eine wis¬ 
senschaftliche Arbeitsorganisation und die Er¬ 
höhung der sozialistischen Arbeitsdisziplin ein- 
■schließlich der effektiven Nutzung der Arbeits¬ 
zeit, 

- Schaffung produktivitäts- und persönlichkeits- 
fördemder ArbeitS; und Lebensbedingungen 
im Betrieb. 

Das Arbeitsrecht organisiert und fördert die 
quantitativ erweiterte Reproduktion des Arbeits¬ 
vermögens 113 insbesondere durch die Stimulie¬ 
rung der Vollbeschäftigung bei Einräumung der 
Möglichkeit gesellschaftlich gerechtfertigter Teil¬ 
beschäftigung sowie durch günstige rechtliche 
Voraussetzungen, die darauf gerichtet sind, alle 
Personengruppen auch bei unterschiedlicher ge¬ 
sellschaftlicher Stellung in den Arbeitsprozeß ein¬ 
zubeziehen. Das betrifft vor allem Frauen im Zu¬ 
sammenhang mit Schwangerschaft und Mutter¬ 
schaft, ältere Werktätige, Rentner, Schwerbe¬ 
schädigte und Rehabilitanden, Heimarbeiter u. a. 


3.2.3. 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur Erhöhung der Effektivität 
und Qualität der Arbeit 

Alle arbeitsrechtlichen Regelungen, die der ratio¬ 
nellen Nutzung, der Erhaltung und Entwicklung 
des Arbeitsvermögens dienen, wirken sich gleich¬ 
zeitig auf die Effektivität und Qualität der Arbeit 
aus. Beide Aufgabenstellungen sind nicht vonein¬ 
ander zu trennen. Einige Rechtsinstitute bzw. 
Normen haben jedoch einen unmittelbar gestal¬ 
tenden Einfluß bei der Erfüllung dieser gesell¬ 
schaftlichen Aufgabe. Als Beispiele hierfür seien 
die arbeitsrechtliche Ausgestaltung der wissen¬ 
schaftlichen Arbeitsorganisation und die soziali¬ 
stische Arbeitsdisziplin genannt. Das gesamte Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis und damit auch das Interesse 
des Werktätigen an hohen Leistungen und an ver¬ 
antwortungsbewußter Erfüllung seiner Pflichten 
werden in ganz erheblichem Maße von der Gestal¬ 
tung der Arbeitsaufgabe (§ 73 AGB) und der Or¬ 
ganisation am Arbeitsplatz (§ 74 AGB) bestimmt. 
Mit diesen Regelungen werden auf der Grundlage 
der betrieblichen Arbeitsteilung und in Ausnutzung 
aller Elemente des Charakters der Arbeit die grund¬ 
legenden Voraussetzungen für effektives und qua¬ 
litätsgerechtes Arbeiten normiert. Besonders am 


110 Zur ökonomischen Begründung vgl. Ökonomik 
der Arbeit, a. a. O., S. 101 ff. 

111 „Die qualitativ erweiterte Reproduktion der Ar¬ 
beitskraft drückt sich in wachsendem physischen 
und psychischen Leistungsvermögen der gesell¬ 
schaftlichen Arbeitskraft aus. Wichtige Kompo¬ 
nenten hierbei sind steigendes Niveau der Bildung, 
der Qualifikation, der Arbeitsmoral (- und der Ar¬ 
beitsdisziplin - d. Verf.), des Gesundheitszustan¬ 
des, der Arbeits- und Lebensbedingungen sowie 
die rationelle Struktur des Gesamtarbeiters.“ 
(Ökonomik der Arbeit, a. a. O., S. 101). 

112 Vgl. J. Michas, „Stabilität und Disponibilität - ein 
Widerspruch?“, AuA, 1979/12, S. 557. Hier wird 
nachgewiesen, daß auch die Auflösung von Ar¬ 
beitsverträgen durch planmäßige Gestaltung zur 
rationellen Nutzung des Arbeitsvermögens beitra¬ 
gen kann. 

113 Unter quantitativ erweiterter Reproduktion ver¬ 
stehen wir „die extensive Zunahme des Arbeits¬ 
vermögens, das zahlenmäßige Wachstum der Ar¬ 
beitskräfte. Sie wird im wesentlichen bestimmt und 
beeinflußt durch die Entwicklung (Vergrößerung) 
des arbeitsfähigen Teils der Bevölkerung, und 
durch seine Nutzung sowie durch Veränderung der 
Ausfall- und Abgangsquoten an Arbeitskraft.“ 
(Ökonomik der Arbeit, a. a. O., S. 101) 
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4. Kapitel des AGB zeigt sich die enge Verflech¬ 
tung von rechtlichen und nichtrechtlichen Lei¬ 
tungsinstrumenten und die Verantwortung der 
Betriebe für die Realisierung des Arbeitsrechts im 
gesellschaftlichen und betrieblichen Interesse so¬ 
wie im Interesse der Werktätigen. Die konse¬ 
quente Durchsetzung aller Regelungen des AGB 
und seine Nutzung als Leitungsinstrument zeiti¬ 
gen qualitäts- und effektivitätserhöhende Wir¬ 
kungen. 114 Die Wirkungen, die mit dem Arbeitsrecht 
erzielt werden, sind um so höher, je planmäßiger 
geleitet wird, je effektiver, je aktiver und sachkun¬ 
diger die Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung 
und Planung der Arbeit gewährleistet ist, je mehr der 
wissenschaftlich-technische Fortschritt beschleu¬ 
nigt und je disziplinierter gearbeitet wird. 

Die Aufgabe des Arbeitsrechts, einen Beitrag 
zur Erhöhung von Effektivität und Qualität der 
Arbeit zu leisten, schließt-die Aufgabe, die soziali¬ 
stische Arbeitsdisziplin zu festigen und ihre kon¬ 
sequente Befolgung zu sichern, ein. Der sozialisti¬ 
schen Arbeitsdisziplin als Einheit von Berechti¬ 
gung und Verpflichtung, von objektiver Notwen¬ 
digkeit und subjektiver Möglichkeit kommt ganz 
besondere Bedeutung zu. In den objektiv gegebe¬ 
nen Möglichkeiten, verantwortungsbewußt und 
diszipliniert zu arbeiten, im subjektiven Vermö¬ 
gen des einzelnen, gesellschaftsgemäß mit Um¬ 
sicht und Initiative zu handeln, sowie in der Stimu¬ 
lierung dieser Bereitschaft mit arbeitsrechtlichen, 
ökonomischen, moralischen u. a. Mitteln bis zur 
Nutzung des durch das Gesetz vorgesehenen 
Sanktionsmechanismus bei schuldhaft arbeits¬ 
pflichtverletzendem Verhalten sind Faktoren der 
Intensivierung der Arbeit und der Beeinflussung 
ihrer Effektivität und Qualität vorhanden. Die 
Arbeitsdisziplin als wesentliches Element arbeits¬ 
rechtlicher Verantwortung ist ebenso wie die ge¬ 
samte Disziplin „eine Form der Leitungsbezie¬ 
hungen“. 115 Ihre Sicherung, Ausgestaltung und 
Förderung ist Aufgabe des Arbeitsrechts. Da un¬ 
ter Qualität der Arbeit nicht nur die Qualität des 
Arbeitsergebnisses, sondern auch die Qualität der 
Arbeitsleistung 116 zu verstehen ist, sind in diesem 
Zusammenhang auch jene arbeitsrechtlichen Re¬ 
gelungen zu nennen, die die qualitativen Anforde¬ 
rungen an das individuelle Arbeitsvermögen be¬ 
einflussen. Es handelt sich hierbei um die Be¬ 
stimmungen über Lohn und Prämie sowie die 
Aus- und Weiterbildung der Werktätigen. 


3 . 2 . 4 . 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 

zur Verwirklichung des Leistungsprinzips 

Es gehört zur Aufgabenstellung des Arbeits¬ 
rechts, die Kriterien für die Verwirklichung des 
Prinzips „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem 
nach seiner Leistung“ zu fixieren und alle juristi¬ 
schen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
dieses Grundprinzip des Sozialismus im Gel¬ 
tungsbereich des Arbeitsrechts konsequent 
durchgesetzt wird. 117 Das Wesen dieses Prinzips 
wurde von Marx allgemeingültig charakteri¬ 
siert. 118 Mit seiner Verwirklichung „erhebt der 
Sozialismus erstmalig in der Geschichte die Arbeits¬ 
leistung der Werktätigen zum entscheidenden 
Kriterium für ihren Anteil am gesellschaftlich er¬ 
zeugten und verfügbaren Reichtum“. 119 

Die Aufgabe des Arbeitsrechts besteht darin, 
die dieses Prinzip bestimmende Übereinstimmung 
gesellschaftlicher und individueller Interessen zu 
fördern. Das geschieht vor allem durch die ar¬ 
beitsrechtlich ausgestaltete wissenschaftliche Ar¬ 
beitsorganisation und Arbeitsdisziplin, durch die 
auf Leistungssteigerung gerichteten Formen der 
Masseninitiative, durch qualifikationsgerechten 
Einsatz der Werktätigen und die Sicherung ihrer 
ständigen Weiterbildung sowie durch die Ausge¬ 
staltung und Sicherung der materiellen Interes¬ 
siertheit. Da das Leistungsprinzip gleichzeitig das 
Grundprinzip der Verteilung im Sozialismus ist, 
muß sich die aus ihm abgeleitete Zielstellung einer 
leistungsorientierten Lohnpolitik auch in der Ar¬ 
beitsrechtsgestaltung und bei der Anwendung des 
Arbeitsrechts widerspiegelq, d. h., es muß auch 


114 Das stellte auch das Oberste Gericht der DDR im 
Bericht des Präsidiums zur Anwendung des AGB 
in der Rechtsprechung fest. Vgl. W. Strassberg, 
„Zur Anwendung des AGB in der Rechtsprechung 
als Beitrag zur Verwirklichung der Wirtschafts¬ 
und Sozialpolitik“, NJ, 1979/5, S. 200 ff. 

115 W. G. Afanasjew, Der Mensch in der Leitung der 
Gesellschaft, Berlin 1979, S. 249. 

116 Vgl. Ökonomik der Arbeit, a. a. O., S. 487 ff. 

117 Die Verwirklichung dieses Prinzips erfolgt nicht 
nur durch das Arbeitsrecht. Es wird z. B. auch, den 
spezifischen gesellschaftlichen Bedingungen ent¬ 
sprechend, durch das LPG-Recht geregelt. In be¬ 
stimmter, abgeleiteter Weise wird die Ausgestal¬ 
tung des Leistungsprinzips auch durch das Zivil- 
recht vorgenommen. 

118 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 19, Berlin 1962, 
S. 18 ff. 

119 Lebensweise und Moral im Sozialismus, Berlin 
1972, S. 229. 
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mit spezifisch arbeitsrechtlichen Mitteln verwirk¬ 
licht werden. Der Beitrag des Arbeitsrechts zur 
Realisierung des Leistungsprinzips ist sowohl un¬ 
ter dem Aspekt des Nutzeffekts der Arbeit als 
auch unter dem Aspekt der sozialen Sicherheit der 
Werktätigen zu sehen. Die Verteilung im Sozia¬ 
lismus hat beide Aspekte zum Inhalt. Der soziale 
Aspekt bezieht sich nicht nur auf die Formen der 
Verteilung, die unabhängig von der unmittelbaren 
Arbeitsleistung des einzelnen erfolgen, wie Lei¬ 
stungen der Sozialversicherung, sondern wird 
auch über Lohn und Prämie durchgesetzt. 120 Die 
arbeitsrechtlich ausgestaltete Verteilung nach der 
Arbeitsleistung stimuliert den einzelnen und sein 
Kollektiv an hohen Leistungen im individuellen 
und gesellschaftlichen Interesse und garantiert 
gleichzeitig seine soziale Sicherheit, da sich die 
Erhöhung des materiellen und kulturellen Le¬ 
bensniveaus auch weiterhin hauptsächlich über 
das Arbeitseinkommen als wichtigste Einkom¬ 
mensquelle vollzieht. 

3 . 3 . 

Die Aufgabe des Arbeitsrechts, 
einen Beitrag zur sozialen Sicherheit 
der Werktätigen zu leisten 

3 . 3 . 1 . 

Zur arbeitsrechtlich 
geregelten sozialen Sicherheit 
Das Arbeitsrecht leistet seinen Beitrag zur Ent¬ 
wicklung der marxistisch-leninistischen Sozialpo¬ 
litik, indem es die sozialen Eigenschaften der Ar¬ 
beitsverhältnisse und der eng mit ihnen verbunde¬ 
nen gesellschaftlichen Beziehungen erfaßt und mit 
seinen spezifischen Möglichkeiten als Instrument 
zur Festigung und Vervollkommnung dieser Be¬ 
ziehungen wirkt. 121 Eine Grundaufgabe des Ar¬ 
beitsrechts bezieht sich demnach auf die durch 
seine Regelungen gewährleistete und auch künftig 
weiter auszugestaltende soziale Sicherheit 122 der 
Werktätigen. Hierzu sind das AGB und alle nach¬ 
folgenden Rechtsvorschriften bestimmt. Beson¬ 
ders das AGB dokumentiert, daß soziale Sicher¬ 
heit der Bürger der DDR auf der Grundlage sozia¬ 
listischer Eigentums- und Machtverhältnisse nicht 
nur juristisch garantiert wird, sondern, daß sie tat¬ 
sächlich existiert und mit der Entwicklung aller 
gesellschaftlichen Verhältnisse auch mit jeweils 
qualitativ neuen Zügen weiter verwirklicht wird. 
Soziale Sicherheit ist Errungenschaft des Sozialismus 
sowie Bedingung und Ziel seiner weiteren Gestal¬ 


tung. Sie ist Voraussetzung für die weitere Gestaltung 
aller gesellschaftlichen Bereiche und für die Ver¬ 
vollkommnung sozialer Gleichheit. 123 Sie ist ge¬ 
sellschaftliches und individuelles Bedürfnis. Die 
vom Arbeitsrecht geregelte soziale Sicherheit ist 
weder ausschließlich Ausdruck der materiell¬ 
rechtlichen Sicherstellung bei sogenannten Not- 
und Wechselfällen des Lebens, noch ist sie nach- , 
trägliche Korrektur sozialistischer Verteilungs¬ 
prinzipien oder eine Form der Umverteilung. Die 
Anschauungen und die Rechtsvorschriften der 
DDR unterscheiden sich bezüglich der sozialen 
Sicherheit aus diesen Gründen nicht nur wesent¬ 
lich von den sozial- und arbeitsrechtlichen Rege¬ 
lungen kapitalistischer Staaten, sondern auch von 
den Normen der Internationalen Arbeitsorganisa¬ 
tion. 124 


120 Aus diesen Gründen gehört der Beitrag des Ar¬ 
beitsrechts zur Verwirklichung des Prinzips „Jeder 
nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner Lei- 
stung“ gleichermaßen zur Grundaufgabe des Ar¬ 
beitsrechts, zur Entwicklung der sozialen Sicher¬ 
heit beizutragen. Gerade hier ist die einheitliche 
Wirkungsweise des Arbeitsrechts durch die Ver-, 
flechtung der Aufgaben erkennbar. Leistungsge¬ 
rechte Entlohnung stimuliert nicht nur die Arbeits¬ 
leistung und stellt sozial sicher, sie setzt gleichzei¬ 
tig demokratische Mitgestaltung voraus und hat 
bedeutende Auswirkungen auf die Persönlich¬ 
keitsentwicklung. 

121 Es sei hier darauf hingewiesen, daß in verschiede¬ 
nen sozialistischen Ländern einige dieser Bezie¬ 
hungen, die in der DDR zum Regelungsgegenstand 
des Arbeitsrechts gehören, von selbständigen 
Rechtszweigen bzw. Rechtsgebieten gestaltet wer¬ 
den. So gibt es z. B. in der Sowjetunion den Rechts¬ 
zweig der sozialen Sicherstellung, in der VR Polen, 
der Ungarischen VR und in der CSSR ein selbstän¬ 
diges Rechtsgebiet, das sozialversicherungsrechtli¬ 
che Regelungen zum Inhalt hat, und in Kuba das 
Recht der sozialen Sicherheit. 

122 Vgl. P. Sander/W. Thiel, „Soziale Sicherheit der 
Werktätigen und Entwicklung des sozialistischen 

' Arbeitsrechts“, SuR, 1976/5, S. 495 ff.; H. Pü- 
schel/W. Thiel, „Das neue AGB — Ausdruck sozia¬ 
ler Sicherheit der Werktätigen“, SuR, 1978/4, 
S. 299 ff.; R. Heuse, „Aufgaben des Arbeitsrechts 
auf dem Gebiet der Sozialversicherung als Be¬ 
standteil sozialistischer Sozialpolitik“, SuR, 
1978/4, S. 335 ff. 

123 Zum Problem der Gleichheit vgl. ausführlich 
W. Grahn/I. Wagner, „Rechtliche und soziale 
Gleichheit im Klässenkampf“, Schriftenreihe Zur 
Kritik der bürgerlichen Ideologie, H. 83, Ber¬ 
lin 1977. 

124 Vgl. Übereinkommen 102, Übereinkommen über 
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Dort zählen materielle Sicherstellung bei 
Krankheit, bei Arbeitslosigkeit, im Alter, bei Ar¬ 
beitsunfall und Berufskrankheit, im Falle der 
Mutterschaft, bei Invalidität sowie Hinterbliebe¬ 
nenleistungen zur sozialen Sicherheit. Die Grund¬ 
voraussetzung aber für alle diese Leistungen, die 
in der Garantie, des Rechts auf Arbeit bestehen, 
werden von diesen Normen nicht erfaßt. 

Die soziale Sicherheit im Sozialismus ist hin¬ 
gegen auf die Entwicklung der sozialen Gleichheit 
besonders durch die schrittweise Überwindung 
wesentlicher Unterschiede in den Arbeitsfunktio¬ 
nen und damit in den Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen, auf die Entfaltung sozialistischer Bezie¬ 
hungen vor allem in den Arbeitskollektiven, auf 
die Befriedigung von Bedürfnissen, die im Bereich 
der Arbeit entstehen, und namentlich auf die 
ständige Verbesserung der Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen gerichtet. Das Arbeitsrecht orien¬ 
tiert mit der Gesamtheit seiner normativen Be¬ 
stimmungen auf die Fixierung, Garantie und Ent¬ 
wicklung der sozialen Sicherheit, es gewährleistet 
sie als Wesensmerkmal des gesamten Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses. Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur Entwicklung der sozialen Sicherheit schließt 
ein, daß sich seine Aufgaben auf die Verwirkli¬ 
chung von Grundrechten erstrecken. 125 Auf ei¬ 
nige Teilbereiche des Arbeitsrechts, die die so¬ 
ziale Sicherheit besonders deutlich zeigen, soll im 
folgenden an Hand des AGB näher eingegangen 
werden. 126 

3 . 3 . 2 . 

Die Gewährleistung 

der freiwilligen und bewußten Teilnahme 
aller arbeitsfähigen Bürger 
am Arbeitsprozeß 

als Grundlage der sozialen Sicherheit 

Marx ging davon aus, „daß, im Gegensatz zur al¬ 
ten Gesellschaft mit ihrem ökonomischen Elend 
und ihrem politischen Wahnwitz, eine neue Ge¬ 
sellschaft entsteht, deren internationales Prinzip 
der Friede sein wird, weil bei jeder Nation das¬ 
selbe Prinzip herrscht - die Arbeit!“ 127 Die sozia¬ 
listische Gesellschaft in der DDR hat dieses Prin¬ 
zip verwirklicht. Die DDR garantiert die soziale 
Sicherheit ihrer Bürger, indem sie es ihnen ermög¬ 
licht, durch eigene, ihren Fähigkeiten entspre¬ 
chende zunehmend schöpferische Arbeit die 
Grundlagen für die Befriedigung ihrer materiellen 
und geistig-kulturellen Bedürfnisse und für ihre 
ungehinderte Persönlichkeitsentwicklung zu 
schaffen. Es geht nicht schlechthin um Arbeit, 


sondern um eine solche Teilnahme am Arbeits¬ 
prozeß, die den gesellschaftlichen Erfordernissen 
und der persönlichen Qualifikation entspricht, die 
die schöpferischen Anlagen des Werktätigen ent¬ 
wickelt sowie seine ständige Bildung und die Mit¬ 
gestaltung am betrieblichen Geschehen ein¬ 
schließt. Die Garantie des Rechts auf Arbeit, 
konkretisiert durch das AGB, ist rechtlicher Aus¬ 
druck wachsender Übereinstimmung gesellschaft¬ 
licher und individueller Interessen und zugleich 
qualitativ weiterentwickelter Sicherheit, da der 
Werktätige seine Grundbedürfnisse durch eigene 
Arbeit befriedigen kann und sich zunehmend 
durch und in der Arbeit selbst verwirklicht. Das 
AGB garantiert jedem Werktätigen eine unun¬ 
terbrochene Beschäftigung. Diese weitergehende 
Realisierung des Grundrechts auf Arbeit ist so¬ 
wohl auf höhere soziale Sicherheit der Werktäti¬ 
gen als auch auf die rationelle Nutzung des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens gerichtet. Das 
AGB hat entscheidende normative Vorausset¬ 
zungen für eine dem erreichten Entwicklungs¬ 
stand entsprechende Verwirklichung des Rechts 
auf Arbeit geschaffen. Das betrifft vorrangig die 
sozialen Probleme bei der Ausgestaltung der Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse, bei der Rationalisierung, 
und Einsparung lebendiger Arbeit oder bei der 
Überwindung von gesellschaftlich nicht gerecht¬ 
fertigten Unterschieden im Qualifikationsniveau. 
Die Verwirklichung des Grundrechts auf Arbeit 
als Recht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes ent¬ 
sprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen, 
der persönlichen Qualifikation und den Fähigkei¬ 
ten des Werktätigen, als Recht auf ununterbro¬ 
chene Beschäftigung sowie auf sachkundige Teil¬ 
nahme an der Leitung und Planung des Arbeits¬ 
prozesses und an der Gesamtentwicklung des Be¬ 
triebes ist wichtigste Voraussetzung für die Er¬ 
höhung des Nutzeffekts der Arbeit und erster 


die Mindestnormen der sozialen Sicherheit, in 
Kraft getreten am 27. 4. 1955. Textsammlung der 
Übereinkommen und Empfehlungen der Interna¬ 
tionalen Arbeitsorganisation, Genf, Internationa¬ 
les Arbeitsamt 1966. 

125 Zu den vom Arbeitsrecht näher ausgestalteten 
Grundrechten vgl. Abschn. 4. 

126 Auch hier muß darauf aufmerksam gemacht wer¬ 
den, daß es sich um die Aufgaben handelt, die zum 
Gegenstand des Arbeitsrechts gehören. Die Ge¬ 
staltung und Entwicklung der sozialen Sicherheit 
wird auch durch andere Rechtszweige beeinflußt. 

127 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 17, Berlin 1962, 
S. 7. 
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Gradmesser der Qualität der sozialen Sicherheit 
im Sozialismus. Hier zeigt sich die Einheitlichkeit 
der Wirkung des Arbeitsrechts auf alle gesell¬ 
schaftlichen Prozesse in seinem Regelungsbe¬ 
reich. 

3.3.3. 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur Förderung und zum Schutz 
besonderer Personengruppen 

Die Vervollkommnung der sozialen Sicherheit er¬ 
fordert auch, die Möglichkeiten des Arbeitsrechts 
für die Entwicklung der sozialistischen Arbeits¬ 
kollektive und der Gemeinschaftsarbeit und damit 
für die schrittweise Annäherung der Klassen und 
Schichten, für die Entwicklung sozialer Gleichheit 
zu nutzen. Das erfolgt durch eine Vielzahl von 
Rechtsvorschriften, besonders jedoch durch die 
Regelungen des Kapitels 2 „Leitung des Betrie¬ 
bes und Mitwirkung der Werktätigen“ sowie des 
Kapitels 4 „Arbeitsorganisation und sozialistische 
Arbeitsdisziplin“. Von der Stellung des Werktäti¬ 
gen im Arbeitsprozeß, von der Qualität seiner 
sachkundigen Mitgestaltung an allen betriebli¬ 
chen Bedingungen wird sehr wesentlich seine all¬ 
gemeine gesellschaftliche Stellung bestimmt. Auf 
der Grundlage der Gleichheit aller Werktätigen in 
bezug auf das Eigentum an Produktionsmitteln 
muß diese zunehmend auch in allen anderen ge¬ 
sellschaftlichen Bereichen verwirklicht, müssen 
gleiche Möglichkeiten für alle Gesellschaftsmit¬ 
glieder geschaffen werden. Auch mit den spezifi¬ 
schen Mitteln des Arbeitsrechts muß es um die 
schrittweise Realisierung der Leninschen Forde¬ 
rung gehen: „Und sofort nach der Verwirklichung 
der Gleichheit aller Mitglieder der Gesellschaft in 
bezug auf den Besitz der Produktionsmittel, d. h. 
der Gleichheit der Arbeit, der Gleichheit des Ar¬ 
beitslohnes, wird sich vor der Menschheit unver¬ 
meidlich die Frage erheben, wie sie von der forma¬ 
len zur tatsächlichen Gleichheit, d. h. zur Ver¬ 
wirklichung des Satzes,,Jeder nach seinen Fähig¬ 
keiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“, weiter¬ 
schreiten soll.“ 128 Die Entwicklung sozialer 
Gleichheit bedeutet auch allseitige Realisierung 
des Grundsatzes der Gleichberechtigung im Be¬ 
reich der vom Arbeitsrecht erfaßten gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse. Gleichberechtigung ist eine 
Voraussetzung für soziale Gleichheit. Hierbei 
geht es um die Bestimmung der arbeitsrechtlichen 
Stellung von Personengruppen, vor allem um die 
der Frauen im Zusammenhang mit der Mutter¬ 
schaft, der Jugendlichen sowie der. Werktätigen, 


die auf Grund ihres Alters besonders geschützt 
werden. In Übereinstimmung mit den gesell¬ 
schaftlichen Notwendigkeiten und Möglichkeiten 
sowie mit den individuellen Bedürfnissen hat das 
AGB die arbeitsrechtliche Stellung dieser Perso¬ 
nengruppen näher ausgestaltet und so weitere 
Voraussetzungen für deren gleichberechtigte 
Teilnahme am Arbeitsprozeß und in der Gesell¬ 
schaft geschaffen. Obwohl das AGB noch weitere 
Personengruppen besonders fördert und schützt, 
soll hier nur auf Frauen und Werktätige im höhe¬ 
ren Lebensalter eingegangen werden. 

Die arbeitsrechtliche Stellung der Frau ist 
durch völlige juristische Gleichberechtigung in 
unserem Lande charakterisiert. Gleichberechti¬ 
gung ist jedoch kein einmal erreichtes Ergebnis. 
Ihre Verwirklichung ist ein gesellschaftlicher 
Prozeß, der in seiner Entwicklung widersprüchlich 
verläuft und um dessen qualitative Vervollkomm¬ 
nung ständig gerungen werden muß. In seiner 
Rede „An die Arbeiterinnen“ sagte Lenin: 
„Gleichheit vor dem Gesetz ist noch nicht Gleich¬ 
heit im Leben.“ 129 Obwohl die Gleichheit im Le¬ 
ben in hohem Maße erreicht ist, sind zu ihrer völli¬ 
gen Durchsetzung noch komplizierte Aufgaben, 
auch in den Betrieben, zu lösen. Hiervon geht das 
AGB in allen seinen Bestimmungen, die die ar¬ 
beitsrechtliche Stellung der Frau betreffen, aus. 

Ausdruck der sozialen Sicherheit und der Ge¬ 
borgenheit im Sozialismus sind auch und vor allem 
die arbeitsrechtlichen Regelungen für Werktätige 
im höheren Lebensalter und für Altersrentner. 
Das AGB sichert diesen Werktätigen nach der 
Grundsatzbestimmung des § 5 besondere Berech¬ 
tigungen zu. Es unterscheidet zwischen Alters¬ 
rentnern, Werktätigen im höheren Lebensalter 
und Werktätigen ab 5. Jahr vor Eintritt in das 
Rentenalter. Der Grundsatz der Solidarität der 
Arbeiterklasse mit jenen Werktätigen, die nach 
einem arbeitsreichen Leben die für eine Alters¬ 
rente festgelegte Altersgrenze erreicht haben, 
beinhaltet auch die weitere Einbeziehung in den 
Arbeitsprozeß, wenn es den Bedürfnissen und 
Mögiichkeiten des Werktätigen entspricht (§ 5 
AGB, letzter Satz). Die Weiterbeschäftigung ist 
auf Wunsch der Altersrentner auch als Teilbe¬ 
schäftigung zu vereinbaren (§ 160 Abs. 4 AGB). 

Bedingt durch unterschiedliches körperliches 
und geistiges Leistungsvermögen bzw. durch vor¬ 
zeitige Minderung des Arbeitsvermögens infolge 


128 W. I. Lenin, Werke, Bd. 25, Berlin 1960, S. 486. 

129 W. I. Lenin, Werke, Bd. 30, Berlin 1961, S. 363. 
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der Schwere der Arbeit oder aus anderen Grün¬ 
den, können schon vor Erreichen der gesetzlich 
festgelegten Altersgrenze notwendige Verände¬ 
rungen der Arbeitsaufgabe oder der Arbeitsbe¬ 
dingungen erforderlich werden. Diesem Erfor¬ 
dernis entspricht das AGB, indem es in seinen 
Grundsätzen formuliert, daß u. a. Werktätige im 
höheren Lebensalter bei der Aufnahme und der 
Ausübung einer Tätigkeit besonders gefördert 
und geschützt werden (§ 5). 

Einen besonderen Schutz erfahren Werktä¬ 
tige ab 5. Jahr vor Erreichen des Rentenalters; sie 
haben nach § 59 Abs. 1 Buchst, b AGB einen be¬ 
sonderen Kündigungsschutz, es darf ihnen nur mit 
ihrem Einverständnis eine andere Arbeit übertra¬ 
gen werden (§ 85 Abs. 3 AGB), und sie sind in die 
arbeitsmedizinische Dispensairebetreuung einzu¬ 
beziehen (§ 208 AGB). 

3.3.4. ■ i 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur ständigen Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen 

Die vom Arbeitsrecht geregelte soziale Sicherheit 
bezieht sich vor allem auch auf die ständige Ver¬ 
besserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
in den Arbeitsverhältnissen und in allen darüber 
hinausgehenden vom Arbeitsrecht erfaßten Be¬ 
ziehungen. Das Arbeitsrecht hat dazu beizutra- 
gen, den Arbeitsprozeß in zunehmendem Maße so 
zu gestalten, daß die Arbeiter ihn „mit dem ge¬ 
ringsten Kraftaufwand und unter den, ihrer 
menschlichen Natur würdigsten und adäquatesten 
Bedingungen vollziehn“. 130 Das erfordert, unter 
Beachtung der Einheit von Rationalität und Hu¬ 
manität solche Arbeitsbedingungen zu schaffen, 
die die allseitige Reproduktion des Menschen ge¬ 
währleisten und die Entwicklung sozialistischer 
Persönlichkeiten fördern. Diesen umfassenden 
gesellschaftlichen Prozeß beeinflußt das Arbeits¬ 
recht mit allen seinen Rechtsinstituten und Rege¬ 
lungen, vorwiegend aber mit den arbeitsrechtli¬ 
chen Bestimmungen, die die Pflichten der Be¬ 
triebe zur Durchsetzung der wissenschaftlichen 
Arbeitsorganisation begründen, mit der rechtli¬ 
chen Ausgestaltung des Verhältnisses von Ar¬ 
beitszeit und arbeitsfreier Zeit, einschließlich der 
Urlaubsregelungen, und mit der Gesamtheit der 
Regelungen des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes sowie der sozialen Betreuung der Werk¬ 
tätigen im Betrieb. Das Arbeitsrecht leistet einen 
Beitrag zur Entwicklung der Arbeits- und Le¬ 


bensbedingungen dadurch, daß der Staat entspre¬ 
chend den Ergebnissen der ökonomischen Ent¬ 
wicklung für alle Betriebe und Werktätigen bzw. 
für bestimmte Zweige durch Rechtsvorschriften 
wichtige Arbeits- und Lebensbedingungen regelt. 
Zum anderen legt es fest, daß die Betriebe bei al¬ 
len Maßnahmen der Arbeitsorganisation zugleich 
mit der Erhöhung der Effektivität der Arbeit auch 
eine Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen anstreben müssen. Das 4. Kapitel 
AGB schafft mit seinen Regelungen günstige 
Voraussetzungen dafür, daß die Betriebe ihre 
Verantwortung für die ständige Entwicklung und 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen erkennen 
und wahrnehmen und daß sich alle Werktätigen 
an diesem für sie selbst und für den Betrieb äu¬ 
ßerst bedeutsamen Entwicklungsprozeß beteili¬ 
gen. Die gemeinsame Regelung der arbeitsrechtli¬ 
chen Probleme der wissenschaftlichen Arbeitsor¬ 
ganisation und der sozialistischen Arbeitsdisziplin 
ist rechtlicher Ausdruck der objektiven Bezie¬ 
hungen in den Betrieben. Das 4. Kapitel AGB 
zeigt und sichert die enge Wechselwirkung von 
Organisation und Disziplin, die in allen arbeits¬ 
rechtlichen Regelungsbereichen erkennbar ist 
und von deren immer zielstrebigeren Realisierung 
erfolgreiches Arbeiten zunehmend abhängt. Pa¬ 
ragraph 71 Abs. 1 AGB formuliert folgenden 
Grundsatz: „Der Betrieb ist verpflichtet, solche 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, die den Werktä¬ 
tigen hohe Arbeitsleistungen ermöglichen, die 
bewußte Einstellung zur Arbeit und das Schöpfer¬ 
tum fördern, die Arbeitsfreude erhöhen und zur 
Entwicklung sozialistischer Persönlichkeiten so¬ 
wie zur sozialistischen Lebensweise beitragen. Er / 
hat dazu den Arbeitsprozeß unter aktiver Teil¬ 
nahme der Werktätigen nach arbeitswissenschaft¬ 
lichen Erkenntnissen zu gestalten und alle Vor¬ 
aussetzungen für eine hohe Arbeitsdisziplin, für 
Ordnung und Sicherheit im Arbeitsprozeß zu 
schaffen.“ 

In dieser Norm wird die Zielrichtung des Ar¬ 
beitsrechts bei der Gestaltung der Arbeitsbedin¬ 
gungen, die in der Einheit von Rationalität und 
Humanität besteht, deutlich sichtbar. Die Norm 
zeigt gleichzeitig, daß es sich hierbei nicht nur um 
eine deklaratorische Grundsatzerklärung handelt, 
sondern um konkrete Rechtspflichten des Betrie¬ 
bes. Auf der Grundlage der durch den Betrieb ge¬ 
schaffenen Bedingungen ist der Werktätige in der 


130 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 25, Berlin 1964, 
S. 828. 
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Lage, aktiv und schöpferisch zu arbeiten sowie 
seine Arbeitspflichten mit Umsicht und Initiative 
zu erfüllen. Hier ist wie bei allen Bestandteilen der 
sozialen Sicherheit zu beachten, daß, ebenso wie 
sich Herausbildung und Entwicklung des soziali¬ 
stischen Bewußtseins nicht spontan vollziehen, 
auch günstige Bedingungen und erweiterte 
Rechte nicht automatisch zu höheren Leistungen 
und aktiver Arbeit führen. Das geschieht nur im 
Zusammenwirken mit dem Erzeugen neuer Ein¬ 
sichten, der Erkenntnis der eigenen Verantwor¬ 
tung und höherer Disziplin. 

3 . 3 . 5 . 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur sozialen Sicherstellung 
der Werktätigen bei Nichterfüllung 
der Arbeitsaufgabe aus gesellschaftlich 
gerechtfertigten Gründen 

Bei der Erörterung des Beitrages des Arbeits¬ 
rechts zur sozialen Sicherheit sind auch alle For¬ 
men der materiell-rechtlichen Sicherstellung der 
Werktätigen anzuführen. Die sozialpolitischen 
Maßnahmen der letzten Jahre haben, soweit sie 
arbeitsrechtlicher Natur sind, im AGB und in 
Nachfolgeregelungen ihre Ausgestaltung erfah¬ 
ren. Sie reichen'von der Förderung und Unter¬ 
stützung werktätiger Mütter bzw. alleinstehender 
Werktätiger mit Kindern über weitestgehend ein¬ 
heitlich gestaltete Ausgleichszahlungen, höhere 
Garantien im Gesundheits- und Arbeitsschutz 
einschließlich neuer Krankcngeldzahlungen und 
Schadenersatzregelungen bei Arbeitsunfall und 
Berufskrankheit (§ 220 f. AGB i. V. m. §§ 285, 
267 ff.) bis zu Arbeitszeit-, Urlaubs- und Renten¬ 
regelungen. Von besonderer Bedeutung für die 
soziale Sicherheit der Werktätigen sind die an 
Quantität und Qualität gewächsenen Leistungen 
der Sozialversicherung. „Die von den Gewerk¬ 
schaften geleitete Sozialversicherung gehört zu 
den großen politischen Errungenschaften der 
Werktätigen unseres Landes. Vor drei Jahrzehn¬ 
ten geschaffen, ist sie heute wichtiger Garant der 
sozialen Sicherheit für die Arbeiter und Ange¬ 
stellten in der DDR.“ 131 Die Garantien wurden 
durch das Kapitel 15 und durch wichtige Folge¬ 
verordnungen zum AGB 132 weiter ausgestaltet. 
Wie das gesamte AGB machen die Regelungen im 
Kapitel 15 und alle Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung die in Verwirkli¬ 
chung des sozialpolitischen Programms der Partei 
der Arbeiterklasse durchgeführten Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin¬ 


gungen sichtbar. Es kann als erwiesen gelten, „daß 
das Gefühl sozialer Sicherheit, das Vertrauen in 
die persönliche und gesellschaftliche Perspektive 
bereits zu einem deutlichen Merkmal des allge¬ 
meinen Massenbewußtseins geworden ist“. 133 Es 
ist jedoch erforderlich, daß die Anerkennung des 
erreichten hohen Standes an sozialer Sicherheit 
auch in Aktivitäten und Initiativen im Interesse 
hoher Effektivität der Arbeit umschlägt, daß sie 
zu bewußter Disziplin führt. Das Arbeitsrecht 
muß demzufolge auch mit seinen Mitteln — vor al¬ 
lem mit der Einheit von Berechtigung und Ver¬ 
pflichtung - die Werktätigen und ihre Kollektive 
auf die gesellschaftlich angestrebten und erforder¬ 
lichen Ziele orientieren. Aus der Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik folgt, daß der wach¬ 
sende gesellschaftliche Reichtum produziert wer¬ 
den muß, der zu hoher sozialer Sicherheit erfor¬ 
derlich ist und es ermöglicht, „den humanistischen 
Sinn des Sozialismus auf ständig höherer Stufe zu 
verwirklichen“. 134 Deshalb sind Betriebe, Werk¬ 
tätige und Einrichtungen des Gesundheitswesens 
gleichermaßen verpflichtet, die Verwendung der 
umfangreichen Mittel der Sozialversicherung mit 
hohem Nutzeffekt für die soziale Betreuung der 
Werktätigen und aller Sozialversicherten einzu¬ 
setzen. Die Rechte auf dem Gebiet der Sozialver¬ 
sicherung bedeuten gleichzeitig die Verpflichtung, 
die für die Leistungen der Sozialversicherung be¬ 
reitgestellten und ständig steigenden finanziellen 
Mittel mit hoher Effektivität zur materiellen, so¬ 
zialen und gesundheitlichen Betreuung der Werk¬ 
tätigen, der Rentner sowie der Familienangehöri¬ 
gen zu verwenden (§ 279 Abs. 1 AGB). 


131 Bericht des Bundesvorstandes des FDGB an den 
9. FDGB-Kongreß, Berichterstatter: Harry Tisch, 
in: Dokumente, 9. FDGB-Kongreß, Berlin 1977, 
S. 33 ff. 

132 Vgl. VO zur Sozialpflichtversicherung der Arbeiter 
und Angestellten - SVO - vom 17. 11. 1977, 
GBl. I Nr. 35 S. 373; VO über die freiwillige Zu¬ 
satzrentenversicherung der Sozialversicherung - 
ZFR-VO - vom 17.11. 1977, GBl. I Nr. 35 
S. 395; Arbeitsschutzverordnung - ASVO — vom 
1. 12. 1977, GBl. I Nr. 36 S. 405. 

133 E. Hahn, „Zur Gesetzmäßigkeit sozialistischer 
Bewußtseinsentwicklung“, DtZfP, 1977/10, S. 
1177. 

134 A. Kosing,^,Unser jealer Humanismus und seine 
Grundlagen“, Einheit, 1977/2, S. 147. 
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3 . 4 . 

Die Aufgabe des Arbeitsrechts, 
zur Entfaltung 

der sozialistischen Demokratie 
beizutragen ' „ ' - 

3 . 4 . 1 . 

Der Beitrag des Arbeitsrechts 
zur Entfaltung 

der sozialistischen Demokratie 

Die weitere Entfaltung und Vervollkommnung 
der sozialistischen Demokratie ist die Hauptrich¬ 
tung, in der sich der sozialistische Staat entwik- 
kelt. 135 Diese Entwicklung vollzieht sich in allen 
Bereichen der staatlichen Leitung, Organisation 
• und Machtausübung und auch in allen nichtstaat¬ 
lichen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. 
Sie vollzieht sich auch und vor allem in jenem Be¬ 
reich, in dem die materiellen Werte geschaffen 
werden und der die wichtigste Erscheinungsform 
der Lebenstätigkeit der Menschen darstellt, in 
dem sich die; grundlegenden Interessen von Per¬ 
sönlichkeit und Gesellschaft unmittelbar verbin¬ 
den. 136 Das Arbeitsrecht ist Ergebnis der soziali¬ 
stischen Demokratie und Instrument ihrer weite¬ 
ren Vervollkommnung. Es wirkt mit seinen spezi¬ 
fischen Mitteln unmittelbar auf die demokratische 
Gestaltung der Arbeitsverhältnisse und der mit 
diesen eng verbundenen Verhältnisse sowie auf 
die Begründung und inhaltliche Ausgestaltung der 
Arbeitsrechtsverhältnisse. Es beeinflußt mittel¬ 
bar, besonders durch die Befähigung der Werktä¬ 
tigen zur sachkundigen Mitgestaltung, die Ent¬ 
wicklung der Demokratie auch in anderen Le¬ 
benssphären. Die Aufgabe des Arbeitsrechts, ei¬ 
nen Beitrag zur Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie zu leisten, erstreckt sich nicht nur auf 
die rechtliche Fixierung der Erscheinungsformen 
der Mitwirkung der Werktätigen, sondern in er¬ 
ster Linie auf das Erfassen der der sozialistischen 
Demokratie wesenseigenen objektiven Prinzipien 
und Maßstäbe, die im Regelungsgegenstand des 
Arbeitsrechts selbst zu suchen sind. Arbeitsrecht¬ 
setzung und -Verwirklichung müssen vom Wesen 
der Demokratie ausgehend die demokratischen 
Grundlagen der entsprechenden gesellschaftli- 
. chen Verhältnisse und ihrer Teilbeziehungen und 
alle Erscheinungsformen der Demokratie glei¬ 
chermaßen in ihrer Entwicklung und Wechselwir¬ 
kung beachten. 137 Die Aufgabe des Arbeitsrechts, 
bei der Entwicklung der sozialistischen Demokra¬ 
tie erstreckt sich auf dr^jygkh bedingende, aber re¬ 
lativ selbständig funktionierende Bereiche. 
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3 . 4 . 2 . 

Der Einfluß des Arbeitsrechts 

auf die Verwirklichung der Einzelleitung 

als Ausdruck 

der sozialistischen Demokratie 
Das Arbeitsrecht ist auf die Erhöhung der Quali¬ 
tät des gesamten betrieblichen Leitungsprozesses 
gerichtet. Die Leitung des Betriebes ist Ausdruck 
der sozialistischen Demokratie. Als eine Erschei¬ 
nungsform des demokratischen Zentralismus ist 
die Einzelleitung ohne die Teilnahme der Werktä¬ 
tigen an der Entscheidungsfindung in allen Ebe¬ 
nen betrieblicher Leitungstätigkeit undenkbar. 
„Es wäre jedoch unverzeihlich“, schrieb Lenin, 
„zu vergessen, daß wir ; wenn wir den Zentralis¬ 
mus verfechten, ausschließlich den demokrati¬ 
schen Zentralismus verfechten.“ 138 Ohne die Ini¬ 
tiative der Werktätigen zu erkennen und zu för¬ 
dern, sie durch wissenschaftliche Leitung kontinu¬ 
ierlich an der Erfüllung der staatlichen Aufgaben 
,zu beteiligen und sie zu Eigenverantwortung und 
disziplinierter Selbständigkeit zu erziehen, kann 
die Einzelleitung nicht dauerhaft mit Erfolg ver¬ 
wirklicht werden. Eine optimale Verbindung von 
Zentralismus und Demokratie kann nur unter der 
Bedingung erreicht werden, daß die Zentralisie¬ 
rung nicht verabsolutiert, sondern auf der Grund¬ 
lage einer umfassenden Demokratie und der Ein¬ 
beziehung einer immer größeren Zahl von Werk¬ 
tätigen in die Organisation der Leitungsprozesse 
erfolgt. „Andernfalls würde die Demokratie zu 
einer formalen werden, wobei die Möglichkeit ei¬ 
ner übermäßigen Machtkonzentration in den 
Händen eines einzelnen oder einer Gruppe von 
Personen sowie auch die Möglichkeit von Macht¬ 
mißbrauch entsteht, und die leitenden Funktio¬ 
näre der Kontrolle entgleiten.“ 139 Einzelleitung 
und schöpferische, verantwortungsbewußte Mit¬ 
gestaltung bedingen sich gegenseitig. Zusammen¬ 
gefaßt stellt sich diese Bedingtheit wie folgt dar: 
- Jede Leitung betrifft die Tätigkeit von Men¬ 
schen, denn „Leitungsbeziehungen sind stets 
menschliche Beziehungen sowohl dem Inhalt 


135 Vgl. Programm der SED, a. a. O., S. 

136 Vgl. W. G. Afanasjew, Der Mensch in der Leitung 
der Gesellschaft, a. a. O., S. 251. 

137 Vgl. W. Hanische/F. Kunz. „Das Arbeitsgesetz¬ 
buch — Instrument zur Entfaltung des Schöpfer¬ 
tums und zur weiteren Ausgestaltung der Grund¬ 
rechte'der Werktätigen“, SuR, 1978/4, S. 309 ff. 

138 W. I. Lenin, Werke, Bd. 20, Berlin 1961, S. 32. 

139 W. G. Afanasjew, Wissenschaftliche Leitung der 
Gesellschaft, Berlin 1969, S. 283 f. 
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als auch der Form nach“. 140 Ohne die Ent¬ 
scheidung der Menschen über die Bedingungen 
und Resultate der Produktion ist keine wissen¬ 
schaftliche Leitung und demzufolge auch keine 
sozialistische Demokratie möglich. 

- Jeder am Arbeitsprozeß Beteiligte trägt Ver¬ 
antwortung als Eigentümer, Produzent und 
Machtausübender. 

- Der wissenschaftlich-technische Fortschritt als 
Hauptfaktor bei dem erforderlichen ökonomi¬ 
schen Leistungsanstieg kann nur als eine den 
Interessen der Arbeiterklasse allseitig entspre¬ 
chende Lösung vollzogen werden (im Sinne des 
4. Kapitels AGB). 

- Die kollektive Weisheit, die in die sozialistische 
Leitungstätigkeit einfließt, führt zu höherer Ef¬ 
fektivität und Qualität der Arbeit. 

- Förderung der Mitwirkung der Werktätigen an 
der Entscheidungsfindung ist Bestandteil der' 
Verantwortung des Betriebsleiters und der lei¬ 
tenden Mitarbeiter. 

3.4.3. 

Der Einfluß des Arbeitsrechts 
auf die Verwirklichung der Rechte 
der Gewerkschaften im Betrieb 

Die Stellung und die Aufgaben der Gewerkschaf¬ 
ten im politischen System des Sozialismus werden 
durch die Verfassung der DDR fixiert. Das Ar¬ 
beitsrecht garantiert die freie und ungehinderte 
Betätigung der Gewerkschaften entsprechend 
ihren verfassungsmäßigen Rechten und ihrer 
Satzung im Betrieb. Die Aufgabe des Arbeits¬ 
rechts erstreckt sich auf die Garantie der Wahr¬ 
nehmung dieser Rechte durch die Gewerkschafts¬ 
organisation und deren Organe, auf die Schaffung 
der erforderlichen Voraussetzungen durch den 
Betrieb, damit diese Rechte wahrgenommen 
werden können, auf die sachliche und qualifizierte 
Verwirklichung aller Formen gewerkschaftlicher 
Mitwirkung an der Leitung und Planung des 
Arbeitsprozesses und der Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen sowie an der Ausgestaltung und dem 
Schutz der individuellen Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisse. Die Gewerkschaften werden ihrer Ver¬ 
antwortung bei der Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie im Betrieb gerecht, indem sie die 
Initiative der gesamten Arbeiterklasse auf hohe 
Effektivität und Qualität der Produktion, auf ziel¬ 
bewußtes und rationelles Wirtschaften richten. 
Hierzu gehört die Befähigung der Werktätigen 
zur Mitwirkung und zur schöpferischen Initiative 
und zu Ideenreichtum in der Arbeit. Gewerk¬ 


schaftliche Interessenvertretung“ als Bestand¬ 
teil der sozialistischen Demokratie heißt, be¬ 
sonders durch den sozialististischen Wettbewerb 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, zur 
planmäßigen Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen und zu sozialistischen Über¬ 
zeugungen beizutragen sowie die Entwicklung 
der Arbeitskollektive zu fördern. 

3 . 4 . 4 . 

Der Einfluß des Arbeitsrechts 
auf die Wahrnehmung 
der Mitwirkungsrechte der Werktätigen 
Die Werktätigen realisieren ihre Mitwirkung an 
der Leitung und Planung des Betriebes in erster 
Linie über die Tätigkeit ihrer Gewerkschaffen. 
Verantwortung der Werktätigen im Arbeits¬ 
rechtsverhältnis und damit Verantwortung für 
eine demokratische Leitung und Organisation des 
betrieblichen Arbeitsprozesses bedeutet jedoch 
nicht nur Erfüllung von Mindestpflichten, sondern 
sie erstreckt sich auf initiativreiche Realisierung 
von Rechten und Pflichten sowie Wahrnehmung 
aller garantierten Möglichkeiten der Mitwirkung. 
Diesen Entwicklungsprozeß bei allen Werktäti¬ 
gen zu fördern, zu sichern und ihn den entspre¬ 
chenden gesellschaftlichen Aufgaben gemäß wei¬ 
ter auszugestalten, ist Aufgabe des Arbeitsrechts, 
die es mit nahezu allen arbeitsrechtlichen Normen 
erfüllt. Sozialistische Demokratie und Verantwor¬ 
tung bedingen sich. Verantwortung im Arbeits¬ 
rechtsverhältnis setzt bewußte Mitgestaltung, 
setzt Initiative und Disziplin voraus. Initiative ist 
eine Eigenschaft des Menschen, die, auf die erfor¬ 
derlichen Ziele orientiert, richtig geplant und ge¬ 
leitet, auch entsprechende Resultate zeitigt. Hier¬ 
auf verwies Lenin, als er sagte: „Weniger politi¬ 
sches Wortgeprassel. Mehr Aufmerksamkeit da¬ 
für, wie die Arbeiter und Bauernmassen in ihrer 
täglichen Arbeit in der Praxis etwas Neues bauen. 
Mehr Kontrolle darüber, wie weit dieses Neue 
kommunistisch ist.“ 141 Eine wesentliche Form, in 
der die Initiative der Werktätigen und ihrer Kol¬ 
lektive in Erscheinung tritt, ist der sozialistische 
Wettbewerb. Er ist - Produktionsverhältnis und 
Produktivkraft zugleich - einer der bedeutendsten 
Intensivierungsfaktoren. Das um so mehr, wenn 
er konsequent auf die Planerfüllung, auf die stän¬ 
dige Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe- 


140 W. G. Afanasjew, Der Mensch in der Leitung der 
Gesellschaft, a. a. O., S. 245. 

141 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1968, S. 88. 
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dingungen sowie auf Ordnung, Sicherheit und 
Disziplin gerichtet ist. Der Wettbewerb tritt im¬ 
mer „als eine Beziehung auf, und zwar nicht nur 
als eine Beziehung zur Technik, zu den Plänen und 
Normen, sondern vor allem als eine Beziehung der 
Menschenhais menschliche Beziehungen. Das ist 
die Beziehung eines Menschen zu einem anderen, 
des Menschen zum Kollektiv, eines Kollektivs zu 
einem anderen Kollektiv.“ 142 Hieraus wird 
gleichzeitig die Funktion des Wettbewerbs als we¬ 
sentliches Element der Kollektiv- und Persönlich¬ 
keitsentwicklung deutlich. 


3 . 5 . 

Die Aufgabe des Arbeitsrechts, 
zur Entwicklung 
sozialistischer Persönlichkeiten 
und zur Entfaltung 

von Kollektivbeziehungen beizutragen 

Diese grundlegende Aufgabe ergibt sich als kon¬ 
sequente Schlußfolgerung und als eigentliche 
Zielstellung — im Sinne der historischen Mission 
der Arbeiterklasse - aus den bisher erläuterten 
Aufgaben des Arbeitsrechts. 143 Die Entwicklung 
sozialistischer Persönlichkeiten, die in sozialisti¬ 
schen Kollektivbeziehungen schöpferisch tätig 
sind und verantwortungsbewußt handeln, ist Ziel 
des Kampfes der Arbeiterklasse und ihrer Ver¬ 
bündeten. Das ist gleichzeitig Bedingung für die 
Lösung aller Aufgaben der Gesellschaft. Da sich 
die Persönlichkeit in einer Einheit von Bewußt¬ 
sein, Tätigkeit und Verhalten darstellt, sind alle 
Bedingungen und Einflußfaktoren, die Bewußt¬ 
sein, Tätigkeit und Verhalten determinieren, be¬ 
deutsam — so auch das sozialistische Recht. Seine 
persönlichkeitsbildende Rolle äußert sich in sei¬ 
ner gesamten Wirkungsweise. Nicht die bloße 
Existenz von Rechtsnormen, auch wenn diese 
noch so progressiv gestaltet sind, formt gewisser¬ 
maßen von selbst die Persönlichkeit; vielmehr ge¬ 
schieht dies durch ihre Verwirklichung im Han¬ 
deln und Verhalten der Menschen und die da¬ 
durch erzeugte Orientierung auf das gesellschaft¬ 
lich Notwendige und Geforderte. Weil das Recht 
nur wirksam wird, wenn es über Bewußtsein und 
Verhalten der Menschen zur Realität gelangt, ge¬ 
staltet es nicht nur gesellschaftliche Beziehungen 
schlechthin, sondern die Persönlichkeit selbst. Die 
persönlichkeitsbildenden Potenzen des Arbeits- 
rechts sind aufgrund der Spezifik seines Rege¬ 


lungsgegenstandes besonders stark ausgeprägt. 
Die Arbeit „ist erste Grundbedingung alles 
menschlichen Lebens, und zwar in einem solchen 
Grade, daß wir in gewissem Sinne sagen müssen: 
Sie hat den Menschen selbst geschaffen.“ 144 Die 
Arbeit hat den Menschen geschaffen - aber erst 
unter sozialistischen Eigentums- und Machtver¬ 
hältnissen ist sie wirkliche Grundbedingung seiner 
Entfaltung und' eigenen Verwirklichung. Ihr so¬ 
zialistischer Charakter und dessen qualitative 
Entwicklung bewirken, daß sich die neuen We¬ 
senszüge des Menschen vorrangig im Arbeits¬ 
prozeß herausbilden. Hier entwickeln sich - sti¬ 
muliert, gesichert und geschützt durch das Ar¬ 
beitsrecht - kameradschaftliche Zusammenar¬ 
beit, Initiative, Verantwortungsbewußtsein, poli¬ 
tisches Engagement und Bildungsbereitschaft. 
Hier werden Erfahrungen gesammelt, Fähigkei¬ 
ten entwickelt und Charaktereigenschaften aus¬ 
gebildet,'die auch die Beziehungen in anderen 
Sphären des gesellschaftlichen Lebens weitge¬ 
hend bestimmen. Es ist erwiesen, daß wachsende 
Sachkunde, hohe Qualifikation und umfangreiche 
Verantwortung im Rahmen der Erfüllung der Ar¬ 
beitsaufgaben und im Arbeitsrechtsverhältnis die 
Entfaltung und gesellschaftliche Stellung der Per¬ 
sönlichkeit unmittelbar beeinflussen. Das gesamte 
Arbeitsrecht hat mit der Realisierung seiner Auf¬ 
gaben Einfluß auf die sozialistische Persönlich¬ 
keit. Sie wird geformt durch den vom Arbeitsrecht 
geforderten und geförderten verantwortungsbe¬ 
wußten Beitrag zu hohem Nutzeffekt der Arbeit, 
durch Aktivitäten, die von der sozialen Sicherheit 
ausgelöst werden, und durch die Realisierung der 
sozialistischen Demokratie. 

Der Einfluß des Arbeitsrechts auf die Ent¬ 
wicklung der Persönlichkeit ist aus zweierlei 
Gründen von großer Wichtigkeit. Einmal, weil es 
um die vielseitige, harmonische Entwicklung der 
Menschen geht, und zum anderen, weil je bewuß¬ 
ter, gebildeter, verantwortungsbewußter han¬ 
delnd der Mensch auftritt, desto größer auch seine 
Wirksamkeit für die ganze gesellschaftliche Ent¬ 
wicklung ist. Denn: es ist „weder die unmittelbare 
Arbeit, die der Mensch selbst verrichtet, noch die 


142 W. G. Afanasjew, Der Mansch in der Leitung der 
Gesellschaft, a. a. O., S. 261. 

143 Vgl. ausführlich W. Thiel, „Die persönlichkeitsbil¬ 
dende Rolle des sozialistischen Arbeitsrechts“, NJ, 
1977/17, S. 581 ff. 

144 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 20, Berlin 1962, 
S. 444: 


Zeit, die er arbeitet, sondern die Aneignung seiner 
eigenen allgemeinen Produktivkraft, sein Ver¬ 
ständnis der Natur und die Beherrschung dersel¬ 
ben durch sein Dasein als Gesellschaftsträger - in 
einem Wort die Entwicklung des gesellschaftli¬ 
chen Individuums,»der als der große Grundpfeiler 
der Produktion und des Reichtums erscheint“. 145 
Hier zeigt sich gleichzeitig das Verhältnis von 
Entwicklung des einzelnen und Entfaltung des 
Kollektivs, von Entwicklung des Individuums in 
und durch das Kollektiv und von seinem Einfluß 
auf die Formung der Kollektivbeziehungen und 
auf die Erfüllung der kollektiven Aufgaben. 

Eine wichtige Sphäre, in'der dpr einzelne durch 
Arbeit seine Fähigkeiten und Talente entwickelt, 
in der er mit anderen kameradschaftlich zusam¬ 
menarbeitet und in der er die Grundbeziehung zu 
seiner Klasse in der Gesellschaft erfährt, ist das 
Arbeitskollektiv. Insbesondere in den Arbeitskol¬ 
lektiven der materiellen Produktion zeigt sich die 
enge Beziehung zwischen Persönlichkeitsentfal¬ 
tung und Wachstum der Arbeiterklasse. Im vom 
Arbeitsrecht geforderten kollektiven Bemühen 
um die Mehrung des gesellschaftlichen Reich¬ 
tums, um effektives und qualitätsgerechtes Arbei¬ 
ten, um diszipliniertes Handeln und pm Über¬ 
nahme von Verantwortung entstehen schöpferi¬ 
sche Impulse für den einzelnen und für das Kol¬ 
lektiv. 


3 . 6 . 

Die Aufgabe des Arbeitsrechts, 

zur Durchsetzung 

der Gesetzlichkeit beizutragen 

Es gehört zu den Aufgaben des Arbeitsrechts, die 
in seinen Rechtsinstituten und Rechtsnormen 
konkret ausgestalteten Rechte und Pflichten zu 
gewährleisten und zu sichern. Diese Aufgabe um¬ 
faßt 

- die Garantie einer hohen Rechtssicherheit 
durch die Rechtsgestaltung, einschließlich 
durch die Schaffung von betrieblichen Rege¬ 
lungen, die auf dieses Ziel gerichtet sind; 

- die konsequente Sicherung der Rechte der 
Werktätigen bei der Verwirklichung des Ar¬ 
beitsrechts; 

- die Vermeidung arbeitsrechtlicher Konflikte 
durch Wahrung der Gesetzlichkeit und Beseiti¬ 
gung von Ursachen und Bedingungen, die zu 
Konflikten führen können; 


- die Lösung arbeitsrechtlicher und sozialver¬ 
sicherungsrechtlicher Streitigkeiten. 

Das Prinzip der Gesetzlichkeit ist nicht nur ein all¬ 
gemeines Leitungsprinzip der Gesellschaft. Es ge¬ 
hört zu den unverzichtbaren Prinzipien bei der 
Leitung des Betriebes in allen Ebenen der betrieb¬ 
lichen Arbeit. Es beinhaltet die auf der Grundlage 
arbeitsrechtlicher Vorschriften erforderliche 
Konkretisierung des Arbeitsrechts durch betrieb¬ 
liche Regelungen, die Verwirklichung des Ar¬ 
beitsrechts im ständigen Prozeß der Leitung und 
Organisation der Arbeit, die strikte Einhaltung 
der Rechte der Werktätigen und die Schaffung der 
notwendigen Voraussetzungen zu pflichtgemä¬ 
ßem Verhalten der Werktätigen. Hierzu gehört 
ebenfalls, daß die Betriebsleiter in ihrem Verant¬ 
wortungsbereich die Verwirklichung des Arbeits¬ 
rechts unter Mitwirkung der Werktätigen und ih¬ 
rer Gewerkschaften sowie der anderen gesell¬ 
schaftlichen Organe sichern (§ 13 AGB). Sie ha¬ 
ben zu gewährleisten, daß die Leiter und leitenden 
Mitarbeiter in ihren Verantwortungsbereichen die 
zur Verwirklichung des Arbeitsrechts erforderli¬ 
che Qualifikation besitzen. In Kapitel 16 AGB 
wird die staatliche, gewerkschaftliche und betrieb¬ 
liche Kontrolle der Einhaltung des Arbeitsrechts 
zusammengefaßt geregelt. Das sozialistische Ar¬ 
beitsrecht ist dem Wesen nach kein Konfliktrecht. 
Der arbeitsrechtliche „Modellfall“ ist deshalb 
auch nicht der Konflikt, sondern die verantwor¬ 
tungsbewußte Realisierung von arbeitsrechtlichen 
Rechten, Pflichten, Aufgaben und Befugnissen. 
Es hat aber selbstverständlich auch die Aufgabe, 
arbeits- bzw. sozialversicherungsrechtliche Strei¬ 
tigkeiten durch die zuständigen Organe einer Lö¬ 
sung zuzuführen. 


145 K. Marx, Grundrisse zur Kritik der Politischen 
Ökonomie, a. a. O., S. 593. 
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4 . 

Die Gewährleistung der Grundrechte 
durch das Arbeitsrecht 

4 . 1 . 

Bedeutung und Garantie 

der vom Arbeitsrecht 

näher ausgestalteten Grundrechte 

4 . 1 . 1 . 

Zur Bedeutung der Grundrechte 

Grundrechte sind Generalnormen, die die grund¬ 
legenden Wechselbeziehungen zwischen Indivi¬ 
duum und Gemeinschaft, zwischen Bürger und 
Staat fixieren 146 und die die Verantwortung des 
einzelnen für die und in der Gesellschaft normie¬ 
ren. Sie beruhen auf der Einheit von Individuel¬ 
lem und Gesellschaftlichem und damit auf der In¬ 
teressenübereinstimmung und ihrer ständigen 
Verwirklichung auf qualitativ höherer Ebene. Wie 
das gesamte Recht werden auch die Grundrechte 
durch die materiellen gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse sowie durch die Dialektik von materiellen 
Verhältnissen und politischer Zielstellung der Ar¬ 
beiterklasse bestimmt; ihr juristischer Inhalt ent¬ 
spricht diesen Beziehungen. Grundrechte und 
Grundpflichten formulieren die aus den objekti¬ 
ven Gesetzmäßigkeiten und deren Wirkungsbe¬ 
dingungen abgeleiteten Anforderungen, die an 
die Bürger gestellt werden, um das gesellschaftlich 
Notwendige und Mögliche zu erreichen. Sie for¬ 
mulieren diese Anforderungen in Form grund¬ 
sätzlicher Verhaltensnormen für alle Mitglieder 
der Gesellschaft, unabhängig von ihrer Zugehö¬ 
rigkeit zu bestimmten Klassen und Schichten und 
ihrer damit verbundenen sozialen Stellung, unab¬ 
hängig von Rasse und Geschlecht. Sie organisie¬ 
ren und sichern die Einbeziehung aller Gesell¬ 
schaftsmitglieder in den Prozeß der Erreichung 
der notwendigen Ziele durch Förderung von Ini¬ 
tiative und Schöpfertum, durch Entfaltung der 
Persönlichkeit. 

Die Grundrechte sind, dem Regelungsgegen¬ 
stand des Staatsrechts der DDR entsprechend, 
Bestandteil des normativen Systems dieses 
Rechtszweiges. 147 Da die Verfassung der DDR 
„die Grundlagen für das gesamte Recht und damit 
für alle Rechtszweige“ 148 fixiert, erstreckt sich die 
Aufgabe des Arbeitsrecht auf die nähere Ausge¬ 
staltung von Grundrechten bzw. deren Konkreti¬ 
sierung. 


4 . 1 . 2 . 

Die vom Arbeitsrecht 
näher ausgestalteten Grundrechte 
und ihre tatsächliche 
und juristische Garantie 

Es gehört zu ihrem Wesen, daß sozialistische 
Grundrechte tatsächlich und juristisch garantiert 
sind. 149 Ihre politischen Garantien ergeben sich 
aus dem gesamten politischen System des Sozia¬ 
lismus. Ihre ökonomischen Garantien liegen im 
sozialistischen Eigentum an den Produktionsmit¬ 
teln und in der zunehmenden Beherrschung des Re¬ 
produktionsprozesses durch die Werktätigen be¬ 
gründet. Grundrechte werden ideologisch durch die 
marxistisch-leninistische Ideologie, durch wachsende 
Bewußtheit, sozialistische Disziplin und andere 
Faktoren des ideologischen Bereichs garantiert. 
Juristisch werden sie, wie anhand des Arbeits¬ 
rechts zu zeigen ist, durch weitere differenzierte 
Ausgestaltung und durch vielfältige Möglichkei¬ 
ten ihrer Durchsetzung mit staatlich-rechtlichen 
sowie moralischen Mitteln garantiert. Der Inhalt 
der Grundrechte, ihre tatsächliche und juristische 
Garantie sowie der Grad ihrer Wahrnehmung 
durch verantwortungsbewußtes Handeln der Bür¬ 
ger sind Gradmesser für die Entwicklung eines je¬ 
den Bürgers, der sozialistischen Demokratie und 
damit der sozialistischen Gesellschaft. An den ar¬ 
beitsrechtlich konkretisierten Grundrechten zeigt 
sich das besonders durch 

- ihren Inhalt, d. h. dadurch, welche gesellschaft¬ 
lichen Beziehungen in allgemeinen und grund¬ 
legenden Normen wie geregelt sowie welche 
Methoden ihrer Verwirklichung fixiert werden; 

- ihre umfassenden, sych ständig entwickelnden 


146 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Lehrbuch, a. a. O., S. 258 ff. 

147 Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, Berlin 1977, 
S. 16 ff. Da die Verfassung der DDR den Kern des 
Staatsrechts bildet, werden das Klassenwesen der 
Grundrechte, ihre allgemeine Bedeutung, die 
Grundrechtstheorien und die verfassungsmäßige 
Ausgestaltung der Grundrechte auch vom Staats¬ 
recht erörtert. Das Anliegen dieses Abschnittes 
kann deshalb nur darin bestehen, basierend auf der 
Grundlage der Erkenntnisse der Staatsrechtswis¬ 
senschaft, die notwendigen Zusammenhänge zum 
Verständnis der näheren Ausgestaltung der Grund¬ 
rechte durch das Arbeitsrecht herzustellen und 
die Spezifik der Ausgestaltung durch das Arbeits¬ 
recht zu zeigen. 

148 a. a. O., S. 19 

149 Ausführlich hierzu vgl. a. a. O., S. 219 ff. 







politischen, ökonomischen, ideologischen und 
juristischen Garantien, die in besonderem 
Maße gesellschaftliche, kollektive und indivi¬ 
duelle Interessen verbinden; , 

- die in verschiedenen konkreten Erscheinungs¬ 
formen existierende Einheit von Berechtigung 
und Verpflichtung, die tatsächlich und juri¬ 
stisch jeden Gegensatz von Individuum und 
Gesellschaft, Bürger und Staat, Werktätiger 
und Betrieb ausschließt; 

- das zunehmend verantwortungsbewußte prak¬ 
tische Verhalten aller Werktätigen. 
Sozialistische Grundrechte sind sowohl objek-' 

tives sowie subjektives Recht, allgemeine Rechts¬ 
norm wie individuelle Berechtigung. 150 Sie sind 
objektives Recht, weil sie allgemeinverbindliche 
Rechte und Pflichten für die ganze Gesellschaft 
und damit für alle ihre Gliederungen normieren, 
und sie sind subjektives Recht, weil sie unmittel- ■ 
bar jeden einzelnen Bürger als Mitglied der sozia¬ 
listischen Gesellschaft berechtigen und verpflich¬ 
ten. Das bedeutet nicht, daß ihre verfassungs¬ 
rechtliche Ausgestaltung eine ausreichende juri¬ 
stische Garantie darstellen würde, sie bietet wohl 
aber die allgemeine Grundlage. „Die verfas¬ 
sungsmäßigen Grundrechte und Grundpflichten 
des Bürgers im Sozialismus bedürfen in vielen Fäl¬ 
len der Konkretisierung in weiteren Rechtsnor¬ 
men.“ 151 Sie werden, entsprechend dem Rege¬ 
lungsgegenstand eines Rechtszweiges für die von 
ihm erfaßten gesellschaftlichen Verhältnisses in 
Form von Aufgaben, individueller Berechtigung 
und Verpflichtung und Ansprüchen konkretisiert. 

Es wird häufig davon ausgegangen, daß das Arbeits¬ 
recht sozial-ökonomische Rechte und Freiheiten der 
Bürger ausgestaltet. Wir halten in Übereinstimmung 
mit der Verfassung eine Teilung oder Systernätisie-* 
rung der Grundrechte in politische, sozialökonomi¬ 
sche und geistig-kulturelle für unberechtigt, da es, 
wie im Lehrbuch Staatsrecht der DDR zu Recht aus¬ 
geführt wird, „keine Freiheit und Gleichheit der 
Bürger, keine allseitige Persönlichkeitsentfaltung 
ohne die dafür notwendigen gesellschaftlichen, öko¬ 
nomischen Bedingungen, ohne gesicherte soziale 
Lebensverhältnisse und ohne die reale Möglichkeit, 
hohe Bildung und berufliche Qualifikation zu er- 
werben“ 151 , geben kann. 

Entgegen dieser Erkenntnis nimmt das Lehrbuch auf 
der nächsten Seite allerdings eine solche Systemati¬ 
sierung vor. Das ist u. E. auch deshalb bedeutend, 
weil es z. B. unerklärlich ist, weshalb beispielsweise 
das Röcht auf Arbeit kein oder zumindest nicht zu¬ 
gleich ein politisches Recht, das Recht auf Mitgestal¬ 
tung nicht zugleich ein sozialökonomisches und gei¬ 


stig-kulturelles Recht oder das Recht auf Bildung 
nicht zugleich ein sozialökonomisches Recht sein 
soll. Daß eine solche Einteilung für die sozialisti¬ 
schen Grundrechte nicht schlüssig ist, wird an ihrer 
arbeitsrechtlichen Konkretisierung auf jeden Fall 
deutlich. 

Bedingt durch die gesellschaftliche Bedeutung 
'und die Breite seines Regelungsgegenstandes, der 
weite Bereiche des gesellschaftlichen Lebens um¬ 
faßt, kommen in den arbeitsrechtlichen Normen 
die tatsächliche Stellung des Menschen in der so¬ 
zialistischen Gesellschaft und die Freiheit der Per¬ 
sönlichkeit in besonderem Maße zum Ausdruck. 
Deshalb trägt das Arbeitsrecht mit seinen spezifi¬ 
schen Mitteln zur Realisierung nahezu aller 
Grundrechte bei. Folgende Grundrechte erfahren 
durch das Arbeitsrecht eine direkte nähere Aus¬ 
gestaltung 153 : 

- das Grundrecht auf Arbeit — Artikel 24 der 
Verfassung - 

- das Grundrecht auf Mitgestaltung und Mitbe¬ 
stimmung - Artikel 21 der Verfassung - 

- das Grundrecht auf Bildung - Artikel 25 der 
Verfassung - 

- das Grundrecht auf Lohn nach Qualität und 
Quantität der Arbeit - Artikel 24 der Verfas¬ 
sung - 

- das Grundrecht auf Freizeit und Erholung - 
Artikel 34 der Verfassung - 

- das Grundrecht auf Schutz der Gesundheit und 
Arbeitskraft - Artikel 35 der Verfassung - 

- das Grundrecht auf Fürsorge im Alter und bei 
Invalidität — Artikel 36 der Verfassung - 

- das Grundprinzip der Gleichberechtigung - 
Artikel 20 der Verfassung -. 

Diese Grundrechte werden ausgehend von § 1 
Abs. 2 und § 3 AGB in den weiteren Regelungen 
des AGB und in Nachfolgevorschriften konkreti¬ 
siert; sie erhalten damit eine weitere juristische 
Garantie für alle die Werktätigen, deren Arbeits¬ 
verhältnis durch das Arbeitsrecht ausgestaltet 
wird. Selbstverständlich werden diese Grund¬ 
rechte auch durch andere Rechtszweige konkre- 


150 Vgl. H. Klenner, Studien über die Grundrechte, 

Berlin 1964, S. 76; Marxistisch-leninistische 
Staats- und Rechtstheorie, a. a. O., S. 260; Staats¬ 
recht der DDR, a. a. O., S. 185. 4 

151 Marxistisch-leninistische Staats- und Rechtstheo¬ 
rie, a. a. O., S. 259. 

152 Staatsrecht der DDR, a. a. O., S. 192. 

153 Wenn im folgenden von Grundrechten gesprochen 
wird, ist immer die Einheit von Grundrechten und 
-pflichten zu beachten. 
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tisiert. Das Grundrecht auf Arbeit z. B. wird auch 
in Dienstverhältnissen in bewaffneten Organen 
,oder im Mitgliedschaftsverhältnis in landwirt¬ 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften wahr¬ 
genommen. Der Inhalt des Grundrechts ist für alle 
Werktätigen, unabhängig von der rechtlichen Re¬ 
gelung ihrer spezifischen Verhältnisse, gleich. Je, 
nach Eigentumsform und sich daraus ergebenden 
unterschiedlichen Leitungsinstrumenten bzw. je 
nach Stellung und Bedeutung der Einrichtung im 
politischen System des Sozialismus unterscheiden 
sich die Rechtsformen, die die juristische Garantie 
der Grundrechte im einzelnen ausdrücken. 

4 . 2 . 

Zu den Besonderheiten 

der Ausgestaltung der Grundrechte 

durch das Arbeitsrecht 

Die nähere Ausgestaltung der Grundrechte in den 
einzelnen Instituten und Normen der Rechts¬ 
zweige bedeutet Transformation vom Abstrakten 
zum Konkreten. Hierbei wird die für alle Bereiche 
der Gesellschaft geltende allgemeingültige 
Rechtsnorm - als objektives und subjektives 
Recht zugleich - den Anforderungen des Rege¬ 
lungsgegenstandes und den spezifischen Formen 
der Leitung des Zweiges entsprechend durch wei¬ 
tere subjektive Rechte und Pflichten konkreti¬ 
siert. Die individuelle Konkretisierung der Grund¬ 
rechte erfolgt durch das Arbeitsrecht auf der 
Grundlage der die Arbeitsverhältnisse begrün¬ 
denden Rechtsformen (Arbeitsvertrag, Lehrver¬ 
trag, Wahl und Berufung). Hiermit erfährt nicht 
nur das Grundrecht auf Arbeit seine arbeitsrecht¬ 
liche Ausgestaltung, sondern es entstehen zu¬ 
gleich, teilweise gleichzeitig, eine Summe indivi¬ 
duell-konkreter Berechtigungen und Verpflich¬ 
tungen, die auch alle anderen Grundrechte in wei¬ 
tere subjektive Rechte und Pflichten transformie¬ 
ren. 

Mit der Verwirklichung des Grundrechts auf 
Arbeit durch das individuelle Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis werden gleichzeitig (durch weitere indivi¬ 
duelle Rechte und Pflichten sowie durch Ansprü¬ 
che) die Grundrechte auf Mitgestaltung, Bildung, 
Schutz der Gesundheit und Arbeitskraft usw. im 
Bereich der vom Arbeitsrecht geregelten Ver¬ 
hältnisse realisiert. Nicht alle Einzelformen kon¬ 
kreter subjektiver Rechte, Pflichten und Ansprü¬ 
che entstehen jedoch unmittelbar mit der Begrün¬ 
dung des Arbeitsrechtsverhältnisses. Sie werden 


erst durch weitere Verträge (z. B. Qualifizie- 
rungs-, Änderungs-, Delegierungsvertrag) oder 
durch Entscheidungen des Einzelleiters (z. B. 
Weisung, Übertragung einer anderen Arbeit) 
wirksam. " 

Für die arbeitsrechtliche Gestaltung der 
Grundrechte sind zwei Besonderheiten hervorzu¬ 
heben. 154 Sie bestehen zum einen in der Einheit 
von objektiven Anforderungen und subjektiver 
Befähigung der einzelnen bei der juristischen und 
tatsächlichen Garantie der Grundrechte und zum 
anderen in der Differenziertheit der subjektiven 
Rechte und Pflichten auf der Grundlage der diffe¬ 
renzierten Verantwortung aus dem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis. 

Die technische Existenzweise der Produktiv¬ 
kräfte, ihre qualitative Gliederung und quantita¬ 
tive Struktur stellen objektive Anforderungen an 
die betriebliche Arbeitsteilung, an den Inhalt der 
Arbeit und ihre Kooperationsform sowie an das 
Arbeitsvermögen der Werktätigen. In der Gestal¬ 
tung der Arbeitsaufgabe fließen diese objektiven 
Anforderungen zusammen und werden gleichzei¬ 
tig mit konkreten Aufgaben des Betriebes zur 
„persönlichkeitsgerechten“ Gestaltung der Ar¬ 
beitsaufgabe verbunden (§73 AGB). Der Betrieb 
ist dafür verantwortlich, daß dem Werktätigen alle 
Voraussetzungen für normgerechtes Verhalten 
gegeben sind. Das zeigt sich außer in den Bestim¬ 
mungen des 4. Kapitels des AGB z. B. in der all¬ 
gemeinen Verantwortung des Betriebsleiters und 
der leitenden Mitarbeiter (§18 ff. AGB) oder an 
den unterschiedlichsten konkreten Aufgaben, wie 
der Pflicht des Betriebes, die Voraussetzungen für 
den qualifikationsgerechten, den Fähigkeiten der 
Werktätigen entsprechenden Einsatz zu schaffen 
(§§ 102, 147 AGB), die Werktätigen zu arbeits¬ 
schützgerechtem Verhalten zu befähigen 
(§211 ff. AGB). Auf der Basis der vom Betrieb 
zu schaffenden Voraussetzungen ist jeder Werk¬ 
tätige in der Lage, seine subjektiven Rechte und 
Pflichten und damit seine Grundrechte wahrzu¬ 
nehmen bzw. zu erfüllen und zu nutzen. 

Aus der besonderen Transformation von 
Grundrechten in individuelle arbeitsrechtliche 
Berechtigung und Verpflichtung durch die Einheit 


154 Mit dieser Problematik hat sich R. Uhlmann in sei¬ 
ner Dissertation „Die Verantwortung der Werktä¬ 
tigen und die Entwicklung der sozialistischen Ar¬ 
beitsdisziplin“ beschäftigt. Dissertation A, Hum¬ 
boldt-Universität, Sektion Rechtswissenschaft, 
Berlin 1975 (unveröffentlicht). 






objektiver Anforderungen und subjektiver Befä¬ 
higung ergibt sich zugleich die Differenziertheit 
der Rechte und Pflichten der Werktätigen. Die 
gleichen grundlegenden Rechte stellen sich im 
einzelnen Arbeitsrechtsverhältnis dem Grundan¬ 
liegen und der allgemeinen Zielstellung entspre¬ 
chend für alle Werktätigen gleichermaßen dar. Im 
besonderen sind sie jedoch nach Quantität und 
Qualität unterschiedlich. Je nach der Stellung der 
Werktätigen im arbeitsteiligen Prpzeß des Betrie¬ 
bes ergeben sich aus gleichen Basjsnormen — z. B. 
der Arbeitsdisziplin (§ 80 AGB) — im Einzelfall 
unterschiedliche Rechte und Pflichten. Die Un¬ 
terschiede erwachsen aus der Stellung im Prozeß 
der Leitung, Planung, Organisation und Durch¬ 
führung der Arbeit, aus spezifischen Bedingungen 
der Art und Weise der Arbeitsdurchführung sowie 
aus technischen und technologischen Bedingun¬ 
gen. Die Rechte und Pflichten unterscheiden sich 
im Umfang und im Inhalt und erfahren auch im 
Verlaufe des individuellen Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses durch die Entwicklung der Produktionsver¬ 
hältnisse und Produktivkräfte und die ihnen ge¬ 
mäße Leitung der Arbeitsverhältnisse eine wei¬ 
tere Ausgestaltung. 

„Die Haupttendenz des Rechts auf Arbeit“, 
schreibt Klenner - und das gilt auch für weitere 
vom Arbeitsrecht näher ausgestaltete Grund¬ 
rechte liegt darin, „die überkommene Ent¬ 
fremdung des Arbeiters von der Technik und der 
Leitung des Produktionsprozesses zu überwinden. 
Das ist der Angelpunkt: daß die Arbeiter durch 
die Organisierung ihrer eigenen Arbeit sich selbst 
und die Gesellschaft nach vorn verändern.“ 155 

4 . 3 . 

Zu den einzelnen vom Arbeitsrecht 
konkretisierten Grundrechten 

4 . 3 . 1 . 

Das Grundrecht auf Arbeit 156 
Das Grundrecht auf Arbeit existiert in der Einheit 
von Recht auf Arbeit und ehrenvoller Pflicht zur 
Arbeit. Es ist kein Recht, das sozusagen neben 
anderen beliebigen Rechten besteht, sondern ein 
grundlegendes Menschenrecht. 157 Die Verfassung 
gestaltet in Artikel 24 das Grundrecht auf Arbeit 
als Recht auf einen Arbeitsplatz und dessen freie 
Wahl entsprechend den gesellschaftlichen Erfor¬ 
dernissen und der persönlichen Qualifikation und 
als Recht auf Lohn nach Qualität und Quantität 
der Arbeit aus, das bei gleicher Arbeitsleistung 


Männern und Frauen, Erwachsenen und Jugend¬ 
lichen gleichermaßen zusteht. 

Das Grundrecht auf Arbeit wird im Gegen¬ 
standsbereich des Arbeitsrechts durch Begrün¬ 
dung eines Arbeitsrechtsverhältnisses für den ein¬ 
zelnen mit allen daran zu knüpfenden Rechtsfol¬ 
gen verwirklicht. Die im AGB unterschiedlich 
ausgestalteten Rechtsakte der Begründung von 
Arbeitsrechtsverhältnissen (Arbeits- oder Lehr¬ 
vertrag, Wahl oder Berufung) bewirken, daß das 
durch die Verfassung bereits ausgestaltete Recht 
durch weitere subjektive Rechte und Pflichten in¬ 
dividuell konkretisiert wird, die die Gesamtheit 
der arbeitsrechtlichen Verantwortung des Werk¬ 
tätigen kennzeichnen. 

Das AGB garantiert jedem Werktätigen nicht 
nur eine seiner Qualifikation und seinen Fähigkei¬ 
ten entsprechende Arbeit in Übereinstimmung 
mit den gesellschaftlichen Erfordernissen, son¬ 
dern das Recht auf ununterbrochene Beschäfti¬ 
gung. Es gewährleistet eine hohe Rechtssicherheit 
bereits bei Begründung eines Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses. Diese weitergehende Realisierung des 
Grundrechts auf Arbeit bezieht sich auf alle 
Werktätigen und beachtet Frauen und Jugendli¬ 
che sowie Werktätige ab 5. Jahr vor Eintritt in das 
Rentenalter in besonderer Weise. Sie ist sowohl 
auf höhere soziale Sicherheit der Werktätigen als 
auch auf die rationelle Nutzung des gesellschaftli¬ 
chen Arbeitsvermögens gerichtet. So wird insbe¬ 
sondere mit der arbeitsrechtlichen Ausgestaltung 
des Überleitungsvertrages (§51 ff.) deutlich, daß 
das in der sozialistischen Gesellschaft unumstößli- 


155 H. Klenner, Studien über die Grundrechte, 
a. a. O., S. 10. 

156 Zu einigen Gesichtspunkten wurden bereits unter 
Abschn. 3 bei der Erörterung der grundlegenden 
Aufgabe des Arbeitsrechts, zur sozialen Sicherheit 
der Werktätigen beizutragen, Ausführungen ge¬ 
macht. Außer der zu den Grundrechten angegebe¬ 
nen/Literatur vgl. H. Klenner, „Freiheit, Gleich¬ 
heit und so weiter“, Schriftenreihe Recht in unserer 
Zeit, 1978/10; J. Kuczynski, Menschenrechte und 
Klassenrechte, Berlin 1978. 

157 Eines der grundlegenden Menschenrechte ist das 
Recht des Menschen auf Selbstverwirklichung, das 
Recht, in einer Gemeinschaft zu leben, in der er 
über die materiellen Bedingungen herrscht und 
nicht diese über ihn herrschen, in der er durch freie, 
schöpferische Selbstbetätigung sein eigentliches 
Wesen entfalten kann, in der die Arbeit nicht Brot¬ 
erwerb, sondern Befriedigung eines Bedürfnisses 
ist. Dieses Menschenrecht wird Millionen Bürgern 
im Kapitalismus verweigert. 
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che Prinzip, wonach der wissenschaftlich-techni¬ 
sche Fortschritt im Interesse der arbeitenden 
Menschen und zu ihrem Nutzen eingesetzt wird, 
für jeden einzelnen gilt. Keine Maßnahme der so¬ 
zialistischen Rationalisierung, die notwendig zur 
Einsparung von Arbeitskräften führt, wirkt sich 
negativ für den Werktätigen aus. Das AGB ver¬ 
pflichtet die Betriebe in jedem Fall der Struktur - 
und Stellenplanänderung, aber auch aus anderen 
im Gesetz genannten Gründen (§ 54), z. B. bei 
Nichteignung, die betroffenen Werktätigen in 
eine andere zumutbare, d. h. ihrer Qualifikation 
und ihren Fähigkeiten sowie ihren bisherigen Ar- 
beits- und Lebensbedingungen entsprechende Tä¬ 
tigkeit überzuleiten, falls eine Weiterbeschäfti¬ 
gung im Betrieb nicht möglich ist. 

Die qualitative Entwicklung des Grundrechts 
auf Arbeit zeigt sich weiterhin an den Kündi¬ 
gungsschutzbestimmungen. Das Gesetz sieht z. B. 
absolutes Kündigungsverbot für Schwangere und 
stillende Mütter, für Mütter mit Kindern bis zu ei¬ 
nem Jahr und für alleinstehende Werktätige mit 
Kindern bis zu drei Jahren vor (§58 AGB). Es re¬ 
gelt einen besonderen Kündigungsschutz für 
Werktätige ab 5. Jahr vor Erreichen des Renten¬ 
alters, für Jugendliche bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und für Facharbeiter bis zum 
Ende des ersten Jahres nach Lehrabschluß (§ 59 
AGB). 

Bei der Verwirklichung, aller Grundrechte 
durch das Arbeitsrecht, vorrangig jedoch bei der 
Realisierung des Grundrechts auf Arbeit, ist stets 
die Einheit von Rechten und Pflichten zu beach¬ 
ten. Die den gesellschaftlichen Notwendigkeiten 
entsprechende Wirkung des Arbeitsrechts wird 
nur dann eintreten, wenn nicht nur die Rechte 
wahrgenommen, sondern korrespondierend mit 
ihnen die Pflichten verantwortungsbewußt, d. h. 
initiativreich und schöpferisch erfüllt werden. 

4 . 3 . 2 . 

Das Grundrecht auf Mitgestaltung 
und Mitbestimmung 

Aus dem Recht der Bürger auf Mitbestimmung 
und Mitgestaltung des politischen, wirtschaftli¬ 
chen, sozialen und kulturellen Lebens (Artikel 21 
Verf.) ergibt sich das Recht auf Mitwirkung im 
Bereich der Arbeit. Dieses Recht, das auf das eng¬ 
ste mit dem Grundrecht auf Arbeit verbunden ist, 
gewährleistet die Teilnahme der Werktätigen an 
der Entscheidung über alle betrieblichen Fragen 
und ist insofern Ausdruck ihrer unmittelbaren und 
direkten Machtausübung. Es wird durch die Ge¬ 


staltung der Gesamtaufgabenstellung und ihre 
Realisierung im Betrieb garantiert und verwirk¬ 
licht. Ist unter den Bedingungen des Privateigen¬ 
tums an den Produktionsmitteln die „gleiche Ex¬ 
ploitation der Arbeitskraft. . . das erste Men¬ 
schenrecht des Kapitals“ 158 , so eröffnet die auf so¬ 
zialistischem Eigentum an den Produktionsmit¬ 
teln beruhende sozialistische Gesellschaft die 
Möglichkeit für alle Bürger, „ihre schöpferischen 
Fähigkeiten zu entfalten, eine hohe Bildung zu. 
erwerben, ihre demokratischen Rechte und Frei¬ 
heiten aktiv zur Vorwärtsentwicklung allseitig zu 
entwickeln.“ 159 Die Ausgestaltung des Grund¬ 
rechts auf Mitwirkung im AGB ist Ergebnis und 
Voraussetzung der Entwicklung auch und vor al¬ 
lem im Bereich der Arbeit. Das Grundrecht auf 
Mitgestaltung und Mitbestimmung wird durch schöp¬ 
ferisches Handeln aller Werktätigen und ihrer Kol¬ 
lektive und insbesondere durch die Tätigkeit der 
Gewerkschaften im Betrieb verwirklicht. Soziali¬ 
stische Leitung ist ohne das Grundrecht auf Mit¬ 
wirkung - als direkte Machtausübung im Arbeits- 
ünd Produktionsbereich - und seine Realisierung 
in der betrieblichen Leitungspraxis nicht denkbar. 

Die Realität dieses Grundrechts zeigt sich vor¬ 
rangig daran, daß die Werktätigen bei der Gestal¬ 
tung betrieblicher Vorgänge selbst Leitungssub¬ 
jektivität wahrnehmen. Subjekt der Leitung zu 
sein bedeutet, daß die Werktätigen ihre Umwelt 
bewußt beeinflussen. Sie sind dazu in der Lage, 
weil die objektiven Grundlagen für initiativrei¬ 
ches Verhalten in der Arbeit und bei der Leitung 
der Arbeit vorhanden sind. Diese bewußte Ein¬ 
flußnahme erfolgt 'durch die Mitglieder von Ar¬ 
beitskollektiven als sozialistische Eigentümex, als 
reale und aktive Leitungssubjekte direkt und un¬ 
mittelbar im Prozeß der kollektiven Arbeit, der 
gemeinsamen Beteiligung an der Leitung der Ar¬ 
beit und der Erziehung im und durch das Kollek¬ 
tiv. 

Die Verwirklichung des Grundrechts auf Mitbe¬ 
stimmung und Mitgestaltung im Bereich der Ar¬ 
beit erfolgt wesentlich durch die Tätigkeit von 
Werktätigen in Entscheidungs- und Beratungsor¬ 
ganen des Betriebes. Hierbei tragen die Gewerk¬ 
schaften - insbesondere soweit es um die Gestal¬ 
tung des Arbeitsverhältnisses und anderer vom 
Arbeitsrecht erfaßter Beziehungen geht - die 
hauptsächliche Verantwortung. 


158 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1953, 
S. 309. 

159 Programm der SED, Berlin 1976, S. 8. 
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4 . 3 . 3 . 

Das Grundrecht auf Bildung 

Die Forderungen, die die Grundrechte auf Arbeit 
sowie auf Mitgestaltung und Mitbestimmung an 
die rechtliche Ausgestaltung der Arbeitsverhält¬ 
nisse stellen, sind ohne die weitere Konkretisie¬ 
rung des Grundrechts auf Bildung im Rahmen des 
Arbeitsrechtsverhältnisses nicht erfüllbar. Diese 
drei Grundrechte sind die wesentlichsten rechtli¬ 
chen Voraussetzungen für die Verwirklichung der 
Aufgaben des Arbeitsrechts, besonders für die 
Persönlichkeitsentwicklung der Werktätigen. 
Obwohl das Grundrecht auf Bildung überwiegend 
durch das 6. und 7. Kapitel des AGB näher ausge¬ 
staltet wird, zeigt sich die enge Verflechtung, die 
wechselseitige Durchdringung und die gegensei¬ 
tige Bedingtheit von Arbeit, Mitwirkung und Bil¬ 
dung im gesamten Arbeitsrecht. Auch und beson¬ 
ders an der Verwirklichung des Grundrechts auf 
Bildung durch das Arbeitsrecht wird dessen Dop¬ 
pelfunktion sichtbar. Sie besteht darin, daß die 
Bildung der Werktätigen ein zutiefst humanisti¬ 
sches Anliegen der sozialistischen Gesellschaft 
zum Ausdruck bringt und gleichzeitig unverzicht¬ 
bare Voraussetzung für ökonomische Rationalität 
und gesellschaftlichen Fortschritt ist. Bei der Aus¬ 
gestaltung des Grundrechts auf Bildung geht es 
um mehr Wissen im Interesse der Machtausübung 
durch die Arbeiterklasse, der qualitativ besseren 
Erfüllung der Arbeitsaufgabe durch jeden einzel¬ 
nen, der Teilnahme an der Leitung des Betriebes 
und der Persönlichkeitsentwicklung des Werktä¬ 
tigen. Das Recht auf Bildung wird in der Einheit 
von Recht auf Aus- und Weiterbildung entspre¬ 
chend den individuellen Fähigkeiten und den ge¬ 
sellschaftlichen Erfordernissen und der Pflicht 
zum Erlernen eines Berufes und zur Erreichung 
der erforderlichen Qualifikation verwirklicht. 

Eine weitere juristische Garantie des Grund¬ 
rechts auf Bildung stellt auch die arbeitsrechtliche 
Garantie der Teilnahme der Werktätigen am gei¬ 
stig-kulturellen Leben dar (Kapitel 11 AGB). 

4 . 3 . 4 . 

Das Grundrecht auf Lohn 
nach Qualität und Quantität 
der Arbeit 

Dieses Recht ist untrennbar mit dem Grundrecht 
auf Arbeit im Sozialismus verbunden. Es charak¬ 
terisiert das Wesen des Grundrechts auf Arbeit 
und stellt eine bedeutende Seite seiner Verwirkli¬ 
chung dar. Da das Recht auf Lohn nach Qualität 
und Quantität der Arbeit direkter juristischer 


Ausdruck des sozialistischen Grundprinzips „Je¬ 
der nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner 
Leistung“ ist und gleichzeitig zu seiner Durch¬ 
setzung beiträgt, wird es als relativ selbständiges 
Grundrecht charakterisiert. Die Konkretisierung 
dieses Grundrechts durch das Arbeitsrecht, be¬ 
sonders durch das 5. Kapitel des AGB und durch 
RKV-Regelungen, sichert die bewußte Entwick¬ 
lung der Leistungsbereitschaft der Werktätigen 
und ihrer Arbeitskollektive für die Lösung volks¬ 
wirtschaftlicher Aufgaben und dient der Befriedi¬ 
gung ihrer persönlichen materiellen Interessen. 
Der Arbeitslohn ist eine ökonomische Kategorie 
der Verteilung, die nach dem Leistungsprinzip er¬ 
folgt, und ein notwendiges und wirksames Mittel, 
die Werktätigen an der Teilnahme am gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsprozeß und an hohen Arbeits¬ 
leistungen zu interessieren. Diese Funktion des 
Lohnes wird dadurch gesichert, daß er entspre¬ 
chend der persönlichen Arbeitsleistung des Werk¬ 
tätigen bei der Erfüllung der Arbeitsaufgabe und 
damit seinem Anteil an der Lösung der betriebli¬ 
chen Aufgaben gewährt wird. Die persönliche 
Arbeitsleistung des Werktätigen, d. h. der Einsatz 
seines Arbeitsvermögens, wird nach Qualität und 
Quantität gemessen. 

Unter Qualität der Arbeit wird ein bestimmtes 
Niveau des einzusetzenden Arbeitsvermögens 
verstanden, das sich als Anforderung an die Quali¬ 
fikation, das Wissen und Können, die Fähigkeiten 
und Fertigkeiten der Werktätigen darstellt. Un¬ 
terschiedliche Arbeiten erfordern ein unter¬ 
schiedliches Niveau des Arbeitsvermögens. Die 
Verteilung nach der Arbeitsleistung und die Sti¬ 
mulierung hoher Arbeitsleistungen erfordern da¬ 
her, den Lohn nach der Qualität der Arbeit zu 
bemessen. Sie erfordern weiterhin die Berück¬ 
sichtigung der Dauer des Einsatzes des Arbeits¬ 
vermögens und des erzielten Effektes, des Arbeits¬ 
ergebnisses. Hierin drückt sich die Quantität der 
Arbeit bzw. der Arbeitsleistung aus. Das Recht 
auf Lohn nach Qualität und Quantität der Arbeit 
erfährt seine Verwirklichung auf jeweils höherem 
Niveau durch die Vervollkommnung der soziali¬ 
stischen Produktionsverhältnisse und die Ent¬ 
wicklung der Produktivkräfte, durch eine diesen 
Beziehungen gemäße Entfaltung der Leitungsbe¬ 
ziehungen, insbesondere durch die wissenschaftli¬ 
che Arbeitsorganisation. 

/ 
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4 . 3 . 5 . 

Das Grundrecht 

auf Freizeit und Erholung 

Das Arbeitsrecht gewährleistet das Grundrecht 
auf Freizeit und Erholung vor allem durch die 
Normierung von Arbeitszeit und Erholungsur¬ 
laub. Diese Regelungen sind in hohem Maße auf 
die effektive Nutzung des Arbeitsvermögens im 
Interesse ökonomischer Rationalität und Huma¬ 
nität, auf die allseitige Reproduktion des Arbeits¬ 
vermögens und auf alle Seiten der Persönlich¬ 
keitsentwicklung des Werktätigen gerichtet. Sie 
erfassen das Verhältnis von gesetzlicher Arbeits¬ 
zeit und arbeitsfreier Zeit, den Rahmen für die 
Verteilung der Arbeitszeit im Betrieb, die An¬ 
sprüche der Werktätigen auf Freistellung von der 
Arbeit, den jährlichen Erholungsurlaub, die Ur¬ 
laubsarten und die Rechtssicherheit der Werktäti¬ 
gen im Zusammenhang mit der Gewährung des 
Erholungsurlaubs. Die arbeitsrechtliche Grund¬ 
lage für die Konkretisierung dieses Grundrechts 
bieten das 8. und 9.,Kapitel des AGB sowie die 
auf dieser Grundlage erlassenen Nachfolgerege¬ 
lungen, die z. B. die Dauer des Erholungsur¬ 
laubs 160 sowie Besonderheiten der verschiedenen 
Zweige der Volkswirtschaft bei der Gestaltung 
der Arbeitszeit regeln. 161 Die tatsächliche Garan¬ 
tie dieses Grundrechts zeigt sich ln Übereinstim¬ 
mung mit den erreichten Zielen bei der Erfüllung 
der Hauptaufgabe in der ständigen schrittweisen 
Verkürzung der Arbeitszeit und der Erhöhung d.er 
Dauer des Erholungsurlaubs. 

Auch an diesem Grundrecht wird die enge 
Verbindung zu den Grundrechten auf Arbeit, 
Mitwirkung und Bildung deutlich, so z. B. an den 
Normen, die die Freistellung zur Teilnahme an 
Qualifikationsveranstaltungen sowie an bestimm¬ 
ten Formen der Ausübung der sozialistischen 
Demokratie regeln. 

4 . 3 . 6 . 

Das Grundrecht 

auf Schutz der Gesundheit 

und der Arbeitskraft 

Das in Artikel 35 der Verfassung fixierte Recht 
auf Schutz der Gesundheit und der Arbeitskraft 
wird durch das Arbeitsrecht für alle Werktätigen 
sowohl hinsichtlich des allgemeinen Gesundheits¬ 
schutzes, der durch den Betrieb bzw. im Betrieb 
verwirklicht wird, und durch grundsätzliche und 
einzelne Vorschriften, die nicht speziell auf die 
Erhaltung und Förderung des Arbeitsvermögens 
gerichtet sind, ausgestaltet. Das erfolgt vorwie- 
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gend durch das 10. und 15. Kapitel des AGB so¬ 
wie durch hierzu prlassene zahlreiche Nachfolge¬ 
regelungen 162 , die auf dem Gebiet des Arbeits¬ 
schutzes bis zu differenzierten Einzelvorschrif¬ 
ten 163 für Zweige, Betriebe, technische und tech¬ 
nologische Bedingungen sowie für einzelne Per¬ 
sonengruppen reichen. In den Normen des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes zeigt sich, daß die 
sozialistische Gesellschaft den Schutz der Ar¬ 
beitskraft im Interesse aller Seiten der Persönlich¬ 
keit des Werktätigen und der ökonomischen Ra¬ 
tionalität sichert. Der Schutz der Gesundheit und 
Arbeitsfähigkeit der Werktätiger^ ist Aufgabe des 
Betriebes, Pflicht des Betriebsleiters, der leiten¬ 
den Mitarbeiter und jedes einzelnen Werktätigen. 
Die Gewerkschaften üben ein Kontrollrecht im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz aus, das, dem 
Anliegen des Grundrechts entsprechend, auf des¬ 
sen dauerhafte Gewährleistung gerichtet ist. Das 
Grundrecht auf Schutz der Arbeitskraft bedeutet 
in erster Linie gesellschaftliche und vor allem 
staatliche Verantwortung dafür, daß arbeitsbe¬ 
dingte Schädigungen vermieden werden und daß 
eine umfassende Gesundheitsfürsorge erfolgt. Es 
bedeutet jedoch auch materiell-rechtliche Sicher¬ 
stellung bei Krankheiten und Unfällen. Das wird 
auf der Grundlage de$ Arbeitsrechtsverhältnisses 
in erster Linie durch die Sozialversicherung der 
.-Arbeiter und Angestellten garantiert. 

4 . 3 . 7 . 

Das Grundrecht auf Fürsorge 
im Alter und bei Invalidität 

Die Ausgestaltung dieses Grundrechts erfolgt im 
Arbeitsrecht durch Regelungen der Sozialversi¬ 
cherung 164 , soweit es um die materielle Sicherstel- 


160 Zur Zeit gilt die VO über den Erholungsurlaub 
vom 28. 9. 1978, GBl. I Nr. 33 S. 365. 

161 Diese Regelungen sind in RKV enthalten. 

162 Bes. Arbeitsschutzverordnung - ASVO - vom 
1. 12. 1977, GBl. I Nr. 36 S. 405, VO über die So¬ 
zialversicherung der Arbeiter und Angestellten - 
SVO-vom 17. 11.1977, GBl. INr. 35 S. 373 und 
Durchführungsbestimmungen. 

163 Arbeitsschutz- bzw. Arbeitsschutz- und Brand¬ 

schutzanordnungen (ASVO bzw. ABAO) und be¬ 
triebliche Regelungen. Die 6. DB zur Standardisie¬ 
rungsverordnung vom 26. 6. 1974, GBl. I Nr. 35 
S. 334 legt fest, daß die Inhalte der ASVO und 
ABAO künftig in staatlichen Standards festzulegen 
sind. < 

164 Neben der SVO ist hier besonders auf die VO über 
die Gewährung und Berechnung von Renten der 





lung geht. Die Vorschriften der Sozialversiche¬ 
rung sind Ausdruck der ständigen Entwicklung 
der Lebensbedingungen jener Bürger, die nach 
einem vollendeten Arbeitsleben oder bei völligem 
oder teilweisem Unvermögen, Arbeit zu leisten, 
durch Renten an den Ergebnissen der Arbeit aller 
Werktätigen und damit eingeschlossen ihrer eige¬ 
nen Leistungen für die Gesellschaft teilhaben. Die 
•Leistungen der Sozialversicherung reichen von 
Rentenleistungen bis zu den verschiedensten 
Formen der gesundheitlichen und sozialen Be¬ 
treuung. Darüber hinausgehende arbeitsrechtli¬ 
che Regelungen beziehen sich auf Pflichten der 
Betriebe zur Schaffung altersgerechter und dem 
geminderten Arbeitsvermögen entsprechender 
Arbeitsplätze einschließlich Verkürzungen der 
Arbeitszeit (§ 160 Abs. 4 AGB) sowie auf Maß¬ 
nahmen der allseitigen sozialen und gesundheitli¬ 
chen Betreuung im Betrieb. 

4 . 3 . 8 . 

Das Prinzip der Gleichberechtigung 

Artikel 20 der Verfassung beinhaltet das Prinzip 
der Gleichberechtigung. Es ist einer der Grund¬ 
sätze, „die für das Verständnis, die Integration 
und die Anwendung der Grundrechte und 
Grundpflichten bedeutsam sind“. 165 Dieses, der 
sozialistischen Gesellschaft wesenseigene Prinzip 
ist Ausdruck und juristische Verankerung der be¬ 
stehenden Gleichheit der Menschen 166 und gleich¬ 
zeitig ein grundlegendes juristisches Instrument, 
das der weiteren Gestaltung der Gleichheit auf al¬ 
len Gebieten des gesellschaftlichen Lebens dient. 
Das Prinzip der Gleichberechtigung ist Mittel und 
Methode zur Erhöhung des Entwicklungsniveaus 
der sozialen Gleichheit, die — als Gleichheit der 
Menschen in bezug auf ihr Verhältnis zu den Pro¬ 
duktionsmitteln im Sozialismus vorausgesetzt - an 
Umfang und Qualität mit der Gesellschaftsent¬ 
wicklung zunimmt. Arbeitsrechtlich konkretisiert 
bedeutet dieses Prinzip gleiche Rechte und Pflich¬ 
ten aller Werktätigen im Arbeitsrechtsverhältnis, 
unabhängig von Nationalität, Rasse, weltanschau¬ 
lichem oder religiösem Bekenntnis, sozialer Her¬ 
kunft und Stellung. Es bedeutet gleiche Berechti¬ 
gung für Mann und Frau, Erwächsene und Ju¬ 
gendliche. Es wurde mit dem AGB durch beson¬ 
dere Rechte für Werktätige in höherem Lebensal¬ 
ter weiter ausgestaltet. Das gesamte Arbeitsrecht 
ist Ausdruck des Prinzips der Gleichberechtigung. 
Besondere Rechte für bestimmte Personengrup¬ 
pen (z. B. 12. Kapitel des AGB), Regelungen 
über die Rechtsstellung jugendlicher Werktätiger 


oder Werktätiger in höherem Lebensalter ge¬ 
währleisten die gleichberechtigte Teilnahme am 
Arbeitsprozeß auch bei Vorliegen besonderer 
Bedingungen. 


Die arbeitsrechtlichen Normativakte 

5 . 1 . 

Grundsätze 

der arbeitsrechtlichen Regelung 

Die planmäßige Gestaltung des Arbeitsrechts er¬ 
folgt im Rahmen der allgemeinen Struktur, Auf¬ 
gaben und Befugnisse der Staatsorgane. 

Das System der Verantwortung für die Schaf¬ 
fung wie für die Verwirklichung und Kontrolle 
des Arbeitsrechts reicht daher von der Volks¬ 
kammer über den Ministerrat, die Minister und 
Leiter der anderen zentralen Organe, über die 
Kombinate und alle wirtschaftsleitenden Organe 
bis hin zum Betrieb. Bei den Organen, die spe¬ 
zielle Aufgaben erfüllen, wie das Staatssekretariat 
für Arbeit und Löhne oder das Staatssekretariat 
für Berufsbildung, handelt es sich um Organe 
des Ministerrates. Die Ämter für Arbeit und 
Löhne oder die Ämter für Arbeit sind Fachorgane 
der Räte der Bezirke und Kreise. 

Das Staatssekretariat für Arbeit und Löhne ist für 
die Ausarbeitung, Koordinierung und Kontrolle der 
Durchführung der Beschlüsse des Ministerrates und 
der Rechtsvorschriften auf dem Gebiet Arbeit und 
Löhne verantwortlich und nimmt entsprechend den 
Festlegungen des Ministerrates weitere Aufgaben 
auf sozialpolitischem Gebiet wahr (Statut des Staats- 
sekretariats für Arbeit und Löhne - Beschluß des 
Ministerrates - vom 13. Juli 1973; GBl. I Nr. 35 
S. 369). Das Staatssekretariat für Berufsbildung ist 
für die Leitung und Planung der Bildungspolitik auf' 
dem Gebiet der Berufsbildung verantwortlich (Sta¬ 
tut des Staatssekretariats für Berufsbildung - Be¬ 
schluß des Ministerrates-vom 10. Juli 1975; GBl. I 
Nr. 36 S. 637). Die Ämter für Arbeit und Löhne 


Sozialversicherung-Renten-VO-vom4. 4.1974, 
GBl. I Nr. 22 S. 201 und ihre Durchführungsbe¬ 
stimmungen hinzuweisen. 

165 Staatsrecht der DDR, a. a. O., S. 194. 

166 Vgl. I. Hieblinger, „Die Gleichberechtigung - 
grundlegendes Prinzip der Rechtsstellung der Bür¬ 
ger“, SuR, 1978/2, S. 98 ff. 
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bzw. für Arbeit sind Fachorgane der Räte der Be¬ 
zirke bzw. der Kreise, die im Auftrag der jeweiligen 
örtlichen Volksvertretung tätig sind. Sie sind für die 
Lösung der Aufgaben auf dem Gebiet der Analyse, 
Planung und Lenkung des Arbeitsvermögens, für die 
Durchsetzung der zentralen Festlegungen über das 
Arbeitseinkommen, die wissenschaftliche Arbeits¬ 
organisation, den Arbeitsschutz und die Sozialpoli¬ 
tik sowie allgemein für die Kontrolle der Einhaltung 
des Arbeitsrechts verantwortlich (§§ 36und21 GöV 
sowie AO zur Erhöhung der Wirksamkeit des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens vom 25. Mai 1979; 
GBl. I Nr. 15 S. 115). 

Ausgehend von der Spezifik der vom Arbeits¬ 
recht geregelten gesellschaftlichen Verhältnisse 
und der Teilnahme der Gewerkschaften an der 
Gestaltung des Arbeitsrechts lassen sich für die 
Schaffung arbeitsrechtlicher Regelungen folgende 
Grundsätze aufstellen: 

Erstens muß die arbeitsrechtliche Regelung 
entsprechend der führenden Rolle der Arbeiter¬ 
klasse in der gesellschaftlichen Arbeit und der 
Stellung der Werktätigen als Arbeitende, Träger 
der Staatsmacht und sozialistische Eigentümer 
grundsätzlich einheitlich und planmäßig erfolgen. 

Zweitens sind in notwendigem Maße die Un¬ 
terschiede in den konkreten Arbeitsbedingungen 
in den Zweigen, z. T. in den Betrieben eines 
Zweiges zu beachten. 167 

Drittens muß die arbeitsrecKtliche Regelung 
auf den entscheidenden Ebenen der zentralen, 
zweiglichen und betrieblichen Leitung erfolgen; 
das ergibt sich aus der Verbindung von Leitungs¬ 
und Regelungsbefugnis. 

Das AGB normiert gegenwärtig drei Ebenen 
der arbeitsrechtlichen Regelung und zwar zentral, 
für die einzelnen Zweige bzw. Berufsgruppen und 
für die einzelnen Betriebe. 

In den letzten Jahren haben sich die Kombinate zu 
den entscheidenden Organisationsformen der sozia¬ 
listischen Wirtschaft entwickelt. 

Das Kombinat besteht in der Regel aus ökonomisch 
und juristisch selbständigen Betrieben. Diese sind 
für die ihnen im Rahmen des Kombinats übertrage¬ 
nen Aufgaben voll verantwortlich und verfügen auch 
über die dazu nötigen Fonds. Die Kombinatsbe¬ 
triebe sind unter den für die meisten Kombinate zu¬ 
treffenden strukturellen Bedingungen, vor allem der 
territorialen Standorte der Betriebe des Kombinats, 
auch unter den neuen Bedingungen des Kombinats 
diejenigen Einheiten, in denen die lebendige Arbeit 
des Betriebskollektivs geleitet und unmittelbar 
durchgeführt wird. Sie sind daher Betriebe im Sinne 
des § 17 Abs. 1 AGB. Die strukturellen Bedingun¬ 
gen können es ausnahmsweise auch erfordern bzw. 
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gestatten, daß das Kombinat aus ökonomisch und ju¬ 
ristisch unselbständigen Betriebsteilen besteht und 
es auch nicht angezeigt ist, diesen Betriebsteilen ge¬ 
mäß § 17 Abs. 2 Buchst, a AGB den Status des Be¬ 
triebes im Sinne des Arbeitsrechts auf dem dort ge¬ 
regelten Wege zuzusprechen. In diesen Fällen und 
auch dann, wenn eine rechtlich selbständige Kombi¬ 
natsleitung besteht, sind diese Kombinate selbst Be¬ 
trieb im Sinne des Arbeitsrechts. In § 7 Kombi- 
nats-VO ist das Recht des Kombinatsdirektors gere¬ 
gelt, ein effektives Zusammenwirken der Kombi¬ 
natsbetriebe durch die dort aufgeführten Maßnah¬ 
men zu sichern. Dazu kann er z. B. die Lösung be¬ 
stimmter Aufgaben zentralisieren. Der Kombinats¬ 
direktor wird ökonomisch und rechtlich selbständi¬ 
gen Kombinatsbetrieben entsprechend seiner Ver¬ 
antwortung für die Erreichung der dem gesamten 
Kombinat gesteckten staatlichen Ziele leitungsmä¬ 
ßig Hilfe' bei der Verwirklichung der Einheit von 
Planerfüllung und Gesetzlichkeit auch auf dem Ge¬ 
biet des Arbeitsrechts geben. Hierzu wird er die nö¬ 
tigen Leitungs- und Planungsmaßnahmen ergreifen. 
Auf diesem Wege wird er zumeist die betrieblichen 
Regelungen in den Kombinatsbetrieben koordinie¬ 
ren. Es ist jedoch auch denkbar, daß er im Lauf der 
weiteren Festigung der Kombinate arbeitsrechtliche 
Normativakte unter Mitwirkung des zuständigen 
Gewerkschaftsorgans schafft, die direkt für die 
Kombinatsbetriebe und die dort arbeitenden Werk¬ 
tätigen gelten und insofern ihrem Wesen nach „be¬ 
triebliche Regelungen“ im Sinne des § 12 AGB sind. 

Viertens muß in allen Fällen und auf allen 
Ebenen die arbeitsrechtliche Regelung entspre¬ 
chend den Artikeln 42 und 44 f. der Verfassung 
unter umfassender Mitwirkung der Gewerkschaf¬ 
ten erfolgen. Die Gewerkschaften nehmen gemäß 
Artikel 45 Abs. 2 der Verfassung aktiven Anteil 
an der Gestaltung der Rechtsordnung. Eine Kon¬ 
sequenz hieraus ist das Erfordernis, die arbeits¬ 
rechtliche Regelung auf solchen Ebenen der Lei¬ 
tung vorzunehmen, auf denen gemäß der Satzung 
des FDGB 168 und dem dort bestimmten innerge¬ 
werkschaftlichen Organisationsaufbau gewählte 
gewerkschaftliche Vorstände bzw. Leitungen be¬ 
stehen. Weiter ist bei der arbeitsrechtlichen Rege- 


167 Vgl. hierzu ausführlicher F. Kunz/E. Pätzold, 
„Überschaubares Arbeitsrecht - wirksames Mittel 
zur Lösung der Hauptaufgabe“, SuR, 1973/10/11, 
S. 1765. 

168 Die geltende Satzung des FDGB wurde auf dem 
9. FDGB-Kongreß beschlossen. Mit den vom 10. 
FDGB-Kongreß beschlossenen Änderungen und 
Ergänzungen ist sie als Anhang veröffentlicht im 
Handbuch für den Vertrauensmann, Berlin 1982, 
S. 101 ff. 












lung im Zusammenhang mit der Verwirklichung 
der Mitbestimmung der Gewerkschaften Arti¬ 
kel 45 Abs. 1 der Verfassung zu beachten. In ihm 
ist das Recht der Gewerkschaften verankert, über 
alle die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen betreffenden Fragen Vereinbarun¬ 
gen abzuschließen. Dieses verfassungsmäßige 
Vereinbarungsrecht der Gewerkschaften er¬ 
streckt sich auch auf arbeitsrechtliche Vereinba¬ 
rungen bzw. Verträge normativer Wirkung. Ihre 
wichtigsten sind gegenwärtig die RKV und die 
BKV. 

5 . 2 . ' 

Arten und Rangfolge 

der arbeitsrechtlichen Normativakte 

5 . 2 . 1 . 

Begriff, Funktionen und System 
der arbeitsrechtlichen Normativakte 
Arbeitsrechtliche Normativakte sind solche kon¬ 
kreten Erscheinungsformen des sozialistischen 
Rechts, mit denen arbeitsrechtliche Normen ge¬ 
setzt bzw. vereinbart, geändert oder aufgehoben 
werden . 169 

Die Normativakte erfüllen zwei wichtige Funktio¬ 
nen: 

Erstens verankern sie die Tatsache der Schaffung 
von verbindlichen arbeitsrechtlichen Normen 
bzw. deren Änderung oder Aufhebung durch die 
dazu befugten Organe. 

Zweitens sind sie die Form, in der arbeitsrechtli¬ 
che Normen real erscheinen und aus der die Be¬ 
triebe, Werktätigen und andere Adressaten ihre 
Kenntnis über das geltende Arbeitsrecht schöpfen 
und zur Grundlage ihrer Leitungs- und Mitwir¬ 
kungstätigkeit sowie allgemein ihrer Arbeit ma¬ 
chen. 170 

Aufbauend auf den verfassungs- 171 und staats¬ 
rechtlichen Vorschriften bestimmt das AGB die 
Grundzüge des Systems der arbeitsrechtlichen 
Normativakte (§ 9 ff. AGB). Es legt fest, wie die 
auf den verschiedenen Ebenen der staatlichen 
Leitung tätigen Staatsorgane sowie die wirt¬ 
schaftsleitenden Organe, Kombinate und Be¬ 
triebe in Übereinstimmung bzw. gemeinsam mit 
den auf diesen Ebenen wirkenden gewerkschaftli¬ 
chen Vorständen bzw. Leitungen die erforderli¬ 
chen arbeitsrechtlichen normativen Regelungen 
treffen können. Damit werden die einzelnen ar¬ 
beitsrechtlichen Normativakte überschaubar in 
ein Gesamtsystem eingeordnet. 

Das System der arbeitsrechtlichen Normativ¬ 


akte ist Ausdruck des demokratischen Zentra¬ 
lismus in der Leitung der Arbeitsverhältnisse und 
trägt der umfassenden Mitwirkung der Werktäti¬ 
gen über ihre Gewerkschaften bei der Rechts¬ 
schöpfung und -Verwirklichung auf dem Gebiet 
des Arbeits^echts Rechnung. 

Die Hierarchie der arbeitsrechtlichen Norma¬ 
tivakte einschließlich der betrieblichen Regelun¬ 
gen erwächst aus der der Staatsorgane, der ande¬ 
ren nach Verfassung und AGB zur Schaffung ar¬ 
beitsrechtlicher Normativakte befugten Organe 
sowie der Betriebe. Gleiches gilt für die Gewerk¬ 
schaftsvorstände und -leitungen, die an der Schaf¬ 
fung arbeitsrechtlicher Normativakte mitwirken 
oder sie als Verträge vereinbaren. Dabei sind die 
arbeitsrechtlichen Normativakte, die auf höherer 
Ebene geschaffen werden, denen auf den nachfol¬ 
genden Ebenen übergeordnet. 

Arbeitsrechtliche Normativakte können in 
diesem System sowohl in Form des gesetzten als 
auch in Form des vereinbarten Normativaktes er¬ 
scheinen. Sie können von Staatsorganen direkt ge¬ 
schaffen, von diesen mit Gewerkschaftsorganen 
vereinbart oder,, als von anderen Regelungssub¬ 
jekten geschaffen, sanktioniert werden. 

Die beiden Grundformen - gesetzte und vereinbarte 
arbeitsrechtliche Normativakte - drücken zugleich 
die zwei Möglichkeiten gewerkschaftlicher Mitwir¬ 
kung an der Arbeitsrechtsschaffung aus: Erstens di¬ 
rekte Mitwirkung bei der Schaffung arbeitsrechtli¬ 
cher Normativakte durch die Staatsorgane bis zur 
Erklärung der Übereinstimmung bzw. Zustimmung 
durch das dazu befugte Gewerkschaftsorgan; zwei¬ 
tens Schaffung arbeitsrechtlicher Normativakte in 
Wahrnehmung des verfassungsmäßigen Vereinba¬ 
rungsrechts durch kollektiven Vertrag.Zu diesen 
beiden Grundformen tritt das Recht der Gesetzes¬ 
initiative hinzu. 


169 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Lehrbuch, a. a. O., S. 419; vgl. auch 
Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des 
Staates und des Rechts, Bd. 4, a. a. O., 
S. 252 ff. 

170 Vgl. hierzu auch Grundriß Arbeitsrecht, Berlin 
1979, S. 40 ff. sowie für den Bereich des Agrar¬ 
rechts, Agrarrecht für Staats- und Wirtschaftsfunk¬ 
tionäre, Grundriß, Berlin 1979, S. 32 ff. 

171 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, a. a. O., S. 421. 

172 Zum rechtlichen Charakter der vereinbarten Nor¬ 
mativakte gibt es noch keine einheitliche Ansicht. 
Zum Teil differieren die Ansichten nur hinsichtlich 
des Charakters der auf Betriebsebene geschaffenen 
Regelungen gegenüber denen, die auf darüberlie- 
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Das System der arbeitsrechtlichen Normativ¬ 
akte wird schließlich auch durch das Zusam¬ 
menwirken von Rechtsvorschriften, die durch 
Staatsorgane geschaffen wurden, mit betriebli¬ 
chen arbeitsrechtlichen Normativakten, die auf 
Grund der Ermächtigung im AGB zur Verwirkli¬ 
chung und auf der Grundlage der Rechtsvorschrif¬ 
ten, aber in der Regel doch ohne direkte Mitwir¬ 
kung .von Staatsorganen geschaffen wurden, cha¬ 
rakterisiert.. Die arbeitsrechtlichen Normativakte 
sind sehr vielgestaltig. Ihre Formen sind auch 
durch die Erfordernisse der gesellschaftlichen 
Entwicklung und die daraus resultierenden Auf¬ 
gaben des Staates bedingt und deshalb nicht starr. 

5.2.2. 

Das AGB und andere Gesetze 
sowie Beschlüsse der Volkskammer 
Wichtigste Rechtsquelle des Arbeitsrechts 173 ist 
nach der Verfassung das Arbeitsgesetzbuch der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 
16. Juni 1977. 

Das AGB enthält alle für die Arbeiter und 
Angestellten, Betriebe und Gewerkschaften ein¬ 
heitlich geltenden oder bedeutsamen Vorschrif¬ 
ten, die für die Gestaltung des Gegenstandes des 
Arbeitsrechts, insbesondere der Arbeitsverhält¬ 
nisse und -bedingungen, erheblich sind. Ausge¬ 
nommen hiervon sind Vorschriften, die überwie¬ 
gend technische Einzelfragen regeln oder solche, 
bei denen bereits bei Erlaß des AGB abzusehen 
war, daß sie nach relativ kurzer Zeit wieder einer 
Änderung bedurft hätten. 

Das ÄGB bringt in seinem Aufbau zugleich 
wesentliche Grundzüge des Systems des Arbeits¬ 
rechts zum Ausdruck. 

Das System des Arbeitsrechts umfaßt die Gesamt¬ 
heit der Rechtsnormen, die die Arbeitsverhältnisse 
der Arbeiter und Angestellten und die damit eng 
verbundenen gesellschaftlichen Verhältnisse als Ge¬ 
genstand dieses Rechtszweiges regeln und die ent¬ 
sprechend ihren objektiven Wesenszügen sowie ge¬ 
mäß dem Willen des Staates zur inhaltlichen Ausge¬ 
staltung auf der Grundlage wissenschaftlicher Klas¬ 
sifizierung in arbeitsrechtlichen Institutionen geord¬ 
net und zusammengefaßt sind. 

Das System des Arbeitsrechts entspricht den 
Aufgaben bei der weiteren Gestaltung der ent¬ 
wickelten sozialistischen Gesellschaft im Bereich 
seines Gegenstandes und wird entsprechend den 
dabei erzielten Fortschritten vervollkommnet. 174 

Neben dem AGB gibt es noch weitere Ge¬ 
setze, die zumeist als Komplexgesetze Regelun¬ 


gen aus mehreren Rechtszweigen enthalten und 
dabei ebenfalls arbeitsrechtliche Fragen regeln. 

Zu erwähnen sind hier das Jugendgesetz der DDR 
vom 28. Januar 1974 (GBl. I Nr. 5 S. 45); das Ge¬ 
setz über das einheitliche sozialistische Bildungssy¬ 
stem vom 25. Februar 1965 (GBl. INr. 6 S. 83); das 
Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe in der DDR sowie das Gesetz über die 
gesellschaftlichen Gerichte der DDR. 


genden Ebenen geschaffen werden. Vgl. zum Cha¬ 
rakter aller vereinbarten Normativakte und be¬ 
trieblichen Regelungen F. Kunz/K. Rosenfeld, 
„Aufgaben und Probleme bei der weiteren Ent¬ 
wicklung von Arbeitsordnungen des VEB“, AuA, 
1971/14, S. 433 ff.; Sowjetisches Arbeitsrecht, 
Berlin 1974, S. 62 ff.; St. Hultsch/K. Zinke, „Lo¬ 
kale Normen des Arbeitsrechts“ (Buchbespre¬ 
chung), SuR, 1977/2, S. 206; J. Seeländer, „Zur 
Weiterentwicklung der Arbeitsordnung des VEB“, 
AuA, 1973/1, S. 24 ff.; unter dem Aspekt der Be¬ 
sonderheiten des Agrarrechts werden die LPG- 
Statüten als durch die Registrierung und durch die 
Ermächtigung des Gesetzes sanktioniert und damit 
als • Rechtsquelle betrachtet, vgl. Agrarrecht für 
Staats- und Wirtschaftsfunktionäre, a. a. O., 1 
S. 32 ff. sowie Recht für die Landwirtschaftspraxis, 
Berlin 1978, S. 44 ff.; anderer Auffassung: 
G. Dittrich, „Kann der Betrieb arbeitsrechtliche 
Normen setzen?“, AuA, 1971/23, S. 722; J. Mi¬ 
chas/W. Thiel, „Rechtssetzende Tätigkeit oder 
Rechtsverwirklichung“, AuA, 1973/11, S. 319; 

, H.-D. Ebbecke, „Warum der Betrieb keine Recht¬ 

setzungsbefugnis haben kann“, AuA, 1973/23, 
S. 716; R. Schüsseler/S. Seidel, „Warum der Be¬ 
trieb keine Rechtsnormen setzen kann“, AuA, 
1974/14, S. 430 ff.; I. Wagner, „Betriebliche Ord¬ 
nungen erhöhen die Rechtssicherheit der Werktä¬ 
tigen“, AuA, 1974/20, S. 621 ff. — Alle zuletzt auf¬ 
geführten Beiträge befassen sich anhand der Ar¬ 
beitsordnung allerdings nur mit der Schaffung be¬ 
trieblicher arbeitsrechtlicher Regelungen. Insge¬ 
samt herrscht jedoch ungeachtet des noch nicht ab¬ 
geschlossenen Meinungsstreits über den Charakter 
dieser Normativakte als Rechtsquellen oder bzw. 
und Akte der Rechtsverwirklichung Einigkeit über 
ihren Platz in der Hierarchie der Normativakte und 
die normative verbindliche Wirkung auf die Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse in ihrem Geltungsbereich. 

173 Zum Begriff der Rechtsquelle vgl. Marxistisch-le¬ 
ninistische Staats- und Rechtstheorie, a. a. O., 
S. 419 ff. sowie Sowjetisches Arbeitsrecht, 
a. a. O., S. 56 ff. 

174 Vgl. zum System des Arbeitsrechts sowie zum Be¬ 
griff der Arbeitsrechtsinstitution, Marxistisch-le¬ 
ninistische Staats- und Rechtstheorie, a. a. O., 
S. 450 ff.. Sowjetisches Arbeitsrecht, a. a. O., 
S. 30 ff. 





Grundsätzliche arbeitsrechtliche Fragen, die 
sich aus den Gesetzen der Volkskammer ergeben, 
werden durch Beschlüsse des Staatsrates weiter 
ausgestaltet. Der Staatsrat nimmt gemäß Arti¬ 
kel 66 der Verfassung als Organ der Volkskam¬ 
mer die ihm von dieser übertragenen Aufgaben 
wahr. 

Ein gegenwärtig geltender, auch arbeitsrechtlich be¬ 
deutsamer Beschluß ist der auf der Grundlage des 
Gesetzes über die gesellschaftlichen Gerichte erlas¬ 
sene Beschluß des Staatsrates über die Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen. 

5 . 2 . 3 . 

Die Gemeinsamen Beschlüsse des ZK der SED, 
des Bundesvorstandes des FDGB 
und des Ministerrates der DDR 

Die Gemeinsamen Beschlüsse des ZK der 
SED, des Bundesvorstandes des FDGB und des 
Ministerrates sind richtungweisend für den Aus¬ 
bau des Arbeitsrechts. Sie drücken in besonderem 
Maße die führende Rolle der Arbeiterklasse und 
ihrer marxistisch-leninistischen Partei bei der Ge¬ 
staltung der Arbeitsverhältnisse aus. Zugleich 
verwirklichen sie den Grundsatz der umfassenden 
Mitwirkung der Gewerkschaften bei der Gestal¬ 
tung und Verwirklichung des Arbeitsrechts (vgl. 

§ 8 AGB). 

Sie spielen bei der Verwirklichung der Haupt¬ 
aufgabe eine bedeutende Rolle. Dabei sind sie 
entweder direkte Rechtsgrundlage für die Verbes¬ 
serung der Arbeitsbedingungen oder verbindliche 
Grundlage für die Schaffung darauf gerichteter < 
arbeitsrechtlicher Normativakte. 

5 . 2 . 4 . i 

Die Verordnungen und andere Normativakte 
auf der Ebene des Ministerrates 

Im System der Gestaltung und Verwirklichung 
des Arbeitsrechts wie insgesamt bei der Leitung 
der Arbeitsverhältnisse nimmt nach der Volks¬ 
kammer der Ministerrat die zentrale Stellung ein. 
Die Stellung des Ministerrates als Organ der 
Volkskammer und Regierung regeln die Arti¬ 
kel 76 ff. der Verfassung und das Gesetz über den 
Ministerrat der DDR vom 16. Oktober 1972 
(GBl. INr. 16 S. 253); unter dem Aspekt der Ge¬ 
staltung und Verwirklichung des Arbeitsrechts 
wird diese Stellung von den §§ 9 ff. AGB konkre¬ 
tisiert. 

Der Ministerrat trifft Grundsatzentscheidun¬ 
gen zur Leitung und Planung der sozialistischen 
Entwicklung der Arbeitsverhältnisse. Er arbeitet 


eng mit den Gewerkschaften als der umfassenden 
Klassenorganisation der Arbeiterklasse zusam¬ 
men. Sein Partner ist der Bundesvorstand des 
FDGB. Unterstützt wird der Ministerrat durch 
seine Organe, das Staatssekretariat für Arbeit 
und Löhne und das Staatssekretariat für Berufs¬ 
bildung (vgl. Kapitel I Abschn. 5. 1 .), die ihrerseits 
die ihnen im jeweiligen Statut und in den Be¬ 
schlüssen des Ministerrates zugewiesenen Aufga¬ 
ben selbständig wahrnehmen. 

Gemäß § 9 AGB erläßt der Ministerrat im 
Rahmen seiner Verantwortung die zur Durchfüh¬ 
rung des 'AGB erforderlichen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen in Übereinstimmung mit dem 
Bundesvorstand des FDGB oder vereinbart sie 
mit ihm. Er sichert, daß die Werktätigen und ihre 
Gewerkschaften sowie die anderen gesellschaftli¬ 
chen Organisationen in die Ausarbeitung und 
Verwirklichung der Rechtsvorschriften einbezo¬ 
gen werden. 

Bei den seit dem Inkrafttreten des AGB ge¬ 
schaffenen arbeitsrechtlichen Normativakten des 
Ministerrates handelt es sich insbesondere um 
Verordnungen. 

Verordnungen enthalten im wesentlichen die¬ 
jenigen zur Konkretisierung und Durchführung 
des AGB bzw. der Gemeinsamen Beschlijsse er¬ 
forderlichen arbeitsrechtlichen Regelungen, die 
entweder für alle Arbeiter und Angestellten und 
Betriebe gelten, gewerkschaftliche Rechte präzi¬ 
sieren oder für diese Adressaten bedeutsam sind. 

Die ^Zahl der Verordnungen arbeitsrechtli¬ 
chen Inhalts ist relativ groß, obwohl mit dem In¬ 
krafttreten des AGB viele bisher geltende Ver¬ 
ordnungen aufgehoben werden konnten (vgl. § 14 
EGAGB). 1 

Auf arbeitsrechtlichem Gebiet sind unter anderen 

folgende Verordnungen von Bedeutung: 

- VO über die Anwendung des AGB in Hand¬ 
werks- und Gewerbebetrieben und Einrichtun¬ 
gen vom 3. November 1977 (GBl. I Nr. 34 
S. 370); 

— Neuerer-VO; 

- VO über die Förderung der Bürger nach dem ak¬ 
tiven Wehrdienst - Förderungs-VO - vom 
25. März 1982 (GBl. I Nr. 12 S. 256); 

— VO über die Vorbereitung und Durchführung des 
Einsatzes der Hoch- und Fachschulabsolventen 
des Direktstudiums und die Förderung der Absol¬ 
venten beim Übergang vom Studium zur berufli¬ 
chen Tätigkeit Absolventenordnung - vom 
3. Februar 1971 (GBl. II Nr. 37 S. 297); 

- SVO; 

- FZR-VO und Zweite FZR-VO; 


79 




Renten-VO; 

- ASVO; 

~ VO über die Berechnung des Durchschnittsver¬ 
dienstes und über die Lohnzahlung vom 21. De¬ 
zember 1961 (GBl. II Nr. 83 S. 551; Ber. GBi. II 
1962 Nr. 2 S. 11); 

VO über die weitere schrittweise Einführung der 
40-Stunden-Arbeitswoche vom 29. Juli 1976 
(GBl. I Nr. 29 S. 385); 

- VO über den Erholungsurlaub vom 29. Juni 1978 
(GBl. I Nr. 33 S.365) i.d.F. der 2. VO über den 
Erholungsurlaub vom 18. Dezember 1980 (GBl. I 
Nr.35 S.365); 

- Kombinats-VO. 

Von den vor dem Inkrafttreten des AGB er¬ 
lassenen relativ zahlreichen Verordnungen, die 
heute noch gelten, enthält nur ein verhältnismäßig 
geringer Teil vollständig arbeitsrechtliche Rege¬ 
lungen; z. T. weisen sie nur einzelne Bestimmun¬ 
gen arbeitsrechtlichen Inhalts auf oder wenden 
sich nur an einen begrenzten Kreis von Werktäti¬ 
gen und Betrieben. 

Außer Verordnungen kann der Ministerrat auch im 
Einvernehmen mit dem Bundesvorstand des FDGB 
Beschlüsse erlassen. Solche Beschlüsse sind der Be¬ 
schluß zur Regelung der Arbeitszeit vom 5. März 
1980 (GBl. I Nr. 11 S. 89) und der Beschluß über 
Maßnahmen zur Förderung der Erfindertätigkeit 
vom 2. März 1978 (GBl. I Nr. 7 S. 101). 

Beschlüsse des Ministerrates und des Bundesvor¬ 
standes des FDGB sind eine weitere Form der in § 9 
Abs. 1 AGB genannten Normativakte. Sie ergehen 
auf Gebieten, auf denen die Gewerkschaften eine 
besondere Funktion ausüben, wie gemäß Art. 45 
Abs. 3 der Verfassung bei der Leitung der Sozialver¬ 
sicherung der Arbeiter und Angestellten. Beispiele 
dafür sind der Beschluß des Ministerrates der DDR 
und des Bundesvorstandes des FDGB vom 10. Juli 
1975 zur Richtlinie über die jährliche Ausarbeitung 
der BKV (GBl. I Nr. 31 S. 581) und der Beschluß 
des Ministerrates und des Bundesvorstandes des 
FDGB zur Richtlinie über die Wahl, Aufgaben und 
Arbeitsweise der Beschwerdekommissionen für So¬ 
zialversicherung des FDGB vom 21. Februar 1978 
(GBl. INr. 8 i S. 109). 

5 . 2 . 5 . * 

Die Anordnungen der Minister und Leiter 
der anderen zentralen Staatsorgane 
Die Minister und die Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane leiten gemäß § 14 des Gesetzes über 
den Ministerrat die ihnen übertragenen Verant¬ 
wortungsbereiche nach dem Prinzip der Einzellei¬ 
tung. Sie sind generell verpflichtet, die Durchfüh¬ 
rung der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften 


in eigener Verantwortung zu sichern. Für den Be¬ 
reich des Arbeitsrechts konkretisiert § 10 AGB 
diese allgemeine Verantwortungsregelung. Da¬ 
nach haben die Minister und Leiter der anderen 
zentralen Staatsorgane zwei spezifische Formen 
arbeitsrechtlicher Normativakte zur Verfügung, 
um gemäß ihrer Verantwortung arbeitsrechtliche 
Regelungen auf der Grundlage der Gesetze und 
anderen Rechtsvorschriften — insbesondere also 
des AGB und der genannten Verordnungen des 
Ministerrates - zu treffen. 

Es sind 

— die RKV als kollektive normenschaffende Ver¬ 
träge und 

- Anordnungen als Normativakte des gesetzten 
Rechts. 

Für die Werktätigen und Betriebe ihres Ver¬ 
antwortungsbereiches haben die Minister und 
Leiter der anderen zentralen Staatsorgane gemäß 
§ 10 Abs. 1 AGB gemeinsam mit den Zentralvor¬ 
ständen der Industriegewerkschaften bzw. Ge¬ 
werkschaften die notwendigen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen in RKV zu vereinbaren. Die RKV 
sind die ihnen grundsätzlich zur Verfügung ste¬ 
hende Form des arbeitsrechtlichen Normativaktes 
für die Regelung der in § 14 AGB aufgeführten 
Arbeitsbedingungen für Adressaten in ihrem 
Verantwortungsbereich. 

Es ist auch möglich, für bestimmte Berufs¬ 
gruppen über mehrere Verantwortungsbereiche 
sogenannte Querschnitts-RKV abzuschließen. 
Partner sind in solchen Fällen das Staatssekreta¬ 
riat für Arbeit und Löhne und der Bundesvor¬ 
stand des FDGB. 

Für Werktätige und Betriebe außerhalb ihres 
Verantwortungsbereiches haben die Minister und 
Leiter der anderen zentralen Staatsorgane in 
Übereinstimmung mit dem Bundesvorstand des 
FDGB oder den Zentralvorständen der zuständi¬ 
gen Industriegewerkschaften und Gewerkschaf¬ 
ten diese Regelungen in Anordnungen zu erlas¬ 
sen. Das ist jedoch nur unter den zwei in § 14 
Abs. 2 AGB aufgeführten Voraussetzungen mög¬ 
lich; nämlich, wenn das in Rechtsvorschriften 
selbst vorgesehen ist oder wenn der Ministerrat 
die Minister oder Leiter anderer zentraler Staats¬ 
organe damit beauftragt hat. 

Anordnungen arbeitsrecjitlichen Inhalts ent¬ 
halten in der Regel spezifische Regelungen, die in 
den Zuständigkeitsbereich des betreffenden Mini¬ 
sters oder Leiters eines anderen zentralen Organs 
fallen. Sie können sich u. U. auch an einen beson¬ 
deren Adressatenkreis wenden. Dieser muß sich 



jedoch über den Verantwortungs-, d. h. den un¬ 
mittelbaren Leitungsbereich des Erlassenden hin¬ 
aus erstrecken. 

Beispiele für solche Anordnungen sind die AO über 
das Lehrverhältnis vom 15. Dezember 1977 (GBl. I 
1978 Nr. 2 S. 42), die Facharbeiterprüfungsordnung 
vom 24. Februar 1978 (GBl. I Nr. 9 S. 117) und die 
AO zur Erhöhung der Wirksamkeit des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsvermögens vom 24. Mai 1979 (GBl. I 
Nr. 15 S. 115). 

Die Zahl der Anordnungen arbeitsrechtlichen In¬ 
halts ist verhältnismäßig groß. Hinzu kommen noch 
viele ASAO bzw. ABAO. In Durchführungsbe¬ 
stimmungen werden von den dazu Ermächtigten 
entsprechend § 8 Ministerratsgesetz und § 13 
EGAGB die erforderlichen Regelungen getroffen, 
mit denen die Gesetze und Verordnungen weiter 
ausgestaltet, erläutert und durchgesetzt werden 
können. So gibt es z. B. zur SVO die Erste DB vom 
17. November 1977 (GBl. I Nr. 35 S. 391). Ihr § 11 
regelt, wer einen Arbeitsunfall anerkennen kann, 
während § 27 SVO nur die Höhe des Krankengeldes 
bei einem anerkannten Arbeitsunfall bestimmt. 

Alle bisher genannten Rechtsvorschriften au¬ 
ßer den RKV werden im Gesetzblatt veröffent¬ 
licht. Da die RKV wie auch die betrieblichen Re¬ 
gelungen nur einen begrenzten Adressatenkreis 
bzw. Geltungsbereich haben, werden sie nur die¬ 
sem zur Kenntnis gebracht. Das ist auch deswegen 
zweckmäßig, weil die zu den Rechtsvorschriften 
zählenden RKV erstens sehr zahlreich und zwei¬ 
tens sehr umfangreich sind. Der Gesetzgeber hat 
dafür gesorgt, daß auch die nicht im Gesetzblatt 
veröffentlichten arbeitsrechlichen Normativakte 
den betreffenden Betrieben, Gewerkschaftsorga¬ 
nisationen und Werktätigen zur Kenntnis gelan¬ 
gen. Entsprechende Regelungen treffen für den 
RKV § 14 Abs. 4 AGB, für den BKV § 29 AGB 
und für die Arbeitsordnung § 92 Abs. 2 AGB. 

5.2.6. 

Die Rahmenkollektivverträge 

Rahmenkollektivverträge sind eine nur im Ar¬ 
beitsrecht vorkommende, für die betriebliche 
Praxis sehr wichtige und bei der planmäßigen 
Ausgestaltung der spezifischen Arbeits-, insbe¬ 
sondere Lohnbedingungen der Werktätigen der 
jeweiligen Zweige bewährte Form eines verein¬ 
barten Normativaktes. Ihr Abschluß basiert auf 
dem in Art. 45 Abs. 1 der Verfassung garantier¬ 
ten Recht der Gewerkschaften, über alle die Ar¬ 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen 
betreffenden Fragen mit staatlichen Organen, wirt¬ 
schaftsleitenden Organen und Betriebsleitungen 


Vereinbarungen zu treffen. Dieses in § 8 AIds. 2 
AGB bekräftigte grundlegende Recht wird hin¬ 
sichtlich des Abschlusses von RKV in den §§ 10 f. 
und 14 AGB konkretisiert. In § 10 Abs. 1 AGB 
ist das Primat der Regelung der „für die Werk¬ 
tätigen ihrer Verantwortungsbereiche .. .notwen¬ 
digen arbeitsrechtlichen Bestimmungen in Rah¬ 
menkollektivverträgen“ verbindlich verankert. 
Sofern es sich also um spezielle Normen über diese 
in § 14 Abs. 1 AGB beispielhaft aufgeführten 
Arbeits- und Lohnbedingungen im Zweig han¬ 
delt, sind sie immer durch Vereinbarung in RKV 
zu schaffen. (Vgl. Kapitel I Abschn. 5.2.5.) 

Die in § 10 Abs. 1 AGB festgelegte Befugnis, 
RKV zu vereinbaren, wird dort den Ministern und 
Leitern anderer zentraler Staatsorgane gemein¬ 
sam mit den Zentralvorständen der Industriege¬ 
werkschaften und Gewerkschaften zuerkannt. 

Ähnliche Befugnisse räumt § 11 AGB den zentralen 
Organen gesellschaftlicher Organisationen und so¬ 
zialistischer Genossenschaften generell, anderen 
Organen und Einrichtungen bei Ermächtigung 
durch das für die Registrierung von RKV zuständige 
zentrale Staatsorgan in Übereinstimmung mit dem 
zuständigen Zentralvorstand der Industriegewerk¬ 
schaft oder Gewerkschaft ein. 

Die RKV sind kollektive normenschaffende 
Verträge. Die in ihnen enthaltenen Normen wir¬ 
ken ähnlich denen einer Anordnung, d. h., sie 
sind, sofern sie den Inhalt der Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisse regeln, für die betreffenden Werktätigen 
und Betriebe verbindlich. Andererseits müssen sie 
wie andere arbeitsrechtliche Normativakte dem 
Gesetz und anderen übergeordneten Normativak¬ 
ten entsprechen. 

Die RKV sind deswegen für die arbeitsrechtli¬ 
che Praxis so bedeutsam, weil sie die besonderen, 
gesetzlich oder in Verordnungen nicht direkt ge¬ 
regelten Arbeits- und Lohnbedingungen der 
Werktätigen eines bestimmten Zweiges oder eines 
Teiles davon normieren. 

Den Inhalt der RKV umreißt beispielhaft § 14 
Abs. 1 AGB. Es handelt sich insbesondere um 
folgende Fragen: 

- Besonderheiten des Abschlusses, der Ände¬ 
rung und der Auflösung des Arbeitsvertrages. 
Diese Vereinbarungen müssen auf Besonder¬ 
heiten der Arbeit im Geltungsbereich des RKV 
zurückgehen und zur weiteren Ausgestaltung 
des AGB erforderlich sein. 

— Konkretisierung z. B. der §§ 47 Abs. 2 und 55 
Abs. 2 AGB. Soweit erforderlich, können Ver- 
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einbarungen in RKV auch den Arbeitsort exak¬ 
ter bestimmen (§ 40 Abs. 2 AGB). 175 

- Lohnbedingungen. Diese Vereinbarungen 
nehmen innerhalb der RKV einen wichtigen 
Platz ein. Sie sichern, daß die Werktätigen ent¬ 
sprechend der von ihnen konkret geleisteten 
Qualität und Quantität der Arbeit entlohnt 
werden (vgl. §§ 97, 100 und 104 AGB). Aus 
den Rechtsnormen des RKV müssen die Werk¬ 
tätigen weitgehend entnehmen können, welche 
Lohnansprüche sie haben. Die RKV bestim¬ 
men auch die Aufgaben, die sich für die Be¬ 
triebsleiter, leitenden Mitarbeiter und alle 
Werktätigen bei der Verwirklichung der lei¬ 
stungsorientierten Lohnpolitik im Zweig erge¬ 
ben. Gemäß § 97 AGB wird in den RKV die 
Anwendung der Tariflöhne für die Lohn- und 
Gehaltsgruppen vereinbart. 176 

- Arbeitszeit und Erholungsurlaub. Da die Ge¬ 
staltung der Schichtsysteme und die Verteilung 
der Arbeitszeit stark von den Besonderheiten 
der Arbeit im Zweig abhängen, können AGB 
und Verordnungen nicht das gesamte Arbeits¬ 
zeitrecht ohne Ausnahmen einheitlich regeln. 

■ Deshalb regeln die RKV gemäß § 161 ff. AGB 
die in ihrem Geltungsbereich hauptsächlich 
vorkommenden Schichtsysteme, sonstige Pro¬ 
bleme der Verteilung der Arbeitszeit, die 

> höchstzulässige Überstundenzahl, den arbeits¬ 
bedingten Zusatzurlaub u. ä. (vgl. §§ 161 ff., 
174 und 191 AGB). 

- Arbeitsbedingungen. Im RKV sind Festlegun¬ 
gen, die im Zusammenhang mit der Intensivie¬ 
rung der Produktion stehen, enthalten, wie die 
rechtzeitige Einbeziehung der Werktätigen in 
die einzelnen Phasen der Rationalisierung, die 
materielle Anerkennung dabei unterbreiteter 
Vorschläge, die Konsequenzen des Übergangs 
zur Mehrmaschinenbedienung, die Art und 
Weise der Vorbereitung auf neue daraus er¬ 
wachsende Arbeitsaufgaben u. ä. 1 , 77 . 

Im Gesamtrahmen der RKV können dementspre¬ 
chend vereinbart werden 

- Zweigmethodik der Arbeitsklassifizierung, 

- Qualifikationsmerkmalsbestimmung, 

— Urlaubskatalog, 

— Katalog der Erschwerniszuschläge, 

— Montageabkommen, 

— Arbeitszeit- und Lohnregelungen für Kraftfah¬ 
rer, für Lehrer und Erzieher in der Berufsaus¬ 
bildung, 

— Regelungen über die Anerkennung langjähri¬ 
ger Betriebszugehörigkeit, 


- Regelungen über die stunden- und tageweise 

Aushilfstätigkeit. 

Die RKV einschließlich der Nachträge werden 
gemäß § 14 Abs. 2 AGB mit der Bestätigung und 
Registrierung durch das zuständige zentrale Staats¬ 
organ — das Staatssekretariat für Arbeit und 
Löhne — rechtswirksam. Sie treten mit dem Tag 
der Registrierung in Kraft, soweit nichts anderes 
vereinbart ist. RKV gelten bis zum Inkrafttreten 
eines neuen RKV bzw. Nachtrages. Um die Über¬ 
sicht über die zum jeweiligen Zeitpunkt geltende 
Fassung eines RKV zu wahren, hat der Gesetzge¬ 
ber in § 14 Abs. 3 AGB verbindlich festgelegt, 
daß RKV neu abzuschließen sind, wenn die An¬ 
wendung der in ihnen enthaltenen Bestimmun¬ 
gen durch Ergänzung, Änderung oder Aufhebung 
wesentlich beeinträchtigt ist. 

5 . 2 . 7 . 

Die betrieblichen Regelungen 

Die Stellung des Haupttyps des Betriebes im Gel¬ 
tungsbereich des Arbeitsrechts bestimmt die Kom¬ 
binats-VO. Beide dort geregelten Betriebe sind 
rechtsfähig und somit Betriebe im Sinne von § 17 
AGB (vgl. dazu auch Abschn. 5.1.). Sie werden 
nach dem Prinzip der Einzelleitung durch den Di¬ 
rektor, der im Sinne des AGB Betriebsleiter ist 
(vgl. die §§ 18 ff. AGB), bei kollektiver Beratung 
der Grundfragen und umfassender Mitwirkung 
der Werktätigen geleitet (§§ 6 Abs. 3 und 32 
Kombinats-VO). Die Leitung des Betriebes und 
die Mitwirkung der Werktätigen werden unter 
dem Aspekt der Aufgaben und des Gegenstandes 
des Arbeitsrechts durch das AGB, insbesondere 
durfch sein zweites Kapitel, näher ausgestaltet (vgl. 
Kapitel II). Die Grundsätze der Schaffung der auf 
Betriebsebene notwendigen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen als Bestandteil des Gesamtme¬ 
chanismus der Gestaltung und Verwirklichung des 
Arbeitsrechts regelt § 12 AGB. 

Betriebliche Regelungen im Sinne des § 12 
AGB ergehen in zwei grundlegenden Formen, 
nämlich einmal als kollektiver normensetzender 


175 Vgl. R. Deubner/W. Spötter, „Anforderungen des 
AGB an die Rahmenkollektivverträge“, AüA, 
1978/12, S. 561 ff. 

176 Vgl. ebenda. • 

177 In einer Ordnung über den Abschluß von RKV, die 
das Staatssekretariat für Arbeit und Löhne und der 
Bundesvorstand des FDGB vereinbarten, wurden 
den RKV-Partnem Hinweise für die Ausarbeitung 
und den Inhalt der RKV gegeben. 





Vertrag bzw. Vereinbarung, zum anderen als Ein¬ 
zelentscheidung des Betriebsleiters mit normati¬ 
ver Wirkung unter Mitwirkung der BGL oder der 
zuständigen Gewerkschaftsleitung. 

Hauptformen betrieblicher Regelungen sind 
die in den jeweiligen Kapiteln des AGB näher 
ausgestalteten arbeitsrechtlichen Institutionen 

- BKV und andere zwischen Betriebsleiter und 
BGL bzw. der zuständigen betrieblichen Ge¬ 
werkschaftsleitung abgeschlossenen Vereinba¬ 
rungen, 

- Arbeitsordnung und andere betriebliche, vom 
Betriebsleiter durch Einzelleiterakt geschaf¬ 
fene normative Regelungen. 

Wie § 12 AGB ausführt, treffen die Betriebsleiter 
gemeinsam mit den BGL entsprechend den be¬ 
trieblichen Bedingungen die notwendigen arbeits¬ 
rechtlichen Regelungen. Voraussetzung dafür ist, 
daß diese im AGB und anderen Rechtsvorschrif¬ 
ten einschließlich der RKV vorgesehen sind, d. h., 
daß der Gesetzgeber die Befugnis zur Normen¬ 
setzung in dem erforderlichen Umfang übertragen 
hat. Die betrieblichen Regelungen müssen den 
Rechtsvorschriften entsprechen. Sie haben trotz 
ihres unterschiedlichen Ranges in der Hierarchie 
mit den anderen arbeitsrechtlichen Normativak¬ 
ten gemeinsam, daß auch sie den Inhalt des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses Werktätiger - Betrieb 
verbindlich ausgestalten. 


6 . 

Stellung, Aufgaben und Rechte 
der Gewerkschaften 
bei der Schaffung und Verwirklichung 
des Arbeitsrechts 

6 . 1 . 

Die grundlegende Stellung 
der Gewerkschaften 

Die grundlegende Stellung der Gewerkschaften in 
Staat und Gesellschaft der DDR ist in den Arti¬ 
keln 44 f. der Verfassung verankert. Die Verfas¬ 
sung garantiert die Unabhängigkeit und damit die 
Freiheit der Gewerkschaften und schützt ihre Tä¬ 
tigkeit. Sie eröffnet ihnen ein breites Tätigkeits¬ 
feld und gewährt ihnen alle für ihre aktive Mit¬ 
wirkung an der Realisierung der gesellschaftlichen 
Ziele notwendigen Rechte. So nehmen die Ge¬ 


werkschaften gemäß Artikel 44 Abs. 3 der Ver¬ 
fassung maßgeblich teil 

— an der Gestaltung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft, 

— an der Leitung und Planung der Volkswirt¬ 
schaft, 

— an der Verwirklichung der wissenschaftlich- 
technischen Revolution sowie 

— an der Entwicklung der Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen der Werktätigen. 

Artikel 45 der Verfassung garantiert das Recht 
der Gewerkschaften, über alle die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Werktätigen betreffen¬ 
den Fragen mit staatlichen Organen, mit wirt¬ 
schaftsleitenden Organen und Betriebsleitungen 
Vereinbarungen abzuschließen (Abs. 1). Darüber 
hinaus gewährleistet er allgemein die aktive Teil¬ 
nahme der Gewerkschaften an der Gestaltung der 
sozialistischen Rechtsordnung (Abs. 2). Dement¬ 
sprechend besitzen die Gewerkschaften das Recht 
der Gesetzesinitiative sowie der gesellschaftlichen 
Kontrolle über die Wahrung der gesetzlich garan¬ 
tierten Rechte der Werktätigen. 

Die Gewerkschaften spielen in Wahrnehmung 
ihrer in der Verfassung garantierten umfassenden 
Rechte eine hervorragende Rolle bei der weiteren 
Entfaltung und täglichen Verwirklichung der so¬ 
zialistischen Demokratie. 178 

Die Stellung der Gewerkschaften im Arbeiter- 
und-Bauern-Staat der DDR hat sich gegenüber der 
im kapitalistischen Staat grundlegend verändert. Un¬ 
ter den Bedingungen der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft entstanden die Gewerkschaften als Kampfor¬ 
ganisationen der Arbeiterklasse gegen kapitalisti¬ 
sche Ausbeutung und Entrechtung, für die Verbes¬ 
serung der Lohn- und Arbeitsbedingungen, für die 
Anerkennung und Durchsetzung von Rechten der 
WerktätigeiVin ihren Arbeitsrechtsverhältnissen. Ihr 
Ziel besteht jedoch nicht lediglich darin, die kapitali¬ 
stische Ausbeutung zu mildern. Letztlich muß ihr 
Kampf darauf gerichtet sein, das kapitalistische Sy¬ 
stem zu stürzen und die sozialistische Gesellschaft zu 
errichten, um die Ursachen der Ausbeutung zu be¬ 
seitigen. 179 


178 Vgl. C. Luge/R. Mand, „Politisches System des 
Sozialismus, Recht, Demokratie, gesellschaftliche 
Organisation“, SuR, 1979/3, S. 232 ff. sowie Die 
gesellschaftlichen Organisationen in der DDR, 
Berlin 1980, insbes. S. 46 ff. und 53 ff. 

179 Vgl. hierzu K. Marx/F. Engels, Werke Bd. 16, Ber¬ 
lin 1968, insbes. S. 152. 
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Unter den Bedingungen der politischen Macht 
der Arbeiterklasse und der mit ihr verbündeten 
Werktätigen und der durchgängigen Herrschaft der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse tragen die 
Gewerkschaften maßgeblich dazu bei, daß die 
Werktätigen aus eigener Erfahrung lernen, den 
Staat zu regieren und die Produktion zu leiten. 180 

In der DDR besteht das Wesen der sozialisti¬ 
schen Demokratie darin, daß die Werktätigen, ge¬ 
stützt auf die politische Macht der Arbeiterklasse 
und ihrer Verbündeten sowie auf das gesellschaft¬ 
liche Eigentum an den Produktionsmitteln, ihre 
Kräfte unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer 
Partei zunehmend bewußt für die weittere Gestal¬ 
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
einesetzen. Dabei können sie ihre grundlegenden 
sozialen Interessen im Einklang mit den objekti¬ 
ven Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen 
Entwicklung immer besser verwirklichen. 181 

Die Stellung der Gewerkschaften bei der Ver¬ 
wirklichung der sozialistischen Demokratie spie¬ 
gelt sowohl ihre Rolle als Schule des Verwaltens 
und der Leitung der Wirtschaft sowie die des In¬ 
teressenvertreters wider. Beide Seiten ihrer um¬ 
fassenden Tätigkeit durchdringen und bedingen 
sich wechselseitig. 182 

Die Funktion der Gewerkschaften als Schule 
des Verwaltens und der Wirtschaftsführung ist 
grundlegend in den §§ 6 ff. AGB festgelegt. Da¬ 
nach organisieren die Gewerkschaften entspre¬ 
chend ihrer Satzung und ihren Beschlüssen die 
Mitglieder der Arbeitskollektive im sozialistischen 
Wettbewerb zum Kampf um hohe. Leistungen bei 
der Erfüllung der volkswirtschaftlichen Aufgaben 
und wirken für die ständige Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen. 
Sie befähigen die Werktätigen, ihr Recht auf Mit¬ 
wirkung an der Leitung und Planung sachkundig 
wahrzunehmen. Durch ihre gesamte Tätigkeit fe¬ 
stigen sie die sozialistische Einstellung der Werk¬ 
tätigen zur Arbeit und ein der sozialistischen Le¬ 
bensweise entsprechendes Handeln der Werktäti¬ 
gen. Die Gewerkschaften sind berechtigt, an der 
Vorbereitung und Ausarbeitung der Fünfjahr- 
plähe und der jährlichen Volkswirtschaftspläne 
teilzunehmen. Dieses im § 7 AGB festgelegte 
Recht ist von großer Bedeutung für die Erschlie¬ 
ßung der grundlegenden und wachsenden Über¬ 
einstimmung der Interessen der Arbeitskollektive 
und einzelnen Werktätigen mit den gesamtgesell¬ 
schaftlichen Erfordernissen. 

Die Grundsatznormen des 1. Kapitels des AGB 

werden für die Leitung des Betriebes und die Mit- 
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Wirkung der Werktätigen auf der betrieblichen 
Ebene im 2. Kapitel, insbesondere in den §§ 22 ff. 
konkretisiert. In den einzelnen Sachkapiteln wird 
dann je nach der geregelten Arbeitsrechtsinstitution 
die konkrete Art des Zusammenwirkens von Einzel¬ 
leitung und gewerkschaftlicher Interessenvertretung 
geregelt. 

„Die den Gewerkschaften zuerkannten Rechte 
ermöglichen es ihnen, die Interessen der Werk¬ 
tätigen sowohl insgesamt im gesamtgesellschaftli¬ 
chen Rahmen (durch den FDGB und seine Orga¬ 
ne), im besonderen in den Zweigen (durch die IG 
und Gewerkschaften und ihre Organe), in den Be¬ 
triebs- und Arbeitskollektiven (durch die Be¬ 
triebsgewerkschaftsorganisation und deren Orga¬ 
ne) und im einzelnen durch die unmittelbare Ver¬ 
tretung der persönlichen Interessen, Rechte und 
Belange der Werktätigen vertreten zu kön¬ 
nen.“ 183 

6 . 2 . 

Der Aufbau der Gewerkschaften 
und des FDGB 

Demokratischer Zentralismus und innergewerk¬ 
schaftliche Demokratie bestimmen den Organisa¬ 
tionsaufbau der Gewerkschaften und des FDGB. 
Einzelheiten enthält die Satzung des FDGB. Mit¬ 
glied des FDGB kann jeder Arbeiter, Angestellte 
und Angehörige der Intelligenz werden, der in ei¬ 
nem Betrieb, einer Verwaltung, einer Institution, 
einer LPG, einer kooperativen Einrichtung der 
Landwirtschaft oder einer anderen Produktions¬ 
genossenschaft arbeitet, ohne Mitglied der Genos¬ 
senschaft zu sein (Abschn. 1.1. der Satzung des 
FDGB), d. h. jeder Werktätige im Sinne des 
AGB. Alle Gewerkschaftsfunktionäre werden 
von den Gewerkschaftsmitgliedern auf demokra¬ 
tische Weise gewählt und sind ihnen rechen¬ 
schaftspflichtig. Die Mitglieder der Gewerk- 
schaftsgruppen, Abteiluhgs-, Betriebs- oder Orts¬ 
gewerkschaftsorganisationen wählen in direkter 


180 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, 
S. 423 ff. sowie Die Gesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen in der DDR, a. a. O., S. 138 ff. 

181 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Lehrbuch, a. a. O., S. 293 ff. 

182 Vgl. hierzu: W. I. Lenin, Werke, Bd. 32, Berlin 
1961, S. 1 ff. 

183 Sozialistisches Arbeitsrecht - Instrument zur Ver¬ 
wirklichung . . . Berlin 1980, S. 63. 


«f»~?T7TrrjT?HW! 







Wahl ihre Gruppenfunktionäre, ihre Abteilungs-, 
Betriebs- und Ortsgewerkschaftsleitungen. 

Ebenso wählen sie die Delegierten zu den 
Delegiertenkonferenzen. Die Delegiertenkonfe¬ 
renzen der Industriegewerkschaften und Gewerk¬ 
schaften sowie des FDGB wählen die entspre¬ 
chenden Gewerkschaftsleitungen, Kreisvorstän¬ 
de, Bezirksvorstände, Zentralvorstände entspre¬ 
chend der Wahlordnung des Bundesvorstandes. 
Der FDGB-Kongreß wählt den Bundesvorstand 
des FDGB. Einzelheiten hierzu regelt Ab¬ 
schnitt II der Satzung des FDGB. 

Das Fundament der gesamten Gewerkschafts¬ 
tätigkeit bilden die gewerkschaftlichen Grundor¬ 
ganisationen. Zu einer Grundorganisation gehö¬ 
ren alle Gewerkschaftsmitglieder, die in einem 
Betrieb oder einer Einrichtung tätig sind. Es gilt 
das Prinzip: ein Betrieb, eine Gewerkschaft. Diese 
gewerkschaftlichen Grundorganisationen sind in 
der Regel Betriebsgewerkschaftsorganisationen 
(für Betriebe mit eigener BGL). 

Es können auch Schulgewerkschaftsorganisa¬ 
tionen (mit eigener SGL) oder Ortsgewerk¬ 
schaftsorganisationen (sie umfassen die Mitglie¬ 
der, die nicht in Betrieben mit eigener BGL tätig 
sind) sein. 

Das höchste Organ der gewerkschaftlichen 
Grundorganisation ist die Mitgliederversammlung. 
Sie wählt zur Leitung der gesamten Gewerk¬ 
schaftsarbeit die Betriebs- oder Ortsgewerk¬ 
schaftsleitung. 

In Grundorganisationen, in denen die Einbe¬ 
rufung einer Mitgliederversammlung für die ge¬ 
samte Gewerkschaftsorganisation nicht möglich 
ist, ist höchstes Organ die Vertrauensleutevollver¬ 
sammlung. 

In Betrieben mit mehr als 300 Gewerk¬ 
schaftsmitgliedern werden in den einzelnen Be¬ 
triebsabteilungen Abteilungsgewerkschaftslei¬ 
tungen (AGL) gewählt. 

Die AGL organisieren die gesamte Gewerk¬ 
schaftsarbeit in diesen Abteilungen, sichern die 
Durchführung der Beschlüsse der Betriebsge¬ 
werkschaftsleitung und die regelmäßige Durch¬ 
führung von Mitgliederversammlungen. 

Um allen Gewerkschaftsmitgliedern eine ak¬ 
tive Beteiligung am Gewerkschaftsleben zu er¬ 
möglichen, werden von den Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitungen (in Großbetrieben von den 
AGL) Gewerkschaftsgruppen nach dem Produk¬ 
tionsprinzip gebildet. An ihrer Spitze steht der 
Vertrauensmann, der in offener Abstimmung ge¬ 
wähltwird. 


6 . 3 . 

Die Aufgaben und Rechte 

der Gewerkschaften bei der Gestaltung 

und Verwirklichung des Arbeitsrechts 

Die allseitige Gewährleistung der gewerkschaftli¬ 
chen Tätigkeit entsprechend den verfassungsmä¬ 
ßigen Garantien und der Satzung des FDGB ge¬ 
hört zu den wichtigsten Aufgaben des Arbeits¬ 
rechts. Das AGB gewährleistet in § 6 Abs. 1 das 
Recht der Werktätigen, sich zur Wahrung ihrer 
Interessen in freien Gewerkschaften zusammen¬ 
zuschließen und zu betätigen. In ihrer Tätigkeit 
gehen die Gewerkschaften als gesellschaftliche 
Organisation verschiedene Beziehungen ein, die 
alle aus der Verwirklichung dieses Koälitions- 
rechts der Werktätigen erwachsen. Dabei sind die 
innergewerkschaftlichen Beziehungen zwischen 
den Gewerkschaftsmitgliedern und den Gewerk¬ 
schaftsorganen sowie zwischen den verschiedenen 
Gewerkschaftsorganen von denjenigen Bezie¬ 
hungen zu unterscheiden, die sich aus der Ver¬ 
wirklichung ihres verfassungsmäßigen Rechts auf 
Mitwirkung bei der Gestaltung und Verwirkli¬ 
chung des sozialistischen Arbeitsrechts ergeben. 
Die innergewerkschaftlichen Beziehungen wer¬ 
den entsprechend der Satzung des FDGB entwik- 
kelt und unterliegen nicht der rechtlichen Rege¬ 
lung. 184 

Gemäß § 8 AGB wirken die Gewerkschaften 
an der Gestaltung und Verwirklichung des soziali¬ 
stischen Arbeitsrechts mit. Die wichtigsten For¬ 
men sind 

a) die Mitwirkung an der Schaffung arbeitsrecht¬ 
licher Normativakte durch die dazu berufenen 

Staatsorgane bzw. die Mitwirkung an der 


184 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, Berlin 1974, S. 88. 
Die verfassungsmäßigen Garantien der Tätigkeit 
der Gewerkschaften, ihre Rolle in der politischen 
Organisation der entwickelten sozialistischen Ge¬ 
sellschaft, im Staatsaufbau und allgemein bei der 
Schaffung und Verwirklichung des Rechts zählen 
zum Verfassungs- bzw. Staatsrecht. Diejenigen 
Regelungen, die sich besonders auf die Wahrneh¬ 
mung der Interessenvertretung bei der Leitung, 
Planung und Durchführung der Arbeit der Arbei¬ 
ter und Angestellten in ihren Arbeitsverhältnissen 
und den untrennbar damit verbundenen gesell¬ 
schaftlichen Verhältnissen erstrecken, zählen zum 
Arbeitsrecht. Die Rechte der Gewerkschaften in 
diesen Verhältnissen sind somit Gegenstand der 
Untersuchung der Arbeitsrechtswissenschaft. 
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Schaffung betrieblicher arbeitsrechtlicher Re¬ 
gelungen; 

b) der Abschluß von Vereinbarungen mit Staats¬ 
organen, wirtschaftsleitenden Organen und 
Betriebsleitern über alle die Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen betreffen¬ 
den Fragen, darunter auch der Abschluß von 
Verträgen mit normativem Inhalt zur Rege¬ 
lung von Arbeitsverhältnissen; 

c) die Mitwirkung bei der Anwendung der Ar¬ 
beitsrechtsnormen oder deren selbständige 
Anwendung bei der Gestaltung konkreter 
Verhältnisse, so z. B. der Sozialversicherungs¬ 
verhältnisse; 

d) die Mobilisierung der Werktätigen, im Rahmen 
des sozialistischen Wettbewerbs und der Be¬ 
wegung für vorbildliche Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit bewußt um die Einheit von 
Planerfüllung und Gesetzlichkeit auf dem Ge¬ 
biete des Arbeitsrechts zu kämpfen; 

e) die Mitwirkung bei der Entscheidung von ar¬ 
beitsrechtlichen Streitigkeiten bzw. die Orga¬ 
nisation der Entscheidung von Streitfällen auf , 
dem Gebiet der Sozialversicherung der Arbei¬ 
ter und Angestellten und 

f) die Kontrolle über die Einhaltung des Arbeits¬ 
rechts, insbesondere die Kontrolle über den’’ 
Gesundheits- und Arbeitsschutz. 

6.3.1. 

Die Mitwirkung an der Gestaltung 
des Arbeitsrechts 

Die Mitwirkung der Gewerkschaften bei der 
rechtsetzenden Tätigkeit erfolgt ebenfalls in ver¬ 
schiedenen Formen: Erstens haben die Gewerk¬ 
schaften gemäß Artikel 45 Abs. 2 der Verfassung 
das Recht der Gesetzesinitiative. 

Dieses Recht wurde z. B. mit der Übergabe des 
Entwurfs des AGB durch Beschluß des 9. FDGB- 
Kongresses an die Volkskammer der DDR verwirk¬ 
licht. Die Gewerkschaften können auch die Ausar¬ 
beitung neuer oder die Veränderung geltender ar¬ 
beitsrechtlicher Normativakte anregen. 

Zweitens machen die Gewerkschaftsorgane 
regelmäßig von ihrem Recht der Teilnahme an der 
Ausarbeitung und Diskussion von Entwürfen ar¬ 
beitsrechtlicher Normativakte Gebrauch. 

Die allgemeine Festlegung des § 8 Abs. 1 AGB über 
die Mitwirkung der Gewerkschaften bei der Gestal¬ 
tung und Verwirklichung des sozialistischen Arbeits¬ 
rechts werden in den §§ 9 ff. AGB konkretisiert. 
Diese Paragraphen regeln entsprechend den Grund¬ 


sätzen des demokratischen Zentralismus die Befug¬ 
nisse des Ministerrates, der Minister und der Leiter 
anderer zentraler Staatsorgane, der zentralen Or¬ 
gane gesellschaftlicher Organisationen und sozalisti- 
scher Genossenschaften und der Betriebsleiter bei 
der Gestaltung und Verwirklichung des Arbeits¬ 
rechts. Dabei wird durchgängig die aktive Mitwir¬ 
kung der Gewerkschaften an der Gestaltung und 
Verwirklichung des sozialistischen Arbeitsrechts ge¬ 
sichert. 

Drittens verfügen die Gewerkschaften über 
das Vereinbarungsrecht. Das in Artikel 45 Abs. 1 
der Verfassung niedergelegte Recht der Gewerk¬ 
schaften, über alle die Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen der Werktätigen betreffenden Fragen mit 
staatlichen Organen, mit Betriebsleitern und an¬ 
deren wirtschaftsleitenden Organen Vereinba¬ 
rungen abzuschließen, wird ebenfalls durch die 
§§ 9 ff. präzisiert. Wichtigste Formen solcher 
durch Vereinbarung geschaffener arbeitsrechtli¬ 
cher Normativakte sind gegenwärtig die RKV und 
die BKV. 

So gibt § 9 Abs. 1 AGB die Möglichkeit, daß der 
Ministerrat in Übereinstimmung mit dem Bundes¬ 
vorstand des FDGB arbeitsrechtliche Bestimmun¬ 
gen vereinbart. Gemäß § 10 Abs. 1 AGB haben die 
Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats¬ 
organe gemeinsam mit den Zentralvorständen der 
Industriegewerkschaften und Gewerkschaften für 
die Werktätigen ihrer Verantwortungsbereiche 
grundsätzlich die notwendigen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen in RKV zu vereinbaren. Die zentra¬ 
len Organe gesellschaftlicher Organisationen und 
sozialistischer Genossenschaften können gemäß 
§ 11 AGB mit den zuständigen Zentralvorständen 
der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften 
für die bei ihnen beschäftigten Werktätigen ebenfalls 
die notwendigen arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
in RKV vereinbaren. Schließlich ergänzt § 24 Abs. 1 
AGB die Festlegung des § 12 AGB, wonach die Be¬ 
triebsleiter gemeinsam mit den BGL entsprechend 
den betrieblichen Bedingungen die notwendigen ar¬ 
beitsrechtlichen Regelungen treffen, soweit das im 
AGB und anderen Rechtsvorschriften einschließlich 
der RKV vorgesehen ist. Paragraph 24 Abs. 1 AGB 
bestimmt, daß die BGL das Recht haben, BKV und 
andere Vereinbarungen mit dem Betriebsleiter ab¬ 
zuschließen. 

6.3.2. 

Die Mitwirkung an der Verwirklichung 
des Arbeitsrechts 

Die Werktätigen werden durch ihre Gewerkschaf¬ 
ten für die aktive Verwirklichung des Arbeits¬ 
rechts mobilisiert. Dies betrifft insbesondere die 


86 


Nähere Einzelheiten über die Bildung und die Wahl 
der Konfliktkommissionen enthält der Beschluß des 
Staatsrates der DDR über die Tätigkeit der Kon¬ 
fliktkommissionen — Konfliktkommissionsordnung— 
vom 12. März 1982 (GBl. I Nr. 13 S. 274). Danach 
sind die Gewerkschaften für die Wahl und Anlei¬ 
tung der Konfliktkommissionen verantwortlich. 
Erfahrene Gewerkschaftler bilden den bewährten 
Kern der Konfliktkommissionsmitglieder. In der 
praktischen Rechtsafbeit in den Betrieben ist deut¬ 
lich spürbar, daß die selbständige Tätigkeit der 
gesellschaftlichen Gerichte in einer engen Wechsel¬ 
beziehung mit der gewerkschaftlichen Arbeit auf 
dem Gebiet des sozialistischen Rechts und ihrer 
Interessenvertretung steht. 190 


Mitbestimmung und Mitwirkung hinsichtlich der 
Leitung der Arbeitsverhältnisse und der Verwirk¬ 
lichung des Arbeitsrechts im Betrieb, aber auch in 
den Kombinaten, Zweigen und auf zentraler 
Ebene. 185 Ausdruck ist die von den Ge¬ 
werkschaften im Rahmen des sozialistischen 
Wettbewerbs organisierte Massenbewegung 
für vorbildliche Ordnung, Disziplin un.d 
Sicherheit. 186 Eine besondere Verantwortung 
nimmt die Gewerkschaft bei der Verwirklichung 
der sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
wahr. 187 

Die gewerkschaftliche Rechtsarbeit erfolgt auf der 
Grundlage von Beschlüssen des Bundesvorstandes 
des FDGB. So werden im Beschluß des Präsidiums 
des Bundesvorstandes vom 2. August 1974 „Über 
die Aufgaben der Gewerkschaften zur Erläuterung 
des sozialistischen Rechts sowie zur Weiterentwick¬ 
lung des Rechtsbewußtseins der Werktätigen“ ins¬ 
besondere die Aufgaben der Gewerkschaftsmitglie¬ 
derversammlungen und Vertrauensleutevollver¬ 
sammlungen, der Gewerkschaftsvorstände und -lei- 
tungen und ihrer Rechtskommissionen bei der Schu¬ 
lung und Verwirklichung des sozialistischen Rechts 
festgelegt. Für Teilgebiete der Rechtsarbeit werden 
vom Sekretariat des Bundesvorstandes „Ordnun¬ 
gen“ erlassen, z. B. die „Ordnung für die Wahrneh¬ 
mung der Rechte der Gewerkschaften beim Ab¬ 
schluß, bei der Änderung und der Auflösung von 
Arbeitsverträgen“. 188 In ihnen werden vor allem die 
Aufgaben der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
. und der Vertrauensleute bei der Ausübung der ge¬ 
werkschaftlichen Rechte festgelegt. 

Aus dem zunehmenden Gewicht des Rechts¬ 
bewußtseins leiten die Gewerkschaften die Auf¬ 
gabe ab, den Anteil der Rechtspropaganda an ih¬ 
rer ideologischen Arbeit weiter zu erhöhen, „weil 
über diesen Weg die Wirkung des sozialistischen 
Rechts, vor allem seine freiwillige und bewußte 
Einhaltung, verstärkt wird“. 189 Die gewerkschaft¬ 
liche Rechtsarbeit ist eng mit dem sozialistischen 
Wettbewerb verknüpft. Die Rechtsarbeit der Ge¬ 
werkschaften wird durch die gewerkschaftlichen 
Rechtskonferenzen und die Tätigkeit der Rechts¬ 
kommissionen als Hilfsorgane der gewerkschaftli¬ 
chen Leitungen und Vorstände gefördert. 

6 . 3 . 3 . 

Die Mitwirkung 

an der Arbeitsrechtsprechung 

Gemäß § 7 des Gesetzes über die gesellschaftli¬ 
chen Gerichte der DDR organisieren die Gewerk¬ 
schaften in Ausübung ihrer verfassungsmäßigen 
Rechte die Wahl der Konfliktkommissionen. 


Vor allem im Rahmen der Konfliktkommis¬ 
sionen, die über 90 % aller Arbeitsstreitfälle end¬ 
gültig ehtscheiden, wirken die Werktätigen unmit¬ 
telbar an der Lösung von Arbeitsstreitfällen mit. 

Die Sozialversicherungsstreitfälle werden ent¬ 
sprechend der Selbstverwaltung der Versicherten 
direkt durch Beschwerdekommissionen als ge¬ 
werkschaftliche Organe entschieden (vgl. § 296 
Abs. 3 AGB). 

Einzelheiten hierüber enthält die Richtlinie des Mi¬ 
nisterrates der DDR und des Bundesvorstandes des 
FDGB über die Wahl, Aufgaben und Arbeitsweise 
der Beschwerdekommissionen für Sozialversiche¬ 
rung des FDGB, die aufgrund des § 303 Abs. 2 


185 Vgl. zur Bedeutung der Arbeitsrechtsverwirkli¬ 

chung als Teil der Interessenvertretung: Bericht 
des Bundesvorstandes des FDGB an den 
9. FDGB-Kongreß, Berichterstatter: Harry Tisch, 
a. a. O., S. 49. , 

186 Vgl. „Die Bewegung für vorbildliche Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit — ein Beitrag zur Erfüllung 
der Hauptaufgabe“. Aus der Tätigkeit der Volks¬ 
kammer und ihrer Ausschüsse, H. 13, 6. Wahlpe¬ 
riode 1976; S. Heger/H. Wostry, Sozialistische 
Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit, Berlin 
1979, S. 93 ff.; G. Lehmann/H.-J. Schulz, Ord¬ 
nung und Sicherheit im sozialistischen Wettbe¬ 
werb, Berlin 1975, insbes. S. 18 ff. 

187 Vgl. a. a. O., S. 33 f. 

188 „Ordnung für die Wahrnehmung der Rechte der 
Gewerkschaften beim Abschluß, bei der Änderung 
und der Auflösung von Arbeitsverträgen (Be¬ 
schluß des Sekretariats des Bundesvorstandes des 
FDGB vom 21. Juni 1978)“, in: AuA, 1978/8, 
S. 359. 

189 H. Heintze, „Gewerkschaftliche Rechtsarbeit in 
Vorbereitung des X. Parteitages der SED“, NJ, 
1980/9, S, 392 ff. 

190 Vgl. H. Heintze, „25 Jahre erfolgreiche Arbeit der 
Konfliktkommissionen“, NJ, 1978/5, S. 190 ff. 
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AGB geschaffen wurde und der durch Beschluß des 
Ministerrates der DDR und des Bundesvorstandes 
des FDGB vom 21. Februar 1978 (GBl. I Nr. 8 
S. 109) zugestimmt wurde. 

Die Gewerkschaften wirken auch bei der Un¬ 
tersuchung, Entscheidung und Auswertung von 
Arbeitsstreitfällen durch staatliche Gerichte mit. 
Ihre diesbezüglichen Rechte sind in den §§ 299 ff. 
AGB und im Gesetz über das gerichtliche Verfah¬ 
ren in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen 
geregelt. 

Danach hat der FDGB das Recht, dem Minister der 
Justiz die Vorschläge für die Wahl der Richter der 
Kammern und Senate für Arbeitsrecht der Kreis- 
und Bezirksgerichte zu unterbreiten. Die Schöffen 
der Kammern für Arbeitsrecht der Kreisgerichte 
werden in öffentlichen Versammlungen in den Be¬ 
trieben durch die wahlberechtigten Werktätigen auf 
Vorschlag des FDGB gewählt. Die Schöffen der Se¬ 
nate für Arbeitsrecht dei; Bezirksgerichte werden auf 
Vorschlag des FDGB durch die Bezirkstage gewählt, 
die des Senats für Arbeitsrecht des Obersten Ge¬ 
richts werden vom Bundesvorstand des FDGB vor¬ 
geschlagen und auf Vorschlag des Staatsrates durch 
die Volkskammer gewählt. Von besonderer Bedeu¬ 
tung für die Mitwirkung der Gewerkschaften'ist das 
in § 301 Abs. 1 AGB niedergelegte Recht der Vor¬ 
stände und Leitungen der Gewerkschaften, zur 
Wahrung der Rechte der Werktätigen in arbeits¬ 
rechtlichen Verfahren vor den Gerichten Prozeßver¬ 
tretungen zu übernehmen. Darüber hinaus haben 
die Vorstände und Leitungen der Gewerkschaften 
gemäß § 301 Abs. 2 AGB das Recht, in Arbeits¬ 
rechtssachen mitzuwirken. 191 

6 . 3 . 4 . 

Die gewerkschaftliche Kontrolle 
der Einhaltung des Arbeitsrechts 

Das in Artikel 44 Abs. 2 der Verfassung festge¬ 
legte Recht der gesellschaftlichen Kontrolle der 
Gewerkschaften über die Wahrung der gesetzlich 
garantierten Rechte der Werktätigen wird für den 
Bereich des Arbeitsrechts durch § 8 AGB kon¬ 
kretisiert und in den §§ 292 ff. AGB im einzelnen 
ausgestaltet. Danach üben die Gewerkschaften 
durch ihre Vorstände und Leitungen und andere 
gewerkschaftliche Organe sowie durch den Ein¬ 
satz von Arbeiterkontrolleuren die gesellschaftli¬ 
che Kontrolle über die Einhaltung des Arbeits¬ 
rechts aus. 

Die Vorstände und Leitungen der Gewerkschaften 
sind berechtigt, von den zuständigen Leitern Aus¬ 
künfte und Stellungnahmen anzufordern und in Un¬ 
terlagen einzusehen. Bei Verletzung arbeitsrechtli¬ 


cher Bestimmungen können sie fordern, daß die Ge¬ 
setzlichkeit wiederhergestellt wird. Sie können dar¬ 
auf dringen, daß die Verantwortlichen auf der 
Grundlage der rechtlichen Vorschriften zur Rechen¬ 
schaft gezogen werden. Der zuständige Leiter hat 
innerhalb von 3 Wochen schriftlich mitzuteilen, was 
auf Grund der gewerkschaftlichen Forderung veran¬ 
laßt wurde. ' 

Das Kontrollrecht der Gewerkschaften ist eng 
mit den anderen Mitwirkungsrechten verbunden. 
So schließt das Zustimmungsrecht der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung bei¬ 
spielsweise beim Erlaß einer betrieblichen Arbeits¬ 
ordnung oder beim Ausspruch einer fristgemä¬ 
ßen Kündigung die Kontrolle über die Einhaltung 
der dafür im AGB festgelegten Voraussetzungen 
und Anforderungen durch den Betrieb ein. 

Besondere Rechte besitzen die Gewerkschaf¬ 
ten auf dem Gebiet der Kontrolle des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes. Einzelheiten hierzu 
regelt § 293 AGB. 


191 Gemäß Abschnitt I Ziff. 2 Buchst, e) der auf dem 
' 9. FDGB-Kongreß beschlossenen Satzung des 
FDGB hat jedes Gewerkschaftsmitglied das Recht, 
die Gewerkschaften zur Vertretung seiner Rechte 
in Anspruch zu nehmen. Im Vordergrund steht da¬ 
bei die Beilegung der Konflikte unmittelbar im Be¬ 
trieb ohne Anrufung der Konfliktkommission. Ist 
auch unter Mithilfe der Gewerkschaft keine Über¬ 
einstimmung zwischen dem Werktätigen und sei¬ 
nem Betrieb zu erreichen, und muß zur Klärung der 
Rechtslage und der sich daraus ergebenden An¬ 
sprüche der Gerichtsweg beschritten werden, so 
hat das Gewerkschaftsmitglied gemäß Abschnitt I 
Ziff. 4 Buchst, a) der Satzung die Möglichkeit, 
,,kostenlose Rechtshilfe durch die Gewerkschafts¬ 
organe in arbeitsrechtlichen Fragen zu erhalten“. 
Zur Ausgestaltung dieses Rechts jedes Gewerk¬ 
schaftsmitgliedes aus der Satzung hat das Sekreta¬ 
riat des Bundesvorstandes des FDGB am 1. 8. 
1979 die „Ordnung über die gewerkschaftliche 
Prozeßvertretung und Mitwirkung im arbeitsrecht¬ 
lichen Verfahren“ (in: Informationsblatt des 
FDGB 1979/6 S. 1 ff. und in AuA, 1979/11, 
S. 503 ff.) beschlossen; vgl. hierzu im einzelnen 
R. Kranke, „Neue Ordnung über die gewerk¬ 
schaftliche Interessenvertretung in arbeitsrechtli¬ 
chen Verfahren“, NJ, 1979/9, S. 398 ff. 
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Kapitel II 

Leitung des Betriebes 

und Mitwirkung der Werktätigen 


1 . 

Der Einfluß des Arbeitsrechts 

auf die Gestaltung 

von Leitung und Mitwirkung 

1 . 1 . 

Leitungstätigkeit als Voraussetzung 
jeder gemeinschaftlichen Arbeit 

Mit dem Begriff Leitung wird eine bestimmte Art 
der menschlichen Tätigkeit bezeichnet. Sie er¬ 
scheint als eine spezifische Fcym bewußter, zielge¬ 
richteter, zweckmäßiger Tätigkeit, die sich auf 
Menschen und ihre Kollektive richtet, und be¬ 
wirkt, daß sich diese zum Erreichen gemeinsamer 
Ziele in der Produktion, bei der Verteilung, beim 
Austausch, der Konsumtion der materiellen Gü¬ 
ter und in anderen Lebensbereichen der Gesell¬ 
schaft in bestimmter Weise verhalten. Leitung ist 
also auf die Organisation und Sicherung gemein¬ 
schaftlichen Handelns gerichtet. 

Leitung in der eben charakterisierten Form ist 
vor allem ein Ergebnis der Arbeitsteilung. Als die 
Menschen begannen, arbeitsteilig zu produzieren, 
gemeinsam verschiedene Arbeitsprozesse auszu¬ 
führen, entstand eine neue Art der geistigen Arbeit, 
die darauf gerichtet war, die verschiedenen spe¬ 
ziellen Einzeltätigkeiten für das Erreichen des 
Ziels, z. B. die Herstellung eines bestimmten Pro¬ 
dukts, zu bestimmen und an die Mitglieder der 
Gruppe zu verteilen, ihr koordiniertes Zusam¬ 
menwirken zu organisieren und zu überwachen 
und gefordertes Verhalten zu motivieren, mit Sti- 
mulierungs- und gegebenenfalls auch Verant¬ 
wortlichkeitsmaßnahmen durchzusetzen. 

Die Leitung ist für jede kombinierte gesell¬ 
schaftliche Arbeit unumgänglich. Sie ist als Er¬ 
gebnis der Arbeitsteilung immer notwendige Be¬ 
dingung des Arbeitsprozesses. Mit fortschreiten¬ 
der Spezialisierung, Gliederung und Kombination 
des Arbeitsprozesses gewinnt die Leitung als 


Element desselben zunehmend eine relativ selb¬ 
ständige Funktion. Auf die Bedeutung der Lei¬ 
tung eingehend, stellte Marx im Kapital fest: „Die 
Arbeit der Oberaufsicht und Leitung entspringt 
notwendig überall, wo der unmittelbare Produk¬ 
tionsprozeß die Gestaltung eines gesellschaftlich 
kombinierten Prozesses hat und nicht als ver¬ 
einzelte Arbeit der selbständigen Produzenten 
auftritt.“ 1 Weil damit aber die Natur der Leitung, 
d. h. die Leitung von Menschen durch Menschen 
unter jeweils ganz bestimmten historischen Be¬ 
dingungen vorerst nur einseitig gekennzeichnet 
wurde, fährt Marx, die Leitung im Kapitalismus 
charakterisierend, fort: „Sie ist aber doppelter 
Natur. Einerseits in allen Arbeiten, worin viele 
Individuen kooperieren, stellt sich notwendig der 
Zusammenhang und die Einheit des Prozesses in 
einem kommandierenden Willen dar, und in 
Funktionen, die nicht die Teilarbeiten, sondern 
die Gesamttätigkeit der Werkstatt betreffen, wie 
bei dem Direktor eines Orchesters. Es ist dies eine 
produktive Arbeit, die verrichtet werden muß in 
jeder kombinierten Produktionsweise. Anderer¬ 
seits - ganz abgesehen vom kaufmännischen De¬ 
partement — entspringt diese Arbeit der Oberauf¬ 
sicht notwendig in allen Produktionsweisen, die 
auf dem Gegensatz zwischen dem Arbeiter als 
dem unmittelbaren Produzenten und dem Eigen¬ 
tümer der Produktionsmittel beruhn.“ 2 

An anderer Stelle bezeichnet er diese Doppel¬ 
natur der kapitalistischen Leitung mit den Wor¬ 
ten: „Die Leitung des Kapitalisten ist nicht nur 
eine aus der Natur des gesellschaftlichen Arbeits¬ 
prozesses entspringende und ihm angehörige be- 
sondre Funktion, sie ist zugleich Funktion der 
Ausbeutung eines gesellschaftlichen Arbeitspro¬ 
zesses und daher bedingt durch den unvermeidli- 


1 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 25, Berlin 1964, 
S. 397. , 

2 a. a. O., S. 398 
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eben Antagonismus zwischen dem Ausbeuter und 
dem Rohmaterial seiner Ausbeutung.“ 3 

In den in antagonistische Klassen geteilten 
Gesellschaftsformationen hat die Leitung direkt 
eine bestimmte sozialökonomische Determiniert¬ 
heit durch die vorherrschenden Produktionsver¬ 
hältnisse erhalten. Sie trägt Klassencharakter, 
dient der Ausbeutung. Für den modernen staats¬ 
monopolistischen Kapitalismus ist charakteri¬ 
stisch, daß nicht nur die unmittelbare Leitung der 
gesellschaftlichen Arbeit, sondern auch die staat¬ 
liche, politische Leitung Attribut des Kapitals ist. 
Besonders augenfällig wird dies an der organi¬ 
schen Verschmelzung der wirtschaftlichen Macht 
der Monopole mit der politischen Macht des Staa¬ 
tes. 

Auch das Wesen der Leitung im Sozialismus 
ist nur aus den ihr zugrunde liegenden gesell¬ 
schaftlichen Verhältnissen, den Produktionsver¬ 
hältnissen, zu erklären. Auf der Grundlage des 
von der Arbeiterklasse im revolutionären Kampf 
geschaffenen sozialistischen gesellschaftlichen Ei¬ 
gentums, das die Werktätigen vereint und die in¬ 
nere Geschlossenheit ihrer Ziele und Bestrebun¬ 
gen objektiv bedingt, dient die Leitung im Sozia¬ 
lismus letztlich einem Grundanliegen: die Werk¬ 
tätigen zu bewußten Gestaltern ihres gesellschaft¬ 
lichen Lebens zu machen, sie zur bewußten 
Durchsetzung der Gesetzmäßigkeiten der gesell¬ 
schaftlichen Entwicklung zu befähigen. 

Der Sozialismus beseitigt die in allen Ausbeu¬ 
tergesellschaften vorhandene Doppelnatur der 
Leitung. Im Sozialismus haben die Werktätigen, 
ganz gleich, ob sie Leitungstätigkeit verrichten 
oder ob sie zu den Werktätigen ohne Leitungs¬ 
funktion gehören, eine gleiche Stellung zu den 
Produktionsmitteln, sie sind deren gesellschaftli¬ 
che Eigentümer. Zwischen den Leitern und den 
Arbeitern besteht kein Gegensatz mehr, sie reali¬ 
sieren ein Interesse, ein Ziel, das sich letztlich zu¬ 
rückführen läßt auf die maximale Entwicklung der 
Produktion zur ständig besseren Befriedigung der 
materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Men¬ 
schen, zur Entwicklung sozialistischer gesell¬ 
schaftlicher Beziehungen. Hieraus erwächst auch 
die grundsätzlich gleiche Stellung von Einzelleiter 
und Werktätigen unter sozialistischen Verhältnis¬ 
sen. Sie erzeugt kameradschaftliche Zusammen¬ 
arbeit, gegenseitiges Vertrauen im gemeinsamen 
Ringen um die effektivste Gestaltung des Ar¬ 
beitsprozesses. Es kann daher objektiv keinen Ge¬ 
gensatz zwischen den Interessen des Leiters und den 
schöpferischen Bestrebungen der Werktätigen 


geben. Kollektiv und Leiter sind ein dialektisches 
Ganzes, bei dem eines das andere bedingt und 
voraussetzt. Produktive Tätigkeit und politisches 
Verhalten im Arbeitsprozeß, menschliches Ver¬ 
halten und materiell-technische Produktionspro¬ 
zesse sind daher niemals als nebeneinanderste¬ 
hende Dinge zu betrachten, etwa derart, daß man 
die Leitung der Menschen von der Leitung der 
Produktionsprozesse trennt. In der sozialistischen 
Leitungstätigkeit geht es immer und ausschließ¬ 
lich um die Determination des Arbeitsverhaltens 
der Werktätigen, darum, wie sie ihre Entschlüsse 
und Handlungen in die Lösung der Aufgaben zur 
weiteren Gestaltung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft einordnen. In diesem Sinne auf 
Bewußtsein und Willen der Werktätigen einzu¬ 
wirken, ist Aufgabe jedes sozialistischen Leiters, 
ist Ziel, Inhalt und Methode der Leitung der ge¬ 
sellschaftlichen Arbeit. Daher sind bei der Lei¬ 
tung im Sozialismus weder Gegensätzlichkeit 
noch Nebeneinander von Leitung und Demokra¬ 
tie möglich. Die den sozialistischen Arbeitsver¬ 
hältnissen adäquate Leitung ist Ausdruck soziali¬ 
stischer Demokratie und erfordert ihre ständige 
qualitative Entwicklung. 

Unter den Bedingungen der Existenz be¬ 
freundeter und auf gleiche gesellschaftliche Ziele 
orientierter Klassen und Schichten trägt die sozia¬ 
listische Leitung notwendig Klassencharakter und 
existiert in politischer Form. 


1 . 2 . 

Anforderungen an 
die betriebliche Leitungstätigkeit 
bei der weiteren Gestaltung 
der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft 

Die Anforderungen an die Leitungstätigkeit bei 
der weiteren Gestaltung der entwickelten soziali¬ 
stischen Gesellschaft ergeben sich aus deren zu¬ 
nehmender Bedeutung für die dynamische Ent¬ 
wicklung der Volkswirtschaft und für die Intensi¬ 
vierung der gesellschaftlichen Entwicklung insge¬ 
samt. Die Höherentwicklung der Produktivkräfte 
und der Produktionsverhältnisse ist entscheidend 
für den weiteren dynamischen Fortschritt der Ge¬ 
sellschaft. Die dialektische Wechselbeziehung von 


3 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1962 
S. 350. 
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Produktivkräften und Produktionsverhältnissen 
setzt die entscheidenden Triebkräfte der ökono¬ 
mischen und der gesamtgesellschaftlichen Ver¬ 
vollkommnung frei, sie ist wesentliche Voraus¬ 
setzung dafür, daß sich die sozialistische Gesell¬ 
schaft als „ein historischer Prozeß tiefgreifender 
politischer, ökonomischer, sozialer und geistig¬ 
kultureller Wandlungen“ 4 weiter entfalten kann. 
Die Entwicklung der Produktivkräfte wird durch 
die entfalteten sozialistischen Produktionsver¬ 
hältnisse ermöglicht, sie erfordert jedoch mit ob¬ 
jektiver Notwendigkeit deren Vervollkommnung. 
Wesentlich hierfür ist die Organisationsform der 
volkseigenen Kombinate in Industrie und Bauwe¬ 
sen. Mit den Kombinaten wird nicht nur ein zwei¬ 
stufiges Leitungssystem in der Volkswirtschaft 
realisiert, sondern eine höhere Qualität der Pro¬ 
duktionsverhältnisse durch einen weit höheren 
Vergesellschaftungsgrad der Arbeit und der Pro¬ 
duktion erreicht, indem alle Phasen des Repro¬ 
duktionsprozesses einschließlich der Forschung, 
der technischen Entwicklung und des Absatzes 
miteinander verbunden sind. „Mit der Bildung 
und Weiterentwicklung der Kombinate wurden 
wichtige Voraussetzungen zur einheitlichen Lei¬ 
tung des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts, zur komplexen Durchführung und Be¬ 
herrschung wichtiger Neuerungsprozesse geschaf¬ 
fen“, heißt es in der Direktive des X. Parteitäges. 5 

Ausgehend von den tatsächlich gegebenen 
objektiven Bedingungen, wie den gefestigten 
Produktionsverhältnissen, der sich dynamisch ge¬ 
staltenden materiell-technischen Basis des Sozia¬ 
lismus, aber auch den wachsenden außenwirt¬ 
schaftlichen Belastungen sowie den zunehmenden 
Problemen, die mit der energetischen Basis der 
Wirtschaft verbunden sind, bilden sich besondere 
Anforderungen an die Leitung und Planung der 
Gesellschaft heraus. 

Die für die ganze Gesellschaft gesetzten Prä¬ 
missen gelten selbstverständlich auch und vorran¬ 
gig für die Leitung volkseigener Kombinate und 
Betriebe. Die Hauptquelle für die notwendige 
Leistungssteigerung in der DDR liegt in der Aus¬ 
schöpfung der Möglichkeiten der wissenschaft¬ 
lich-technischen Revolution. „Mit diesem Ziel 
nutzen und entwickeln wir das bedeutende gei¬ 
stige und materielle Potential der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik.“ 6 Gesellschaftliche Ak¬ 
tivität, hohe Bildung, große Erfahrungen und um¬ 
fangreiches Können müssen zu ökonomischen 
Leistungen führen. Vorhandenes Leistungsver¬ 
mögen und Leistungsbereitschaft der Werktätigen 


sind durch die Leitung zu höherer gesellschaftli¬ 
cher Wirksamkeit zu bringen. Die Vervollkomm¬ 
nung der Leitungstätigkeit ist ein Prozeß, der in al¬ 
len Phasen auch mit den Mitteln des Rechts geför¬ 
dert und gesichert werden muß. 

Die fortschreitende Vergesellschaftung des 
Produktionsprozesses vor allem durch die zuneh¬ 
mende Organisation der gesellschaftlichen Arbeit 
in den Kombinaten, die zielstrebigere Nutzung 
von Wissenschaft und Technik zur Beschleuni¬ 
gung des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts, die zunehmende Tragweite der Handlun¬ 
gen der Werktätigen und ihrer Kollektive in den 
Produktionseinheiten für den Gesellschaftsfort¬ 
schritt setzen auch ein höheres Niveau der rechtli¬ 
chen Einflußnahme voraus. Insbesondere das Ar¬ 
beitsrecht ist in stärkerem Maße bei der Erzeu¬ 
gung sozialistischer Denk- und Verhaltensweisen 
im Interesse der Lösung der gesellschaftlichen 
Aufgaben wirksam zu machen. Mit seinen spezifi¬ 
schen Mitteln muß es auf solche Grundfragen der 
Leitung einwirken wie: 

- das Beachten gesamtvolkswirtschaftlicher Zu¬ 
sammenhänge bei der Entscheidungsfindung in 
Kombinaten und Betrieben; 

- die volle Nutzung der verfügbaren Ressourcen 
und das Erschließen aller Reserven in engem 
Zusammenwirken mit den Werktätigen; 

- die konsequente Entfaltung der schöpferischen 
Initiativen der Werktätigen besonders im sozia¬ 
listischen Wettbewerb und die einheitliche 
Orientierung auf diszipliniertes Verhalten und 
Arbeiten; 

- die ständige Optimierung der Organisation der 
Arbeit und der Leitungsstruktur sowie die Ver¬ 
vollkommnung der materiellen, organisatori¬ 
schen und sozialen Bedingungen im Interesse 
hoher Effektivität und Qualität der Arbeit; 

- die Anwendung der Erkenntnisse der WAO, 
um die Arbeitsbedingungen planmäßig so zu 
gestalten, daß durch Anreicherung der Arbeits¬ 
inhalte mit schöpferischen Elementen bzw. 
durch anspruchsvollere Arbeitsaufgaben das 


4 Programm der SED, Berlin 1976, S. 19. 

5 Direktive des X. Parteitages der SED zum Fünf¬ 
jahrplan für die Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR in den Jahren 1981 bis 1985, Berichter¬ 
statter: Genosse Willi Stoph, Berlin 1981, S. 11. 

6 Bericht des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands an den X. Parteitag 
der SED, Berichterstatter: Genosse Erich Honek- 
ker, Berlin 1981, S. 50. 
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Bildungs- bzvv. Qualifikationsniveau der Werk¬ 
tätigen intensiver genutzt und weiter entfaltet 
wird. 

Das Arbeitsrecht kann den dynamischen 
Prozeß der Leitung bei der weiteren Entwicklung 
der sozialistischen Gesellschaft nur dann wirksam 
beeinflussen, wenn es auf die tatsächlichen Pro¬ 
zesse im Bereich der Arbeit orientiert und wenn es 
im normativen Recht und im Prozeß der Rechts¬ 
verwirklichung von den Prinzipien sozialistischer 
Leitung ausgeht. 

i 

1 . 3 . 

Die sozialistischen Leitungsprinzipien 
unter besonderer Beachtung des Prinzips 
des demokratischen Zentralismus 

Die Erkenntnis, daß die Entwicklung der soziali¬ 
stisch/kommunistischen Gesellschaftsordnung 
der bewußten Durchsetzung objektiver Gesetze 
bedarf und die Beachtung ihrer Wirkungsbedin¬ 
gungen voraussetzt, gehört zu den hervorragend¬ 
sten Lehren Lenins. Die wissenschaftliche Be¬ 
gründung der Leitung der sozialistischen Gesell¬ 
schaft durch Lenin stellt eine Entwicklung und 
Konkretisierung der Ideen von Marx und Engels 
auf der Grundlage der Erfahrungen der ersten 
Jahre der Sowjetmacht dar. Sie war vor allem 
Ausdruck der Notwendigkeit der Objektivierung 
der Leitungstätigkeit und der Konzentration auf 
die entscheidenden Hauptkettenglieder bei der 
Herausbildung und Leitung einer funktionieren¬ 
den Wirtschaft. Die theoretischen Gedanken und 
Erfahrungen Lenins haben in den Prinzipien so¬ 
zialistischen Leitens ihre wissenschaftliche Ver¬ 
allgemeinerung gefunden. Sie lassen sich aus den 
objektiven Gesetzmäßigkeiten der Gesellschafts¬ 
entwicklung ableiten. 7 Als Reflexion der inneren, 
allgemeinen, wesentlichen und notwendigen Zu¬ 
sammenhänge der Leitungsverhältnisse sind die 
Leitungsprinzipien 8 eine Grundorientierung, ein 
Leitfaden für die theoretische Arbeit wie für das 
praktische Verhalten. Sie formulieren elementare 
Anforderungen an das Verhalten im Leitungs¬ 
prozeß, gültig für alle Bereiche. 9 Sie haben nicht 
nur für die Zeit, in der die Grundlagen der soziali¬ 
stischen Gesellschaft geschaffen werden, Gültig¬ 
keit, sondern sind von universeller Bedeutung, da 
sie sich aus den ihnen zugrunde liegenden gesell¬ 
schaftlichen Verhältnissen ableiten und ihre 
schöpferische Anwendung im Sinne des Marxis¬ 
mus-Leninismus und der Beschlüsse der Partei 


der Arbeiterklasse ihre ständige Weiterentwick¬ 
lung voraussetzt. 

Die Verwirklichung der Leitungsprinzipien ist 
eine Voraussetzung für die Wissenschaftlichkeit 
der Leitungsarbeit. Anwendung der Leitungs¬ 
prinzipien heißt, gesetzmäßige Eigenschaften und 
Zusammenhänge in Form von allgemeinen Ver¬ 
haltensgrundsätzen, die auf die Leitungsbezie¬ 
hungen Einfluß nehmen, zu verwirklichen. Die 
Leitungsprinzipien sind die entscheidende theore¬ 
tische Ausgangsposition für die praktische Ausge¬ 
staltung jener Leitungsverhältnisse, auf die das 
Arbeitsrecht Einfluß nimmt. Die Realisierung der 
Leitungsprinzipien ist Hauptvoraussetzung, damit 
die Normen des Arbeitsrechts so ausgestaltet und 
angewendet werden, daß sie mit hoher Effektivi¬ 
tät auf die Vervollkommnung der Leitungsver¬ 
hältnisse im Bereich der Arbeit einwirken. 

Die von Lenin begründeten allgemeingül¬ 
tigen Leitungsprinzipien sind von sozialistischen 
Leitungswissenschaftlern präzisiert, unterschied¬ 
lich kombiniert und z. T. auch differenzierter 
formuliert worden. Hier werden nur jene Prinzi¬ 
pien genannt, die durch das Arbeitsrecht der 
DDR ihre juristische Konkretisierung erfahren 
haben und dessen Wirkungsprozeß wesentlich be¬ 
stimmen. Es sind insbesondere 
- das Prinzip des demokratischen Zentralismus, 
das die optimale Verbindung von zentraler Lei¬ 
tung und Eigenverantwortung sowie Initiative 
und Aktivität der Werktätigen zum Inhalt hat 
und sich in weiteren Prinzipien, wie in der Ein¬ 
heit von politischer und wirtschaftlicher Lei¬ 
tung und in der Einzelleitung und persönlichen 


7 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 20, Berlin 
1962, S. 32 f. 

8 Vgl. O. W. Koslowa/I. N. Kusnezow, Die wissen¬ 
schaftlichen Grundlagen der Leitung der Produk¬ 
tion, Berlin 1971, S. 33 ff.; W. M. Schapko, Be¬ 
gründung der Prinzipien der staatlichen Leitung 
durch W. I. Lenin, Berlin 1970; 

Leiter, Kollektiv, Persönlichkeit, Berlin 1979, 
S. 48. 

9 Auch für die Leitungsprinzipien gilt die folgende 

- Feststellung von Engels: „Die Prinzipien sind nicht 

der Ausgangspunkt der Untersuchung, sondern ihr 
Endergebnis; sie werden nicht auf Natur und Men¬ 
schengeschichte angewandt, sondern aus ihnen ab¬ 
strahiert; nicht die Natur und das Reich des Men¬ 
schen richten sich nach den Prinzipien, sondern die 
Prinzipien sind nur insoweit richtig, als sie mit Na¬ 
tur und Geschichte stimmen.“ K. Marx/F. Engels, 
Werke, Bd. 20, a. a. O., S. 33. 
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Verantwortung bei kollektiver Beratung mit 
den Werktätigen äußert; 

- das Prinzip der Planmäßigkeit; 

- das Prinzip der Objektivität und Wissenschaft¬ 
lichkeit; 

- das Prinzip der Rechenschaftslegung und Kon¬ 
trolle; 

- das Prinzip der materiellen und ideellen Stimu¬ 
lierung; 

- das Prinzip der Gesetzlichkeit. 

Aus diesen Prinzipien ergeben sich auch politische 
Verhaltensanforderungen an die beteiligten Sub¬ 
jekte der Leitungsbeziehungen, sie sind Leitorien¬ 
tierungen für die Gestaltung der Leitungsstruktur 
und das funktionelle Wirken der Subjekte der Lei¬ 
tungsbeziehungen. Innerhalb der Leitungsprinzi¬ 
pien nimmt das Prinzip des demokratischen Zen¬ 
tralismus eine vorrangige Stellung ein, denn der 
demokratische Zentralismus „ist die Form“, wie 
Polak feststellte, „in der sich die Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaft notwendig voll¬ 
zieht“. 10 Die Entwicklung der sozialistischen Ge¬ 
sellschaft ist gekennzeichnet durch zunehmende 
Einheitlichkeit und ansteigende Bewußtheit des 
Handelns der Werktätigen in der gesellschaftli¬ 
chen Arbeit und in allen anderen gesellschaftli¬ 
chen Lebensbereichen, um die Gesetzmäßigkei¬ 
ten des Sozialismus im Interesse der Menschen 
voll zur Wirkung zu bringen. Aus diesem Grunde 
wird auch zu Recht die Auffassung vertreten, daß 
sich im demokratischen Zentralismus das eigentli¬ 
che Wesen der sozialistischen Ordnung äußert. 11 
Did konsequente Verwirklichung des demokrati¬ 
schen Zentralismus bedeutet, die zentrale Leitung 
qualitativ zu verbessern, die sozialistische Demo¬ 
kratie weiter zu entfalten, d. h. seine beiden 
Grundelemente gleichzeitig zu stärken und 
schließlich „Zentralismus und Demokratismus 
optimal miteinander zu verbinden, das richtige 
Maß beider zu finden“. 12 Für das dialektische 
Verhältnis der beiden Momente des demokrati¬ 
schen Zentralismus ist kennzeichnend, daß eine 
Seite nicht unabhängig oder losgelöst von der an¬ 
deren weiterentwickelt werden kann. Erst bei ei¬ 
ner qualifizierten staatlichen Leitung, die exakt 
die zu lösenden Aufgaben bestimmt, die Werktä¬ 
tigen ausreichend informiert, sie ideell und mate¬ 
riell für die Erfüllung der Aufgaben stimuliert, 
ihre Initiativen lenkt, vermag die Demokratie ei¬ 
nen starken Aufschwung zu nehmen. Ohne eine 
von der zentralen Leitung vorgegebene Richtung 
für die Initiative der Werktätigen würde sich diese 
in Anarchie verlieren. Erst wenn die zentrale Lei¬ 


tung die gesellschaftlichen Ziele klar formuliert, 
kann die Demokratie auf dieselben orientiert und 
entsprechend organisiert werden. Andererseits 
kann die zentrale Leitung nur bei einer entfalteten 
Aktivität und Initiative der Werktätigen die für 
eine kontinuierliche gesellschaftliche Entwick¬ 
lung nötigen Aufgaben erfolgreich lösen. Lenin 
brachte diese Beziehung mit den Worten zum 
Ausdruck: „Nach unseren Begriffen ist es die Be¬ 
wußtheit der Massen, die den Staat stark macht. 
Er ist dann stark, wenn die Massen alles wissen, 
über alles urteilen können und alles bewußt 
tun.“ 13 

Die Anforderungen an die Qualifizierung der 
Leitung zeigen deutlich, daß sie durch die Erfor¬ 
dernisse einer effektiven Gestaltung der gesell¬ 
schaftlichen Arbeit zur Lösung der Hauptaufgabe 
bestimmt sind. Die Verwirklichung der Hauptauf¬ 
gabe, das Ringen um die Steigerung der Arbeits¬ 
produktivität, die Entwicklung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen, die Nutzung aller Ressour¬ 
cen stehen auch im Mittelpunkt der Entwicklung 
der sozialistischen Demokratie. Die Entwicklung 
der Demokratie erhält demzufolge ihre stärksten 
Impulse durch einen breiten Aufschwung des so¬ 
zialistischen Wettbewerbs. Diese Tendenz spie¬ 
gelt sich in der wachsenden Rolle der Gewerk¬ 
schaften wider. Die größte Massenorganisation 
der Arbeiterklasse ermöglicht es jedem Werktäti¬ 
gen, direkt oder über seine gewählten Vertreter 
die verschiedenen gewerkschaftlichen Mitwir¬ 
kungsrechte wirkungsvoll wahrzunehmen und ak¬ 
tiv an der Leitung und Planung teilzunehmen. 

1 . 4 . 

Die Möglichkeiten des Arbeitsrechts 
bei der Gestaltung 

von Leitungsverhältnissen im Betrieb 
1 . 4 . 1 . 

Zur arbeitsrechtlichen' Ausgestaltung 
der Leitungsbeziehungen 

Wie andere vom Arbeitsrecht erfaßte gesell- .. 
schaftliche Verhältnisse, besteht auch das Lei- 


10 K. Polak, Zur Dialektik in der Staatslehre, Berlin 

. 1960. S. 184. 

11 Vgl. A. K. Belych, Organisation, Politik, Leitung, 
Berlin 1969, S. 189. 

12 Wissenschaftlicher Kommunismus, Lehrbuch, 
Berlin 1973, S. 446. 

13 W.,I. Lenin, Werke, Bd. 26, Berlin 1961, S. 246. 
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tungsverhältnis aus einem Komplex von Einzelbe¬ 
ziehungen. Das vereinigte Zusammenwirken die¬ 
ser Teilbeziehungen macht dem Grundvorgang 
„Leitung“ aus. Dabei handelt es sich unter ande¬ 
rem um gegenseitige Informationsbeziehungen 
der am Leitungsverhältnis Beteiligten, Beratun¬ 
gen zur Entscheidungsvorbereitung, Entschei¬ 
dungen, um Beziehungen zu ihrer Durchführung, 
Weisungen, Einsatz materieller und ideeller 
Stimuli, Überzeugung, Wissensvermittlung, Qua¬ 
lifizierung, Rechenschaftslegung, Kontrolle. Die 
arbeitsrechtliche Einflußnahme auf das gesellschaft¬ 
liche Verhältnis Leitung kann nicht in der Weise 
erfolgen, daß die Gesamtheit der dieses Verhält¬ 
nis bildenden Einzelbeziehungen durch Rechts¬ 
normen geregelt wird. Lediglich einzelne wichtige 
Teilbeziehungen aus diesem Beziehungsgefüge 
werden rechtlich erfaßt. Dabei darf jedoch nicht 
außer acht gelassen werden, daß ein rechtlicher 
Einfluß nicht nur auf die einzelne Beziehung aus¬ 
geübt wird, sondern auf das gesamte Leitungsver¬ 
hältnis. Da das Recht immer auf Willen und Be¬ 
wußtsein einwirkt, um Denk- und Verhaltenswei¬ 
sen der Menschen zu beeinflussen, hat es eine 
ideologische Wirkung, die über die unmittelbare 
Regelung einer einzelnen Beziehung hinausgeht. 

Diese ideologische Wirkung hat auch Einfluß 
auf Handlungen, die nicht unmittelbar der rechtli¬ 
chen Einflußnahme unterliegen. Deshalb ist der 
Mechanismus der rechtlichen Einwirkung auf die 
Leitungsverhältnisse nicht in den engen Grenzen 
zu sehen, die mit der rechtlichen Ausgestaltung 
einer einzelnen Beziehung durch eine Norm be¬ 
stehen. Die gestaltende Einflußnahme des Rechts 
ist wesentlich umfassender als die direkte Regulie¬ 
rung im Rahmen von Leitungsverhältnissen. 

Innerhalb der Leitungsverhältnisse sind jene 
konkreten Beziehungen rechtlich ausgestaltet, mit 
denen sich die Forderungen an das Verhalten zur 
Verwirklichung der objektiven Gesetzmäßigkei¬ 
ten durchsetzen lassen. Das sind die Beziehungen, 
in denen sich die bewußte Durchsetzung der in 
den sozialistischen Leitungsverhältnissen wirken¬ 
den gesetzmäßigen Zusammenhänge durch die 
Anwendung und Verwirklichung der Leitungs¬ 
prinzipien vollzieht. Es handelt sich um jene Be¬ 
ziehungen, die gehäuft, wiederholt auftreten und 
die daher der rechtlichen Einflußnahme zugäng¬ 
lich sind. Das macht es möglich, sie durch eine 
Norm zu regeln, d. h. ihrer Gestaltung eine allge¬ 
meine staatliche Entscheidung zugrunde zu legen. 
Auf diese Weise kann der Staat auf die Gestaltung 
einer Vielzahl von Leitungsbeziehungen einwir¬ 


ken und ihnen dadurch Stabilität und Kontinuität 
verleihen. Der rechtliche Einfluß auf die Gestal¬ 
tung bestimmter Leitungsbeziehungen kann dabei 
nur in jenen Beziehungen voll wirksam werden, in 
denen über die Erfüllung der vorgegebenen Ver¬ 
haltensanforderungen auch eine Kontrolle ausge¬ 
übt und in Abhängigkeit vom Ergebnis der Über¬ 
prüfung Stimuli eingesetzt bzw. Sanktionen ver¬ 
hängt werden können. Je konkreter die in einer 
Norm ausgestalteten Verhaltensanforderungen 
sind, desto besser läßt sich ihre Verwirklichung 
überprüfen und desto wirkungsvoller kann rea¬ 
giert weren. 

Bei der betrieblichen Leitung von Arbeitsver¬ 
hältnissen entstehen verschiedenartige Gruppen 
von Leitungsbeziehungen, an denen unterschiedli¬ 
che Subjekte beteiligt sind. Es sind all jene, die in 
Verwirklichung des Prinzips des demokratischen 
Zentralismus in der Erscheinungsform der Einzel¬ 
leitung wirksam werden. 

Arbeitsrechtlich geregelt sind die Beziehun¬ 
gen zwischen 

- Betriebsleiter bzw. leitenden Mitarbeitern (be¬ 
trieblichen Einzelleitern) und ihnen nachge- 
ordneten Werktätigen, 

- Leitern übergeordneter Organe und betriebli¬ 
chen Einzelleitern, soweit sie mit den übrigen 
vom Arbeitsrecht erfaßten Beziehungen ver¬ 
bunden sind 14 , 

- territorialen Staatsorganen und betrieblichen 
Einzelleitern (z. B. § 59 Abs. 1 AGB), 

- staatlichen und gesellschaftlichen Organen der 
Kontrolle des Arbeitsrechts, besonders des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes, und betriebli¬ 
chen Einzelleitern (§ 291 ff. AGB), 

- Organen des FDGB und betrieblichen Einzel¬ 
leitern, 

- Organen, der Grundorganisation der FDJ und 
betrieblichen Einzelleitern (z. B. § 31 AGB), 

- Arbeitskollektiven und betrieblichen Einzellei¬ 
tern (z. B. § 67 Abs. 2 AGB). 

Die hier angeführten Gruppen von arbeits¬ 
rechtlich geregelten Leitungsbeziehungen schlie¬ 
ßen eine Vielzahl konkreter Einzelbeziehungen 
ein. Gewerkschaften werden u. a. durch die Mit¬ 
glieder- bzw. Vertrauensleutevollversammlung, 
durch verschiedene betriebliche Gewerkschafts¬ 
leitungen, durch ihre Vorsitzenden und Kommis¬ 
sionen sowie Gruppenfunktionäre repräsentiert 
(vgl. § 23 ff. AGB). Sie sind an Leitungsverhält- 


14 Vgl. hierzu die Ausführungen zum Verhältnis von 
Arbeitsrecht und Staatsrecht, Kapitel I, Abschn. 2. 
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tung ist in arbeitsrechtlichen Rechten und 
Pflichten, die z. T. in Befugnissen ausge¬ 
drückt sind, besonders konkretisiert. So 
enthält das 2. Kapitel, ausgehend von der in 
§ 18 niedergelegten besonderen Verant¬ 
wortung des Betriebsleiters und der leiten¬ 
den Mitarbeiter, in § 19 die Informations¬ 
pflicht, die Pflicht zur Rechenschaftslegung 
sowie in, § 20 die Pflicht, Vorschläge und 
Stellungnahmen der BGL und ihrer Orga¬ 
ne, der FDJ und anderer gesellschaftlicher 
Organisationen sowie der Werktätigen aus¬ 
zuwerten. 

— Das 2. Kapitel enthält die Grundsätze der 
Tätigkeit der Gewerkschaften im Betrieb 
sowie die Art und Weise, den Inhalt und 
den Umfang der Verwirklichung ihrer ver¬ 
fassungsmäßigen Rechte. Es fixiert das Sy¬ 
stem der Mitwirkungsrechte der Gewerk¬ 
schaften, das in jedem der folgenden Kapitel 
im einzelnen ausgestaltet ist. Vor allem 
werden solche Mitwirkungsformen aus¬ 
drücklich geregelt, die die Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen in beson¬ 
derem Maße beinhalten (BKV), die die Ba¬ 
sis der Mitwirkung der Werktätigen we¬ 
sentlich bestimmen und einen unverzicht¬ 
baren Ausgangspunkt für das Ergebnis der 
betrieblichen Arbeit darstellen (Plandis¬ 
kussion) sowie die schöpferischen Initiati¬ 
ven der Werktätigen auf die Planerfüllung 
und gezielte Überbietung des Planes lenken 
(sozialistischer Wettbewerb und Neuerer¬ 
bewegung). 

- Ausgehend von der grundsätzlichen Stel¬ 
lung, der Verantwortung, der Berechtigung 
und Verpflichtung des Einzelleiters und der 
Rechte der betrieblichen Gewerkschaftsor¬ 
ganisation und ihrer Leitungen in den ver¬ 
schiedenen Ebenen wird das Zusammen¬ 
wirken von Einzelleiter und Gewerkschaft 
in besonders geregelten Einzelfragen nor¬ 
miert. In diesem Zusammenhang ist auf die 


nissen mit dem Betriebsleiter und leitenden Mit¬ 
arbeitern sämtlicher Leitungsebenen beteiligt. 

1 . 4 . 2 . 

Zur Regelung 

der Leitungsverhältnisse im AGB 
Das AGB beinhaltet die grundlegenden und die 
weitaus überwiegenden Einzelregelungen, die der 
arbeitsrechtlichen Ausgestaltung der Leitungsbe¬ 
ziehungen dienen. Es enthält nicht nur Grund¬ 
sätze, sondern garantiert auch und vor allem die 
Einheitlichkeit der Anwendung der Normen in al¬ 
len Leitungsbereichen. 15 Die Grundsatzregelun¬ 
gen des 1. und des 2. Kapitels des AGB bieten die 
juristische Garantie für die Einheitlichkeit der 
Anwendung der arbeitsrechtlichen Regelungen. 
Sie sichern zugleich, daß alle Einzelregelungen 
des Arbeitsrechts, die Rechte, Pflichten und Be¬ 
fugnisse der Leiter, Mitwirkungsrechte der Werk¬ 
tätigen und ihrer Gewerkschaften zum Inhalt ha¬ 
ben, auf der Grundlage der generellen Bestim¬ 
mungen besonders des 2. Kapitels verwirklicht 
werden. Aus diesem Grunde enthält das 2. Kapi¬ 
tel gleichzeitig Handlungsmaximen für die Art 
und Weise der Verwirklichung des gesamten Ar¬ 
beitsrechts. Bei der Regelung von Leitungsverhält¬ 
nissen und bei der rechtspolitisch richtigen Anwen¬ 
dung dieser Regelung sind folgende Zusammen¬ 
hänge besonders zu beachten: 

1. Zur Anlage des Kapitels „Leitung des Betrie¬ 
bes und Mitwirkung der Werktätigen“ 

- Das 2. Kapitel des AGB enthält die gene¬ 
rellen Anforderungen in Form arbeits¬ 
rechtlicher Regelungen, die die Aufgaben 
des Betriebsleiters und der leitenden Mitar¬ 
beiter und die Rechte der Gewerkschaften 
sowie die grundlegenden Formen der Massen¬ 
initiative der Werktätigen fixieren. Sie brin¬ 
gen das Zusammenwirken der Grundele- 

\ mente des demokratischen Zentralismus, 
Einzelleitung und Teilnahme an der Ent¬ 
scheidungsfindung des Einzelleiters durch 
die Werktätigen und ihre Gewerkschaften, 
zum Ausdruck. 

Das 2. Kapitel bildet die Grundlage für die 
Leitung aller Elemente der Arbeitsverhält¬ 
nisse der Arbeiter und Angestellten und ist 
Anleitung für die Verwirklichung aller wei¬ 
teren Kapitel des AGB. 

- Das 2. Kapitel enthält, ausgehend von den 
Aufgaben des Betriebes, den Inhalt der 
Verantwortung des Betriebsleiters und der 
leitenden Mitarbeiter. Diese Verantwor¬ 


15 In weiteren Gesetzen und anderen Rechtsvor¬ 
schriften finden sich Konkretisierungen, die der ar¬ 
beitsrechtlichen Ausgestaltung der Leitungsbezie¬ 
hungen dienen. So regelt beispielsweise § 54 v 
Abs. 2 des Jugendgesetzes der DDR vom 
28. 1. 1974, GBl. I Nr. 5 S. 45, die Befugnis der 
FDJ-Kontrollposten. RKV beinhalten z. B. gleich¬ 
falls weitere Einzelbefugnisse von Einzelleitern, 
soweit sie zweigspezifischen Charakter tragen. 
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Bestimmung des § 12 AGB zu verweisen, 
in der das Zusammenwirken bei erforderli¬ 
chen betrieblichen arbeitsrechtlichen Re¬ 
gelungen enthalten ist. Voraussetzung für 
das Zusammenwirken ist die im AGB er¬ 
folgte Kennzeichnung der Leitungssubjek¬ 
te, d. h. des Einzelleiters, der Betriebsleiter 
bzw. leitenden Mitarbeiter und des entspre¬ 
chenden Organs der BGL. Im AGB ist 
fixiert, welches Organ (Mitgliederver¬ 
sammlung, Betriebs-, Abteilungsgewerk¬ 
schaftsleitung, Vertrauensmann bzw. der 
Vorsitzende der jeweiligen Leitung) an der 
betrieblichen Leitung der unterschied¬ 
lichen Beziehungen der Arbeitsverhältnisse 
verbindlich teilnehmen kann. 

2. Rechte und Pflichten als rechtliche Mittel der 
Gestaltung von Leitungsbeziehungen 
Auf der Grundlage des 2. Kapitels des AGB 
ist die Verantwortung der Leitungssubjekte 
grundsätzlich und differenziert in den einzel¬ 
nen Kapiteln ausgestaltet. Deshalb enthalten 
zahlreiche Regelungen Rechte und Pflichten 
bzw. Befugnisse oder Kompetenzen des Ein¬ 
zelleiters, durch die ein rechtlicher Einfluß auf 
die Gestaltung von Leitungsbeziehungen aus¬ 
geübt wird. Hier werden explizite an den Be¬ 
triebsleiter oder an den Betriebsleiter und die 
leitenden Mitarbeiter Verpflichtungen (z. B. 
der Betriebsleiter hat. . .) oder Berechtigun¬ 
gen (z. B. der Betriebsleiter ist berechtigt . . .) 
gebunden. Rechtsnormen, in denen der Betrieb 
als Subjekt des Arbeitsrechts erscheint, ent¬ 
halten ebenfalls unmittelbar Anforderungen 
an das Handeln des Einzelleiters. Das Han¬ 
deln des Betriebes nach außen wie nach innen 
erfolgt im Rechtsverkehr immer durch den 
Betriebsleiter oder durch dazu von ihm oder 
durch Rechtsvorschriften befugte leitende Mit¬ 
arbeiter. Aus Regelungen, wie „der Betrieb ist 
verpflichtet...“ (z. B. § 42 § 201 AGB) 
oder „der Betrieb hat ...“(§ 213 AGB), er¬ 
geben sich unmittelbare Rechtspflichten für 
leitende Mitarbeiter entsprechend den ihre 
jeweiligen Arbeitsaufgaben konkretisieren¬ 
den Funktionsplänen. Nicht aus allen Rechts¬ 
normen, in denen der Betrieb als Rechtssub¬ 
jekt erscheint, lassen sich automatisch Rechte 
und Pflichten des Einzelleiters ableiten. Das 
ist insbesondere bei zielorientierenden Auf¬ 


das Recht typische gesellschaftliche Wirkung, 
wenn sie durch weitere gesetzliche oder be¬ 
triebliche Dokumente so präzisiert werden, 
daß konkrete, erfüll-, stimulier- und sanktio¬ 
nierbare Rechte und Pflichten abgeleitet wer¬ 
den können. 

3. Arbeitsrechtliche Instrumente zur rechtlichen 
Ausgestaltung von Leitungsbeziehungen 
Von besonderer Bedeutung für die rechtliche 
Gestaltung der Leitungstätigkeit ist das recht¬ 
liche Instrumentarium, das der Leiter benutzt, 
. um die verschiedenartigen Leitungsaufgaben 
zu erfüllen. Zu diesem Instrumentarium gehö¬ 
ren nicht nur die Weisungen oder andere ähn¬ 
liche Leitungsmittel, sondern die Gesamtheit 
der Entscheidungen, die-ein Leiter zur An¬ 
wendung des Arbeitsrechts treffen kann. 16 
Es bestehen besondere Bereiche rechtsan- 
wendender Entscheidungen zur Verwirkli¬ 
chung arbeitsrechtlicher Vorschriften. In gro¬ 
ßem Umfang sind normative rechtsanwen- 
dende Entscheidungen in den Betrieben zu 
treffen. Dabei handelt es sich um die betriebli¬ 
chen Ordnungen, die der Generaldirektor des 
Kombinats, der Direktor des Kombinatsbe¬ 
triebes und der Direktor des volkseigenen Be¬ 
triebes (gemäß § 12 AGB, §§ 5, 29, 32 Kom- 
binatsVO) zur Leitungsorganisation und zur 
Gestaltung der innerbetrieblichen Arbeits¬ 
abläufe in Kraft setzt, vor allem die Arbeits¬ 
ordnung gemäß § 91 AGB. Dazu gehören 
auch Vereinbarungen wie der BKV (§ 28 f. 
AGB) oder der Arbeitszeitplan des Betriebes 
(§ 167 AGB). 

Individualakte sind die vielen Entscheidungen 
zur Realisierung verschiedener Rechtsan¬ 
sprüche der Werktätigen, wie z. B. über den 


16 Auch für arbeitsrechtliche Entscheidungen treffen 
folgende Ausführungen zu: „Als menschliche 
Handlungen des Direktors und seiner leitenden 
Mitarbeiter sind alle Entscheidungen ein organisa¬ 
torisches Leitungsmittel und gleichzeitig auch 
Rechtsakte. Sie werden im Rahmen der rechtlich 
festgelegten Leitungskompetenz auf der Grund¬ 
lage von Rechtsvorschriften bzw. von Entschei¬ 
dungen übergeordneter Organe erlassen und stre¬ 
ben nicht nur einen tatsächlichen ökonomischen 
oder organisatorischen Erfolg an, sondern zielen zu 
diesem Zwecke auch auf eine bestimmte rechtliche 
Wirkung ab, nämlich auf die Begründung bestimm¬ 
ter Pflichten oder Rechte gegenüber den jeweiligen 
Empfängern.“ Wirksamkeit des Wirtschaftsrechts, 
Berlin 1979, S. 216. 


gabennormen, z. B. § 73 Abs. 1 oder § 74 
AGB, der Fall. Derartige Normen verpflich¬ 
ten nur allgemein. Sie haben nur dann die für 
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Hausarbeitstag (§ 185 AGfe) oder eine an¬ 
dere Freistellung (§ 181 ff. AGB), über die 
Eingruppierung der Ärbeitsaufgabe (§ 101 
AGB) oder die Weisungen zur Arbeitsorgani¬ 
sation (§ 82 AGB), die Arbeitsaufträge, die 
Anordnung von Überstundenarbeit (§ 173 ff. 
AGB) usw. Andere dienen der materiellen 
oder ideellen Stimulierung oder der Anwen¬ 
dung von Sanktionen. Sie alle können als ar¬ 
beitsrechtliche Instrumentarien der Leitung 
angesehen werden. Schließlich enthalten auch 
die Rechtsvorschriften über die individuellen 
arbeitsrechtlichen Verträge für den Betrieb 
viele Verhaltensanforderungen, die die Leiter 
im Wege der Rechtsanwendung zu erfüllen 
haben. Auch sie sind für den Leiter ein wichti¬ 
ges Mittel, um das Arbeitsvermögen der 
Werktätigen effektiv einzusetzen oder auf 
seine Entwicklung Einfluß zu nehmen. 

4. Zur Regelung des individuellen Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses des Einzelleiters 
Schließlich erfolgt ein nicht unmaßgeblicher 
Einfluß des Arbeitsrechts auf die Ausgestal¬ 
tung und Beeinflussung der Beziehungen in 
Leitungsverhältnissen auch dadurch, daß die 
individuellen Arbeitsrechtsverhältnisse der 
Leiter arbeitsrechtlich ausgestaltet werden. 
Dabei wird einerseits den Besonderheiten 
Rechnung getragen, die die Leitungstätigkeit 
als Arbeitsaufgabe bedingen, andererseits er¬ 
gibt sich eine solche Beeinflussung auch durch 
eine Reihe von Rechtsvorschriften, die für alle 
Werktätigen zur Ausgestaltung ihrer Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse einheitlich gelten. Die 
Pflicht für alle Werktätigen nach § 149 AGB 
zur ständigen Weiterbildung ist eine verbind¬ 
liche Anforderung auch an das Verhalten des 
Leiters, die dazu beiträgt, daß eine ständige 
Qualifizierung seiner Leitungstätigkeit er¬ 
folgt. In gleicher Weise wirken auch die Be¬ 
stimmungen zur ideellen (§ 93 AGB) und zur 
besonderen materiellen (§ 116 ff. AGB) Sti¬ 
mulierung und Anerkennung von hohen Ar¬ 
beitsleistungen. Die Vorschriften zur diszipli¬ 
narischen und materiellen Verantwortlichkeit 
haben die Aufgabe, sowohl bei Werktätigen 
mit als auch ohne Leitungsfunktion eine diszi¬ 
plinierte Arbeit, die Erfüllung ihrer Arbeits¬ 
pflichten sicherzustellen. Die Besonderheiten 
in der Gestaltung der Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisse von Leitern sind Ausdruck ihrer spezifi¬ 
schen Verantwortung für die Tätigkeit der 
Kollektive, die in erster Linie in der Verant¬ 


wortung für die Einhaltung der Staatsdisziplin 
durch das Kollektiv, in der Erfüllung der Pläne 
besteht. Sehr deutlich zeigt sich das z. B. an 
der Berufung und Abberufung als besonderer 
Form der Begründung und Beendigung von 
Arbeitsrechtsverhältnissen mit jenen Leitern 
aus dem Kollektiv eines Betriebes, die für des¬ 
sen Gesamttätigkeit Verantwortung tragen. 
Eine weitere Besonderheit ist die in § 178 
AGB enthaltene Regelung, daß Betriebsleiter 
und leitende Mitarbeiter keinen Anspruch auf 
Lohn und Zuschläge für die über die gesetzli¬ 
che Arbeitszeit hinaus geleistete Arbeit ha¬ 
ben. In den dem AGB untergeordneten Nor¬ 
mativakten sind z. T. sehr spezielle Regelun¬ 
gen, die solche Besonderheiten weiter ausge¬ 
stalten, enthalten. Als Beispiel dafür ist die 
Anwendung leistungsabhängiger Gehalts¬ 
prämien für Meister zur materiellen Stimulie¬ 
rung ihrer Arbeit zu nennen. 

2 . 

Die arbeitsrechtliche Ausgestaltung 
der Einzelleitung als Erscheinungsform 
des demokratischen Zentralismus 

2 . 1 . 

Die Notwendigkeit der Einzelleitung . 
bei der Leitung von Betrieben 

Das Prinzip der Einzelleitung bei der Leitung von 
Arbeitskollektiven ist eine Erscheinungsform des 
demokratischen Zentralismus, das den Erforder¬ 
nissen des betrieblichen Reproduktionsprozesses 
in allen Phasen der sozialistischen Entwicklung 
entspricht. 

Die Leitung der Arbeit unter den Bedingun¬ 
gen sozialistischen Eigentums an den Produk¬ 
tionsmitteln und der Machtausübung durch die 
Arbeiterklasse war und ist in allen Entwicklungs¬ 
etappen des Sozialismus von entscheidender Be¬ 
deutung für das Erreichen der jeweils angestreb¬ 
ten gesellschaftlichen Ziele. Die Frage, auf welche 
Weise die Arbeit, die Arbeit der Arbeitskollektive 
unter den historischen Bedingungen des Aufbaus 
des Sozialismus zu organisieren und zu leiten ist, 
war eine der wesentlichsten Fragen der Organisa¬ 
tion der Diktatur des Proletariats, die unmittelbar 
nach der Machtergreifung durch das Proletariat, 
als es an die praktische Organisation der neuen 
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Gesellschaftsordnung ging, beantwortet werden 
mußte. Lenin hat bereits in den ersten Monaten 
des Jahres 1918 die Auffassung von Engels zur 
Notwendigkeit der Autorität 17 unter den Bedin¬ 
gungen der modernen Großindustrie weiterent¬ 
wickelt. Er bewies, daß die Einführung der Einzel¬ 
leitung in die staatliche Organisation und das 
Wirtschaftsleben des jungen Sowjetstaates nicht 
nur eine notwendige Folge dermodernen Produk¬ 
tivkräfte war, sondern daß es auf Grund der be¬ 
stehenden Klassenverhältnisse, wie sie sich im Er¬ 
gebnis der Oktoberrevolution herausgebildet hat¬ 
ten, keine andere Möglichkeit als die der Einzel¬ 
leitung gab. 

Er betonte, „daß jede maschinelle Großindu¬ 
strie — d. h. gerade die materielle, die produktive 
Quelle und das Fundament des Sozialismus - un¬ 
bedingte und strengste Einheit des Willens erfor¬ 
dert, der die gemeinsame Arbeit von Hunderten, 
Tausenden und Zehntausenden Menschen lei¬ 
tet... Wie aber kann die strengste Einheit des Wil¬ 
lens gesichert werden? Durch die Unterordnung 
des Willens von Tausenden unter den Willen eines 
einzelnen.“ 18 Nur bei einer solchen Einheit des 
Willens, die alle -Werktätigen zu einem einheitli¬ 
chen Arbeitsorganismus zusammenfaßt, der prä¬ 
zise arbeitet, läßt sich der Prozeß der kollektiven 
Arbeit durchführen. Ohne genaue Festlegung der 
Verantwortung des Leiters, ohne kläre Ordnung, 
die der Leiter herstellt, ohne die „widerspruchs¬ 
lose Durchführung der Anordnungen im Arbeits¬ 
prozeß“ 19 wird eine vernünftige Arbeit nicht zu¬ 
stande kommen. Die bisherige Praxis des soziali¬ 
stischen Aufbaus hat gezeigt, daß die Anwendung 
des Prinzips der Einzelleitung bei der Leitung und 
Organisation der sozialistischen Wirtschaft so¬ 
wohl in der Vergangenheit als auch gegenwärtig 
das geeignete „System ist, bei dem die menschli¬ 
chen Fähigkeiten am besten ausgenutzt werden 
und eine reale, nicht nur scheinbare Kontrolle der 
Arbeit gewährleistet ist“. 20 Die von Lenin zu Be¬ 
ginn der sozialistischen Entwicklung gegebene po¬ 
litische und ökonomische Begründung für die 
Notwendigkeit der Einzelleitung ist auch heute 
noch voll gültig. Sie wurde mit der Bildung lei¬ 
stungsfähiger Kombinate als grundlegende Wirt¬ 
schaftseinheiten der materiellen Produktion in der 
DDR erneut bestätigt und in der Kombinats-VO 
juristisch zum Ausdruck gebracht. „Die Hinweise 
der Partei, daß es bei der Entwicklung der Kombi¬ 
nate insbesondere darauf ankommt, den demo¬ 
kratischen Zentralismus auf einer höheren Stufe 
zu verwirklichen, sind in der Kombinats-VO ver¬ 


allgemeinert worden. Die Regelungen zur Leitung 
des volkseigenen Kombinats sind durch zwei 
Grundprämissen geprägt. Erstens ist die Leitung 
des Kombinats übersichtlich und auf die rationellste 
Art und Weise zu gestalten, und zweitens sind alle 
Fragen der Leitung des Kombinats von der Ge¬ 
samtverantwortung des Generaldirektors des 
Kombinats abzuleiten.“ 21 Ausgehend von dem in 
entwickelter und veränderter Qualität zu verwirk¬ 
lichenden demokratischen Zentralismus wird bei 
der Leitung der Kombinate zunehmend erkannt, 
daß wissenschaftliche Leitung und damit weitere 
Vervollkommnung der Wirtschafts- und Lei¬ 
tungsstruktur nur auf der Grundlage der Prinzi¬ 
pien sozialistischer Leitungstätigkeit erfolgen 
kann. 

So strikt und konsequent sich Lenin auch, wie 
bisher dargestellt, für die Realisierung des Prin¬ 
zips der Einzelleitung eingesetzt hat, so tat er dies 
stets vom Standpunkt der Verwirklichung des de¬ 
mokratischen Zentralismus, und er betonte, daß 
er, wenn er „auf die Notwendigkeit der Einzellei¬ 
tung“ hingewiesen hat, dies „unter dem Gesichts¬ 
punkt der Verwirklichung des Sowjetgedan¬ 
kens“ 22 tat. Lenin forderte: „Die Teilnahme der 
Werktätigen selbst an der Leitung der Wirtschaft 
und am Aufbau der neuen Produktion muß immer 
mehr und mehr erweitert werden.“ 23 Dafür sind in 
der sozialistischen Gesellschaft auch alle Vorausr 
Setzungen vorhanden. Die grundsätzlich gleiche 
gesellschaftliche Stellung von Einzelleiter und ge¬ 
leiteten Werktätigen unter sozialistischen Ver¬ 
hältnissen erzeugt ihre kameradschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit, gegenseitiges Vertrauen im ge¬ 
meinsamen Ringen um die effektivste Gestaltung 
des Arbeitsprozesses. Kollektiv und leitende Per¬ 
sönlichkeit sind ein dialektisches Ganzes, eines 
bedingt das andere und ist Voraussetzung bei der 
Erfüllung gesellschaftlicher Zielsetzungen, 

Die Leitung der Kombinate und Betriebe ba¬ 
siert auf der untrennbaren Einheit von Einzellei- 


17 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 18, Berlin 
1962, S. 305 ff. 

18 W. I. Lenin, Werke, Bd. 27, Berlin 1960, S. 259. 

19 a. a. O., S. 304 

20 W. I. Lenin, Werke, Bd. 30, Berlin 1960, S. 299. 

21 G. Klinger, „Die neue Kombinatsverordnung- ein 
wichtiges Instrument zur weiteren Vervollkomm¬ 
nung der Leitung und Planung“, SuR, 1980/3, 
S. 200. 

22 W. I. Lenin, Werke, Bd. 30, a. a. O., S. 504. 

23 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 438. 
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tung und kollektiver Beratung bei der Leitung der 
Produktionstätigkeit. Einzelleitung heißt Wahr¬ 
nehmung bzw. Erfüllung der Rechte und Pflichten 
des Betriebes durch den Leiter. In bestimmten, 
gesetzlich vorgesehenen Fällen werden sie ge¬ 
meinsam bzw. mit Zustimmung oder nach Ver¬ 
einbarung mit einem gesellschaftlichen Organ 
wahrg^nommen. In allen arbeitsrechtlich erfaßten 
Beziehungen sind das fast ausschließlich die Ge¬ 
werkschaften. Die untrennbare Verknüpfung von 
Einzelleitung und Mitgestaltung ist in zahlreichen 
Normen des AGB verankert. Hier sei lediglich auf 
eine für die Entwicklung des Betriebes und der 
Werktätigen gleichermaßen bedeutsame Frage 
hingewiesen, auf die Gestaltung der Arbeitsauf¬ 
gabe. Auf der Grundlage der sozialökonomischen 
Natur der Arbeit kann und muß der wissenschaft¬ 
lich-technische Fortschritt zu Wandlungen des In¬ 
halts der Arbeit führen, die einen Effektivitätsan¬ 
stieg im Sinne von Veränderung des Verhältnisses 
von Aufwand und Ertrag zeitigen, spürbare Ver¬ 
besserungen der Arbeitsbedingungen, ein» An¬ 
wachsen der schöpferischen Elemente der Arbeit, 
ein höheres Qualifikationsniveau und Verantwor¬ 
tungsbewußtsein der Werktätigen zur Folge ha¬ 
ben- Däs Arbeitsrecht unterstützt diese Entwick¬ 
lung, indem es für die Betriebe und ihre Leiter 
Aufgaben sowie Rechte und Pflichten für alle 
Werktätigen bei der wissenschaftlichen Organisa¬ 
tion der Arbeit festlegt. Es verpflichtet den Be¬ 
trieb beispielsweise durch § 73 AGB, die Arbeits¬ 
aufgaben so zu gestalten, daß die vorhandenen 
Produktionskapazitäten und das Arbeitsvermö¬ 
gen der Werktätigen effektiv genutzt werden, die 
Werktätigen ihre Kenntnisse und Fähigkeiten ent¬ 
falten können und die schöpferischen Elemente 
der Arbeit zunehmen. Der Betrieb kann diese 
Aufgaben nur lösen, wenn er die betriebliche Ar¬ 
beitsteilung so gestaltet, daß die Dynamik der so¬ 
zialistischen Produktionsverhältnisse für die Ent¬ 
wicklung der Produktivkräfte genutzt wird. Die 
Mitwirkung der Werktätigen an der Gestaltung 
ihrer eigenen Arbeitsbedingungen, an der Festle¬ 
gung der konkreten Arbeitsaufgaben, bietet ande¬ 
rerseits die Gewähr dafür, daß sie sich mit hoher 
Intensität und Disziplin für die Erreichung der 
festgelegten Ziele einsetzen werden. 


2 . 2 . 

Die arbeitsrechtliche Ausgestaltung 
der Verantwortung des Einzelleiters 

2 . 2 . 1 . 

Grundsätze 

der arbeitsrechtlichen Ausgestaltung 
der Verantwortung des Einzelleiters 
Die Grundsätze der arbeitsrechtlichen Ausgestal¬ 
tung der Verantwortung des Einzelleiters ergeben 
sich aus der dargestellten rechtlichen Regelung 
der Leitungsbeziehungen im Betrieb sowie aus der 
Gesamtaufgabenstellung des Betriebes entspre¬ 
chend der Kombinats-VO. Sie sind in § 18 AGB 
zusammengefaßt. Danach leitet der Betriebsleiter 
die Arbeit des Betriebskollektivs mit dem Ziel, die 
geplanten Aufgaben des Betriebes zu erfüllen und 
gezielt zu überbieten, die Entwicklung der Werk¬ 
tätigen zu sozialistischen Persönlichkeiten zu för¬ 
dern und die Arbeits- und Lebensbedingungen 
ständig zu verbessern. Dieses Ziel ist durch die ge¬ 
samte betriebliche Leitungstätigkeit unabhängig 
von der Leitungsebene oder der Größe des Ver¬ 
antwortungsbereiches durch den Einzelleiter an- 
zustreben. 

■ Die arbeitsrechtlichen Regelungen lassen keine für 
alle Betriebe zutreffenden Verallgemeinerungen 
darüber zu, welche Rechte und Pflichten ausschließ¬ 
lich vom Betriebsleiter und welche von leitenden 
Mitarbeitern bzw. auch von ihnen zu erfüllen sind, 
wenn diese sich aus allgemeinen Pflichten des Be¬ 
triebes ergeben. In den einzelnen Sachkapiteln des 
AGB, z. B. im Gesundheits- und Arbeitsschutz, wird 
anhand der dort behandelten konkreten Rechtsfra¬ 
gen eine solche Gliederung versucht. 

Verantwortung für das zu erreichende Ziel ob¬ 
liegt allen Betriebsangehörigen, alle Leiter haben 
ihre Kollektive entsprechend zu orientieren und 
zu motivieren. Die Verantwortung ist jedoch in 
Inhalt und Umfang unterschiedlich, d. h. abhängig 
von der zu lösenden konkreten Leitungsaufgabe, 
vom Leitungs- und Verantwortungsbereich. Dem 
entspricht auch die arbeitsrechtliche Ausgestal¬ 
tung. Im Arbeitsrecht sind die Rechte und Pflich¬ 
ten des Betriebsleiters und der leitenden Mitar¬ 
beiter infolge der Einheitlichkeit und Differen¬ 
ziertheit der Stellung und Aufgaben des Betriebs¬ 
kollektivs und der betrieblichen Arbeitskollekti¬ 
ve, wie bereits ausgeführt, sowohl einheitlich als 
auch differenziert festgelegt. Einheitlichkeit be¬ 
steht hinsichtlich der Rechte und Pflichten des Be¬ 
triebsleiters, aller Einzelleiter für die Erfüllung 
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und gezielte Überbietung der geplanten Aufgaben 
durch die von ihnen geleiteten Kollektive, der 
Förderung der Entwicklung der Werktätigen zu 
sozialistischen Persönlichkeiten, der Entfaltung 
der Kollektivität in der Arbeit und der ständigen 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen (§§ 18, 21 AGB). Diese Einheitlichkeit wird 
vor allem durch das Ziel der Leitung und die per¬ 
sönliche Verantwortung der Einzelleiter be¬ 
stimmt. Daraus ergibt sich auch die Gleichartig¬ 
keit der arbeitsrechtlichen Rechte und Pflichten 
des Betriebsleiters und der leitenden Mitarbeiter, 
unabhängig von ihrer unterschiedlichen Stellung 
und den einzelnen Aufgaben bei der Leitung des 
betrieblichen Reproduktionsprozesses bzw. Ar¬ 
beitsprozesses (vgl. z. B. § 73 Abs. 3, § 77 Abs. 2 
AGB). Die Differenziertheit zwischen den Rech¬ 
ten und Pflichten des Betriebsleiters einerseits 
und der leitenden Mitarbeiter andererseits ist da¬ 
durch bedingt, daß der Betriebsleiter das Be¬ 
triebskollektiv als das grundlegende politisch¬ 
staatlich organisierte Arbeitskollektiv leitet und 
die persönliche Verantwortung für die Erfüllung 
der Gesamtaufgaben dieses Kollektivs trägt. Die 
unbedingte und strengste Einheit des Willens, den 
die gemeinsame Arbeit der Angehörigen des Be¬ 
triebskollektivs erfordert, wird durch die persönli¬ 
che Verantwortung des Betriebsleiters realisiert 
und setzt sich in Verwirklichung des Prinzips des 
demokratischen Zentralismus in der Verantwor¬ 
tung eines jeden leitenden Mitarbeiters für seinen 
Bereich fort. Es ist ein grundlegendes sich aus der 
Einzelleitung im Sozialismus ergebendes Prinzip 
der arbeitsrechtlichen Ausgestaltung der Aufga¬ 
ben des Leiters, daß seine Rechte und Pflichten 
eng mit den Rechten der Betriebsgewerkschafts¬ 
organisation und ihrer Organe verbunden sind. 
Die prinzipielle Regelung der Aufgaben des Ein¬ 
zelleiters durch die ihm obliegenden Rechte und 
Pflichten dient gleichzeitig der effektiven Gestal¬ 
tung des betrieblichen Leitungssystems und eines 
rationellen Leitungsprozesses. Durch die arbeits¬ 
rechtliche Ausgestaltung 'des Zusammenwirkens 
aller Einzelleiter der betrieblichen Arbeitskollek¬ 
tive, insbesondere in betrieblichen Regelungen 
(vgl. § 12, § 73 Abs. 2, §§ 91, 92 AGB), fördert 
das Arbeitsrecht gleichermaßen die kollektive Be¬ 
ratung bei konsequenter Wahrnehmung der per¬ 
sönlichen Verantwortung der Einzelleiter fürdie 
ihnen übertragenen Aufgaben. 


2 . 2 . 2 . 

Stellung und Aufgaben 
des Betriebsleiters 

Die arbeitsrechtliche Ausgestaltung der Verant¬ 
wortung des Einzelleiters richtet sich in Realisie¬ 
rung des Prinzips des demokratischen Zentralis¬ 
mus und entsprechend der Stellung des Betriebs¬ 
kollektivs in erster Linie mit konkreten Rechten 
und Pflichten an den Betriebsleiter. Sie ergibt sich 
aus seiner Stellung und seinen Aufgaben als Ge¬ 
neraldirektor eines Kombinats oder als Direktor 
eines Betriebes und aus den Rechten und Pflich¬ 
ten des Betriebes bzw. Kombinats als wirtschaftli¬ 
che und gesellschaftliche Einheit der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft. 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß das 
Arbeitsrecht zwischen den Rechten und Pflichten 
des Betriebsleiters und denen des Betriebes unter¬ 
scheidet. Rechte und Pflichten des Betriebes sind 
diejenigen, die ihm im Zusammenhang mit seiner 
Rechtsfähigkeit als wirtschaftliche und gesell¬ 
schaftliche Einheit obliegen. Im Arbeitsrecht sind 
das vor allem die Rechte und Pflichten, die sich in 
Verbindung mit dem Arbeitsrechtsverhältnis für 
den Betrieb als Vertragspartner und Arbeits¬ 
rechtssubjekt ergeben. Der enge Zusammenhang 
zwischen den Rechten und Pflichten des Betriebs¬ 
leiters und des Betriebes folgt daraus, daß die kon¬ 
sequente Verwirklichung der Rechte und Pflich¬ 
ten des Einzelleiters Voraussetzung für die Erfül¬ 
lung der Rechte und Pflichten des Betriebes ist. 
Der Betriebsleiter ist deshalb auch befugt, unmit¬ 
telbar im Namen des Betriebes arbeitsrechtlich 
verbindlich zu handeln, denn er vertritt den Be¬ 
trieb im Rechtsverkehr. 

Wer Betriebsleiterim Sinne des Arbeitsrechts 
ist, ergibt sich aus der gesetzlich fixierten arbeits¬ 
rechtlichen Verantwortung dieser Werktätigen im 
Zusammenhang mit der Legaldefinition „Be¬ 
trieb“ (vgl. §§ 17 bis 20 AGB). Danach ist Be¬ 
triebsleiter der staatlich beauftragte Werktätige, 
der das politisch-staatlich organisierte Betriebs¬ 
kollektiv eines Betriebes in persönlicher Verant¬ 
wortung und kollektiver Beratung bei umfas¬ 
sender Einbeziehung der Werktätigen leitet. 

Im einzelnen sind dies die Leiter der Kollek¬ 
tive 

— der Kombinate; 

— volkseigener Betriebe (volkseigene Produk¬ 
tionsbetriebe aller Industriezweige, volksei¬ 
gene Handelsbetriebe, volkseigene Dienstlei¬ 
stungsbetriebe, volkseigene Güter); 

— sozialistischer Genossenschaften (landwirt- 














schaftliche Produktionsgenossenschaften, Pro¬ 
duktionsgenossenschaften des Handwerks, der 
Fischer, der Gärtner, Einkaufs- und Lieferge¬ 
nossenschaften, Konsumgenossenschaften, 
Bäuerliche Handelsgenossenschaften, Woh¬ 
nungsbaugenossenschaften) ; 

- der Staatsorgane (z. B. Ministerien, Mitarbei¬ 
terkollektive der örtlichen Räte der Volksver¬ 
tretungen); 

- wirtschaftsleitender Organe (z. B. staatliche 
Kontore); 

- rechtlich selbständiger staatlicher Einrichtun¬ 
gen (z. B. Theater, Bibliotheken, Universitä¬ 
ten, Krankenhäuser); 

- selbständiger Einrichtungen gesellschaftlicher 
Organisationen (z. B. Ferienheime des FDGB, 
Sanatorien, Weiterbildungseinrichtungen); 

- der Gewerbe- und Handwerksbetriebe nichtso¬ 
zialistischen Eigentums. 

Betriebsleiter im Sinne des AGB ist darüber 
hinaus auch der Einzelleiter, der die Arbeit des 
gesamten Kollektivs eines Betriebsteiles leitet und 
durch den zuständigen Direktor des Betriebes 
oder Kombinats mit der Wahrnehmung aller Auf¬ 
gaben, die sich für den Betriebsleiter aus dem 
AGB ergeben, beauftragt wurde (§ 17 Abs. 3a 
AGB, § 22 Abs. 3 Kombinats-VO). 

Die grundlegenden Pflichten und Rechte des 
Betriebsleiters sind im 2. und 4. Kapitel AGB 
enthalten. Darüber hinaus sind seine Pflichten 
und Rechte im einzelnen entsprechend bestimm¬ 
ter inhaltlicher Komplex^ der Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisse den verschiedenen Kapiteln des AGB 
zugeordnet und in anderen arbeitsrechtlichen 
Normativakten fixiert., 

2 . 2 . 3 . 

Rechte und Pflichten 
des Betriebsleiters 

Die arbeitsrechtliche Bestimmung der Rechte und 
Pflichten des Betriebsleiters als verbindliche Aus¬ 
gestaltung seiner politisch-staatlichen Verant¬ 
wortung geht von folgenden Grundsätzen aus: 

1. Rechte und Pflichten entsprechen und dienen 
dem Ziel der Leitung des Betriebes unter 
Mitwirkung der Werktätigen zur Erfüllung 
der Hauptaufgabe (vgl. § 18 AGB). Der Be¬ 
triebsleiter hat das Betriebskollektiv so zu lei¬ 
ten, daß die ökonomischen, sozialpolitischen 
und persönlichkeitsfördernden Aufgaben des 
Betriebes als Einheit erfüllt werden. 

2. Die Rechte und Pflichten des Betriebsleiters 
sind Ausdruck und Bedingung der Durchset¬ 


zung des Prinzips der Einzelleitung bei umfas¬ 
sender Mitwirkung der Angehörigen des Be¬ 
triebskollektivs. Das AGB verpflichtet den 
Betriebsleiter, die Arbeit des Betriebskollek¬ 
tivs so zu leiten, daß eine aktive Mitwirkung 
der Werktätigen an der Leitung und Planung 
(§ 18 AGB) und die kollektive Beratung der 
Grundfragen im Kollektiv der leitenden Mit¬ 
arbeiter gewährleistet ist. Das erfordert, daß 
die Gewerkschaften ihre Mitbestimmungs¬ 
rechte im Betrieb voll wahrnehmen können, 
denn die Werktätigen nehmen an der Leitung 
und Planung des Betriebes vor allem in und 
. durch ihre Betriebsgewerkschaftsorganisation 
und deren Organe teil. 

3. Die Rechte und Pflichten des Betriebsleiters 
fördern die enge Zusammenarbeit zwischen 
dem Betriebsleiter und der Gewerkschaft, der 
FDJ sowie anderen gesellschaftlichen Organi¬ 
sationen im Betrieb. Diese Grundpflicht des 
Betriebsleiters zur Organisierung der Zu¬ 
sammenarbeit wird z. B. durch die Pflicht zur 
Rechenschaftslegung, zur Ausarbeitung des 
BKV, zur Unterstützung der gewerkschaftli¬ 
chen Kommissionen ergänzt und konkreti¬ 
siert. 

Die arbeitsrechtliche Verantwortung des Be- 
• triebsleiters umschließt entsprechend diesen 

Merkmalen als weitere Grundpflichten: 

- die Pflicht zur umfassenden Information des 
Betriebskollektivs über die Erfordernisse zur 
Erfüllung der Aufgaben des Betriebes und über 
besondere Probleme. Der Kern dieser Pflicht 
besteht darin, daß der Betriebsleiter die politi¬ 
schen und ökonomischen Zusammenhänge zu 
erläutern und die Fragen der Werktätigen zu 
beantworten hat (§ 19 Abs. 1 AGB). Die In¬ 
formationen ermöglichen es den Werktätigen, 
sachkundig an der Leitung des Betriebes teilzu¬ 
nehmen und ihre Initiativen auf die Lösung 
der Schwerpunktaufgaben zu richten; 

- die Pflicht, vor den Werktätigen des Betriebes, 
insbesondere in Gewerkschaftsversammlungen 
bzw. Vertrauensleutevollversammlungen, Re¬ 
chenschaft abzulegen. Diese Pflicht erstreckt 
sich vor allem auf den Stand der Erfüllung der 
Planaufgaben und des sozialistischen Wettbe¬ 
werbs sowie auf Verpflichtungen aus dem BKV 
(vgl. § 19 Abs. 2; § 29 Abs. 2 AGB). Worüber 
der Betriebsleiter noch Rechenschaft abzule¬ 
gen hat, wird in weiteren Bestimmungen festge¬ 
legt (vgl. §§ 30 Abs. 3, 31 Abs. 3, 32 Abs. 2 
und 37 Abs. 2, § 20 Abs. 1 AGB); 
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- die Pflicht, Vorschläge und Stellungnahmen der 
Betriebsgewerkschaftsorganisation und ihrer 
Organe, der FDJ und anderer gesellschaftlicher 
Organisationen sowie der Werktätigen im Be¬ 
trieb auszuwerten und für die Verbesserung der 
Arbeit zu nutzen (§ 20 AGB). 

Weitere Pflichten des Betriebsleiters ergeben 
sich bezüglich 

- der richtigen Handhabung betrieblicher Do¬ 
kumente der Einzelleitung und Mitwirkung 
(§§ 28 bis 31 AGB); 

- der Führung der Plandiskussion (§§ 32, 33 
AGB); 

- der Leitung des sozialistischen Wettbewerbs 
(§§ 34, 35 AGB); 

- der Entfaltung der Neuererbewegung (§§ 36, 
37 AGB). 

Außerdem sind mit den Pflichten des Be¬ 
triebsleiters solche grundlegenden Rechte und 
Befugnisse eng verbunden wie 

- das Recht, betriebliche Regelungen zur Gestal¬ 
tung der Arbeitsverhältnisse und der Leitung 
und Planung sowie Organisation des Arbeits¬ 
prozesses mit Zustimmung der BGL oder durch 
Vereinbarung mit ihr zu erlassen (§ 12 AGB); 

- das Recht, Werktätige als leitende Mitarbeiter 
einzusetzen, ihre Aufgaben und Befugnisse 
festzulegen und sie mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben, die sich aus der Erfüllung der Pläne 
und aus dem AGB ergeben, zu beauftragen 
(§ 21 AGB); 

- das Recht zur Wahrnehmung seiner persönli¬ 
chen Verantwortung Entscheidungen rechtlich 
verbindlich zu treffen (§ 24 Abs. 3 AGB); 

- das Weisungsrecht (§ 82 Abs. 1 AGB), die 
Disziplinarbefugnis (§ 254 Abs. 3 AGB) sowie 
die Auszeichnungsbefugnis (§ 93 Abs. 3 
AGB). 

2 . 2 . 4 . 

Stellung und Aufgaben 
der leitenden Mitarbeiter 

Leitende Mitarbeiter im Sinne des AGB sind die 
Werktätigen, die durch den Betriebsleiter mit der 
Leitung eines Arbeitskollektivs im Betrieb beauf¬ 
tragt sind. Jegliche Leitungstätigkeit im Betrieb ist 
von der Einzelleitung und Einzelverantwortung 
des Betriebsleiters abgeleitet und dient der Erfül¬ 
lung seiner Aufgaben. Mit dem Auftrag, ein Ar¬ 
beitskollektiv im Betrieb zu leiten, den der Werk¬ 
tätige als leitender Mitarbeiter vom Betriebsleiter 
erhält, wird der Grundsatz durchgesetzt, daß Ein¬ 
zelleitung immer im staatlichen Auftrag erfolgt. 


Damit ist auch in Verwirklichung des demokrati¬ 
schen Zentralismus das Prinzip der Einzelleitung, 
persönlichen Verantwortung und kollektiven Be¬ 
ratung auf der untersten Ebene der staatlichen 
Leitung des gesellschaftlichen Reproduktionspro¬ 
zesses gesichert. 

In -Übereinstimmung mit der prinzipiellen 
Aufgabenregelung der Einzelleiter im Arbeits¬ 
recht sind leitende Mitarbeiter die Werktätigen, 
die im Rahmen ihres Arbeitsrechtsverhältnisses 
für das Planen, Organisieren, Koordinieren, Sti¬ 
mulieren und Kontrollieren der Arbeit der Werk¬ 
tätigen eines innerbetrieblich organisierten Ar¬ 
beitskollektivs sowie für die Rechenschaftslegung 
über die Erfüllung der Aufgaben des Kollektivs 
persönlich verantwortlich sind. Charakteristisch 
für die Stellung der leitenden Mitarbeiter ist, daß 
sie diese Aufgaben einheitlich auf der Grundlage 
sozialistischer Leitungsprinzipien ausüben. Diese 
einheitliche Ausübung der Aufgaben schließt aber 
nicht aus, daß der Anteil der verschiedenen Lei¬ 
tungsaufgaben in der Tätigkeit der leitenden Mit¬ 
arbeiter (entsprechend ihrer Stellung im betriebli¬ 
chen Leitungssystem) unterschiedlich sein kann 
und auch ist. 

Die Einheitlichkeit der arbeitsrechtlichen 
Verantwortung der Einzelleiter ist im Grundsätz¬ 
lichen auch Basis der arbeitsrechtlichen Ausge¬ 
staltung der Rechtsstellung der leitenden Mitar¬ 
beiter. Das AGB fixiert deshalb auch keine be¬ 
sonderen Rechte und Pflichten der leitenden Mit¬ 
arbeiter. Sie leiten in ihrem Verantwortungsbe¬ 
reich die Arbeit der Kollektive nach den gleichen 
Grundsätzen, wie sie für den Betriebsleiter gelten 
(§21 AGB). Ihnen obliegen deshalb auch die 
gleichen Rechte und Pflichten, jedoch stets bezo¬ 
gen auf ihre spezifischen Aufgabenbereiche. Das 
gilt gleichermaßen für die im AGB in den ver¬ 
schiedenen Kapiteln einheitlich festgelegten 
Rechte und Pflichten des Betriebsleiters (vgl. ü. a. 
§ 73 Abs. 3, § 77 Abs. 2, § 201 Abs. 1 AGB). In 
Übereinstimmung mit den festgelegten Aufga¬ 
benbereichen der leitenden Mitarbeiter bestimmt 
der Betriebsleiter die besonderen Befugnisse der 
leitenden Mitarbeiter. Diese unterscheiden sich 
nicht nur von denen des Betriebsleiters, sondern 
auch zwischen den leitenden Mitarbeitern infolge 
der unterschiedlichen Stellung im betrieblichen 
Leitungssystem. Im einzelnen sind ihre Rechte 
und Pflichten in der Arbeitsordnung, im Funk¬ 
tionsplan bzw. einem anderen geeigneten Doku¬ 
ment und im Arbeitsvertrag festgelegt. 
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3 . 

Die Mitwirkung der Werktätigen 
an der Leitung und Planung 

3 . 1 . 

Die Mitwirkung der Werktätigen 

als Erscheinungsform 

der sozialistischen Demokratie 

Die zunehmende Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie gehört zu den Merkmalen der weite¬ 
ren Gestaltung unserer “entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft. 24 Ihre Verwirklichung ist in 
jeder Etappe der sozialistischen Entwicklung Be¬ 
standteil der politischen Machtausübung der Ar¬ 
beiterklasse. Auch im Bereich der Arbeit, beson¬ 
ders in der materiellen Produktion, gewinnt die 
sozialistische Demokratie immer größeres Ge¬ 
wicht. Die den sozialistischen Eigentumsverhält¬ 
nissen adäquate Form und Qualität der Leitung 
der Volkswirtschaft, der Kombinate und Betriebe 
ist Ausdruck der sozialistischen Demokratie. 
Neue und qualitativ weiterentwickelte Leitungs¬ 
inhalte und Leitungsmethoden sind gleichzeitig 
Ergebnis und Bedingung der Demokratieentwick¬ 
lung. Die Konsequenzen, die die ökonomische 
Strategie für die Leitungstätigkeit der Kombinate 
und Betriebe erfordert, sind demzufolge auch 
immer Anforderungen an die Entfaltung der De¬ 
mokratie. 

Die Feststellung im Programm der SED, 
daß es zur Stärkung des demokratischen 
Zentralismus gilt, „die zentrale staatliche Leitung 
und Planung mit der schöpferischen Aktivität der 
Werktätigen und der eigenverantwortlichen Tä¬ 
tigkeit der Betriebe, Kombinate,... und Genos¬ 
senschaften .. .‘* 25 zu verbinden, bedeutet daher 
gleichzeitig Stärkung der Einzelleitung und Ent¬ 
wicklung der Mitgestaltung. Die eigenverantwort¬ 
liche Tätigkeit der Betriebe auf der Grundlage 
und in Verwirklichung bestehender Rechtsvor¬ 
schriften wird in Einheit von Einzelleitung und 
Mitwirkung der Werktätigen realisiert. Die kon¬ 
sequente Durchsetzung und ständige Vervoll¬ 
kommnung der Mitwirkung der Werktätigen an 
der betrieblichen Leitung und Planung stellt also 
eine mit den anderen Seiten der sozialistischen 
Demokratie eng verbundene sehr wesentliche Er¬ 
scheinung der weiteren Gestaltung der entwickel¬ 
ten sozialistischen Gesellschaft dar. Die sozialisti¬ 
sche Demokratie im Betrieb ist daher nicht auf 
Mitwirkung reduzierbar. 


In der Verfassung ist das Grundrecht der 
Bürger auf umfassende Mitgestaltung des 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Lebens ausgestaltet (Art. 21). Es 
erstreckt sich auf alle Bereiche und Ebenen des 
gesellschaftlichen Lebens und schließt auch die 
Mitwirkung der Werktätigen ein, die im AGB und 
in anderen arbeitsrechtlichen Regelungen näher 
ausgestaltet ist (vgl. auch Kapitel I Abschn. 4). 

Die Mitwirkung an der betrieblichen Leitung 
und Planung ist ein Ausdruck der Realisierung der 
gesellschaftlichen Verantwortung der Werktäti¬ 
gen für die Entwicklung ihres Betriebes, ihres Ar¬ 
beitskollektivs und ihrer eigenen Persönlichkeit. 
Sie ist ein entscheidender Faktor für die Erfüllung 
der Hauptaufgabe. Zudem trägt die Mitwirkung 
der Werktätigen an der betrieblichen Leitung und 
Planung wesentlich dazu bei, die Übereinstim¬ 
mung zwischen gesamtgesellschaftlichen Erfor¬ 
dernissen, kollektiven und persönlichen Interes¬ 
sen zu gewährleisten. 

Die Mitwirkung der Arbeiter und Angestell¬ 
ten erstreckt sich auf alle Prozesse der betriebli¬ 
chen Leitung und Planung und damit auch auf die 
Gestaltung aller zum Regelungsgegenstand des 
Arbeitsrechts gehörenden Beziehungen. Es gibt 
grundsätzlich keinen Leitungsbereich, in dem die 
Werktätigen ihre Mitwirkung nicht ausüben kön¬ 
nen. In anschaulicher Weise wird das für die Mit¬ 
wirkung seitens der Betriebsgewerkschaftsorgani¬ 
sation in § 24 Abs. 2 AGB verdeutlicht. Unter so¬ 
zialistischen Produktionsverhältnissen besitzt 
auch die Mitwirkung der Werktätigen an der Lei¬ 
tung der Betriebe eine umfangreiche Breite, qua¬ 
litativ wachsende Wirksamkeit und Vielfalt. 

Zur Sicherung einer hohen Effektivität erfolgt 
die Mitwirkung arbeitsteilig in dafür rechtlich vor¬ 
gesehenen Formen. Entsprechend Artikel 42 
Abs. 1 der Verfassung „wirken die, Werktätigen 
unmittelbar und mit Hilfe ihrer gewählten Organe 
an der Leitung“ der Betriebe mit. Das geschieht 
vor allem über die gewählten Organe der Be¬ 
triebsgewerkschaftsorganisation. Sie kann in allen 
Fragen der Leitung und Planung des Betriebes 
und der Gestaltung der Arbeitsverhältnisse tätig 
werden; sie hat die umfassendsten und wirkungs¬ 
vollsten Mitwirkungsrechte (Abschluß kollektiver 
Vereinbarungen, Zustimmungsrecht usw.). Das 
ist Ausdruck der Rolle der Gewerkschaften als 


24 Vgl. Programm der SED, a. a. O., S. 21. 

25 Programm der SED, a. a. O., S. 35. 




größte Klassenorganisation der Arbeiterklasse 
und Organisation aller Werktätigen. Aber auch 
gewählte Organe im Betrieb bestehender gesell¬ 
schaftlicher Organisationen (FDJ, DTSB, DSF, 
KDT usw.) können Mitwirkungsfunktionen aus¬ 
üben (vgl. z. B. § 136 Abs. 2, § 223, § 292 Abs. 4 
AGB usw.). 

Unmittelbare Mitwirkung kann sowohl 
durch' die einzelnen Werktätigen als auch 
durch die Kollektive oder bestimmte Beschäftig¬ 
ten- bzw. Personengruppen wie Frauen, Jugendli¬ 
che usw. praktiziert werden (vgl. z. B. § 93 Abs. 3, 
§ 256 Abs. 3 AGB u. a.). Das geschieht teilweise 
kombiniert, wie das Beispiel der Erarbeitung des 
Jugendförderungsplanes nach §31 AGB an¬ 
schaulich beweist. 

Die Mitwirkung erfolgt in unterschiedlichen 
Formen. Sowohl die Art und Weise, in der 
die verschiedenen Mitwirkungsorgane ihre Be¬ 
fugnisse ausüben, als auch die rechtlichen Wir¬ 
kungen der einzelnen Formen der Mitwirkung 
weisen Unterschiede auf. Sie reichen von allge¬ 
meinen Vorschlagsrechten bis zum Zustimmungs¬ 
erfordernis als Wirksamkeitsvoraussetzung für 
das Zustandekommen einer Leiterentscheidung. 
In konsequenter Verwirklichung des Artikels 21 
Abs. 3 der Verfassung ist die Mitwirkung an der 
betrieblichen Leitung und Planung durchgängig 
als juristisches Recht und ehrenvolle Pflicht der 
Werktätigen ausgestaltet. Die Paragraphen 34 
Abs. 1 sowie 36 Abs. 1 AGB betonen dies speziell 
für den Wettbewerb und die Neuererbewegung. 
Gleiches gilt aber auch für alle arbeitsrechtlichen 
Regelungen, die Mitwirkungsbefugnisse einräu¬ 
men. Im Unterschied dazu stellt die Gewährlei¬ 
stung der Mitwirkung der Werktätigen für die 
Einzelleiter sowohl juristische Verpflichtung als 
auch juristische Berechtigung dar (vgl. § lß 
i. V. m. § 21 AGB). 

Regelungen zur Mitwirkung der Werktätigen 
an der betrieblichen Leitung und Planung der Ar¬ 
beitsverhältnisse werden von allen Adressaten 
überwiegend bewußt realisiert. Entscheidend für 
die immer wirksamere Durchsetzung sind vor al¬ 
lem das sich ständig erhöhende Rechtsbewußt¬ 
sein, die Verallgemeinerung hervorragender Ini¬ 
tiativen und Ergebnisse, die ideelle Anerkennung, 
aber auch kritische Auseinandersetzungen. Mit 
ihrer Rechtsprechung nehmen die Organe zur 
Entscheidung von Arbeitsstreitfällen auch hierauf 
Einfluß, beispielsweise durch Empfehlungen und 
Gerichtskritiken, Als spezifische Gewährlei- 
stungsform eröffnet § 24 Abs. 4 AGB der Ge¬ 


werkschaftsleitung die Möglichkeit, vom überge¬ 
ordneten Leiter zu fordern, daß der betreffende 
Einzelleiter, der die Mitwirkungsrechte verletzt, 
zur Verantwortung gezogen wird. 


3.2. 

Die Mitwirkung 

der Betriebsgewerkschaftsorganisation 
3.2.1. 

Gewerkschaftliche Interessenvertretung 
und Mitwirkung der Werktätigen 

Die gewerkschaftliche Mitwirkung an der Leitung 
der Betriebe ordnet sich in die generelle Aufga¬ 
benstellung der Gewerkschaften als tragende ge¬ 
sellschaftliche Kraft bei der Verwirklichung der 
ökonomischen Strategie, als gesellschaftliche Or¬ 
ganisationsform der Entfaltung der Masseninitia¬ 
tive der Werktätigen zur Stärkung der Leistungs¬ 
kraft der Wirtschaft, als Schulen des Sozialismus 
und allseitige Interessenvertretung der Arbeiter¬ 
klasse und aller Werktätigen ein. „Es gehört zur 
Verantwortung der Gewerkschaften, ihre in der 
sozialistischen Verfassung und im Arbeitsgesetz¬ 
buch garantierten umfassenden Rechte so zu nut¬ 
zen, daß für Millionen Werktätige in der unmittel¬ 
baren praktischen Tätigkeit ein Höchstmaß an 
Übereinstimmung zwischen den persönlichen 
Wünschen, Bedürfnissen, Bestrebungen und den 
Interessen des sozialistischen Staates und der Ge¬ 
sellschaft erreicht wird.“ 26 Die Mitwirkung an der 
betrieblichen Leitung und Planung ist eine wichti¬ 
ge, indessen nicht die alleinige Aufgabe der Be¬ 
triebsgewerkschaftsorganisation. Weitere Aufga¬ 
bengebiete sind beispielsweise die gewerkschaftli¬ 
che Bildungs-, Erziehungs-, Kultur-, Sport-, Fi¬ 
nanzarbeit, Anleitung und Schulung der Konflikt¬ 
kommissionen usw. 

Gemäß § 6 Abs. 2 AGB nehmen die Gewerk¬ 
schaften ihre verfassungsmäßigen Rechte ent¬ 
sprechend ihrer Satzung und ihren Beschlüssen 
frei und ungehindert wahr. Diese Leitungsdoku¬ 
mente der Gewerkschaften sind als Organisa¬ 
tionsgrundlage auch für die Gestaltung der Mit¬ 
wirkung der Betriebsgewerkschaftsorganisation 
an der betrieblichen Leitung und Planung von Be¬ 
deutung. 


26 Entschließung des 9. FDGB-Kongresses in: Do¬ 
kumente des 9. FDGB-Kongresses, Berlin 1977, 
S. 86. 
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In Abschnitt V der Satzung des FDGB 27 sind 
u. a. die Aufgaben gewerkschaftlicher Grundor¬ 
ganisationen bzw. ihrer Organe dargestellt, die 
zugleich die Orientierung für die gewerkschaftli¬ 
che Mitwirkung an der betrieblichen Leitung und 
Planung geben. So haben sich die Organe z. B. da¬ 
für einzusetzen, „daß durch die wirtschaftsleiten¬ 
den Organe mit der wissenschaftlichen Arbeitsor¬ 
ganisation die Produktions- und Arbeitsbedin¬ 
gungen der Werktätigen ständig verbessert.. . 
werden“. 28 

Für die Realisierung der Mitwirkung an der 
betrieblichen Leitung und Planung sind ebenfalls 
die gewerkschaftlichen Dokumente zur Rechtsar¬ 
beit zu beachten, wie der Beschluß des Sekreta¬ 
riats des Bundesvorstandes des FDGB vom 21. 6. 
1978 über die „Ordnung für die Wahrnehmung 
der Rechte der Gewerkschaften beim Abschluß, 
bei der Änderung und der Auflösung von Arbeits¬ 
verträgen“. 29 Er gibt eine präzise, detaillierte An¬ 
leitung, was inhaltlich mit der Mitwirkung anzu¬ 
streben und wie diese organisatorisch zu erreichen 
ist. Die gewerkschaftlichen Leitungsdokumente 
gehören zu den Normen gesellschaftlicher Orga¬ 
nisationen. 30 Sie sind für die Gewerkschaftsmit¬ 
glieder verbindlich. Obwohl die gewerkschaftli¬ 
chen Dokumente für die Verwirklichung des so¬ 
zialistischen Rechts von großer Bedeutung sind, 
tragen sie selber keinen Rechtscharakter. Daraus 
ergibt sich, daß sie nicht mit staatlicher Autorität 
durchsetzbar sind. Gibt die Leitung der betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsorganisation entgegen Ab¬ 
schnitt I Ziff. 2 f der Satzung des FDGB einem 
Mitglied z. B. keine Möglichkeit zur Stellung¬ 
nahme, bevor sie ihre Zustimmung zui; Kündi¬ 
gung gemäß § 57 AGB erteilt, stellt das eine Ver¬ 
letzung der gewerkschaftlichen Demokratie dar. 
Da diese Stellungnahme jedoch nicht durch die 
betreffende Rechtsvorschrift gefordert ist, hat das 
auf die rechtliche Wirkung der Zustimmung zur 
Kündigung keinen Einfluß und kann durch den 
betroffenen Werktätigen nicht im Gerichtswege 
gerügt werden. 

Die gewerkschaftliche Mitwirkung an der be¬ 
trieblichen Leitung und Planung wird vorrangig 
durch die Betriebsgewerkschaftsorganisation rea¬ 
lisiert. Ausnahmsweise ist jedoch auch das Tätig¬ 
werden anderer Gewerkschaftsorganisationen 
bzw. ihrer Organe arbeitsrechtlich vorgesehen. So 
ist die Zustimmung des übergeordneten Vorstan¬ 
des (Kreisvorstand) einzuholen, wenn der Betrieb 
einem Mitglied der Betriebsgewerkschaftsleitung 
kündigen will (§ 26 Abs. 1 AGB). Die Kontrolle 


über die Einhaltung des Arbeitsrechts im Betrieb 
üben die Gewerkschaften gemäß § 292 AGB so¬ 
wohl durch die Vorstände der Bezirks-, Kreisor¬ 
ganisationen usw. als auch durch die betrieblichen 
Gewerkschaftsorganisationen aus. 

3 . 2 . 2 . 

Mitwirkungsorgane 
der Betriebsgewerkschaftsorganisation 
Gewerkschaftliche Grundorganisationen beste¬ 
hen entsprechend der Satzung des FDGB als Be¬ 
triebs-, Schul- sowie Ortsgewerkschaftsorganisa¬ 
tionen mit Gewerkschaftsgruppen, teilweise auch 
Abteilungsgewerkschaftsorganisationen. Um ihre 
Aufgaben auch hinsichtlich der Mitwirkung an der 
Leitung effektiver wahrnehmen zu können, wer¬ 
den verschiedene Organe zur Leitung der Be¬ 
triebsgewerkschaftsorganisation arbeitsteilig tä¬ 
tig. Davon ausgehend räumt das Arbeitsrecht die 
Mitwirkungsbefugnis regelmäßig einem ganz be¬ 
stimmten Organ, nicht der Betriebsgewerk¬ 
schaftsorganisation schlechthin ein; nur die er¬ 
mächtigten Organe können die Mitwirkungsbe¬ 
fugnisse wahrnehmen. Diese ausdrückliche Er¬ 
mächtigung kann nicht dadurch geändert werden, 
daß das gesetzlich befugte Organ sein Recht durch 
Beschluß auf andere delegiert. 

Höchstes Organ der gewerkschäftlichen 
Grundorganisation ist nach dem Prinzip des de¬ 
mokratischen Zentralismus die Mitgliederver¬ 
sammlung. Falls ihre Einberufung wegen der 
Größe des Betriebes oder aus anderen Gründen 
nicht möglich ist, tritt die Vertrauensleutevollver¬ 
sammlung an ihre Stelle. Sie setzt sich aus allen 
gewählten Vertrauensleuten der Gewerkschafts¬ 
gruppen zusammen. Entsprechend § 23 AGB 
werden von ihnen vor allem grundsätzliche Fragen 
der betrieblichen Entwicklung, einschließlich der 
Arbeits- und Lebensbedingungen, behandelt. Die 
Mitglieder- bzw. Vertrauensleutevollversamm- 
" lung hat u. a. das Recht, zum Planentwurf Stellung 
zu nehmen (§ 33 Abs. 1 AGB), über den Entwurf 
des Betriebskollektivvertrages zu beschließen 
(§ 29 Abs. 1 AGB) sowie vom Betriebsleiter In¬ 
formationen und Rechenschaftslegung zu verlan¬ 
gen (§ 23 AGB). 

Gewerkschaftsleitungen sind von der 


27 Vgl. Satzung des fDGB, a. a. O., S. 11*7 ff. 

28 A. a. O., Ziff. 37e, S. 118. 

29 Vgl. AuA, 1978/8, S. 359ff. 

30 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Lehrbuch, Berlin 1975, S. 447 f. 
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Mitgliederversammlung gewählte Organe 
zur Leitung der gesamten Gewerkschaftsarbeit 
(Betriebs-; Schul-, Orts-, Abteilungsgewerk¬ 
schaftsleitung). In Kombinaten und Großbetrie¬ 
ben bestehen darüber hinaus Zentrale Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitungen bzw. Räte der BGL-Vor¬ 
sitzenden. 31 Die Sachverhalte, in denen betriebli¬ 
che Gewerkschaftsleitungen Mitwirkungsbefug¬ 
nisse besitzen, einschließlich der Formen, in de¬ 
nen sie wahrgenommen werden können, sind in 
grundsätzlicher und überschaubarer Weise in 
§ 24 AGB dargestellt. Sie erstrecken sich auf alle 
Teilbereiche der betrieblichen Einzelleitung und 
werden in praktisch allen Mitwirkungsformen 
ausgeübt. 

Existieren verschiedene Leitungen in Mittel¬ 
und Großbetrieben, so sind die einzelnen Mitwir¬ 
kungsbefugnisse den verschiedenen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitungen differenziert, abhängig 
von der zu entscheidenden Frage, übertragen. 
Soweit die zentrale betriebliche Gewerkschafts¬ 
leitung ermächtigt ist, verwendet der Gesetzgeber 
die Bezeichnung Betriebsgewerkschaftsleitung. 
Dies ist z. B. in § 19 Abs. 2, § 33 Abs. 1, § 92 
Abs. 1, § 226 Abs. 1 AGB der Fall. Die Mitwir¬ 
kung der BGL erfolgt in grundsätzlichen Fragen 
bzw. solchen, die einheitliches Handeln im Rah¬ 
men des gesamten Betriebes erfordern. Sind da¬ 
gegen konkrete Kenntnisse von den Erscheinun¬ 
gen und Zusammenhängen eines Teilbereiches 
bzw. die Regelung seiner Bedingungen erforder¬ 
lich, wird die Mitwirkung der zuständigen betrieb¬ 
lichen Gewerkschaftsleitung übertragen. Nach 
der Legaldefinition des § 24 Abs. 5 AGB ist das 
jeweils die niedrigere der vorhandenen Gewerk¬ 
schaftsleitungen. Ihr stehen relativ viele Mitwir¬ 
kungsbefugnisse zu, z. B. diejenigen aus § 24 
Abs. 2, § 43Abs. 2, § 88, § 167 Abs. 2 AGB. In 
verschiedenen Fällen dürfen sowohl die Betriebs¬ 
ais auch die Abteilungsgewerkschaftsleitungen tä¬ 
tig werden. Das ist möglich, soweit in Rechtsvor¬ 
schriften die Bezeichnung betriebliche Gewerk¬ 
schaftsleitung verwandt wird, was z. B. in § 29 
Abs. 3, § 157 Abs. 1, § 201 Abs. 2 AGB vorge¬ 
sehen ist. 

In Betrieben mit nur einer Leitung (BGL) 
nimmt diese selbstverständlich alle Befugnisse be¬ 
trieblicher Gewerkschaftsleitungen wahr. Sie 
wirkt also überall dort mit, wo in Rechtsvorschrif¬ 
ten Handlungen der betrieblichen Gewerkschafts¬ 
leitung, Betriebsgewerkschaftsleitung sowie zu¬ 
ständigen Gewerkschaftsleitung — § 24 Abs. 5 
AGB — vorgesehen sind. 


Einen Teil ihrer Mitwirkungshandlungen 
kann die Gewerkschaftsleitung nur als 
Kollektivorgan ausüben. Dazu gehört z. B. 
die durch Mehrheitsbeschluß erfolgende Zustim¬ 
mung. Ein gemeinsames Tätigwerden ist jedoch 
nicht bei allen Formen der Mitwirkung der Lei¬ 
tungen notwendig oder möglich. Soweit Rechts¬ 
vorschriften die Mitwirkung eines Vertreters der 
Leitung vorsehen, wie z. B. § 43 Abs. 2 und § 256 
Abs. 5 AGB, sollte diese durch einen Funktionär 
der Leitung ausgeübt werden. Ausnahmsweise 
kann hiermit aber auch ein nicht der Leitung an-, 
gehörendes Mitglied (z. B. ein Kommissionsmit¬ 
glied) beauftragt werden. 

Verschiedene Mitwirkungsrechte stehen aus¬ 
schließlich den Vorsitzenden betrieblicher Ge¬ 
werkschaftsleitungen zu und können grundsätz¬ 
lich nur von diesen ausgeübt werden. So sind die 
Vorsitzenden der zuständigen betrieblichen Ge¬ 
werkschaftsleitungen, abgesehen von der Teil¬ 
nahme an der Arbeitsberatung der Einzelleiter, 
zur Einsichtnahme in betriebliche Unterlagen, 
einschließlich Personalakten, befugt (§ 24 Abs. 2 
AGB). Der' Vorsitzende der Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitung hat das Recht zur Teilnahme an der 
Planverteidigung beim übergeordneten Organ 
(§ 33 Abs. 3 AGB). 

Die gewerkschaftlichen Kommissionen (Ar¬ 
beit und Löhne, Rechtskommission, Arbeits¬ 
schutzkommission, Wettbewerbskommission, Rat 
für SV, Neuereraktiv, Frauenausschuß) werden 
auch bei der Mitwirkung an der betrieblichen Ein¬ 
zelleitung als Hilfsorgane ihrer Leitung tätig. Bei¬ 
spielsweise kann die Arbeitsschutzkommission an 
der Vorbereitung des nach § 172 Abs. 1 AGB er¬ 
forderlichen Leitungsbeschlusses zur Zustim¬ 
mung für die Anordnung von Überstundenarbeit 
mitwirken. Die Kommissionstätigkeit ist nach 
§ 27 AGB durch die Einzelleiter zu unterstützen, 
indem sie an Beratungen der Kommissionen teil¬ 
nehmen oder notwendige Unterlagen zur Verfü¬ 
gung stellen. 

Das gewerkschaftliche Mitgliederleben voll¬ 
zieht sich hauptsächlich in den Gewerkschafts¬ 
gruppen. Sie leisten auch im Rahmen der gewerk¬ 
schaftlichen Mitarbeit bedeutsame Beiträge. Ihre 
Äußerungen sind vor allem eine wichtige Grund¬ 
lage für die unmittelbare, sachbezogene Mitwir- 


31 Vgl. Beschluß über die Aufgaben und die Arbeits¬ 
weise der Kollektive der BGL-Vorsitzenden vom 
22. 9. 1981, Informationsblatt des FDGB 5/1981, 
S. 2 ff. 
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kung der Gewerkschaftsleitung. Vielfach besteht 
Identität zwischen Arbeitskollektiv und Gewerk¬ 
schaftsgruppe, so daß deren Mitglieder unmittel¬ 
bar an Entscheidungen mitwirken können. Das 
trifft z. B. auf die Beratung einer Auszeichnung 
gemäß § 93 Abs. 3 AGB zu. 

Die Gruppenfunktionäre (Vertrauensmann, 
Kulturobmann, Bevollmächtigter für Sozialversi¬ 
cherung, Arbeitsschutzobmann) besitzen eigen¬ 
ständige Mitwirkungsrechte. Sie haben nach § 25 
AGB generell das Recht zu Vorschlägen, Stel¬ 
lungnahmen und Kontrollen bezüglich ihres Tä¬ 
tigkeitsbereiches. Darin eingeschlossen ist das 
Recht der Arbeitsschutzobleute, die Verwirkli¬ 
chung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes bei 
der Gestaltung von Arbeitsverfahren zu uberprü¬ 
fen (§ 201 Abs. 2 AGB). Der Vertrauensmann 
besitzt auch eine spezielle Teilnahmeberechti¬ 
gung; so kann er gemäß § 4^ Abs. 2 AGB am Ein¬ 
stellungsgespräch teilnehmen. 


3 . 2 . 3 . 

Die Mitwirkungsrechte 
der Betriebsgewerkschaftsorganisation 
Grundsätzliches zu den Mitwirkungsrechten der 
Betriebsgewerkschaftsorganisation: 

Wie bereits dargestellt, erfolgt die Mitwirkung 
an der betrieblichen,Leitung und Planung in un¬ 
terschiedlichen Formen. Die Mitwirkungsrechte 
werden teilweise von allen gewerkschaftlichen 
Organen, teilweise nur von bestimmten gesetzlich 
dafür vorgesehenen wahrgenommen. Während 
alle Vorschläge unterbreiten dürfen gemäß § 20 
Abs. 1 AGB, steht das Vereinbarungs- sowie Zu¬ 
stimmungsrecht beispielsweise nur einer Gewerk¬ 
schaftsleitung zu. 

Die einzelnen Mitwirkungsformen unter¬ 
scheiden sich auch hinsichtlich der Art und Weise 
ihrer Ausübung und ihrer rechtlichen Wirkungen. 
Eine Information erfolgt durch die Benachrichti¬ 
gung des Berechtigten, die Zustimmung in Gestalt 
der Beschlußfassung durch die Gewerkschaftslei¬ 
tung usw. 

Gemeinsam ist allen Formen der Mitwirkung, 
daß sie Ausdruck des demokratischen Zentralis¬ 
mus und unerläßlich für die Realisierung der Ein¬ 
zelleitung sind, ihrer wirksamen Ausübung die¬ 
nen. Die Erfordernisse und die rechtlichen Wir¬ 
kungen der einzelnen Mitwirkungsformen sind je 
nach Art der Entscheidung bzw. der rechtlichen 
Ausgestaltung bestimmter Beziehungen unter¬ 
schiedlich. Das wird z. B. beim Vergleich der 
§§ 20 Abs. 1 und 24 Abs. 3 AGB deutlich. Eine 


Zustimmung ist Wirksamkeitsvoraussetzung zur 
Einzelleiterentscheidung. Über die Arbeit mit 
Vorschlägen ist der Einzelleiter rechenschafts¬ 
pflichtig, entscheidet aber nach pflichtgemäßem 
Ermessen, ob er ihnen folgt. Eine solche Differen¬ 
zierung in den Wirkungen der Mitwirkungsfor¬ 
men erfolgt insbesondere in Abhängigkeit von der 
Bedeutung der Leitungsentscheidung, der zu re¬ 
gelnden Teilbeziehung des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses sowie der Art und Weise der möglichen 
Einflußnahme auf die Gestaltung des individuel¬ 
len Arbeitsrechtsverhältnisses. So ist z. B. die ar¬ 
beitsvertragliche Begründung eines Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses für den Werktätigen äußerst 
bedeutsam. Allseitige gewerkschaftliche Interes¬ 
senvertretung erfolgt hierbei durch die Informa¬ 
tion der Gewerkschaftsleitung und ggf. durch die 
Teilnahme eines Gewerkschaftsvertreters am 
Einstellungsgespräch, die aber keine Wirksam¬ 
keitsvoraussetzung darstellt (§ 43 AGB). Damit 
ist eine ausreichende Einwirkungsmöglichkeit der 
Gewerkschaften auf die eigenverantwortliche Re¬ 
gelung individueller Bedingungen zwischen Be¬ 
trieb und Werktätigem durch deren übereinstim¬ 
mende Willenserklärung gegeben (§ 42 AGB). 32 

Nachfolgend sollen die wichtigsten gewerk¬ 
schaftlichen Formen zur Mitwirkung an der be¬ 
trieblichen Leitung und Planung dargestellt wer¬ 
den. 

Das Vereinbarungsrecht 

Dem Vereinbarungsrecht der betrieblichen Ge¬ 
werkschaftsleitungen kommt eine besondere Be¬ 
deutung zu. Diese besteht darin, daß über Verein¬ 
barungen wichtige Leitungsfragen des Betriebes 
unter maßgeblicher Einflußnahme der befugten 
Gewerkschaftsleitungen normativ geregelt wer¬ 
den. Abgesehen vom Betriebskollektivvertrag 33 
sind das z. B. Vereinbarungen über verschiedene 
betriebsspezifische Lohnbedingungen (§101 
Abs. 1 AGB), die auftragsgebundenen Prämien 
(§ 119 Abs. 1 AGB), den Arbeitszeitplan (§ 167 
Abs. 2 AGB) usw. 

Die kollektiven Vereinbarungen als eine Form 
normativer betrieblicher Regelungen 34 kommen 
durch übereinstimmende Willenserklärung zwi¬ 
schen dem zuständigen Einzelleiter und der je¬ 
weiligen betrieblichen Gewerkschaftsleitung zu¬ 
stande. Damit kann beispielsweise Beginn und 


32 Vgl. Abschnitt 2, Kapitel 2. 

33 Vgl. ausführlich unter 3.3. dieses Kapitels. 

34 Vgl. Abschnitt 1, Kapitel 5. 
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Ende der täglichen Arbeitszeit nicht einseitig 
durch den Betriebsleiter geregelt oder geändert 
werden. Die gewerkschaftliche Willensbildung er¬ 
folgt primär durch das Kollektiv der Gewerk¬ 
schaftsleitung, in deren Ergebnis dann der Vorsit¬ 
zende die Vereinbarung abschließt. Die Gewerk¬ 
schaftsorganisation nimmt bereits auf die Vorbe¬ 
reitung und Ausarbeitung solcher Vereinbarun¬ 
gen Einfluß. Die sich dazu ergebenden Möglich¬ 
keiten sind beispielsweise für den Betriebskollek¬ 
tivvertrag in § 29 Abs. 1 AGB geregelt. 

Kollektive Vereinbarungen nehmen ausge¬ 
hend von Gesetzen und anderen Rechtsvorschrif- 
ten überwiegend eine betriebsspezifische norma¬ 
tive Ausgestaltung vor. So regelt der Betriebskol¬ 
lektivvertrag gemäß § 93 Abs. 2 AGB u. a., wel¬ 
che betrieblichen Auszeichnungen zur Anwen¬ 
dung gelangen. 

Das Zustimmungsrecht 

Eine weitere Form wirkungsvoller Einflußnahme 
der Gewerkschaftsleitungen auf die betriebliche 
•Leitung und Planung ist die Zustimmung. Sie ist 
sowohl bei wichtigen Einzelleiterentscheidungen 
mit normativer Wirkung als auch bei Regelungen 
individueller Bedingungen im Interesse der er¬ 
höhten Rechtssicherheit der Werktätigen vorge¬ 
sehen. Das trifft z. B. für die Arbeitsordnung des 
Betriebes zu, die gemäß § 91 Abs. 2 Buchst, a 
AGB die Anforderungen an alle Werktätigen zur 
Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Arbeits¬ 
ablaufs im Betrieb formuliert. Zu den zustim¬ 
mungsbedürftigen Leiterentscheidungen über in¬ 
dividuelle Fragen gehört diejenige zur Übertra¬ 
gung einer anderen Arbeit über 2 Wochen hinaus 
entsprechend § 88 AGB. 

Auch bei der Zustimmung muß die Leitung als 
Kollektivorgan tätig werden. Im Ergebnis einer 
Beratung zum jeweiligen Sachverhalt ist ein 
Mehrheitsbeschluß zu fassen. Jede Zustimmung 
muß klar und eindeutig ergehen und darf nicht an 
Bedingungen geknüpft sein. 3S Teilweise sehen 
Rechtsvorschriften auch den Zeitpunkt der Zu¬ 
stimmung vor, wie § 173 Abs. 2 AGB. 

Gemäß § 24 Abs. 3 AGB ist eine durch 
Rechtsvorschriften geforderte Zustimmung Wirk¬ 
samkeitsvoraussetzung für die Einzelleiterent¬ 
scheidung. Bei fehlender oder gar versagter Zu¬ 
stimmung der betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
werden die Leiterentscheidungen nicht wirksam. 
Grundsätzlich bedarf es keines besonderen Ver¬ 
fahrens, um dies zu erreichen. Der Werktätige 
kann also beispielsweise unter Berufung auf feh¬ 


lende Zustimmung die Befolgung gemäß § 198 
Abs. 1 AGB angeordneter Urlaubsunterbre¬ 
chung ablehnen. Dagegen muß bei fehlender Zu¬ 
stimmung zur betrieblichen Kündigung oder 
Entlassung entsprechend § 60 AGB fristgemäß 
Einspruch bei der Konfliktkommission bzw. der 
Kammer für Arbeitsrecht des Kreisgerichts einge¬ 
legt werden, wenn der Werktätige die Rechtsun¬ 
wirksamkeit herbeiführen will. 

Das Organisationsrecht t 

Gewerkschaftliche Organisationsrechte bestehen 
vor allem zur Mobilisierung der Masseninitiative 
der Werktätigen. 36 Die Entfaltung des sozialisti¬ 
schen Wettbewerbs, der Neuererbewegung usw. 
kann nicht dem Selbstlauf überlassen bleiben. Die 
Aktivitäten der Werktätigen sind bewußt und 
planmäßig auf die Schwerpunkte des betriebli¬ 
chen Geschehens zu lenken. Allen Werktätigen ist 
konkret, überzeugend und beharrlich die Bedeu¬ 
tung des Wettbewerbs hewußt zu machen, die Ini¬ 
tiativen sind auf bestimmte Aufgabenstellungen 
zu orientieren. 

Masseninitiative wie auch ihrd Organisation 
sind rechtliche Beziehungen zwischen den Werk¬ 
tätigen bzw. ihren Gewerkschaften und dem Be¬ 
trieb. Die Rechte der Werktätigen korrespondie¬ 
ren mit der Rechtspflicht der Einzelleiter, alle da¬ 
für notwendigen Voraussetzungen zu schaffen 
(vgl. § 34 f. AGB). Das ist ein wichtiger Beitrag 
zur Sicherung kollektiver und individueller Inter¬ 
essen bei der arbeitsteiligen Erfüllung der betrieb¬ 
lichen Aufgaben. Die bei Ausübung der Organisa¬ 
tionsrechte vorhandenen Beziehungen zwischen 
Gewerkschaftsorganisation und Werktätigen sind 
überwiegend Mitgliedschaftsverhältnisse ohne 
arbeitsrechtliche Qualität. > 

Das Kontrollrecht 

Im Rahmen allseitiger gewerkschaftlicher Interes¬ 
senvertretung üben Organe der Betriebsgewerk¬ 
schaftsorganisation auch eine Kontrolle über die 
Einhaltung des sozialistischen Arbeitsrechts 
durch den Betrieb aus. Kontrolle wird praktisch 
im Zusammenhang mit den meisten Mitwirkungs¬ 
formen ausgeübt. So kontrolliert die Gewerk¬ 
schaftsleitung vor Erteilung der Zustimmung, ob 


35 Vgl. auch Ordnung für die Wahrnehmung der 
Rechte der Gewerkschaften beim Abschluß, bei 
der Änderung und der Auflösung von Arbeits¬ 
verträgen, a. a. O., Ziff. VII, 4. 

36 Vgl. unter 3.4. dieses Kapitels. 
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die gesetzlichen Anforderungen an eine Arbeits¬ 
norm entsprechend § 75 ff. AGB gewahrt wor¬ 
den sind. Außerdem eröffnet § 292 AGB die 
Möglichkeit der Kontrolle als spezifische gewerk¬ 
schaftliche Mitwirkungsform. 

Diese Mitwirkungsform ermöglicht der Ge¬ 
werkschaftsorganisation, 

- die Einhaltung des Arbeitsrechts zu kontrollie¬ 
ren, 

- Auskünfte und Stellungnahmen von den Lei¬ 
tern anzufordern, 

- bei festgestellten Gesetzesverletzungen die 
Herstellung der Gesetzlichkeit vom Einzellei¬ 
ter zu verlangen, 

- zu fordern, daß Verantwortliche, die ihre 
Pflichten zur Wahrnehmung des sozialistischen 
Rechts verletzen, zur Rechenschaft gezogen 
werden, 

- vom Betriebsleiter innerhalb 2 Wochen schrift¬ 
lich Bescheid über das Veranlaßte zu fordern. 

Diese Befugnis reicht also weit über den Inhalt 
des sprachlichen Begriffs Kontrolle hinaus. Ihre 
Bedeutung besteht vor allem in der Verantwor¬ 
tung der Gewerkschaften für die Wahrung der 
Gesetzlichkeit im allgemeinen und die Verwirkli¬ 
chung des Arbeitsrechts im besonderen. Die 
Wahrnehmung der Kontrollrechte zwingt den 
Leiter, seine Entscheidungen hinsichtlich ihrer 
Übereinstimmung mit den arbeitsrechtlichen Re¬ 
gelungen selbst zu überprüfen. Sie veranlaßt ihn, 
Ursachen und begünstigende Bedingungen für 
Rechtsverletzungen aufzudecken und zu beseiti¬ 
gen sowie Maßnahmen der moralischen und mate¬ 
riellen Gewährleistung zu ergreifen. 

Information und Rechenschaftslegung 

Die Verständigung über wichtige bevorstehende 
betriebliche Ereignisse sowie Maßnahmen und die 
Berichterstattung über die Realisierung von Auf¬ 
gaben und dabei erzielte Resultate sind wichtige 
Fundamente für Initiativen, Schöpfertum und 
Demokratie im allgemeinen sowie gewerkschaft¬ 
liche Mitwirkung im besonderen. Das Verlangen 
nach rechtzeitiger, umfassender und aussagekräf¬ 
tiger Information und Rechenschaftslegung durch 
den Einzelleiter ist deshalb auch als Mitwirkungs¬ 
recht der Betriebsgewerkschaftsorganisation aus¬ 
gestaltet. Teilweise ergibt sich die Pflicht des Ein-' 
zelleiters hierzu unmittelbar aus Rechtsvorschrif¬ 
ten. 37 Mitunter entsteht eine solche Pflicht erst 
durch Forderung eines berechtigten gewerk¬ 
schaftlichen Organs, z. B. gemäß § 31 Abs. 3 
AGB (Berichterstattung zum Jugendförderungs¬ 


plan). Die BGL kann vom Leiter weitere Infor¬ 
mationen fordern, um dann über ihre Teilnahme 
an bestimmten Gesprächen, so nach § 43 Abs. 2 
AGB (Einstellungsgespräch), zu entscheiden. Von 
besonderer Bedeutung für die Rechtssicherheit 
der Werktätigen ist die Informationspflicht des 
Leiters bei der vertraglichen Gestaltung des indi¬ 
viduellen Arbeitsrechtsverhältnisses. Er hat die 
Gewerkschaftsleitung vom beabsichtigten Ab¬ 
schluß jedes arbeitsrechtlichen Vertrages (Ar¬ 
beitsvertrag, Qualifizierungsvertrag, Auf¬ 
hebungsvertrag usw.) zu informieren. 

Vorschläge, Stellungnahmen 
und weitere Mitwirkungsrechte 

Zu den vielfältigen Leitungsentscheidungen kön¬ 
nen im Zuge ihrer Vorbereitung und Realisierung 
Vorschläge und Stellungnahmen bzw. gewerk¬ 
schaftliche Standpunkte erarbeitet werden. Das 
sind weitere Möglichkeiten der allseitigen ge¬ 
werkschaftlichen Interessenvertretung. Es han¬ 
delt sich um allgemeine Befugnisse der Betriebs¬ 
gewerkschaftsorganisation, die nach § 20 Abs. 1 
AGB in allen arbeitsrechtlichen Bereichen prakti¬ 
ziert werden dürfen. Auch wenn dies in § 93 
Abs. 3 AGB nicht ausdrücklich vorgesehen ist, 
steht einer BGL z. B. selbstverständlich das Recht 
zu. Auszeichnungsvorschläge zu unterbreiten. 

Dem Einzelleiter obliegt die Pflicht, die ge¬ 
werkschaftlichen Vorschläge und Stellungnahmen 
in seine Entscheidungstätigkeit einzubeziehen. Er 
entscheidet hierüber nach pflichtgemäßem Er¬ 
messen auf rechtlicher Grundlage. Eine rechtliche 
Bindung an die Vorschläge und Stellungnahmen 
besteht jedoch nicht. Kann er Vorschläge nicht 
berücksichtigen bzw. lassen sie sich erst später 
realisieren, muß er dies gegenüber der Gewerk¬ 
schaftsorganisation begründen. 

Abgesehen von den vorstehend spezifiziert 
dargestelltpn Mitwirkungsformen existieren wei¬ 
tere. Auch sie sind für die sozialistische Demokra¬ 
tie im Betrieb außerordentlich bedeutsam. Dabei 


37 Vgl. Beschluß über die Durchführung von Rechen¬ 
schaftslegungen im Bereich der volkseigenen Wirt¬ 
schaft, der örtlichen Räte und vor dem Miniterrat 
vom 23. 4. 1969, GBl. II Nr. 43 S. 273 und Be¬ 
schluß über die Durchführung von monatlichen 
Rechenschaftslegungen der Direktoren der volks¬ 
eigenen Betriebe, Kombinate und der Betriebe der 
Kombinate vor den Werktätigen ihres Verantwor¬ 
tungsbereiches vom 17. 9. 1970, GBl. II Nr. 78 
S. 547. 



handelt es sich vor allem um geforderte Zusam¬ 
menarbeit (§ 146 Abs. 3 AGB), Abstimmung mit 
der Betriebsgewerkschaftsorganisation (§ 31 
Abs. 2 AGB) und Befugnis zur Einsichtnahme in 
betriebliche Unterlagen (§ 24 Abs. 2 AGB) u. a. 

3.3. 

Der Betriebskollektivvertrag 
3 . 3 . 1 . 

Bedeutung und Inhalt des BKV 

Der BKV ist ein wichtiges Instrument der so¬ 
zialistischen Demokratie im Betrieb. In organi¬ 
scher Verbindung mit dem Plan und dem Wettbe¬ 
werbsbeschluß nimmt seine Bedeutung bei der be¬ 
trieblichen Gewährleistung der Einheit von Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik zu. Anliegen des BKV 
ist es, „daß auf der Grundlage steigender ökono¬ 
mischer Leistungen die Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen verbessert werden und die Werktäti¬ 
gen ihre schöpferischen Fähigkeiten entwickeln, 
eine hohe Bildung erwerben, ihre demokratischen 
Rechte nutzen und ihre Persönlichkeit voll entfal¬ 
ten können“. 38 

Der BKV gestaltet vor allem die zur Erfüllung 
sowie gezielten Überbietung der Vorgaben des 
Volkswirtschaftsplanes zu schaffenden Bedingun¬ 
gen (Wettbewerbsvorgaben, WAO usw.) und die 
abhängig von den erzielten Ergebnissen eintre¬ 
tende Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen (Jahresendprämie, Sozialeinrichtun¬ 
gen usw.) aus. Dadurch fördert er in vielfältiger 
Weise die Mitwirkung der Werktätigen an der 
Leitung und Planung des Betriebes und trägt so¬ 
mit zur weiteren Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie bei. 

-x Bedeutung, Inhalt, Vorbereitung, Abschluß 
sowie Realisierung des BKV sind grundsätzlich in 
den §§ 28 bis 30 AGB geregelt; sie werden in den 
einzelnen Sachkapiteln ergänzt sowie konkreti¬ 
siert (z. B. §93 Abs. 2, §112 Abs. 2, §191 
Abs. 3 AGB). Die erforderlichen Regelungen zur 
konkreten Anwendung werden in Form gemein¬ 
samer Beschlüsse des Ministerrates und des Bun¬ 
desvorstandes des FDGB getroffen. 39 
Inhaltlich umfaßt der BKV 

— konkrete, abrechenbare und termingebundene 
Verpflichtungen des Betriebsleiters und der 
BGL (§ 28 Abs. 2 AGB); 

— arbeitsrechtliche Regelungen, die entspre¬ 
chend den Rechtsvorschriften im BKV zu ver¬ 
einbaren sind (§ 12, § 28 Abs. 2 AGB). 


Die Verpflichtungen des Betriebsleiters und 
der Betriebsgewerkschaftsorganisation betreffen 
vor allem 

- die Entwicklung und Förderung neuer schöpfe¬ 
rischer Initiativen der Werktätigen im Wettbe¬ 
werb; 

- die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen der Werktätigen; 

- die Verwirklichung des Leistungsprinzips; 

- die En(wicklung eines hohen Kultur- und Bil¬ 
dungsniveaus der Werktätigen; 

- die Verwendung der betrieblichen Fonds für 
die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen der Werktätigen (§ 240 Abs. 2 
AGB); 

- die Förderung der Frauen - Frauenförderungs¬ 
plan (§ 30 Abs. 2 AGB). 

Zu den im BKV zu treffenden arbeitsrechtli¬ 
chen Regelungen gehören insbesondere 

- Regelungen über Ansprüche der Werktätigen, 
sofern diese entsprechend den Rechtsvorschrif¬ 
ten im BKV zu vereinbaren sind (vgl. z. B. 
§ 150 Abs. 2 AGB); 

- Festlegungen für den Zeitraum des Fünf jahr¬ 
planes, die sich jährlich wiederholen. Diese 
Festlegungen haben normativen Charakter und 
sind in einer Anlage zum BKV aufzunehmen. 

Sie enthält u. a. 

- die Ordnung zur Organisierung und Führung 
des Wettbewerbs sowie zur Ausarbeitung der 
Jahrespläne und BKV; 

- die Betriebsprämienordnung; 

- die Vereinbarung über die Ehrung und Betreu¬ 
ung der Werktätigen; 

- die Liste der Arbeitserschwernisse; 

- die liste des arbeitsbedingten Zusatzurlaubs. 

Damit die Vereinbarungen im BKV zur Ver¬ 
besserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
realisiert werden können, ist der Betriebsleiter 
verpflichtet, 

- die erforderlichen Kapazitäten und Mittel zu 
bilanzieren; 

- zur effektiven Nutzung bereitgestellter Mittel 
und Fonds eine enge Zusammenarbeit mit an¬ 
deren Betrieben des Territoriums und den ört¬ 
lichen Staatsorganen anzustreben; 

38 Entschließung des 9. FDGB-Kongresses, a. a. O., 

S. 98. • 

39 Vgl. Beschluß des Ministerrates der Deutschen 
Demokratischen Republik und des Bundesvor¬ 
standes des FDGB zur Richtlinie für die jährliche 
Ausarbeitung der Betriebskollektivverträge vom 
10. 7. 1975, GBl, I Nr. 31 S. 581. 








— die Möglichkeiten der gemeinsamen Nutzung 
gesundheitlicher, sozialer, kultureller und 
sportlicher Einrichtungen durch das Betriebs¬ 
kollektiv und die Bevölkerung des Territoriums 
auszuschöpfen. 

Bei der Ausarbeitung und inhaltlichen Ausge¬ 
staltung des BKV sind die Rechtsvorschriften zu 
beachten. Festlegungen, die dagegen verstoßen, 
sind unwirksam (§ 12, § 28 Abs. 2 AGB). 

3 . 3 . 2 . 

Abschluß des BKV 
und Rechenschaftslegung 

Betriebskollektivverträge werden in allen Betrie¬ 
ben, einschließlich staatlicher Organe und Ein¬ 
richtungen, abgeschlossen. Sie sind auch für terri¬ 
torial getrennt gelegene Betriebsteile vorge¬ 
schrieben. Voraussetzung hierzu ist, daß diese 
über Teile finanzieller Fonds verfügen und eine 
eigene Betriebsgewerkschaftsorganisation besit¬ 
zen. In großen Betrieben können auf der Grund¬ 
lage aufgeschlüsselter Pläne und des BKV auch 
Abteilungskollektivverträge abgeschlossen wer¬ 
den. 40 

Die Ausarbeitung des BKV erfolgt jährlich, aus¬ 
gehend vom Volkswirtschaftsplan. Er ist bis zum 
31. Januar des jeweiligen Planjahres abzuschlie¬ 
ßen. Sich wiederholende bewährte betriebliche 
Festlegungen, die grundsätzlich für den Fünfjahr¬ 
planzeitraum gelten, sind jährlich zu überprüfen 
und nur bei Vorliegen volkswirtschaftlicher und 
betrieblicher Erfordernisse zu ergänzen bzw. zu 
verändern. 

Zustandekommen und Realisierung des BKV 
sind anschaulicher Ausdruck und Beweis der akti¬ 
ven Mitgestaltung aller Werktätigen. Die entspre¬ 
chenden Rechtsvorschriften und ihre tatsächliche 
Verwirklichung sichern die vielfältige, differen¬ 
zierte, koordinierte, aktive Teilnahme aller Be¬ 
triebsangehörigen an der Schaffung und Vervoll¬ 
kommnung der eigenen Arbeitsbedingungen und 
der darüber hinaus durch den Betrieb gestalteten 
Lebensbedingungen. Die im BKV realisierte um¬ 
fassende Mitwirkung erfolgt durch die BGL und 
ihre Organe und durch das^unmittelbare Wirk¬ 
samwerden aller Werktätigen des Betriebes. 

Die gewerkschaftliche Interessenvertretung 
beginnt bereits bei der Tätigkeit der BGL zur 
Vorbereitung des BKV. Die unmittelbare Mitwir¬ 
kung der einzelnen Werktätigen und ihrer Ar¬ 
beitskollektive ist insbesondere im Zusammen¬ 
hang mit der Plandiskussion zu gewährleisten. Der 
BKV-Entwurf bedarf der Bestätigung durch Be¬ 


schluß der Gewerkschaftsmitglieder- bzw. Ver¬ 
trauensleutevollversammlung. Mit der Bestäti¬ 
gung der Werktätigen ausgestattet, kommt der 
BKV dann durch Vereinbarung von Betriebsleiter 
und Betriebsgewerkschaftsleitung zustande. 

Über den Erfüllungsstand, auftretende Pro¬ 
bleme sowie deren Überwindung erfolgt viertel¬ 
jährlich eine gemeinsame Rechenschaftslegung 
von Betriebsleiter und BGL vor der Gewerk¬ 
schaftsmitglieder- bzw. Vertrauensleutevollver¬ 
sammlung. Diese Zusammenkünfte bilden ein Fo¬ 
rum schöpferischen gegenseitigen Erfahrungsaus- 
tauschs. Ferner hat die BGL die Möglichkeit, von 
den zuständigen Einzelleitern Rechenschaft über 
die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem BKV 
zu forderr). 

3 . 4 . 

Die Masseninitiative der Werktätigen 
3 . 4 . 1 . 

Zur Bedeutung der Masseninitiative 

Die Masseninitiative ist ein dem sozialisti¬ 
schen Charakter der Arbeit entsprechender Aus¬ 
druck umfassenden Schöpfertums der Werktäti¬ 
gen bei der weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft. Sie stellt einen ent¬ 
scheidenden ökonomischen -Faktor dar, beein¬ 
flußt die eigene Entwicklung der Werktätigen und 
ist eine wichtige Erscheinungsform sozialistischer 
Demokratie. Indem sie sowohl der Leitung öko¬ 
nomischer Prozesse wie auch der Realisierung 
wichtiger Grundrechte dient, ist sie auf die stän¬ 
dige Gewährleistung allseitiger konkreter Interes¬ 
senübereinstimmung gerichtet. 

Ihrer großen Bedeutung wegen nimmt das 
AGB auch eine komplexe Regelung der Massen¬ 
initiative vor. Zur Erhöhung der Wirksamkeit des 
Rechts werden für die Werktätigen besonders 
wichtige Regelungen zusammengefaßt, wobei 
teilweise auch der arbeitsrechtliche Gegenstand 
überschritten werden muß. Das trifft z. B. für die 
Planung der Volkswirtschaft als Bestandteil des 
Wirtschaftsrechts zu. Damit wird rechtlich eine 
zielstrebig auf die betrieblichen Schwerpunkte 
orientierte bewußte, planmäßige Entfaltung und 
Nutzung der Masseninitiative gewährleistet. Sie 
ist ebenso wie die Mitwirkung an der Leitung und 
Planung generell arbeitsrechtlich als Recht der 


40 Vgl. a. a. O., Ziff. 2 i. Verb. m. 1.2. der Richtlinie. 
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Werktätigen und ihrer Gewerkschaften sowie als 
Pflicht des Leiters, die entsprechenden Voraus¬ 
setzungen zu schaffen, ausgestaltet. 

з . 4 . 2 . 

Die Plandiskussion 

Die gesamte betriebliche Arbeit vollzieht sich auf 
der Grundlage des Fünfjahr- und des Volkswirt¬ 
schaftsplanes. Die Pläne beinhalten die Aufgaben 
für alle Teile des betrieblichen Reproduktions¬ 
prozesses (Produktion, Absatz, Wissenschaft und 
Technik, Grundfondsreproduktion, Materialöko¬ 
nomie, Arbeitsproduktivität und Arbeitskräfte, 
^Arbeits- und Lebensbedingungen sowie Finanzen 
und Kosten). Durch die rechtliche Steuerung der 
Planung 41 wird angestrebt, „daß im Ergebnis 
überall anspruchsvolle und reale Pläne für die 
Entwicklung des Sozialismus als verbindliche 
Grundlage der weiteren Arbeit vorliegen“ 42 . In 
Realisierung der Plandirektiven ergehen an die' 
Betriebe staatliche Plankennziffern und andere 
Planentscheidungen. Sie sichern eine die gesamt¬ 
gesellschaftlichen Entwicklungserfordernisse be¬ 
rücksichtigende betriebliche Planungstätigkeit. 
Die Betriebe arbeiten unter Beachtung fort¬ 
schrittlicher Normative, Normen, technisch-öko¬ 
nomischer Kennzahlen sowie der Ausschöpfung 
vorhandener Reserven fundierte Planentwürfe 
aus. Diese bilden nach erfolgter Verteidigung und 
Bestätigung die Zielstellung des gemeinsamen 
Flandelns. 

Auch die betriebliche Planung vollzieht sich 
unter konsequenter Verwirklichung des Prinzips 
des demokratischer! Zentralismus, aus dem sich 

и. a. die persönliche Verantwortung der Einzellei¬ 
ter für die Planererarbeitung unter umfassender 
Mitwirkung der Werktätigen in unterschiedlichen 
rechtlichen Formen ergibt. 

Eine wesentliche Funktion der sozialistischen 
Demokratie besteht darin, Initiative und Schöp- 
fertüm der Werktätigen durch wissenschaftlich 
begründete Planungstätigkeit auf solide und an¬ 
spruchsvolle Ziele zu orientieren und die Planung 
selbst durch eine intensive Einbeziehung der 
Werktätigen zu qualifizieren. Diesem Ziel dient 
die Plandiskussion als wichtige Form der Teil¬ 
nahme der Werktätigen und ihrer Gewerkschaf¬ 
ten an der Planung des betrieblichen Reproduk¬ 
tionsprozesses. 

Vor allem § 32 f. AGB sowie § 10 Abs. 2 
Kombinats-VO 43 nehmen eine differenzierte 
rechtliche Gestaltung von Mitwirkungsrechten 
der Werktätigen an der Planung vor. Die Werktä¬ 


tigen und ihre Arbeitskollektive beraten insbe¬ 
sondere die ihnen vorgegebenen, aus den Planzif¬ 
fern abgeleiteten Aufgaben, Schwerpunkte und 
Lösungswege mit dem Ziel einer größeren Ausla¬ 
stung der Grundfonds, sparsamer Anwendung 
von Material und Energie. 

Die Organe der Betriebsgewerkschaftsorgani¬ 
sation haben hinsichtlich der Plandiskussion un¬ 
terschiedliche Befugnisse. Dazu gehört vor allem, 
gemeinsam mit dem Betriebsleiter zu sichern,‘daß 
alle Kollektive rechtzeitig auf die entscheidenden 
Schwerpunkte orientiert, Vorschläge unterbrei¬ 
tet, berücksichtigt und beste Erfahrungen verall¬ 
gemeinert werden. Die verschiedenen Organe der 
Betriebsgewerkschaftsorganisation haben aber 
auch eigene Möglichkeiten, an der Planung mit¬ 
zuwirken. Dazu gehören die Abgabe von Stellung¬ 
nahmen zum Planentwurf, Entgegennahme der 
Rechenschaftslegung des Betriebsleiters und 
Teilnahme der BGL-Vorsitzenden an der Plan¬ 
verteidigung beim übergeordneten Organ. 

Ausgehend von der generellen Orientierung 
der §§ 18, 19 und 21 AGB haben die Einzelleiter 
auch die Rechtspflicht, die Mitwirkung der Werk¬ 
tätigen an der betrieblichen Planung zu gewährlei¬ 
sten. Im einzelnen ergibt sich hieraus u. a. die 
Pflicht, den Arbeitskollektiven aufgeschlüsselte 
Vorgaben sowie Hinweise auf mögliche Lösungs¬ 
wege, ökonomische Vorteile und Stimuli zu ertei¬ 
len, Stellungnahmen, Vorschläge und Anregun¬ 
gen zur Planausarbeitung auszuwerten, Rechen¬ 
schaftslegungen vorzunehmen wie auch notwen¬ 
dige Ablehnungen unterbreiteter Vorschläge ge¬ 
wissenhaft zu begründen. 

3 . 4 . 3 . 

Der sozialistische Wettbewerb 

Der sozialistische Wettbewerb ist eine dem Sozia¬ 
lismus eigene Triebkraft. Er ist unlöslich mit den 
sozialistischen Eigentums- und Machtverhältnis¬ 
sen verbunden und ein unverzichtbares Instru¬ 
ment zur Förderung schöpferischer Aktivitäten 
und hoher Leistungsbereitschaft. „Der Sozialis¬ 
mus erstickt keineswegs den Wettbewerb, im Ge¬ 
genteil, er schafft erstmalig die Möglichkeit, ihn 
wirklich auf breiter Grundlage, wirklich im Mas¬ 
senumfang anzuwenden, die Mehrheit der Werk- 


41 Vgl. Planungsordnung, GBl.-Sdr. 1020. 

42 Grundriß des Wirtschaftsrechts der DDR, Mar- 
tin-Luther-Universität, Halle-Wittenberg, Karl- 
Marx-Universität, Leipzig, Bd. 1, S. 271. 

43 GBl. I Nr. 38 S. 355. 
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tätigen wirklich auf ein Tätigkeitsfeld zu führen, 
auf dem sie sich hervortun, ihre Fähigkeiten ent¬ 
falten, jene Talente offenbaren können, die das 
Volk, einem unversiegbaren Quell gleich, hervor¬ 
bringt und die der Kapitalismus zu Tausenden und 
Millionen zertreten, niedergehalten und erdrückt 
hat.“ 44 Der Wettbewerb ist unmittelbares Resul¬ 
tat sozialistischer Gesellschaftsverhältnisse. Er ist 
sozialistisches Produktionsverhältnis und Produk¬ 
tivkraft zugleich. Er ist kameradschaftliches Wett¬ 
eifern, durch friedliches Kräftemessen und gegen¬ 
seitige Hilfe gekennzeichnet und fördert sowohl 
die Entwicklung der technischen Existenzweise 
der Produktivkräfte als auch die Hauptproduktiv¬ 
kraft Mensch. Hieraus ist ersichtlich, daß er nicht 
Methode der Organisierung der gesellschaftlichen 
Arbeit oder Mittel zur Überwindung von Lei¬ 
tungsmängeln ist, sondern entscheidendes Betäti¬ 
gungsfeld der gesamten Arbeiterklasse, auf dem 
sich ihr weiteres Wachstum als führende Kraft der 
sozialistischen Gesellschaft in besonderem Maße 
vollzieht. Besonders im Wettbewerb werden der 
Gedankenreichtum der Werktätigen, ihre Erfah¬ 
rungen und ihr erfinderischer Sinn für die Lösung 
der strategischen ökonomischen Aufgaben er¬ 
schlossen. Er ist daher ein unverzichtbares In¬ 
strument sozialistischer Leitungstätigkeit. Der 
Wettbewerb wird um so erfolgreicher sein, je' 
deutlicher die Einheit von Effektivität der Arbeit, 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, sozialisti¬ 
scher Rationalisierung, planmäßiger Verbesse¬ 
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen und 
Entwicklung sozialistischer Denk- und Verhaltens¬ 
weisen erkennbar werden. Die organische Ver¬ 
bindung der volkswirtschaftlichen Aufgaben mit 
der Initiative der Werktätigen und die Orientie¬ 
rung ihrer Interessen und ihres Ideenreichtums 
auf die Lösung ökonomischer Aufgaben birgt 
günstige Voraussetzungen für den ökonomischen 
Leistungsanstieg in sich. 

Der Wettbewerb ist auf die gewissenhafte Er¬ 
füllung und gezielte Überbietung der sich aus dem 
Fünfjahrplan- bzw. Volkswirtschaftsplan erge¬ 
benden Aufgaben des Betriebes gerichtet. Die 
Verbindung der Plandiskussion mit der Formulie¬ 
rung der Wettbewerbsziele bietet daher die beste 
Garantie für hohe Ergebnisse. Wettbewerbsinitia¬ 
tiven richten sich in erster Linie auf die Erhöhung 
von Effektivität und Arbeitsproduktivität, auf die 
Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts sowie auf die Festigung von Ordnung, 
Sicherheit und Disziplin. Allgemeinen volkswirt¬ 
schaftlichen. Erfordernissen entsprechend bilden 


die rationelle Auslastung des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens, die Erhöhung der Erzeugnis¬ 
qualität, Grundfonds- und Materialökonomie, 
Energie und Brennstoffeinsparung Wettbewerbs¬ 
schwerpunkte. , 

Der sozialistische Wettbewerb verpflichtet je¬ 
den Werktätigen, den Betriebsleiter und die lei¬ 
tenden Mitarbeiter sowie die betrieblichen ge¬ 
werkschaftlichen Organe. 

Für den Werktätigen ist die Teilnahme am 
Wettbewerb eine ehrenvolle Verpflichtung. Den 
Gewerkschaften sind zur Organisierung des 
Wettbewerbs folgende Rechte eingeräumt: 

- Sie organisieren den gesamten Wettbewerb im 
Betrieb (§ 34 Abs. 1 AGB). 

- Sie arbeiten Wettbewerbsbeschlüsse aus, mit 
denen sie Initiativen der Werktätigen und ihrer 
Kollektive auf die Hauptaufgabenstellungen 
lenken (§ 34 Abs. 2 AGB). 

- Sie fördern die Neuererbewegung, die soziali¬ 
stische Gemeinschaftsarbeit und die Bewegung 
„Messe der Meister von Morgen“ im Rahmen 
des sozialistischen Wettbewerbs (§ 22 Abs. 1 
Buchst, d, § 36 Abs. 2 AGB). 

- Gemeinsam mit den Leitungen der Grundor¬ 
ganisation der FDJ in den Betrieben entwickeln 
sie die Aktivitäten der Jugend im sozialistischen 
Wettbewerb (§ 34 Abs. 3 AGB). 

Die Gewerkschaften können ihre Rechte nur 
dann wahrnehmen und die Masseninitiative der 
Werktätigen im sozialistischen Wettbewerb ent¬ 
falten, wenn der Betriebsleiter die Voraussetzun¬ 
gen für eine wirksame Durchführung des Wettbe¬ 
werbs schafft. Hierzu gehören insbesondere: 

- Orientierung der Wettbewerbsziele auf die 
Planerfüllung und gezielte Überbietung der 
Pläne; 

- Information aller Werktätigen über strategi¬ 
sche Ziele, in die sich die Planaufgaben einglie¬ 
dern; 

- Schaffung aller Voraussetzungen, vorrangig der 
arbeitsorganisatorischen und der ideologi¬ 
schen, für die Erfüllung der Wettbewerbsziele; 

- Beachtung der Leninschen Prinzipien über die 
Führung des Wettbewerbs, die insbesondere in 
§ 35 Buchst, d AGB ihre arbeitsrechtliche 
Ausgestaltung erfahren haben. 

Lenin hat sich u. a. in seinen Schriften „Wie 
soll man den Wettbewerb organisieren?“ 45 und 


44 W. I. Lenin, Werke, Bd. 26, Berlin 1961, S. 402. 

45 W. I. Lenin, Werke, Bd. 26, a. a. O., S. 402 ff. 
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„Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“ 46 aus¬ 
führlich mit dem Wettbewerb und den Prinzipien 
der Wettbewerbsführung beschäftigt. Die dort 
aufgestellten Grundsätze haben auch heute in al¬ 
len Bereichen volle Gültigkeit. Zu ihnen zählen: 

Das Prinzip der öffentlichen Führung des 
Wettbewerbs 

In der öffentlichen Führung kommt der spezi¬ 
fische, nur dem Sozialismus eigene Charakter des 
Wettbewerbs zum Ausdruck. Die öffentliche Füh¬ 
rung ist Bestandteil der politisch-ideologischen 
Arbeit, sie bewirkt gegenseitige Information und 
fördert das Streben nach höchster Leistung. Die 
öffentliche Führung des Wettbewerbs beginnt bei 
der Debatte über das Wettbewerbsprogramm, er¬ 
streckt sich über zielgerichtete regelmäßige Zwi¬ 
schenauswertungen bis zur Bekanntgabe der End¬ 
ergebnisse und der Wettbewerbssieger. 

Das Prinzip der Vergleichbarkeit und des Aus- 
tauschs der besten Erfahrungen 

Aus der Kraft des Beispiels des einzelnen, aus 
guten und besten Ergebnissen muß über den so¬ 
zialistischen Wettbewerb Massenwirksamkeit er¬ 
zeugt werden. Die Erfahrungen der Besten sind 
die Arbeitsergebnisse jener Werktätigen, die über 
schöpferische Arbeit,verantwortungsbewußt und 
vorbildlich die ihnen im Sozialismus gebotenen 
Möglichkeiten im Bereich der Arbeit wahrneh¬ 
men und Initiative bei der Erfüllung ihrer Aufga¬ 
ben entwickeln. Durch Vergleich der einzelnen 
Arbeitsergebnisse werden die Besten im Wettbe¬ 
werb ermittelt. Hierzu gehört, daß die Arbeitskol¬ 
lektive nicht nur die Erfahrungen der Werktätigen 
ihres Betriebes, sondern auch diejenigen anderer 
Betriebe und insbesondere den großen Erfah¬ 
rungsschatz der sozialistischen Länder, vornehm¬ 
lich der Sowjetunion, zur Leistungssteigerung 
ausnutzen. 

Das Prinzip der richtigen Anwendung morali¬ 
scher und materieller Anerkennung der Wettbe¬ 
werbsleistungen 

Kameradschaftliches Kräftemessen sozialisti¬ 
scher Produzenten durch verantwortungsbewußte 
Teilnahme an der Gesamtarbeit des Betriebes 
wird mit moralischen und materiellen Stimuli an¬ 
erkannt. Die Anerkennung setzt eine regelmäßige 
und exakte Abrechnung der Wettbewerbsergeb¬ 
nisse voraus. Alle Formen der Anerkennung sind 
nicht nur Ausdruck der Wertschätzung für er¬ 
brachte Leistung, sie stimulieren auch künftige 
höhere Arbeitsergebnisse. 

Die Leninschen Prinzipien sozialistischer 
Wettbewerbsführung sind irri Sinne des § 35 
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Buchst, d AGB Bestandteil der Leitungsarbeit, 
die bei der Organisation des Wettbewerbs sowohl 
vom Einzelleiter als auch von den gesellschaftli¬ 
chen Leitungen zu beachten sind. 

3 . 4 . 4 . 

Die Neuererbewegung 

Als weitere Form der Masseninitiative ist die 
Neuererbewegung in erster Linie darauf gerichtet, 
durch die Förderung und konsequente Durchset¬ 
zung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
eine Erhöhung der Effektivität der gesellschaftli¬ 
chen Arbeit zu erreichen. Das geschieht vor allem 
im Zusammenhang mit der sozialistischen Ratio¬ 
nalisierung und Intensivierung, konzentriert auf 
betriebliche Schwerpunktvorhaben. Zugleich 
stellt auch die Neuerertätigkeit eine wirkungsvolle 
Form sozialistischer Persönlichkeitsentwicklung 
und Gemeinschaftsarbeit dar. Zwischen Plandis¬ 
kussion, Wettbewerb und Neuerertätigkeit beste¬ 
hen enge Wechselwirkungen. Neuereraufgaben 
leiten sjch in der Regel aus den Planaufgaben des 
Betriebes ab. Ihre Lösung ist oft die Basis für die 
Übernahme hoher Wettbewerbsverpflichtungen. 
Aufgaben, Inhalt, Planung, Leitung, Organisation 
der Neuererbewegung, einschließlich der Rechte 
der Neuerer, sind in neuererrechtlichen Bestim¬ 
mungen 47 geregelt. 

Wie bei den übrigen Erscheinungsformen der 
Masseninitiative gewährleistet die arbeitsrechtli¬ 
che Regelung zur Ausgestaltung der Neuererbe¬ 
wegung als Ausdruck der Mitwirkung der Werktä¬ 
tigen 

- das Recht der Werktätigen auf Teilnahme an 
der Neuererbewegung und 

- das Recht der Gewerkschaften, diese Initiati¬ 
ven zu unterstützen. 

Ein spezifisches Organ zur Förderung der 
Neuererbewegung ist das Neuereraktiv. 48 

In Zusammenarbeit mit der BGL hat der Be¬ 
triebsleiter vor allem 

- die Initiativen der Werktätigen planmäßig zu 


46 W. I. Lenin, Werke, Bd. 27, Berlin 1961, S. 192 ff. 
und 250 ff. 

47 Neuererverordnung vom 22. 12. 1971, GBl. II 
1972 Nr. 1 S. 1. 

48 Beschluß des Präsidiums des Bundesvorstandes des 
FDGB. Förderung und Entwicklung der Neuerer- 
und Rationalisatorenbewegung durch die Gewerk¬ 
schaften und die Arbeitsweise der gewerkschaftli¬ 
chen Neuereraktive, Beilage zur Tribüne vom 
19. 1. 1972. 



fördern und auf die Intensivierung sowie Ver¬ 
besserung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen zu lenken (vgl. § 37 Abs. 1 Buchst, a 
AGB); 

- die kollektive Neuerertätigkeit unter Einbezie¬ 
hung der jungen Werktätigen zu organisieren 
(vgl. § 37 Abs. 1 Buchst, b AGB); 

- die Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung 
und Planung durch vielfältige Formen zu för¬ 
dern (vgl. § 37 Abs. 1 Buchst, c AGB); 

- die Neuerer umfassend in ihrer Neuerertätig¬ 
keit zu unterstützen (vgl. § 37 Abs. 1 Buchst, d 
AGB); 

- die schöpferische Aktivität der Jugend in der 
Bewegung „Messe der Meister von morgen“ 
gemeinsam mit der Grundorganisation der FDJ 
zu organisieren (vgl. § 37 Abs. 1 Buchst, e 
AGB). 

Der Betriebsleiter ist verpflichtet, regelmäßig 
den Entwicklungsstand der Neuererbewegung zu 
analysieren und Rechenschaft über die Ergebnisse 
der Neuererbewegung abzulegen. Zur umfassen¬ 
den Nutzung der Neuerungen ist er verpflichtet, 
Neuerungen mit überbetrieblichem Charakter 
anderen Betrieben zur Nutzung anzubieten und 
anwendbare Neuerungen aus anderen Betrieben 
zu nutzen (vgl. § 37 Abs. 2 AGB). 
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Kapitel III 

Individuelle arbeitsrechtliche Verträge 


\ 


X. 

Die Bedeutung arbeitsrechtlicher 
Verträge für die Gestaltung 
der Arbeitsrechtsverhältnisse 

1 . 1 . 

Objektive Grundlagen 

Arbeitsrechtliche Verträge sind Rechtsformen 
des sozialistischen Arbeitsrechts, in denen die 
Partner durch Willensübereinstimmung arbeits¬ 
rechtliche Beziehungen begründen, ändern und 
beenden. Sie sind juristischer Ausdruck dafür, daß 
die grundlegenden Interessen des einzelnen, der 
Kollektive und der Gesellschaft übereinstimmen. 

Die arbeitsrechtlichen Verträge nehmen bei 
der Verwirklichung des sozialistischen Arbeits¬ 
rechts einen bedeutenden Platz ein. Funktion und 
Inhalt dieser Rechtsformen zu ergründen erfor¬ 
dert zunächst, den Zusammenhang zwischen ar¬ 
beitsrechtlichen Verträgen und dem Inhalt der 
Arbeitsrechtsverhältnisse zu erhellen. Das ist be¬ 
sonders deshalb erforderlich, weil die Rechte und 
Pflichten des sozialistischen Arbeitsrechts nahezu 
vollständig in Arbeitsrechtsverhältnissen und den 
mit ihnen eng verbundenen rechtlichen Beziehun¬ 
gen verwirklicht \yerden und arbeitsrechtliche 
Verträge im wesentlichen dazu bestimmt sind, 
Arbeitsrechtsverhältnisse zu begründen, zu än¬ 
dern und zu beenden. Insofern arbeitsrechtliche 
Verträge von ihrer Zweckbestimmung her In¬ 
strumente zur Gestaltung der rechtlichen Bezie¬ 
hungen zwischen den Partnern sind, tragen sie zu¬ 
gleich durch die Vereinbarung bestimmter Rechte 
und Pflichten zur Ausgestaltung der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse bei. Welchen Platz im System 
der rechtlichen Regelung und der Arbeitsrechts¬ 
verwirklichung arbeitsrechtliche Verträge ein¬ 
nehmen, ergibt sich aus dem Mechanismus der 
rechtlichen Ausgestaltung von Arbeitsrechtsver¬ 
hältnissen in Verwirklichung des demokratischen 
Zentralismus. , 


1. Innerhalb der Arbeitsrechtsverhältnisse ge¬ 
stalten die Partner - Werktätige und Betriebe 
— auf der Grundlage von Rechtsnormen und 
anderen Normativakten ihre gegenseitigen 
Beziehungen mit dem Ziel, das gesellschaftli¬ 
che Arbeitsvermögen der Werktätigen voll zu 
nutzen, eine hohe Effektivität der Arbeit zu 
erreichen und damit die volkswirtschaftlichen 
Aufgaben der Kombinate, Betriebe und Ein¬ 
richtungen zu erfüllen. Die in den Rechtsnor¬ 
men und anderen Normativakten festgelegten 
Rechte und Pflichten werden in den Rechts¬ 
verhältnissen umgesetzt, wodurch die Verhal¬ 
tensmaßstäbe, die den Willen der Arbeiter¬ 
klasse zum Ausdruck bringen, zur Hand¬ 
lungsmaxime der am Arbeitsrechtsverhältnis 
Beteiligten werden. „Die Realisierung (der 
Rechtsnormen, d. Verfasser) erfolgt, indem 
auf der Grundlage des normativen staatlichen 
Willens die Beteiligten des Rechtsverhältnis¬ 
ses ihre Entscheidungen treffen, ihren indivi¬ 
duellen und kollektiven Willen'in Überein¬ 
stimmung bringen. Rechtsverhältnisse trans¬ 
formieren Willen des sozialistischen Staates in 
bestimmte Willensakte der konkreten Sub¬ 
jekte des Rechtsverhältnisses.“ 1 

2. Der" sozialistische Staat bestimmt den Inhalt 
der Arbeitsrechtsverhältnisse, indem er in 
Rechtsnormen und anderen Normativakten 
diejenigen Rechte und Pflichten festldgt, die 
zur Wirkung kommen, wenn die Partner ein 
Arbeitsrechtsverhältnis begründen. Das ent¬ 
spricht der Aufgabenstellung des sozialisti¬ 
schen Staates, durch zentrale staatliche Lei¬ 
tung und Planung der grundlegenden Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen sowie durch ratio¬ 
nelle Organisation der gesellschaftlichen Ar¬ 
beit das erreichte ökonomische, wissenschaft¬ 
lich-technische, soziale u. a. Niveau zu fixieren, 
zu schützen und weiter zu entwickeln. Die 


1 Marxistisch-leninistische Staats- und Rechtstheo¬ 
rie, Lehrbuch, Berlin 1975, S. 482. 
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Rechte und Pflichten, die den Inhalt der Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse ausmachen, ergeben 
sich auf der Grundlage der Verfassung aus 
Gesetzen (vor allem dem AGB), Verordnun¬ 
gen, Durchführungsbestimmungen, Anord¬ 
nungen, Rahmenkollektivverträgen und be¬ 
trieblichen Regelungen. Mit diesen normati¬ 
ven Regelungen gewährleistet der sozialisti¬ 
sche Staat zugleich die im gesellschaftlichen 
Arbeitsprozeß notwendige Ordnung, Diszi¬ 
plin und Sicherheit sowie die Rechte der 
Werktätigen entsprechend ihrer sozialen Stel¬ 
lung. 

3. Es entspricht der sozialistischen Rechtsord¬ 
nung, dem Prinzip des demokratischen Zen¬ 
tralismus sowie der sozialistischen Gesetzlich¬ 
keit, wenn durch normative Regelungen der 
Inhalt der Arbeitsrechtsverhältnisse im we¬ 
sentlichen bestimmt ist, wenn gleichzeitig aber 
auch - im Rahmen dieser Regelungen - das 
eigenverantwortliche Handeln der Partner des 
Arbeitsrechtsverhältnisses abgesteckt ist. Der 
sozialistische Staat eröffnet den Werktätigen 
und den Betrieben Entscheidungsräume, die 
die Realisierung der gesellschaftlichen, kol¬ 
lektiven und persönlichen Interessen ermögli¬ 
chen und sichern. Mit der normativen Festle¬ 
gung/daß und wie Arbeitsrechtsverhältnisse 
zu begründen, zu ändern und zu beenden sind 
- nämlich durch arbeitsrechtliche Verträge -, 
werden vielfältige betriebliche und persönli¬ 
che, aber auch territoriale Erfordernisse, Be¬ 
dingungen und Interessen genutzt, im konkre¬ 
ten Fall berücksichtigt und im Sinne der Auf¬ 
gaben des sozialistischen Arbeitsrechts ver¬ 
wirklicht. „Die Berücksichtigung einheitlicher 
sozialistischer Grundinteressen und differen¬ 
zierter Sonderinteressen von Kollektiven und 
einzelnen bewirkt, daß sich die Menschen zu 
solchem Handeln entscheiden, das ihnen und 
zugleich der Gesellschaft zugute kommt.“ 2 
Der Inhalt der Arbeitsrechtsverhältnisse er¬ 
gibt sich somit aus Rechten und Pflichten, die in 
Normativakten enthalten sind, und solchen, die 
auf der Grundlage dispositiver Rechtsvorschriften 
vereinbart werden, des weiteren aus Rechten und 
Pflichten, die in Konkretisierung und Individuali¬ 
sierung von Normativakten durch individuelle 
Leiterakte entstehen und schließlich aus solchen 
Rechten und Pflichten, die nach Maßgabe der 
' Rechtsvorschriften in arbeitsrechtlichen Verträ¬ 
gen durch die Partner zu vereinbaren sind. Inso¬ 
fern ist es durchaus gerechtfertigt, die Ausgestal¬ 


tung der Arbeitsrechtsverhältnisse durch das so¬ 
zialistische Arbeitsrecht als ,,. . . eine Kombina¬ 
tion der zentralen und lokalen Regelung der 
Arbeitsverhältnisse unter Mitwirkung der Ge¬ 
werkschaften sowie der Regelung durch Verein¬ 
barung der Partner des Arbeitsvertrages . . ,“ 3 an¬ 
zusehen. 

Ausgehend von der Weiterentwicklung des 
demokratischen Zentralismus zeigt sich, daß auch 
das Arbeitsrecht von einem Anwachsen eigenver¬ 
antwortlichen Handelns der Beteiligten der Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse zur Gestaltung der gegen¬ 
seitigen Beziehungen gekennzeichnet ist. Er¬ 
scheinungsformen dieses Prozesses sind der Aus¬ 
bau von Befugnissen zur Gestaltung der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse entsprechend herangereifter 
oder eingetretener betrieblicher oder überbe¬ 
trieblicher, aber auch persönlicher Erfordernisse 
und Belange. Das findet seinen Ausdruck in der 
ausführlichen Regelung von Befugnissen zum Ab¬ 
schluß von Aufhebungsverträgen, in der erstmali¬ 
gen Regelung des Delegierungsvertrages und des 
Überleitungsvertrages im AGB usw. Die gewach¬ 
sene Bedeutung arbeitsrechtlicher Verträge be¬ 
steht jedoch nicht darin, daß unter Rückgang 
normativer Regelungen immer mehr Rechte und 
Pflichten in Verträgen vereinbart werden können. 
Eine solche Entwicklung würde zu Rechtsunsi¬ 
cherheit führen und der auf die Entfaltung der 
Schöpferkraft der Werktätigen und auf die Ge¬ 
währleistung ihrer sozialen Sicherheit und Gebor¬ 
genheit gerichteten Politik des sozialistischen 
Staates entgegenstehen. Bedeutung und Platz ar¬ 
beitsrechtlicher Verträge ergeben sich sowohl aus 
dem System der rechtlichen Regelung und ihrem 
Mechanismus als auch aus der Anwendung des 
demokratischen Zentralismus auf dem staatlich 
und gesellschaftlich erreichten Entwicklungsni¬ 
veau der Gestaltung und Ausgestaltung von Ar¬ 
beitsrechtsverhältnissen. 

Von einer wachsenden Bedeutung arbeits¬ 
rechtlicher Verträge zu sprechen, ist besonders im 
Hinblick auf die effektivere Organisation der ge¬ 
sellschaftlichen Arbeit, die Erschließung örtli¬ 
cher, betrieblicher und persönlicher Möglichkei¬ 
ten, immer günstigere Bedingungen für den quali¬ 
fikationsgerechten Einsatz der Werktätigen und 


2 Objektive Gesetze, Recht, Handeln, Berlin 1979, 
S. 115. 

3 Iwanow, „Sowjetische Arbeitsrechtswissenschaft - 
Probleme und perspektivische Entwicklung“, SuR, 
1976/8, S. 870. 
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der rationelleren Nutzung des gesellschaftlichen, 
betrieblichen und persönlichen Arbeitsvermögens 
usw. durch die eigenverantwortliche, selbständige 
Aktivität der Betriebe und der Werktätigen ge¬ 
rechtfertigt. 

Ein arbeitsrechtlicher Vertrag ist - ganz all¬ 
gemein gesprochen - eine durch gegenseitige Wil¬ 
lensübereinstimmung zwischen einem Betrieb 
und einem Werktätigen getroffene Vereinbarung 
zur Begründung oder anderweitigen Gestaltung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses oder anderer 
Rechtsbeziehungen. Es handelt sich mithin um ge¬ 
sellschaftliche Verhältnisse zwischen Individuum 
und Gesellschaft - vermittelt durch den Betrieb. 
Die den Sozialismus kennzeichnende wachsende 
Übereinstimmung von gesellschaftlichen, kollek¬ 
tiven und persönlichen Interessen, die den 
Rechtsverwirklichungsprozeß maßgeblich be¬ 
stimmt, bildet auch die Grundlage für die Stellung 
und den spezifischen Zweck arbeitsrechtlicher 
Verträge. 

Es ist ein objektiver Prozeß, daß mit der Ent¬ 
wicklung der sozialistischen Produktionsverhält¬ 
nisse und der sozialistischen Demokratie immer 
günstigere Bedingungen für die Realisierung der 
Interessenübereinstimmung entstehen. Dabei ist 
charakteristisch, daß dem Handeln des einzelnen 
zunehmend die Gemeinsamkeit der Interessen 
zugrunde liegt und gesellschaftliche Erfordernisse 
bewußt verwirklicht werden. Hinzu kommt, daß 
die Vielfalt persönlicher Interessen wächst, die im 
Einklang mit den kollektiven und gesellschaftli¬ 
chen Interessen durch höhere Qualität kollektiven 
Zusammenwirkens der Werktätigen untereinan¬ 
der und mit ihrem Betrieb realisiert werden. Im 
Ergebnis bewirkt dieser gesellschaftliche Prozeß 
höhere Organisiertheit im Arbeitsprozeß, größere 
Rationalität und Effektivität. Er verläuft unter 
Entfaltung des Individuums zur verantwortungs¬ 
bewußten Mitgestaltung des gesellschaftlichen 
Arbeitsprozesses. Arbeitsrechtlich bedeutet das 
zuallererst, die übernommenen und wirkenden 
Rechte und Pflichten mit Initiative und Umsicht 
zu erfüllen. 

Arbeitsrechtliche Verträge geben die Mög¬ 
lichkeit, im vorgegebenen Entscheidungsbereich 
zu übereinstimmenden Willensbekundungen zu 
kommen, die auf seiten des Werktätigen sein Be¬ 
dürfnis nach Wahrnehmung höherer Verantwor¬ 
tung, das vorhandene Qualifikationsniveau, seine 
Fähigkeiten, immer stärker auch seine Neigungen 
sowie andere persönliche Bedingungen maximal 
nutzen. Aufseiten des Betriebes wird die Willens¬ 


entscheidung von den betrieblichen Erfordernis¬ 
sen des Arbeitsprozesses (ob mit dem betreffen¬ 
den Werktätigen die betrieblichen Aufgaben er¬ 
füllt werden können, er also für die vorgesehene 
Tätigkeit in Frage kommt, ggf. qualifiziert werden 
muß usw.) bestimmt. In den übereinstimmenden 
Willenserklärungen zum Abschluß eines arbeits¬ 
rechtlichen Vertrages sind also persönliche wie 
betriebliche Entscheidungen enthalten, die die 
persönlichen Interessen des betreffenden Werktä- 
tigen einmünden lassen in die von arbeitsorganisa¬ 
torischen, betriebsstrukturellen, technischen und 
technologischen Bedingungen und Faktoren be¬ 
stimmten und somit unerläßlichen Bedürfnisse 
des Betriebes. 

Die wachsende Bedeutung arbeitsrechtlicher 
Verträge ist Ausdruck der höheren Verantwor¬ 
tung, die Betriebe und Werktätige für die Ver¬ 
wirklichung des Rechts auf Arbeit und anderer 
Grundrechte auf dem Gebiet der Arbeit unter den 
Bedingungen der Gestaltung des entwickelten So¬ 
zialismus haben. Sicherung des möglichst qualifi¬ 
kationsgerechten Einsatzes, Förderung und Sti¬ 
mulierung der Schöpferkraft des einzelnen zur 
Steigerung der Leistungsfähigkeit des Arbeits¬ 
und Betriebskollektivs und Gewährleistung der 
zutreffenden sozialen Rechte sind wichtige Er¬ 
scheinungsformen größerer Stabilität der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse, die u. a. auch durch arbeits¬ 
rechtliche Verträge bewirkt wird. 

Die breitere Nutzung arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge ist zudem Ausdruck dafür, daß sich der Cha¬ 
rakter der sozialistischen Arbeitsverhältnisse als 
Verhältnisse der kameradschaftlichen Zusam¬ 
menarbeit und gegenseitigen Hilfe der Werktäti¬ 
gen mit ihren Betrieben und der Betriebe unter¬ 
einander weiter ausgeprägt hat. 

1 . 2 . 

Die Funktion arbeitsrechtlicher Verträge 

Im AGB sind folgende Vertragstypen geregelt: 
Arbeitsvertrag 
Änderungsvertrag 
Qualifizierungsvertrag 
Delegierungsvertrag 
Aufhebungsvertrag 
Uberleitungsvertrag und 
Lehrvertrag. 

Die Verschiedenartigkeit arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge deutet schon an, daß mit dem einzelnen Ver¬ 
tragstyp unterschiedliche Rechtsbeziehungen ge- 
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staltet und jeweils bestimmte Ziele (Aufgaben) 
verfolgt werden. Allen gemeinsam ist aber, daß sie 
als Rechtsformen des sozialistischen Arbeits¬ 
rechts zu seiner Verwirklichung beitragen. Das 
Resultat arbeitsrechtlicher Verträge ist die Be¬ 
gründung eines Arbeitsrechts- oder eines Lehr¬ 
verhältnisses, die Änderung ursprünglich verein¬ 
barter Rechte und Pflichten, die zeitweilige Er¬ 
weiterung gegenseitiger Rechte und Pflichten 
während einer Qualifizierung, der planmäßige 
Übergang eines Werktätigenjn ein neues Arbeits¬ 
rechtsverhältnis, die Beendigung gegenseitiger 
Rechtsbeziehungen usw. Zusammen mit den in 
Rechtsvorschriften vorgesehenen einseitigen 
Rechtshandlungen, wie fristgemäße Kündigung, 
fristlose Entlassung, aber auch Weisungen, wie bei 
der vorübergehenden Übertragung einer anderen 
Arbeit, sind arbeitsrechtliche Verträge für die Or¬ 
ganisation der Arbeit und die effektive Einbezie¬ 
hung der Werktätigen in den Arbeitsprozeß uner¬ 
läßlich. ' 

Analysiert man die arbeitsrechtlichen Ver¬ 
tragsverhandlungen tiefer, so werden Aktivitäten 
der Vertragspartner sichtbar, die prinzipiellen ge¬ 
sellschaftlichen Inhalts sind und die generelle 
Funktion arbeitsrechtlicher Verträge verdeut¬ 
lichen: 

- Zum einen wird auf diesem Wege die objektive 
Stellung des arbeitsfähigen Bürgers, wie sie sich 
rechtlich besonders in den verfassungsmäßigen 
Grundrechten auf Arbeit, auf Mitwirkung und 
auf Bildung ausdrückt, durch die eigene Aktivi¬ 
tät des Subjekts realisiert. Mit. Vertragsab¬ 
schluß übernimmt der Werktätige Pflichten und 
erhält Rechte gewährt, die diese Grundrechte 
konkretisieren und die Verantwortung des 
Werktätigen kraft seiner Stellung als Eigentü¬ 
mer der Produktionsmittel, Machtausübender 
und Produzent vergegenständlichen. Das ge¬ 
schieht natürlich nicht allein infolge vertraglich 
vereinbarter Pflichten, sondern durch die 
Wahrnahme aller Verpflichtungen, die mit Be¬ 
gründung der jeweiligen Rechtsbeziehungen 
überhaupt entstehen und sich aus Rechtsvor¬ 
schriften ergeben. Die wachsende freiwillige 
und bewußte Einhaltung dieser und der Pflich¬ 
ten und Rechtexaus weiteren Vereinbarungen 
sind für die effektive Gestaltung der sozialisti¬ 
schen Arbeitsrechtsverhältnisse kennzeich¬ 
nend. Sie finden in der Selbstverwirklichung 
des Individuums im gesellschaftlichen Arbeits¬ 
prozeß, in der Persönlichkeitfcentfaltung des 
einzelnen im Arbeitskollektiv, sichtbaren Aus¬ 


druck. Der arbeitsrechtliche Vertrag ist hervor¬ 
ragend geeignet, dem Werktätigen diese grund¬ 
legenden Prozesse bewußt zu machen. Indem es 
das Gesetz ermöglicht, bestimmte Vereinba¬ 
rungen zu treffen und dadurch die gegenseiti¬ 
gen Rechtsbeziehungen z. T. inhaltlich auszu¬ 
gestalten, wird der persönliche Anteil des 
Werktätigen, den er im Arbeitsrechtsverhältnis 
oder einer anderen Rechtsbeziehung zu leisten 
hat, für ihn besonders deutlich. Das ist eine we¬ 
sentliche Voraussetzung dafür, daß er die ihm 
obliegenden Arbeitspflichten verantwortungs¬ 
bewußt erfüllt. Die Entscheidung des Werktä¬ 
tigen, mit dem Betrieb zulässige Vereinbarun¬ 
gen zu treffen, wird durch immer günstigere ge¬ 
sellschaftliche und betriebliche Bedingungen 
insofern maßgeblich beeinflußt, als der Werk¬ 
tätige zunehmend seinen Fähigkeiten, Neigun¬ 
gen und Wünschen entsprechend tätig werden 
kann und zugleich betriebliche und gesell¬ 
schaftliche Erfordernisse berücksichtigt wer¬ 
den. Die Vereinbarung der Arbeitsaufgabe im 
'Arbeitsvertrag, des Qualifizierungszieles im 
Qualifizierungsvertrag oder von Beginn und 
Ende eines Einsatzes im Delegierungsvertrag 
geht immer davon aus, daß der Werktätige ei¬ 
nen ganz bestimmten Teil des von ihm zu Lei¬ 
stenden und des vom Betrieb Erwarteten im 
Wege der eigenverantwortlichen Entscheidung 
durch Vertragsabschluß übernimmt. Hier lie¬ 
gen maßgebliche Gründe dafür, daß der Werk¬ 
tätige im Arbeitsrechtsverhältnis vorhandene 
Fähigkeiten weiter ausprägen und entfalten 
kann. Obschon er die sich aus den Rechtsvor¬ 
schriften ergebenden Pflichten kraft der We¬ 
senszüge des sozialistischen Rechts freiwillig 
einhält, ermöglichen die in arbeitsrechtlichen 
Verträgen getroffenen Vereinbarungen noch in 
besonderem Maße, die individuellen Möglich¬ 
keiten und Bedingungen, Talente und Neigun¬ 
gen zunehmend zu berücksichtigen und damit 
solide Fundamente für die Stabilität der gegen¬ 
seitigen Rechtsbeziehungen und zugleich für 
ihre dynamische Entwicklung zu legen. 

- Zum anderen sind arbeitsrechtliche Verträge 
für die Betriebe die zweckmäßigste Form, auf 
der Grundlage der betrieblichen Arbeitsteilung 
und in Verwirklichung sozialistischer Arbeits¬ 
organisation bestimmte Einzelheiten wie die 
Arbeitsaufgabe, den Arbeitsort, das Qualifizie¬ 
rungsziel u. a. m. mit dem Werktätigen zu ver¬ 
einbaren. Die verschiedenen Vertragstypen 
geben dem Betrieb die Möglichkeit, entspre- 
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chend seinen konkreten Bedingungen und den 
Notwendigkeiten rationeller Arbeitsorganisa¬ 
tion und höherer Effektivität der Arbeit dem 
Werktätigen Vorschläge zur Ausgestaltung des 
Arbeitsrechtsverhältnisses zu unterbreiten. 
Dadurch wird der Wille der Vertragspartner 
auf das gemeinsam anzustrebende Ziel gerich¬ 
tet, ihre Interessen finden in der gegenseitigen 
Willensübereinstimmung ihren rechtlichen 
Ausdruck. Mit Hilfe arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge bezieht der Betrieb die zur Erfüllung sei¬ 
ner Aufgaben geeigneten Werktätigen in den 
Arbeitsprozeß ein und gestaltet — zusammen 
mit anderen rechtlichen Instrumenten wie indi¬ 
viduellen Leiterakten — die gegenseitigen Be¬ 
ziehungen entsprechend den Forderungen des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts. 4 5 
■ Aber auch die in diesem Zusammenhang ste¬ 
hende Aufgabe der Betriebe, durch umfassende 
Anwendung der WAO die Arbeitsproduktivität 
zu steigern und hierbei Arbeitsplätze einzusparen 
und Arbeitskräfte freizusetzen s , wird u. a. mit 
Hilfe arbeitsrechtlicher Verträge wie dem Ände¬ 
rungsvertrag, dem Qualifizierungsvertrag, dem 
Delegierungsvertrag und dem Überleitungsver¬ 
trag verwirklicht. Die vertragliche Gestaltung ge¬ 
stattet also die breite Nutzung und Erschließung 
vorhandener oder zu organisierender Möglichkei¬ 
ten und Reserven. Geht man von diesen Entwick¬ 
lungsprozessen aus, so besteht die Funktion ar¬ 
beitsrechtlicher Verträge unabhängig von ihrer 
spezifischen Aufgabenstellung darin, „. .. die 
Arbeitsrechtsverhältnisse und Teilbeziehungen 
derselben so zu gestalten, daß die Interessenüber¬ 
einstimmung zwischen dem Werktätigen und dem 
Betrieb bei der Lösung der Gesamtaufgaben des 
Betriebes sowie bei der durch und in der Arbeit zu 
realisierenden Bedürfnisse der Werktätigen stän¬ 
dig erneut hergestellt wird“. 6 


2 . 

Das Verhältnis 

von demokratischem Zentralismus 
und Verträgen bei der Gestaltung 
der Arbeitsrechtsverhältnisse 

2 . 1 . 

Die arbeitsrechtlichen Verträge 
als Mittel der planmäßigen Gestaltung 
der Arbeitsverhältnisse 

Die Einflußnahme auf die Gestaltung und den In¬ 
halt der Arbeitsrechtsverhältnisse ist eine wesent¬ 
liche Seite der staatlichen Leitung des Produk¬ 
tions- und Arbeitsprozesses, ein Mittel zur Ver¬ 
wirklichung der Einheit von Wirtschafts- und So¬ 
zialpolitik. Dabei erfolgt die staatliche Leitung der 
Arbeitsverhältnisse durch die normative Bestim¬ 
mung sowohl des Inhalts der Rechtsverhältnisse 
als auch der Entscheidungsräume, innerhalb derer 
die Rechte und Pflichten durch äie Vereinbarung 
der Partner begründet werden müssen. 

Die Arbeitsverhältnisse haben einen solchen 
Entwicklungsstand erreicht, daß sie weitgehend 
durch Verträge organisiert werden können. Die 
objektiv vorhandene und sich ständig vertiefende 
Interessenübereinstimmung individualisiert sich 
in der Berechtigung und Verpflichtung der Be¬ 
triebe und der Werktätigen, ihre kollektive und 
persönliche Verantwortung durch den Abschluß 
arbeitsrechtlicher Verträge wahrzunehmen. Die 
zur Vereinbarung führenden Erklärungen sind als 
Äußerungen des subjektiven Willens stets auch 
Ausdruck und Widerspiegelung des Bewußtseins¬ 
standes der Vertragspartner. Von der Einsicht 
derselben in gesellschaftliche, insbesondere öko¬ 
nomische Erfordernisse sowie dem Grad der 
Wahrnehmung ihrer gesellschaftlichen Verant¬ 
wortung ist die Qualität und Wirksamkeit der ge¬ 
schlossenen Verträge wesentlich abhängig. 

Formen der staatlichen Einflußnahme auf die 
Wirkung der arbeitsrechtlichen Verträge als 
rechtliches Leitungsinstrument sind: 

— der Erlaß von Rechtsnormen über den Ab- 


4 Zur materiell-technischen Basis in der DDR, Ber¬ 
lin 1979, S. 81. 

5 Kombinats-VO, § 21. 

6 Vgl. Lehrmaterial zum Arbeitsrecht der DDR, 
Humboldt-Universität zu Berlin, Sektion Rechts¬ 
wissenschaft, Abt. Weiterbildung und Fernstu¬ 
dium, Berlin, S. 5. 
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Schluß und Inhalt arbeitsrechtlicher Verträge 
entsprechend dem jeweiligen Entwicklungs¬ 
stand von Produktivkräften und Produktions¬ 
verhältnissen. Insbesondere der wissenschaft¬ 
lich-technische Fortschritt stellt immer neue 
Anforderungen an die Gestaltung der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse, was eine ständige Vervoll¬ 
kommnung der Arbeitsrechtsnormen erfor¬ 
dert. 7 Diese Form der staatlichen Einwirkung 
erhält entsprechend der zunehmenden Mög¬ 
lichkeit und Notwendigkeit, die Arbeitsrechts¬ 
verhältnisse durch Verträge zu gestalten, be¬ 
sondere Bedeutung. Sie wird sowohl durch die 
normative Regelung neuen Erfordernissen ent¬ 
sprechender Vertragsarten (z. B. Delegie- 
rungs- und Überleitungsvertrag) als auch durch 
die normative Erweiterung der Entscheidungs¬ 
räume für die Vertragspartner realisiert; 
die Vorgabe verbindlicher Kennziffern bezüg¬ 
lich der Beschäftigung von Arbeitskräften 
durch den Arbeitskräfte- und Stellenplan. 8 Bei 
Einhaltung dieser Vorgaben ist gewährleistet, 
daß der rationelle Einsatz gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens nicht allein anhängig vom 
betrieblichen Interesse, sondern unter Berück¬ 
sichtigung gesamtvolkswirtschaftlicher Erfor¬ 
dernisse erfolgt; 

die unmittelbare Einflußnahme staatlicher Or-' 
gane auf die Gestaltung der Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisse. Über die Ämter für Arbeit der Räte 
der Kreise erfolgt eine planmäßige Erfassung 
und Verteilung des gesellschaftlichen Arbeits¬ 
vermögens. Neben dieser allgemeinen Len¬ 
kungsfunktion haben die Ämter auch die Be¬ 
fugnis, Auflagen bezüglich des Abschlusses von 
Arbeitsverträgen zu erteilen und so direkt die 
Willensbildung der Betriebe zu beeinflussen; 9 
die Zustimmung staatlicher oder wirtschaftslei¬ 
tender Organe zum Abschluß bestimmter Ver¬ 
träge, z. B. bei der Vergabe von Heimarbeit 10 , 
der Beschäftigung von Schulabgängern ohne 
Lehrverhältnis 11 , der Einstellung von Sicher¬ 
heitsinspektoren; 12 

die Förderung der gewerkschaftlichen Mitwir¬ 
kung beim Abschluß arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge zur Vertiefung der Interessenüberein¬ 
stimmung; 

die direkte Einflußnahme staatlicher Organe 
auf Bürger, die ihrer gesellschaftlichen Ver-, 
antwortung im Arbeitsprozeß noch nicht voll 
gerecht werden; 13 

die Tätigkeit der Gerichte bei der Überprüfung 
der Zumutbarkeit eines Angebots im Rahmen 


der objektiv notwendigen Neugestaltung des 
Arbeitsrechtsverhältnisses und die Prüfung der 
Bewußtheit und Freiwilligkeit der vom Werktä¬ 
tigen bei Vertragsabschluß abgegebenen Wil¬ 
lenserklärung. 

Vermittelt durch die Willensbildung der Ver¬ 
tragspartner wirken damit die arbeitsrechtlichen 
Verträge als rechtliches Instrument der Leitung, 
und zwar der Leitung des Arbeitsprozesses. 

Wirkungsrichtungen des arbeitsrechtlichen 
Vertrages als Leitungsinstrument sind die im Ar¬ 
beitsprozeß zu realisierenden objektiven Erfor¬ 
dernisse der gesellschaftlichen Entwicklung. Das 
ist einerseits die rationelle Nutzung des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens und andererseits 
die planmäßige Entwicklung der sozialer; Bezie¬ 
hungen, welche wesentlich durch die Arbeit ge¬ 
prägt werden. 14 Bezüglich der Wirkung als Lei¬ 
tungsinstrument besteht Identität mit anderen 
Vertragsarten, z. B. den zivilrechtlichen Verträ¬ 
gen oder den Wirtschaftsverträgen. 15 Unter¬ 
schiede bestehen insbesondere bezüglich der zu 
leitenden gesellschaftlichen Verhältnisse und des 
Verhältnisses von demokratischem Zentralismus 
und Eigenverantwortung. 


7 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, Berlin 1974, S. 38. 

8 AO über den terminlichen Ablauf der Ausar¬ 
beitung des Fünfjahrplanes 1981 bis 1985, des 
Volkswirtschaftsplanes und des Staatshaushalts¬ 
planes 1982 vom 19. 5. 1981, GBl. I Nr. 15, S. 213. 

9 AO zur Erhöhung der Wirksamkeit des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens vom 25. 5. 1979, 
GBl. I Nr. 15 S. 115, §§ 1 und 2. 

10 AO über die Vergabe von Heimarbeit vom 1. 10. 

1964, GBl. II Nr. 107 S. 861. 1 

11 AO über die Bewerbung um eine Lehrstelle vom 
5. 1. 1982,-GBl. I Nr. 4 S. 92, § 19. 

12 ASVO, § 25 Abs. 3. 

13 Zweite VO über die Aufgaben der örtlichen Räte 
und der Betriebe bei der Erziehung kriminell ge¬ 
fährdeter Bürger vom 6. 7. 1979, GBl. 1 Nr. 21 
S. 195, § 3. 

14 Vgl. A. K. Belych, Organisation, Politik und Lei¬ 
tung, Berlin 1969, S. 171. 

15 Vgl. M. Posch, Grundriß Zivilrecht, H. 3, Berlin 
1979, S. 15. 
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2 . 2 . 

Die Grenzen arbeitsrechtlicher Verträge 

Das Arbeitsrechtsverhältnis ist ein auf der Grund¬ 
lage normativer Regelungen durch Verträge ge¬ 
staltetes juristisches Verhältnis. Der Abschluß ar¬ 
beitsrechtlicher Verträge ist damit eine Form der 
Rechtsverwirklichung, d. h. der Verwirklichung 
der Forderungen, die in allgemeiner Form in den 
Rechtsnormen enthalten sind, durch das Handeln 
der Menschen. 16 Aus der Verbindlichkeit des in 
den Rechtsnormen enthaltenen staatlichen Wil¬ 
lens ist abzuleiten, daß seine Verwirklichung nur 
im Rahmen der durch die normative Regelung 
vorgegebenen Entscheidungsräume erfolgen darf. 
Die Spezifik der Rcchtsverwirklichung durch Ver¬ 
träge besteht darin, daß die Partner in jedem Fall 
eine eigenverantwortliche Entscheidung über den 
Inhalt der zu begründenden Rechte und Pflichten 
treffen müssen. 

Wie jede Form der Rechtsverwirklichung voll¬ 
zieht sich auch der Abschluß arbeitsrechtlicher 
Verträge im Rahmen der verbindlichen Rechts¬ 
normen, welche den Umfang der eigenverant¬ 
wortlichen Entscheidung bestimmen. Daraus er¬ 
gibt sich notwendig, daß 

- arbeitsrechtliche Verträge nur zulässig sind, 
sofern durch Rechtsnormen die Gestaltung 
des Rechtsverhältnisses der vertraglichen 
Vereinbarung überlassen wird, 

— alle Vereinbarungen im Rahmen der durch die 
jeweilige Rechtsnorm zugebilligten Möglich¬ 
keit zur eigenverantwortlichen Entscheidung 
erfolgen müssen. 

Der Inhalt des Arbeitsrechtsverhältnisses wird 
also nur teilweise durch Vertrag bestimmt. Er ist 
normativ zu regeln, wenn es wegen der Durchset¬ 
zung der objektiven Gesetze des Sozialismus und 
im Interesse der Gewährleistung der sozialen Si¬ 
cherheit notwendig ist, Ansprüche unabhängig 
von der Situation der Vertragspartner, insbeson¬ 
dere des Betriebes, verbindlich zu bestimmen. So 
erfordert die Tatsache, daß der Werktätige im Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis als sozialistischer Eigentü¬ 
mer tätig wird und insoweit seine Beziehungen 
zum gesamten sozialistischen Eigentum realisiert, 
die Gestaltung vieler Ansprüche (z. B. Arbeits¬ 
lohn, Erholungsurlaub, Arbeitszeit, Freistel¬ 
lung) durch zwingende normative Regelung. 

In anderen Fällen ist die inhaltliche Ausgestal¬ 
tung des Arbeitsrechtsverhältnisses ausdrücklich 
einer individuellen Entscheidung Vorbehalten, 
welche von den jeweils Befugten getroffen werden 
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muß. Die Grenzen der Anwendung des Vertrages 
ergeben sich hier aus der Verantwortung be¬ 
stimmter Organe für die Realisierung von spezifi¬ 
schen Prozessen bzw. aus der Notwendigkeit der 
Gewährleistung einer vom Willen der Vertrags¬ 
partner unabhängigen Entscheidung in bestimm¬ 
ten Situationen. Solche spezifischen Entschei¬ 
dungsbefugnisse existieren 

- bei der Begründung, Änderung oder Beendi¬ 
gung von Arbeitsrechtsverhältnissen mittels 
Berufung oder Wahl. Hier erfolgt die Gestal¬ 
tung des Arbeitsrechtsverhältnisses durch Lei¬ 
tungsakt, um die besondere Verantwortung 
des jeweiligen Organs für die Übertragung 
dieser Funktion zum Ausdruck zu bringen; 

— bei der Ausgestaltung einzelner Seiten des 
Arbeitsrechtsverhältnisses durch individuel¬ 
len Leiterakt oder normative betriebliche Re¬ 
gelung. Darin drückt sich aus, daß im Arbeits¬ 
rechtsverhältnis neben der Gleichheit der 
Partner auch Beziehungen der Über- und Un¬ 
terordnung enthalten sind. Der betrieblichen 
Entscheidung unterliegen alle Rechte und 
Pflichten des Werktätigen, welche der unmit¬ 
telbaren Organisierung des betrieblichen Ar¬ 
beitsprozesses dienen; 

— bei Auflösung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
ohne Willensübereinstimmung mit dem Ver¬ 
tragspartner. Diese Möglichkeit einer einseiti¬ 
gen Auflösung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
dient der Gewährleistung der freien Wahl des 
Arbeitsplatzes bzw. des effektiven Einsatzes 
des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens. 
Soweit die inhaltliche Ausgestaltung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses durch Vertrag zugelassen 
ist, enthalten die entsprechenden Rechtsvor¬ 
schriften unterschiedliche Grenzen für die Mög¬ 
lichkeit einer eigenverantwortlichen Entschei¬ 
dung der Vertragspartner. Diese bestehen in 

- der Notwendigkeit der Vereinbarung der 
Rechte und Pflichten durch die Vertragspart¬ 
ner. Bei Nichtvorliegen einer entsprechenden 
Vereinbarung ist der Inhalt des Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses nicht bestimmt, da diese Seiten 
der gegenseitigen Beziehungen nicht normativ 
geregelt werden können. Das betrifft z. B. die 
Vereinbarung d?r Arbeitsaufgabe und des 
Arbeitsortes. Normative Grenzen der eigen¬ 
verantwortlichen Entscheidung werden nur 
durch das Verbot konkreter Vereinbarungen 

16 Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des 
Staates und des Rechts, Bd. 4, Berlin 1976, S. 304. 
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(z. B. bestimmter Tätigkeiten durch Arbeits¬ 
schutzbestimmungen) gesetzt; 

- der Möglichkeit der Vereinbarung der Rechte 
und Pflichten in den Grenzen dispositiver 
normativer Regelungen. Solche werden erlas¬ 
sen, wenn die Bedingungen für eine zwingende 
normative Regelung nicht vorliegen, bei Feh¬ 
len einer entsprechenden Vereinbarung aber 
feststehen muß, welche Rechte und Pflichten 
bestehen. Sie existieren z. B. zur individuellen 
Vereinbarung von Kündigungsfristen und 
-terminen (§ 55 AGB), der Dauer der Ar¬ 
beitszeit (Teilbeschäftigung) usw. 

Die sich aus den Rechtsvorschriften ergeben¬ 
den Grenzen für die Anwendung arbeitsrechtli¬ 
cher Verträge sind durch die Vertragspartner ein¬ 
zuhalten. Den normativen Regelungen wider¬ 
sprechende Vereinbarungen können keine Wirk¬ 
samkeit erlangen (§ 44 Abs. 1 AGB). Die Un¬ 
wirksamkeit der rechtswidrigen Vereinbarung 
führt jedoch nicht automatisch zur Unwirksam¬ 
keit des gesamten Vertrages. Das ist deshalb nicht 
möglich, weil der Werktätige im Arbeitsverhältnis 
die materiellen Voraussetzungen für die Befriedi¬ 
gung seiner Bedürfnisse schafft. Im Interesse der 
sozialen Sicherheit geht deshalb das Arbeitsrecht 
vom Grundsatz der Wirksamkeit des Vertrages 
aus, wenn auch einzelne Vereinbarungen die 
normativen Grenzen der Zulässigkeit überschrei¬ 
ten. Diese Verträge enthalten dann Mängel, die 
entsprechend den §§44 und 45 AGB zu beseiti¬ 
gen sind. 

2.3. 

Die Sicherung von Stabilität und Dynamik 

der Arbeitsverhältnisse 

durch die arbeitsrechtlichen Verträge 

Die rechtliche Gewährleistung der bestehenden 
Arbeitsverhältnisse ist ein objektives Erfordernis. 
Sie ist einerseits notwendig, weil die wesentlich 
durch den Arbeitsprozeß geprägten sozialen Be¬ 
ziehungen der Werktätigen nicht durch einmalige 
Handlungen entstehen, sondern die regelmäßige 
Ausführung bestimmter Tätigkeiten erfordern. 
Die im Interesse der sozialen Entwicklung not¬ 
wendige Stabilität der Arbeitsverhältnisse ent¬ 
spricht auch den organisatorischen Anforderun¬ 
gen des Arbeitsprozesses. Eine effektive Organi¬ 
sation des arbeitsteiligen betrieblichen Arbeits¬ 
prozesses erfordert sowohl die Bildung von 
Stammbelegschaften als auch Konstanz der in¬ 


nerhalb des Arbeitsrechtsverhältnisses bestehen¬ 
den Bedingungen; also z. B. der vereinbarten Ar¬ 
beitsaufgabe. Die von der Willensübereinstim¬ 
mung der Partner getragene pnd im Regelfall un¬ 
befristete Vereinbarung von Rechten und Pflich¬ 
ten ist deshalb eine Form der juristischen Gewähr¬ 
leistung stabiler Beziehungen. Aus diesem Qrund 
ist durch die arbeitsvertraglichen Normen die 
Verbindlichkeit der getroffenen Vereinbarungen 
garantiert. Die Rechtsnormen, welche der Siche¬ 
rung des Rechts auf Arbeit dienen bzw. die Ände¬ 
rung vereinbarter Bedingungen ohne erneute Wil¬ 
lensübereinstimmung ausschließen, gewährleisten 
diese notwendige Stabilität des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses. 

Inhalt der organisierend-regulierenden Funk¬ 
tion des sozialistischen Rechts ist die Entwicklung 
oder Herausbildung neuer gesellschaftlicher Ver¬ 
hältnisse. 17 Die Notwendigkeit einer dynamischen 
Entwicklung der Arbeitsrechtsverhältnisse ergibt 
sich objektiv aus der ständigen Höherentwicklung 
der Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse. 
Die arbeitsrechtlichen Normen räumen deshalb 
die Möglichkeit ein, die Arbeitsrechtsverhältnisse 
an die veränderten Bedingungen anzupassen. Ar¬ 
beitsrechtliche Verträge wie der Änderungs- und 
der Delegierungsvertrag, aber auch der Überlei- 
tungs- und der Aufhebungsvertrag, sind rechtliche 
Instrumente, welche gewährleisten, daß auch un¬ 
ter veränderten Bedingungen volkswirtschaftliche 
und soziale Aspekte weitgehend in Übereinstim¬ 
mung gebracht werden können. Die Funktion des 
Qualifizierungsvertrages besteht sogar unmittel¬ 
bar darin, eine dynamische Entwicklung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses bei Stabilität der grund- ■ 
sätzlichen Beziehungen zwischen den Vertrags¬ 
partnern vorzubereiten und abzusichern. In je¬ 
dem Fall ermöglicht die vertragliche Gestaltung 
ein sofortiges Reagieren, sobald die vereinbarten 
Bedingungen den Interessen und Bedingungen 
beider Partner nicht mehr optimal gerecht wer¬ 
den. 


17 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Berlin 1975, S. 371. 
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3. 

Anforderungen an den Abschluß 
arbeitsrechtlicher Verträge 

3.1. 

Die arbeitsrechtliche Handlungsfähigkeit 
der Vertragspartner 

Arbeitsrechtliche Verträge sind zweiseitige, in be¬ 
stimmten Fällen dreiseitige Rechtsakte. Rechts- 
, erhebliche Tatsache für das Zustandekommen ar¬ 
beitsrechtlicher Verträge sind die rechtmäßigen 
Willenserklärungen der Menschen. 18 Um solche 
rechtserheblichen Willenserklärungen abgeben zu 
können, muß bei den Vertragspartnern sowohl die 
Arbeitsrechtsfähigkeit als auch die arbeitsrechtli¬ 
che Handlungsfähigkeit gegeben sein. 

Arbeitsrechtsfähigkeit als rechtliche Katego¬ 
rie bezeichnet die Möglichkeit, Arbeitsrechtsver- 
liältnisse begründen und Träger arbeitsrechtlicher 
Rechte und Pflichten sein zu können. Die Arbeits¬ 
rechtsfähigkeit des Werktätigen entsteht mit 
Vollendung des 16. Lebensjahres und mit der Er¬ 
füllung der Pflicht zum Besuch der zehnklassigen 
allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule. 
In Aüsnahmefällen liegt die Arbeitsrechtsfähig¬ 
keit Jugendlicher bereits mit Vollendung des 
14. Lebensjahres vor, und zwar dann, wenn diese 
mit Genehmigung des Direktors vorzeitig die 
Schule verlassen (§ 39 Abs. 1 AGB). 

Davon zu unterscheiden ist die Möglichkeit, mit 
Schülern, welche das 14. Lebensjahr vollendet ha¬ 
ben, während der Ferien Arbeitsrechtsverhältnisse 
zu begründen. 19 Dabei handelt es sich um keine ge¬ 
nerelle, sondern um eine befristete Arbeitsrechtsfä¬ 
higkeit, welche die Begründung eines Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses besonderer Art nach sich zieht. 

Die Arbeitsrechtsfähigkeit der Betriebe ist 
vorhanden, wenn das Gesetz ihnen das Recht zu¬ 
erkennt, Werktätige einzustellen (vgl. § 17 
AGB). 

Die arbeitsrechtliche Handlungsfähigkeit be¬ 
steht dagegen darin, mittels eigener Handlung in 
ein Arbeitsrechtsverhältnis einzutreten und eine 
Tätigkeit entsprechend seinen Fähigkeiten aus¬ 
zuüben. 20 Diese arbeitsrechtliche Handlungsfä¬ 
higkeit ist bei Jugendlichen noch nicht in vollem 
Umfang gegeben. Sie benötigen bis zur Vollen¬ 
dung des 18. Lebensjahres zum Abschluß von 
Arbeitsverträgen die vorherige schriftliche Zu¬ 
stimmung des Erziehungsberechtigten (§41 
Abs. 3 AGB). Die eingeschränkte Handlungsfä¬ 


higkeit gilt auch für alle anderen Willenserklärun¬ 
gen, welche zum Abschluß arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge bzw. zur Auflösung des Arbeitsrechtsver r 
hältnisses führen. 

Beim Betrieb sind Arbeitsrechtsfähigkeit und 
arbeitsrechtliche Handlungsfähigkeit identisch. 

Der Betrieb als juristische Person handelt jedoch 
nicht selbst, sondern über seine Mitarbeiter. Diese 
müssen die Befugnis zum Abschluß arbeitsrechtli¬ 
cher Verträge haben. Die gesetzliche Vertretung 
ergibt sich aus den jeweiligen Rechtsvorschriften. 
Gesetzlicher Vertreter der volkseigenen Kombi¬ 
nate, Kombinatsbetriebe sowie volkseigenen Be¬ 
triebe ist der Generaldirektor bzw. der Betriebs¬ 
leiter. 21 Durch Statut kann auch den Leitern 
rechtlich nicht selbständiger Betriebsteile die Ver¬ 
tretungsbefugnis übertragen werden. 22 Die Ver¬ 
tretung gesellschaftlicher Organisationen be¬ 
stimmen die jeweiligen Statuten. Im Interesse ei¬ 
ner effektiven Aufgabenerfüllung können diese 
Befugnisse delegiert werden. Entsprechende 
Festlegungen sind in den betrieblichen Arbeits¬ 
ordnungen zu treffen. 

3.2. 

Die Willensübcreinstimmung 

Arbeitsrechtliche Verträge kommen durch über¬ 
einstimmende Willenserklärungen zustande (§ 41 
Abs. 1 AGB). Diese müssen sich immer auf den 
gesamten Vertragsinhalt beziehen. Für die einzel¬ 
nen Arten arbeitsrechtlicher Verträge ist jeweils 
ein notwendiger und ein zusätzlicher Inhalt zu un¬ 
terscheiden. Für das Zustandekommen des Ver¬ 
trages ist die Einigung über die notwendigen Ab¬ 
reden ausreichend, aber auch unabdingbar. So¬ 
weit weitere Vereinbarungen getroffen werden 
sollen, ist Willensübereinstimmung erst dann ge¬ 
geben, wenn sie den gesamten Vertragsinhalt er¬ 
faßt. Mit der erzielten Willensübereinstimmung 
werden sowohl die vereinbarten als auch die nor- 4 
mativ geregelten Rechte und Pflichten verbind¬ 
lich. 


18 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, Lehrbuch, Berlin 
1974, S. 72. 

19 AO über die freiwillige produktive Tätigkeit von 
Schülern ab vollendetem 14. Lebensjahr während 
der Ferien vom 15.10.1973, GBl. J Nr. 52 S. 519. 

20 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, a. a. O., S. 69. 

21 Kombinats-VO, § 30. 

22 a. a. O.,' § 6 Abs. 4, § 30 Abs. 5 
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Der auf den Vertragsabschluß bezogene Wille 
ist gegenüber dem Vertragspartner zu erklären. 
Bei dem normalerweise zwischen zwei Partnern 
abzuschließenden Vertrag bringt die Dritten ge¬ 
genüber abgegebene Erklärung keine Überein¬ 
stimmung zustande. In bestimmten Fällen ist der 
Abschluß dreiseitiger Verträge möglich. Diese 
Vertragsformpn, welche die zunehmenden und 
über einen Betrieb hinausgehenden Möglichkei¬ 
ten der Herstellung der Übereinstimmung von 
persönlichen und gesellschaftlichen Interessen 
zum Ausdruck bringen, setzen Wiliensüberein- 
stimmung zwischen den drei Partnern voraus. 
Diese ist jeweils gegenüber den beiden anderen 
Partnern zu erklären. 

Jeder Vertragsabschluß besteht aus Angebot 
und Annahme. Das Angebot, d. h. der Vorschlag 
zum Abschluß eines konkreten Vertrages mit ei¬ 
nem bestimmten Werktätigen, geht im Regelfall 
vom Betrieb aus. Es ist jedoch auch möglich, daß 
der Werktätige in Kenntnis des betrieblichen Be¬ 
darfs seinerseits ein Angebot unterbreitet. 

Offerten, die nicht auf eine konkrete Person gerich¬ 
tet sind, z. B. Zeitungsinserate, haben nicht den 
Charakter eines Vertragsangebots. 

Die Annahme durch den anderen Partner 
bringt Willensübereinstimmung und damit den 
Vertrag zustande. Um Willensübereinstimmung 
zu erzielen, muß die Annahme ohne Einschrän¬ 
kungen oder Bedingungen erfolgen. 

So ist z. B. bei Zusage einer Einstellung vorbehalt¬ 
lich der Einsichtnahme in die Personalakte noch 
keine Einigung vorhanden. Das Zustandekommen 
des Vertrages erfordert eine nochmalige ausdrückli¬ 
che Erklärung des Betriebes. 

Durch das Angebot erklärt sich der Partner 
bereit, einen bestimmten Vertrag abzuschließen. 
Mit dieser Willenserklärung entsteht die verbind¬ 
liche Verpflichtung, dem anderen die angebote¬ 
nen Bedingungen zu gewährleisten. Daraus resul¬ 
tiert, daß ein Angebot nicht unbefristet gelten 
kann. Es muß vom anderen Partner sofort ange¬ 
nommen werden. Eine zeitliche Geltung tritt nur 
dann ein, wenn der Anbietende selbst eine Frist 
setzt (§ 41 Abs. 2 AGB). 

Erfolgt die Zustimmung zum Vertragsangebot 
mit Einschränkungen oder Zusätzen, handelt es 
sich nicht um eine Annahme, sondern um ein - 
nunmehr verändertes - neues Angebot. Willens¬ 
übereinstimmung liegt erst dann vor, wenn der an¬ 
dere Partner sich mit dem veränderten Vertrags¬ 
inhalt einverstanden erklärt. Das gleiche gilt, 


wenn die Frist für die Annahme überschritten 
wird. Auch dann ist Willehsübereinstimmungerst 
nach Einverständnis des anderen Partners gege¬ 
ben. 

Die Willensübereinstimmung der Vertrags¬ 
partner muß tatsächlich vorhanden sein. Treten 
Unstimmigkeiten auf, ist der Vertrag noch nicht 
zustande gekommen. Ein solcher Dissens kann of¬ 
fen auftreten, z. B. wenn der Betrieb Vollbeschäf¬ 
tigung, der Werktätige dagegen Teilbeschäftigung 
wünscht. Ein Dissens ist jedoch auch in verdeckter 
Form möglich, wenn z. B. bezüglich des Inhalts 
des Vertrages ein von den Partnern zunächst un¬ 
bemerktes Mißverständnis entsteht. Auch dann 
fehlt die notwendige Willensübereinstimmung, 
die für die Wirksamkeit des Vertrages erforderlich 
ist. 


3.3. 

Die Form arbeitsrechtlicher Verträge 

Das AGB unterscheidet formgebundene und 
nicht formgebundene Verträge. Die Vertragsart, 
für die es eine besondere Formvorschrift gibt, ist 
der Lehrvertrag. Er ist an das Vorhandensein der 
Schriftform gebunden (§ 136 Abs. 1 AGB). So¬ 
lange das Vertragsformular nicht durch beide 
Partner unterzeichnet wurde, ist der Vertrag nicht 
zustande gekommen. 

Für alle anderen arbeitsrechtlichen Verträge 
existiert keine besondere Formvorschrift, so daß 
die Willensübereinstimmung in unterschiedlicher 
Art und Weise entstehen kann. Entscheidend für 
das Zustandekommen des Vertrages ist der Zeit¬ 
punkt, nicht die Form der Abgabe übereinstim¬ 
mender Erklärungen. 

Typisch für das Zustandekommen arbeits¬ 
rechtlicher Verträge ist, entsprechend der Spezifik 
des Arbeitsrechtsverhältnisses, die mündliche Ei¬ 
nigung. Durch die Abgabe übereinstimmender 
mündlicher Erklärungen wird der jeweilige Ver¬ 
trag wirksam abgeschlossen. Pflicht des Betriebes 
ist es dann, diesen schriftlich auszufertigen, d. h. 
den bereits mündlich zustande gekommenen Ver¬ 
trag in schriftlicher Form festzuhalten (§ 42 
AGB). Die Einhaltung der Schriftform ist eine 
Ordnungsvorschrift. Deshalb ist das Unterlassen 
derselben zwar eine betriebliche Pflichtverlet¬ 
zung, hat aber keine Auswirkung auf die Wirk¬ 
samkeit des Vertrages. 

In Ausnahmefällen ist es auch denkbar, daß 
ein Vertrag schriftlich abgeschlossen wird. Das 
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kann der Fall sein, wenn ein schriftliches Angebot 
durch eine schriftliche Annahme akzeptiert wird, 
z. B, bei einem Aufhebungsvertrag im Anschluß 
an eine längere Freistellung. 

Das Arbeitsrecht kennt auch den Vertragsab¬ 
schluß ohne ausdrückliche Willenserklärung 
durch konkludentes Verhalten. Auf diese Weise 
drückt sich z. B. der übereinstimmende Wille aus 
bei stillschweigender Weiterbeschäftigung im An¬ 
schluß an ein befristetes Arbeitsrechtsverhältnis 
oder bei ständiger Beschäftigung des Werktätigen 
mit einer von der Vereinbarung abweichenden 
Arbeitsaufgabe. Es ist allerdings erforderlich, den 
in der Flandlung zum Ausdruck kommenden Wil¬ 
len sehr gründlich zu prüfen, um den wirklichen 
Inhalt des Vertrages zu erkennen. 

4 . 

Die Begründung 

des Arbeitsrechtsverhältnisses 

durch Vertrag 

4 . 1 . 

Bedeutung und Funktion 
des Arbeitsvertrages 

Eine zentrale Stellung im Rahmen der arbeits¬ 
rechtlichen Verträge nimmt der Arbeitsvertrag 
ein. Bei dieser Vertragsart handelt es sich um eine 
Vereinbarung, mit der das Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis begründet wird, der Werktätige also rechtliche 
Beziehungen zu einem Betrieb aufnimmt. Aus 
dieser spezifischen Stellung des Arbeitsvertrages 
ergibt sich auch seine besondere Bedeutung in ge¬ 
sellschaftlicher und rechtlicher Sicht. 

Durch die Aufnahme einer Tätigkeit, welche 
dem Abschluß eines Arbeitsvertrages folgt, reali¬ 
siert der Werktätige sein in der Verfassung garan¬ 
tiertes Recht auf Arbeit. Damit tritt er in Bezie¬ 
hungen zu den Produktionsmitteln und verwirk¬ 
licht seine Stellung als sozialistischer Eigentümer, 
denn „Eigentum, soweit es nur das bewußte Ver¬ 
halten ... zu den Produktionsbedingungen als 
den seinen ist,. . . wird erst verwirklicht durch die 
Produktion selbst“. 23 

Mit dem Abschluß des Arbeitsvertrages be->' 
gründet der Werktätige Beziehungen zum Betrieb 
und zum Arbeitskollektiv. Durch die im Arbeits¬ 
rechtsverhältnis ausgeführte Arbeit bestimmt sich 
seine soziale Stellung. Die dabei erbrachte Arbeits¬ 
leistung schafft, vermittelt über die Wirkung des 


Leistungsprinzips, die materiellen Voraussetzun¬ 
gen für die Gestaltung des persönlichen Lebens, 
und durch die Tätigkeit im Kollektiv werden we¬ 
sentliche Seiten der Persönlichkeit geprägt. 

Über den Abschluß von Arbeitsverträgen si¬ 
chert der Betrieb den Einsatz der zur Erfüllung 
seiner Planaufgaben notwendigen Arbeitskräfte 
und damit die Realisierung der gesellschaftlichen 
Erfordernisse. Damit ist der Arbeitsvertrag eine 
Form der planmäßigen Gewinnung, Verteilung 
und rationellen Ausnutzung der Arbeitskräfte¬ 
reserven des Landes. 24 

Aus der gesellschaftlichen Bedeutung des Ar¬ 
beitsvertrages resultieren seine rechtliche Regelung 
und Besonderhe'iten seiner Stellung im Rahmen 
der arbeitsrechtlichen Verträge: 

- Entsprechend der objektiven Notwendigkeit, 
die Arbeitsrechtsverhältnisse durch Willens¬ 
übereinstimmung zu gestalten, ist durch die ar¬ 
beitsrechtlichen Normen die Begründung der¬ 
selben grundsätzlich durch Vertrag vorgesehen 
(§ 38 Abs. 1 AGB). Gerade der das Arbeits¬ 
rechtsverhältnis begründende Vertrag hat we¬ 
sentliche Bedeutung für die Herstellung der 
Übereinstimmung gesellschaftlicher und per¬ 
sönlicher Interessen. Er sichert den volkswirt¬ 
schaftlich effektiven Einsatz des Arbeitsver¬ 
mögens unter Berücksichtigung der Interessen 
und Bedürfnisse der Werktätigen. Ausnahmen 
von diesem Grundsatz sind nur zulässig, soweit 
das durch Rechtsnormen ausdrücklich be¬ 
stimmt wird (§ 38 Abs. 2 AGB). Die Notwen¬ 
digkeit, die Begründung bestimmter Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse durch Berufung oder Wahl 
vorzunehmen, beruht in dem besonderen Inhalt 

1 dieser gesellschaftlichen Verhältnisse und in 
der dafür bestehenden Verantwortung staatli¬ 
cher Organe und gesellschaftlicher Organisa¬ 
tionen. 

- Die effektive Gestaltung des betrieblichen Ar¬ 
beitsprozesses sowie die dauerhafte Einord¬ 
nung des Werktätigen in ein Arbeitskollektiv 
machen es erforderlich, Arbeitsverträge grund¬ 
sätzlich unbefristet abzuschließen. Damit wird 
über die Bildung stabiler Betriebskollektive die 
Lösung der ökonomischen und sozialen Aufga¬ 
ben der Gesellschaft gesichert. Der Abschluß 
eines befristeten Arbeitsvertrages stellt die 


23 K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen 
Ökonomie, Berlin 1953, S. 393. 

24 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, a. a. O., S. 121. 
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Ausnahme dar und ist nur in den in § 47 AGB 
geregelten Fällen zulässig. 

- Entsprechend seiner gesellschaftlichen Bedeu¬ 
tung und seiner primären Wirkung bezüglich 
des Arbeitsrechtsverhältnisses ist der Arbeits¬ 
vertrag im AGB als der Grundtyp des arbeits¬ 
rechtlichen Vertrages ausgestaltet. 


4.2. 

Die Vorbereitung des Arbeitsvertrages 

Der Vorbereitung des Arbeitsvertrages dienen 
alle Handlungen, weiche auf die Herbeiführung 
der Willensübereinstimmung gerichtet sind, ins¬ 
besondere die gegenseitige Information der Ver¬ 
tragspartner über die jeweils vorliegenden Bedin¬ 
gungen sowie das Einholen weiterer, zur Willens¬ 
bildung notwendiger Angaben. 

Einen besonderen Platz bei der Vorbereitung 
des Arbeitsvertrages nimmt das Einstellungsge¬ 
spräch ein. In diesem Gespräch, welches unter 
Teilnahme eines Gewerkschaftsvertreters zu er¬ 
folgen hat, beraten die Partner über die Möglich¬ 
keiten der Gestaltung des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses und informieren sich gegenseitig über die 
vorliegenden Voraussetzungen. So benötigt der 
Betrieb seitens des Werktätigen insbesondere 
Angaben zur Qualifikation, zu bisher ausgeübten 
Tätigkeiten, Beurteilungen usw., um eine Ent¬ 
scheidung über die Eignung für die vorgesehene 
Tätigkeit treffen zu können. 

Er ist seinerseits gemäß § 43 AGB verpflich¬ 
tet, den Werktätigen darüber zu informieren, wel¬ 
che Rechte und Pflichten sich für ihn bei Abschluß 
des Vertrages ergeben würden. Dazu gehört ins¬ 
besondere, den Inhalt der angebotenen Arbeits¬ 
aufgabe zu erläutern und die mit Abschluß des 
Vertrages auf Grund normativer Regelung ent¬ 
stehenden Rechte und Pflichten darzustellen. Das 
sind vor allem die zutreffende Lohn- bzw. Ge¬ 
haltsgruppe, die Lohnform, der Anspruch auf Er¬ 
holungsurlaub sowie der im Betrieb gültige Ar¬ 
beitszeitplan. Das Einsteilungsgespräch dient der 
Vorbereitung des Arbeitsvertrages und trägt so¬ 
mit bereits rechtlichen Charakter (vgl. § 43 
Abs. 1 AGB). Werktätiger und Betrieb 
sind deshalb zu wahrheitsgemäßen Angaben ver¬ 
pflichtet. 

Der Betrieb hat vor dem Abschluß des Ar¬ 
beitsvertrages weitere notwendige Informationen 
einzuholen bzw. Voraussetzungen zu schaffen. 


Solche der Vorbereitung des Vertrages dienenden 
Handlungen sind: 

— Einsichtnahme in die Personalakte gemäß der 
Ordnung zur Führung von Personalakten (Be¬ 
schluß des Ministerrates der DDR vom 
22. 8. 1977), 

— Vornahme der ärztlichen Einstellungsuntersu¬ 
chung auf Grund zwingender Rechtsvorschrif¬ 
ten oder betrieblicher Festlegungen, 

— Einholen von Zustimmungen, welche durch 
Rechtsvorschriften für die Beschäftigung be¬ 
stimmter Personengruppen (z. B. Schulabgän¬ 
ger ohne Lehrverhältnis) oder für die Ausfüh¬ 
rung bestimmter Arbeiten (z. B. Sicherheitsin¬ 
spektoren) gefordert werden. 

Die Vornahme dieser Handlungen gehört zu 
den Arbeitspflichten der Mitarbeiter des Betrie¬ 
bes, welche den Vertrag vorbereiten. 

Ihr Versäumnis führt nicht zur Unwirksamkeit 
der betrieblichen Willenserklärung. 

4.3. 

Der Inhalt des Arbeitsvertrages 
4.3.1. v 

Der notwendige Inhalt 

Als Inhalt des Arbeitsvertrages bezeichnet man 
die Rechte und Pflichten, welche durch Vereinba¬ 
rung begründet werden. Damit ergibt sich eine 
Unterscheidung zwischen Arbeitsvertrag und Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis. Der Arbeitsvertrag begrün¬ 
det das Arbeitsrechtsverhältnis; dieses ist jedoch 
umfangreicher, da Bestandteil desselben auch die 
Rechte und Pflichten werden, welche ohne Ver¬ 
einbarung kraft Rechtsvorschrift geregelt sind. 
Notwendiger Inhalt des Arbeitsvertrages sind die 
Vereinbarungen, deren Vorhandensein für das 
Zustandekommen des Vertrages unverzichtbar 
ist. Der notwendige Inhalt des Arbeitsvertrages 
besteht aus der Vereinbarung der Arbeitsaufgabe, 
des Arbeitsortes sowie des Tages der Arbeitsauf¬ 
nahme (§ 40 Abs. 1 AGB). Nur wenn über diese 
Abreden Willensübereinstimmung besteht, ist der 
Arbeitsvertrag zustande gekommen. Herrscht 
z. B. Einigung über die Arbeitsaufgabe und den 
Arbeitsort, ist aber der Tag der Tätigkeitsauf¬ 
nahme noch nicht konkret bestimmt, existiert 
noch kein Arbeitsvertrag. 

Mit der Abrede über die Arbeitsaufgabe wird 
mit dem Werktätigen die Übernahme eines be¬ 
stimmten Teiles der betrieblichen Gesamtarbeit 
vereinbart. Dieser Vereinbarung geht die Ent- 
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Scheidung über die Bildung der Arbeitsaufgaben 
gemäß § 73 Abs. 1 AGB voraus. Die Bildung der 
Arbeitsaufgaben ist eine betriebliche Verfügung, 
welche für die Mitarbeiter, die den Abschluß der 
Arbeitsverträge vornehmen, verbindlich ist, d. h., 
sie müssen den Vertrag über eine dieser Arbeits¬ 
aufgaben abschließen. Es ist jedoch z. B. aus 
in der Person des Werktätigen liegenden Gründen 
zulässig, von der einmal getroffenen betrieblichen 
Entscheidung abzugehen und eine veränderte Ar¬ 
beitsaufgabe mit dem Werktätigen zu vereinba¬ 
ren. 

Die Arbeitsaufgabe kann nur im Ausnahme¬ 
fall durch die Berufsbezeichnung ausreichend de¬ 
finiert sein. Im Regelfall erfordert die betriebliche 
Arbeitsteilung eine weitere Konkretisierung der 
Arbeitsaufgabe. Diese ist mit ihren charakteristi¬ 
schen Merkmalen zu erläutern. So wird es z. B. 
meist nicht ausreichend sein, als Arbeitsaufgabe 
„Sekretärin“ festzulegen, sondern eine Konkreti¬ 
sierung - Abteilungssekretärin, Direktionssekre¬ 
tärin — vorzunehmen. Auch diese Vereinbarung 
erfaßt oft noch nicht alle vom Werktätigen künftig 
auszuführenden Einzelaufgaben. Diese werden 
gemäß § 73 Abs. 2 AGB z. B. im Funktionsplan 
erfaßt. 

Der Funktionsplan ist seinem Charakter nach 
einerseits Verfügung über die Bildung der Ar¬ 
beitsaufgabe und andererseits für den die Arbeits¬ 
aufgabe ausführenden Werktätigen Weisung. Er 
ist somit nicht Gegenstand der Vereinbarung. 

Aus der Vereinbarung der Arbeitsaufgabe er¬ 
geben sich das Recht des Werktätigen, mit dersel¬ 
ben beschäftigt zu werden, und die Pflicht des Be¬ 
triebes, ihm entsprechende Arbeiten zu übertra¬ 
gen. Daraus folgt, daß aus der Vereinbarung der 
Arbeitsaufgabe kein Recht auf einen konkreten 
Arbeitsplatz abgeleitet werden kann, sofern eine 
Arbeitsaufgabe im Betrieb mehrfach vorhanden 
ist. 

Die Vereinbarung des Arbeitsortes dient der 
Bestimmung des Bereiches, in dem die Arbeits¬ 
aufgabe zu erfüllen ist. Dabei ist der Begriff des 
Arbeitsortes nicht identisch mit dem allgemeinen 
Begriff des Ortes im Sinne eines Territoriums. So¬ 
fern die Arbeitsaufgabe im Betrieb als Gebäpde- 
komplex erfüllt wird, ist als Arbeitsort der Betrieb 
zu vereinbaren (§40 Abs. 2 AGB). Lediglich 
dann, wenn die Erfüllung der Arbeitsaufgabe in¬ 
nerhalb eines bestimmten territorialen Bereichs 
erfolgt (Bauwesen, Kundendienst usw.), ist das 
entsprechende Territorium als Arbeitsort zu ver¬ 
einbaren. Erfolgt die Erfüllung der Arbeitsauf¬ 


gabe im Betrieb, besteht dieser aber aus mehreren 
örtlich getrennten Betriebsteilen (im Sinne örtlich 
getrennter Objekte), ist die Vereinbarung meh¬ 
rerer Betriebsteile als Arbeitsort zulässig; sie sollte 
aber nur vorgenommen werden, wenn es die Er¬ 
füllung der Arbeitsaufgabe erforderlich macht 
(z. B. bei Zuständigkeit des Sicherheitsinspektors 
für alle Betriebsteile). Die tatsächliche Willens¬ 
übereinstimmung bezüglich der Übernahme dieser 
weitgehenden Pflicht ist im Streitfall exakt zu prü¬ 
fen. Wird bei Vorhandensein mehrerer Betriebsteile 
lediglich der Betrieb als Arbeitsort vereinbart, ist 
davon auszugehen, daß ein Dissens vorliegt, da 
sich daraus nicht eindeutig die Pflicht zur Arbeit in 
allen Objekten ergibt. Deshalb fehlt die zum Ver¬ 
tragsabschluß notwendige Willensübereinstim¬ 
mung bezüglich des Arbeitsortes. Diese wird erst 
durch die tatsächliche Arbeitsaufnahme in einem 
Objekt erzielt, welches dann den vereinbarten 
Arbeitsort darstellt. 

Als Tag der Arbeitsaufnahme ist ein konkreter 
Termin zu vereinbaren. An diesem Tag beginnt 
das Arbeitsrechtsverhältnis, und zwar unabhängig 
davon, ob der Werktätige die Arbeit tatsächlich 
aufnimmt oder nicht. Ist er z. B. am vereinbarten 
Tag arbeitsunfähig krank, erhält er das Kranken¬ 
geld anhand des Verdienstes der vereinbarten Ar¬ 
beitsaufgabe. 

4.3.2. 

Der zusätzliche Inhalt 

Zum zusätzlichen Inhalt des Arbeitsvertrages ge¬ 
hören Vereinbarungen, die-zur Begründung des 
Arbeitsrechtsverhältnisses zwar nicht unbedingt 
erforderlich sind, unter Berücksichtigung der be¬ 
sonderen Bedingungen eines Vertragspartners je¬ 
doch für' erforderlich gehalten werden. Mit 'der 
Möglichkeit zusätzlicher Vereinbarungen gemäß 
§ 40 Abs. 1 AGB wird gewährleistet, daß bei Be¬ 
gründung des Arbeitsrechtsverhältnisses persön¬ 
liche und gesellschaftliche Interessen weitgehend 
in Übereinstimmung gebracht werden. Auch über 
die zusätzlichen Vereinbarungen muß Willens¬ 
übereinstimmung vorhanden sein, wenn der Ar¬ 
beitsvertrag zustande kommen soll. Daraus folgt, 
daß Einigung bezüglich des notwendigen Inhalts 
das Arbeitsrechtsverhältnis nur dann begründet, 
wenn keiner der beiden Partner die Forderung 
nach weiteren Vereinbarungen stellt. 

Zusätzliche Vereinbarungen sind möglich, 
soweit nicht-durch zwingende normative Rege¬ 
lung die gegenseitigen Rechte und Pflichten fest¬ 
gelegt bzw. die Grenzen dispositiver normativer 
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Regelungen nicht überschritten werden. Relativ 
häufig auftretende zusätzliche Vereinbarungen 
sind: 

- die Vereinbarung von Teilbeschäftigung, d. h. 
einer unter der gesetzlichen liegenden Arbeits¬ 
zeit (§ 160 Abs. 4 AGB), 

- die Vereinbarung verlängerter Kündigungsfri¬ 
sten bzw. besonderer Kündigungstermine (§ 55 
Abs. 1 AGB), 

- die Vereinbarung einer vom Arbeitszeitplan 
abweichenden Lage der Arbeitszeit, 

- die Vereinbarung von Heimarbeit. 

4.4. 

In den schriftlichen Arbeitsvertrag 
aufzunehmende Informationen 

Mit dem Abschluß des Arbeitsvertrages wird ein 
Arbeitsrechtsverhältnis begründet, dessen Inhalt 
über die durch Vereinbarung festgelegten Rechte 
und Pflichten hinausgeht. Uber die sich unmittel¬ 
bar aus normativen Regelungen ergebenden 
Rechte und Pflichten ist der Werktätige, da sie 
seine Willensbildung wesentlich beeinflussen, im 
Einstellungsgespräch zu informieren. 

Gemäß § 42 AGB sind an das Zustandekom¬ 
men des Arbeitsvertrages keine besonderen Form¬ 
erfordernisse geknüpft. Der Betrieb ist aber im 
Interesse der Rechtssicherheit verpflichtet, die ge¬ 
troffenen Vereinbarungen in einem schriftlichen 
Vertrag festzuhalten. In diesen sind auch die In¬ 
formationen aufzunehmen, welche für die künfti¬ 
gen Ansprüche des Werktätigen besonders be¬ 
deutsam sind. Damit wird gewährleistet, daß der 
Werktätige sich ständig über seine Ansprüche in¬ 
formieren kann, ohne die Rechtsvorschriften ein- 
sehen zu müssen. 

Der schriftliche Arbeitsvertrag besteht des¬ 
halb aus zwei rechtlich unterschiedlich zu beurtei¬ 
lenden Teilen: 

- dem eigentlichen Vertrag, d. h. den durch Wil¬ 
lensübereinstimmung zustande gekommenen 
notwendigen und zusätzlichen Vereinbarun¬ 
gen, 

- dem informativen Teil, der nicht der Vereinba¬ 
rung der Vertragspartner unterliegt. 

Bezüglich des informativen Teiles regelt § 42 
AGB die an den Betrieb zu stellenden Mindestan¬ 
forderungen. Das sind: 

- Angabe der für die vereinbarte Arbeitsaufgabe 
zutreffenden Lohn- bzw. Gehaltsgruppe. 

Entsprechend dem Charakter des sozialisti¬ 
schen Eigentums ist es notwendig, den Anteil, der 


dem Werktätigen für seine erbrachte Arbeitslei¬ 
stung am Nationaleinkommen zusteht, nicht allein 
nach den Ergebnissen der Wirtschaftstätigkeit des 
Betriebes, sondern nach denen der Volkswirt¬ 
schaft zu bemessen. Deshalb ist es erforderlich, 
die Entlohnung dufch den sozialistischen Staat zu 
leiten und anhand des einheitlichen Maßstabes, 
der einzusetzenden Qualifikation, durch norma¬ 
tive Regelung der Lohn- bzw. Gehaltsgruppe 
zwingend zu bestimmen. Aus dieser in den RKV 
enthaltenen zwingenden Regelung ergibt sich, daß 
den Vertragspartnern in dieser Frage keine Ent- 
scheidfmgsmöglichkeit eingeräumt wurde und 
somit von den dort enthaltenen Festlegungen ab¬ 
weichende Vereinbarungen unzulässig sind. 

— Angabe der Dauer des Erholungsurlaubs. 

Die Gewährung von Erholungsurlaub unter¬ 
liegt entsprechend der Notwendigkeit, die volks¬ 
wirtschaftlichen Möglichkeiten zu berücksichti¬ 
gen und einheitliche Bedingungen für alle Werk¬ 
tätigen zu gewährleisten, ebenfalls der staatlichen 
Leitung. Der Anspruch auf Erholungsurlaub er¬ 
gibt sich aus zwingenden normativen Regelun¬ 
gen. 25 Damit ist auch hier den Partnern keine Ent¬ 
scheidungsmöglichkeit eingeräumt, so daß abwei¬ 
chende Vereinbarungen unzulässig sind. 

Weitere Informationen können in den schrift¬ 
lichen Arbeitsvertrag aufgenommen werden, sind 
jedoch nicht zwingend vorgeschrieben. Sofern das 
geltende Schichtsystem im Arbeitsvertrag ange¬ 
geben wird, ist im Interesse der Rechtssicherheit 
beider Vertragspartner eindeutig festzuhalten, ob 
es sich um eine Information über den im Betrieb 
gültigen Arbeitszeitplan handelt, oder eine von 
diesem abweichende Vereinbarung über die be¬ 
sondere Lage der Arbeitszeit mit dem Werktäti¬ 
gen getroffen wurde. 

4.5. 

Die Voraussetzungen für den Abschluß 
eines befristeten Arbeitsvertrages 

Arbeitsverträge sind grundsätzlich unbefristet ab¬ 
zuschließen, da stabile Beziehungen zwischen 
dem Werktätigen und dem Betrieb sowohl unter 
ökonomischer und arbeitsorganisatorischer als 
auch unter sozialer Sicht anzustreben sind. Im 
Ausnahmefall ist jedoch auch die vorübergehen- 


25 VO über den Erholungsurlaub vom 28. 9. 1978, 
(GBl. I Nr. 33 S. 365) i.d.F. der 2. VO über den 
Erholungsurlaub vom 18. Dezember 1980 (GBl. I 

Nr.35 S.365). 
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de, d. h. die zeitlich begrenzte Beschäftigung von 
Werktätigen notwendig. Diese Abweichung von 
dem allgemeinen gesellschaftlichen Anliegen der 
langfristigen Beschäftigung von Werktätigen in 
einem Betrieb kann nur in den im Arbeitsprozeß 
selbst begründeten und damit gesellschaftlich ge¬ 
rechtfertigten Fällen zugelassen werden. Deshalb 
ist verbindlich geregelt, wann ein befristeter Ar¬ 
beitsvertrag abgeschlossen werden kann (§ 47 
AGB). 

Die Besonderheit des befristeten Arbeitsver¬ 
trages besteht darin, daß bereits bei der Begrün¬ 
dung das Ende desselben durch Festlegung eines 
konkreten Termins bestimmt wird (§48 Abs. 1 
AGB). Die für den befristeten Arbeitsvertrag 
ebenfalls notwendige Willensübereinstimmung 
garantiert auch hier die Beachtung gesellschaftli¬ 
cher und persönlicher Interessen. Einmal ist gesi¬ 
chert, daß bei begründeter Notwendigkeit die be¬ 
trieblichen Aufgaben durch vorübergehende Be¬ 
schäftigung von Werktätigen erfüllt werden kön¬ 
nen. Die Rechte des Werktätigen werden dadurch 
gewahrt, daß die Befristung zwingend von arbeits¬ 
organisatorischen Erfordernissen abhängig ist 
und er frei entscheiden kann, ob er unter dieser 
Bedingung ein Arbeitsrechtsverhältnis begründen 
möchte. 

Gemäß § 47 AGB ist der Abschluß eines be¬ 
fristeten Arbeitsvertrages zulässig 

- bis zur Dauer von 6 Monaten, wenn im Betrieb 
zeitweilig ein erhöhter Arbeitskräftebedarf be¬ 
steht. Der Nachweis, daß zeitweilig ein erhöh¬ 
ter Bedarf vorliegt, ist eine Voraussetzung für 
die Zulässigkeit der Befristung. Es ist also nicht 
möglich, auch nicht auf besonderen Wunsch des 
Werktätigen, bei Vorhandensein einer freien 
Planstelle einen befristeten Vertrag abzu¬ 
schließen; 

- für die erforderliche Zeit, wenn Aushilfskräfte 
für Werktätige eingestellt werden, die von der 
Arbeit freigestellt sind. Das Erfordernis der 
Zulässigkeit befristeter Verträge ergibt sich 
hier aus dem Recht der freigestellten Werktäti¬ 
gen auf Weiterbeschäftigung nach der Freistel¬ 
lung und der Notwendigkeit, die betrieblichen 
Aufgaben in der Zwischenzeit zu lösen. So ist 
z. B. bei der Einstellung von Aushilfskräften 
für werktätige Mütter, welche ihr Recht auf 
Freistellung gemäß § 246 AGB in Anspruch 
nehmen, die befristete Beschäftigung bis zu ei¬ 
nem Zeitraum von maximal 3 Jahren zulässig; 

- für die jeweils speziell bestimmte Zeit, sofern 
entsprechend § 47 Abs. 2 AGB in Rechtsvor¬ 


schriften Sonderregelungen für bestimmte Be¬ 
reiche oder Personengruppen enthalten sind. 
Solche Sonderregelungen bestehen z. B. für die 
Werktätigen des Hochschulwesens 26 bzw. für 
die befristete Beschäftigung von Schülern und 
Studenten. 27 

Da diese Festlegungen die Möglichkeit des 
Abschlusses befristeter Arbeitsverträge zwingend 
regeln, ergibt sich, daß die Vereinbarung einer 
Befristung im Sinne einer „Probezeit“ nicht zuläs¬ 
sig ist. Bezüglich des Inhalts und des Abschlusses 
des befristeten Arbeitsvertrages gelten die Be¬ 
stimmungen des Arbeitsvertrages. Zu beachten ist 
lediglich, daß bei einer Dauer des Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses bis zu 2 Wochen die schriftliche 
Ausfertigung des Vertrages nicht gefordert ist 
(§ 47 Abs. 3 AGB). 


4.6. 

Mängel des Arbeitsvertrages 
und ihre Beseitigung 

Der Arbeitsvertrag als Akt der Rechtsverwirkli¬ 
chung ermöglicht die Gestaltung und inhaltliche 
Ausgestaltung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
durch freiwillige und bewußte Entscheidung der 
Vertragspartner im Rahmen der durch normative 
Regelung vorgegebenen Grenzen und unter Be¬ 
achtung der normativ geregelten Anforderungen 
an den Vertragsabschluß. Jeder Verstoß gegen 
normative Regelungen beim Vertragsabschluß 
stellt eine Rechtsverletzung dar. Diese kann je¬ 
doch aus Gründen der sozialen Sicherheit nicht zur 
Nichtigkeit des Vertrages führen. Mit seiner Ar¬ 
beit erwirbt der Werktätige den Lebensunterhalt 
für sich und seine Angehörigen. Bei Nichtigkeit 
des rechtswidrigen Vertrages wäre ihm vorüber¬ 
gehend die Existenzgrundlage entzogen. Das Ar¬ 
beitsrecht geht deshalb davon aus, daß bei Willens¬ 
übereinstimmung der Arbeitsvertrag zustande 
gekommen ist, auch wenn bei seinem Abschluß 
gegen Rechtsvorschriften verstoßen wurde. Die 
Rechtsverletzung stellt aber einen Vertragsman- 


26 Z. B. VO über die wissenschaftlichen Mitarbeiter 
an den wissenschaftlichen Hochschulen - Mitarbei- 
ter-VO (MVO) — vom 6. 11.1968, GBl. II Nr. 127 
S. 1007. 

27 Vgl. Fußnote 23 sowie AO zur Regelung der Ar¬ 
beitseinsätze der Studenten vom 15. 11. 1972, 
GBl. II Nr. 71 S. 829. 
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gel dar. Dieser muß zur Wiederherstellung der 
Gesetzlichkeit behoben werden. 

Vertragsmängel können auftreten 
als inhaltliche Mängel. 

Ein Mangel im Inhalt des Vertrages liegt vor, 
wenn eine Vereinbarung getroffen wurde, welche 
unzulässig ist oder die eigenverantwortliche Ent¬ 
scheidungsbefugnis der Vertragspartner über¬ 
steigt; 

als Abschlußmängel. 

Diese liegen vor, wenn normative Anforde¬ 
rungen an das Zustandekommen von Verträgen 
nicht erfüllt wurden. 

Sofern in einem Vertrag inhaltliche Mängel 
enthalten sind, kann die rechtswidrige Vereinba¬ 
rung natürlich nicht realisiert werden. Aus 
rechtswidrigen Vereinbarungen kann keiner der 
Vertragspartner Rechte oder Pflichten ableiten. 
Diese Konsequenz ergibt sich aus der Verbind¬ 
lichkeit der Rechtsnormen und den erläuterten 
Grenzen arbeitsrechtlicher Verträge. Unter¬ 
schiedlich ist dagegen die Art und Weise der Be¬ 
seitigung des Mangels, und zwar in Abhängigkeit 
davon, ob die fehlerhafte Vereinbarung durch die 
Nqrm ersetzt werden kann oder ihre Beseitigung 
weitere Rechtshandlungen erfordert. 

Verstößen die Partner durch die Vereinbarung 
gegen eine Norm, welche die jeweiligen Rechte 
und Pflichten konkret bestimmt, treten an Stelle 
der unzulässigen Vereinbarung automatisch die 
normativ geregelten Rechte und Pflichten (§ 44 
Abs. 1 AGB). Es bedarf keiner weiteren Hand¬ 
lung der Vertragspartner. Fälle, in denen eine sol¬ 
che automatische Korrektur des Vertragsinhalts 
erfolgt, sind z. B. die Vereinbarung einer unzuläs¬ 
sigen Lohn- bzw. Gehaltsgruppe oder einer unzu¬ 
lässigen Urlaubsdauer. Der abgeschlossene Ver¬ 
trag als Ganzes ist wirksam, die rechtswidrige 
Vereinbarung jedoch ungültig. An ihre Stelle tre¬ 
ten die normativen Ansprüche, die sich aus 
Rechtsvorschriften, insbesondere dem RKV, 
ergeben. Eine unzulässige Vereinbarung ist 
auch dann unwirksam, wenn sie einige Zeit, be¬ 
wußt oder unbewußt, von den Partnern realisiert 
wurde. 

Daneben gibt es unzulässige Vereinbarungen, 
welche gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, 
aber durch Anwendung derselben nicht ersetzt 
werden können. Das trifft zu, wenn eine Arbeits¬ 
aufgabe vereinbart wurde, die der Werktätige 
nicht ausüben darf (Berufsausübungsverbot ge¬ 
mäß § 53 StGB) oder mit der ihn der Betrieb nicht 
beschäftigen darf (z. B. Beschäftigungsverbot auf 


Grund von Arbeitsschutzbestimmungen). In die¬ 
sen Fällen kann die unzulässige Vereinbarung 
nicht durch die normative Regelung ersetzt wer¬ 
den. So regeln die Arbeitsschutzbestimmungen 
zwar, welche Arbeiten von Frauen und Jugendli¬ 
chen nicht ausgeführt werden dürfen, 28 können 
aber natürlich keine Regelung darüber enthalten, 
womit diese Werktätigen statt dessen zu beschäf¬ 
tigen sind. Dazu bedarf es einer erneuten Eini¬ 
gung der Vertragspartner. Gemäß § 45 sind des¬ 
halb diese Verträge wirksam, und der Mangel ist 
durch die Vertragspartner zu beseitigen. Das 
könnte z. B. durch den Abschluß eines Ände¬ 
rungsvertrages gemäß § 49 AGB erfolgen. Ist das 
nicht möglich, ist der Arbeitsvertrag entsprechend 
den geltenden Bestimmungen (§§ 51 bis 55,57 bis 
59 AGB) aufzulösen. 

Auf die gleiche Weise ist zu verfahren, wenn 
der Vertrag mit Abschlußmängeln behaftet ist. 
Dazu gehören der Vertragsabschluß durch einen 
nicht berechtigten Vertreter des Betriebes und das 
Fehlen der normativ geforderten Zustimmungen 
zum Vertragsabschluß. Auch in diesem Fall gilt 
der Vertrag im Interesse der Rechtssicherheit des 
Werktätigen als wirksam abgeschlossen, und der 
Rechtsmangel ist durch das Handeln der Vertrags¬ 
partner (nachträgliches Einverständnis des Befug¬ 
ten, Nachholung der Zustimmung) zu heilen. Der 
befugte Vertreter des Betriebes bzw. der Zustim¬ 
mungsberechtigte ist jedoch nicht verpflichtet, 
den Mangel zu beseitigen. Kann er daher nicht be¬ 
hoben jverden, ist die Auflösung des Arbeitsver¬ 
trages vorzunehmen (§ 45 AGB). 

Bei der Beseitigung von inhaltlichen Mängeln 
gemäß § 44 Abs. 1 AGB hat der Werktätige, 
wenn die Vereinbarung unter dem normativen 
Anspruch lag, einen Anspruch auf die nachträgli¬ 
che Gewährung der rechtmäßigen Leistung (z. B. 
Nachzahlung des Lohnes bzw. nachträgliche Ge¬ 
währung des Urlaubs) im Rahmen der entspre¬ 
chenden Verjährungsfristen. Dabei handelt es 
sich nicht um Schadenersatz, da sich der Anspruch 
direkt aus der jeweiligen Norm ergibt. Wurde eine 
Vereinbarung getroffen, welche über dem norma¬ 
tiven Anspruch lag, ist die ungesetzliche Leistung 
einzustellen. Schaden irri juristischen Sinne ent¬ 
steht dem Werktätigen dadurch nicht, da nunmehr 
der der Arbeitsaufgabe entsprechende Anspruch 
realisiert wird. Sein Anspruch bleibt jedoch unter 
den durch das Einstellungsgespräch geweckten 


28 Vgl. AO Nr. 5 - Arbeitsschutz für Frauen und Ju¬ 
gendliche - vom 9. 8. 1973, GBl. I Nr. 44 S. 465. 
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Erwartungen. Deshalb war es notwendig, eine 
Sonderregelung für den Fall zu schaffen, daß dem 
Werktätigen bei der Einstellung eine zu hohe 
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe zugesagt wurde. Zur 
Vermeidung von Nachteilen für den Werktätigen, 
der infolge der ungesetzlichen Zusage seinen Wil¬ 
len auf falschen Voraussetzungen gebildet hat, 
sind in § 44 Abs. 2 AGB besondere Rechtsfolgen 
für diese Situation geregelt. Die unzulässige Ver¬ 
einbarung ist ebenfalls unwirksam (§ 44 Abs. 1 
AGB). Der Betrieb ist aber verpflichtet, dem 
Werktätigen eine der zugesagten Lohn- bzw. Ge¬ 
haltsgruppe entsprechende zumutbare Arbeit an¬ 
zubieten und, soweit notwendig, Qualifizierungs¬ 
maßnahmen vorzuschlagen. Bis zur Übernahme 
der anderen Arbeit ist dem Werktätigen ein Aus¬ 
gleich in Höhe der Differenz zwischen der zulässi¬ 
gen und der zugesagten Lohn- bzw. Gehalts¬ 
gruppe zu zahlen. Dieser entfällt, wenn der Werk¬ 
tätige die Übernahme einer anderen Arbeit bzw. 
Qualifizierungsmaßnahmen ablehnt. Diese Son¬ 
derregelung ist nur bei der Vereinbarung einer zu 
hohen Lohn- bzw. Gehaltsgruppe gültig und nicht 
auf andere, den Rechtsvorschriften widerspre¬ 
chende Zusagen betrieblicher Geldleistungen an¬ 
zuwenden. 

Hat die Beseitigung von Vertragsmängeln 
nach § 45 AGB zu erfolgen, ist der Werktätige bis 
zur Beseitigung des Mangels bzw. zur Auflösung 
des Vertrages im Betrieb zu beschäftigen. Bei in¬ 
haltlichen Mängeln, welche die Ausführung der 
vereinbarten Arbeitsaufgabe verbieten, ist ihm 
eine andere Arbeit gemäß § 84 ff. AGB zu über¬ 
tragen. Der Lohnanspruch bestimmt sich nach den 
§§ 89 und 90 AGB. Bei Abschlußmängeln ist der 
Werktätige mit der vereinbarten Arbeitsaufgabe 
zu beschäftigen. Erfolgt das nicht, ist der entgan¬ 
gene Verdienst als Schadenersatz zu zahlen (§ 270 
AGB). 

5. 

Verträge zur Änderung des Inhalts 
des Arbeitsrechtsverhältnisses 

5.1. 

Der Änderungsvertrag 

Die Spezifik des Änderungsvertrages besteht in 
der Veränderung einmal getroffener vertraglicher 
Vereinbarungen im Rahmen des bestehenden 


Arbeitsrechtsverhältnisses. Ausgangspunkt für 
die Regelung des Änderungsvertrages als Ver¬ 
tragsart ist die Notwendigkeit, zwischen dem 
Werktätigen und dem Betrieb langfristige und 
stabile Beziehungen zu gestalten. Diesem objekti¬ 
ven ökonomischen und sozialen Erfordernis zu 
entsprechen und gleichzeitig den Veränderungen 
in den Bedingungen der Vertragspartner Rech¬ 
nung zu tragen, ist die Funktion des Änderungs¬ 
vertrages. 

Veränderte Bedingungen entstehen zunächst 
durch die Entwicklung der Produktion selbst. Der 
Arbeitsprozeß unterliegt einer Dynamik, die aus 
der Entwicklung von Wissenschaft und Technik 
und der Notwendigkeit der ständigen Steigerung 
der Arbeitsproduktivität resultiert. Veränderun¬ 
gen der Bedingungen können natürlich auch in der 
Person des Werktätigen begründet sein, der z. B. 
eine höhere Qualifikation erworben hat oder aus 
gesundheitlichen Gründen das Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis ändern möchte. 

Ausgehend davon, daß Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisse immer durch Vertrag gestaltet werden, be¬ 
stimmt § 49 AGB, daß auch die Änderung des 
Arbeitsvertrages nur im Wege der gegenseitigen 
Willensübereinstimmung, also wiederum durch 
Vertrag, erfolgen kann. Inhalt des Änderungsver¬ 
trages sind die Vereinbarungen, welche im Ver¬ 
hältnis zum bisher bestehenden Arbeitsvertrag 
geändert werden sollen. Ein Änderungsvertrag 
kann eine oder mehrere Vereinbarungen des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses ändern und sich sowohl 
auf notwendige als auch auf zusätzliche Vereinba¬ 
rungen des Vertrages beziehen. Alle Bedingungen 
des Arbeitsvertrages, welche nicht verändert wer¬ 
den, bleiben in der ursprünglichen Form bestehen. 

Ist es notwendig, z. B. durch Änderung der 
geltenden Rechtsvorschriften, allein den informa¬ 
tiven Teil des schriftlichen Vertrages zu korrigie¬ 
ren, ist kein Änderungsvertrag abzuschließen, da 
diese neuen Bedingungen automatisch Inhalt des 
Arbeitsrechtsverhältnisses werden. So war es z. B. 
bei Einführung des neuen Urlaubsrechts nur er¬ 
forderlich, den Werktätigen über den veränderten 
Anspruch zu informieren. Ändert sich die Arbeits¬ 
aufgabe des Werktätigen, wird jedoch auch der 
informative Teil des bisher gültigen schriftlichen 
Vertrages unwirksam. Bei Übernahme einer an¬ 
deren Tätigkeit richtet sich der Anspruch auf die 
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe und auf Erholungsur¬ 
laub nunmehr nach der neuen Arbeitsaufgabe. 
Der Werktätige ist über die veränderten Ansprü¬ 
che vor Abschluß des Änderungsvertrages zu in- 
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formieren, und sie sind im schriftlichen Ände¬ 
rungsvertrag zu nennen. 

Ebenso wie beim Arbeitsvertrag ist die Wirk¬ 
samkeit des Änderungsvertrages nicht vom Vor¬ 
handensein einer besonderen Form abhängig. 
Auch der mündlich zustandegekommene Ände¬ 
rungsvertrag ist wirksam. Der Betrieb ist aber 
verpflichtet, den Vertrag schriftlich auszuferti¬ 
gen. 

Auf Grund der Tatsache, daß der Werktätige 
bereits im Betrieb beschäftigt ist, kommt es auch 
zu Änderungsverträgen durch konkludentes Ver¬ 
halten. So ist bei einer langwährenden Ausfüh¬ 
rung vertraglich nicht vereinbarter Arbeitsaufga¬ 
ben durch den Werktätigen zu prüfen, ob aus der 
gegebenen Situation nicht zu erkennen ist, daß die 
Vertragspartner einvernehmlich von der ständi¬ 
gen Übernahme dieser Arbeitsaufgabe ausgehen. 

Dabei sind hohe Anforderungen an die Prü¬ 
fung des tatsächlichen Willens zu stellen. Allein 
die Ausführung von anderen Arbeiten über einen 
längeren Zeitraum bringt nicht den Willen des 
Werktätigen zum Ausdruck, diese ständig auszu¬ 
führen, da auch die vorübergehende Übernahme 
anderer Arbeiten mit seinem Einverständnis mög¬ 
lich ist. 

Im Regelfall beinhaltet der Abschluß eines 
Änderungsvertrages die ständige Veränderung 
der vereinbarten Arbeitsbedingungen. Es ist je¬ 
doch auch zulässig, einen Änderungsvertrag für 
eine befristete Dauer abzuschließen. 

Das kann z. B. bei der Übernahme der Vertre¬ 
tung für eine Mitarbeiterin, welche das Recht auf 
Freistellung gemäß § 246' AGB in Anspruch 
nimmt oder bei der befristeten Vereinbarung von 
Teilbeschäftigung mit werktätigen Frauen erfol¬ 
gen. Nach Ablauf der vereinbarten Frist gelten 
wieder die ursprünglichen Bedingungen des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses. 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß der 
Änderungsvertrag insbesondere dazu dient, Ver¬ 
änderungen im Produktionsprozeß ohne Unter¬ 
brechung des Arbeitsrechtsverhältnisses zu reali¬ 
sieren. Damit kommt der planmäßigen Arbeit mit 
den Änderungsverträgen eine besondere Bedeu¬ 
tung zu. Besonders bei Rationalisierung oder 
Strukturveränderungen, welche im Regelfall 
planmäßig erfolgen, ist es notwendig, daß sich die 
Vorbereitungsarbeiten nicht allein auf technologi¬ 
sche oder ökonomische Probleme erstrecken, 
sondern auch die von dieser Maßnahme betroffe¬ 
nen Werktätigen von Anfang an einbezogen wer¬ 
den. 
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Dazu gehört der rechtzeitige Abschluß erfor¬ 
derlich werdender Änderungsverträge. Diese 
müssen deshalb bei Rationalisierung und Struk¬ 
turveränderungen mindestens 3 Monate vor Ein¬ 
tritt der Veränderung abgeschlossen werden (§ 49 
Abs. 2 AGB). 

Wird diese Frist versäumt, ist der Änderungs¬ 
vertrag trotzdem wirksam. Das ergibt sich juri¬ 
stisch aus der vorhandenen Willensübereinstim¬ 
mung und gesellschaftlich aus der Tatsache, daß 
die ursprüngliche Arbeitsaufgabe meist nicht 
mehr vorhanden ist. Da in diesem Fall der Betrieb 
aber Pflichten verletzt hat, ist dem Werktätigen 
der daraus resultierende Schaden, z. B. die Ver¬ 
dienstminderung, bis zum Zeitraum von 3 Mona¬ 
ten zu ersetzen (§ 270 AGB). 

Im Gegensatz zum Arbeitsvertrag ist die zum 
Änderungsvertrag führende Willensüberein¬ 
stimmung anfechtbar. Dieses Recht steht gemäß 
§ 60 Abs. 1 AGB nur dem Werktätigen zu. Die 
Frist für die Anfechtung beträgt 3 Monate nach 
Inkrafttreten der Veränderung. Die Überprüfung 
eines Änderungsvertrages durch die Rechts¬ 
pflegeorgane bezieht sich insbesondere darauf, 

- ob die Willenserklärung des Werktätigen ohne 
unzulässige Beeinflussung (durch Täuschung 
oder Drohung) zustandegekommen ist, 29 

- ob der Änderungsvertrag nicht zur Umgehung 
gesetzlicher Kündigungsvorschriften oder als 
unzulässige Disziplinarmaßnahme abgeschlos¬ 
sen wurde, 30 

- ob der Änderungsvertrag den Grundprinzipien 
des sozialistischen Arbeitsrechts entspricht. 

Werden Verstöße gegen diese Anforderungen 
festgestellt, wird der Änderungsvertrag durch die 
Rechtspflegeorgane für unwirksam erklärt. Da¬ 
mit gelten wieder die Bedingungen des ursprüng¬ 
lichen Arbeitsrechtsverhältnisses. Entgangener 
Verdienst ist gemäß § 60 Abs. 3 AGB nachzu¬ 
zahlen. 


29 Vgl. Urteil des OG vom 28. 5.1976-OAK 15/76, 
AuA 1976/18, S. 542. 

30 Der Änderungsvertrag ist dann zulässig, wenn die 
Arbeitspflichtverletzung gleichzeitig die Nichteig¬ 
nung des Werktätigen für die vereinbarte Arbeits¬ 
aufgabe beweist. Vgl. Urteil des OG vom 16. 5. 

. 1975 - A 11/75 -, AuA, 1975/22, S. 207. 
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5.2. 

Der Delegierungsvertrag 

Inhalt des Delegierungsvertrages ist die Vereinba¬ 
rung des zeitweiligen Einsatzes eines Werktätigen 
in einem anderen Betrieb. Er kommt durch Wil¬ 
lenserklärungen zwischen dem delegierenden Be¬ 
trieb, dem Einsatzbetrieb und dem Werktätigen 
zustande. Das heißt, daß zwischen 3 Partnern In¬ 
teressen- und Willensübereinstimmung herbeige¬ 
führt werden muß. 

Beim Abschluß eines Delegierungsvertrages 
bleibt das Arbeitsrechtsverhältnis mit dem dele¬ 
gierenden Betrieb bestehen. Damit ist gewährlei¬ 
stet, daß das Arbeitsrechtsverhältnis die notwen¬ 
dige Stabilität aufweist, welche im Interesse der 
Entwicklung der sozialen Beziehungen erforder¬ 
lich ist. Gleichzeitig wird gesichert, daß zeitweili¬ 
gen volkswirtschaftlichen Erfordernissen Rech¬ 
nung getragen werden kann, indem z. B. für vor¬ 
übergehende Arbeitsspitzen in Saisonbetrieben 
oder für territoriale Schwerpunktaufgaben, die 
nicht mit den vorhandenen Arbeitskräften gelöst 
werden können, den Betrieben die erforderlichen 
Arbeitskräfte zur Verfügung gestellt werden. Der 
Delegierungsvertrag ist demnach eine Rechts¬ 
form, mit der unter Nutzung der Vorzüge der so¬ 
zialistischen Produktionsverhältnisse ökonomi¬ 
sche und soziale Erfordernisse gleichzeitig reali¬ 
siert werden. Der Delegierungsvertrag zeigt deut¬ 
lich, daß die Verwirklichung von volkswirtschaft¬ 
lichen Aufgabenstellungen vorrangig.und zuneh¬ 
mend durch Herstellung der Übereinstimmung 
gesellschaftlicher und persönlicher Interessen, 
welche sich in der übereinstimmenden Willenser¬ 
klärung ausdrückt, erfolgen kann. Dabei werden 
die Grenzen eines Betriebes und damit eines 
Rechtsverhältnisses überwunden. 

Der notwendige Inhalt des Delegierungsver¬ 
trages besteht in der Vereinbarung der Arbeits¬ 
aufgabe, des Arbeitsortes sowie des Beginns und 
des Endes des Einsatzes (§ 50 Abs. 2 AGB). Das 
Ende des Einsatzes kann in analoger Anwendung 
von § 48 AGB in der Vereinbarung eines konkre¬ 
ten Termins oder des Zweckes der vereinbarten 
Arbeit bestehen. Zusätzliche Vereinbarungen 
sind im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
möglich. 

Mit dem Abschluß eines Delegierungsvertra¬ 
ges wird der Werktätige zeitweilig Angehöriger 
des Betriebskollektivs des Einsatzbetriebes. Da¬ 
mit gelten für ihn die normativ geregelten Rechte 
und Pflichten in diesem Betrieb. Ebenso wird das 


Weisungsrecht uneingeschränkt durch die befug¬ 
ten Mitarbeiter des Einsatzbetriebes ausgeübt. 

Gemäß § 50 Abs. 3 AGB bleiben während der 
Delegierung die Rechte und Pflichten aus dem 
Arbeitsrechtsverhältnis mit dem delegierenden 
Betrieb bestehen. Das betrifft auch die Pflicht zur 
Lohnzahlung, welche nach wie vor der delegie¬ 
rende Betrieb hat. Andere Vereinbarungen sind 
zulässig. 31 Bei der Lohnzahlung sind sowohl das 
Leistungsprinzip als auch das Weiterbestehen des 
ursprünglichen Arbeitsrechtsverhältnisses für die 
Höhe des Anspruchs entscheidend. Der Werktä¬ 
tige hat deshalb gemäß § 50 Abs. 4 AGB An¬ 
spruch auf Vergütung entsprechend der im Ein¬ 
satzbetrieb geleisteten Arbeit, jedoch wird ihm 
mindestens der bisherige Durchschnittslohn ga¬ 
rantiert. Die juristische Garantie der bisherigen 
Ansprüche ist analog auf andere Formen mate¬ 
rieller Leistungen, z. B. Jahresendprämie, Depu¬ 
tate, anzuwenden. 

Mit Ablauf der vereinbarten Zeit endet, unter 
Beachtung der Bestimmungen des § 48 AGB, der 
Delegierungsvertrag. Damit ist der Werktätige im 
alten Betrieb zu den ursprünglichen Bedingungen 
weiterzubeschäftigen. Auch eine vorzeitige Auf¬ 
lösung des Vertrages ist möglich. Diese kann ge¬ 
mäß § 50 Abs. 5 erfolgen durch 

- Vereinbarung. Diese muß zwischen dem 
Werktätigen und dem Einsatzbetrieb zustande 
kommen. Das Einverständnis des delegie¬ 
renden Betriebes ist nicht erforderlich; 

- Kündigung. Das Recht auf Kündigung steht 
dem Werktätigen uneingeschränkt und dem 
Einsatzbetrieb dann zu, wenn 

- der für die Delegierung maßgebliche Grund 
nicht mehr vorhanden ist, 

- der Werktätige für die vereinbarte Arbeits¬ 
aufgabe nicht geeignet ist, 

- Mängel des Delegierungsvertrages nicht be¬ 
seitigt werden können. 

Die Kündigung des Delegierungsvertrages 
durch den Einsatzbetrieb setzt die vorherige 
Zustimmung der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung des Einsatzbetriebes 
voraus. 

Die Möglichkeit der vorzeitigen Auflösung 
des Delegierungsvertrages gewährleistet dem 
Werktätigen auch unter diesen Bedingungen die 


31 Dabei ist die AO über die Entlohnung der Werktä¬ 
tigen und die Verrechnung der Lohnkosten bei Lei¬ 
stung sozialistischer Hilfe vom 29. 5.1972, GBl. II 
Nr. 36 S. 417, zu beachten. 
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freie Wahl des Arbeitsplatzes und sichert die ef¬ 
fektive Nutzung des gesellschaftlichen Arbeits¬ 
vermögens. 

6 . 

Die Auflösung 

des durch Arbeitsvertrag begründeten 
Arbeitsrechtsverhältnisses 

6 . 1 . 

Arbeitsrechtliche Verträge zur Auflösung 
des Arbeitsvertrages 

6 . 1 . 1 . 

Die Bedeutung der Auflösung 
von Arbeitsverträgen durch Vertrag 

Die Regelungen über die Auflösung von Arbeits¬ 
verträgen im Arbeitsrecht der DDR entsprechen 
voll und ganz dem Gesamtanliegen des sozialisti¬ 
schen Arbeitsrechts, den Werktätigen die freiwil¬ 
lige und bewußte, ständige Teilnahme am gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsprozeß entsprechend den ge¬ 
sellschaftlichen Erfordernissen und der persönli¬ 
chen Qualifikation zu ermöglichen und zu sichern. 
Sie geben den Partnern des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses die' Möglichkeit, das Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis aufgrund persönlicher Umstände oder betrieb¬ 
licher Erfordernisse zu beenden. Die Sicherung 
des Rechts auf Arbeit und der damit zusammen¬ 
hängenden Entfaltung der Fähigkeiten des Werk¬ 
tätigen als wichtiger Faktor effektiven Wirkens im 
gesellschaftlichen Arbeitsprozeß einerseits und 
die Notwendigkeit der Versorgung der Volkswirt¬ 
schaft mit Arbeitskräften andererseits sind maß¬ 
gebende Gesichtspunkte für die Anlage und Aus¬ 
gestaltung entsprechender Rechtsformen für die 
Auflösung des Arbeitsvertrages. Möglich sind ge¬ 
genseitige Übereinkünfte (Aufhebungsvertrag 
und Überleitungsvertrag) und Formen einseitiger 
Auflösung durch einen Vertragspartner (fristge¬ 
mäße Kündigung und fristlose Entlassung durch 
den Betrieb als härteste Disziplinarmaßnahme). 

Besonders hohe Anforderungen stellt das Ge¬ 
setz an die Auflösung von Arbeitsrechtsverhält¬ 
nissen, wenn die Initiative hierzu vom Betrieb 
ausgeht. Umfassende Schutzvorschriften für alle 
Werktätigen und zusätzliche für besondere Perso¬ 
nengruppen gewährleisten das Recht auf Arbeit 
und die damit verbundene ununterbrochene be¬ 
rufliche Tätigkeit. Die Rechte der Gewerkschaf¬ 


ten bei der Gestaltung der Arbeitsverhältnisse 
sind gerade auf diesem Gebiet sehr ausgeprägt. 
Als Interessenvertreter der Werktätigen nehmen 
sie nachhaltigen Einfluß auf die Einhaltung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit. 

Es gibt weitere Aspekte, die das Anliegen der 
Regelungen für die Auflösung von Arbeitsverträ¬ 
gen verdeutlichen und die Rechtsverwirklichung 
auf diesem Gebiet maßgeblich beeinflussen. Wie 
das gesamte Arbeitsrecht dienen auch die Rege¬ 
lungen des Beendigungsrechts der Herausbildung 
und Festigung von Stammbelegschaften, der Ent¬ 
wicklung gut eingespielter Kollektive, in denen 
die Werktätigen Zusammenarbeiten und sachkun¬ 
dig an der Leitung und Planung der Betriebe mit- 
wirken. Daher ist es erforderlich, diesen für die 
persönliche Entwicklung des betreffenden Werk¬ 
tätigen und für die Volkswirtschaft bedeutsamen 
Vorgang mit arbeitsrechtlichen Mitteln zu leiten 
und zu organisieren. Die Bestimmungen über die 
Auflösung von Arbeitsverträgen müssen zur vol¬ 
len Nutzung des gesellschaftlichen Arbeitsvermö¬ 
gens beitragen. In der rationellen Nutzung und 
Entfaltung des Arbeitsvermögens der Werktäti¬ 
gen liegt ein ganz entscheidender Faktor zur Er¬ 
höhung der Effektivität der Produktion wie der 
gesellschaftlichen Arbeit überhaupt. Die Einspa¬ 
rung von Arbeitsplätzen und die Freisetzung von 
Arbeitskräften im Ergebnis von WAO-Maßnah- 
men werden mit Hilfe der Regelungen über die 
Auflösung von Arbeitsverträgen nachdrücklich 
unterstützt. Zwar werden Werktätige oft für an¬ 
dere Aufgaben im gleichen Betrieb benötigt, viel¬ 
fach können sie jedoch in anderen Betrieben viel 
rationeller eingesetzt werden. 

Diese Entwicklung, die für die sozialistischen 
Arbeitsverhältnisse in den kommenden Jahren 
charakteristisch bleibt, erfordert mit Nachdruck 
im Rechtsverwirklichungsprozeß die im AGB be¬ 
reits konzipierte, aber in stärkerem Maße not¬ 
wendige gezielte Nutzung der Vorteile sozialisti¬ 
scher Produktions- und Machtverhältnisse. Die 
umfassende Realisierung des Rechts auf Arbeit, 
wie es in Art. 24 der Verfasssung festgelegt ist, 
beinhaltet nicht die Übertragung irgendeiner Ar¬ 
beit an den Werktätigen, sondern einer Tätigkeit 
entsprechend seiner Qualifikation. Es geht um die 
rechtzeitige Einbeziehung und Vorbereitung des 
Werktätigen auf neue Arbeitsaufgaben und um 
die Nutzung seiner Fähigkeiten und Talente, 
selbst >venn sein bisheriger Arbeitsplatz einge¬ 
spart wird. 

Die Entwicklung des Arbeitsrechts der DDR 
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zeigt deutlich, daß mit der Herausbildung und 
Vervollkommnung der sozialistischen Produk¬ 
tionsverhältnisse die Auflösung von Arbeitsver¬ 
trägen mittels gegenseitiger Übereinkunft in im¬ 
mer breiterem Maße angewandt wurde. Seit In¬ 
krafttreten des AGB 1978 hat sich dieser Trend 
noch verstärkt, da der Aufhebungsvertrag aus¬ 
führlicher ausgestaltet worden ist und eine - bis 
dahin hier und da als Dreiecksvertrag in der Praxis 
angewandte Rechtsform - nunmehr als Überlei¬ 
tungsvertrag in das Gesetzeswerk Eingang fand. 

Unabhängig davon, daß die einseitige Auflö¬ 
sung des Arbeitsvertrages nach wie vor möglich 
ist, liegen in der vertraglichen Vereinbarung der 
Auflösung eindeutige Vorteile für alle Beteiligten. 
Das AGB orientiert deshalb auch darauf, bei er¬ 
forderlich werdender Auflösung des Arbeitsver¬ 
trages diese gegenseitig zu vereinbaren (Aufhe¬ 
bungsvertrag) oder durch Vereinbarung zwischen 
dem bisherigen Betrieb, dem Werktätigen und ei¬ 
nem übernehmenden Betrieb vorzunehmen 
(Überleitungsvertrag gemäß § 53 Abs. 1 AGB). 

Mit diesen Verträgen wird auch herangereif¬ 
ten ökonomischen, arbeitsorganisatorischen und 
schließlich sozialen Erfordernissen Rechnung ge¬ 
tragen. In den Verträgen haben die Partner die 
Möglichkeit, ihre Interessen in Einklang zu brin¬ 
gen und vielfältige, persönliche wie betriebliche 
Umstände zu berücksichtigen. Die langfristige 
Vorbereitung des betreffenden Werktätigen auf 
die Auflösung des Arbeitsvertrages und seinen 
Übergang in einen anderen Betrieb, aber schon 
der Aufhebungsvertrag selbst bieten die Möglich¬ 
keit, auf vorhandene Gegebenheiten Rücksicht zu 
nehmen und z. B. die Auflösung zu einem für 
beide Seiten geeigneten Zeitpunkt wirksam wer¬ 
den zu lassen. 

ln der DDR sind Übereinkünfte zur Auflö¬ 
sung des Arbeitsvertrages zur typischen Rechts¬ 
form geworden. Dadurch sind Aspekte planmäßi¬ 
ger Arbeitskräftelenkung und -bewegung ver¬ 
stärkt worden. Die Ämter für Arbeit bei den Rä¬ 
ten der Kreise unterstützen diesen Prozeß und ha¬ 
ben überdies bestimmte Befugnisse zur Erhöhung 
der Wirksamkeit des gesellschaftlichen Arbeits¬ 
vermögens. Dadurch werden in größerem Maße 
gesellschaftliche Interessen berücksichtigt und 
territoriale wie betriebliche Gegebenheiten aus¬ 
geschöpft und rationeller genutzt. 32 

Die Entwicklung der sozialistischen Arbeits¬ 
verhältnisse, die unabdingbaren Erfordernisse der 
vollen Nutzung des Arbeitsvermögens sind objek¬ 
tive Grundlagen für die gewachsene Verantwor¬ 


tung der Betriebe und der Werktätigen beim ra¬ 
tionellen Einsatz der Arbeitskräfte. Die zum Teil 
strengen Anforderungen, die das AGB an die Be¬ 
triebe stellt, wenn die Auflösung des Arbeitsver¬ 
trages erforderlich wird, sind Ausdruck dieser 
Verantwortung. Die Betriebe haben hierbei ge¬ 
sellschaftliche Interessen wahrzunehmen und — 
zusammen mit dem betreffenden Werktätigen - 
durchzusetzen. 

6 . 1 . 2 . 

Inhalt und Voraussetzungen 
des Aufhebungsvertrages 

Der Aufhebungsvertrag ist ein arbeitsrechtlicher 
Vertrag, der die Auflösung des Arbeitsvertrages 
durch Vereinbarung der Vertragspartner zum In¬ 
halt hat. Seine Bedeutung erklärt sich aus der Tat¬ 
sache, daß mit der Vereinbarung zur Auflösung 
des Arbeitsvertrages dem Wesen der sozialisti¬ 
schen Arbeitsverhältnisse am besten entsprochen 
wird. Mit der Übereinkunft einigen sich die Part¬ 
ner, ihre gegenseitigen Rechtsbeziehungen zu dem 
vereinbarten Termin zu beenden. Diese Rechts¬ 
form ermöglicht die Berücksichtigung der vor¬ 
handenen Interessen, insoweit der Vertragspart¬ 
ner sich in der Lage sieht, darauf einzugehen. 
Diese Möglichkeit und die einfache Handhabung 
führte dazu, daß der Aufhebungsvertrag in der 
DDR seit langer Zeit die gebräuchlichste Form 
der Auflösung von Arbeitsverträgen ist. 

Die Vorteile des Aufhebungsvertrages liegen 
darin, daß sein Abschluß nicht an bestimmte 
Gründe gebunden ist und auch keine Fristen vor¬ 
handen sind. Das wirkt sich günstig auf die Gestal¬ 
tung der konkreten Umstände der Auflösung aus. 
So können sich die Vertragspartner über einen 
Termin zur Beendigung des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses einigen, der die persönlichen Belange und 
auch betriebliche Erfordernisse, wie die Mitarbeit 
des Werktätigen bis zum Ende des Planjahres, be¬ 
rücksichtigt. Hiervon ausgehend legt § 51 Abs. 1 
AGB fest, daß im Falle einer erforderlich werden¬ 
den Auflösung eines Arbeitsvertrages diese durch 
Vereinbarung erfolgen soll. 

Diese Orientierung liegt ganz im Sinne der 
bewußten Gestaltung der Rechtsbeziehungen 
zwischen dem Werktätigen und dem Betrieb. Die 
rechtliche Regelung über Inhalt und Vorausset¬ 
zung eines Aufhebungsvertrages (§§ 52 Abs. 1 


32 AO zur Erhöhung der Wirksamkeit des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens vom 25. 5. 1979, 
a. a. O. 
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und 2 sowie 51 Abs. 1 AGB) enthält eindeutige 
Festlegungen und bietet ausreichenden Schutz zur 
Sicherung des Rechts auf Arbeit. 

Der Inhalt eines Aufhebungsvertrages besteht 
gemäß § 52 Abs. 1 AGB in der Vereinbarung des 
Tages der Auflösung des Arbeitsvertrages. Die 
Tatsache, daß sich die Vertragspartner überhaupt 
einig sind, den Arbeitsvertrag aufzulösen, muß 
nicht gesondert vereinbart werden, da im Tag der 
Auflösung diese Übereinkunft enthalten ist. Der 
Aufhebungsvertrag kommt also durch gegensei¬ 
tige Willensübereinstimmung über den Tag der 
Auflösung zustande. Die rechtlichen Erfor¬ 
dernisse zum Aufgebot des Aufhebungsvertrages 
durch einen Partner und die Annahme richten sich 
nach den Bestimmungen des § 41 Abs. 1, 2 und 3 
AGB. Insofern treffen hier die gleichen Aus¬ 
führungen zu wie zum Abschluß von Arbeitsver¬ 
trägen (vgl. Abschnitt 3.2. dieses Kapitels). 

Für den Abschluß und die Ausgestaltung von 
Aufhebungsverträgen gibt es weitere Anforde¬ 
rungen, die den Platz dieser Rechtsform verdeut¬ 
lichen und der Festigung der Rechtssicherheit 
dienen: 

- Bereits bei der Vorbereitung des Aufhebungs¬ 
vertrages kann durch entsprechende Gespräche 
darauf hingewirkt werden, Lösungen für die 
weitere Tätigkeit des betreffenden Werktätigen 
zu finden, die im allseitigen Interesse liegen. 
Geht das Angebot zum Abschluß eines Aufhe¬ 
bungsvertrages vom Werktätigen aus, ist es 
durchaus legitim, nach den Beweggründen für 
diesen Entschluß zu fragen, um Schlußfolge¬ 
rungen für die Arbeit im Betrieb zu ziehen, ggf. 
dem Werktätigen Vorschläge für eine Weiter¬ 
arbeit im Betrieb zu unterbreiten. Vertreter 
der betrieblichen Gewerkschaftsleitung bzw. 
der Vertrauensmann sind berechtigt, an die¬ 
sem Gespräch teilzunehmen. 

- Um der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung die Möglichkeit zu geben, die 
Kontrolle über die Einhaltung der sozialisti¬ 
schen Gesetzlichkeit beim Abschluß des Auf¬ 
hebungsvertrages auszuüben, ist der Betrieb 
verpflichtet, sie über den beabsichtigten Ab¬ 
schluß eines Aufhebungsvertrages zu informie¬ 
ren. Diese Pflicht besteht unabhängig davon, 
von welchem Vertragspartner die Initiative 
zum Abschluß des Vertrages ausging. 

- Gemäß § 52 Abs. 2 AGB ist der Aufhebungs¬ 
vertrag schriftlich unter Angabe der Gründe 
auszufertigen. Diese Forderung dient der Klar¬ 
heit über die bestehende Rechtslage und er¬ 


leichtert zudem im Falle eines eventuell auftre¬ 
tenden Rechtsstreites die Konfliktlösung. Al¬ 
lerdings ist die Schriftform keine Wirksam¬ 
keitsvoraussetzung für das Zustandekommen 
des Vertrages. Auch wenn die Angabe der 
Gründe fehlt, kommt der Vertrag zustande. 
Auch an die Informationspflicht und an das 
Vorbereitungsgespräch sind nicht die Anforde¬ 
rungen einer rechtlichen Wirksamkeitsvorausset¬ 
zung gestellt. Die Notwendigkeit hierfür entfällt, 
da die Art und Weise der Auflösung — das gegen¬ 
seitige Einvernehmen — kaum Konflikte auslöst 
und das Schutzbedürfnis des Werktätigen hierbei 
nicht so ausgeprägt ist wie etwa bei einseitiger 
Auflösung des Arbeitsvertrages durch den Be¬ 
trieb. Trotzdem orientiert das Gesetz auf ihre 
Einhaltung, da sie wesentliche Elemente der ver¬ 
antwortungsbewußten Gestaltung der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse sind. 

Einen umfassenden, seit Einführung des AGB 
im Jahre 1978 bestehenden Schutz des Werktäti¬ 
gen und seines Arbeitsplatzes gewähren die Be¬ 
stimmungen des § 51 Abs. 2 AGB. Diese Rege¬ 
lung ist für die Auflösung von Arbeitsverträgen 
von prinzipieller Bedeutung, weil sie gewisserma¬ 
ßen im Vorfeld des Vertragsabschlusses zur Auf¬ 
lösung des Arbeitsvertrages oder einer fristgemä¬ 
ßen Kündigung durch den Betrieb ganz bestimm¬ 
te, die Vorzüge sozialistischer Produktionsver¬ 
hältnisse nutzende Anforderungen an den Betrieb 
und den Werktätigen stellt. Für alle Auflösungen 
des Arbeitsvertrages, die auf Initiative des Betrie¬ 
bes zurückzuführen sind (bis auf die fristlose Ent¬ 
lassung), setzt § 51 Abs. 2 und § 54 Abs. 2 AGB 
folgende Maßstäbe im Sinne von Wirksamkeits¬ 
voraussetzungen: 

- Bevor der Betrieb dem Werktätigen das Ange¬ 
bot eines Aufhebungsvertrages macht oder eine 
fristgemäße Kündigung aussprechen will, ist 
dem Werktätigen ein Änderungsvertrag über 
die Aufnahme einer zumutbaren anderen Ar¬ 
beit zu machen. Dieser Grundsatz unterstützt 
die Bemühungen der Betriebe, im Wege der 
Rationalisierung Arbeitskräfte freizusetzen 
und sie für andere, dringend zu lösende Aufga¬ 
ben in anderen Teilen des Betriebes einzuset¬ 
zen. Zugleich ist 'dem Werktätigen nicht ir¬ 
gendeine Arbeit anzubieten, sondern eine ihm 
zumutbare. Die Betriebe sind also verpflichtet, 
dem Angebot einer anderen Arbeit bestimmte 
Kriterien zugrunde zu legen, die zusammenge¬ 
faßt die Sicherung des Rechts auf Arbeit des 
Werktätigen unter den konkreten persönli- 
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chen, betrieblichen und gesellschaftlichen Be¬ 
dingungen zum Inhalt haben. Dazu gehören 
beispielsweise die Berücksichtigung der vor¬ 
handenen Qualifikation, die Höhe des Arbeits¬ 
einkommens, der neue Arbeitsort, die ge¬ 
sundheitliche Eignung und die neuen Arbeits¬ 
und sozialen Bedingungen. 33 
— Ist es dem Betrieb nicht möglich, dem Werktä¬ 
tigen eine solche Arbeit anzubieten, ist ihm der 
Abschluß eines Überleitungsvertrages anzutra¬ 
gen. Damit wird das Ziel verfolgt, im Falle einer 
vom Betrieb ausgehenden Auflösung des Ar¬ 
beitsvertrages und der Unmöglichkeit, ihn im 
Betrieb weiter zu beschäftigen, eine in allseiti¬ 
gem Interesse liegende Lösung zu finden. Es 
soll nicht dem Werktätigen allein überlassen 
sein, sich unter diesen Voraussetzungen um 
eine andere Arbeit zu bemühen. 

In kameradschaftlicher Zusammenarbeit und 
gegenseitiger Hilfe der Betriebe untereinander 
und mit dem betreffenden Werktätigen sowie mit 
dem zuständigen Rat des Kreises, Amt für Arbeit, 
ist der nahtlose Übergang in ein neues Arbeits¬ 
rechtsverhältnis zu sichern. 

Das AGB fordert in § 51 Abs. 2 und § 54 
Abs. 2, daß ein Überleitungsvertrag anzubieten 
ist, wenn es nicht möglich ist, einen Änderungs¬ 
vertrag über eine zumutbare andere Arbeit abzu¬ 
schließen. Unmöglich ist ein solches Angebot, 
wenn der Betrieb objektiv keinen Arbeitsplatz 
hat, der zumutbar ist. In solch einem Fall wird der 
Werktätige in einem anderen Betrieb viel ratio¬ 
neller einsetzbar sein, weshalb ein Überleitungs¬ 
vertrag am Platze ist. Zum anderen kann Unmög¬ 
lichkeit vorliegen, wenn zwar eine dem Werktäti¬ 
gen zumutbare Arbeit vorhanden, der Werktätige 
für diese Tätigkeit aber nicht geeignet ist. Der 
Werktätige kann in diesem Fall nicht den Ab¬ 
schluß eines Änderungsvertrages fordern, wie der 
Betrieb nicht verpflichtet ist, ihn abzuschließen. 
Es obliegt dem Betrieb festzustellen, ober der 
Werktätige für die vorgesehene Tätigkeit geeignet 
ist oder nicht. Er hat diejenigen Werktätigen aus¬ 
zuwählen, mit denen er seine Aufgaben erfüllen 
kann. 34 

Aus diesen Grundlinien kann hergeleitet wer¬ 
den, daß dem Werktätigen vor dem Angebot eines 
Aufhebungsvertrages oder vor Ausspruch einer 
fristgemäßen Kündigung in jedem Falle ein Ände¬ 
rungsvertrag über die Übernahme einer zumutba¬ 
ren anderen Arbeit anzubieten ist. Unter den 
oben genannten Voraussetzungen ist ihm ggf. das 
Angebot eines Uberleitungsvertrages zu machen. 


Lehnt der Werktätige allerdings eine ihm zumut¬ 
bare andere Arbeit im Betrieb ab, entsteht eine 
neue Rechtslage. Der Betrieb ist zwar seinen ge¬ 
setzlichen Verpflichtungen nachgekommen, der 
angestrebte Erfolg wurde aber nicht erreicht. 
Damit entfällt für den Betrieb die Pflicht, dem 
Werktätigen noch das Angebot eines Überlei¬ 
tungsvertrages zu unterbreiten. Da der Werktä¬ 
tige die ihm durch Gesetz zugesicherte zumutbare 
Arbeit nicht annimmt, muß er sich selbst um eine 
andere Tätigkeit bemühen und kann nicht vom 
Betrieb weitere Vertragsangebote fordern. Des¬ 
halb ist es in solch einem Fall möglich, dem Werk¬ 
tätigen nicht einen Überleitungsvertrag, sondern 
einen Aufhebungsvertrag anzubieten oder es 
kann auch gleich - insoweit ein gesetzlich vorge¬ 
sehener Kündigungsgrund gegeben ist — fristge¬ 
mäß gekündigt werden. Es besteht hierbei nicht 
die Pflicht, zuerst den Aufhebungsvertrag anzu¬ 
bieten. 

Im Interesse der Sicherung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit hat der Werktätige das Recht, ge¬ 
gen einen Aufhebungsvertrag Einspruch bei der 
Konfliktkommission bzw. der Kammer für Ar¬ 
beitsrecht des Kreisgerichts einzulegen. Dieses 
Einspruchsrecht besteht unabhängig davon, wer 
die Initiative zum Abschluß des Aufhebungsver¬ 
trages ergriffen hat. Damit wird erreicht, daß das 
Gericht überprüfen kann, ob die Voraussetzungen 
für den Abschluß des Aufhebungsvertrages auch 
eingehalten worden sind (§51 Abs. 2 AGB), ins¬ 
besondere die durch Änderungsvertrag angebo¬ 
tene andere Arbeit zumutbar war 1 , und ob ein auf 
Initiative des Werktätigen abgeschlossener Auf¬ 
hebungsvertrag ohne unzulässige Willensbeein¬ 
flussung durch den Betrieb zustande kam. In § 60 
AGB ist festgelegt, welche Rechtsfolgen im Fall 
der rechtskräftigen Aufhebung des Vertrages 
durch das Gericht eintreten. 

6 . 1 . 3 . 

Inhalt und Voraussetzungen 
des Uberleitungsvertrages 
Der Überleitungsvertrag ist ein arbeitsrechtlicher 
Vertrag, der die Auflösung des bisherigen Ar¬ 
beitsvertrages und den Abschluß eines neuen Ar¬ 
beitsvertrages bezweckt und zwischen dem bishe- 


33 J. Michas, „Rechtspolitische Bedeutung und Maß¬ 
stäbe der Zumutbarkeit“, AuA, 1979/6, S. 265 f. 

34 Urteil des OG vom 30. 3. 1979 - OAK 2/79 -, 
sowie die Anmerkung dazu von F. Kunz, AuA, 
1979/10, S. 476 ff. 




rigen Betrieb, dem Werktätigen und dem über¬ 
nehmenden Betrieb abgeschlossen wird. 

Diese Rechtsform ist im AGB erstmalig gere¬ 
gelt worden und stellt eine Verallgemeinerung 
von Erfahrungen dar, die seit dem Jahre 1968 mit 
dem sogenannten Dreiecksvertrag gesammelt 
worden sind. Seiner Zeit fand dieser Vertrag An¬ 
wendung, wenn Werktätige im Zusammenhang 
mit Rationalisierungsmaßnahmen in einem ande¬ 
ren Betrieb eine Tätigkeit aufnehmen sollten. 

Der Überleitungsvertrag ist eine Rechtsform 
der Auflösung des bisherigen Arbeitsvertrages 
und des Neuabschlusses eines Arbeitsvertrages. 
Die Vereinigung beider Rechtshandlungen zu ei¬ 
nem Vertragsabschluß führt zu einer neuen Quali¬ 
tät hinsichtlich der arbeitsrechtlichen Verträge; 
sie besteht in der Sicherung der ununterbrochenen 
Tätigkeit des betreffenden Werktätigen durch 
Rechtshandlungen von zwei Betrieben und dem 
Werktätigen selbst. Damit werden in den von 
den Vertragspartnern getroffenen Entschei¬ 
dungen persönliche, befriebliche, überbetriebli¬ 
che und mithin gesellschaftliche Interessen in 
Übereinstimmung gebracht und damit ein Grund- 
anliegen des sozialistischen Arbeitsrechts ver¬ 
wirklicht. 

Die Vorzüge des Überleitungsvertrages be¬ 
stehen in der kontinuierlichen Gewährleistung des 
Rechts auf Arbeit durch die vertragschließenden 
Partner selbst, in dem zumeist rationellerem Ein¬ 
satz des Werktätigen, in der Möglichkeit der lang¬ 
fristigen Vorbereitung des Werktätigen und des 
neuen Betriebes auf die zu übernehmende Arbeits¬ 
aufgabe und in der Möglichkeit, die verschiede¬ 
nen persönlichen und betrieblichen Belange zu 
berücksichtigen und ggf. zu vereinbaren. 

Hieraus ist auch die Stellung des Überlei¬ 
tungsvertrages im System arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge und im Rahmen der Rechtsformen zur Auf¬ 
lösung von Arbeitsverträgen herzuleiten. Ihm gilt 
im Interesse der Verstärkung der planmäßigen Ar¬ 
beitskräftelenkung und der Zurückdrängung der 
unerwünschten Fluktuation der Vorrang vor an¬ 
deren Formen der Auflösung von Arbeitsverträ¬ 
gen. Allerdings müssen die Vertragspartner selbst 
bereit sein, diese Rechtsform zu nutzen und in Zu¬ 
sammenarbeit mit dem zuständigen Rat des Krei¬ 
ses, Amt für Arbeit, und den betrieblichen Ge¬ 
werkschaftsleitungen kameradschaftlich und in 
gegenseitiger Hilfe Lösungen im allseitigen Inter¬ 
esse zu finden. Der Inhalt und der Abschluß des 
Überleitungsvertrages sind im § 53 i. V. m. den 
§§ 40 bis 45 AGB geregelt. 


Daraus ergibt sich, daß der Inhalt eines Über¬ 
leitungsvertrages aus einem notwendigen Teil und 
aus weiteren Vereinbarungen besteht. Als not¬ 
wendiger Vertragsinhalt gelten der Tag der Auflö¬ 
sung des Arbeitsvertrages zwischen dem Werktä¬ 
tigen und dem bisherigen Betrieb, der Beginn der 
Tätigkeit im neuen Betrieb, die Arbeitsaufgabe 
und der Arbeitsort. In dem Vertrag können wei¬ 
tere Vereinbarungen getroffen werden, wofür 
§ 53 Abs. 1 AGB dein Rahmen vorgibt (Ver¬ 
pflichtungen der Betriebe zur Vorbereitung des 
Werktätigen auf neue Arbeitsaufgaben u. a. m.). 

Für den Abschluß von Überleitungsverträgen 
sind, besonders zur Absicherung seiner gesell¬ 
schaftlichen Wirkung und der tatsächlichen Nut¬ 
zung aller zur Verfügung stehenden Möglichkei¬ 
ten, noch folgende Anforderungen hervorzuhe¬ 
ben: 

- Von besonderem Gewicht ist die gründliche 
Vorbereitung des Vertragsabschlusses. Hier¬ 
von hängt wesentlich ab, wie effektiv die ge¬ 
genseitigen Rechtsbeziehungen mit dem Über¬ 
leitungsvertrag gestaltet werden können. Qes- 
halb fordert auch § 53 Abs. 3 AGB, den Ver¬ 
tragsabschluß durch eine Aussprache zwischen 
den beteiligten Partnern vorzubereiten und 
hierbei die zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitungen beider Betriebe einzubezie¬ 
hen. 

- Insoweit der Überleitungsvertrag im Gefolge 
von Rationalisierungsmaßnahmen oder Struk¬ 
turveränderungen abgeschlossen werden soll, 
sind zum Schutze des Werktätigen bestimmte 
Anforderungen zu erfüllen. Der bisherige Be¬ 
trieb hat gemäß § 53 Abs. 2 AGB zu gewähr¬ 
leisten, daß der Vertragsabschluß rechtzeitig, 
mindestens aber drei Monate vor Beginn der 
neuen Tätigkeit erfolgt. Diese Regelung be¬ 
deutet für den Werktätigen absolute Sicher¬ 
heit, auch wenn der bisherige Betrieb im Zuge 
der Intensivierung und der damit verbundenen 
Rationalisierung Arbeitskräfte freisetzt. 

Der Werktätige hat das Recht, gegen die Ver¬ 
einbarung über die Auflösung des Arbeitsvertra¬ 
ges im Überleitungsvertrag Einspruch bei der 
Konfliktkommission bzw. der Kammer für Ar¬ 
beitsrecht des Kreisgerichts einzulegen (§ 60 
AGB). Kommt es im Ergebnis des gerichtlichen 
Verfahrens zur Aufhebung dieses Teiles des 
Überleitungsvertrages, entsteht die Frage, ob der 
Werktätige das bisherige Arbeitsrechtsverhältnis 
fortsetzt (wie in § 60 Abs. 3 AGB) oderim neuen 
Arbeitsrechtsverhältnis bleibt. In diesem Fall ist 
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davon auszugehen, daß der Werktätige darüber zu 
entscheiden hat, welches der beiden Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse er fortsetzen will. Geht er in 
seinen bisherigen Betrieb zurück, ist die Verein¬ 
barung über die Begründung des neuen Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses auf zulässige Weise zu been¬ 
den. Das bedeutet, daß zweckmäßigerweise ein 
Aufhebungsvertrag geschlossen wird. Verbleibt 
der Werktätige im neuen Arbeitsrechtsverhältnis, 
so hat der Werktätige das nunmehr durch Ent¬ 
scheidung eines Gerichts aufgelebte bisherige Ar- 
beitsrechtsverhältnis ebenso auf zulässige Weise 
zu beenden. 

6 . 1 . 4 . 

Die Spezifik der Auflösung 
eines befristeten Arbeitsvertrages 

Die Möglichkeiten, befristete Arbeitsverträge 
aufzulösen, sind ganz dem Zweck dieser arbeits¬ 
rechtlichen Verträge untergeordnet. Befristete 
Arbeitsverträge enden zu dem vereinbarten kon- 
konkreten Termin; soweit eine solche Festlegung 
nicht möglich ist, wird die Dauer durch den Zweck — 
der vereinbarten Arbeit begrenzt. Dieser Grund¬ 
satz, der in § 48 Abs. 1 AGB festgelegt ist, bietet 
beiden Partnern hinreichend die Gewähr, für die 
vereinbarte Zeit die gegenseitigen Rechtsbezie¬ 
hungen stabil zu gestalten. 

Die Eigenart derartiger Arbeitsverträge bringt 
aber noch weitere Besonderheiten mit sich, die die 
Art und Weise der Auflösung bestimmen. 

- Im Interesse der ständigen Einbeziehung des 
mit einem befristeten Arbeitsvertrag einge¬ 
stellten Werktätigen in den gesellschaftlichen 
Arbeitsprozeß ist der Betrieb verpflichtet, für 
eine Weiterbeschäftigung Sorge zu tragen, 
wenn der Werktätige nach Beendigung des be¬ 
fristeten Arbeitsvertrages bereit ist, weiterzu¬ 
arbeiten. In solch einem Fall haben die Be¬ 
triebe gesellschaftliche Interessen wahrzu¬ 
nehmen, indem sie entweder dem Werktätigen 
selbst eine Tätigkeit übertragen oder ihn bei 
der Aufnahme einer anderen zumutbaren Ar¬ 
beit in einem anderen Betrieb unterstützen. 

Auf diesem Wege werden — wenn auch in be¬ 
grenztem Umfang - Werktätige für eine stän¬ 
dige Tätigkeit und damit für unbefristete Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse gewonnen, was sowohl 
im gesellschaftlichen als auch im persönlichen 
Interesse des Werktätigen liegt. 

Arbeitsrechtlich vollzieht sich der Über¬ 
gang in ein ständiges Arbeitsrechtsverhältnis 
durch das Angebot eines unbefristeten Ar¬ 


beitsvertrages nach Ablauf der Dauer des be¬ 
fristeten Arbeitsvertrages. 

Sollte allerdings der Werktätige damit 
nicht einverstanden sein und wiederum nur be¬ 
fristet tätig werden wollen, ist der erneute Ab¬ 
schluß eines befristeten Arbeitsvertrages mög¬ 
lich, wenn die im § 47 Abs. 1 und 2 AGB auf¬ 
geführten Gründe, die den Abschluß derarti¬ 
ger Arbeitsverträge rechtfertigen, vorhanden 
sind. Ist es dem Betrieb nicht möglich, den 
Werktätigen trotz seiner Bereitschaft zur Wei¬ 
terarbeit weiterzubeschäftigen, besteht eine 
Unterstützungspflicht des Betriebes. Die Un¬ 
terstützung kann in der Vermittlung einer Tä¬ 
tigkeit in einem anderen Betrieb bestehen. Aus 
§ 48 Abs. 2 AGB, der die Rechte und Pflich¬ 
ten zur Weiterbeschäftigung regelt, ergibt sich 
nicht, daß der Betrieb eine bestimmte Anzahl 
oder überhaupt mehrere andere Tätigkeiten 
anzubieten hat. Das entscheidende Kriterium 
ist das Angebot einer zumutbaren anderen Ar¬ 
beit (vgl. hierzu Fußnote 33). 

Neben der üblichen Beendigung befristeter 
Arbeitsverträge durch Zeitablauf oder Erfül¬ 
lung des vereinbarten Zweckes sowie den Be¬ 
sonderheiten, wenn der Werktätige zur Weiter¬ 
arbeit bereit ist, muß es auch Möglichkeiten 
geben, den befristeten Arbeitsvertrag auf an¬ 
dere Weise aufzulösen. Die Notwendigkeit 
hierfür ergibt sich aus ganz verschiedenen 
Gründen und Anlässen. Obwohl der befristete 
Arbeitsvertrag auf die zeitlich begrenzte Tä¬ 
tigkeit des Werktätigen, also auf eine be¬ 
stimmte Dauer gerichtet ist, können Umstände 
auftreten, die in allseitigem Interesse eine vor¬ 
zeitige Auflösung rechtfertigen. Das zweck¬ 
mäßigste arbeitsrechtliche Mittel ist auch hier¬ 
für der Aufhebungsvertrag, in dem je nach Er¬ 
fordernis Einzelheiten auf der Grundlage des 
§ 52 AGB vereinbart werden können. Mit der 
Übereinkunft zur Auflösung des befristeten 
Arbeitsvertrages lassen sich persönliche und 
betriebliche Belange, vor allem hinsichtlich des 
Auflösungstermins, berücksichtigen. 

Durch den § 54 Abs. 1 und 3 AGB läßt das 
Gesetz auch die fristgemäße Kündigung eines 
befristeten Arbeitsvertrages zu. Entgegen ei¬ 
ner in der Arbeitsrechtspraxis vor Inkrafttre¬ 
ten des AGB verbreiteten Auffassung, wonach 
ein Werktätiger den befristeten Arbeitsvertrag 
nicht kündigen darf, geht § 54 Abs. 1 AGB 
davon aus, daß das Kündigungsrecht beiden 
Vertragspartnern zusteht. Kündigt der Werk- 
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tätige, so werden weder an die Gründe noch an 
die Form solche Anforderungen gestellt, wie 
sie an eine Kündigung durch den Betrieb als 
Wirksamkeitsvoraussetzung ausgestaltet sind. 
Insofern besteht kein Unterschied zur fristge¬ 
mäßen Kündigung eines unbefristeten Ar¬ 
beitsvertrages (vgl. dazu die Ausführungen im 
folgenden Abschnitt 6.2.1.). Wenngleich der 
Werktätige damit einverstanden war, befristet 
tätig zu werden, kann eine vorzeitige Auflö¬ 
sung durch den Werktätigen nötig werden, 
wenn er z. B. infolge Wohnungswechsels die 
Tätigkeit aufgeben will oder ein günstiges An¬ 
gebot, in einem anderen Betrieb ständig tätig 
zu werden, annehmen will. Das wird weniger 
bei Arbeitsverträgen von relativ kurzer Dauer 
aktuell werden als vielmehr bei Arbeitsverträ¬ 
gen, die Werktätige als Aushilfskräfte z. B. 
über U /2 Jahre zur Arbeitsleistung verpflich¬ 
ten. Besteht der Betrieb darauf, daß dei; Werk¬ 
tätige bis zum Ablauf der Befristung tätig ist 
und lehnt einen Aufhebungsvertrag ab, so ist 
gegen eine fristgemäße Kündigung durch den 
Werktätigen nichts einzuwenden. 

Hat der Betrieb die Absicht, den befristeten 
Arbeitsvertrag fristgemäß zu kündigen, ist er an 
die Bestimmungen des § 54 Abs. 3 AGB sowie an 
die einschlägigen Schutzbestimmungen gebun¬ 
den. Die Anforderungen richten sich auf die Ein¬ 
haltung bestimmter Kündigungsgründe, der ge¬ 
setzlichen Mindestfrist, der Schriftform; sie ver¬ 
langen ferner die Angabe der Gründe, die Einho¬ 
lung der gewerkschaftlichen Zustimmung und ggf. 
die Beachtung des besonderen Kündigungsschut¬ 
zes. Insofern sind die allgemeinen Bestimmungen 
über fristgemäße Kündigungen anwendbar (vgl. 
hierzu Abschn. 6.2.1. dieses Kapitels). 

Die fristgemäße Kündigung durch den Betrieb 
setzt voraus, daß die Übernahme einer zumutba¬ 
ren anderen Arbeit im Betrieb mit dem Werktäti¬ 
gen nicht vereinbart werden kann (§ 54 Abs. 3 
AGB). Das bedeutet, daß der Betrieb vor seiner 
fristgemäßen Kündigung versuchen muß, den 
Werktätigen im Betrieb weiterzubeschäftigen. Ob 
dem Werktätigen ein neuer befristeter Arbeits¬ 
vertrag oder ein unbefristeter angeboten wird, 
hängt davon ab, ob die Voraussetzungen gegeben 
sind (vgl. § 47 Abs. 1 AGB). Der Werktätige ist 
jedoch nicht berechtigt; eine bestimmte Tätigkeit 
zu fordern, auch wenn er der Auffassung ist, daß 
für ihn zumutbare Arbeit vorhanden ist. Der Be¬ 
trieb befindet darüber, ob der Werktätige für eine 
Tätigkeit geeignet ist. 


Die Voraussetzung gemäß § 54 Abs. 3 AGB 
ist erfüllt, wenn der Betrieb objektiv nicht in der 
Lage ist, eine zumutbare andere Arbeit anzubie¬ 
ten oder wenn der Werktätige für eine vorhande¬ 
ne, an sich zumutbare Arbeit nicht geeignet ist. 
Die fristlose Entlassung eines Werktätigen, mit 
dem ein befristeter Arbeitsvertrag abgeschlossen 
worden ist, ist unter Vorliegen der in § 56 f. AGB 
aufgeführten Gründe und Voraussetzungen mög¬ 
lich. (Vgl. dazu die Ausführungen in 
Abschn. 6.2.2. dieses Kapitels.) 

6 . 2 . 

Die Auflösung des Arbeitsvertrages 
durch einseitige Erklärung 

6 . 2 . 1 . 

Die fristgemäße Kündigung 
Die fristgemäße Kündigung ist eine einseitige, 
empfangsbedürftige Willenserklärung eines Part¬ 
ners des Arbeitsvertrages, gerichtet auf die Been¬ 
digung des Arbeitsrechtsverhältnisscs innerhalb 
der gesetzlich fcstgclegten oder vereinbarten 
Frist. Als Rechtsform der Auflösung von Arbeits¬ 
verträgen ist die fristgemäße Kündigung trotz der 
wachsenden Bedeutung arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge für die Auflösung ein notwendiges rechtli¬ 
ches Mittel. Für den Werktätigen kann sie durch¬ 
aus zum erforderlichen Mittel werden, um sein 
Recht auf Arbeit - hier vor allem auf freie Wahl 
des Arbeitsplatzes-zu verwirklichen. Für den Be¬ 
trieb kann sie notwendig werden, wenn trotz An¬ 
gebot der dafür vorgesehenen Verträge an den 
Werktätigen eine Übereinkunft nicht zustande 
kommt, die Auflösung aber erforderlich und auf 
der Grundlage der im AGB vorgesehenen Gründe 
möglich ist. 

Die Kündigung ist eine einseitige Willenser¬ 
klärung, d. h. der andere Vertragspartner braucht 
mit der Kündigung nicht einverstanden zu sein. 
Sie gilt als ausgesprochen, wenn der Kündigende 
die Willenserklärung zur einseitigen Auflösung 
des Arbeitsvertrages eindeutig zum Ausdruck 
bringt. Ein Inaussichtstellen der Kündigung ist 
noch keine für diese Rechtsform notwendige Wil¬ 
lenserklärung. Beabsichtigt der Kündigende, die 
ausgesprochene Kündigung während der Kündig 
gungsfrist zurückzunehmen, so ist dies rechtswirk¬ 
sam nur möglich, wenn der andere Partner der 
Rücknahmeerklärung zustimmt. 

Die Kündigung ist empfangsbedürftig, d. h., 
sie muß dem Partner bekannt werden, indem sie 


141 






ihm zugeht. Der Zugang bedeutet im Regelfall die 
persönliche Kenntnisnahme durch den Gekündig¬ 
ten. Zugegangen ist die Kündigung aber auch, 
wenn sie in den Lebensbereich des Werktätigen 
gelangt, so daß er objektiv die Möglichkeit hat, 
Kenntnis zu erlangen. Es ist also durchaus zuläs¬ 
sig, die Kündigung in den Briefkasten der Woh¬ 
nung des Werktätigen zu werfen oder einem Fa¬ 
milienangehörigen zu übergeben. 

Der Rechtscharakter einer Kündigung als ein¬ 
seitige Willenserklärung erfordert ihre nähere 
Ausgestaltung im Hinblick auf Voraussetzungen, 
Inhalt, Gründe, Form und Mitwirkung der Ge¬ 
werkschaften. Im Interesse der Gewährleistung 
des Rechts auf Arbeit für den Werktätigen und 
der Schaffung einer klaren Rechtslage sind die 
Anforderungen, die an eine Kündigung / gestellt 
werden, für den Betrieb und den Werktätigen un¬ 
terschiedlich ausgestaltet. Zunächst ist davon aus¬ 
zugehen, daß das Recht zur fristgemäßen Kündi¬ 
gung sowohl dem Werktätigen als auch dem Be¬ 
trieb zusteht (§ 54 Abs. 1 Satz 1 AGB). 

Kündigt der Werktätige, so hat er sich an die 
im § 55 AGB festgelegte Frist von zwei Wochen, 
an die ggf. im Arbeitsvertrag vereinbarte Kündi¬ 
gungsfrist bis zu drei Monaten und an den verein¬ 
barten Kündigungstermin sowie an die für be¬ 
stimmte Personengruppen in Rechtsvorschriften 
festgelegten Kündigungsfristen und -termine zu 
halten. Im Hinblick auf Schriftform und Angabe 
der Gründe ist der Werktätige gemäß § 54 Abs. 4 
AGB gehalten, schriftlich unter Angabe der 
Gründe zu kündigen, allerdings handelt es sich 
hier um eine Ordnungsvorschrift, deren Nichtbe¬ 
folgung die Wirksamkeit der Kündigung nicht be¬ 
einflußt. Der Betrieb hat deshalb nicht die Mög¬ 
lichkeit, gegen eine vom Werktätigen ausgespro¬ 
chene fristgemäße Kündigung Einspruch einzule¬ 
gen. 

Kündigt der Betrieb, so ist er an ganz be¬ 
stimmte Voraussetzungen gebunden, 
a) Die allgemeinen Kündigungsvoraussetzungen 
gemäß § 54 Abs. 2 AGB besagen, daß die 
fristgemäße Kündigung durch den Betrieb erst 
möglich ist, wenn der Betrieb nachweislich 
versucht hat, den Werktätigen mit der Über¬ 
tragung. anderer zumutbarer Arbeit weiterzu¬ 
beschäftigen, oder, falls das nicht möglich ist, 
ihm einen Überleitungsvertrag anzubieten und 
der Werktätige dieses Angebot ablehnt. Inso¬ 
fern treffen hier die gleichen Feststellungen zu, 
wie sie im Abschn. 6.1.2. dieses Kapitels zu 
den Voraussetzungen eines Aufhebungsver- 
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träges auf Initiative des Betriebes getroffen 
worden sind. 

b) Die fristgemäße Kündigung eines unbefriste¬ 
ten Arbeitsvertrages durch den Betrieb ist nur 
möglich, wenn einer der in § 54 Abs. 2 AGB 
aufgeführten Kündigungsgründe gegeben ist. 
Das Gesetz hat durch die Festlegung der 
Gründe erschöpfend die betrieblichen Mög¬ 
lichkeiten fixiert. Praktisch existieren diese 
Gründe seit Einführung des Gesetzbuches der 
Arbeit im Jahre 1961. Sie haben sich als völlig 
ausreichend erwiesen, wobei kennzeichnend 
war, daß der Umfang vom Betrieb ausgespro¬ 
chener Kündigungen mehr und mehr zurück¬ 
ging, da erforderlich werdende Auflösungen 
des Arbeitsvertrages verbreitet mittels Aufhe¬ 
bungsvertrag vorgenommen wurden. Diese 
Tendenz hat seit Einführung des AGB noch 
zugenommen, da das AGB noch stärker auf 
die Auflösung im gegenseitigen Einvernehmen 
(Aufhebungsvertrag und Überleitungsvertrag) 
orientiert. 

Gemäß § 54 Abs. 2 Buchst, a AGB ist die 
fristgemäße Kündigung eines zeitlich begrenz¬ 
ten Arbeitsvertrages möglich, wenn „es infolge 
Änderung der Produktion, der Struktur oder 
des Stellen- bzw. Arbeitskräfteplanes des Be¬ 
triebes notwendig ist“. Dieser Grund kann 
durchaus im Zusammenhang mit Maßnahmen 
zur Rationalisierung, also bei der Einsparung 
von Arbeitsplätzen und Freisetzung von Ar¬ 
beitskräften gegeben sein. 

Im § 54 Abs. 2 Buchst, b AGB ist der Kündi¬ 
gungsgrund „für die vereinbarte Arbeitsauf¬ 
gabe nicht geeignet“ geregelt. Dieser Grund ist 
im Verhältnis zum eben genannten häufiger 
anzutreffen. Naturgemäß gibt es zu Kündigun¬ 
gen mit diesem Kündigungsgrund mehr Ar¬ 
beitsstreitigkeiten bei den Gerichten als zu den 
anderen Kündigungsgründen. Die Rechtspre¬ 
chung der Gerichte, besonders des Obersten 
Gerichts der DDR, hat in einer ganzen Reihe 
von Urteilen, die bereits vor Inkrafttreten des 
AGB gefällt worden sind, aber für die Rich¬ 
tung der Rechtsanwendung noch bedeutend 
sind, zu den Anforderungen an eine Kündi¬ 
gung wegen Nichteignung Stellung genom¬ 
men. 35 

Der Werktätige ist für die vereinbarte Arbeits- 


35 Zur Nichteignung vgl. folgende Urteile: 

— Urteil des OG vom 9. 8. 1963 — Za 36/63 -, 
AuA, 1963/24, S. 568 ff. ' 
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aufgabe nicht geeignet, wenn er trotz be¬ 
trieblicher Maßnahmen zum Erwerb der Eig¬ 
nung (Angebot von Qualifizierungsmaßnah¬ 
men, Unterstützung während der Qualifizie¬ 
rung, Anleitung und Betreuung beim Aneignen 
von Fähigkeiten, Fertigkeiten und praktischen 
Erfahrungen) objektiv nicht in der Lage ist, die 
übernommene Arbeitsaufgabe ordnungs- und 
fristgemäß zu erfüllen oder durch Ablehnung 
von betrieblichen Maßnahmen die eigenen 
Voraussetzungen hierfür nicht schafft. Die 
Nichteignung muß auch im Zusammenhang 
mit der Stellung und Funktion des betreffen¬ 
den Werktätigen gesehen werden. Hieraus 
können sich Anforderungen an das Gesamt¬ 
verhalten und besonders an seine politisch¬ 
moralischen Eigenschaften ergeben, die aber 
' auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 AGB in 
Rechtsvorschriften gesondert festgelegt sind. 
Schließlich ist ein Kündigungsgrund vorhan¬ 
den, wenn Mängel im Arbeitsvertrag durch die 
Beteiligten nicht beseitigt werden können 
(§ 54 Abs. 2 Buchst, c i. V. m. § 45 AGB). 
Dieser Kündigungsgrund entspricht dem Er¬ 
fordernis, im Falle vorliegender Vertragsmän¬ 
gel die Gesetzlichkeit wiederherzustellen, 
wenn den Vertragspartnern die Mängelbesei¬ 
tigung nicht möglich ist. Vgl. hierzu die Aus¬ 
führungen in Abschn. 4.6. dieses Kapitels, 
c) Im § 57 AGB ist in Konkretisierung der Grund¬ 
satzbestimmungen zur Mitwirkung der Ge¬ 
werkschaften bei der Gestaltung der sozialisti¬ 
schen Arbeitsverhältnisse festgelegt, daß zu 
jeder vom Betrieb ausgehenden fristgemäßen 
Kündigung und fristlosen Entlassung die vor¬ 
herige Zustimmung der zuständigen betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsleitung erforderlich ist. 
Dieses Erfordernis ist als Wirksamkeitsvor¬ 
aussetzung ausgestaltet. Der § 57 Abs. 1 bis 4 
AGB legt ausführlich Einzelheiten fest. Au¬ 
ßerdem besteht zur Realisierung dieser Mit¬ 
wirkungsrechte eine gewerkschaftliche „Ord¬ 
nung“, die als Beschluß des Sekretariats des 
Bundesvorstandes des FDGB 36 ausführlich 
Orientierungen für die gewerkschaftlichen 
Leitungen gibt, wie die gesetzlichen Rechte 
der Gewerkschaften auf dem Gebiet des Ab¬ 
schlusses, der Änderung und der Auflösung 
von Arbeitsverträgen am wirkungsvollsten 
verwirklicht werden können. 

(Vgl. zur Mitwirkung der Gewerkschaften bei 
der Auflösung des Arbeitsvertrages auch 
Abschn. 9 dieses Kapitels.) 


d) Es gehört zu den Grundsätzen der Sozialpoli¬ 
tik unseres Staates, Werktätigen auch dann das 
Recht auf Arbeit zu gewährleisten, wenn sie 
staatsbürgerlichen Pflichten nachkommen, so¬ 
ziale Rechte in Anspruch nehmen, ein be¬ 
stimmtes Alter erreicht haben oder wegen ih¬ 
res Gesundheitszustandes einen besonderen 
Schutz genießen. Für diese und andere Perso¬ 
nengruppen ist der Kündigungsschutz in der 
Weise ausgestaitet, daß entweder ein völliges 
Kündigungsverbot besteht oder zur Kündi¬ 
gung— neben den üblichen Voraussetzungen — 
besondere Zustimmungen staatlicher Organe 
einzuholen sind. Im § 58 Buchst, a bis d AGB 
sind diejenigen Personengruppen genannt, 
denen nicht gekündigt werden darf. Es handelt 
sich z. B. um Kämpfer gegen den Faschismus 
und Verfolgte des Faschismus, Schwangere 
und stillende Mütter, Werktätige während des 
Grundwehrdienstes, des Dienstverhältnisses 
als Soldat, Unteroffizier oder Offizier auf Zeit 
und des Reservistendienstes sowie Werktätige 
während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
wegen Krankheit, Arbeitsunfall, Berufs¬ 
krankheit, während Quarantäne sowie wäh¬ 
rend des Erholungsurlaubs. 

Die fristlose Entlassung von Kämpfern gegen 
den Faschismus und Verfolgten des Faschis¬ 
mus sowie von Schwangeren, stillenden Müt¬ 
tern usw. (vgl. § 58 Buchst, b AGB) bedarf der 
Zustimmung des für den Betrieb zuständigen 
Rates des Kreises bzw. Stadtbezirkes, die aus¬ 
nahmsweise innerhalb einer Woche nachge¬ 
holt werden kann. 

Im § 59 Abs. 1 bis 4 AGB sind Personengrup- 


- Urteil des OG vom 27. 11. 1964 - Za 16/64 -, 
AuA, 1965/3, S. 69 f. 

- Urteil des Stadtgerichts Berlin vom 28. 11. 1974 
- 111 BAB 105/74 -, AuA, 1976/11. 

- Urteil des Bezirksgerichts Magdeburg vom 6. 3. 
1974 - BA 6/74 -, NJ, 1974/21, S. 661 f. 

- Urteil des OG vom 16. 5, 1975 - Za 11/75 -, 
AuA, 1975/22, S. 702 f. 

- Urteil des Kreisgerichts Neubrandenburg vom 
11. 9. 1975 - KA 43/75 -, AuA, 1976/10, 
S. 318 f. 

36 Vgl. Ordnung für die Wahrnehmung der Rechte 
der Gewerkschaften beim Abschluß, bei der Ände¬ 
rung und der Auflösung von Arbeitsverträgen. Be¬ 
schluß des Sekretariats des Bundesvorstandes des 
FDGB vom 21. 6. 1978. Informationsblatt des 
FDGB Nr. 6/Juli 1978, veröffentl. in: AuA, 
1978/8, S. 361 f. 
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pen aufgeführt, denen nur unter vorheriger 
Zustimmung des für den Betrieb zuständigen 
Rates des Kreises bzw. Stadtbezirkes sowie bei 
einer Kündigungsfrist von mindestens einem 
Monat gekündigt werden darf. Es handelt sich 
um Schwerbeschädigte, Tuberkulosekranke 
und -rekonvaleszenten sowie Rehabilitanden, 
Werktätige ab 5. Jahr vor Erreichen des Ren¬ 
tenalters, Jugendliche bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres und Facharbeiter bis zum 
Ende des ersten Jahres nach Lehrabschluß. 
Für den gleichen Personenkreis ist festgelegt, 
daß im Falle einer fristlosen Entlassung ebenso 
die Zustimmung gefordert wird, wie bei der 
fristgemäßen Kündigung, allerdings darf hier 
ausnahmsweise die Zustimmung innerhalb ei¬ 
ner Woche nach erfolgter Entlassung nachge¬ 
holt werden. 

e) Die vom Betrieb ausgesprochene Kündigung 
bedarf der Schriftform unter gleichzeitiger 
Angabe der Gründe. Die Schriftform ist Wirk¬ 
samkeitsvoraussetzung für die Kündigung. 
Das liegt ganz im Interesse der Klärung der 
Rechtslage für beide Partner, besonders aber 
für den Werktätigen, der konkret erfahren muß, 
aus welchen Gründen ihm gekündigt wird. 
Ebenso ist erforderlich die Einhaltung der 
Kündigungsfrist. Sie beträgt gemäß § 55 
Abs. 1 AGB mindestens zwei Wochen, im Ar¬ 
beitsvertrag kann aber eine Frist bis zu drei 
Monaten vereinbart werden, die dann natür¬ 
lich auch einzuhalten ist. Die gesellschaftliche 
Bedeutung der Tätigkeit bestimmter Perso¬ 
nengruppen erfordert, in manchen Fällen be¬ 
sondere Kündigungsfristen und -termine zuzu¬ 
lassen. Gemäß § 55 Abs. 2 AGB kann in 
Rechtsvorschriften derartiges festgelegt wer¬ 
den. So gibt es für Lehrkräfte und Erzieher in 
der Volksbildung und für wissenschaftliche 
Mitarbeiter an Hoch- und Fachschulen der 
DDR solche Festlegungen, die z. B. die Kün¬ 
digung nur zum Ende des Schul- bzw. Studien¬ 
jahres zulassen. 

f) Zur Wahrung der den Werktätigen zustehen¬ 
den Rechte bei der Auflösung von Arbeitsver¬ 
trägen ist, wie auch bei den anderen Rechts¬ 
formen der Auflösung für die fristgemäße 
Kündigung durch den Betrieb ebenfalls ein 
Einspruchsrecht geregelt (vgl. § 60 AGB). 
Eine Kündigung, die den in Rechtsvorschriften 
vorgesehenen Voraussetzungen widerspricht, 
ist nicht automatisch unwirksam. Die Unwirk¬ 
samkeit muß vielmehr ausdrücklich durch das 


dafür zuständige Rechtspflegeorgan erklärt 
werden, d. h., der Werktätige muß gegen eine 
Kündigung Einspruch bei der Konfliktkom¬ 
mission bzw. der Kammer für Arbeitsrecht des 
Kreisgerichts einlegen. 

Dieser in § 60 Abs. 1 AGB festgelegte Grund¬ 
satz dient der Rechtssicherheit und der jeweils 
eindeutigen Klärung durch ein Gericht. Die 
Einspruchsfrist gegen eine fristgemäße Kündi¬ 
gung beträgt zwei Wochen, wobei die Frist ei¬ 
nen Tag nach Zugang beginnt. Wird die Kün¬ 
digung durch das Gericht rechtskräftig aufge¬ 
hoben, ist der Betrieb verpflichtet, den Werk¬ 
tätigen zu den bisher vereinbarten Bedingun¬ 
gen weiterzubeschäftigen. Das Arbeitsrechts¬ 
verhältnis gilt damit als nicht unterbrochen. 
Sollte der Werktätige zwischenzeitlich einen 
Arbeitsvertrag mit einem anderen Betrieb ab¬ 
geschlossen haben, entscheidet er, welches der 
beiden Arbeitsrechtsverhältnisse er fortsetzen 
will. Das andere ist dann auf zulässige Weise zu 
beenden. 

Entgeht dem Werktätigen im Zusammenhang 
mit der rechtskräftigen Aufhebung der Auflö¬ 
sung des Arbeitsvertrages und des Weiterbe¬ 
stehens des Arbeitsrechtsverhältnisses Ver¬ 
dienst, so richtet sich seine Nachzahlung nach 
den Bestimmungen des § 60 Abs. 3 AGB. 

6 . 2 . 2 . 

Die fristlose Entlassung 

Die fristlose Entlassung ist eine durch den Betrieb 
im Wege eines Disziplinarverfahrens ausgespro¬ 
chene Disziplinarmaßnahme, die auf die sofortige 
Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses ge¬ 
richtet ist. Im Vergleich zu den anderen Rechts¬ 
formen der Auflösung des Arbeitsvertrages weist 
die fristlose Entlassung die Eigenheit auf, daß sie 
zugleich härteste Disziplinarmaßnahme und 
Rechtsform der Auflösung des Arbeitsvertrages 
ist. Dieser Eigenheit entspricht auch die rechtliche 
Ausgestaltung, und zwar in den §§ 56, 57 und 59 
sowie in den §§ 254 bis 259 AGB, also auch im 
13. Kapitel AGB über die arbeitsrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit der Werktätigen. 

Die fristlose Entlassung eines Werktätigen ist 
möglich; wenn drei Voraussetzungen vorliegen: 

— Es müssen schwerwiegende Verletzungen der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin oder staatsbür¬ 
gerlicher Pflichten vorliegen. 

— Liegen obige Gründe vor, hat der Betrieb fest¬ 
zustellen, ob eine Weiterbeschäftigung noch 
möglich ist oder nicht. 
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- Der fristlosen Entlassung sollen Erziehungs- 
bzw. Disziplinarmaßnahmen vorausgehen. 

Aus diesen Voraussetzungen wird ersichtlich, 
daß die fristlose Entlassung nur dann zulässig ist, 
wenn sie bei der gegebenen Sachlage für den Be¬ 
trieb unumgänglich ist. Obwohl unter sozialisti-' 
sehen Gesellschaftsverhältnissen alle Möglichkei¬ 
ten bestehen, die Arbeitsdisziplin einzuhalten und 
die staatsbürgerlichen Pflichten verantwortungs¬ 
bewußt zu befolgen, gibt es — wenn auch nur ver¬ 
einzelt — Werktätige, die in grober Weise diese 
Anforderungen mißachten. Sie stellen sich nicht 
den wachsenden Anforderungen im Arbeitspro¬ 
zeß, sie stellen egoistisches und oft gleichgültiges 
Verhalten in den Mittelpunkt ihrer Arbeits- und 
Lebensweise. Hierin liegen die eigentlichen 
Gründe, warum auch unter sozialistischen Ver¬ 
hältnissen mit dem Mittel der fristlosen Entlas¬ 
sung erzogen werden muß. Uneinsichtige Werktä¬ 
tige, die das Vertrauen ihres Arbeitskollektivs 
durch ihr Verhalten immer wieder bzw. auch 
durch eine einmalige, aber in hohem Maße 
schwerwiegende Pflichtverletzung mißachten, 
müssen mit spürbaren Maßnahmen erzogen wer¬ 
den. Diesen Werktätigen muß klar werden, daß 
das Arbeits- und Betriebskollektiv solch ein Ver¬ 
halten energisch mißbilligt und, wenn bisheriger 
erzieherischer Einfluß nicht fruchtet, sich von ih¬ 
nen trennt. Eine solche Disziplinarmaßnahme ist 
durchaus nicht unproblematisch, wird es doch 
nach erfolgter Entlassung einem anderen Ar¬ 
beitskollektiv überlassen, den Betreffenden zu 
verantwortungsbewußter Erfüllung seiner Pflich¬ 
ten zu erziehen. Dennoch wird sie unter bestimm¬ 
ten Umständen unumgänglich sein, um dem 
Werktätigen die Kritikwürdigkeit seines Verhal¬ 
tens vor Augen zu führen. 

Dem Charakter der fristlosen Entlassung als 
härtester Disziplinarmaßnahme und dem damit 
verbundenen tiefen Einschnitt in das Arbeitsleben 
des Werktätigen entsprechend sind die Bestim¬ 
mungen so gefaßt, daß die Rechte des Werktäti¬ 
gen auch in diesem Fall geachtet werden, daß das 
gewerkschaftliche Zustimmungsrecht eingehalten 
wird und die gerichtliche Überprüfung der Entlas¬ 
sung möglich ist. 

So bedarf die fristlose Entlassung der Schrift¬ 
form unter gleichzeitiger Angabe der Gründe als 
Wirksamkeitsvoraussetzungen. Gemäß § 57. 
Abs. 1 bis 4 AGB ist die Zustimmung der zustän¬ 
digen betrieblichen Gewerkschaftsleitung erfor¬ 
derlich, die ausnahmsweise innerhalb einer Wo¬ 
che nach erfolgter Entlassung nachgeholt werden 


kann. Die Gewerkschaftsleitung hat damit ausrei¬ 
chende Möglichkeiten zu prüfen, ob die Voraus¬ 
setzungen für eine fristlöse Entlassung gegeben 
sind, also solch eine Maßnahme das unumgängli¬ 
che Mittel zur Erziehung des Werktätigen dar¬ 
stellt. 

Schließlich fordert § 56 Abs. 3 AGB vom Be¬ 
trieb, den entlassenen Werktätigen bei der Auf¬ 
nahme einer anderen Arbeit zu unterstützen. Hier 
handelt es sich nicht um eine Wirksamkeitsvor¬ 
aussetzung, sondern um eine Aufgabe des Betrie¬ 
bes mitzuhelfen, dem Werktätigen auch künftig¬ 
hin das Recht auf Arbeit zu sichern. Diese Forde¬ 
rung an den Betrieb liegt auch im gesellschaftli¬ 
chen Interesse, denn es geht darum, den betreffenden 
Werktätigen wieder in den gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozeß einzugliedern und sein Arbeitsver¬ 
mögen zu nutzen. Der geeignete Weg zur Unter¬ 
stützung des Werktätigen besteht darin, den Rat 
des Kreises, Amt für Arbeit, von der Entlassung 
zu informieren, um den weiteren Einsatz des 
Werktätigen sichern zu helfen. 

Der Werktätige hat das Recht, gegen die aus¬ 
gesprochene fristlose Entlassung innerhalb einer 
Frist von 2 Wochen Einspruch bei der Konflikt¬ 
kommission bzw. der Kammer für Arbeitsrecht 
des Kreisgerichts einzulegen. Die Frist beginnt 
jeweils einen Tag nach Zugang der Entlassung. 
(Vgl. dazu sowie zu den Rechtsfolgen im Falle der 
Aufhebung der fristlosen Entlassung durch das 
Gericht § 60 Abs. 3 AGB.) 

7. 

Funktion und Inhalt von Berufung, 
Wahl und Abberufung 
von Werktätigen 

7.1. 

Die Berufung und Wahl als Formen 

der Begründung 

des Arbeitsrechtsverhältnisses 

Berufung und Wahl sind spezielle rechtliche Akte, 
mit denen für den Werktätigen ein Arbeitsrechts¬ 
verhältnis begründet wird. Mit diesem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis, das im Gegensatz zu dem durch 
Arbeitsvertrag begründeten, keine arbeitsrechtli¬ 
che Vereinbarung zwischen Betrieb und Werktä¬ 
tigen darstellt, wird dem berufenen oder gewähl¬ 
ten Werktätigen eine leitende Funktion mit be- 
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sonders hoher Verantwortung übertragen. Mit 
dem rechtlichen Akt der Berufung und Wahl wird 
gegenüber allen Werktätigen deutlich gemacht, 
daß es sich dabei um Staats- und Wirtschaftsfunk¬ 
tionäre handelt, denen in Erfüllung staatlicher 
Aufgaben besondere Rechte und Pflichten über¬ 
tragen werden, die mit einer besonderen Verant¬ 
wortung verbunden sind. Diese Rechte und 
Pflichten begründen keine besondere Rechtsstel¬ 
lung gegenüber anderen Werktätigen; es handelt 
sich aber um besondere Aufgaben bei der Wahr¬ 
nehmung von Funktionen des sozialistischen 
Staates. 37 

Zu den besonderen Aufgaben’dieser Werktä¬ 
tigen gehören die qualifizierte Erfüllung und 
Durchsetzung der Beschlüsse der SED 
und der Volksvertretungen, die Wahrneh¬ 
mung und Durchsetzung der sozialistischen Ge¬ 
setzlichkeit, die Entwicklung der Initiative und 
Schöpferkraft aller Werktätigen sowie die Siche¬ 
rung der Teilnahme der Werktätigen an der Pla¬ 
nung und Leitung der gesellschaftlichen Entwick¬ 
lung. Berufung und Wahl übertragen den betref¬ 
fenden Werktätigen staatliche Leitungsfunktionen, 
die sich in politisch-ideologischer Erziehung, wis¬ 
senschaftlich-fachlicher Anleitung und wissen¬ 
schaftlicher Planung, Organisation und Kontrolle 
ausdrücken. Für den berufenen oder gewählten 
Werktätigen gilt es in erster Linie, seine ihm durch 
den sozialistischen Staat übertragenen Aufgaben 
an leitender Stelle verantwortungsbewußt zu er¬ 
füllen und das Leninsche Prinzip der Einheit von 
Kollektivität, Einzelleitung und persönlicher Ver¬ 
antwortung zu verwirklichen. 

Die Möglichkeit, ein Arbeitsrechtsverhältnis 
durch Berufung oder Wahl zu begründen, ergibt 
sich gemäß § 61 Abs. 1 AGB aus den speziellen 
Rechtsvorschriften bzw. den Statuten oder Be¬ 
schlüssen der zentralen Organe von gesellschaftli¬ 
chen Organisationen. Die in diesen rechtlichen 
Regelungen benannten Leiter bzw. Organe kön¬ 
nen Werktätige in ihre Funktion berufen, und die 
jeweiligen zuständigen Volksvertretungen kön¬ 
nen durch Wahl das Arbeitsrechtsverhältnis des 
Werktätigen für diesen begründen (§ 2 Abs. 1 
des Gesetzes vom 24. Juni 1976 über die Wahlen 
zu den Volksvertretungen der DDR - Wahlgesetz 
- GBl. I Nr. 22 S. 301). 

Durch Berufung bzw. Wahl wird das Arbeits¬ 
rechtsverhältnis dieser Staats- und Wirtschafts¬ 
funktionäre mit allen Rechten und Pflichten be¬ 
gründet. Zugleich entstehen auch staats- und ver¬ 
waltungsrechtliche Beziehungen zwischen dem 


berufenen oder gewählten leitenden Mitarbeiter 
und dem berufenden oder wählenden Organ bzw. 
der Organisation. 

Die Berufung nimmt der durch Gesetz er¬ 
mächtigte staatliche Leiter vor. So beruft entspre¬ 
chend § 10 Abs. 3 des Gesetzes vom 16. Oktober 
1973 über den Ministerrat der DDR (GBl. I 
Nr. 16 S. 253) der Vorsitzende des Ministerrates 
nach erfolgter Wahl durch die Volkskammer die 
Minister für den jeweiligen Verantwortungsbe¬ 
reich. Der Minister wiederum nimmt entspre¬ 
chend dem Statut seines Ministeriums die Beru¬ 
fung leitender Kader in seinem Ministerium vor. 

Das Gesetz über die örtlichen Volksvertretun¬ 
gen und ihre Organe in der DDR sieht in § 13 
Abs. 3 vor, daß die Leiter der Fachorgane der örtli¬ 
chen Räte nach Abstimmung mit dem übergeord¬ 
neten Leiter durch die Räte berufen werden. Der 
zuständige örtliche Rat beruft nach § 13 Abs. 1 
dieses Gesetzes auch die Leiter der ihm unterstell¬ 
ten Betriebe und Einrichtungen und andere lei¬ 
tende Mitarbeiter entsprechend den festgelegten 
Nomenklaturen. 

Zum Kreis der Werktätigen, denen durch Be¬ 
rufung besonders hohe Verantwortung übertra¬ 
gen wird, gehören auch die Hauptbuchhalter. Im 
§ 2 Abs. 1 bis 3 der VO vom 7. Juni 1979 über die 
gesellschaftliche Verantwortung, die Vollmachten 
und Pflichten des Hauptbuchhalters in den volks¬ 
eigenen Kombinaten und volkseigenen Betrieben 
- Hauptbuchhalterverordnung - (GBl. I Nr. 18 
S. 156) sind dazu Einzelheiten festgelegt. 

Wird der Werktätige durch die zuständige 
Volksvertretung in eine bestimmte Funktion ge¬ 
wählt, ist damit ebenfalls ein Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis begründet. 

So werden auf der Grundlage der Artikel 67 
Abs. 2 und 79 Abs. 3 der Verfassung der DDR die 
Vorsitzenden und Mitglieder des Staatsrates und 
des Ministerrates von der Volkskammer als dem 
obersten staatlichen Machtorgan gewählt. Die 
Volksvertretungen in den Bezirken, Kreisen, 
Städten, Stadtbezirken und Gemeinden wählen 
gemäß Artikel 83 Abs. 1 der Verfassung und § 7 
Abs. 1 b GöV den Vorsitzenden und die Mitglie¬ 
der der Räte der örtlichen Staatsorgane bzw. den 
Bürgermeister und begründen damit deren Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis für die Dauer von 5 Jahren 
(§ 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 24. Juni 1976 über 


37 Vgl. Staatsrecht der DDR, Berlin 1977, S. 438 ff. 
Verwaltungsrecht, Berlin 1979, S. 171 f. 
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die Wahlen zu den Volksvertretungen der DDR — 
Wahlgesetz - GBl. I Nr. 22 S. 301). 

Gewählte Funktionäre sind neben diesen 
Werktätigen auch die Richter an den Gerichten 
der DDR. So werden entsprechend § 48 des Ge¬ 
setzes vom 27. September 1974 über die Verfas¬ 
sung der Gerichte der DDR - Gerichtsverfas¬ 
sungsgesetz (GBl. I Nr. 48 S. 457) der Präsident, 
die Vizepräsidenten und die Richter des Obersten 
Gerichtes der DDR von der Volkskammer ge^ 
wählt. Die Wahl der Direktoren und Richter der 
Bezirksgerichte erfolgt durch die Bezirkstage, die 
der Kreisgerichte durch die Kreistage oder Stadt¬ 
verordnetenversammlungen und die der Stadtbe¬ 
zirksgerichte durch die Stadtbezirksversammlun¬ 
gen (§ 46 GVG und § 7 Abs. 1 d GöV). Das Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis von Funktionären von Par¬ 
teien und Massenorganisationen in hauptamtli¬ 
chen Funktionen wird ebenfalls durch Wahl be¬ 
gründet. 

Berufung und Wahl können nur im Einver¬ 
ständnis mit dem Werktätigen erfolgen. Dem 
Werktätigen, der sein Arbeitsrechtsverhältnis 
durch Berufung oder Wahl begründet, ist über 
diesen staatsrechtlichen Akt eine entsprechende 
Urkunde auszustellen. Im § 61 Abs. 2 AGB ist 
vorgesehen, daß die Urkunde, die dem Werktäti¬ 
gen auszuhändigen ist, die genaue Bezeichnung 
der Funktion und den exakten Zeitpunkt ihrer 
Übernahme enthalten muß. Es hat sich als nütz¬ 
lich und notwendig erwiesen, dem Werktätigen zu 
dieser Urkunde auch ein Ergänzungsschreiben zu 
übergeben, das, die wesentlichen Rechte und 
Pflichten auf der Grundlage der arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen ausweist. So sind dem Werktäti¬ 
gen mindestens die zutreffende Gehaltsgruppe 
und die Dauer des Erholungsurlaubs mitzuteilen 
(§61 Abs. 3 AGB). Zusätzliche Abreden und be¬ 
sondere Vereinbarungen über die weitere Ausge¬ 
staltung des Arbeitsrechtsverhältnisses können im 
Rahmen der arbeitsrechtlichen Vorschriften ge¬ 
troffen werden, z. B. längere Abberufungsfristen. 
Ansonsten gelten für Werktätige, deren Arbeits¬ 
rechtsverhältnis durch Berufung oder Wahl be¬ 
gründet sind, weitestgehend die gleichen arbeits¬ 
rechtlichen Bestimmungen wie für Werktätige, 
deren Arbeitsrechtsverhältnis durch Arbeitsver¬ 
trag begründet wird. 


7.2. 

Die Beendigung des durch Berufung 
oder Wahl begründeten < ) 

Arbeitsrechtsverhältnisses 

Für die Beendigung des durch Berufung oder 
Wahl begründeten Arbeitsrechtsverhältnisses sieht 
das AGB auf Grund der besonderen Stellung die¬ 
ser Werktätigen eine Reihe von Besonderheiten 
vor. 

Entsprechend § 66 AGB endet das durch 
Wahl begründete Arbeitsrechtsverhältnis durch 
Zeitablauf, d. h. mit Ablauf der jeweiligen Wahl¬ 
periode. Die durch Berufung erfolgte Begründung 
eines Arbeitsrechtsverhältnisses erfolgt durch 
fristgemäße oder fristlose Abberufung (§ 62 
AGB). 

Das AGB legt keine Gründe für eine fristge¬ 
mäße Abberufung fest. In der Regel handelt es 
sich dabei um das Erreichen des Rentenalters, den 
Eintritt der Invalidität,, um Strukturänderungen 
oder die Nichteignung des berufenen Werktäti¬ 
gen. 

Die fristgemäße Abberufung ist grundsätzlich 
unter Einhaltung einer Frist von mindestens ei¬ 
nem Monat auszusprechen, soweit andere Ver¬ 
einbarungen über längere Fristen nicht bestehen 
(§ 62 Abs. 2 AGB). Sie bedarf ebenso wie die 
fristlose Entlassung der Schriftform und der exak¬ 
ten Angabe der Gründe. Beide sind somit Wirk¬ 
samkeitsvoraussetzungen für eine Abberufung. 
Ist für die Berufung eines Werktätigen die Zu¬ 
stimmung eines übergeordneten Organs erforder¬ 
lich, gilt dies entsprechend § 62 Abs. 1 AGB auch 
für die Abberufung. Erst mit erteilter Zustim¬ 
mung wird die Abberufung wirksam. 

Beabsichtigt der Werktätige das durch Beru¬ 
fung begründete Arbeitsrechtsverhältnis aufzulö¬ 
sen, kann er einen Antrag auf Abberufung gemäß 
§ 63 AGB stellen. Bei der Entscheidung über den 
Antrag, die innerhalb eines Monats zu treffen ist, 
sind die gesellschaftlichen und persönlichen Inter¬ 
essen zu berücksichtigen. Das berufende Organ 
hat dem Antrag auf Abberufung zu entsprechen, 
wenn der Werktätige aus Gesundheits-, Alters¬ 
oder anderen zwingenden Gründen die übertra¬ 
gene Funktion nicht mehr ausüben kann. 

Die bei berufenen Kadern durch das Gesetz 
vorgeschriebene Ein-Monats-Frist zur Entschei- 
dupg des Antrags auf Abberufung gilt nicht für 
gewählte Funktionäre. 

Die fristlose Abberufung ist nach § 62 Abs. 3 
AGB nur dann zulässig, wenn die im AGB (§ 56) 
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für die fristlose Entlassung genannten Gründe, 
d. h. schwerwiegende Verletzung der sozialisti¬ 
schen Arbeitsdisziplin oder der staatsbürgerlichen 
Pflichten, vorliegen. 

Die Bestimmungen über die Abberufung gel¬ 
ten auch für gewählte Funktionäre, wenn das Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis vor Ablauf der Wahlperiode 
beendet werden soll. 

Bei der fristgemäßen Abberufung ist der Be¬ 
trieb verpflichtet, dem abberufenen Werktätigen 
rechtzeitig eine zumutbare andere Arbeit anzu¬ 
bieten (§ 64 Abs. 3 AGB). Auch bei der fristlosen 
Abberufung obliegt es dem Betrieb, dem Werktä¬ 
tigen die erforderliche Unterstützung bei der 
Aufnahme einer anderen Arbeit zu gewähren. 

Die Stellungnahme der Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitung ist vor der Abberufung eines Werk¬ 
tätigen einzuholen. Eine Abberufung ohne diese 
gewerkschaftliche Stellungnahme ist nicht zuläs¬ 
sig. Es muß allerdings dabei beachtet werden, daß 
es sich nicht um eine Wirksamkeitsvoraussetzung 
für die Abberufung handelt und die gewerkschaft¬ 
liche Stellungnahme nach § 64 Abs. 1 AGB nicht 
mit der gewerkschaftlichen Zustimmung entspre¬ 
chend § 24 Abs. 3 AGB, die der Entscheidung des 
Betriebsleiters Rechtswirksamkeit verleiht, iden¬ 
tisch ist. Erfolgt die Abberufung durch den Staats¬ 
rat, den Vorsitzenden des Ministerrates, Üie örtli¬ 
chen Räte oder die gewählten Organe gesell¬ 
schaftlicher Organisationen, ist die gewerkschaft¬ 
liche Stellungnahme nicht erforderlich. Eine sol¬ 
che Stellungnahme erübrigt sich auch dann, wenn 
der Werktätige einen Antrag auf Abberufung 
stellt und diesem Antrag stattgegeben wird. 

Der Werktätige kann gegen die Abberufung 
bzw. gegen die Ablehnung des Antrags auf Abbe¬ 
rufung Beschwerde einlegen. Das regelt § 66 
Abs. 1 AGB. Die Beschwerde ist an den Leiter 
oder das Organ zu richten, von dem die Entschei¬ 
dung getroffen wurde. 

Innerhalb von zwei Wochen ist über die einge¬ 
gangene Beschwerde zu entscheiden. Kommt 
keine Einigung zustande, hat das übergeordnete 
Organ endgültig zu entscheiden. Die Beschwerde 
hat keine aufschiebende Wirkung. 

Diese Bestimmungen gelten nicht bei gewähl¬ 
ten Funktionären. Für Entscheidungen von Streit¬ 
fällen über Berufung und Abberufung oder Wahl 
sind die Konfliktkommissionen und staatlichen 
Gerichte nicht zuständig. Sie können jedoch über 
andere Streitigkeiten aus Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
sen, die durch Berufung oder Wahl begründet 
wurden, entscheiden. 


8 . 

Die Anforderungen an die Beurteilung 

bei Beendigung 

des Arbeitsrechtsverhältnisses 

Eine Beurteilung im Sinne des Arbeitsrechts ist 
die vom Betrieb vorgenommene Einschätzung 
über Tätigkeit und Leistungen sowie über die 
Entwicklung des Werktätigen im bisherigen Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis, wenn das Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis beendet wird oder die Beendigung beab¬ 
sichtigt ist. Für den Werktätigen, für den bisheri¬ 
gen und für den künftigen Betrieb ist die Beurtei¬ 
lung von grundsätzlicher Bedeutung, weil sie dazu 
beiträgt, die Persönlichkeitsentwicklung des 
Werktätigen im gesellschaftlichen Arbeitsprozeß 
deutlich zu machen und Anhaltspunkte für den 
weiteren Einsatz gibt. 

Im einzelnen dient die Beurteilung dazu, daß 

- der Werktätige Klarheit erhält, wie sein Ver¬ 
halten im Betrieb, seine Leistungen, seine Fä¬ 
higkeiten und seine Aktivität eingeschätzt 
werden. Ist die Beendigung des Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses vorgesehen - gleichgültig auf 
wessen Initiative hin - erhält der Werktätige 
mit der Beurteilung ein wichtiges Dokument, 
das die Bewerbung in einem anderen Betrieb 
und damit die Vorbereitung eines neuen Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses unterstützt; 

- der Werktätige entsprechend seiner Qualifi¬ 
kation eingesetzt wird. Deshalb kommt es 
nicht allein auf eine allgemeine Würdigung des 
vom Werktätigen erreichten Qualifikations¬ 
grades (Facharbeiterabschluß, Hochschul¬ 
oder Fachschulabschluß) an, sondern auf die 
vorhandenen Fähigkeiten, Fertigkeiten und 
Erfahrungen, auf hervorstechende Eigen¬ 
schaften, die mit der bisher ausgeübten Tätig¬ 
keit bzw. Funktion Zusammenhängen; 

- der Betrieb, in dem sich der Werktätige be¬ 
worben hat, begründet über eine Einstellung 
entscheiden kann. Zusammen mit dem per¬ 
sönlichen Eindruck, den Vertreter des Betrie- f 
bes beim Einstellungsgespräch gewinnen, be¬ 
einflußt die Beurteilung natürlich die Ent¬ 
scheidung des Betriebes erheblich. Des weite¬ 
ren kann das Betriebs- und Arbeitskollektiv 
nach erfolgter Einstellung an die vorliegende 
Einschätzung anknüpfen und für einen ratio¬ 
nellen Einsatz des Werktätigen sowie für seine 
schnelle Einarbeitung sorgen. 
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ln Übereinstimmung mit dem Inhalt des 
Rechts auf Arbeit hat ein Werktätiger nicht nur 
dann einen Anspruch auf eine Beurteilung wenn 
das Arbeitsrechtsverhältnis oder Lehrverhältnis 
beendet wird, sondern auch dann, wenn der 
Werktätige die Beendigung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses beabsichtigt, d. h., wenn er sich in einem 
anderen Betrieb bewerben möchte, ohne das bis¬ 
herige Arbeitsrechtsverhältnis bereits beendet 
oder die Beendigung angekündigt zu haben. Der 
Werktätige hat ebenfalls Anspruch auf eine Beur¬ 
teilung, wenn das Arbeitsrechtsverhältnis weiter¬ 
besteht, er aber eine andere Arbeitsaufgabe über¬ 
nimmt bzw. eine Tätigkeit in einem anderen Ar¬ 
beitskollektiv aufnimmt. In solchen Fällen wird 
mit der Beurteilung der gleiche Zweck erreicht, 
wie bei der Beendigung des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses. Um auch noch anderen Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen, die eine Beurteilung erfor¬ 
derlich machen können, sind in § 67 Abs. 1 
Buchst, c AGB Möglichkeiten eröffnet, und zwar 
dann, wenn der Werktätige ein berechtigtes Inter¬ 
esse nachweist und die Anfertigung verlangt. 

Dem Zweck von Beurteilungen untergeordnet 
sind die im AGB enthaltenen Maßstäbe für Inhalt 
und Anfertigung von Beurteilungen, für das ge¬ 
werkschaftliche Mitwirkungsrecht und das Ein¬ 
spruchsrecht des Werktätigen. 

Der staatliche Leiter, der für den Inhalt und 
die Anfertigung einer Beurteilung verantwortlich 
ist, muß das Verhalten des Werktätigen während 
des bestehenden Arbeitsrechtsverhältnisses ob¬ 
jektiv werten. Die Einschätzung hat sich auf die 
wesentlichen und charakteristischen Verhaltens¬ 
weisen des Werktätigen zu konzentrieren (vgl. 
§ 68 Abs. 1 AGB). Es versteht sich, daß die Beur¬ 
teilung wahrheitsgemäß sein muß und deshalb in 
ausgewogenen Proportionen positives und kritik¬ 
würdiges Verhalten zu werten ist. Auch die Maß¬ 
stäbe für die Anfertigung von Beurteilungen die¬ 
nen ihrer Zwecksetzung. So hat der Werktätige 
einen Rechtsanspruch auf Aushändigung der Be¬ 
urteilung, und zwar spätestens zwei Wochen nach 
Mitteilung des Werktätigen, daß er eine Beurtei¬ 
lung benötigt. Um ein reales Bild zu erhalten, ist 
der Betrieb verpflichtet, dafür zu sorgen, daß die 
Beurteilung im Beisein des betreffenden Werktä¬ 
tigen im Arbeitskollektiv beraten wird. Entspre¬ 
chend der Struktur des Betriebes erweist sich in 
der Regel die unterste Organisationsform (Briga¬ 
de, Bereich, Sektor, aber auch Gewerkschafts¬ 
gruppe) als das sicher sachkundigste Gremium. 
Die Beratung im Arbeitskollektiv ist allerdings 


keine Wirksamkeitsvoraussetzung für eine Beur¬ 
teilung. 

Damit außerdem auch die Gewerkschaftslei¬ 
tung des Betriebes Gelegenheit erhält, ihre Mei¬ 
nung zur Beurteilung zu äußern und in sonstiger 
Weise mitzuwirken, ist die zuständige betriebliche 
Gewerkschaftsleitung über eine vorgesehene Be¬ 
ratung der Beurteilung im Arbeitskollektiv zu in¬ 
formieren, und sie ist berechtigt, daran teilzuneh¬ 
men und ihre Auffassung darzulegen. Die kollek¬ 
tive Beratung ebenso wie das gewerkschaftliche 
Mitwirkungsrecht bieten vielfältige Möglichkei¬ 
ten, zur inhaltlichen Ausgestaltung der Beurtei¬ 
lung und zur Einhaltung der sozialistischen Ge¬ 
setzlichkeit beizutragen. Das in § 69 AGB festge¬ 
legte Einspruchsrecht des Werktätigen gegen den 
Inhalt von Beurteilungen gibt ihm ebenso hinrei¬ 
chende Gelegenheit, durch ein Gericht seine 
Rechte durchzusetzen wie die Festlegung, daß die 
Einspruchsfrist drei Monate beträgt und nach 
Aushändigung der Beurteilung beginnt (§ 69 
AGB). 


9. 

Die Mitwirkung der Gewerkschaften 
bei der Begründung, Änderung 
und Auflösung 

von Arbeitsrechtsverhältnissen 

9.1. 

Grundsätzliche Aufgaben 
der Gewerkschaften beim Abschluß, 
der Änderung und der Auflösung 
arbeitsrechtlicher Verträge 

Das AGB gewährt den Gewerkschaften im Be¬ 
trieb umfassende Rechte zur Wahrnehmung der 
Interessen der Werktätigen 38 Das Ziel der gewerk¬ 
schaftlichen Mitbestimmung, und Mitwirkung 
beim Abschluß, bei der Änderung und Auflösung 
von arbeitsrechtlichen Verträgen besteht in der 


38 Vgl. Ordnung für die Wahrnehmung der Rechte 
der Gewerkschaften beim Abschluß, bei der Ände¬ 
rung und der Auflösung von Arbeitsverträgen. Be¬ 
schluß des Sekretariats des Bundesvorstandes des 
FDGB vom 21. Juni 1978 a. a. O.; W. Hant- 
sche/S. Sahr, Leitung des Betriebes und Mitwir¬ 
kung der Werktätigen, Berlin 1978, S. 36. 
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rationellen Nutzung des Arbeitsvermögens der 
Werktätigen und dem bewußten Anstreben stabi¬ 
ler Arbeitsrechtsverhältnisse. Es geht um die Si¬ 
cherung des Rechts auf Arbeit, die Herstellung 
stabiler Rechtsverhältnisse, die Festigung der Be¬ 
triebsverbundenheit und die Planmäßigkeit der 
Arbeitsbeziehungen. Zugleich kommen die Ge¬ 
werkschaften damit auch ihrer umfassenden Ver¬ 
antwortung bei der Vervollkommnung und Wei¬ 
terentwicklung der sozialistischen Demokratie im 
Betrieb nach. Durch ihre Mitwirkung bei der ef¬ 
fektiven Gestaltung der Arbeitsrechtsverhältnisse 
treten die Gewerkschaften auch als gesellschaftli¬ 
ches Kontrollorgan in Erscheinung, das die Wah¬ 
rung der gesetzlich garantierten Rechte und Be¬ 
lange der Werktätigen überwacht und somit zur 
konsequenten Einhaltung des sozialistischen Ar¬ 
beitsrechts beiträgt. Die der Gewerkschaft auf 
diesem Gebiet übertragenen Mitwirkungsmög¬ 
lichkeiten erstrecken sich auf Zustimmungs-, In¬ 
formations- und Kontrollrechte (vgl. auch § 24 
AGB). Damit werden diese wesentlichen, alle 
Werktätigen berührenden Fragen, unter umfas¬ 
sender Teilnahme der Werktätigen und ihrer Ge¬ 
werkschaften gelöst und sind somit beredter Aus¬ 
druck sozialistischer Demokratie und Verwirkli¬ 
chung des durch die Verfassung garantierten 
Rechts auf Mitbestimmung und Mitgestaltung. 

9.2. 

Die Mitwirkung der Gewerkschaften 
bei der Vorbereitung 
arbeitsrechtlichcr Verträge 

Es gehört zu den wichtigsten Rechten der betrieb¬ 
lichen Gewerkschaftsorganisation, an der Vorbe¬ 
reitung und dem Abschluß arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge aktiv mitzuwirken (§ 22 Abs. 2 k AGB). 
Mit der Wahrnehmung der der Gewerkschaftsor¬ 
ganisation und ihrem Organ gesetzlich garantier¬ 
ten Rechte ist sie in der Lage, umfassend die In¬ 
teressen der Werktätigen des Betriebes zu vertre¬ 
ten und damit wesentlich auch die Übereinstim¬ 
mung der Interessen von Gesellschaft, Betrieb 
und Werktätigem zu fördern. 

Entsprechend § 43 Abs. 2 AGB ist der Be¬ 
trieb durch seinen Betriebsleiter oder dessen Be¬ 
auftragten verpflichtet, die zuständige betriebli¬ 
che Gewerkschaftsleitung vom Abschluß eines 
Arbeitsvertrages zu verständigen. So kann der 
Vertreter der zuständigen Gewerkschaftsleitung 
oder der jeweilige Vertrauensmann am Einstel¬ 


lungsgespräch teilnehmen. Das ist vor allem des¬ 
halb von Bedeutung, weil er in der vorbereitenden 
Aussprache über den Abschluß eines Arbeitsver¬ 
trages auf die Erörterung der Einzelheiten der zu 
übertragenden Arbeitsaufgabe, wie die erforder¬ 
liche Qualifikation, Arbeits- und Lohnbedingun¬ 
gen oder notwendige Maßnahmen zur Einarbei¬ 
tung, umfassend Einfluß nehmen kann. Zugleich 
wird auch die gewerkschaftliche Kontrolle dar¬ 
über ausgeübt, ob die vorgesehenen Vereinba¬ 
rungen den gesetzlichen Bestimmungen und Kol¬ 
lektivverträgen entsprechen und die Rechte des 
Werktätigen beachtet werden. 

Die Teilnahme des Gewerkschaftsfunktionärs 
sollte vor allem dann erfolgen, wenn es sich um 
den erstmaligen Abschluß eines Arbeitsvertrages 
bzw. es sich um Werktätige handelt, die besonde¬ 
ren Schutz- und Förderungsbestimmungen unter¬ 
liegen. 

Die Mitwirkung der Gewerkschaften bezieht 
sich auch auf das befristete Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis. 

Ebenso besteht das Mitwirkungsrecht der zu¬ 
ständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung bei 
der Vorbereitung von Änderungsverträgen. 
Der Betrieb hat sie vom beabsichtigten Abschluß 
eines Änderungsvertrages zu'verständigen (§ 49 
Abs. 1 AGB). So kann die Gewerkschaftsleitung 
bei vorgesehenen Rationalisierungsmaßnahmen 
und Strukturveränderungen Einfluß nehmen, daß 
durch die staatlichen Leiter in den Arbeitskollek¬ 
tiven vorbereitende Aussprachen über Ziele und 
Erfordernisse der notwendigen Maßnahmen er¬ 
folgen. 

Bei dem Gespräch über die Vorbereitung des 
Änderungsvertrages steht wiederum die Herstel¬ 
lung der Interessenübereinstimmung im Vorder¬ 
grund; es kommt für den Gewerkschaftsvertreter 
darauf an, die eingeleiteten Maßnahmen zu kon¬ 
trollieren, so z. B. die erforderlichen Maßnahmen 
zur Qualifizierung und Unterstützung des Werk¬ 
tätigen oder die Fragen der Einarbeitung. 

Es gehört weiter zu den Rechten der betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsleitung, die Wiederherstel¬ 
lung der Gesetzlichkeit und die arbeitsrechtliche 
Verantwortlichkeit des Verantwortlichen zu ver¬ 
langen, wenn gesetzliche Bestimmungen verletzt, 
oder der Werktätige unzulässig beeinflußt wurde. 
Zugleich ist der Werktätige auf sein Einspruchs¬ 
recht gemäß § 60 AGB hinzuweisen und im Falle 
eines Arbeitsrechtsstreites der gewerkschaftliche 
Standpunkt darzulegen. 

Paragraph 50 Abs. 2 AGB regelt die gewerk- 


150 



schaftliche Mitwirkung bei der Vorbereitung des 
Abschlusses eines Delegierungsvertrages. Die be¬ 
teiligten zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitungen sind durch die Vertragspartner zu 
verständigen und wirken beim Abschluß des De¬ 
legierungsvertrages mit. Die notwendig im Dele¬ 
gierungsvertrag schriftlich festzulegenden Ver¬ 
einbarungen, wie die zeitliche Begrenzung des 
Einsatzes, Arbeitsaufgabe und Arbeitsort oder 
vom bisherigen Arbeitsvertrag abweichende Re¬ 
gelungen unterliegen der Kontrolle der gewerk¬ 
schaftlichen Vertreter. Auch hier muß das Ziel in 
der bewußten Herstellung der Interessenüberein¬ 
stimmung zwischen Gesellschaft, Betrieb und 
Werktätigen bestehen. 

Ein Zustimmungsrecht obliegt der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung des Ein¬ 
satzbetriebes, wenn der Delegierungsvertrag vor¬ 
fristig aufgelöst wird. 

Soll zwischen Betrieb und Werktätigem ein 
Aufhebungsvertrag abgeschlossen werden, be¬ 
steht für den Betrieb ebenfalls die Pflicht, die Ge¬ 
werkschaftsleitung zu informieren. Sie kann prü¬ 
fen, inwieweit der vorgesehene Vertrag den ge¬ 
sellschaftlichen Erfordernissen und persönlichen 
Interessen des Werktätigen entspricht und welche 
Gründe für die Auflösung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses vorliegen. Des weiteren kann geklärt 
werden, ob der Werktätige nicht weiter im Be¬ 
triebskollektiv tätig sein kann, welche Rechtsfol¬ 
gen konkret für den Werktätigen entstehen und 
ob der Werktätige auf unzulässige Art und Weise 
zum Abschluß des Aufhebungsvertrages gebracht 
wurde. In jedem Fall ist darauf zu achten, daß der 
Aufhebungsvertrag nicht anstelle der arbeits¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit zur Anwendung 
gelangt. 

Bei Abschluß des Aufhebungsvertrages auf 
Initiative des Betriebes unterliegt die gesetzliche 
Verpflichtung des Betriebes, dem Werktätigen ei¬ 
nen Änderungsvertrag über die Aufnahme einer 
zumutbaren anderen Arbeit, oder, soweit das 
nicht möglich ist, einen Überleitungsvertrag an¬ 
zubieten, gleichfalls der gewerkschaftlichen Kon¬ 
trolle. , 

So wie beim Delegierungsvertrag -rechtlich 
vorgesehen, sind auch beim beabsichtigten Ab¬ 
schluß eines Überleitungsvertrages durch die be¬ 
teiligten Betriebe beide zuständigen Gewerk¬ 
schaftsleitungen zu informieren; beide haben auch 
das Recht der Teilnahme an der zu führenden 
Aussprache (§ 53 Abs. 3 AGB). 

Die in den Überleitungsvertrag aufzunehmen¬ 


den Vereinbarungen, wie der Tag der Auflösung 
des Arbeitsvertrages, der Beginn der neuen Tä¬ 
tigkeit und die neu auszuübende Arbeitsaufgabe, 
sind durch die gewerkschaftlichen Vertreter ent¬ 
sprechend zu überprüfen. Der Kontrolle unter¬ 
liegt auch die in Verbindung mit Rationalisie¬ 
rungsmaßnahmen oder Strukturveränderungen 
bei Überleitungsverträgen erforderliche 3-Mo¬ 
natsfrist und die durch die Betriebe zur Vor¬ 
bereitung des Werktätigen auf seine neue Arbeits¬ 
aufgabe zu erfüllenden konkreten Verpflichtun¬ 
gen, wie Qualifizierungsmaßnahmen usw. 

9.3. 

Die Mitwirkung der Gewerkschaften 

bei der Auflösung 

des Arbeitsrechtsverhältnisses 

Neben der gewerkschaftlichen Mitwirkung bei 
Auflösung des Arbeitsrechtsverhältnisses durch 
Vertrag bestehen auch bei den anderen Formen 
d^r Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
umfangreiche gewerkschaftliche Rechte und 
Möglichkeiten der Einflußnahme. So ist bei der 
vom Werktätigen ausgehenden Kündigung durch 
ein Leitungsmitglied ein Gespräch mit dem betref¬ 
fenden Werktätigen zu führen, in dem die Gründe 
für die beabsichtigte Kündigung zu erfragen sind 
und im Ergebnis auf möglicherweise auftretende 
Mängel in der Leitungstätigkeit hinzuweisen ist. 

Die vom Betrieb ausgehende Kündigung be¬ 
darf gemäß § 57 Abs.-1 AGB der vorherigen Zu¬ 
stimmung der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung. Die Gewerkschaftsleitung über¬ 
prüft ihre Zuständigkeit, die Objektivität des an¬ 
gegebenen Kündigungsgrundes, das Angebot des 
durch das AGB geforderten Änderungs- bzw. 
Überleitungsvertrages und die Einhaltung der 
vorgesehenen Kündigungsfristen und besonderen 
Kündigungsschutzbestimmungen. Der Beschluß 
muß eindeutig die Zustimmung oder Verweige¬ 
rung zum Ausdruck bringen und ist dem Werktä¬ 
tigen zur Kenntnis zu geben. Gibt die zuständige 
betriebliche Gewerkschaftsleitung ihre Zustim¬ 
mung zur Kündigung nicht, entscheidet die über¬ 
geordnete Gewerkschaftsleitung, unter Anhören 
eines Vertreters der zuständigen Leitung, endgül¬ 
tig. Diese Entscheidung setzt den Antrag des Be¬ 
triebes voraus. 

Bei Zustimmung ist der Werktätige durch die 
Gewerkschaftsleitung auf sein Einspruchsrecht 
hinzuweisen. 
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Das Mitwirkungsrecht der Gewerkschaften in 
Form der vorherigen Zustimmung besteht auch 
bei der fristlosen Entlassung. Hier kann allerdings 
ausnahmsweise die Zustimmung innerhalb einer 
Woche nachträglich erteilt werden. 

Die Gewerkschaftsleitung hat in erster Linie 
zu prüfen, ob tatsächlich die Gründe für eine frist¬ 
lose Entlassung entsprechend § 56 AGB vorlie¬ 
gen, die Pflichtverletzung die fristlose Entlassung 
als schwerste Disziplinarmaßnahme rechtfertigt 
und eine Weiterbeschäftigung des Werktätigen in¬ 
folge der Pflichtverletzung im Betrieb nicht mehr 
möglich ist. 

In diese Kontrolle ist die Prüfung der Gesetz¬ 
lichkeit des durchgeführten Disziplinarverfahrens 
mit einzubeziehen, vor allem, ob die Gesamtheit 
aller Umstände beim Ausspruch der Disziplinar¬ 
maßnahme berücksichtigt wurde. Über die Zu¬ 
stimmung bzw. Ablehnung ist ein Beschluß der 
gewerkschaftlichen Leitung zu fassen und proto¬ 
kollarisch festzuhalten. Zugleich sollte die Ge¬ 
werkschaftsleitung auch kontrollieren, ob der Be¬ 
trieb seiner Verpflichtung nachkommt, den Werk¬ 
tätigen bei der Aufnahme einer anderen Arbeit zu 
unterstützen. Ansonsten gelten die gewerkschaft¬ 
lichen Aufgaben bei der Kündigung auch bei der 
fristlosen Entlassung von Werktätigen. 

Zur gewerkschaftlichen Mitwirkung bei der 
Abberufung ist unter Abschn. 7.2. dieses Kapitels 
Näheres ausgeführt. 


recht wird und eine Einschätzung der gesellschaft¬ 
lichen Tätigkeit des Werktätigen enthält. Der 
Werktätige ist auf sein Recht hinzuweisen, vom 
Betrieb entsprechend § 67 Abs. 1 AGB die Beur¬ 
teilung unverzüglich ausgehändigt zu bekommen 
bzw. die Aushändigung der Leistungseinschät¬ 
zung zu verlangen. Wenn ein Werktätiger aus¬ 
drücklich die Behandlung seiner Beurteilung in 
der betrieblichen Gewerkschaftsleitung fordert, 
führt die jeweilige Leitung eine Beratung zu dieser 
Beurteilung durch. 

Durch die zuständige betriebliche Gewerk¬ 
schaftsleitung ist der Werktätige auch auf sein 
Einspruchsrecht gegen eine Beurteilung gemäß 
§ 68 AGB hinzuweisen. 

Die gewerkschaftliche Mitwirkung bei Lei¬ 
stungseinschätzungen entspricht der bei Beurtei¬ 
lungen. 


9.4. 

Die gewerkschaftliche Mitwirkung 

bei Beurteilungen 

und Leistungseinschätzungen 

Auch auf dem Gebiet der Beurteilungen und Lei¬ 
stungseinschätzungen bestehen konkrete Mitwir¬ 
kungsrechte der betrieblichen Gewerkschaftslei¬ 
tungen. 

So ist die zuständige Leitung nach § 68 Abs. 3 
AGB von der Beratung zur Beurteilung zu ver¬ 
ständigen, und deren Vertreter haben das Recht, 
an der Beratung teilzunehmen. Sie achten darauf, 
daß die Rechte des betreffenden Werktätigen und 
die Pflichten des Betriebes entsprechend dem 
AGB eingehalten werden und daß die Beurteilung 
in Anwesenheit des Werktätigen im Arbeitskol¬ 
lektiv beraten wird. 

Die Gewerkschaftsvertreter haben ferner dar¬ 
auf zu achten, daß die Beurteilung den im § 68 
AGB gestellten inhaltlichen Anforderungen ge\ 
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Kapitel IV 

Arbeitsorganisation und 
sozialistische Arbeitsdisziplin 


1 . 

Die Festigung der Arbeitsorganisation 
und Arbeitsdisziplin 
durch das Arbeitsrecht 

Die effektive Gestaltung der Arbeitsorganisation 
in den Betrieben und die weitere Festigung der so¬ 
zialistischen Arbeitsdisziplin sind wichtige mitein¬ 
ander verbundene Aufgaben, bei deren Lösung 
dem Arbeitsrecht eine große Bedeutung zu¬ 
kommt. 

Auf dem X. Parteitag wurde nochmals mit 
Nachdruck darauf hingewiesen, daß vor jedem 
Kombinat und jedem Betrieb die Notwendigkeit 
steht, die Initiative der Arbeiter, Ingenieure und 
Forscher voll auszuschöpfen. „Den Rhythmus der 
Arbeit zu verbessern, die Arbeitsdisziplin zu festi¬ 
gen sind vorrangige Anliegen der wirtschaftlichen 
Leitung, der politischen Erziehung und der öko¬ 
nomischen Stimulierung im Sinne des Leistungs¬ 
prinzips.“ 1 

Die Leistungserhöhung in den Kombinaten 
und Betrieben hängt entscheidend von einer wis¬ 
senschaftlich durchdachten, die konkreten Gege¬ 
benheiten berücksichtigenden fortschrittlichen 
Arbeitsorganisation ab. Ihre effektive, die Lei¬ 
stung und Persönlichkeitsentwicklung fördernde 
Gestaltung ist eine wichtige Funktion der Leitung. 
Die Vorzüge und Triebkräfte der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung können durch eine straffe 
Organisation, durch die Schaffung der Bedingun¬ 
gen für eine reibungslose Produktion am besten 
erschlossen werden. Dabei beruht die Organisa¬ 
tion der Arbeit auf der bewußten und schöpferi¬ 
schen Erfüllung der Arbeitspflichten durch alle 
Werktätigen. 

Sie identifizieren sich mit einem gut geleiteten 
Betrieb, in dem Qualitätsarbeit gefordert und lei¬ 
tungsseitig gesichert wird. Die hier an sie gestell¬ 
ten Erwartungen fordern, und fördern ihre Diszi¬ 
plin und ihr engagiertes Mitwirken an der Lösung 
der Planaufgaben. Arbeitsorganisation und Ar¬ 


beitsdisziplin bedingen und ergänzen sich also ge¬ 
genseitig. 

„So wie einerseits die Einhaltung der soziali¬ 
stischen Arbeitsdisziplin ein fester Bestandteil der 
Arbeitsorganisation ist, so ist andererseits die Ar¬ 
beitsorganisation eine wichtige Bedingung für die 
Entwicklung und Festigung der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin. Die Arbeitsdisziplin ist stets 
Ausdruck der politisch-moralisch motivierten 
Einstellung jedes Werktätigen zur Arbeit, also 
Ausdruck des individuellen Bewußtseins. Diese 
Tatsache schließt die Aufgabe in sich ein, daß die 
materiellen Grundlagen und Voraussetzungen für 
die sozialistische Arbeitsdisziplin planmäßig ge¬ 
staltet werden müssen. Zu diesen materiellen Be¬ 
dingungen selbst gehört einerseits die Organisa¬ 
tion der Arbeit als Zustand, andererseits ist die 
WAO als Methode zur Gestaltung der den soziali¬ 
stischen Arbeitsverhältnissen entsprechenden 
Arbeitsbedingungen zu sehen. Durch zielklare 
und planmäßige Anwendung der WAO werden 
wichtige materielle Voraussetzungen für die Her¬ 
ausbildung und Festigung der sozialistischen Ar¬ 
beitsdisziplin geschaffen.“ 2 

Das sozialistische Arbeitsrecht enthält die 
verbindlichen Verhaltensnormen, die für die an 
den Arbeitsverhältnissen Beteiligten - die Werk¬ 
tätigen wie die Betriebe und die für sie handeln¬ 
den Leiter und leitenden Mitarbeiter - dasjenige 
aktive Handeln durch Auferlegung von Pflichten, 
die Festlegung von Aufgaben und Befugnissen 
sowie Gewährung von Rechten konkret vor¬ 
schreiben bzw. ermöglichen, das für eine effektive 
Arbeitsorganisation und hohe Arbeitsdisziplin 
entsprechend den jeweiligen betrieblichen Bedin¬ 
gungen notwendig ist. 


1 Bericht des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands an den X. Parteitag 
der SED. Berichterstatter: Genosse Erich 
Honecker. Berlin 1981, S. 52. 

2 W. Kulitzscher, Arbeitsorganisation und Arbeits¬ 
disziplin, Berlin 1979, S. 8 f. 
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Bereits Lenin hat dieBedeutung einer straffen 
Arbeitsorganisation und bewußten Arbeitsdiszi¬ 
plin für den Aufbau der neuen Gesellschaft her¬ 
ausgearbeitet. 

Er wies darauf hin, daß der Sozialismus nur ge¬ 
schaffen und gefestigt werden kann, wenn die 
Masse der Werktätigen auf den Weg des wirt¬ 
schaftlichen Aufbaus geführt wird, „auf den Weg 
der Schaffung einer neuen gesellschaftlichen Bin¬ 
dung, einer neuen Arbeitsdisziplin, einer neuen 
Arbeitsorganisation, die das letzte Wort der Wis¬ 
senschaft und der kapitalistischen Technik verei¬ 
nigt mit dem Massenzusanjmenschluß bewußt ar¬ 
beitender Menschen, die die sozialistische Groß¬ 
produktion ins Leben rufen“ 3 . 

Arbeitsorganisation und Arbeitsdisziplin im 
Sozialismus unterscheiden sich ihrem Wesen nach 
von der im Kapitalismus. Die Beseitigung der 
Ausbeutung, die Errichtung der Diktatur des Pro¬ 
letariats ermöglichen Arbeitsverhältnisse kame¬ 
radschaftlicher Zusammenarbeit und gegenseiti¬ 
ger Hilfe. Die feste Basis für die neue Arbeitsor¬ 
ganisation und -disziplin ist das sozialistische Ei¬ 
gentum an den Produktionsmitteln. Auf dieser 
Grundlage schafft die Arbeiterklasse unter Füh¬ 
rung ihrer Partei eine neue, gegenüber dem Kapi¬ 
talismus höhere Bindung, eine neue höhere Diszi¬ 
plin, von der Lenin im gleichen Zusammenhang 
als von einer Disziplin bewußt und vereint arbei¬ 
tender Menschen spricht, die über sich keine 
Macht kennen und keine Gewalt außer der ihrer 
eigenen Vereinigung. Und diese neue Disziplin zu 
erreichen, verlangt-wie es Lenin charakterisierte 
— die alltägliche Massenarbeit. Insofern ist diese 
Aufgabe komplizierter als der bloße Sturz des Ka¬ 
pitalismus, entscheidet aber über die Dauerhaf¬ 
tigkeit des Sieges des Sozialismus, der eine neue, 
gegenüber dem Kapitalismus höhere Produk¬ 
tionsweise voraussetzt. Diese alltägliche Arbeit 
bedarf der staatlichen Leitung und Planung und 
darin eingeschlossen des Einsatzes des Rechts. In 
seiner Schrift „Staat und Revolution“ warnte Le¬ 
nin vor der Illusion, daß die Menschen sofort nach 
dem Sturz des Kapitalismus lernen werden, ohne 
alle Rechtsnormen für die Allgemeinheit zu arbei¬ 
ten. Deshalb forderte er, bis die höhere Phase des 
Kommunismus eingetreten sein wird, „die streng¬ 
ste Kontrolle seitens der Gesellschaft und seitens 
des Staates über das Maß der Arbeit und das Maß 
der Konsumtion“ 4 . 

Die arbeitsrechtlichen Vorschriften über die 
wissenschaftliche Arbeitsorganisation orientieren 
auf eine klare Gestaltung der Arbeitsaufgaben, 


eine zweckmäßige Organisation des Zusammen¬ 
wirkens, einen kontinuierlichen Arbeitsablauf 
und damit insgesamt auf solche Arbeitsbedingun¬ 
gen, die den Werktätigen hohe Arbeitsleistungen 
ermöglichen und ihre bewußte Arbeitsdisziplin 
fördern. Ebenso fördert sie die aktive Wahrneh¬ 
mung der Verantwortung durch jeden einzelnen 
Werktätigen, die gewissenhafte Verwirklichung 
der Arbeitspflichten wie die verantwortungsbe¬ 
wußte Wahrnehmung der Rechte, um ein effekti¬ 
ves Arbeiten zu sichern. Der Stand der Organisa¬ 
tion der Arbeit ist wesentlich für das Tempo der 
Entfaltung sozialistischer Kollektivität und die 
Steigerung der Arbeitsleistungen. 

Die Wirksamkeit der wissenschaftlichen Ar¬ 
beitsorganisation hängt auch davon ab, daß die 
arbeitsorganisatorischen Festlegungen von den 
dazu befugten Betriebsleitern und leitenden Mit¬ 
arbeitern unter Mitwirkung der Werktätigen ge¬ 
troffen und gestützt auf ihre Initiative mit dem 
Ziel bestmöglicher Planerfüllung realisiert wer¬ 
den. 

Lenin hat mehrfach die Notwendigkeit der 
Einzelleitung hervorgehoben, die für die kollek¬ 
tive Arbeit in der Großproduktion unerläßlich ist. 
Effektives Zusammenwirken im Arbeitskollektiv 
erfordert die Einheitlichkeit des Willens, der die 
gemeinsame Arbeit leitet und die disziplinierte 
Einordnung in das Arbeitskollektiv in Ausfüh¬ 
rung dieses Willens. 

Das Wesen der Arbeitsorganisation besteht im 
Sozialismus nicht nur in der Gestaltung der Art 
und Weise des Zusammenwirkens der Werktäti¬ 
gen mit den Arbeitsmitteln und -gegenständen im 
Arbeitsprozeß sowie im wechselseitigen kamerad¬ 
schaftlichen Zusammenwirken während des Ar¬ 
beitsprozesses. Vielmehr wird es dadurch charak¬ 
terisiert, daß die Arbeitsorganisation im sozialisti¬ 
schen Betrieb sowohl gesamtgesellschaftlichen, 
betrieblichen als auch persönlichen Interessen 
entspricht und sie als Triebkräfte für die Steige¬ 
rung der Effektivität der Produktion erschließt. 
Im Gegensatz zum Kapitalismus führt die Verbes¬ 
serung der Arbeitsorganisation im Sozialismus 
nicht zum Verlust oder zur Gefährdung des Ar¬ 
beitsplatzes und nicht zur Verschärfung der Ar¬ 
beitsbelastungen. Sie erfolgt bei voller Gewährlei¬ 
stung des verfassungsmäßigen Rechts auf Arbeit. 
Entsprechend dem Wesen der Hauptaufgabe ist 
sie darauf gerichtet, die schöpferischen Elemente 


3 W. I. Lenin, Werke, Bd. 29, Berlin 1965, S. 409. 

4 W. I. Lenin, Werke, Bd. 25, Berlin 1977', S. 484. 
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in den Arbeitsaufgaben der einzelnen anzurei¬ 
chern. Auch hierzu trifft das AGB die nötigen Re¬ 
gelungen. 

Durch die Begründung eines Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses und den damit erfolgten Eintritt in 
ein Betriebskollektiv verwirklicht der Werktätige 
sein Recht auf Arbeit und erfüllt gleichzeitig die 
ehrenvolle Pflicht zu gesellschaftlich nützlicher 
Arbeit. Die Begründung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses erfolgt in Willensübereinstimmung mit 
dem Betrieb in der Regel durch Arbeitsvertrag. 
Sie erstreckt sich auch auf die vom Werktätigen zu 
erfüllende Arbeitsaufgabe. Damit übernimmt der 
Werktätige ausdrücklich die sich aus seinem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis ergebende Verantwortung 
als Einheit von Rechten und Pflichten. Hierin liegt 
der konkrete Inhalt der von jedem Werktätigen 
gemäß § 2 Abs. 5 AGB einzuhaltenden Pflicht zur 
sozialistischen Arbeitsdisziplin.' Das Wesen der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin besteht im bewuß¬ 
ten Einordnen des Werktätigen in das Betriebs¬ 
kollektiv und ist gleichbedeutend mit einem Ver¬ 
halten, das den vom Staat geschaffenen und vom 
Betrieb konkretisierten arbeitsrechtlichen Vor¬ 
schriften entspricht. Die Pflicht zur Wahrung der 
Arbeitsdisziplin ist keine neben den übrigen Ar¬ 
beitspflichten stehende Pflicht. Vielmehr erfor¬ 
dert sie die gewissenhafte Erfüllung aller aus der 
übernommenen Arbeitsaufgabe im einzelnen er¬ 
wachsenden Arbeitspflichten. Sozialistische Ar¬ 
beitsdisziplin schließt auch die verantwortungs¬ 
bewußte Wahrnehmung der Rechte ein. Sie be¬ 
deutet aktive Verwirklichung der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortung im Sinne kameradschaftli¬ 
cher Zusammenarbeit, gegenseitiger Hilfe und 
bewußten Zusammenwirkens. 

Die Arbeitsdisziplin trägt im Sozialismus, wo 
der Werktätige zugleich Träger der Staatsmacht 
und sozialistischer Eigentümer ist, den Charakter 
freiwilliger und bewußter Disziplin und wird zu¬ 
nehmend von den Werktätigen so verstanden und 
aktiv verwirklicht. Besonders sichtbar wird die 
neue Einstellung zur Arbeit im Wettbewerb und 
allgemein in der Teilnahme an der Leitung der Be¬ 
triebe. Allseitige politisch-ideologische Arbeit, 
eine klare Festlegung der Verantwortung, eine 
wissenschaftliche Arbeitsorganisation und die 
konsequente Durchsetzung des Leistungsprinzips 
stärken wirksam die Arbeitsdisziplin. Die Erzie¬ 
hung zu sozialistischer Arbeitsdisziplin ist eine 
wichtige politisch-moralische Aufgabe der Partei 
der Arbeiterklasse, des Staates, der Gewerkschaf¬ 
ten und der Arbeitskollektive. 


Der Sozialismus bedarf schöpferischer Diszi¬ 
plin. Sozialistische Demokratie und damit soziali¬ 
stische Gesetzlichkeit verlangen das verantwor¬ 
tungsbewußte Handeln zur Erfüllung der demo¬ 
kratisch festgelegten Ziele und Aufgaben. Sie set¬ 
zen insbesondere die strikte Einhaltung des sozia¬ 
listischen Rechts voraus. Das haben die Werktäti¬ 
gen erkannt, die im Wettbewerb darum ringen, 
den Plan zu erfüllen und dabei zugleich Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit zu erhöhen. Auf diese 
Weise verschmilzt der Kampf um die Gesetzlich¬ 
keit mit dem um allseitige Planerfüllung. Ohne 
bewußte Disziplin keine wirksame sozialistische 
Demokratie. Ohne verantwortungsbewußtes 
Handeln des einzelnen im Betriebskollektiv keine 
effektive Produktion und kein dem Sozialismus 
gemäßes Funktionieren der anderen gesellschaft¬ 
lichen Bereiche. Damit ist die sozialistische Ar¬ 
beitsdisziplin auch unerläßlich für die Entfaltung 
der Persönlichkeit wie die Stärkung der Kollekti¬ 
vität. 

Das sozialistische Recht gibt den Betrieben 
alle erforderlichen Befugnisse zur Gestaltung ei¬ 
ner effektiven Arbeitsorganisation und zur Stär¬ 
kung der sozialistischen Arbeitsdisziplin. 

Aus den Rechtsvorschriften ergeben sich ins¬ 
besondere folgende Rechte und Pflichten: 

- Der betriebliche Reproduktions- und damit 
Arbeitsprozeß ist unter Nutzung des wissen¬ 
schaftlich-technischen Fortschritts auf ratio¬ 
nellste und effektivste Weise mit dem Ziel der 
Intensivierung der Produktion bei kontinuierli¬ 
cher Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu 
organisieren. 

- Die Belegschaft des Betriebes ist in Anzahl und 
Qualifikation entsprechend den betrieblichen 
Aufgaben und der staatlichen Arbeitskräftebi¬ 
lanz zu bilden sowie qualitativ zu entwickeln. 
Dementsprechend sind Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisse mit Werktätigen zu begründen, zu ändern 
und zu beenden. 

- Die wissenschaftliche Organisation der Arbeit 
muß so gestaltet werden, daß die Arbeitspro¬ 
duktivität gesteigert, Arbeitsplätze eingespart 
und Arbeitskräfte für neue wichtige Arbeits¬ 
aufgaben freigesetzt werden. 

- Das Leistungsprinzip ist in der Entlohnung und 
Prämiierung immer besser durchzusetzen; da¬ 
bei ist vor allem das Prinzip „Neue Technik - 
neue Normen“ zu beachten. 

- Werktätige sind für hervorragende Arbeitslei¬ 
stungen durch Auszeichnungen zu ehren. Ge¬ 
gen eine schuldhafte Verletzung der Arbeits- 
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disziplin ist mit den Mitteln der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit vorzugehen. Ursachen 
und Bedingungen für Disziplinverletzungen 
sind, gestützt auf die gesellschaftlichen Kräfte, 
zu beseitigen. 

Regelungen zur Arbeitsorganisation und Ar¬ 
beitsdisziplin sind nicht nur im 4. Kapitel AGB 
enthalten. Neben weiteren Vorschriften des AGB 
sind vor allem wirtschafts- und verwaltungsrecht¬ 
liche Regelungen zu beachten. Eine bedeutende 
Rolle spielt die AO zur Richtlinie über die An¬ 
wendung der wissenschaftlichen Arbeitsorganisa¬ 
tion vom 17. April 1975 (GBl. I Nr. 19 S. 337). 

2 . 

Die Verantwortung der Betriebe, 
ihrer Leiter und leitenden Mitarbeiter 

2 . 1 . 

Grundlegende Ziele der Arbeitsorganisation 
und -disziplin sowie sich daraus 
ergebende betriebliche Aufgaben 

Paragraph 71 AGB legt die Pflicht des Betriebes 
fest, solche Arbeitsbedingungen zu schaffen, die 
den Werktätigen hohe Arbeitsleistungen ermögli¬ 
chen, ihre bewußte Einstellung zur Arbeit fördern 
und so zur Entwicklung sozialistischer Persönlich¬ 
keiten sowie zur sozialistischen Lebensweise bei¬ 
tragen. Er hat dazu den Arbeitsprozeß unter akti¬ 
ver Teilnahme der Werktätigen nach arbeitswis¬ 
senschaftlichen Erkenntnissen zu gestalten und 
alle Voraussetzungen für eine hohe Arbeitsdiszi¬ 
plin zu schaffön. Hierauf gerichtete Initiativen der 
Werktätigen sind zu fördern sowie moralisch und 
materiell anzuerkennen. 

Sozialistische Arbeitsbedingungen sind die 
Gesamtheit politischer, sozialer, ökonomischer, 
kultureller, juristischer und organisatorischer Be¬ 
dingungen, unter denen die Werktätigen die ihnen 
im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß über¬ 
tragenen Arbeitsaufgaben ausführen, die damit 
verbundenen Pflichten und Rechte ausüben und 
so die ihnen übertragene Verantwortung für die 
Erfüllung der Pläne wahrnehmen. 

Sozialistische Arbeitsbedingungen schließen 
ein, daß die Werktätigen ihre Stellung als Macht¬ 
ausübende, als Eigentümer der Produktionsmittel 
und Produzenten im Betrieb realisieren können. 


Ihr Ziel ist es, das Arbeitsvermögen 5 zu entwik- 
keln und voll zu nutzen. Sie umfassen eine effek¬ 
tive Produktions-, Arbeits- und Leitungsorganisa¬ 
tion, eine hohe Arbeitskultur und Arbeitshygiene, 
eine kontinuierliche bewußtseinsbildende Arbeit, 
eine leistungsfördernde Lohngestaltung und Ar¬ 
beiterversorgung sowie einen wirksamen Ar¬ 
beits-, Gesundheits- und Brandschutz. Insgesamt 
sind sie charakterisiert durch Wesen und Ziel des 
Sozialismus, alles zu tun für das Wohl des Volkes, 
für die Interessen der Arbeiterklasse und aller an¬ 
deren Werktätigen. 

Im Programm der SED heißt es folgerichtig: 
„Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
geht stets davon aus, daß der Mensch die Haupt¬ 
produktivkraft ist, zu deren Nutzen die Intensivie¬ 
rung der Produktion durchgeführt und dessen Ar¬ 
beit dadurch erleichtert wird. Sie schenkt der 
Entwicklung und rationellen Nutzung des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens große Beachtung. 
Dazu gehört der planmäßige Einsatz der Arbeits¬ 
kräfte entsprechend der Qualifikation, der 
Kenntnisse und Fertigkeiten. Die vollständige 
Nutzung der gesetzlichen Arbeitszeit und die 
Vermeidung von Ausfallzeiten sind Bedingungen 
für die ständige Steigerung der Arbeitsproduktivi¬ 
tät. Diesem Zweck dient auch die wissenschaftli¬ 
che Arbeitsorganisation mit dem Arbeitsstudium, 
der Arbeitsgestaltung, der Arbeitsnormung und 
Arbeitsklassifizierung.“ 6 

Paragraph 71 AGB verpflichtet deshalb die 
Betriebe, den Arbeitsprozeß unter aktiver Teil¬ 
nahme der Werktätigen nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen so zu gestalten, daß 

- ein optimales Zusammenwirken der Werktäti¬ 
gen mit ihren Arbeitsmitteln und Arbeitsge¬ 
genständen im Arbeitsprozeß gesichert ist; 

- günstige Bedingungen für die Herausbildung 
sozialistischer, auf dem Prinzip kameradschaft¬ 
licher Zusammenarbeit und gegenseitiger Hil¬ 
fe, auf hoher Staats- und Arbeitsdisziplin beru¬ 
hender Beziehungen der Werktätigen im Ar¬ 
beitsprozeß bestehen; 


5 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1953, 
S. 175; hier heißt es: „Unter Arbeitskraft oder 
Arbeitsvermögen verstehen wir den Inbegriff der 
physischen und geistigen Fähigkeiten, die in der 
Leiblichkeit, der lebendigen Persönlichkeit eines 
Menschen existieren und die er in Bewegung setzt, 
so oft er Gebrauchswerte irgendeiner Art produ¬ 
ziert.“ 

6 Programm der SED, Berlin 1976, S. 27 f. 
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- die Anwendung des wissenschaftlich-techni¬ 
schen Fortschritts sowie der fortgeschrittenen 
Erfahrungen der Werktätigen im Arbeitspro¬ 
zeß gefördert wird; 

- die Werktätigen in der Lage sind, bei allseitiger 
Entwicklung ihrer geistigen und körperlichen 
Fähigkeiten hohe Leistungen bei der Erfüllung 
der Pläne zu erbringen. 7 

In Übereinstimmung mit den objektiven Er¬ 
fordernissen der Arbeitsprozesse in der Produk¬ 
tion und anderen Bereichen der gesellschaftlichen 
Arbeit orientiert das AGB darauf, die wissen¬ 
schaftliche Arbeitsorganisation in folgenden 
Richtungen 8 zu entwickeln: 

- Bestimmung und Abgrenzung der Arbeitsauf¬ 
gaben (Funktionen) der Werktätigen und Ar¬ 
beitskollektive unter Vervollkommnung der 
Arbeitsverfahren und -methoden (§ 73 Abs. 2 
AGB); 

- Vervollkommnung der Arbeitsteilung und 
Kooperation im Arbeitsprozeß (§ 74 Abs. 1 
AGB); 

- Bestimmung der objektiv erforderlichen Be¬ 
rufs- und Qualifikationsstruktur der Arbeits¬ 
kollektive sowie der Qualifikation der Werktä¬ 
tigen in Abhängigkeit von ihren Arbeitsaufga¬ 
ben (§ 79 AGB); 

- Effektive Gestaltung der Arbeitsplätze ein¬ 
schließlich ihrer materiell-technischen Ausstat¬ 
tung und Versorgung sowie Entwicklung 
zweckmäßiger Arbeitsmethoden (§ 74 Abs. 1 
und 2 AGB); 

- Bestmögliche Gestaltung der Arbeits- und 
Umweltbedingungen (§ 74 Abs. 3; 10. Kapitel 
AGB); 

- Entwicklung der ethisch-psychologischen Ele¬ 
mente des Arbeitsprozesses (§ 71 AGB); 

- Ausarbeitung und Einführung von Arbeits¬ 
normen und anderen Kennzahlen der Arbeits¬ 
leistung (§§ 75 bis 78 AGB). 

Die Arbeitsorganisation im Betrieb ist insgesamt 
darauf gerichtet, 

- den Anteil der körperlich schweren und ge¬ 
sundheitsgefährdenden Arbeit zu verringern, 
die Arbeitsbedingungen sicherer zu gestalten 
und die Unterschiede zwischen geistiger und 
körperlicher Arbeit durch Erhöhung der schöp¬ 
ferischen Anteile an der Arbeitsaufgabe zu ver¬ 
ringern und 

- das Zusammenwirken der Werktätigen und 
ihre gegenseitige Unterstützung sowie die Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den Arbeits- und Be- 
triebskollektiven zu fördern und so den sozia¬ 


listischen Charakter der Arbeit weiter aus¬ 
zuprägen. 9 

Die Lösung dieser Aufgaben des Betriebes, 
wie sie im einzelnen im 4. Kapitel AGB festgelegt 
sind, ist untrennbar mit der weiteren Vertiefung 
der sozialistischen Demokratie durch Erhöhung 
der Qualität der Einzelleitung und Mitwirkung 
entsprechend den Normen des 2. Kapitels des 
AGB verbunden: „In der engen Verbindung von 
Wissenschaft und Produktion, zentraler Leitung 
und schöpferischer Initiative von unten, Einzellei¬ 
tung der Betriebe und Masseninitiative im soziali¬ 
stischen Wettbewerb fallen. . . die wesentlichen 
Entscheidungen über die Erhöhung der Effektivi¬ 
tät unserer Wirtschaft.“ 10 • 

Die wissenschaftliche Arbeitsorganisation ist 
deshalb keine Ressortaufgabe von Spezialisten, 
sondern betrifft, wie die §§ 18 und 21 in Verb. m. 
den §§71 ff. AGB festlegen, jeden Betriebsleiter 
und alle leitenden Mitarbeiter. Sie wird erst durch 
das verantwortungsvolle Handeln der Leiter und 
aller Werktätigen der von ihnen geleiteten Be¬ 
triebs- und Arbeitskollektive mit Leben erfüllt. 


7 Weitere diesbezügliche Rechtsvorschriften außer 
dem AGB sind: AO zur Richtlinie über die An¬ 
wendung der wissenschaftlichen Arbeitsorganisa- 
ton vom 17. 4. 1975, GBl. I Nr. l9 S. 337; Gesetz 
über den Ministerrat der DDR vom 16. 10. 1972, 
GBl. I Nr. 16 S. 253, § 13 Abs. 1; Kombinats-VO; 
VO über die Pflichten, die Rechte und die Verant¬ 
wortlichkeit der Mitarbeiter in den Staatsorganen 
vom 19. 2:1969, GBl. II Nr. 26 S. 163; vgl. weiter 

G. Leifert, „Die Arbeitsrechtsstellung der Leiter 
von Arbeitskollektiven im Betrieb“, AuA, 
1975/11, S. 339 f.; vgl. dazu auch; 

H. Schmidt/R. Naumann, WAO — ständige Lei¬ 
tungsaufgabe, Berlin 1976, S. 23 f.; Grundlagen 
der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation, Berlin 
1973; G. Frohn, WAO in Leitungsorganen, Berlin 
1978 sowie ders., Rationell leiten, Berlin 1976. 

8 Ausführlich über diese WAO-Richtungen vgl.: 
Grundlagen der wissenschaftlichen Arbeitsorgani¬ 
sation, a. a. O.; G. Frohn, WAO in Leitungsorga¬ 
nen, a. a. O. 

9 Vgl. ausführlicher zur arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortung der Betriebe für eine effektive Organisa¬ 
tion der Arbeit: Sozialistisches Arbeitsrecht - In¬ 
strument zur Verwirklichung der Einheit von ge¬ 
sellschaftlichen, kollektiven und persönlichen In¬ 
teressen, a. a. O., S. 147 ff. sowie W. Kulitzscher, 
Arbeitsorganisation und sozialistische Arbeitsdis¬ 
ziplin, Berlin 1979. 

10 E. Honecker, Zu aktuellen Fragen der Innen- und 
Außenpolitik der DDR, Neues Deutschland vom 
14. 10. 1980, S. 8. 


157 



2 . 2 . 

Die Gestaltung der Arbeitsaufgaben 
der Werktätigen 

Die exakte Gestaltung der Arbeitsaufgaben zählt 
zu den wichtigsten Aufgaben des Betriebes bei der 
Arbeitsorganisation und Festigung der sozialisti¬ 
schen Arbeitsdisziplin. Die §§ 73 f. und 79 AGB 
fordern vom Betrieb, die Arbeitsaufgaben der 
Werktätigen als Teil der betrieblichen Gesamt- 
aufgabe genau zu bestimmen. Sie sind inhaltlich 
so zu gestalten, daß die vorhandenen Produk¬ 
tionskapazitäten und das Arbeitsvermögen des 
Betriebskollektivs wie des einzelnen Werktätigen 
effektiv genutzt werden. Die Arbeitsaufgaben der 
einzelnen Werktätigen sind somit von den be¬ 
trieblichen abhängig und unterliegen wie diese ei¬ 
ner steten Entwicklung. 

Die Arbeitsaufgabe ist sowohl objektiver Teil 
der betrieblichen Gesamtaufgabe als auch gemäß 
§ 40 Abs. 1 AGB wesentlicher Bestandteil der 
notwendigen Vereinbarungen des Arbeitsvertra¬ 
ges zwischen Betrieb und Werktätigem. 11 Die ef¬ 
fektive Gestaltung der betrieblichen Gesamtar¬ 
beit unter Bestimmung der sie insgesamt ausma¬ 
chenden einzelnen Arbeitsaufgaben der Werktä¬ 
tigen ist eine dem Betrieb nach Maßgabe der 
§§ 71 ff. AGB obliegende Aufgabe. Sie wird vom 
Betriebsleiter und den leitenden Mitarbeitern 
nach den allgemeinen Normen über Leitung und 
Mitwirkung im 2. Kapitel des AGB und den spezi¬ 
fischen Normen des 4. Kapitels des AGB unter 
Mitwirkung der Werktätigen gelöst. Die Über¬ 
nahme einer Arbeitsaufgabe als Hauptbestandteil 
des Arbeitsrechtsverhältnisses bedarf grundsätz¬ 
lich, von den in den §§84 ff. 'AGB für die vor¬ 
übergehende Übertragung einer anderen Arbeit 
geregelten Ausnahmen abgesehen, der Vereinba¬ 
rung durch die beiden Beteiligten. ' 

Die Gestaltung der Arbeitsaufgaben und die 
daraus resultierende Zusammensetzung der Ar¬ 
beitskollektive im Betrieb hat gemäß §§ 72 f. AGB 
so zu geschehen, daß die Werktätigen im Kollektiv 
ihre Arbeitsaufgabein erfüllen können und ihre 
Arbeitsdisziplin sowie die Kollektivität entwickelt 
wird. 

Die Arbeitsaufgabe des Werktätigen ist zu¬ 
meist aus unterschiedlich komplizierten Arbeits¬ 
gängen bzw. Einzelaufgaben zusammengesetzt. 
Sie muß als Grundbaustein der betrieblichen Ar¬ 
beitsorganisation einerseits die volle Nutzung der 
sachlichen Produktionsbedingungen, insbeson¬ 
dere der hochproduktiven Maschinen und Aggre¬ 


gate, und andererseits auch die des Arbeitsvermö- . 
gens ermöglichen und miteinander in Einklang 
bringen. Deshalb sind die Einzelarbeitsgänge in¬ 
nerhalb der jeweiligen Arbeitsaufgabe so zusam¬ 
menzufügen, daß sie in ihrer Gesamtqualität der 
vorhandenen Qualifikation des Werktätigen ent¬ 
sprechen bzw. zu deren weiteren Ausbau anregen. 

Die gewissenhafte Ausführung seiner Arbeits¬ 
aufgabe ist das Kernstück der Arbeitsdisziplin ‘ 
des Werktätigen. Hierin liegt sein hauptsächlicher 
Anteil an der Erfüllung der betrieblichen Planauf¬ 
gaben und darüber hinaus der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeit. Die Arbeitsaufgabe des Werktäti¬ 
gen bestimmt somit maßgeblich seine i arbeits¬ 
rechtliche Verantwortung, insbesondere seine 
Arbeitspflichten (vgl. § 80 AGB). Jeder Werktä¬ 
tige muß deshalb gründlich mit seiner Arbeitsauf¬ 
gabe vertraut gemacht werden. Gemäß § 73 
Abs. 2 AGB hat der Betrieb den Inhalt der Arbeits¬ 
aufgaben einschließlich des Verantwortungsbe¬ 
reiches des Werktätigen eindeutig zu bestimmen. 
Er hat ihn in Funktionsplänen oder in anderer ge¬ 
eigneter Form festzulegen. Die für den Werktäti¬ 
gen zutreffende Festlegung ist ihm bei der Verein¬ 
barung der Arbeitsaufgabe bekanntzugeben und 
zu erläutern. Zur Erfüllung ihrer Arbeitsaufgaben 
haben die Betriebsleiter und leitenden Mitarbei¬ 
ter den Werktätigen klare Aufträge zu erteilen, sie 
zu deren Lösung zu befähigen und anzuleiten. 

Die vom AGB geforderte exakte Bestimmung 
der Arbeitsaufgabe verfolgt das Ziel, dem Werk¬ 
tätigen bewußt zu machest, worin Qualität und 
Umfang seiner Arbeitsaufgabe und deren Bedeu¬ 
tung für die Erfüllung der betrieblichen Gesamt¬ 
aufgabe (Plan) bestehen. 

Die exakte Bestimmung der Arbeitsaufgabe (Funk¬ 
tion) bzw. ihre Konkretisierung erfolgt in folgenden 
Arbeitsschritten: 

Erstens müssen die Gesamtaufgaben des betref¬ 
fenden Verantwortungsbereiches auf der Grundlage 
der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften sowie 
Leitungs- und Planungsakte bestimmt werden, was 
z. B. durch Statuten, Pläne und Planaufschlüsselung 
geschieht. 

Zweitens müssen die Gesamtaufgaben in Teilaufga¬ 
ben (Verantwortungsbereiche bzw. Ressorts) auf- 


11 Vgl. zum Verhältnis von betrieblicher Bestimmung 
der Arbeitsaufgabe durch Funktionsplan zur ar¬ 
beitsvertraglichen Vereinbarung der Arbeitsauf¬ 
gabe W. Strasberg, „Zur Anwendung des AGB in 
der Rechtsprechung als Beitrag zur Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik“, NJ, 1979/5, 
S. 202. 
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gegliedert werden. Das geschieht z. B. durch die 
Gliederung des Reproduktionsprozesses in seine 
Phasen, der Produktionsprozesse in technologische 
Teilprozesse, die Gliederung der Leitungssphäre in 
„Geschäftsbereiche“ (Fachbereiche, Direktionsbe¬ 
reiche, Stabs- und Funktionalbereiche) und ihre 
Dokumentation in Gestalt von Struktur- und Stel¬ 
lenplänen sowie von Geschäftsverteilungsplänen, 12 
Brigadeplänen usw. 

Drittens müssen die Teilaufgaben in Einzelaufgaben 
, und diese in Arbeitsschritte (Operationen) aufge¬ 
gliedert werden. Teilaufgaben und Arbeitsschritte 
werden, bezogen auf die einzelnen Verantwortungs¬ 
bereiche, in Funktionsplänen bzw. in anderer geeig¬ 
neter Form, den Arbeitsvorschriften, konkretisiert. 
Beide Formen werden vom Einzelleiter verbindlich 
schriftlich festgelegt, 13 

Unter persönlicher Verantwortung der zut 
ständigen Leiter sind deshalb auszuarbeiten: 
Funktionspläne für Leiter und Spezialisten (z. B. 
politische und wissenschaftliche Mitarbeiter der pro¬ 
duktionsvorbereitenden, -sichernden und -reali¬ 
sierenden Bereiche der Kombinate usw. sowie der 
Fachorgane zentraler und örtlicher Staatsorgane 
u. a.). 14 

Arbeitsvorschriften für Arbeiter in der materiel¬ 
len Produktion und Angestellte in der Leitungs-' 
sphäre, den produktionsvorbereitenden, -si¬ 
chernden und -realisierenden Bereichen der 
Kombinate usw. sowie in den Fachorganen zen¬ 
traler und örtlicher Staatsorgane u. a., die Dienst¬ 
leistungen für Leiter und Spezialisten erbringen 
(Abrechner, Karteiführer, Stenotypistinnen, 
Phonotypistinnen, Telefonistinnen, Kraftfahrer 
usw.). 

Nachfolgend wird ein Beispiel für den Aufbau eines 
Funktionsplanes gegeben 15 : 

Funktionsplan für Leiter und leitende Mitarbeiter 

1. Bezeichnung der Funktion: 

2. Unterstellung: 

2.1. übergeordneter Leiter: 

2.2. nachgeordneter Leiter und Mitarbeiter: 

2.3. doppelte Unterstellung: 

3. Vertretungen: 

3.1. Funktionsinhaber vertritt 

- ständig: 

- zeitweilig. 

3.2. Funktionsinhaber wird vertreten von 

- ständig: 

- zeitweilig: 

4. Verantwortungsbereich 16 

4.1. Geschäftsbereich: 

4.2. Zuständigkeitsbereich: 

5. Hauptaufgaben: 


6. Pflichten und Rechte: 

6.1. Lösung sachlicher Aufgaben: 

- in eigener Verantwortung 

— Vorschlag von Entscheidungen 
— Erteilung von Einwilligungen 
— Erteilung von Genehmigungen 
In Zusammenarbeit mit Dritten zu lösende 
sachliche Aufgaben: 1 

Ausübung der Federführung 

- Abstimmung, Stellungnahme 

- Mitzeichnen 

- Zustimmen, Ablehnen 

- Koordinierung • 

- informieren 

- informiert werden 

- Kenntnis nehmen 

6.2. Pflichten und Rechte zur Zusammenarbeit 
mit gesellschaftlichen Organisationen und 
den Werktätigen: 

- Zusammenarbeit mit im Betrieb vertre¬ 
tenen Organisationen 

- Zusammenarbeit mit Organisationen im 
Territorium 

- Zusammenarbeit mit der örtlichen 
Volksvertretung, ihren Kommissionen, 
dem Rat, dessen Fachorganen 

6.3. Rechenschaftslegungen: 

- innerbetrieblich 

- außerbetrieblich 

6.4. Pflichten und Rechte der Vertretung des 
Verantwortungsbereiches gegenüber Drit¬ 
ten: 

- Unterschriftsberechtigung im allgemei¬ 
nen Geschäftsverkehr (Schriftverkehr, 
Zahlungsverkehr) 

- Verhandlungsvollmachten 

12 Vgl. G. Frohn, WAO in Leitungsorganen, a. a. O., 
S. 175 f. und ders., Rationell leiten, a. a. O., 
S. 98 ff. 

13 Funktionspläne und andere Formen der Festlegung 
des Inhalts der Arbeitsaufgabe stellen verbindliche 
Akte des Einzelleiters dar, vgl. R. Heuse, „Arbeits¬ 
aufgabe und Funktionsplan“, AuA, 1979/4, 
S. 177 ff. wie auch schon: F. Kunz, „Der Funk¬ 
tionsplan“, in: Lexikon des Arbeitsrechts der 
DDR, Berlin 1972, S. 174. ' 

14 Vgl. zum Funktionsplan W. Kulitzscher, Arbeits¬ 
organisation und sozialistische Arbeitsdisziplin, 
a. a. O., S. 17 f. und S. 40 f. sowie R. Heuse, „Ar¬ 
beitsaufgabe und Funktionsplan“), a. a. O., 
S. 177 ff. und zur Konkretisierung der Arbeitsauf¬ 
gabe für Produktionsarbeiter und die hierfür ge¬ 
eigneten Formen W. Kulitzscher, Arbeitsorganisa¬ 
tion und sozialistische Arbeitsdisziplin, ebenda. 

15 Vgl. G. Frohn, WAO in Leitungsorganen, a. a. O., 
S. 175 f. 

16 Vgl. hierzu: Verwaltungsrecht, Lehrbuch, Berlin 
1979, S. 98 f. 
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6.5. Pflichten und Rechte zur Leitung des unter¬ 
stellten Mitarbeiterkollektivs: 

— Ausübung des Weisungsrechts 

- Ausübung der allgemeinen Dienstauf¬ 
sicht (Einhaltung der Arbeitsordnung, 
Gewährleistung von Ordnung, Sicher¬ 
heit, Disziplin, Arbeits-, Gesundheits¬ 
und Brandschutz usw.) 

- Disziplinarbefugnisse 

Das juristische Wesen, die Art und Weise des 
Zustandekommens sowie der Änderung des 
Funktionsplanes und der anderen in § 73 AGB 
genannten Formen der eindeutigen Bestimmung 
und verbindlichen Festlegung der Arbeitsaufga¬ 
ben ergeben sich aus ihrer Zielsetzung, exakt und 
verbindlich die Verantwortungsbereiche der 
Werktätigen des Betriebskollektivs entspre¬ 
chend den betrieblichen Gesamtaufgaben festzu¬ 
legen, zu koordinieren und rationell aufeinander 
abzustimmen. Hieraus resultiert auch ihre Bezie¬ 
hung zum Arbeitsvertrag wie zum Inhalt des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses allgemein. 

Zur Bildung und Gestaltung der Arbeitsauf¬ 
gaben sind nur die Betriebe selbst berechtigt. Aus¬ 
schlaggebend dafür ist die entsprechend den gene¬ 
rellen Zielen wie den jährlichen Planaufgaben des 
Betriebes vorgenommene innerbetriebliche Ar¬ 
beitsteilung. Konkret werden die Arbeitsaufga¬ 
ben gemäß § 73 AGB durch verbindliche Ent¬ 
scheidung der für den Betrieb handelnden Einzel¬ 
leiter festgelegt. „Indem der Leiter eines Betrie¬ 
bes unter Mitwirkung der Betriebsgewerkschafts¬ 
leitung die betriebliche Gesamtaufgabenstellung in 
eine Vielzahl von Arbeitsaufgaben für die Werk¬ 
tätigen aufteilt, trägt seine Entscheidung nor¬ 
mativen Charakter. Sie ist als betriebliche Rege¬ 
lung im Sinne des § 12 AGB zu betrachten, soweit 
sie auf den Einzelfall bezogen nicht den Charakter 
einer Verfügung besitzt.“ 17 Die Gestaltung der 
Arbeitsaufgabe unterliegt insoweit nicht der Ver¬ 
einbarung zwischen dem Betrieb und dem Werk¬ 
tätigen. 

Jedoch wird durch den Abschluß des Arbeitsver¬ 
trages bzw. durch Berufung oder Wahl die Wahr¬ 
nehmung einer konkreten betrieblich gestalteten 
und verbindlich durch Einzelleiterentscheidung 
gebildeten Arbeitsaufgabe zwischen dem Betrieb 
und einem ganz bestimmten Werktätigen verein¬ 
bart. Die Vereinbarung der Arbeitsaufgabe ge¬ 
hört gemäß § 40 Abs. 2 AGB zum notwendigen 
Inhalt des Arbeitsvertrages und ist damit Vorbe¬ 
dingung für sein Zustandekommen. 

Einmal vereinbart, bestimmt jedoch die im 


Arbeitsvertrag festgelegte Arbeitsaufgabe ihrer¬ 
seits den durch einen Funktionsplan auszugestal¬ 
tenden Rahmen. Gleiches trifft bei einer inhaltli¬ 
chen Veränderung der Arbeitsaufgabe im Zuge 
der Weiterentwicklung der betrieblichen Arbeits¬ 
organisation zu. Die qualitative Veränderung 
der Arbeitsaufgabe hat ebenso zu erfolgen, wie 
ihre Ausarbeitung und Festlegung. Eine durch 
Funktionsplan umgestaltete Verantwortung des 
Werktätigen darf nicht den Rahmen der verein¬ 
barten Arbeitsaufgabe sprengen. Bleibt die Ände¬ 
rung im qualitativen Rahmen dieser Vereinba¬ 
rung, dann ist der Werktätige gemäß §§ 73 und 82 
i. Verb. m. § 83 AGB verpflichtet, entsprechend 
dem weiterentwickelten Funktionsplan tätig zu 
werden. Unter Beachtung der Tatsache, daß im 
Arbeitsvertrag die Arbeitsaufgabe und nicht der 
Funktionsplan vereinbart wird, ist im Sinne einer 
erläuternden Information ein Verweis auf den gel¬ 
tenden Funktionsplan für die vereinbarte Arbeits¬ 
aufgabe zulässig. 18 

Arbeitsaufgal?e und Funktionsplan stehen also 
in enger Wechselbeziehung. Die unabhängig von 
der Person des sie jeweils ausführenden Werktäti¬ 
gen im Funktionsplan präzisierte Arbeitsaufgabe 
bildet die Grundlage für die im Arbeitsvertrag 
vereinbarte Arbeitsaufgabe. Wird der im Funk¬ 
tionsplan festgelegte Inhalt der Arbeitsaufgabe 
wesentlich qualitativ verändert „und soll die zu¬ 
lässigerweise einseitig vom Betrieb vorgenom¬ 
mene Änderung für den einzelnen Werktätigen 
verbindlich werden, muß diese durch einen Ände¬ 
rungsvertrag erfolgen.“ 19 

2 . 3 . 

Die Organisation am Arbeitsplatz 

Paragraph 71 AGB verpflichtet den Betrieb, die 
Arbeit der Werktätigen an ihren Arbeitsplätzen 
nach arbeitswissenschaftlichen Grundsätzen zu 
organisieren. Hier verwirklichen die Werktätigen 
die ihnen übertragenen Arbeitsaufgaben bzw. 
Funktionen. 


17 R. Heuse, „Arbeitsaufgabe und Funktionsplan“, 
a. a. O. 

18 R. Heuse, „Bezugnahme auf den Funktionsplan im 
Arbeitsvertrag zulässig“, AuA, 1980/5, S. 225. 

19 W. Strasberg, „Rechtsprechung fördert Initiativen 
im Wettbewerb . . .“, AuA, 1979/5, S. 218; vgl. 
dazu auch S. Seidel, „Arbeit mit Funktionsplänen 
vervollkommnen“, AuA, 1980/2, S. 85. 
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Organisation am Arbeitsplatz ist als Organisa¬ 
tion des Arbeitsprozesses einschließlich der Ar¬ 
beitsbeziehungen wichtiger Teil der betrieblichen 
Arbeitsorganisation. Das Ziel der wissenschaftli¬ 
chen Arbeitsorganisation im Betrieb und ihrer 
Regelung im AGB ist es, das Zusammenwirken 
der Werktätigen so zu gestalten, daß sie ihre Auf¬ 
gaben (Funktionen) effektiv und in höchstmögli¬ 
cher Qualität erfüllen können. 

Aufgaben der wissenschaftlichen Arbeitsor¬ 
ganisation am Arbeitsplatz sind insbesondere 20 

- die exakte Bestimmung und Konkretisierung 
der Arbeitsaufgaben (Funktionen) der Werktä¬ 
tigen; 

- die rationelle Gestaltung der Elemente des Ar¬ 
beitsprozesses, also des Zusammenwirkens des 
Arbeitsvermögens der Werktätigen mit ihren 
Arbeitsmitteln und Arbeitsgegenständen in 
Abhängigkeit von der Arbeitsaufgabe; 

- die Gewährleistung des auf sozialistischen 
Grundsätzen beruhenden Zusammenwirkens 
der Leiter und Mitarbeiter im kollektiven, ar¬ 
beitsteiligen und kooperativen Arbeitsprozeß; 

- die Schaffung bestmöglicher Arbeits- und Um¬ 
weltbedingungen sowie einer hohen sozialisti¬ 
schen Arbeitskultur einschließlich des Arbeits-, 
Gesundheits- und Brandschutzes sowie der Ar¬ 
beitshygiene und anderer Faktoren, die es den 
Werktätigen ermöglichen, ihre Arbeitsaufga¬ 
ben mit physiologisch günstigem Aufwand an 
Kraft bei weitgehender Einschränkung ver¬ 
meidbarer psychischer Belastungen und bei 
ständiger Entwicklung ihrer Persönlichkeit 
durch Anwendung zweckmäßiger Arbeitsme¬ 
thoden zu erfüllen. 

Die Verantwortung der Leiter für die Organi¬ 
sation am Arbeitsplatz besteht also darin, festzu¬ 
legen, wie die genannten Aufgaben konkret an 
den verschiedenen Arbeitsplätzen ihres Bereiches 
realisiert werden müssen. Dabei geht es letztlich 
darum, die im Programm der SED aufgestellte 
Forderung zu verwirklichen: „Die Arbeitsbedin¬ 
gungen sind planmäßig so zu gestalten, daß sie 
Arbeitsfreude, Einsatzbereitschaft und Schöpfer¬ 
tum sowie das Streben der Werktätigen nach Ord¬ 
nung, Sicherheit und Disziplin fördern“. 21 

Zu den darauf gerichteten Pflichten des Be¬ 
triebes gehört es auch, eine weitestmögliche Kon¬ 
tinuität des Arbeitsprozesses zu gewährleisten 
(§ 74 Abs. 2 AGB). Bei Störungen im Arbeits¬ 
ablauf hat der Betrieb unter Mitwirkung der Werk¬ 
tätigen die Ursachen der damit verbundenen War¬ 
te- und Stillstandszeiten unverzüglich aufzudek- 


ken und Maßnahmen zu ihrer Beseitigung zu tref¬ 
fen. 

Im Zuge der planmäßigen Gestaltung der Or¬ 
ganisation am Arbeitsplatz hat der Betrieb gemäß 
§ 74 Abs. 3 AGB gesundheitsgefährdende Ar¬ 
beitsbedingungen zu vermindern und die Anzahl 
der Arbeitsplätze mit körperlich schweren sowie 
einseitig belastenden Arbeiten einzuschränken. 

Die Organisation am Arbeitsplatz trägt we¬ 
sentlich dazu bei, das Recht auf Arbeit auch für 
die Gruppen von Werktätigen zu gewährleisten, 
die aus gesundheitlichen und sozialen Gründen 
besondere Schwierigkeiten dabei zu überwinden 
haben. Durch § 74 Abs. 4 AGB wird der Betrieb 
verpflichtet, alle Möglichkeiten zu nutzen, um 
Arbeitsplätze einzurichten, die für den Einsatz 
von Frauen, Jugendlichen, Werktätigen im höhe¬ 
ren Lebensalter und Werktätigen mit geminderter 
Arbeitsfähigkeit geeignet sind. Das schließt die 
Schaffung von geschützten Arbeitsplätzen und 
Betriebsabteilungen für Rehabilitanden ein. 
Diese betriebliche Pflicht ist nicht allein mit der 
Auswahl geeigneter aus den bereits vorhandenen 
Arbeitsplätzen zu erfüllen. Vielmehr ist es erfor¬ 
derlich, zielstrebig entsprechende Arbeitsplätze 
nach arbeitsmedizinischen, arbeitsphysiologi¬ 
schen, arbeitspsychologischen Gesichtspunkten 
zu schaffen. 22 

2 . 4 . 

Die Arbeitsklassifizierung 

Entsprechend § 79 AGB hat der Betrieb gemein¬ 
sam mit den Werktätigen bei Veränderungen der 
Arbeitsbedingungen durch neue Technik, neue 

20 Vgl. G. Frohn, WAO in Leitungsorganen, a. a. O., 
S. 31 sowie zum ideologischen Inhalt W. I. Lenin, 
Werke, Bd. 11, Berlin 1958, S. 314 f. 

21 Vgl. Programm der SED, a. a. O., S. 23 f. 

22 Vgl. hierzu ausführlich W. Kulitzscher, „Arbeits¬ 
organisation und sozialistische Arbeitsdisziplin“, 
a. a. O., S. 22f.; A. Süßmilch, Pflichten des Be¬ 
triebes gegenüber Werktätigen im höheren Le¬ 
bensalter“, AuA, 1979/3, S. 127 ff.; R. Schlegel, 
„Ausgestaltung der Arbeitsrechtsverhältnisse älte¬ 
rer Werktätiger“, NJ, 1980/4, S. 177 f.; J. Pawel- 
zig, „Altersgerechte Arbeitsplätze für Stahlwer¬ 
ker“, Sozialversicherung und Arbeitsschutz, 
1978/1, S. 4; A. Schmidt, „Katalog der Rehabili¬ 
tationsmöglichkeiten und der Schonarbeit“, AuA, 
1978/7, S. 317 f.; E. Gueinzius, „Geschützte Ar¬ 
beit - Weg zur beruflichen und gesellschaftlichen 
Rehabilitation“ AuA, 1978/7, S. 319 f. 
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Technologien sowie Verbesserung der Arbeitsor¬ 
ganisation zu. gewährleisten, daß die Arbeit in¬ 
haltsreicher wird. Dementsprechend sind die Ar¬ 
beitsaufgaben gemäß § 73 Abs. 1 und 2 AGB 
festzulegen. Auf dieser Grundlage sind die An¬ 
forderungen an die Qualifikation und die Verant¬ 
wortung der Werktätigen sowie auftret'ende Ar- 
beitserschwemisse zu ermitteln und mit den 
Werktätigen die erforderlichen Qualifizierungs¬ 
maßnahmen zu vereinbaren. Gleichzeitig sind 
Maßnahmen einzuleiten, um schrittweise Arbeits¬ 
erschwernisse zu beseitigen. Die Regelung des 
§ 79 entspricht der in den §§ 71 ff. dem Betrieb 
auferlegten Pflicht, die Bedingungen für eine ef¬ 
fektive und persönlichkeitsentwickelnde Arbeit 
zu schaffen und zu vervollkommnen. 

Die Arbcitsklassifizierung ist Bestandteil der 
Arbeitsgestaltung und des Arbeitsstudiums. Sie 
stellt eine Methode der wissenschaftlichen Ana¬ 
lyse und des Vergleichs der Höhe der Anforde¬ 
rungen dar, welche die im Rahmen der Arbeits- 
aufgabe zu leistende Arbeit an das individuelle 
Arbeitsvermögen des Werktätigen stellt (kurz: 
Arbeitsanforderungen). Ziel dieses Vergleichs ist 
es, den Kompliziertheitsgrad der Arbeit nach ge¬ 
sellschaftlich einheitlichen Merkmalen und Maß¬ 
stäben zu bestimmen. Die Arbeitsklassifizierung 
ist zugleich ein vom Arbeitsrecht geregeltes In¬ 
strument der Arbeitsorganisation und Förderung 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin, das die effek¬ 
tive Gestaltung der Arbeitsteilung und Koopera¬ 
tion unterstützt, die zweckmäßige und verbindli¬ 
che Festlegung der Arbeitsaufgaben der einzelnen 
wie die richtige Zusammensetzung der Arbeits¬ 
kollektive fördert und zur Verbesserung der Ar¬ 
beitsbedingungen beiträgt. Zugleich ermöglicht 
die Arbeitsklassifizierung die Zuordnung der ein¬ 
zelnen Arbeitsaufgaben zu einer entsprechenden 
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe (Eingruppierung) und 
ist damit eine wichtige Grundlage für die lei¬ 
stungsgerechte Entlohnung. 23 

Die Anforderungen an das Arbeitsvermögen 
der Werktätigen sind vielfältig. Um sie gesondert 
zu erfassen und zu klassifizieren, werden sie er¬ 
stens in Anforderungen an die Qualifikation und 
Verantwortung (Qualifikationsanforderungen) 
und zweitens in Anforderungen an den Organis¬ 
mus des Werktätigen (Belastungen) unterteilt. 

Zu beachten ist dabei, daß Gegenstand der Arbeits¬ 
klassifizierung die objektiv aus der Ärbeitsaufgabe 
erwachsenden Arbeitsanforderungen sind. Das indi¬ 
viduelle Arbeitsvermögen des Werktätigen kann un¬ 
ter Umständen über oder unter den aus der wahrge¬ 


nommenen Arbeitsaufgabe resultierenden Anforde¬ 
rungen liegen. Aufgabe des Betriebes ist es, gemäß 
§ 73 AGB bei der Vereinbarung der Übernahme ei¬ 
ner Arbeitsaufgabe darauf zu achten, daß das vor¬ 
handene Arbeitsvermögen mit den objektiven Ar¬ 
beitsanforderungen aus der Arbeitsaufgabe mög¬ 
lichst in Einklang gebracht wird, damit die Werktäti¬ 
gen ihre Kenntnisse und Fähigkeiten entfalten kön¬ 
nen, damit sie weder über- noch unterfordert wer¬ 
den. 

Im Zuge ihrer Weiterentwicklung löst die Ar¬ 
beitsklassifizierung insbesondere im Zusammen¬ 
hang mit der Verwirklichung der leistungsorien¬ 
tierten Lohnpolitik veraltete Eingruppierungsun¬ 
terlagen in Gestalt der Wirtschaftszweiglohn¬ 
gruppenkataloge oder Gehaltsgruppenkataloge 
ab. Dazu wurden Grundmethodiken für die Klas¬ 
sifizierung der Arbeiten erarbeitet. Die wichtig¬ 
sten sind die Grundmethodik Teil A für Produk¬ 
tionsarbeiten und Teil B für Angestelltentätigkei¬ 
ten. 24 Die Gründe für diese Unterteilung liegen in 
den objektiven Unterschieden zwischen den Ar¬ 
beitsaufgaben der Produktionsarbeiter und der 
Angestellten und in den dadurch bedingten ver¬ 
schiedenen Arbeitsanforderungen. Jeder dieser 
Teile enthält Anforderungstabellen, in denen die 
Arbeitsanforderungen nach Anforderungsarten 
gegliedert aufgeführt sind. 

Wegen des breiten Geltungsbereiches der 
Grundmethodiken einerseits und der erheblichen 
Differenziertheit der konkreten Arbeitsaufgaben 
andererseits, fassen die Grundmethodiken die 
Klassifizierungsmerkmale verhältnismäßig allge¬ 
mein. Deshalb war es notwendig, diese Klassifizie¬ 
rungsmerkmale für die Produktionsarbeiter durch 
konkrete Beispiele aus dem jeweiligen Wirt¬ 
schaftszweig zu untersetzen. Dies erfolgte in den 
jeweiligen durch die Ministerien gemeinsam mit 
den Zentralvorständen der Gewerkschaften erar¬ 
beiteten Zweigmethodiken der Arbeitsklassifizie¬ 
rung. 

Die in den §§ 10 Abs. 1 und 11 AGB genann¬ 
ten Partner der RKV, also insbesondere die Mini- 


23 Vgl. hierzu Arbeitsklassifizierung — Einführung in 
die Grundmethodik, Teil A und B, Berlin 1980; 
W. Kulitzscher, Arbeitsorganisation und sozialisti¬ 
sche Arbeitsdisziplin, a. a. O., S. 35 f. und Lohn 
und Prämie, Berlin 1976, S. 38 ff. 

24 Vgl. im einzelnen zu den Grundmethodiken der 
Arbeitsklassifizierung, Teil A und B, Arbeitsklas¬ 
sifizierung-Einführung .. ., a. a. O., S. 24 ft und 
zur Ausarbeitung Lohn und Prämie, a. a. O., S. 42. 
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ster und Leiter der anderen zentralen Staatsor¬ 
gane haben mit den Zentralvorständen der Indu¬ 
striegewerkschaften und Gewerkschaften diese 
wissenschaftlich begründeten Eingruppierungs¬ 
unterlagen im Sinne von § 100 AGB als Bestand¬ 
teil des RKV vereinbart und damit für alle Be¬ 
triebe und Werktätigen in ihrem Geltungsbereich 
verbindlich gemacht. Für im Rahmen eines Zwei¬ 
ges in großer Zahl vorkommende Arbeitsaufga¬ 
ben werden ferner Qualifikationshandbücher 
ausgearbeitet und schrittweise angewandt, die den 
Betrieben die Eingruppierung der Arbeitsaufga¬ 
ben erleichtern. Sie umfassen sowohl Arbeitsauf¬ 
gaben aus den Bereichen der Produktion als auch 
Angestelltentätigkeiten, einschließlich der von 
Hoch- und Fachschulkadern. Auch sie gehören zu 
den rahmenkollektivvertraglichen Regelungen 
der Arbeitsklassifizierung. Die zweiglichen, im 
RKV vereinbarten Regelungen treten in der Pra¬ 
xis also in unterschiedlichen Formen auf. Es kön¬ 
nen noch aus den zurückliegenden Jahren stam¬ 
mende Wirtschaftszweiglohngruppenkataloge 
oder Gehaltsgruppenkataloge oder die dargeleg¬ 
ten neuen Zweigmethodiken, Qualifikations¬ 
handbücher und andere sein. 25 Wird eine Ar¬ 
beitsaufgabe von den Eingruppierungsunterlagen 
nicht unmittelbar erfaßt, ist die zutreffende Lohn- 
und Gehaltsgruppe entsprechend den rahmenkol¬ 
lektivvertraglichen Festlegungen und im Ver¬ 
gleich mit den dort vereinbarten Bewertungsmaß¬ 
stäben zwischen dem Betriebsleiter und der Be¬ 
triebsgewerkschaftsleitung zu vereinbaren. 

Die Regelung der Arbeitsklassifizierung im 4. 
und die der Eingruppierung im 5. Kapitel des 
AGB läßt erkennen, daß die Arbeitsklassifizie¬ 
rung mehrere Aufgaben zu erfüllen hat und damit 
für mehrere arbeitsrechtliche Sachkomplexe be¬ 
deutsam ist. Sie ist einmal ein Mittel zur Erhöhung 
der Qualität von Arbeitsorganisation und -diszi- 
plin. Zum anderen sind die insbesondere durch 
Anforderungsstudien ermittelten Anforderungen 
wesentlich für gezielte Qualifizierungsmaßnah¬ 
men wie auch für den schrittweisen Abbau von 
Arbeitserschwernissen. Damit hilft die Arbeits¬ 
klassifizierung, effektiv mit dem Arbeitsvermögen 
der Werktätigen umzugehen. Schließlich ist sie ein 
wichtiges arbeitsrechtliches Instrument, um das 
Leistungsprinzip in der Entlohnung zu verwirkli¬ 
chen. 


2 . 5 . 

Die Kennzahlen der Arbeitsleistung 

Arbeitsnormung ist in den sozialistischen Arbeits¬ 
verhältnissen die verbindliche Festlegung von 
Zeitaufwänden für Arbeitsvollzüge (gänge) auf der 
Basis der dem sozialistischen Charakter der Arbeit 
Rechnung tragenden optimalen Gestaltung des 
Produktionsprozesses einschließlich der Nutzung 
der Qualifikation der Werktätigen. Die mit Hilfe 
der Arbeitsnormung ermittelten Zeitaufwände 
sind wichtige Bestandteile der Planung und Orga¬ 
nisation der Produktion, insbesondere der wissen¬ 
schaftlichen Arbeitsorganisation. Sie sind zugleich 
unerläßlich für eine Präzisierung der Pflicht der 
Werktätigen zur gewissenhaften Einhaltung der 
Arbeitsdisziplin sowie für leistungsgerechte Ent¬ 
lohnung. Die im Zuge der Beschleunigung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts wach¬ 
sende Bedeutung der vergegenständlichten Ar¬ 
beit muß auch in der Arbeitsnormung berücksich¬ 
tigt werden, z. B. durch die Ergänzung der Ar¬ 
beitszeitnormen durch andere Kennzahlen der 
Arbeitsleistung (Materialverbrauch, Qualität 
usw.). Die Kennzahlen der Arbeitsleistung helfen, 
die Arbeitsproduktivität zu steigern und die 
Selbstkosten der Produktion zu senken. Sie die¬ 
nen der effektiven Nutzung des gesellschaftlichen, 
betrieblichen und individuellen Arbeitsvermö¬ 
gens. Gemäß den §§ 71 ff. AGB haben sie unter 
Schutz seiner Gesundheit und Arbeitskraft die 
Entwicklung der Persönlichkeit des Werktätigen 
zu fördern und zugleich die Kollektivität zu stär¬ 
ken. 26 

Die Kennzahlen beeinflussen also die ratio¬ 
nelle Arbeitsorganisation in den Betrieben und 
die ihr zu Grunde liegende Planung. Sie sichern 
zugleich überall dort, wo - wie § 77 AGB formu¬ 
liert - „die Werktätigen die Möglichkeit haben, 
Menge und Qualität des Arbeitsergebnisses zu 
beeinflussen und bei denen diese Faktoren mit 
vertretbarem Aufwand meßbar sind“, eine richti¬ 
ge, d. h. leistungsgerechte Lohndifferenzierung 
nach der Quantität der Arbeit. Da aber im Sozia- 


25 Vgl. Lohn und Prämie, a. a. O., S. 45. 

26 Vgl. zum Wesen der Arbeitsnormung u. a. Lexikon 
der Wirtschaft, Bd. Arbeit, Berlin 1968, S. 86 ff.; 
Lexikon des Arbeitsrechts der DDR, Berlin 1972, 
S. 46 f. sowie ökonomisches Lexikon, Band A-G, 
Berlin 1978, S. 155 f., Stichworte Arbeitsnorm, 
technisch-begründete, und Arbeitsnorm, vorläufi¬ 
ge- 




lismus die strikte Kontrolle nicht nur der Geseil- 
, Schaft, sondern auch des Staates über das Maß der 
Arbeit und das des Verbrauchs erforderlich sind, 
ist die Einführung von Kennzahlen der Arbeitslei¬ 
stung nicht nur eine Kategorie der wissenschaftli¬ 
chen Arbeitsorganisation, sondern unterliegt 
notwendigerweise auch der arbeitsrechtlichen 
Regelung. Das AGB regelt im 4. Kapitel die 
Rechte und Pflichten der Betriebe und Werktäti¬ 
gen bei der Ausarbeitung, der verbindlichen Ein¬ 
führung und Veränderung sowie der Erfüllung der 
Arbeitsnormen und anderen Kennzahlen. Es ge¬ 
währleistet zugleich die umfassende Einbeziehung 
der Werktätigen und die Mitbestimmung der Ge¬ 
werkschaft. 

Da die Arbeitsnormen und anderen Kennzah¬ 
len der Arbeitsleistung verbindliches Maß der von 
den Werktätigen tatsächlich zu erbringenden 
Quantität der Arbeit sind, besitzen sie zugleich 
auch eine erhebliche Bedeutung für die Präzisie¬ 
rung der Arbeitsaufgaben und der zu ihrer Erfül¬ 
lung aufzubringenden Quantität der Arbeit 
(§§ 73 f. AGB). Die Erfüllung der Arbeitsnormen 
und anderen Kennzahlen der Arbeitsleistung ist 
Bestandteil der Pflicht des Werktätigen zur gewis¬ 
senhaften Einhaltung der sozialistischen Arbeits¬ 
disziplin (§ 2 Abs. 5 AGB) und demzufolge in 
§ 80 Abs. 1 ausdrücklich als eine arbeitsrechtliche 
Pflicht aufgeführt. Auf die Bestimmung des Ma¬ 
ßes der Arbeit für die Durchführung der Xrbeits- 
aufgaben haben vielfältige Faktoren Einfluß, 
z. B. 

- die Qualifikation und Arbeitsintensität der 
Werktätigen; 

- die Beschaffenheit der Arbeitsmittel und Ar¬ 
beitsgegenstände; 

- die Konstruktion der Erzeugnisse; 

- die Kompliziertheit der Fertigungsverfahren 
und der Technologie; 

- die Arbeitsorganisation am Arbeitsplatz, die 
innerbetriebliche Arbeitsteilung und Koopera¬ 
tion sowie 

- die Arbeits- und Umweltbedingungen u„a. m. 
Diese Faktoren erfordern das Zusammenwir¬ 
ken von Spezialisten (Arbeitsökonomen, Kon¬ 
strukteuren, Technologen, Arbeitsmedizinern, 
Arbeitspsychologen usw.), der Meister und der 
Werktätigen selbst bei der Gestaltung der Ar¬ 
beitsbedingungen und bei ihrer Berücksichtigung 
in der Normung. Sie sind in Arbeitscharakteristi¬ 
ken zusammenzufassen und den Werktätigen be¬ 
kanntzugeben (§ 76 Abs. 1 AGB). 

Die §§ 75 bis 78 AGB enthalten folgende 


Grundsätze für die Ausarbeitung, Einführung und 
Verwirklichung der Kennzahlen: 

Erstens sind Arbeitsnormen und andere 
Kennzahlen der Arbeitsleistung gemeinsam mit 
den Werktätigen auszuarbeiten und einzuführen 
(§ 75 Abs. 1 AGB). 

Dieser Grundsatz dient dazu, alle Vorschläge und 
schöpferischen Gedanken der Werktätigen für die 
Verbesserung der Technik, Technologie und Arbeits¬ 
organisation zu nutzen. Vorschläge der Werktäti¬ 
gen in dieser Richtung sind nach den Vorschriften 
des Arbeits- und ggf. des Neuererrechts materiell 
anzuerkennen (§ 75 Abs. 2). Er dient weiter dazu, 
daß die später vom Einzelleiter in Kraft gesetzten 
Normen und Kennzahlen wirklich vom Kollektiv ge¬ 
tragen sind, das ja selbst an ihnen mitgearbeitet hat. 
Bewährte Formen der Mitwirkung der Werktätigen 
sind die WAO-Kollektive, sozialistische Arbeitsge¬ 
meinschaften, im Rahmen des Wettbewerbs wir¬ 
kende Kollektive, Rationalisatorenkollektive, die 
Neuererbewegung und andere. 

Zweitens hat der Betrieb bei der Ausarbeitung 
und Festlegung von Normen und Kennzahlen der 
Arbeitsleistung die Einheit von Arbeitsorganisa¬ 
tion, Arbeitsdisziplin und leistungsgerechter Ent¬ 
lohnung zu sichern. 

Die den Arbeitsnormen und anderen Kennzahlen 
der Arbeitsleistung zugrunde liegenden Bedingun¬ 
gen sind in Arbeitscharakteristiken oder in anderer 
geeigneter Form zu erfassen. Diese Arbeitscharak¬ 
teristiken, die den Werktätigen bekanntzugeben 
sind (§ 76 Abs. 1 AGB), werden Bestandteil der 
Norm oder Kennzahl. Die Gewährleistung der 
Übereinstimmung der Normen bzw. Kennzahlen mit 
den ihnen zugrunde liegenden Bedingungen ist somit 
eine arbeitsrechtliche Pflicht des Betriebes (vgl. auch 
§ 77 Abs. 4 AGB). Dementsprechend ist die Einheit 
von Arbeitsorganisation-, disziplin und -lohn nicht 
nur einmal herzustellen, sondern jeweils bei Ände¬ 
rung der Bedingungen. 

Drittens erwächst aus der Gewährleistung der 
Einheit von Arbeitsorganisation, Arbeitsdisziplin 
und Arbeitsentlohnung die Pflicht des Betriebes, 
die Erfüllbarkeit der Arbeitsnormen und anderen 
Kennzahlen der Arbeitsleistung zu ermöglichen. 

Arbeitsnormen und andere Kennzahlen sind einmal 
nur für solche Arbeiten festzulegen, bei denen die 
Werktätigen die Menge und Qualität des Arbeitser¬ 
gebnisses beeinflussen können. Zum anderen müs¬ 
sen die Arbeitsnormen und Kennzahlen von den 
Werktätigen, die über die erforderliche Qualifika¬ 
tion verfügen, nach ausreichender Einarbeitung bei 
voller Nutzung der Arbeitszeit erfüllt werden kön¬ 
nen und abrechenbar sein (§ 77 Abs. 1 AGB). Die 
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Erfüllbarkeit muß von dem Zeitpunkt an gesichert 
sein, zu dem die Arbeitsleistung nach der Norm oder 
Kennzahl gemessen wird. 27 Die Voraussetzungen 
dafür sind nicht nur durch den Stand der Technolo¬ 
gie, der Arbeitsgegenstände und -mittel zu schaffen, 
vielmehr zählen dazu auch entsprechende Arbeitser¬ 
fahrungen. Der Betrieb muß die Aneignung dieser 
Erfahrungen ermöglichen. Eine entsprechende Ver¬ 
pflichtung für den Betriebsleiter und die leitenden 
Mitarbeiter regelt § 77 AGB. 

Viertens entspricht der Pflicht des Betriebes, 
die Erfüllbarkeit der Arbeitsnormen und anderen 
Kennzahlen der Arbeitsleistung zu gewährleisten, 
das Recht des Werktätigen auf Schaffung der für 
die Erfüllung nötigen Voraussetzungen durch den 
Betrieb. 

Hieraus erwachsen eine Reihe von rechtlichen Kon¬ 
sequenzen. Sie liegen z. T. auf dem Gebiet der Ar¬ 
beitsorganisation, so z. B. hinsichtlich der Pflicht des 
Betriebes, die Übereinstimmung der Normen und 
Kennzahlen mit den zugrunde liegenden Bedingun¬ 
gen zu sichern, oder die Aneignung entsprechender 
Arbeitserfahrungen zu ermöglichen bzw. eine Ein¬ 
arbeitungszeit mit Einarbeitungsnormen zu bestim¬ 
men. Sie erstrecken sich auch auf die Entlohnung. 28 
Schließlich betreffen sie die Arbeitsdisziplin. So för¬ 
dern erfüllbare Normen und Kennzahlen die Ar¬ 
beitsdisziplin. Ihre Nichterfüllung aus Gründen der 
Nichtübereinstimmung von Norm bzw. Arbeitscha¬ 
rakteristik mit den Arbeitsbedingungen bzw. auf 
Grund des Nichtvorhandenseins der notwendigen 
Arbeitserfahrungen (§ 77 Abs. 2 AGB) stellt 
keine Verletzung der Arbeitsdisziplin dar. Sie be-. 
gründet- ebenfalls keine Nichteignung für die 
Ausführung der vereinbarten Arbeitsaufgabe. 

Fünftens haben die Werktätigen gemäß § 80 
Abs. 1 AGB die Pflicht, die Arbeitsnormen und 
andere Kennzahlen der Arbeitsleistung zu erfül¬ 
len, sofern dafür die notwendigen Voraussetzun¬ 
gen gegeben sind. 

Die Pflicht des Werktätigen, die Arbeitsnormen und 
Kennzahlen zu erfüllen, ist mit seinen anderen ar¬ 
beitsrechtlichen Pflichten eng verbunden. Sie ma¬ 
chen insgesamt seine grundlegende Pflicht zur Wah¬ 
rung der sozialistischen Arbeitsdisziplin aus (§§ 2 
Abs. 5 sowie 80 Abs. 1 AGB). Deshalb entfällt bei 
durch schuldhafte Verletzung der Arbeitsdisziplin 
nichterbrachter Arbeitsleistung der Lohnan¬ 
spruch. 29 

Sechstens sind Kennzahlen der Arbeitslei¬ 
stung bei Veränderungen der Arbeitsbedingun¬ 
gen durch den Betrieb entsprechend zu ändern. 
Diese Rechtspflicht findet ihre wichtigste Verkör¬ 
perung in dem Grundsatz „Neue Technik - neue 
Normen“ (§ 78 Abs. 2 AGB). 


Die verstärkte Nutzung des wissenschaftlich-techni¬ 
schen Fortschritts für die Steigerung der Effektivität 
der Produktion verlangt, diesen Grundsatz in der 
Praxis der Betriebe strikt zu beachten. Das erfordert, 
daß sich das neue Niveau der Arbeitsproduktivität, 
welches sich u. a. in einer Senkung des Zeitaufwan¬ 
des pro Erzeugnis bzw. Arbeitsgang oder einer hö¬ 
heren Qualität äußert, auch in neuen Normen und 
Kennzahlen ausdrücken muß. Die erreichten neuen 
technisch-technologischen bzw. arbeitsorganisatori¬ 
schen Bedingungen sichern, daß die Werktätigen 
auch die höheren Leistungsmaßstäbe erfüllen kön¬ 
nen. Diese neuen Kennzahlen entwickeln dann wie¬ 
derum dep Inhalt ihrer Pflicht zur Wahrung der Ar¬ 
beitsdisziplin weiter und werden zur neuen Grund¬ 
lage ihrer leistungsgerechten Entlohnung. 30 

Siebentens sind gemäß § 76 Abs. 2 AGB für 
Arbeiten, die in einem Wirtschaftszweig bzw. -be¬ 
reich oder in mehreren Betrieben unter gleichen 

27 Vgl. hierzu ausführlich Das Arbeitsrecht der DDR, 
Kap. 1-7, Lehrmaterial für Weiterbildung und 
Fernstudium, Berlin 1979, S. 119 f. undW. Kulitz- 
scher, Arbeitsorganisation und sozialistische Ar¬ 
beitsdisziplin, a. a. O., S. 29 ff. sowie „Welchen 
Lohnanspruch hat ein Werktätiger, der die durch 
den Stand der Technologie, der Arbeitsgegen¬ 
stände vorgegebenen Arbeitsnormen oder andere 
Kennzahlen der Arbeitsleistung nicht erfüllt“, NJ, 
1979/10, S. 460. 

28 W. Kulitzscher, „Arbeitsorganisation und soziali¬ 
stische Arbeitsdisziplin“, a. a. O., S. 27 nennt fol¬ 
gendes Beispiel: „Ändern sich die Bedingungen..., 
zum Beispiel wenn die Bearbeitung eines Werk¬ 
stückes auf einer anderen, nicht so geeigneten Ma¬ 
schine erfolgen muß, dann sind ebenfalls die Nor¬ 
men für diese Zeit zu ändern. Wird dies seitens des 
Betriebes versäumt, und kann der Werktätige des¬ 
halb seinen bisherigen Durchschnittslohn nicht er¬ 
reichen, so hat er Anspruch auf einen Ausgleich 
bis zum Durchschnittslohn (§ 110 AGB). Es ist zu 
beachten, daß ein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen dem Nichterreichen des Durchschnitts¬ 
lohnes und den zeitweilig geänderten Bedingungen 
bestehen muß.“ Vgl. dazu auch Lohn und Prämie, 
Berlin 1976, S. 22ff. und S. 81 ff. 

29 Vgl. hierzu Lohn und Prämie, a. a. O., S. 23 f. 
Diese Konsequenz muß nicht nur für unentschul- 
digtes Fehlen, sondern auch für die schuldhafte 
Nichterfüllung von Normen und Kennziffern gel¬ 
ten. Anderer Meinung unter Berufung auf § 109 
Abs. 2 AGB hinsichtlich Fahrlässigkeit, „Welchen 
Lohnanspruch hat ein Werktätiger . . a. a. O., 
S. 460. 

30 Vgl. zu den lohnmäßigen Konsequenzen und zur 
Verbindung des § 78 mit dem § 105 AGB W. Ku¬ 
litzscher, „Arbeitsorganisation und sozialistische 
Arbeitsdisziplin“, a. a. O., S. 28 f. 
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technisch-technologischen, erzeugnismäßigen und 
arbeitsorganisatorischen Bedingungen ver¬ 
richtet werden, durch die zuständigen Staatsor¬ 
gane bzw, wirtschaftsleitenden Organe überbe¬ 
triebliche Grundlagen der Arbeitsnormung wie 
Zeitnormative auszuarbeiten. 

Aus dem Leistungsprinzip folgt der Grundsatz der 
Festlegung gleicher Kennzahlen unter gleichen zu¬ 
grunde liegenden Bedingungen sowie damit verbun¬ 
den der Nutzung und Verbreitung der Erfahrungen 
der besten Betriebskollektive. 

Die überbetrieblichen Grundlagen der Arbeitsnor¬ 
mung bedürfen der Zustimmung der zuständigen 
Zentralyorstände der Industriegewerkschaften und 
Gewerkschaften bzw. der von diesen beauftragten 
Vorstände. 

Achtens sind die gemeinsam mit den Werktä¬ 
tigen ausgearbeiteten Kennzahlen der Arbeitslei¬ 
stung durch den Betriebsleiter mit Zustimmung 
der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftslei¬ 
tung in Kraft zu setzen (§ 78 Abs. 1 AGB). 

Die geforderte Zustimmung der zuständigen be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsleitung 31 ist gemäß § 24 
Abs. 3 AGB Voraussetzung für die Rechtswirksam¬ 
keit der Normen und anderen Kennzahlen. Dies ent¬ 
spricht der Rolle der Betriebsgewerkschaftsorgani¬ 
sation und ihrer Organe als Vertreter der Interessen 
der Werktätigen im Betrieb gemäß § 22 Abs. 1 
AGB sowie der großen Bedeutung der Kennzahlen 
der Arbeitsleistung, besonders für die Präzisierung' 
der Pflicht zur gewissenhaften Einhaltung der sozia¬ 
listischen Arbeitsdisziplin sowie für die leistungsge¬ 
rechte Entlohnung, aber auch ihrer Wechselbezie¬ 
hung zur wissenschaftlichen Arbeitsorganisation. 
Zum Schutz der Werktätigen vor überraschendem 
Inkrafttreten neuer Normen bzw. Kennzahlen sind 
gemäß § 78 Abs. 2 AGB die mit Zustimmung der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung er¬ 
lassenen neuen Normen oder Kennzahlen den 
Werktätigen in der Regel mindestens zwei Wochen 
vor dem Inkrafttreten bekanntzugeben. 

3 . 

Die betriebliche Arbeitsordnung 
3 . 1 . 

Wesen und Funktion der Arbeitsordnung 

Die im jeweiligen Betrieb herrschende Ordnung 
bei der Leitung und Durchführung der kollektiven 
Arbeit wird grundsätzlich durch das AGB und die 
darauf beruhenden Rechtsvorschriften bzw. die 


von ihnen geregelten allgemeinen Rechte und 
Pflichten der Betriebe, ihrer Leiter und leitenden 
Mitarbeiter sowie der anderen Werktätigen ohne 
Leitungsfunktion bestimmt. Sie ist jedoch auch 
von den jeweiligen betrieblichen Bedingungen 
wie Produktions- bzw. Aufgabenprofil, räumliche 
Lage, Struktur und Größe, von der Art der techni¬ 
schen Ausstattung und anderen örtlichen Fakto¬ 
ren abhängig. Diese Bedingungen können nur be¬ 
triebliche Regelungen gemäß § 12 AGB berück¬ 
sichtigen, die das AGB und die anderen Rechts¬ 
vorschriften konkretisieren und durchsetzen. 32 
Die betriebliche Regelung zur allgemeinen Orga¬ 
nisation der Arbeit im Betrieb ist die Arbeitsord¬ 
nung gemäß § 91 AGB. 

Die Arbeitsordnung ist die auf Grund der im § 91 
AGB ausgesprochenen gesetzlichen Ermächti¬ 
gung und Verpflichtung vom Betriebsleiter unter 
Mitwirkung der Werktätigen ausgearbeitete und 
mit Zustimmung der Betriebsgewerkschaftslei¬ 
tung erlassene grundlegende und wichtigste be¬ 
triebliche Regelung zur Gewährleistung einer ho¬ 
hen Effektivität der Arbeit, zur Festigung der Ar¬ 
beitsdisziplin, zur Durchsetzung von Ordnung und 
Sicherheit spwie zur Entwicklung sozialistischer 
Kollektivbeziehungen. Sie wird auf der Grundlage 
des AGB ausgearbeitet, muß den Rechtsvor¬ 
schriften entsprechen und dient ihrer Konkretisie¬ 
rung entsprechend den betrieblichen Bedingun¬ 
gen. Die Arbeitsordnung hat normativen Charak¬ 
ter und ist bestimmt, den Inhalt der Arbeitsrechts¬ 
verhältnisse der Werktätigen des Betriebskollek¬ 
tivs im Interesse straffer Arbeitsorganisation und' 
sozialistischer Arbeitsdisziplin in Verwirklichung 
des AGB und der darauf beruhenden anderen 
Rechtsvorschriften näher auszugestalten. Auf 
diese Weise fördert sie das rationelle, hochpro¬ 
duktive Zusammenwirken aller Werktätigen des 
Betriebskollektivs. Sie enthält ihrem Charakter 
nach solche verbindlichen Verhaltensregeln, die 
erstens für die Gesamtheit der Angehörigen des 
Betriebskollektivs gelten oder, deren Inhalt sie 
kennen müssen und die zweitens die Arbeitsorga- 


31 Vgl. zum Begriff der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung § 24 Abs. 5 AGB. 

32 Vgl. zur Arbeitsordnung als betrieblicher Regelung 
u. a. A. Baumgart, „Die Bedeutung der Arbeits¬ 
ordnung für die Verwirklichung des Arbeits- 
rechts“, AuA, 1978/12, S. 555 ff.; F. Kunz, Sozia¬ 
listische Arbeitsdisziplin, a. a. O., S. 67 ff. und 
„Empfehlungen zur Ausarbeitung der Arbeitsord¬ 
nung“, AuA, 1978/9, S. 413 ff. 
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nisation und -disziplin für einen längeren Zeit¬ 
raum festigen. 

Zur operativen, kurzfristigen, einzelne Sach- 
fragen betreffenden oder nur kleinere Adressa¬ 
tenkreise im Betrieb berühreinden Durchführung 
des Leitungs- und arbeitsorganisatorischen Pro¬ 
zesses im Betrieb werden auch andere betriebliche 
normative Leitungsinstrumente wie Ordnungen, 
allgemeine Dienst- oder Organisationsanweisun¬ 
gen gemäß § 12 AGB vom Betriebsleiter erlassen. 

Diese anderen Regelungen sollten nur in den wirk¬ 
lich notwendigen Fällen ergehen, um keine zu große 
Zahl solcher Regelungen, die dann schwer zu über¬ 
sehen und durchzusetzen sind, zuzulassen. 

Bei der Ausarbeitung der Arbeitsordnung ist 
strikt die Gesetzlichkeit zu wahren. Betriebliche 
Festlegungen, die z. B. weitergehende als in den 
Rechtsvorschriften vorgesehene Arbeitspflichten 
der Werktätigen oder zusätzliche Disziplinar¬ 
maßnahmen begründen sollen, sind analog § 44 
Abs. 1 AGB unwirksam. An ihre Stelle treten die 
Pflichten bzw. Maßnahmen entsprechend den zu¬ 
treffenden arbeitsrechtlichen Vorschriften. 33 


3 . 2 . 

Der Inhalt der Arbeitsordnung 

Bei der Erarbeitung der Arbeitsordnung ist darauf 
zu achten, daß sie im Aufbau^ im Inhalt und in der 
Zahl ihrer Vorschriften so abgefaßt wird, daß sie 
übersichtlich und für die Werktätigen handhabbar 
ist. Alle Vorschriften in der Arbeitsordnung sind 
verständlich und eindeutig zu formulieren. Die 
Arbeitsordnung soll arbeitsrechtliche Vorschrif¬ 
ten nicht lediglich wiederholen, sondern zu ihrer 
Verwirklichung entsprechend den betrieblichen 
Bedingungen dienen. Der Inhalt der betrieblichen 
Arbeitsordnung ist prinzipiell in § 91 Abs. 2 AGB 
geregelt. Aufbau und Gliederung sollten, soweit 
nicht dringende Gründe der Arbeitsorganisation 
und der Festigung der Arbeitsdisziplin eine Ände¬ 
rung bzw. Ergänzung gebieten, weitestgehend 
dem Aufbau und der Gliederung des AGB fol¬ 
gen. 34 Die Arbeitsordnung kann z. B. in nachste¬ 
hender Form aufgebaut werden: 

1. Die Leitung des Betriebes und die Mitwir¬ 
kung der Werktätigen 

Hier ist eindeutig zu bestimmen, wofür der Betriebs¬ 
leiter und wofür welche leitenden Mitarbeiter Ver¬ 
antwortung tragen. 

Die Arbeitsordnung muß regeln, wer leitender Mit¬ 


arbeiter im Sinne von § 21 AGB ist und wie die Lei¬ 
tungspyramide im Betrieb gestaltet ist. Zur Siche¬ 
rung des Rechts auf Mitbestimmung und Mitgestal¬ 
tung ist in der Arbeitsordnung zu regeln, welche 
Voraussetzungen der Betriebsleiter und die leiten¬ 
den Mitarbeiter in ihren Verantwortungsbereichen 
zu schaffen haben, damit die Gewerkschaftsleitun¬ 
gen und -funktionäre ihre gewerkschaftlichen 
Rechte voll wahrnehmen können (§§ 22 bis 27 
AGB). 

In diesem Zusammenhang werden z. B. in den Ar¬ 
beitsordnungen allgemein Regelungen getroffen, 
wer Neuerervorschläge, andere Vorschläge und An¬ 
liegen der Werktätigen entgegennimmt und wie 
diese zu bearbeiten sind. 

2. Abschluß, Änderung und Auflösung arbeits¬ 
rechtlicher Verträge 

Die Arbeitsordnung hat festzulegen, wer entspre¬ 
chend § 38 Abs. 1 AGB namens des'Betriebes die 
Befugnis zum Abschluß, zur Änderung oder Auflö¬ 
sung arbeitsrechtlicher Verträge besitzt (Betriebslei¬ 
ter oder bestimmte leitende Mitarbeiter). Dabei ist 
es zweckmäßig, entsprechend der jeweiligen Bedeu¬ 
tung des zu begründenden Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses dieses Recht differenziert auszugestalten. Die 
Arbeitsordnungen regeln in diesem Zusammenhang 
weiter die Befugnis, Hinstellungsgespräche zu füh¬ 
ren. Gleichzeitig enthalten sie die notwendigen 
Pflichtenregelungen, um den zuständigen Gewerk¬ 
schaftsleitungen bzw. -funktionären ihre Mitwir¬ 
kung entsprechend der gewerkschaftlichen Ord¬ 
nung 35 zu ermöglichen. Hier wird auch das Verhal¬ 
ten des Werktätigen bei Arbeitsaufnahme und bei 
Ausscheiden aus dem Betriebskollektiv geregelt. 
Auf der Basis der §§67 ff. AGB normiert die Arbeits- 


33 Die „Empfehlungen zur Ausarbeitung der Ar¬ 
beitsordnung“, a. a. O., sprechen aus, daß diese 
Regelungen der Arbeitsordnung ungesetzlich sind. 
Daraus ergeben sich jedoch für betriebliche Rege¬ 
lungen, die keine Rechtsvorschriften sind, generell 
die dargelegten Konsequenzen. 

34 Vgl. „Empfehlungen zur Ausarbeitung der Arbeits¬ 
ordnung“, a. a. O., S. 414; die Gliederung einer 
Arbeitsordnung eines konkreten VEB enthält 
L. Rentzsch/E. Leuschner/F. Lange, „Grundsätze 
für die Ausarbeitung der Arbeitsordnung“, AuA, 
1978/11, S. 501 ff. 

35 Zur Zeit ist dies die Ordnung über die Wahrneh¬ 
mung der Rechte der Gewerkschaften beim Ab¬ 
schluß, bei der Änderung und der Auflösung von 
Arbeitsverträgen. Beschluß des Sekretariats des 
Bundesvorstandes des FDGB vom 21. 6. 1978, Be¬ 
schlüsse und Hinweise des Bundesvorstandes des 
FDGB, Informationsblatt 1978 Nr. 6; abgedr. in: 
Arbeitsgesetzbuch und andere ausgewählte 
Rechtsvorschriften, Berlin 1980, S. 300. 
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Ordnung ebenfalls, wer nach welchem Verfahren 
im Betrieb Beurteilungen anfertigt. 

3. Organisation der Arbeit im Betrieb 

Diese Vorschriften der Arbeitsordnung sind beson¬ 
ders bedeutsam für das Niveau der Arbeitsorganisa¬ 
tion im Betrieb. 

Auf Grund der verschiedenen betrieblichen Bedin¬ 
gungen in technischer, technologischer, räumlicher, 
organisatorischer Hinsicht bedürfen die allgemeinen 
Regeln des 4. Kapitels AGB notwendig der norma¬ 
tiven Präzisierung in den Arbeitsordnungen, z. B. 
durch Verhaltensnormen für die leitenden Mitarbei¬ 
ter und die anderen Werktätigen zur Durchsetzung 
der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation; zur 
exakten und eindeutigen Bestimmung der Arbeits¬ 
aufgaben einschließlich der Verantwortungsberei¬ 
che der Werktätigen (so z. B. zur Schaffung und Än¬ 
derung von Funktionsplänen); zur Arbeitsorganisa¬ 
tion unmittelbar am Arbeitsplatz gemäß § 74 AGB 
einschließlich der Verhaltensanforderungen bei 
Auftreten und bei der Beseitigung von Störungen; 
zur Erteilung und Abrechnung von Arbeitsaufträgen 
einschließlich der erforderlichen Anleitung bei ihrer 
Erfüllung; zum Verfahren der Ausarbeitung, zur Er¬ 
schließung der Mitwirkung und zur Inkraftsetzung 
von Arbeitsnormen und anderen Kennzahlen der 
Arbeitsleistung gemäß §§ 75 ff. AGB; zum Schutze 
des sozialistischen Eigentums; zur Konkretisierung 
des Weisungsrechts, einmal hinsichtlich der leiten¬ 
den Mitarbeiter im Rahmen der Leitungspyramide 
und zum anderen der Leiter von Funktionalorganen 
und anderer Mitarbeiter wie Dispatcher; zur Wei¬ 
sungsbefugnis bei der vorübergehenden Übertra¬ 
gung einer anderen Arbeit usw. 

In ähnlicher Weise ist der Inhalt der anderen 
Abschnitte der Arbeitsordnung zu gestalten wie; 

4. Lohn und Lohnzahlung 

5. Nutzung der Arbeitszeit und Gewährung des 
Erholungsurlaubs 

6. Gesundheits- und Arbeitsschutz 

7. Aufbewahrung und Sicherung des persönli¬ 
chen Eigentums der Werktätigen 

8. Nutzung betrieblicher Einrichtungen 

9. Arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit der 
Werktätigen und 

10. Schlußbestimmungen. 36 

3 . 3 . 

Die Ausarbeitung und der Erlaß 
der Arbeitsordnung 

Die Arbeitsordnung ist vom Betriebsleiter unter 
Mitwirkung der Werktätigen auszuarbeiten und 
mit Zustimmung der Betriebsgewerkschaftslei¬ 


tung zu erlassen. Dem Prozeß der breiten Mitwir¬ 
kung und der kritischen, auf Analysen des erreich¬ 
ten Standes der Arbeitsorganisation und -disziplin 
aufbauenden Diskussion des Entwurfs der Arbeits¬ 
ordnung kommt eine große Bedeutung für die 
spätere Anwendung und damit für die Effektivität 
der Arbeitsordnung zu. Die Arbeitsordnung ist 
den Werktätigen zur Kenntnis zu geben und muß 
ihnen zugänglich sein (§ 92 AGB). 

Die Weiterentwicklung des Arbeitsrechts 
durch das AGB stellt hohe Anforderungen an In¬ 
halt und Wirksamkeit der Arbeitsordnung, folg¬ 
lich auch an ihre Ausarbeitung. Der Betrieb hat 
vor allem zu sichern, daß die Werktätigen bei der 
Ausarbeitung aktiv mitwirken können. Die Aus¬ 
arbeitung — das gilt auch für eine später eventuell 
nötige Überarbeitung zur Anpassung an inzwi¬ 
schen veränderte betriebliche Bedingungen - muß 
genutzt werden, um die Arbeitsorganisation und 
-disziplin zu verbessern, die sozialistische Einstel¬ 
lung zur Arbeit zu heben und mit Hilfe der Nor¬ 
men der Arbeitsordnung ein solches Verhalten 
der Angehörigen des Betriebskollektivs zu för¬ 
dern, das eine hohe Effektivität seiner Arbeit ge¬ 
währleistet. 


4 . 

Das Weisungsrecht 
4 . 1 . 

Wesen und Funktion des Weisungsrechts 

Das Weisungsrecht ist das aus dem Prinzip der 
Einzelleitung erwachsende Recht des Betriebslei¬ 
ters gegenüber allen Mitarbeitern des Betriebes 
bzw. das der leitenden Mitarbeiter gegenüber den 
ihnen unterstellten Mitarbeitern zur Erfüllung der 
dem Betrieb obliegenden Aufgaben im Rahmen 
des AGB und der anderen Rechtsvorschriften und 
unter Beachtung der mit den Werktätigen verein¬ 
barten (bzw. durch Berufung oder Wahl bestimm¬ 
ten) Bedingungen, insbesondere der Arbeitsauf¬ 
gabe, Aufgaben und Befugnisse festzulegen, 


36 Vgl. hierzu im einzelnen „Empfehlungen zur Aus- 
. arbejtung der Arbeitsordnung“, a. a. O.; Es han¬ 
delt sich hier um eine beispielhafte Aufzählung. 
Entscheidend ist, daß der Inhalt der betrieblichen 
Arbeitsordnung dem § 91 f. AGB entspricht. 
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Pflichten aufzuerlegen und Rechte zuzuerken¬ 
nen. 37 Dieses Weisungsrecht steht auch anderen 
Mitarbeitern zu, soweit das in Rechtsvorschriften 
bzw. in der Arbeitsordnung festgelegt ist. Das 
Weisungsrecht ist in § 82 AGB, die Pflicht, Wei¬ 
sungen auszuführen, in § 83 AGB geregelt. Das 
Weisungsrecht entscheidet arbeitsorganisatori¬ 
sche Einzelfragen. Seine Wahrnehmung ist eine 
Form der Rechtsverwirklichung. 

Das Wesen des Weisungsrechts und die Ver¬ 
antwortung des Betriebsleiters, der leitenden und 
anderen Mitarbeiter, denen dieses Recht zusteht, 
ergeben sich bei seiner Anwendung letztlich aus 
dem Wesen der Arbeitsverhältnisse der Werktäti¬ 
gen, die diese mit konkreten sozialistischen Be¬ 
trieben eingehen und ihrer staatlich-rechtlichen 
Leitung. 38 Das Weisungsrecht ist in die jeweilige 
Leitungspyramide der Arbeitsorganisation im Be¬ 
trieb eingeordnet und dient der effektiven Umset¬ 
zung der getroffenen Leitungsentscheidungen. 
Hieraus folgen Funktion, Inhalt und schließlich 
der Umfang des Weisungsrechts. Da das 4. Kapi¬ 
tel AGB die Grundsätze der gesamten Arbeitsor¬ 
ganisation im Betrieb enthält, treffen sie auch für 
das ihr dienende Weisungsrecht zu. 

Der Werktätige übernimmt bei Begründung 
seines Arbeitsrechtsverhältnisses und der damit 
verbundenen Eingliederung in das Betriebskol¬ 
lektiv nicht eine einzelne, genau spezifizierte Ar¬ 
beitsleistung. Vielmehr verpflichtet er sich gemäß 
den §§ 38 und 40 Abs. 1 AGB, eine Arbeitsauf¬ 
gabe generell wahrzunehmen. Er hat also wäh¬ 
rend des Bestehens dieses Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses alle Einzelaufgaben zu erfüllen, die sich aus 
der durch die vereinbarte Arbeitsaufgabe be¬ 
stimmten Art von Arbeit ergeben. Daraus resul¬ 
tieren die in § 80 AGB geregelten Arbeitspflich¬ 
ten des Werktätigen. Wie diese allgemeinen 
Pflichten wahrzunehmen sind, regeln allgemein 
das AGB und die darauf aufbauenden Rechtsvor¬ 
schriften z. B. über die Arbeitszeit oder den Ar¬ 
beitsschutz. Wie sie jedoch konkret zu erfüllen 
sind, ergibt sich aus der betrieblichen Gesamtar¬ 
beit. In diese ist die übernommene Arbeitsauf¬ 
gabe eingebettet. Die Arbeitsaufgabe unterliegt 
als Teil der betrieblichen Gesamtarbeit der Lei¬ 
tung durch den Betriebsleiter und die leitenden 
Mitarbeiter. Die Wahrnehmung der Arbeitsauf¬ 
gabe kann nicht im einzelnen vorher sachlich und 
terminlich durch Rechtsvorschriften, auch nicht 
vollständig durch betriebliche Regelungen und 
schon gar nicht durch den Arbeitsvertrag be¬ 
stimmt werden. Dies kann nur durch Weisungen 


erfolgen. Das Weisungsrecht gehört somit not¬ 
wendig zur Rechtsstellung des Betriebsleiters und 
der leitenden Mitarbeiter. Die Pflicht, Weisungen 
auszuführen, stellt andererseits /einen wesentli¬ 
chen Bestandteil der arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortung des Werktätigen daf. 

Das Weisungsrecht bezieht sich auf das Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis des oder der von der Wei¬ 
sung erfaßten Werktätigen. Dementsprechend ist 
es auch nach den dafür geltenden Vorschriften des 
Arbeitsrechts, insbesondere des Kapitels über den 
Arbeitsvertrag sowie über Arbeitsorganisation 
und sozialistische Arbeitsdisziplin anzuwenden. 
So ist z. B. § 73 zu beachten. Er fordert in 
Abs. 2, die Arbeitsaufgabe und damit den Ver¬ 
antwortungsbereich des Werktätigen eindeutig zu 
bestimmen. Damit wird auch der sachliche Inhalt, 
auf den sich das Weisungsrecht gegenüber dem 
jeweiligen Werktätigen erstreckt, präzisiert. Wei¬ 
ter fordert Abs. 3 vom Betriebsleiter und den lei¬ 
tenden Mitarbeitern, den Werktätigen klare Auf- 


37 Vgl. u. a. Lexikon des Arbeitsrechts der DDR, 
a. a. O., Stichwort Weisungsrecht, S. 412; Arbeits¬ 
recht, Grundriß, Berlin 1980, S. 115. Zum Wei¬ 
sungsrecht gibt es in der DDR ein umfangreiches 
Schrifttum und ebenso wichtige Erfahrungen der 
Rechtsprechung. Zur Literatur vgl. insb. die seit 
1974 geführte Diskussion, ausgelöst durch S. Sei¬ 
del, „Arbeitsvertrag und Weisungsrecht des Lei¬ 
ters“, AuA, 1974/11, S. 329. Beispielhaft seien 
hier angeführt A. Süßmilch, „Leitungspyramide 
und Weisungsrecht“, AuA, 1975/7, S. 215; S. Sei- 
del/E. Waitzis, „Die Einhaltung der Gesetzlichkeit 
beim Erteilen und Ausführen von Weisungen“, 
AuA, 1975/9, S. 219; R. Heuse/H. Thieme, „Der 
Inhalt des erweiterten Weisungsrechts“, AuA, 
1975/13, S. 407; dies., „Wenn der Leiter bei der 
Erteilung von Weisungen seine Befugnisse über¬ 
schreitet“, AuA, 1975/20, S. 631 sowie W. Thiel, 
„Weisungsrecht und Weisungsbefugnis“, AuA, 
1978/2,’ S. 84. Erfahrungen der Rechtsprechung 
verallgemeinert der Bericht des Präsidiums des 
Obersten Gerichts an die 16. Plenartagung am 
\ 1 . 9. 1975 „Zu Fragen der Rechtsprechung auf 
dem Gebiet der sozialistischen Arbeitsdisziplin“, 
NJ, 1975/20, S. 595; vgl. dazu auch W. Strasberg, 
„Aufgaben der Gerichte bei der einheitlichen An¬ 
wendung der arbeitsrechtlichen Normen über die 
sozialistische Arbeitsdisziplin, a. a. O., S. 598 und 
W. Rudelt, Bericht über die 16. Plenartagung des 
Obersten Gerichts, a. a. O., S. 601. 

38 Vgl. hierzu auch Die Aufgaben des staatlichen Lei¬ 
ters bei der Durchsetzung des Arbeitsrechts, Berlin 
1974, S. 38 ff. und F. Kunz, Sozialistische Arbeits¬ 
disziplin, Berlin 1966, S. 58 ff. 


169 



träge zu erteilen, sie zu deren Lösung zu befähi¬ 
gen, anzuleiten und die für die Erfüllung nötigen 
Bedingungen zu schaffen. Diese Anforderung ist 
bei der Erteilung aller Weisungen zu beachten. 
Die Weisung ist ein Mittel, „um den Prozeß der 
Arbeit effektiv zu organisieren, die an die Erfül¬ 
lung der Arbeitsaufgabe zu stellenden Anforde¬ 
rungen den jeweiligen konkreten betrieblichen. 
Erfordernissen und Bedingungen anzupassen und 
das Zusammenwirken der Arbeitskollektive nach 
den Prinzipien der kameradschaftlichen Zusam¬ 
menarbeit und gegenseitigen Unterstützung zu 
gestalten.“ 39 

4 . 2 . 

Der Umfang des Weisungsrechts 

Das Weisungsrecht umfaßt alle Einzelfragen, die 
sich aus der Durchsetzung des AGB, der anderen 
Rechtsvorschriften sowie der betrieblichen Rege¬ 
lungen, bezogen auf das Arbeitsrechtsverhältnis 
des Werktätigen, herleiten. Die Ausübung des 
Weisungsrechts schafft keine neuen Rechtsver¬ 
hältnisse. Sie begründet insoweit auch keine 
neuen originären Rechte und Pflichten, sondern 
konkretisiert auf der Grundlage der allgemeinen 
arbeitsrechtlichen Vorschriften, betrieblichen 
Regelungen und der im Arbeitsvertrag (durch Be¬ 
rufung oder Wahl) fixierten Arbeitsaufgabe be¬ 
reits bestehende. So wird der Werktätige durch 
die Weisung verbindlich verpflichtet, seine in § 80 
allgemein umrissenen Arbeitspflichten je nach 
den Erfordernissen betrieblicher Arbeitsorgani¬ 
sation auszuführen. 

Durch die Weisung, die sich an Werktätige als 
Partner des Arbeitsrechtsverhältnisses mit dem 
Betrieb richtet, in dessen Namen der Weisungsbe¬ 
fugte handelt, wird immer ein konkretes Verhal¬ 
ten des Adressaten gefordert. 40 So wird mit der 
Weisung nicht nur die gemeinsame Arbeit organi¬ 
siert, sondern auch die Persönlichkeit des Werktä¬ 
tigen entwickelt und dabei gleichzeitig die Kollek¬ 
tivität gestärkt. Der Leiter soll eine Weisung so 
vorbereiten - insbesondere unter Verwirklichung 
der Vorschriften über Leitung und Mitwirkung - 
und formulieren, daß sie optimal der konkreten 
Herstellung und Erschließung der Übereinstim¬ 
mung der Interessen der Gesellschaft, des Betrie¬ 
bes und des einzelnen Werktätigen dient. 41 Das 
setzt voraus, daß der Leiter im angesprochenen 
Kollektiv und gegenüber dem einzelnen Adressa¬ 
ten die Notwendigkeit der Weisung begründet 


und eigene Initiativen der Weisungsadressaten bei 
ihrer Ausführung weckt. 

Der Umfang des Weisungsrechts ergibt sich 
erstens aus der mit dem Werktätigen vereinbarten 
Arbeitsaufgabe und zweitens aus den allgemeinen 
Anforderungen aus der im Betrieb zu leistenden 
gemeinschaftlichen Arbeit des Betriebskollektivs. 
Paragraph 82 Abs. 2 AGB legt allgemein den 
Umfang des Weisungsrechts fest. 42 Weisungen, 
die über die durch die arbeitsvertraglich verein¬ 
barten Bedingungen gezogenen Grenzen hinaus¬ 
gehende Arbeitspflichten begründen, erfolgen, 
soweit sie im AGB und anderen Rechtsvorschrif¬ 
ten ausnahmsweise als zulässig erklärt sind, in 
Ausübung des erweiterten Weisungsrechts (§ 82 
Abs. 2 AGB). 43 

Die Grenzen des allgemeinen Weisungsrechts 
müssen dort in einem gewissen zeitlichen und 
sachlichen Ausmaß überschritten werden, wo dies 
im gesellschaftlichen Interesse zwingend geboten 
ist. Das kann sich auf eine andere Arbeitsaufgabe 
im Betrieb, eine andere Arbeit in einem anderen 
Betrieb, eine andere Arbeit in einem Betriebsteil 
an einem anderen Ort, aber auch auf bestimmte 
zeitlich begrenzte zusätzliche Pflichten zur Erfül¬ 
lung der im Arbeitsvertrag vereinbarten Bedin¬ 
gungen, insbesondere der Arbeitsaufgabe und des 
Verhaltens im Betrieb, erstrecken. Solche Wei¬ 
sungen dienen der Erfüllung wichtiger volkswirt¬ 
schaftlicher oder betrieblicher Aufgaben durch 
kameradschaftliche Zusammenarbeit und gegen¬ 
seitige Hilfe zwischen den Werktätigen, zwischen 
den Arbeits- und Betriebskollektiven. Der Ge- 


39 Zu Fragen der Rechtsprechung auf dem Gebiet der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin, Bericht des Präsi¬ 
diums des OG an die 16. Plenartagung am 
17. 9. 1975, a. a. O., S. 596. 

40 Vgl. dazu S. Seidel, „Arbeitsvertrag und Wei¬ 
sungsrecht des Leiters“, a. a. O., S. 329 sowie Die 
Aufgaben des staatlichen Leiters bei der Durch¬ 
setzung des sozialistischen Arbeitsrechts, a.- a. O., 
S. 38 ff. 

41 Vgl. Sozialistisches Arbeitsrecht — Instrument zur 
Verwirklichung der Einheit von gesellschaftlichen, 
kollektiven und persönlichen Interessen, a. a. O., 
insb. S. 146 ff. 

42 Vgl. zum Umfang des allgemeinen Weisungsrechts 
und einer möglichen Klassifizierung der Weisun¬ 
gen W. Thiel, „Weisungsrecht und Weisungsbe¬ 
fugnis“, a. a^O. 

43 Vgl. hierzu R. Heuse/H. Thieme, „Charakter und 
Inhalt des erweiterten Weisungsrechts“, a. a. O., 
S. 407. 
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setzgeber schützt durch konkrete Vorschriften im 
notwendigen Umfang die Interessen der betroffe¬ 
nen Werktätigen, insbesondere durch Festlegung 
der sachlichen Voraussetzungen, der zeitlichen 
Begrenzungen lind durch ggf. nötige Zustimmun¬ 
gen des betreffenden Werktätigen selbst oder der 
zuständigen Gewerkschaftsleitungen. Die wich¬ 
tigsten Fälle des erweiterten Weisungsrechts be¬ 
treffen 

- die vorübergehende Übertragung einer ande¬ 
ren Arbeit gemäß den §§ 84 ff. AGB; 

- die Überstundenarbeit gemäß §§ 172 ff. AGB; 

- die Arbeitsbereitschaft gemäß § 180 AGB und 

- die Urlaubsunterbrechung gemäß § 198 AGB. 
Es gibt auch Fälle, in denen die Interessen des 
Werktätigen direkt in dem von der Gesellschaft 
anerkannten Umfang die Ausübung des erweiter¬ 
ten Weisungsrechts nach sich ziehen, wie etwa bei 
der Übertragung einer Schonarbeit gemäß § 216 
AGB. 


4 . 3 . 

Die Befugnis, Weisungen zu erteilen 

Die Notwendigkeit und das Ausmaß der Befug¬ 
nis, im jeweiligen Betrieb Weisungen zu erteilen, 
sind von der inneren Arbeitsorganisation und der 
Leitungspyramide abhängig. Das Weisungsrecht 
steht als Befugnis dem Betriebsleiter und den lei¬ 
tenden Mitarbeitern zu. Es ist Bestandteil ihrer 
Rechtsstellung. Die Wirksamkeit des Weisungs¬ 
rechts hängt wesentlich von einem geordneten, 
übersichtlichen System der Leitung ab, insbeson¬ 
dere von der klaren Abgrenzung der Verantwor¬ 
tungsbereiche der Leiter bzw. Weisungsbefugten. 
Grundsätzlich sollte ein Werktätiger Weisungen, 
von begründeten Ausnahmen abgesehen, nur von 
oder über seinen für ihn zuständigen Leiter erhal¬ 
ten. 44 

Die Verantwortungsbereiche und die ihnen 
entsprechende Weisungsbefugnis der leitenden 
Mitarbeiter legt der Betriebsleiter gemäß § 21 
und § 72 Abs. 2 AGB fest. Einzelheiten zur Aus¬ 
übung der Weisungsbefugnis sind auf der Grund¬ 
lage der Rechtsvorschriften in der betrieblichen 
Arbeitsordnung entsprechend § 82 Abs. 3 AGB 
i. Verb. m. § 91 Abs. 2 Buchstabe b zu regeln. 

In Rechtsvorschriften oder in der betriebli¬ 
chen Arbeitsordnung kann entsprechend § 82 
Abs. 1 Satz 2 AGB festgelegt werden, daß die 
Weisungsbefugnis in einem bestimmten Umfang 
auch anderen Mitarbeitern außer dem Betriebs¬ 


leiter und den leitenden Mitarbeitern zusteht. Es 
hängt von der betrieblichen Arbeitsorganisation 
ab, welche Mitarbeiter des Betriebes außerdem 
noch die Weisungsbefugnis benötigen. Im allge¬ 
meinen handelt es sich um, Mitarbeiter, die inner¬ 
halb von Funktionalorganen des Betriebes für ein 
besonderes Sachgebiet --Verantwortung tragen, 
wie der Sicherheitsinspektor. Ist dieses sachbezo¬ 
gene Weisungsrecht nicht bereits in Rechtsvor¬ 
schriften verankert, muß es ausdrücklich und so 
genau wie möglich in der Arbeitsordnung geregelt 
werden. In ihr sind das Weisungsrecht allgemein, 
sein Umfang in sachlicher Hinsicht, seine Aufga¬ 
ben und sein Einbau in die allgemeine Pyramide 
der Leitung und Weisungsbefugnis im Betrieb zu 
normieren. 


4 . 4 . 

Die Pflicht, Weisungen auszuführen 

Der Werktätige ist gemäß § 83 Abs. 1 AGB ver¬ 
pflichtet, Weisungen mit Umsicht und Initiative 
auszuführen. Somit ist die Ausführung von Wei¬ 
sungen Bestandteil der Pflicht des Werktätigen 
zur gewissenhaften Einhaltung der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin. Die effektive Verwirklichung ei¬ 
ner Weisung hängt wesentlich davon ab, ob die 
Werktätigen bzw." die Arbeitskollektive im erfor¬ 
derlichen Maße in die Vorbereitung der Entschei¬ 
dung einbezogen werden. Je mehr sie von den zu¬ 
grunde liegenden Bedingungen wissen, die zu der 
Entscheidung des Leiters führten, aus der die 
Weisung entspringt, desto leichter ist es, ihre In¬ 
itiative zu wecken. 

Wie ausgeführt, hat der Betrieb die nötigen 
Voraussetzungen subjektiver und objektiver Art 
für die Erfüllung der Weisungen zu schaffen. Dazu 
gehört auch die klare Erteilung der Weisung und 
eine angemessene Anleitung zu ihrer Erfüllung. 
Ungeachtet dieser Pflicht der Weisungsbefugten 
kann weder die Weisung selbst noch die Anleitung 
ini einzelnen darlegen, wie der Werktätige die’ 
Weisung zu erfüllen hat. Auf Grund seiner 
Kenntnisse muß er die Weisung entsprechend der 
dazu gegebenen Anleitung mit Sachverstand, 
Umsicht und Initiative aktiv erfüllen. 

In Ausnahmefällen kann sich die Frage erge¬ 
ben, unter welchen Bedingungen ein Werktätiger 


44 Vgl. hierzu ausführlich: A. Süßmilch, „Leitungspy¬ 
ramide und Weisungsrecht“, AuA, 1975/7, 
S. 215 ff. 
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die Ausführung einer Weisung ablehnen kann, 
oder sogar muß. Das AGB hat hierzu mit § 83 
Abs. 2 erstmalig eine spezielle gesetzliche Grund¬ 
lage geschaffen. Der Werktätige kann in den fol¬ 
genden drei Fällen die Ausführung einer Weisung 
ablehnen: 

- wenn sie von einem dazu nicht Befugten erteilt 
wurde (§ 83 Abs. 2 Satz 1 AGB); 

- wenn mit ihr Arbeitspflichten begründet wer¬ 
den sollen, die über die sich aus dem Arbeits¬ 
vertrag oder anderen Rechtsvorschriften erge¬ 
benden Pflichten hinausgehen (§ 83 Abs. 2 
Satz 2 AGB); 

- wenn sie den allgemeinen arbeitsrechtlichen 
Vorschriften nicht entspricht. 

Die Pflicht, Weisungen nicht zu befolgen, ist in 
§ 83 Abs. 2 Satz 3 AGB verankert. Danach ist der 
Werktätige verpflichtet, Weisungen nicht zu be¬ 
folgen, wenn deren Durchführung eine Straftat 
darstellt. 

In allen Fällen, in denen ein Werktätiger es ab¬ 
lehnt, eine Weisung auszuführen, hat er dies dem 
Anweisenden oder dem übergeordneten Leiter 
unverzüglich mitzuteilen (§ 83 Abs. 2 letzter Satz 
AGB). 

4 . 5 . 

Die vorübergehende Übertragung 
einer anderen Arbeit ) 

Die vorübergehende Übertragung einer anderen 
Arbeit ist die durch den Weisungsbefugten vorge¬ 
nommene und im AGB vorgesehene vorüberge¬ 
hende Übertragung einer Tätigkeit, die nicht aus 
der im Arbeitsvertrag vereinbarten (bzw. durch 
Berufung oder Wahl festgelegten) Arbeitsaufgabe 
hervorgeht, oder einer Tätigkeit an einem ande¬ 
ren Arbeitsort, die in den im AGB ausschließlich 
aufgezählten Ausnahmefällcn unter Berücksich¬ 
tigung der gesellschaftlichen und persönlichen In¬ 
teressen sowie der Qualifikation des betreffenden 
Werktätigen zulässig ist. Das AGB regelt die vor¬ 
übergehende Übertragung einer anderen Arbeit 
in den §§ 84 bis 90. 45 

Die vorübergehende Übertragung einer ande¬ 
ren Arbeit ist eine Form der Weisungen, mit de¬ 
nen in Ausübung des erweiterten Weisungsrechts 
beim Vorliegen der gesetzlich geforderten Vor¬ 
aussetzungen zusätzliche Arbeitspflichten aufer¬ 
legt werden. 46 Bei der Bestimmung ihres Wesens 
ist zunächst davon auszugehen, daß der Betrieb 
die Arbeit so zu organisieren hat, daß die Werktä¬ 


tigen kontinuierlich mit der vereinbarten Arbeits¬ 
aufgabe beschäftigt werden. Eine andere Arbeit 
darf nur in folgenden Ausnahmefällen übertragen 
werden (vgl. § 72 Abs. 2 AGB): 

- wenn dies zur Erfüllung wichtiger betrieblicher 
und volkswirtschaftlicher Aufgaben erforder¬ 
lich ist (§ 85 Abs. 1 AGB); 

- wenn der Werktätige infolge Betriebsstörun¬ 
gen, Warte- und Stillstandszeiten daran gehin¬ 
dert ist, seine Arbeitsaufgaben zu erfüllen; 

- wenn in der Person des Werktätigen liegende 
Gründe es erfordern, ihn im Interesse der Ein¬ 
haltung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 


45 Zur vorübergehenden Übertragung einer anderen 
Arbeit gibt es eine umfangreiche Literatur. Vgl. 
u. a. die durch M. Adler, „Übertragung einer an¬ 
deren Arbeit oder Änderungsvertrag?“, AuA, 
1973/17, S. 523 im Zusammenhang mit dem Urteil 
des OG vom 10. 11. 1972 -.Za 17/72 -, AuA, 
a. a. O., S. 533 ausgelöste Diskussion in den Jahr¬ 
gängen 1973 und 1974 dieser Zeitschrift mit einer 
abschließenden Stellungnahme von W. Rudelt, 
„Übertragung einer anderen Arbeit oder Ände¬ 
rungsvertrag?“, AuA, 1974/9, S. 269; A. Stol- 
le/R. Robert, „Rechtssicherheit des Werktätigen 
bei der Übertragung einer anderen Arbeit“, AuA, 
1974/12, S. 365; R. Heuse/H. Thieme, „Ände¬ 
rungen in der Tätigkeit aus betrieblichen und per¬ 
sönlichen Gründen“, AuÄ, 1976/2, S. 51; 
A. Langanke, „Dem Werktätigen soll vorüberge¬ 
hend eine andere Arbeit übertragen werden“, 
AuA, 1980/4, S. 173; Lexikon des Arbeitsrechts 
der DDR, a. a. O., S. 369; J. Michas, Ausgestal¬ 
tung des Arbeitsrechtsverhältnisses, Arbeitsver- 
trag-Änderungsvertrag-Beendigung, Berlin 1974, 
S. 40; W. Kulitzscher, Arbeitsorganisation und so¬ 
zialistische Arbeitsdisziplin, a. a. O., S. 43. 

46 Es handelt sich in diesen Fällen um verbindliche 
Weisungen. Auch dann, wenn der Werktätige ih¬ 
nen zustimmt, wird daraus kein Änderungsvertrag 
(vgl. W. Rudelt, „Übertragung einer anderen Ar¬ 
beit oder Änderungsvertrag?“, a. a. O.). Ihre Wir¬ 
kung ist immer vorübergehend, ungeachtet des 
Fehlens einer oberen zeitlichen Begrenzung, wie 
etwa in § 85 Abs. 1 Satz 3 AGB. Hier ist die An¬ 
sicht von Robert und Stolle auch nach Inkrafttreten 
des neuen AGB zutreffend „Die Übertragung ei¬ 
ner anderen Arbeit darf im Prinzip die Dauer von 
sechs Monaten, maximal jedoch die Dauer eines 
Planjahres nicht überschreiten.“ (R. Ro¬ 
bert/A. Stolle, „Rechtssicherheit des Werktätigen 
bei Übertragung einer anderen Arbeit“, a. a. O., 
S. 366). Soll eine andere Arbeit länger übernom¬ 
men werden, so kann das nur durch befristeten Än¬ 
derungsvertrag bzw. unbefristet nur durch norma¬ 
len Änderungsvertrag vereinbart werden. 
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oder der Hygiene vorübergehend anderweitig 
einzusetzen; 47 

— wenn der Werktätige während eines eingeleite¬ 
ten Disziplinarverfahrens wegen der ihm zur 
Last gelegten Arbeitspflichtverletzung nicht 
mit der vereinbarten Arbeitsaufgabe weiterbe¬ 
schäftigt werden kann. 

In Rechtsvorschriften kann für bestimmte 
Gruppen von Werktätigen festgelegt werden, daß 
ihnen (auch aus anderen) wichtigen Gründen eine 
andere Arbeit am selben oder einem anderen Ort 
bis zur Dauer von sechs Monaten, bei Lehrkräften 
und Erziehern bis zur Dauer des Schul- bzw. Lehr¬ 
jahres übertragen werden kann (§ 87 AGB). 

Für die einzelnen Fälle gelten unterschiedliche 
Regelungen, die dem zugrunde liegenden Sach¬ 
verhalt sowie betrieblichen und persönlichen In¬ 
teressen Rechnung tragen. So ist die vorüberge¬ 
hende Übertragung einer anderen Arbeit aus den 
zuerst genannten Gründen kameradschaftlicher 
Zusammenarbeit, und gegenseitiger Hilfe grund¬ 
sätzlich auf vier Wochen im Kalenderjahr be¬ 
grenzt. Über vier Wochen hinaus ist sie nur mit 
Einverständnis des Werktätigen zulässig. Soll der 
Werktätige in einem anderen Betrieb am selben 
Ort über vier Wochen hinaus eingesetzt werden, 
ist ein Delegierungsvertrag abzuschließen (§ 85 
Abs. 1 AGB i. Verb. m. § 50 AGB). Die Über¬ 
tragung einer anderen Arbeit in einem Betriebs¬ 
teil an einem anderen Ort ist überhaupt nur mit 
Einverständnis, d. h. vorheriger Zustimmung des 
Werktätigen zulässig (§ 85 Abs. 2 AGB). Einen 
besonderen Schutz gewährt das AGB den Werk¬ 
tätigen ab 5. Jahr vor Erreichen des Rentenalters. 

Ihnen darf aus Gründen der kameradschaftli¬ 
chen Zusammenarbeit und gegenseitigen Hilfe 
eine andere Arbeit generell nur mit ihrem Einver¬ 
ständnis zugewiesen werden (§ 85 Abs. 3 AGB). 

Bei Betriebsstörungen, Warte- und Still¬ 
standszeiten oder aus in der Person des Werktäti¬ 
gen liegenden Gründen des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes gelten die Begrenzungen nach § 85 
nicht. Sie ergeben sich hier aus der Ursache, so 
z. B. aus der Dauer der Betriebsstörung. Ähnli¬ 
ches gilt für den in § 256 Abs. 6 geregelten Fall. 
Hier ist aber durch die für die Durchführung des 
Disziplinarverfahrens geltenden Fristen mittelbar 
eine Begrenzung gegeben. 

Zur Berücksichtigung der gesellschaftlichen 
und persönlichen Interessen sowie der Qualifika¬ 
tion des Werktätigen bei der vorübergehenden 
Übertragung anderer Arbeit, wie sie § 84 Abs. 1 
AGB fordert, trägt insbesondere auch die in § 88 


AGB in den geregelten Fällen geforderte Zu¬ 
stimmung der zuständigen betrieblichen Ge¬ 
werkschaftsleitung bei. 

Die Regelung der Entlohnung bei der vor¬ 
übergehenden Übertragung einer anderen Arbeit 
dient erstens dazu, das Leistungsprinzip zu ver¬ 
wirklichen, und zweitens dazu, den Werktätigen 
vor ungerechtfertigten Einbußen an Lohn oder 
Gehalt bei Übertragung einer Arbeit in einer 
niedrigeren Lohn- oder Gehaltsgruppe zu 
schützen (vgl. §§ 89 ff. AGB). 

Die Entlohnung für Arbeiter regelt § 89 
AGB; bei vorübergehender Arbeit in einer höhe¬ 
ren Lohn- oder Gehaltsgruppe hat er dem Lei¬ 
stungsprinzip entsprechend Anspruch auf Ent¬ 
lohnung nach der höheren Gruppe (§ 89 Abs. 1 
AGB). Wird ihm eine niedriger bewertete Arbeit 
übertragen, ist der Lohn zwar auch für die er¬ 
reichte Leistung, jedoch bezogen auf die für die 
vereinbarte Ärbeitsaufgabe geltende Lohngruppe 
zu berechnen, um ihn vor Einbußen zu bewahren. 
Den gleichen Zweck verfolgt § 89 Abs. 3, wo¬ 
nach der Arbeiter mindestens Anspruch auf sei¬ 
nen bisherigen Durchschnittslohn hat. 

Die Entlohnung für Angestellte (§ 90 AGB) 
erfolgt nach dem Grundsatz, daß bei 
Übertragung einer anderen Arbeit von über vier 
Wochen Dauer, mit Ausnahme von Urlaubsver¬ 
tretungen, für die gesamte Zeit dieser vorüberge¬ 
henden Tätigkeit eine Gehaltszulage zu zahlen ist. 
Die Höhe dieser Gehaltszulage richtet sich eben¬ 
falls nach der Leistung des Angestellten bei der 
Erfüllung der ihm übertragenen Arbeit. Sie wird 
vom Betriebsleiter mit Zustimmung der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung festge¬ 
legt (§ 90 Abs. 2), dabei ist die normierte Min¬ 
desthöhe der Gehaltszulage zu beachten. 48 Gilt 
für den Angestellten infolge der Übertragung der 
anderen Arbeit in einer höheren Gehaltsgruppe 
die erweiterte materielle Verantwortlichkeit ge¬ 
mäß § 262 Abs. 1 Buchstabe b, ist ihm in jedem 
Falle (d. h. ohne eine bestimmte Mindestdauer) 
für die Zeit dieser Tätigkeit Gehalt nach der höhe¬ 
ren Gehaltsgruppe zu zahlen (§ 90 Abs. 3 AGB). 


47 Zur Sonderproblematik der Schonarbeit gemäß 
§ 216 AGB, deren Festlegung nur zum Teil ähnlich 
ist, vgl. R. Heuse/H. Thieme, „Änderungen in der 
Tätigkeit aus betrieblichen und persönlichen 
Gründen“, a. a. O., S. 53. 

48 Vgl. hierzu W. Kulitzscher, „Arbeitsorganisation 
und sozialistische Arbeitsdisziplin“, a. a. O., 
S. 49 ff. 
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Zum Schutz vor materiellen Nachteilen bestimmt 
§ 90 Abs. 4, daß bei Übertragung einer anderen 
Arbeit, in einer niedrigeren Gehaltsgruppe dem 
betreffenden Angestellten der Anspruch auf sei¬ 
nen bisherigen Durchschnittslohn zusteht. 


5 . 

Die sozialistische Arbeitsdisziplin 
und ihre Förderung 
durch Auszeichnungen 

5 . 1 . 

Die Grundpflicht 

zur gewissenhaften Einhaltung 

der sozialistischen Arbeitsdisziplin 

Charakteristisches Merkmal sozialistischer Ar¬ 
beitsdisziplin ist, daß sie in Betriebskollektiven 
und innerhalb dieser wiederum in kleineren Ar¬ 
beitskollektiven verwirklicht wird. Im Zuge des 
Aufbaus der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft wächst die Bedeutung der Disziplin des ein¬ 
zelnen für die Effektivität der Arbeit des Kollek¬ 
tivs und andererseits auch die Rolle der Betriebs¬ 
und Arbeitskollektive bei der weiteren Festigung 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin. Der einzelne 
Werktätige realisiert seine Arbeitspflichten und 
-rechte in der Regel in enger Zusammenarbeit mit 
den anderen Angehörigen des Arbeitskollektivs. 
Dieses Zusammenwirken ist in zunehmendem 
Maße durch gegenseitige Achtung und Unterstüt¬ 
zung, kameradschaftliche Hilfe und Rücksicht¬ 
nahme, aber auch durch kritische Auseinander¬ 
setzungen bestimmt. Es fördert die gewissenhafte 
Wahrnehmung der Verantwortung durch den ein¬ 
zelnen Werktätigen. 

Sozialistische Arbeitsdisziplin verlangt ein 
bewußtes Einordnen des Werktätigen in das Be¬ 
triebskollektiv. Es umschließt ein solches aktives 
Verhalten in der Arbeit, das den dafür vom sozia¬ 
listischen Staat geschaffenen Rechtsnormen ent¬ 
spricht. Sozialistische Arbeitsdisziplin bedingt 
eine initiativreiche und umsichtige Erfüllung der 
Arbeitspflichten und zugleich eine verantworr 
tungsbewußte Wahrnehmung der Arbeitsrechte. 
Sie stellt sich somit als eine Einheit von Berechti¬ 
gung und Verpflichtung, von objektiver Notwen¬ 
digkeit und subjektiver Möglichkeit sowie ent¬ 
sprechendem aktiven Handeln in Verwirklichung 


der arbeitsrechtlichen Verantwortung des Werk¬ 
tätigen dar. 49 Die Arbeitsdisziplin ist in einer Ge¬ 
sellschaft, die auf dem sozialistischen Eigentum an 
den Produktionsmitteln und der politischen Herr¬ 
schaft der Arbeiterklasse und der mit ihr verbün¬ 
deten Werktätigen beruht, eine wichtige grundle¬ 
gende Pflicht, die untrennbar mit den in der Ver¬ 
fassung niedergelegten Grundrechten und -pflich¬ 
ten des Bürgers verbunden ist. Für den Werktäti¬ 
gen im Arbeitsrechtsverhältnis stellt sie seine 
Grundpflicht aus diesem Arbeitsrechtsverhältnis 
(§ 2 Abs. 5 AGB) dar. 50 Die arbeitsrechtliche 
Regelung der Arbeitsdisziplin geht davon aus, daß 
sozialistische Arbeitsdisziplin als Kernstück der 
sozialistischen Lebensweise' ein Gebot sozialisti¬ 
scher Moral und Ethik ist. Die arbeitsrechtliche 
Regelung,berücksichtigt also das enge Zusam¬ 
menwirken von Moral und Recht bei der Festi¬ 
gung der Arbeitsdisziplin. 

Da die sozialistische Arbeitsdisziplin unerläß¬ 
lich für die Verwirklichung der Leitung des Be¬ 
triebes ist und andererseits von der ständigen Ver¬ 
vollkommnung der dafür nötigen betrieblichen 
Bedingungen abhängt, tragen der Betriebsleiter 
und die leitenden Mitarbeiter eine große Verant¬ 
wortung für die Schaffung aller notwendigen or¬ 
ganisatorischen und ideologischen Voraussetzun- 1 
gen für eine hohe Arbeitsdisziplin (§§ 18 ff. und 
71 ff. AGB). 

Die Erziehung zu hoher sozialistischer Ar¬ 
beitsdisziplin ist nicht nur Sache der Leiter, sie ist 
auch eine grundlegende Aufgabe, der sich die 
Gewerkschaften als Schulen des Sozialismus ge¬ 
mäß ihrer Satzung annehmen. Das Arbeitsrecht 
unterstützt diese wichtige Arbeit der Gewerk¬ 
schaften (vgl. u. a. § 22 Abs. 2 Buchstabe j 
AGB). 

Die sozialistische Arbeitsdisziplin umfaßt die 
Gesamtheit der Rechte und Pflichten des Werktä¬ 
tigen aus einem Arbeitsrechtsverhältnis. Eine bei¬ 
spielhafte, aber keine ausschließliche Aufzählung 
der Arbeitspflichten enthält der § 80 AGB. Es ist 


49 Vgl. F. Kunz/W. Thiel, „Aktuelle Aufgaben der 
Verwirklichung des neuen AGB und Schlußfolge¬ 
rungen für die Arbeitsrechtswissenschaft“, SuR, 
1979/9, S. 835 ff. 

50 Vgl. u. a. Wörterbuch zum sozialistischen Staat, 
Berlin 1974, Stichwort Arbeitsdisziplin, S. 18; 
F. Kunz, Sozialistische Arbeitsdisziplin, a. a. O., 
S. 41 ff; W. Kulitzscher, „Arbeitsorganisation und 
sozialistische Arbeitsdisziplin“, a. a. O., S. 61 ff.; 
Das Arbeitsrecht der DDR, Kap. 1-7, a. a. O., 
S. 121 ff. 
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eine wichtige Aufgabe des Betriebes, die arbeits¬ 
rechtliche Verantwortung jedes Werktätigen 
exakt zu bestimmen und sie ihm durch die zu¬ 
ständigen Leiter bewußt zu machen und alle Vor¬ 
aussetzungen zu schaffen, daß die Werktätigen 
ihre Verantwortung mit Umsicht und Initiative 
wahrnehmen können. 

Der Förderung sozialistischer Arbeitsdisziplin 
dienen letztlich alle Kapitel des AGB. Eine be¬ 
sondere Bedeutung besitzt jedoch das 4. Kapitel. 
Hier werden u. a. eng verbunden mit der Verant¬ 
wortung der Betriebe für die Voraussetzungen ei¬ 
ner guten Arbeitsorganisation und sozialistischen 
Disziplin die von allen Werktätigen zu erfüllenden 
arbeitsrechtlichen Grundpflichten als allgemeine 
Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis gere¬ 
gelt (§ 80 AGB). Der Inhalt der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortung der Werktätigen wird auf der 
Grundlage des von ihnen mit dem Betrieb be¬ 
gründeten Arbeitsrechtsverhältnisses von den 
Anforderungen bestimmt, die an ihr Verhalten bei 
der Leitung, Planung und Durchführung der Ar¬ 
beit im Betrieb gemäß der von ihnen übernom¬ 
menen Arbeitsaufgabe zu stellen sind. Er wird 
ausgedrückt in den durch das sozialistische Ar¬ 
beitsrecht verbindlich festgelegten und, soweit 
dies erforderlich ist, mit staatlichem Zwang durch¬ 
setzbaren Arbeitspflichten sowie in den eng damit 
verbundenen und durch den sozialistischen Staat 
geschützten Rechten der Werktätigen. 

Das sozialistische Arbeitsrecht gestaltet im 
einzelnen die Rechte und Pflichten der Werktäti¬ 
gen und der Betriebe bei der Begründung, der 
Verwirklichung und der Beendigung von Arbeits¬ 
rechtsverhältnissen. Das von dem einzelnen 
Werktätigen mit einem Betrieb begründete Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis mit den darin getroffenen 
Vereinbarungen, insbesondere über die Arbeits¬ 
aufgabe und den Arbeitsort, bestimmt den kon¬ 
kreten Inhalt und Umfang der Arbeitspflichten 
und -rechte des Werktätigen und damit den seiner 
arbeitsrechtlichen Verantwortung. Diesen Ver¬ 
antwortungsbereich hat er unter Nutzung der vom 
Betrieb geschaffenen Voraussetzungen gewissen¬ 
haft, mit Initiative und Umsicht auszufüllen. Des¬ 
halb ist die exakte Festlegung der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortung der Werktätigen, insbeson¬ 
dere ihrer Arbeitspflichten, außerordentlich wich¬ 
tig. Diese klare Festlegung ist sowohl für eine ef¬ 
fektive Organisation der Arbeit und das darin ein¬ 
geschlossene reibungslose Zusammenarbeiten der 
Werktätigen, als auch für eine hohe sozialistische 
Arbeitsdisziplin eine wichtige Voraussetzung. 51 


Sie erfolgt nach dem Prinzip des demokratischen 
Zentralismus auf den verschiedenen Ebenen der 
arbeitsrechtlichen Regelung und reicht bis hinun¬ 
ter in den Betrieb zur Ausgestaltung der Verant¬ 
wortung durch Weisungen der weisungsbefugten 
Mitarbeiter. 

5 . 2 . 

Die Arbeitspflichten 
des Werktätigen 

Arbeitspflichten des Werktätigen sind diejenigen 
Rechtspflichten, die sich für ihn aus seinem indivi¬ 
duellen Arbeitsrechtsverhältnis zum Betrieb er¬ 
geben und zusammen mit seinen daraus erwach¬ 
senden Arbeitsrechten seinen konkreten Verant¬ 
wortungsbereich im Betrieb ausmachen. Sie ent¬ 
stehen mit der Begründung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses, dessen Inhalt, insbesondere die verein¬ 
barte Arbeitsaufgabe, die Struktur und den Inhalt 
der Arbeitspflichten bestimmt. Die Arbeits¬ 
pflichten stellen verbindliche Anforderungen an 
das Verhalten des Werktätigen bei der Erfüllung 
der Arbeitsaufgabe, bei der Anwesenheit im Be¬ 
trieb und in damit zusammenhängenden Bezie¬ 
hungen (z. B. Schweigepflicht) dar. 52 

Art und Umfang der Arbeitspflichten sind un¬ 
geachtet ihres einheitlichen sozialistischen Cha¬ 
rakters für die einzelnen Werktätigen unter¬ 
schiedlich. Diese Unterschiede erwachsen u. a. 
aus der Stellung und Funktion der einzelnen 
Werktätigen im betrieblichen Arbeitsprozeß, aber 
auch aus ihrem Beruf, d. h. aus ihrer jeweiligen 
konkreten Arbeitsaufgabe und den dafür gelten¬ 
den berufsspezifischen Anforderungen. Bestim¬ 
mend für Inhalt, Art und Umfang der Arbeits¬ 
pflichten der Werktätigen sind im wesentlichen 
folgende Gruppen von Anforderungen bzw. Be¬ 
dingungen: 53 

- Bedingungen entsprechend dem Inhalt des 


51 Vgl. A. Baumgart, „Arbeitsrechtliche Verantwor¬ 
tung und Verantwortlichkeit nach dem AGB der 
DDR“, SuR, 1978/4, S. 317 ff. und 
E. Hein/F. Kunz, „Verantwortung und Verant¬ 
wortlichkeit im Arbeitsrecht“, NJ, 1980/10, 
S. 442 ff. 

52 Vgl. Lexikon des Arbeitsrechts der DDR, a. a. O., 
S. 50 und Das Arbeitsrecht der DDR, Kap. 1-7, 
a. a. O., S. 124 f. 

53 Vgl. zu diesen Anforderungen bzw. Bedingungen: 
Zu Fragen der Rechtsprechung auf dem Gebiet der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin, Bericht des Präsi- 
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durch Arbeitsvertrag (§ 40 AGB) mit dem Be¬ 
trieb vereinbarten bzw. durch Berufung oder 
Wahl (§§ 61, 66 AGB) begründeten Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses, insbesondere solche, die 
aus der Erfüllung der Arbeitsaufgabe resultie¬ 
ren („Diese Pflichten ergeben sich aus dem Ar¬ 
beitsvertrag und aus den die Arbeitsaufgabe 
konkretisierenden Funktionsplänen, aber auch 
unmittelbar aus Gesetzen, anderen Rechtsvor¬ 
schriften, Rahmenkollektivverträgen, Ordnun¬ 
gen. .., Arbeitsordnungen sowie generellen 
und individuellen Weisungen der nach dem Ge¬ 
setz hierzu befugten Leiter.“ 54 ); 

- Anforderungen, die mit dem Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis unlösbar verbunden sind, z. B. zur Er¬ 
füllung betrieblicher Aufgaben aus der Zivil¬ 
verteidigung; 55 

- Erfordernissen eines bestimmten Verhaltens 
zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Ge¬ 
sundheit, insbesondere in Verwirklichung ärzt¬ 
licher Anordnungen im Krankheitsfall; (Wer¬ 
den solche Pflichten - § 289 AGB - verletzt, 
dann ist im allgemeinen mit den in den sozial¬ 
versicherungsrechtlichen Vorschriften vorge¬ 
sehenen Maßnahmen zu reagieren, dies kann 
aber auch mit den für die Verletzung der Ge¬ 
samtheit der - Arbeitspflichten vorgesehenen 
Formen der arbeitsrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit geschehen 56 ); 

- Anforderungen, die sich aus der arbeitsrechtli¬ 
chen Stellung des Werktätigen auch für sein 
Verhalten außerhalb der Arbeitsdurchführung 
bzw. Anwesenheit im Betrieb während der Ar¬ 
beitszeit ergeben. 57 (Solche Arbeitspflichten 
treffen insbesondere auf die in § 80 Abs. 2 
AGB genannten Bereiche zu, in denen wegen 
der Art ihrer Aufgaben und der Bedeutung für 
den sozialistischen Staat besondere Anforde¬ 
rungen an die Werktätigen gestellt werden.) 

Die inhaltlichen Arbeitspflichten werden bei¬ 
spielhaft von § 80 Abs. 1 AGB geregelt. Danach 
hat der Werktätige folgende, im einzelnen von den 
oben genannten Anforderungen und Bedingun¬ 
gen abhängigen Hauptpflichten: 

Erstens ist der Werktätige verpflichtet, seine 
Arbeitsaufgabe ordnungs- und fristgemäß zu er¬ 
füllen. 

Die Vereinbarung der Arbeitsaufgabe im Ar¬ 
beitsvertrag bestimmt den Teil der betrieblichen 
Gesatntarbeit, den der Werktätige ausfüllt und für 
den er damit arbeitsrechtliche Verantwortung 
trägt. Die Erfüllung der Arbeitsaufgabe ist die 
wichtigste Arbeitspflicht des Werktätigen. 


Der Werktätige ist nur ausnahmsweise verpflichtet, 
andere als die im Arbeitsvertrag vereinbarten (mit der 
Berufung oder Wahl festgelegte) Arbeitsaufgaben 
zu erfüllen. Diese Fälle sind durch den Gesetzgeber 
geregelt, so durch die Vorschriften über die vorüber¬ 
gehende Übertragung einer anderen Arbeit in den 
§§84 ff. AGB. 

Die Pflicht zur Erfüllung der Arbeitsaufgabe ist eng 
mit den anderen grundlegenden Arbeitspflichten 
verbunden, z. B. mit der Pflicht, die Arbeitszeit und 
die Produktionsmittel voll zu nutzen. 

Die Pflicht zur Erfüllung der Arbeitsaufgabe beginnt 
mit dem bei der Begründung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses vereinbarten Termin zu wirken. Sie er¬ 
lischt mit der Beendigung des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses. Die Arbeitspflicht ruht während des Beste¬ 
hens des Arbeitsrechtsverhältnisses aus den gesetz¬ 
lich verankerten Freistellungsgründen. Ferner ruht 
sie dann, wenn das Ruhen des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses selbst im Gesetz vorgesehen oder durch die 
Vertragspartner vereinbart ist. Das Ruhen des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses ist gerade dadurch 
charakterisiert, daß die hauptsächlichen Pflichten 
der am Arbeitsrechtsverhältnis Beteiligten, die Ar¬ 
beitspflicht des Werktätigen sowie die Beschäfti- 
gungs- und Lohnzahlungspflicht des Betriebes, für 
eine gewisse Zeit ausgesetzt sind. 

Zweitens ist der Werktätige verpflichtet, die 
Arbeitszeit und die Produktionsmittel voll zu nut¬ 
zen, die Kennzahlen der Arbeitsleistung zu erfül¬ 
len, Geld und Material sparsam zu verwenden so¬ 
wie Qualitätsarbeit zu leisten. 

Die sich aus dieser Hauptpflicht ergebenden 
einzelnen Pflichten sind untrennbar mit der Pflicht 
zur Erfüllung der Arbeitsaufgabe verbunden. Ihre 
Notwendigkeit ergibt sich aus den Erfordernissen 
der gemeinschaftlichen effektiven Tätigkeit der 


diums des OG an ' die 16. Plenartagung am 
17. 9. 1975, a. a. O.; H. Neumann, „Zu einigen 
Fragen des Inhalts der sozialistischen Arbeitsdiszi¬ 
plin“, NJ, 1975/20, S. 604. 

54 Zu Fragen der Rechtsprechung auf dem Gebiet der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin, ebenda. 

55 ebenda 

56 Vgl. hierzu die durch das Urteil des BG Suhl vom 
3. 10. 1973 - BA 18/73 - mit Anmerkung von 
W. Rudelt in NJ, 1974/20, S. 627 ausgelöste Dis¬ 
kussion (NJ 1975/4, S. 106 ff. und 1975/13, 
S. 393), mit der Wertung inj Zu Fragen der 
Rechtsprechung auf dem Gebiet der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin, ebenda. 

57 Vgl. hierzu ausführlich: Zu Fragen der Rechtspre¬ 
chung auf dem Gebiet der sozialistischen Arbeits¬ 
disziplin, ebenda; vgl. auch Verwaltungsrecht, 
Lehrbuch, a. a. O., S. 161 ff. 
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Angehörigen des Betriebskollektivs im Rahmen 
der betrieblichen Arbeitsorganisation. 

Einzelheiten der vollen Nutzung der Arbeitszeit re¬ 
geln die betrieblichen Arbeitszeitpläne (§ 167 
AGB). Die durch sie bestimmte betriebliche Ar¬ 
beitszeit bedarf keiner Aufnahme in den Arbeitsver¬ 
trag. Die gesamte Dauer der Arbeitszeit ist für die 
ordnungs- und fristgemäße Erfüllung der Arbeits¬ 
aufgabe zu verwenden. Der Betrieb hat durch or¬ 
ganisatorische, auf die Initiative der Werktätigen ge¬ 
stützte Maßnahmen alle Reserven der effektiven 
\ Nutzung der Arbeitszeit zu erschließen. Hierzu ist 
vor allem die sozialistische Rationalisierung einzu- 
setzen. Mangelhafte Ausnutzung der Arbeitszeit 
bringt mit steigender Effektivität der Arbeit einen 
immer größeren Schaden für Betrieb und Gesell¬ 
schaft. Der Plan ist grundsätzlich im Rahmen der ge¬ 
setzlichen Arbeitszeit zu erfüllen. Nur in Ausnahme¬ 
fällen dürfen die Betriebsleiter unter den in §§ 172 
ff. AGB geregelten Voraussetzungen Überstunden 
anordnen. Liegen diese vor, sind die Werktätigen 
verpflichtet, Überstunden zu leisten. Das gilt nicht 
für die Werktätigen, die nach dem AGB nicht zur ' 
Überstundenarbeit herangezogen werden dürfen 
oder diese ablehnen können. 

Drittens ist der Werktätige verpflichtet, das 
sozialistische Eigentum vor Beschädigung und 
Verlust zu schützen. 

Der Schutz und die Mehrung des sozialisti¬ 
schen Eigentums ist gemäß Art. 10 Verfassung 
eine wichtige Pflicht des sozialistischen Staates 
und seiner Bürger. Die Festlegung dieser Grund¬ 
pflicht ist notwendig und möglich, weil mit dem 
sozialistischen Eigentum die Trennung des Produ¬ 
zenten von den Produktionsmitteln und damit die 
entscheidende Grundlage der Ausbeutung besei¬ 
tigt wurde. 58 

Die verfassungsmäßige Grundpflicht zum 
Schutz und zur Mehrung des sozialistischen Ei¬ 
gentums wird mit der Begründung des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses des Werktätigen mit dem Be¬ 
trieb zu einer arbeitsrechtlichen Hauptpflicht. Sie 
wird in erster Linie durch eine sorgfältige Erfül¬ 
lung aller Arbeitspflichten, durch Qualitätsarbeit 
ebenso wie durch pfleglichen Umgang mit den 
Maschinen und Werkzeugen, durch gewissenhaf¬ 
ten Umgang mit anvertrautem Geld realisiert. Der 
Schutz des sozialistischen Eigentums wird beson¬ 
ders dadurch gefördert, daß die Betriebsleiter und 
ihre leitenden Mitarbeiter klar festlegen, wer für 
welche Sachen in welchem Umfang Verantwor¬ 
tung trägt. 

Die Pflicht zum Schutz des sozialistischen Eigentums 
im arbeitsrechtlichen Sinne erstreckt sich nicht nur 


auf die dem .Werktätigen unmittelbar anvertrauten 
Sachen, sondern auf das gesamte sozialistische Ei¬ 
gentum, über das der Betrieb die Rechtsträgerschaft 
ausübt und mit dem der Werktätige in Erfüllung sei¬ 
ner Arbeitsaufgabe sowie während der Anwesenheit 
im Betrieb in Berührung kommt. 

Aus der Tatsache, daß der Werktätige in Ausübung 
seiner Arbeit häufig mit beträchtlichen Werten um¬ 
zugehen hat, ergibt sich auch die besondere Ausge¬ 
staltung der arbeitsrechtlichen materiellen Verant¬ 
wortlichkeit (§§ 260 ff. AGB). 

Viertens ist der Werktätige verpflichtet, die 
Bestimmungen über den Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz sowie den Brandschutz und über 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit einzuhalten. 

Diese Hauptpflicht wird durch das 10. Kapitel 
AGB, die ASVO, die einschlägigen Arbeits¬ 
schutz- und Brandschutzanordnungen bzw. Stan¬ 
dards, durch betriebliche Regelungen auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes und 
durch Weisungen der dazu Befugten konkreti¬ 
siert. 

Eine besondere Verantwortung für Leben und Ge¬ 
sundheit sowie für Ordnung, Disziplin und Sicher¬ 
heit haben der Betriebsleiter und die leitenden Mit¬ 
arbeiter. Ihnen erwachsen umfassendere Pflichten 
als dies für die anderen Werktätigen der Fall ist. Die 
Pflichten, die diesen vierten Komplex betreffen, sind 
im besonderen Maße Ausdruck des neuen sozialisti¬ 
schen Charakters der Arbeit und sollen sichern, daß 
jeglicher wissenschaftlich-technische Fortschritt 
auch zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
im Betrieb führt, insbesondere daß die Gesundheit 
und Arbeitskraft der Werktätigen immer besser ge¬ 
schützt werden. 

Neben den Hauptpflichten zu den genannten 
vier Komplexen ergeben sich weitere konkrete 
Arbeitspflichten der Werktätigen auf anderen 
Gebieten des Arbeitsrechts, so z. B. auf dem Ge¬ 
biet der Aus- und Weiterbildung, ßer Urlaubsge¬ 
währung und -realisierung, der Entlohnungsrege¬ 
lung und auf anderen Gebieten. Sie werden durch, 
die Rechtsvorschriften, vor allem durch das AGB, 
geregelt und können insgesamt durch Weisungen 
präzisiert werden. Für bestimmte Bereiche kön¬ 
nen nach § 80 Abs. 2 AGB Rechtsvorschriften er¬ 
lassen werden, die besondere Rechte und Pflich¬ 
ten von Werktätigen begründen. Der Gesetzgeber 
nennt hier selbst beispielhaft die Staatsorgane, das 
Verkehrs- und Nachrichtenwesen. 59 


58 Vgl. Grundrechte des Bürgers in der sozialistischen 
Gesellschaft, Berlin 1980, S. 185. 
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Alle Arbeitspflichten jedes Werktätigen ge¬ 
hen in der im § 2 Abs. 5 AGB geregelten Pflicht 
zur gewissenhaften Einhaltung der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin auf. Diese Grundpfjicht steht 
nicht neben den anderen Arbeitspflichten, sie 
orientiert die Werktätigen auf die gewissenhafte 
Erfüllung aller aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 
erwachsenden Arbeitspflichten. Gleichzeitig um¬ 
schließt sie auch die verantwortungsbewußte 
Wahrnehmung der Rechte der Werktätigen. Ins¬ 
gesamt dient sie dazu, die kameradschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit, gegenseitige Achtung und Unter¬ 
stützung, die kameradschaftliche Hilfe und Rück¬ 
sichtnahme zu festigen. 

5 . 3 . 

Die Auszeichnungen 

Auszeichnungen stellen die in besonderer Form 
ergehenden rechtlichen Leitungsakte zur Ehrung 
hervorragender Arbeitsleistungen dar. Gemäß 
§ 93 Abs. 1 AGB werden Werktätige für hervor¬ 
ragende Arbeitsleistungen, insbesondere im so¬ 
zialistischen Wettbewerb, für vorbildliche Ar¬ 
beitsmoral und -disziplin und für langjährige gute 
Arbeit im Betrieb durch staatliche oder betriebli¬ 
che Auszeichnungen geehrt. 

Die Auszeichnungen haben für die Förderung 
einer hohen sozialistischen Arbeitsdisziplin große 
Bedeutung. Die Auszeichnung wirkt nicht nur auf 
den betreffenden Werktätigen, sondern zugleich 
auch auf das Kollektiv. Die Auszeichnungen ent¬ 
sprechen dem Grundsatz „Jeder nach seinen Fä¬ 
higkeiten, jedem nach seiner Leistung“ und die¬ 
nen dazu, die Werktätigen, die die größten Lei¬ 
stungen für Betrieb und Gesellschaft vollbringen, 
zu ehren. 

Es gibt gemäß § 93 Abs. 1 AGB zwei große 
Gruppen von Auszeichnungen, die betrieblichen 
und die staatlichen Auszeichnungen. 

Betriebliche Auszeichnungen werden im 
BKV vereinbart. Es sind gemäß § 93 Abs. 2 AGB 
insbesondere 

— die schriftliche Belobigung, 

— Ehrenurkunden, 

— die Würdigung der Leistungen ah der Ehrenta¬ 
fel des Betriebes oder des Bereiches, 

— betriebliche Titel, z. B. „Brigade der vorbildli¬ 
chen Qualitätsarbeit“, „Bester Meister“, „Be¬ 
ster Neuerer“ usw. sowie 

— Geld- und Sachprämien. 

Rechtsgrundlagen für die Verleihung staatli- 
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eher Auszeichnungen sind das Gesetz über die 
Stiftung und Verleihung staatlicher Auszeichnun¬ 
gen vom 7. April 1977 (GBl. I Nr. 10 S. 106) und 
die Ordnung über die Verleihungen der einzelnen 
staatlichen Auszeichnungen (vgl. hierzu: Be¬ 
kanntmachung der Ordnungen über die Verlei¬ 
hungen der bereits gestifteten staatlichen Aus¬ 
zeichnungen vom 28. Juni 1978 (GBl.-Sdr. 
Nr. 952 vom 28. Juli 1978). 

Das Verfahren der Verleihung betrieblicher 
Auszeichnungen sowie der staatlichen Auszeich¬ 
nungen, die durch den Betriebsleiter verliehen 
werden, regelt § 93 Abs. 3 AGB. Danach bedür¬ 
fen diese Auszeichnungen der Zustimmung der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
und sind zuvor im Arbeitskollektiv zu beraten. 
Die Auszeichnungen sind im Anschluß an voll¬ 
brachte Leistungen öffentlich in würdiger Form 
vorzunehmen. 

Werktätige, die staatliche Auszeichnungen 
erhalten haben, sind gemäß § 94 Abs. 1 AGB 
vom Betrieb in ihrer beruflichen Entwicklung be¬ 
sonders zu fördern. Der Betrieb ist nach § 94 
Abs. 2 AGB gehalten, staatliche Auszeichnungen 
im Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung 
einzutragen. 

_ / __ 

59 Vgl. hierzu die VO über die Pflichten, die Rechte 
und die Verantwortlichkeit der Mitarbeiter in den 
Staatsorganen vom 19. 2. 1969, a. a. O.; die VO 
über die Pflichten und Rechte der Eisenbahner - 
Eisenbahner-VO - vom 28.3.1973, GBl. I Nr. 25 
S. 217; die VO über die Pflichten und Rechte der 
Mitarbeiter der Deutschen Post - Post-Dienst-VO 
- vom 28. 3. 1973, GBl. I Nr. 25 S. 222. 
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Kapitel V 
Lohn und Prämie 


1 . 

Die Bedeutung von Lohn und Prämie 

1 . 1 . 

Das Leistungsprinzip 

als Grundprinzip der Verteilung 

im Sozialismus 

Es ist eine grundlegende Aufgabe des sozialisti¬ 
schen Arbeitsrechts, zur konsequenten Verwirkli¬ 
chung des Prinzips „Jeder nach seinen Fähigkei¬ 
ten, jedem nach seiner Leistung“ beizutragen. 
Das Arbeitsrecht hat zu sichern, „daß den Werk¬ 
tätigen Lohn nach Qualität und Quantität der Ar¬ 
beit gezahlt wird und daß Mann und Frau, Er¬ 
wachsene und Jugendliche bei gleicher Arbeit 
gleichen Löhn erhalten“ (§ 2 Abs. 3 AGB). Das 
Arbeitsrecht mit seinem Kern, dem AGB, und die 
weiteren Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der 
persönlichen materiellen Interessiertheit sind 
.wichtige staatliche Instrumente, um das- Lei¬ 
stungsprinzip als Grundprinzip der Verteilung im 
Sozialismus durchzusetzen. 

Die Notwendigkeit der Verteilung nach der 
Arbeitsleistung ergibt sich aus den objektiven 
ökonomischen Gesetzen des Sozialismus, insbe¬ 
sondere aus dem ökonomischen Grundgesetz. 
Marx kennzeichnete das Wesen des sozialistischen 
Leistungsprinzips, indem er feststellte: „Dem¬ 
gemäß erhält der einzelne Produzent - nach den 
Abzügen — exakt zurück, was er ihr (der Gesell¬ 
schaft - d. Verf.) gibt. Was er ihr gegeben hat, ist 
sein individuelles Arbeitsquantum... Dasselbe 
Quantum Arbeit, das er der Gesellschaft in einer 
Form gegeben hat, erhält er in der andern zu¬ 
rück.“ 1 Das bedeutet, daß der Werktätige in der 
sozialistischen Gesellschaft auf der Grundlage 
seiner Arbeitsleistung — nach Abzug der notwen¬ 
digen Mittel für die gesellschaftliche Konsumtion 
usw. — einen entsprechenden Anteil vom Natio¬ 
naleinkommen für seinen persönlichen Verbrauch 


erhält. Das Prinzip der Verteilung nach der Arbeits¬ 
leistung erwächst aus den vorhandenen Entwick¬ 
lungsbedingungen der sozialistischen Gesellschaft 
als der ersten Phase der kommunistischen Gesell¬ 
schaftsformation, vor allem aus ; dem Entwicklungs¬ 
stand der Produktivkräfte und der Produktionsver¬ 
hältnisse. Es knüpft an die materiellen Interessen 
der Menschen an und bringt — in Verbindung mit 
moralisch-ideellen Motivationen — entscheidende 
Triebkräfte des Sozialismus zur Entfaltung. „Mit 
dem Leistungsprinzip erhebt der Sozialismus zum 
erstenmal in der Geschichte die Arbeitsleistung 
der Werktätigen zum entscheidenden Kriterium 
für ihren individuellen Anteil am gesellschaftlich 
produzierten und verfügbaren Reichtum. Die Ar¬ 
beiterklasse beseitigt den Erwerb auf Kosten 
fremder Arbeit und errichtet eine Gesellschaft, in 
der das Ansehen des werktätigen Menschen vor¬ 
nehmlich durch die Ergebnisse seiner Arbeit be¬ 
stimmt wird.“ 2 

Die Verteilung nach der Leistung spornt die 
Werktätigen an, gesellschaftlich notwendige Ar¬ 
beiten zu übernehmen und ihr Arbeitsvermögen 
optimal zu entfalten und zu nutzen. Quantität und 
Qualität der geleisteten Arbeit bilden die Haupt¬ 
kriterien der Verteilung. Dadurch besteht ein un¬ 
mittelbarer Zusammenhang zwischen der Arbeits¬ 
leistung der Werktätigen, ihren wachsenden An¬ 
strengungen im gesellschaftlichen Arbeitsprozeß 
und den Möglichkeiten der Befriedigung ihrer 
materiellen und kulturellen Lebensbedürfnisse. 
Das Leistungsprinzip trägt entscheidend zur Stei¬ 
gerung der Arbeitsproduktivität bei und führt so¬ 
mit zur Erhöhung des gesellschaftlichen Reich¬ 
tums. Dies wiederum sichert und ermöglicht das 
Anwachsen des für die individuelle und die gesell¬ 
schaftliche Konsumtion vorgesehenen Teiles des 
Nationaleinkommens. Inhalt und Wirkungsrich¬ 
tung des Leistungsprinzips hängen also direkt mit 

1 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 19, Berlin 1962, 
S. 20. 

2 Dialektik des Sozialismus, Berlin 1981, S. 283. 
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dem ökonomischen Grundgesetz des Sozialismus 
zusammen, das wiederum in der Hauptaufgabe 
seinen konkreten Ausdruck findet. Die weitere 
Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik unter den 
komplizierten Bedingungen des internationalen 
Klassenkampfes und der außenwirtschaftlichen 
Belastungen erfordert unabdingbar die Nutzung 
aller Vorzüge sozialistischer Macht- und Produk¬ 
tionsverhältnisse. Hierzu zählt auch die weitere 
'Durchsetzung des Leistungsprinzips. Das bedeu¬ 
tet, daß die diesem Prinzip innewohnenden Wir¬ 
kungsfaktoren wie Intensivierung der Produktion 
durch wissenschaftlich-technischen Fortschritt, 
Festigung der sozialistischen Arbeitsdisziplin und 
der Arbeitsmoral, zielgerichtete Qualifizierung 
entsprechend den heranreifenden wissenschaft¬ 
lich-technischen, technologischen, ökonomischen 
und anderen Anforderungen umfassend zur Ent¬ 
faltung gebracht werden müssen. Dem entspricht 
die im Programm der SED gegebene Grundorien¬ 
tierung zur Verwirklichung des Leistungsprinzips: 
„Die Erhöhung des materiellen und kulturellen 
Lebensniveaus der Werktätigen wird sich auch 
weiterhin hauptsächlich über das Arbeitsein¬ 
kommen als wichtigste Einkommensquelle voll¬ 
ziehen. Dieser Zielstellung entspricht eine lei¬ 
stungsorientierte Lohnpolitik. Sie fördert die 
'schöpferische Initiative der Arbeiter und aller an¬ 
deren Werktätigen zur Steigerung der Arbeits¬ 
produktivität und zur Qualifizierung sowie das In¬ 
teresse der Werktätigen an der sozialistischen Ra¬ 
tionalisierung bis hin zur Anwendung technisch 
begründeter Arbeitsnormen.' Die unteren Ein¬ 
kommen sollen im Zusammenhang mit der wach¬ 
senden Qualifikation und Leistung schrittweise 
erhöht werden.“ 3 Das Prinzip der Verteilung nach 
der Arbeitsleistung unter den vorhandenen Be¬ 
dingungen anzuwenden erfordert, den Lohn stär¬ 
ker an die vom einzelnen Arbeitsplatz aus zu be¬ 
einflussenden Intensivierungsfaktoren, wie Quali¬ 
tät der geleisteten Arbeit, sparsamer Umgang mit 
Arbeitszeit und Material, Anwendung von Kenn¬ 
zahlen der Arbeitsleistung zu binden. 4 Auf diese 
Weise werden die leistungsstimulierenden Fakto¬ 
ren umfassend genutzt und tragen zur Erhöhung 
der volkswirtschaftlichen Effektivität bei. Die 
bessere Ausnutzung des Leistungsprinzips vermag 
diesen sich gesetzmäßig entwickelnden Prozeß 
nachhaltig zu beeinflussen, da sie darauf gerichtet 
ist, „... den eihzelnen Werktätigen in den Produk¬ 
tionskollektiven den gesellschaftlichen Nutzen ih¬ 
rer Arbeit anhand ihrer Einkünfte spürbar zu ma¬ 


chen, den Grundsatz zu verwirklichen, daß das, 
was für die Volkswirtschaft von Nutzen ist, sich 
auch für das Kollektiv und den einzelnen als nütz¬ 
lich erweist“. 5 

In der sozialistischen Gesellschaft wird die 
Verteilung nach der Arbeitsleistung durch eine 
Verteilung aus den gesellschaftlichen Fonds er¬ 
gänzt. Die Leistungen und Zuwendungen des so¬ 
zialistischen Staates aus den gesellschaftlichen 
Fonds befriedigen vielfältige materielle und gei¬ 
stig-kulturelle Bedürfnisse der Bürger. Ziel der 
Sozialpolitik ist es vor allem, die nicht durch die 
Arbeitsleistung bedingten sozialen Unterschiede 
schrittweise zu überwinden. 


1 . 2 . " 

Dis leistungsorientierte Lohnpolitik 

Mit der leistungsorientierten Lohnpolitik wird die 
Anwendung des Prinzips der Verteilung nach der 
Arbeitsleistung unter den konkreten politischen, 
ökonomischen und sozialen Bedingungen auf hö¬ 
herem Niveau fortgesetzt. Sie ist Bestandteil der 
Gesamtpolitik der Partei der Arbeiterklasse und 
des sozialistischen Staates und darauf gerichtet, 
die schöpferischen Initiativen der Werktätigen auf 
die Erfordernisse der Intensivierung der Produk¬ 
tion sowie auf die sozialistische Rationalisierung 
und damit auf eine hohe Steigerung der Arbeits¬ 
produktivität bei gleichzeitiger Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen zu lenken. 5 Mit 
der Einführung der leistungsorientierten Lohnpo¬ 
litik nach dem IX. Parteitag der SED wurden ganz 
entscheidende Schritte getan, um über die diffe¬ 
renzierte Verwendung der zur Verfügung stehen¬ 
den Mittel den notwendigen ökonomischen Lei¬ 
stungsanstieg zu sichern. Das erforderte, über die 
Einführung von Produktivlöhnen in Form lei¬ 
stungsorientierter Grundlöhne und Gehälter in 
Verbindung mit Maßnahmen der WAO und der 
Anwendung von Kennziffern der Arbeitsleistung 
meßbare höhere Arbeitsergebnisse zu erzielen. 

In Übereinstimmung mit den Erfordernissen 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts, der 


3 Programm der SED, Berlin 1976, S. 24. 

4 Vgl. Ökonomische Gesetze des Sozialismus, Berlin 
1981, S. 123 f. 

5 Dialektik des Sozialismus', a. a. O., S. 281. 

6 Vgl. dazu und zu den folgenden Ausführungen: 
Lohn und Prämie, Schriftenreihe zum Arbeitsge¬ 
setzbuch der DDR. Berlin 1978. 
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Nutzung der Grundfonds und der Aneignung 
neuer Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse 
durch die Werktätigen gewinnen die qualitativen 
Kennzahlen der Arbeitsleistung an Bedeutung. 
Ihrq Konzipierung und Anwendung gewährleisten 
die umfassende Nutzung der Vorzüge des soziali¬ 
stischen Leistungsprinzips. Sie orientieren die 
Werktätigen darauf, nicht allein die quantitativen 
Kennzahlen der Arbeitsleistung zu erfüllen, son¬ 
dern über die Ausschöpfung Von Produktivitätsre¬ 
serven zur nachhaltigen Steigerung der Arbeits¬ 
produktivität durch Rationalisierung beizutragen. 

Seit 1976 wurden in den produzierenden Be¬ 
reichen der Volkswirtschaft für Produktionsarbei¬ 
ter Grundlöhne eingeführt, die die Beziehung zwi¬ 
schen Leistung und Lohn z. T. entscheidend ver¬ 
besserten. Die Einführung der Grundlöhne wurde 
mit Maßnahmen der WAO und mit Maßnahmen 
zur gezielten Leistungsstimulierung und Lei¬ 
stungssteigerung verbunden. So erhöhten sich die 
Gehälter für Meister und für Floch- und Fach¬ 
schulkader in den Betrieben, in denen Grund¬ 
löhne für Produktionsarbeiter eingeführt wurden. 
Dadurch wurde und wird gewährleistet, daß sich 
das Interesse der Hoch- und Fachschulkader 
ebenso wie das der Arbeiter auf die Intensivierung 
des Produktionsprozesses richtet, vor allem auf 
die Erhöhung der Arbeitsproduktivität durch 
Anwendung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts. Des weiteren wird die leistungsorien¬ 
tierte Lohnpolitik durch lohnpolitische Maßnah¬ 
men für Bereiche und Beschäftigtengruppen ver¬ 
wirklicht, die nicht dem Industrie- und Bauwesen 
angehören. Diese Maßnahmen erfolgen auf der 
Grundlage zentraler staatlicher Beschlüsse. Mit 
der leistungsorientierten Lohnpolitik ist ein Weg 
beschritten worden, der die Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen 
durch höhere Arbeitseinkommen direkt mit der 
Stimulierung höherer Arbeitsleistungen, mit der 
Übernahme höherer Verantwortung und der An¬ 
eignung neuer Fähigkeiten und Kenntnisse ver¬ 
bindet. ^ 

Für den Inhalt und die Realisierung der lei¬ 
stungsorientierten Lohnpolitik ist folgendes cha¬ 
rakteristisch: 

- Sie lenkt die Interessen der Werktätigen auf 
die Schwerpunkte der Intensivierung; die Ak¬ 
tivität der Werktätigen wird so stimuliert, daß 
sie die Schwerpunkte der ökonomischen Stra¬ 
tegie der Partei verwirklichen hilft. 

- Sie ist darauf gerichtet, die „Einheit von besse¬ 
ren Arbeitsbedingungen, hohem Leistungsan¬ 


stieg und wachsendem Lohn“ zu verwirkli¬ 
chen. 7 Der Lohn soll dort wachsen, wo unter 
rationell gestalteten Produktions- und Ar¬ 
beitsprozessen auf der Grundlage der Anwen¬ 
dung von exakten Leistungsm.aßstäben nach¬ 
weisbar höhere Leistungen erreicht werden. 

— Die Maßnahmen zur Durchsetzung der lei¬ 
stungsorientierten Lohnpolitik sind unter un¬ 
mittelbarer Mitwirkung der Werktätigen und 
der Arbeitskollektive vorzubereiten und ein¬ 
zuführen. Dadurch wird die Aktivität der 
Werktätigen frühzeitig auf die Aufdeckung 
von Leistungsreserven gelenkt. 

— Die leistungsorientierte Lohnpolitik wurde 
und wird schrittweise verwirklicht. Sie ermög¬ 
licht einen gezielten Einsatz der Kräfte und 
Mittel in Übereinstimmung mit wissenschaft¬ 
lich-technischen, ökonomischen und anderen 
die Intensivierung fördernden Faktoren. 

Die leistungsorientierte Lohnpolitik garan¬ 
tiert, daß gemäß der Orientierung im Programm 
der SED der Anteil der Arbeiterklasse an der 
Verteilung des Nationaleinkommens entspre¬ 
chend ihrer wachsenden Leistung, Rolle i(md Ver¬ 
antwortung weiter erhöht wird. 8 

1 . 3 . 

Lohn und Prämie 

als wichtigste Einkommensquelle 

der Werktätigen 

In den Grundsätzen zum Kapitel „Lohn und Prä¬ 
mie“ des AGB wird davon ausgegangen, daß sich 
das materielle und kulturelle Lebensniveau der 
Werktätigen hauptsächlich über das Arbeitsein¬ 
kommen erhöht. Dabei stellt sich das Arbeitsein¬ 
kommen vor allem im Arbeitslohn und in der 
Prämie dar. Als Ausdruck der bewußten Anwen¬ 
dung des Prinzips der Verteilung nach der Arbeits¬ 
leistung durch den sozialistischen Staat wird in 
§ 95 Abs. 2 AGB festgelegt: „Die Werktätigen 
erhalten als Hauptbestandteil ihres Arbeitsein¬ 
kommens Lohn entsprechend den Anforderungen 
ihrer Arbeitsaufgabe an die Qualifikation und 
Verantwortung, der tatsächlichen Arbeitszeit, den 
erzielten Arbeitsergebnissen nach Menge und 
Qualität sowie den Bedingungen ihrer Arbeit. Zu¬ 
sätzlich zum Lohn werden den Werktätigen für 
hohe individuelle und kollektive Arbeitsleistun- 


7 Vgl. a. a. O., S. 16. 

8 Vgl. Programm der SED, a. a. O., S. 24. 
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gen Prämien gewährt.“ Lohn und Prämie sind 
damit Hauptbestandteile des Arbeitseinkommens 
der Werktätigen. In ihrer Einheit wirken sie auf 
die Befriedigung materieller und kultureller Le¬ 
bensbedürfnisse und auf die Erzielung hoher indi¬ 
vidueller und kollektiver Leistungen. 

Der Arbeitslohn ist das wichtigste Mittel zur 
Sicherung und Erhöhung des Lebensstandards der 
Werktätigen. Zusammen mit den Zuwendungen 
aus den gesellschaftlichen Fonds hat der Arbeits¬ 
lohn den größten Einfluß auf das Lebensniveau 
und auf die Stimulierung hoher Arbeitsleistungen. 
Neben dem Arbeitslohn ist auch die Prämie im¬ 
mer mehr zu einem stimulierenden und die Le¬ 
bensbedingungen verbessernden wichtigen Ele¬ 
ment geworden. 9 Die planmäßige Erhöhung des 
Arbeitseinkommens ist vom Umfang des Natio¬ 
naleinkommens unter Berücksichtigung des not¬ 
wendigen Verhältnisses von Akkumulation und 
Konsumtion, Warenfonds und Kauffonds, Ar¬ 
beitsproduktivität und Durchschnittslohn sowie 
individueller und gesellschaftlicher Konsumtion 
abhängig. 

Mit dem Arbeitseinkommen wird ein wirksa¬ 
mer materieller Anreiz ausgeübt, die Werktätigen 
an objektive Erfordernisse der Gestaltung des ge- 
, sellschaftlichen Arbeitsprozesses unter bewußter 
Wahrnahme ihrer persönlichen Verantwortung 
heranzuführen. Letztlich wird mit der Stimulie¬ 
rung des persönlichen Beitrages der Werktätigen 
an die grundlegende Übereinstimmung der Inter¬ 
essen der Werktätigen mit denen der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft angeknüpft. 

Der Arbeitslohn wird in direkter Abhängig¬ 
keit von der Qualifikation des Werktätigen, von 
seiner Verantwortung und seiner Leistung ge¬ 
währt. Eine differenzierte und damit leistungsbe¬ 
zogene Gewährung des Arbeitslohnes erfolgt 
nach den in § 95 Abs. 2 AGB aufgeführten Krite¬ 
rien. 

Mit der Prämie wird die stimulierende Funk¬ 
tion des Arbeitslohnes ergänzt; sie hat im System 
der persönlichen materiellen Interessiertheit aber 
durchaus auch eine eigenständige Funktion, denn 
mit ihr werden die Werktätigen nicht nur zu hohen 
individuellen Leistungen angespornt, sondern zu¬ 
gleich auch an überdurchschnittlichen Leistungen 
des gesamten Betriebskollektivs interessiert. 

Die Prämie ist deshalb ein wirksames Instru¬ 
ment der materiellen Interessiertheit der Werktä¬ 
tigen (vgl. zu Prämien ausführlich Abschnitt 3 die¬ 
ses Kapitels). 

Die staatliche Lohnpolitik hat nicht allein eine 


stimulierende, sondern zugleich auch eine wich¬ 
tige soziale Funktion. Sie sichert die Verbesserung 
des Lebensniveaus derjenigen Werktätigen, die in 
unteren Einkommensgruppen tätig sind und 
durch eigene Qualifikation und Leistungen nur in 
begrenztem Umfang höheren Lohn erreichen 
können. Darum garantiert der sozialistische Staat 
vollbeschäftigten Werktätigen einen monatlichen 
Mindestlohn, dessen Höhe in Abhängigkeit vom 
volkswirtschaftlichen Leistungsniveau und vor al¬ 
lem vom erreichten Stand der Arbeitsproduktivi¬ 
tät vom Ministerrat in Übereinstimmung mit dem 
Bundesvorstand des FDGB festgelegt wird (§ 96 
AGB). Die Einkommens- und Sozialpolitik des 
sozialistischen Staates ist von einer kontinuierli¬ 
chen wiederholten Erhöhung der Mindestbrutto¬ 
löhne begleitet. 

Das System arbeitsrechtlicher Regelungen auf 
dem Gebiet von Lohn und Prämie sichert die 
rechtliche Fixierung der zentral konzipierten 
Lohnpolitik, deren Umsetzung in der gesamten 
Volkswirtschaft, in den einzelnen Wirtschafts¬ 
zweigen und Bereichen sowie auch die umfas¬ 
sende Berücksichtigung zweiglicher und betriebli¬ 
cher Bedingungen. Die Regelungen richten sich 
an die Werktätigen, Kombinate und Betriebe, an 
Staatsorgane und wirtschaftsleitende Organe so¬ 
wie an die Gewerkschaften. Für die einheitliche 
Verwirklichung der staatlichen Lohnpolitik sind 
besonders die Bestimmungen des 5. Kapitels des 
AGB von entscheidender Bedeutung. Die dort 
enthaltenen Lohn- und Prämienregelungen setzen 
für alle Ebenen einheitliche Maßstäbe. So auch 
§ 95 Abs. 3 AGB, der festlegt, daß sich Lohn- und 
Prämienansprüche aus den jeweiligen arbeits¬ 
rechtlichen Bestimmungen ergeben und, soweit 
das die Rechtsvorschriften vorsehen, aus indivi¬ 
duellen Festlegungen für den einzelnen Werktäti¬ 
gen. 

Um das Verteilungsprinzip im gesamtvolks¬ 
wirtschaftlichen Maßstab zu verwirklichen, ist 
ein System von Regelungen notwendig, das auf 
dem Gebiet von Lohn und Prämie die einheitliche 
Anwendung der Grundsätze (und grundsätzlichen 
Bestimmungen) und ggf. deren Konkretisierung 
auf den unteren Ebenen gewährleistet und gleich¬ 
zeitig die zweiglichen und betrieblichen Beson¬ 
derheiten berücksichtigt. Deshalb bestehen im 
wesentlichen auch drei Regelungsebenen: die 
Ebene der gesamten Volkswirtschaft, die Zweig- 


9 Vgl. dazu auch: Theorie und Praxis der Sozialpoli¬ 
tik, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 508. 
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bzw. Bereichsebene und die Betriebsebene. Das 
AGB enthält z. B. grundsätzliche Regelungen 
zum Tariflohn und seiner Verwendung, zur Ein¬ 
gruppierung, zu den Lohnformen und den ver¬ 
schiedenen Prämienformen 10 . 

^ Aus dem AGB ergibt sich aber auch, welche 
weiteren Regelungen nötig sind, um bestimmten, 
von den Bedingungen des Zweiges oder Bereiches 
abhängigen Besonderheiten der Stimulierung 
Rechnung zu tragen. Die Regelungen auf Betriebs¬ 
ebene, überwiegend sind sie Bestandteile des 
BKV, geben den Betrieben im Rahmen der zen¬ 
tralen und zweiglichen Regelungen einen gewis¬ 
sen Spielraum zur wirksamen Anwendung des 
Leistungsprinzips. Das AGB sieht ausdrücklich 
vor, daß beispielsweise für Lohnformen oder Fra¬ 
gen der Eingruppierung zwischen dem Betriebs¬ 
leiter und der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung Vereinbarungen zu treffen sind. 

Generell ist der Inhalt der Rechtsvorschriften 
für den vorgesehenen Adressatenkreis verbind¬ 
lich, gleichgültig um welche Ebene es sich handelt 
und aus welcher speziellen Rechtsquelle er sich 
ergibt. Die rangniedrigeren Rechtsvorschriften 
dürfen den ranghöheren nicht entgegenstehen. 
Der Verbindlichkeitsgrad ist jedoch - jedenfalls 
für den Adressatenkreis der Rechtsvorschrift - 
gleich. 11 

Wie sich aus § 95 Abs. 3 AGB ergibt, sind für 
den Werktätigen auch Ansprüche aus individuel¬ 
len Festlegungen bedeutsam, soweit Rechtsvor¬ 
schriften dies zulassen. Hierbei handelt es sich um 
Verfügungen des Betriebsleiters, die mit Zustim¬ 
mung der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung Zustandekommen und anspruchs¬ 
begründend sind. Das betrifft zahlreiche Ansprü¬ 
che, wie die gemäß) § 98 Abs. 2 AGB vorzuneh¬ 
mende Festlegung eines höheren Gehalts inner¬ 
halb der Von-Bis-Spanne. 

Im Arbeitsrecht der DDR und vor allem für 
das Entlohnungsrecht spielen die Regelungen der 
RKV eine entscheidende Rolle. RKV werden ge¬ 
mäß § 10 Abs. 1 AGB zwischen Ministern und 
Leitern anderer zentraler Staatsorgane und den 
Zentralvorständen der Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften abgeschlossen. Zum Inhalt 
und zur Funktion der RKV vgl. ausführlich Kapi¬ 
tel I Abschnitt 5. 


2 . 

Der Arbeitslohn 

i 

Der Arbeitslohn als Hauptbestandteil des Arbeits¬ 
einkommens ist die hauptsächliche Einkom¬ 
mensquelle der Werktätigen. Die staatliche 
Lohnpolitik ist für die Sicherung und planmäßige 
Verbesserung des Lebensniveaus der Werktätigen 
von prinzipieller Bedeutung und auf die materielle 
Interessiertheit der Werktätigen an hohen Ar¬ 
beitsleistungen und die Entfaltung der Fähigkeiten 
der Werktätigen gerichtet. Alle rechtlichen Rege¬ 
lungen des-Arbeitslohnes müssen diese Seiten der 
staatlichen Lohnpolitik verwirklichen helfen. 
Durch zentrale Regelungen der Grundsätze des 
Verhältnisses von Arbeitsleistung und Lohn sowie 
seiner Höhe wird gewährleistet, daß die bedürf¬ 
nisbefriedigende und stimulierende Wirkung des 
Arbeitslohnes nach einheitlichen Kriterien er¬ 
folgt. 

2 . 1 . 

Die Gestaltung des Tariflohnes 

2 . 1 . 1 . 

Das Tarifsystem 

Die staatliche Regelung des Arbeitslohnes erfolgt 
hauptsächlich über die Regelung der Lohnsätze in 
Form von Tarifen. Ökonomisch stellen die Tarife 
den Anteil am Nationaleinkommen dar, der ent¬ 
sprechend den gesellschaftlichen Notwendigkei¬ 
ten und Möglichkeiten für eine bestimmte Arbeits¬ 
leistung zu gewähren ist. „Die Entlohnung wird 
in den Betrieben nach staatlichen Tarifen bzw.- 
Normen, die entweder einheitlich oder nach Wirt¬ 
schaftszweigen bzw. anderen Gruppen differen¬ 
ziert sind, vorgenommen. Unter Tarifsystem ver¬ 
steht man allgemein die Gesamtheit der staatli¬ 
chen Bestimmungen, auf deren Grundlage der Ta¬ 
riflohn der Arbeiter und Angestellten festgclegt 
wird. Es dient dazu, die Verteilung nach der Ar- 


10 Vgl. zum gesamten Komplex der Lohn- und Prä¬ 
mienregelungen irri AGB ausführlich E. Pätzold, 
„Lohn und Prämie im Arbeitsgesetzbuch der 
DDR“, in: Sozialistische Arbeitswissenschaft 
1978/2, S. 89 ff. 

11 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Berlin 1980, S. 508; vgl. auch Kapitel I, 
Ziff. 5. 
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beitsleistung zu sichern.“ 12 Zum Tarifsystem ge¬ 
hören als zentrale Kategorie der Tariflohn selbst, 
abgestufte Lohnsätze in Tariftabellen (wobei je¬ 
der Lohn- bzw. Gehaltsgruppe ein konkreter 
Lohnsatz entspricht), die Eingruppierung der Ar¬ 
beitsaufgaben auf der Grundlage der Arbeitsklas¬ 
sifizierung sowie Lohnzuschläge für bestimmte 
Anforderungen, die sich aus besonderen Bedin¬ 
gungen der übernommenen Arbeitsaufgabe erge¬ 
ben. Die RKV enthalten die verbindlichen Tarif¬ 
tabellen für die einzelnen Beschäftigungsgruppen 
(z. B. für Produktionsarbeiter, Meister, techni¬ 
sche und kaufmännische Angestellte, Hoch- und 
Fachschulkader) sowie die einzelnen Lohnsätze 
für die vorhandenen Lohn- und Gehaltsgruppen. 
In den Tariftabellen sind Fixbeträge festgelegt; 
zumeist lassen die Tariftabellen Von-Bis-Spannen 
zu, in deren Rahmen eine differenzierte Festle¬ 
gung des Grundgehaltes durch betriebliche Ent¬ 
scheidung möglich ist. 

Mit dem Tarifsystem verwirklicht der soziali¬ 
stische Staat in entscheidendem Maße die Lohn¬ 
politik für alle Zweige und Bereiche der Volks¬ 
wirtschaft. 

2 . 1 . 2 . 

Der Tariflohn 

Für die Gestaltung des Tariflohnes bilden die 
§§ 97 bis 99 AGB die wichtigsten gesetzlichen 
Grundlagen. Richtungweisend für die weitere 
Verwirklichung der lohnpolitischen Konzeption 
sind die in § 97 AGB aufgcnommenenen Grund¬ 
satzbestimmungen. Danach ist davon auszugehen, 
daß 

- entsprechend den unterschiedlichen Anforde¬ 
rungen der Arbeitsaufgaben an die Qualifika¬ 
tion und Verantwortung der Werktätigen und 
den zweigspezifischen allgemeinen Produk¬ 
tions- und Arbeitsbedingungen für die Lohn- 
und Gehaltsgruppen Tariflöhne festgelegt wer¬ 
den, 

- diese Festlegungen durch den Ministerrat ge¬ 
meinsam mit dem Bundesvorstand des FDGB 
erfolgen, 

- die Anwendung der festgelegten Tariflöhne in 
den RKV zu vereinbaren ist. 

Die Relationen der Tariflöhne werden in er¬ 
ster Linie durch die für die Ausführung der Arbeits¬ 
aufgabe erforderliche Qualifikation und Ver¬ 
antwortung bestimmt. In Übereinstimmung mit 
der Entwicklung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts kommt der qualitativen Seite der Ar¬ 
beitsleistung immer größere Bedeutung zu. Der¬ 


jenige, der qin höheres Qualifikationsniveau er¬ 
worben hat und eine größere Verantwortung 
trägt, erhält auch einen größeren Anteil am gesell¬ 
schaftlichen Produkt in Form des Tariflohnes. 
Von der vorhandenen Qualifikation eines Werk¬ 
tätigen hängt es ganz entscheidend ab, welche Ar¬ 
beitsaufgabe ihm übertragen werden kann. „Die 
Arbeit, die als höhere, kompliziertere Arbeit ge¬ 
genüber der gesellschaftlichen Durchschnittsar¬ 
beit gilt, ist die Äußerung einer Arbeitskraft ... 
deren Produktion mehr ... kostet und die daher 
einen höheren Wert hat als die einfache Arbeits¬ 
kraft.“ 13 Die bestimmende Rolle des erreichten 
Qualifikationsniveaus und der übernommenen 
Verantwortung für die Differenzierung der Tarife 
bedeutet zugleich, das sozialistische Verteilungs¬ 
prinzip umfassend zu verwirklichen. „Es schließt 
ein, das erreichte Effektivitätsniveau der Arbeit 
nicht einfach zu fixieren, sondern die Leistungs¬ 
kennziffern und überhaupt die normativen 
Grundlagen so zu gestalten, daß sie zur Ausnut¬ 
zung aller Möglichkeiten anregen, einen Zuwachs 
an Produktivität und Effektivität zu erreichen, 
und den Werktätigen zur Entwicklung und Aus¬ 
schöpfung seiner Fähigkeiten stimulieren.“ 14 

Die Gewährung des Lohnes entsprechend der 
Qualifikation und Verantwortung ist ein allge¬ 
meingültiger Grundsatz im sozialistischen Ent¬ 
lohnungsrecht. Er wird durch einen weiteren, in 
§ 97 AGB enthaltenen Grundsatz ergänzt, wo¬ 
nach die Festlegung von Tariflöhnen auch nach 
„zweigspezifischen allgemeinen Produktions- und 
Arbeitsbedingungen“ erfolgt. Sie werden bei der 
Differenzierung der Tariflöhne berücksichtigt und 
in bestimmten Gruppen von Bedingungen zu¬ 
sammengefaßt, die durch staatliche Nomenklatu¬ 
ren weiter konkretisiert werden. Zu diesen Grup¬ 
pen gehören 

- schwerste Arbeitsbedingungen (z. B. Arbeit im 
Bergbau unter Tage), 

- vorwiegend erschwerte Produktions- und Ar¬ 
beitsbedingungen (z. B. ständige Arbeit im 
Freien, ungünstige Umwelteinflüsse), 

- überwiegend normale Arbeitsbedingungen. 15 

Die Tariflöhne sind entsprechend den genann¬ 
ten Grundsätzen differenziert gestaltet und in Ta- 


12 Lohn und Prämie, a. a. O., S. 31. 

13 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1962, 
S. 211 f. 

14 Aktuelle Bedeutung der Marxschen Randglossen 
zum Gothaer Programm, Berlin 1976, S. 39. 

15 Lohn und Prämie, a. a. O., S. 33. 
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riftabellen für die einzelnen Zweige festgelegt. 
Demzufolge enthalten die Tariftabellen eine er¬ 
forderliche Anzahl von Lohn- und Gehaltsgrup¬ 
pen, von denen in den materiellen Bereichen der 
Volkswirtschaft folgende angewandt werden: 

- 6 Lohngruppen für Produktionsarbeiter, 

- 3 Gehaltsgruppen für Meister und für Lehrmei¬ 
ster, 

- 6 Gehaltsgruppen für technische und kauf¬ 
männische Angestellte, für deren Tätigkeit 
keine Hoch- oder Fachschulqualifikation er¬ 
forderlich ist, 

- 5 Gehaltsgruppen für Hoch- und Fachschulka¬ 
der. 

Außerdem gibt es noch Tariftabellen mit so¬ 
genanntem Querschnittscharakter, z. B. für 
Kraftfahrer, Küchenkräfte, Beschäftigte im Be¬ 
reich der EDV u. a. 

2 . 1 . 3 . 

Die Verwendung der Von-Bis-Spannen 

Zur Stimulierung der Leistungen besonders von 
Hoch- und Fachschulkadern gibt es in Tariftabel¬ 
len statt der Angabe eines Fixbetrages eine Von- 
Bis-Spanne. Die in den vergangenen Jahren ge¬ 
sammelten Erfahrungen bestätigten, daß die 
Von-Bis-Spannen ein wertvolles tarifrechtliches 
Instrument sind. Aus diesem Grund wurden sie 
auch in das AGB aufgenommen. Die wichtigsten 
Grundsätze sind in § 98 AGB festgclegt. Aller¬ 
dings betreffen sie nicht die Verwendung der 
Von-Bis-Spannen, sondern vielmehr die Art und 
Weise der Festlegung, d. h. der Gewährung. Sind 
in den Tarifregelungen für Lohn- und Gehalts¬ 
gruppen Von-Bis-Spannen enthalten, so müssen 
in den RKV Vereinbarungen getroffen werden, in 
welcher Form diese für die Leistungsstimulierung 
zu verwenden sind (§ 98 Abs. 1 AGB). Allgemein 
haben sich folgende Verwendungsformen als lei¬ 
stungsstimulierend erwiesen: 16 

- In .Abhängigkeit von der Erfüllung meß- und 
abrechenbarer Leistungskennziffern wird eine 
leistungsgebundene Gehaltsprämie bzw. ein 
leistungsabhängiger Zuschlag gewährt. 

- Zur Stimulierung wissenschaftlich-technischer 
Leistungen wird ein aufgabengebundener Zu¬ 
schlag gewährt. 

- Innerhalb der Von-Bis-Spanne wird über den 
Anfangssatz der betreffenden Gehaltsgruppe 
das Grundgehalt als Anerkennung für gewach¬ 
sene Qualifikation, Verantwortung, Berufser¬ 
fahrung usw. erhöht. 

Für die Festlegung im konkreten Fall gibt § 98 


Abs. 2 AGB den notwendigen Rahmen. Hier ist 
eindeutig geregelt, daß die Festlegung des Be¬ 
trages innerhalb der Von-Bis-Spanne durch den 
Betriebsleiter mit Zustimmung der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung zu erfol¬ 
gen hat. 

Schließlich besteht auch noch die Möglichkeit, 
in manchen Berufsgruppen (z. B. in der Volksbil¬ 
dung und im Hoch- und Fachschulwesen) Steige¬ 
rungsstufen zu den Anfangsgehältern in Form von 
Steigerungssätzen zu gewähren. Damit sollen 
Werktätige, die in ihrer Berufstätigkeit überwie¬ 
gend die gleiche Tätigkeit ausüben, zu hohen Ar¬ 
beitsleistungen und ständiger Qualifikation stimu¬ 
liert werden. Zugleich wird dadurch auf eine 
langfristige ununterbrochene Tätigkeit hinge¬ 
wirkt. 

2 . 2 . 

Die Eingruppierung der Arbeitsaufgaben 

2 . 2 . 1 . 

Die Arbeitsklassifizicrung 

und die Eingruppierungsunterlagcn, 

Die Eingruppierung der Arbeitsaufgaben hat für 
die Verwirklichung des Prinzips der Verteilung 
nach der Arbeitsleistung und seine leistungsstimu¬ 
lierende und persönlichkeitsfördernde Wirkung 
grundsätzliche Bedeutung. Allgemein versteht 
man unter Eingruppierung die verbindliche 
Zuordnung einer Arbeitsaufgabe zu einer Lohn- 
bzw. Gehaltsgruppe entsprechend den ermittelten 
Anforderungen an die Qualifikation und Verant¬ 
wortung. Mit der Eingruppierung der Arbeitsauf¬ 
gaben wird in ganz entscheidendem Maße auf den 
rationellen Einsatz, die wirksamere Nutzung und 
die Entfaltung des Arbeitsvermögens der Werktä¬ 
tigen Einfluß genommen. Als Inbegriff der physi¬ 
schen und geistigen Fähigkeiten der Werktätigen 
gehört das Arbeitsvermögen zu den Faktoren, die 
bei der weiterenTntensivierung aller Prozesse ra¬ 
tioneller zu nutzen sind. „Die Vertiefung der In¬ 
tensivierung ist sowohl auf die vollständige Aus¬ 
nutzung des vorhandenen Potentials an lebendi¬ 
ger und vergegenständlichter Arbeit sowie der na¬ 
türlichen Ressourcen als auch auf die Erhöhung 
ihres Wirkungsgrades, ihrer Effektivität, gerich¬ 
tet. Letztlich und auf lange Sicht ist die Erhöhung 
der Effektivität der lebendigen und vergegen- 


16 Vgl. a. a. O., S. 35. 
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ständlichten Arbeit das entscheidende.“ 17 Diese 
Grunderkenntnis beruht auf dem von Marx be¬ 
gründeten Weg zur Steigerung der Produktivität 
der Arbeit, daß nämlich „ ... der Anteil der le¬ 
bendigen Arbeit vermindert, der der vergangenen 
Arbeit vermehrt wird, aber so, daß die Gesamt¬ 
summe der in der Ware steckenden Arbeit ab¬ 
nimmt, .. ,“ 18 . Die Intensivierung des Produk¬ 
tionsprozesses unter den Bedingungen der wissen¬ 
schaftlich-technischen Revolution erfordert des¬ 
halb, den Wirkungsgrad des Arbeitsvermögens 
u.a. auch dadurch zu erhöhen, daß die Werktäti¬ 
gen zum einen entsprechend ihren Kenntnissen 
und Fähigkeiten eingesetzt werden und zum ande¬ 
ren diese und weitere Fähigkeiten zur Entfaltung 
gebracht werden. 

Die Eingruppierung der Arbeitsaufgaben ist 
eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß Quali¬ 
fikation und Verantwortung als Ausdrucksformen 
des Arbeitsvermögens im gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozeß auch wirksam werden, d. h., daß die 
\ Werktätigen bei der Übernahme der mit ihnen 
vereinbarten Arbeitsaufgaben ihre Fähigkeiten 
und Kenntnisse voll anwenden können. Um dieses 
Ziel erreichen zu können, ist es erforderlich, die¬ 
jenigen Arbeitsanforderungen zu ermitteln, die 
sich aus einer Arbeitsaufgabe ergeben. In der 
Volkswirtschaft der DDR, in den Kombinaten, 
Betrieben, staatlichen und anderen Einrichtungen 
und Institutionen, gibt es die verschiedensten Ar¬ 
beitsaufgaben. Sie unterscheiden sich nach dem 
Grad ihrer Kompliziertheit. Die Ermittlung der 
aus den Arbeitsaufgaben resultierenden Arbeits¬ 
anforderungen muß einserseits unter Berücksich¬ 
tigung der Unterschiede zwischen den Wirt¬ 
schaftszweigen vorgenommen werden und ande¬ 
rerseits eine objektive Erfassung und Bewertung 
der verschiedenen Arbeitsanforderungen sichern. 
„Es bedarf dazu eines methodischen Instrumenta¬ 
riums, mit dessen Hilfe die aus den unterschied¬ 
lichsten Arbeiten entstehenden Arbeitsanforde¬ 
rungen nach einheitlichen und weitgehend objek¬ 
tiven Kriterien bestimmt werden. Diese Instru¬ 
mentarium stellt die Arbeitsklassifizierung dar.“ 19 

Als Instrument der WAO trägt sie zur umfas¬ 
senden Anwendung des sozialistischen Leistungs¬ 
prinzips und damit zusammenhängend zur Ver¬ 
wirklichung der leistungsorientierten Lohnpolitik 
bei. Mit Hilfe der Arbeitsklassifizierung wird 
nachdrücklich auf den rationellen Einsatz der Ar¬ 
beitskräfte und auf die Verbesserung der Arbeits¬ 
bedingungen hingewirkt. Mit dieser wissenschaft¬ 
lichen Methode werden die fortgeschrittenen Ar¬ 


beitsanforderungen ermittelt und dann eine ent¬ 
sprechende Eingruppierung in eine Lohn- bzw. 
Gehaltsgruppe vorgenommen. Dabei ist grund¬ 
sätzlich zu beachten, daß als Bezugsbasis immer 
die Arbeitsaufgabe und nicht das individuelle Ar¬ 
beitsvermögen der Werktätigen genommen wird. 
Es geht eben darum, bei der Vereinbarung der 
Arbeitsaufgabe eine möglichst weitgehende 
Übereinstimmung zwischen der erforderlichen 
und der beim Werktätigen vorhandenen Qualifi¬ 
kation zu erreichen. Dafür schafft die Arbeitsklas¬ 
sifizierung insofern Voraussetzungen, als über¬ 
haupt festgestellt wird, welche Qualifikationsan¬ 
forderungen zur Ausübung einer Arbeitsaufgabe 
vonnöten sind. 

„Die Arbeitsklassifizierung ist eine wissen¬ 
schaftliche Methode der Analyse und des Ver¬ 
gleichs der Arbeitsanforderungen als Ausdruck 
des Kompliziertheitsgrades der Arbeit. Sie unter¬ 
sucht die aus der Arbeitsaufgabe entstehenden 
Arbeitsanforderungen, die nach gesellschaftlich 
einheitlichen Merkmalen und Maßstäben analy¬ 
tisch ermittelt werden und deren Höhe die Zuord¬ 
nung der Arbeitsaufgaben zu einer entsprechen¬ 
den Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw. Belastungs¬ 
oder Erschwernisgruppe bestimmt.“ 20 

Im Interesse der Sicherung der einheitlichen 
Eingruppierung der Arbeitsaufgaben und der 
Verwirklichung gesellschaftlicher Maßstäbe in der 
ganzen Volkswirtschaft und ihren Zweigen und 
Bereichen ist in § 100 AGB festgelegt, daß die 
Eingruppierungsunterlagen zwischen den zustän¬ 
digen zentralen Staatsorganen und den Zentral¬ 
vorständen der zuständigen Industriegewerk¬ 
schaften und Gewerkschaften als Bestandteile der 
RKV zu vereinbaren sind. Das bedeutet, die in 
den Eingruppierungsunterlagen getroffenen Fest¬ 
legungen gelten unmittelbar und verbindlich für 
die mit dem Werktätigen zu vereinbarende Arbeits¬ 
aufgabe und die hierfür zutreffende Lohn- bzw. 
Gehaltsgruppe. 21 Die Eingruppierungsunterlagen 
enthalten also überbetrieblich verbindliche Maß¬ 
stäbe. Sie werden hauptsächlich auf Zweigebene 


17 ökonomische Leistungskraft durch Intensivierung, 
Berlin 1980, S. 32 f. 

18 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 25, Berlin 1964, 
S. 271. 

19 Arbeiterklassifizierung. Einführung in die Grund¬ 
methodik Teil A und B. Berlin 1980, S. 11. 

20 a. a. O., S. 13 

21 So auch E. Pätzold, „Lohn und Prämie im Arbeits¬ 
gesetzbuch der'DDR“, a. a. O., S. 93. 
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fcstgelegt und sichern dadurch die umfassende 
Berücksichtigung der für den entsprechenden 
Zweig charakteristischen Arbeitsbedingungen 
und daraus resultierenden Anforderungen. 

Angesichts der verschiedenen, bisher ange¬ 
wandten Methoden gibt es zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine einheitlichen Eingruppierungs¬ 
unterlagen. Zum Teil gelten noch Wirtschafts¬ 
zweiglohngruppenkataloge (WLK) und Gehalts¬ 
gruppenkataloge (GGK). In immer breiterem 
Maße wird jedoch die Arbeitsklassifizierung ge v - 
nutzt, da sie weit besser geeignet ist, die mit der 
Realisierung der leistungsorientierten Lohnpoli¬ 
tik verbundene Entwicklung zu höheren Lei¬ 
stungsmaßstäben, zur Vervollkommnung der Ar¬ 
beitsteilung und Kooperation sowie zur inhaltspei¬ 
cheren Gestaltung der Arbeitsaufgaben zu för¬ 
dern. 22 

Auf der Grundlage dieser Erfordernisse ist 
eine Grundmethodik der Arbeitsklassifizierung 
erarbeitet und vom Stäatssekretariat für Arbeit 
und Löhne mit Zustimmung des Bundesvorstan¬ 
des des FDGB bestätigt worden. -Sie besteht aus 
Teil A (Klassifizierung der Arbeitsaufgaben der 
Produktionsarbeiter, Produktionsgrund- und 
-hilfsarbeiter) und aus Teil B (Arbeitsaufgaben für 
Angestelltentätigkeiten). In den genannten Ver¬ 
einbarungen über die Eingruppierungsunterlagen 
sind Zweigmethodiken Teil A enthalten, die auf 
der Grundlage der Arbeitsklassifizierung von den 
Tarifpartnern erarbeitet wurden und die die spezi¬ 
fischen Anforderungen des Zweiges enthalten. 
Für die Grundmethodik der Arbeitsklassifizie¬ 
rung Teil B gibt es keine Zweigmethodiken, da 
wegen der relativen Einheitlichkeit der entspre¬ 
chenden Arbeitsaufgaben eine weitere Konkreti¬ 
sierung für den betreffenden Zweig oder Bereich 
nicht notwendig ist. 

Auf Grund langjähriger Erfahrungen und un¬ 
ter Nutzung gewonnener Erkenntnisse bei der 
Arbeitsklassifizierung werden nunmehr Qualifi¬ 
kationshandbücher ausgearbeitet und schrittweise 
angewendet. Sie enthalten Qualifikationsmerk¬ 
male für Arbeitsaufgaben, die in einem Zweig 
oder Bereich von einer größeren Anzahl Werktä¬ 
tiger unter vergleichbaren technischen, technolo¬ 
gischen und organisatorischen Bedingungen er¬ 
füllt werden. Die Qualifikationsmerkmale umfas¬ 
sen die Bezeichnung der Arbeitsaufgabe, ihre 
Kurzcharakteristik, die erforderliche Qualifika¬ 
tion und die durch die Klassifizierung der Arbeits¬ 
aufgabe ermittelte Lohn- bzw. Gehaltsgrup¬ 
pe. 23 


Mit der Anwendung von Qualifikationshand¬ 
büchern wird ein weiterer bedeutsamer Schritt ge¬ 
tan, die Arbeit auf dem Gebiet der Arbeitsklassi¬ 
fizierung im Zusammenhang mit der sozialisti¬ 
schen Rationalisierung zu vervollkommnen. 

Als zentrale Eingruppierungsunterlagen ste¬ 
hen damit eine Reihe rahmenkollektivvertraglich 
vereinbarter Grundlagen wie WLK, GGK, 
Zweigmethodiken, Qualifikationshandbücher 
u.a. zur Verfügung. 

2 . 2 . 2 . 

Die Anwendung der Eingruppierungs¬ 
unterlagen durch den Betrieb 

Für die Verwirklichung des Leistungsprinzips ist 
die Anwendung der Eingruppierungsunterlagen 
von großer Bedeutung. Dabei ist von folgenden 
Grundsätzen auszugehen: 

- Die zentralen Eingruppierungsunterlagen (ge¬ 
mäß § 100 AGB) sind für die Betriebe verbind¬ 
lich. In § 101 Abs. 1 AGB heißt es: „Die 
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe für die mit dem 
Werktätigen vereinbarte Arbeitsaufgabe ergibt 
sich aus den Eingruppierungsunterlagen.“ Völ- 
lig berechtigt wird in der arbeitswissenschaftli- 
chen Literatur der Standpunkt vertreten, daß es 
sich hier um Rechtsanwendung durch den Be¬ 
trieb handelt. „Diese Eingruppierungsunterla¬ 
gen sind, das ergibt sich aus der Regelung (des 
§ 100 AGB d. Verf.), Rechtsnormen. Sie re¬ 
geln unmittelbar und für alle davon betroffenen 
Arbeitsrechtsverhältnisse verbindlich die 
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe, die der zwischen 
Werktätigem und Betrieb vereinbarten Arbeits¬ 
aufgabe entspricht. Sie sind normative An¬ 
spruchsgrundlagen.“ Und weiter: „Die Ein¬ 
gruppierungsunterlagen sind also im Betrieb 
anzuwenden, wobei es gesetzwidrig ist, von ih¬ 
nen abzuweichen. Die Ermittlung der für die 
jeweilige Arbeitsaufgabe zutreffenden Lohn- 
bzw. Gehaltsgruppe ist reine Rechtsanwendung 
im Betrieb. Sie stellt keinen anspruchsbegrün¬ 
denden Rechtsakt dar, weil diese Bedeutung 
bereits den Eingruppierungsunterlagen zu¬ 
kommt.“ 24 . 

- Paragraph 101 Abs. 1 Satz 2 AGB legt exakt 


22 Zur Entwicklung der Arbeitsklassifizierung vgl. 
ausführlich: Arbeitsklassifizierung . . ., a. a. O., 
S. 13 ff. 

23 Vgl. Lohn und Prämie, a. a. O., S. 43. 

24 E. Pätzold, „Lohn und Prämie im Arbeitsgesetz¬ 
buch der DDR“, a. a. O., S. 93. 


187 



fest, was zu geschehen hat, wenn eine Arbeits¬ 
aufgabe im Betrieb von den geltenden Ein¬ 
gruppierungsunterlagen nicht erfaßt ist. Das 
kommt durchaus nicht selten vor, da die verein¬ 
barten Eingruppierungsunterlagen nicht alle 
überhaupt denkbaren und der Spezifik des Be¬ 
triebes entsprechenden Arbeitsaufgaben ent¬ 
halten können. Liegt ein solcher Fall vor, dann 
verpflichtet § 101 Abs. 1 AGB den Betriebslei¬ 
ter, die zutreffende Lohn- bzw. Gehaltsgruppe 
entsprechend den rahmenkollektivvertragli¬ 
chen Festlegungen auf Betriebsebene, also zwi¬ 
schen Betriebsleiter und BGL, zu vereinbaren. 
Durch Vergleiche mit den in den Eingruppie¬ 
rungsunterlagen enthaltenenen ähnlichen Ar¬ 
beitsaufgaben kann beispielsweise eine be¬ 
stimmte Lohn- bzw. Gehaltsgruppe abge¬ 
leitet werden. Die Vereinbarung ist dann unmit¬ 
telbare Anspruchsgrundlage. Läßt sich die Ar¬ 
beitsaufgabe auch nicht durch einen Vergleich 
(Analogiemethode) einordnen, dann muß der 
Betrieb auf der Grundlage der Grundmethodik 
der Arbeitsklassifizierung selbst eingruppieren. 
- Im Interesse der Übersichtlichkeit und Klarheit 
auf dem Gebiet der eingruppierten Arbeitsauf¬ 
gaben im Betrieb legt § 101 Abs. 2 AGB fest, 
daß die im Betrieb vorhandenen Arbeitsaufga¬ 
ben mit den zutreffenden Lohn- bzw. Gehalts¬ 
gruppen und der erforderlichen Qualifikation 
in einer Liste oder in anderer geeigneter Form 
zu erfassen sind. Das hat für die staatlichen Lei¬ 
ter, für die Gewerkschaftsleitungen, für die ein¬ 
zelnen Werktätigen und ihre Kollektive erheb¬ 
liche Bedeutung, weil ein solcher Überblick die 
Rechtslage klären hilft. Allerdings muß unter¬ 
strichen werden, daß es sich hier nicht um eine 
betriebliche Regelung handelt. Die Betriebsli¬ 
ste dient der Information und bildet keine An¬ 
spruchsgrundlage. Sie ist lediglich eine Zu¬ 
sammenfassung der bereits durch andere 
Rechtsakte festgelegten Anspruchsgrundlagen. 

2 . 2 . 3 . 

Rechtsfragen des Lohnanspruchs 
des Werktätigen 

Die stimulierende und persönlichkeitsfördernde 
Wirkung des Leistungsprinzips kommt nicht allein 
in den exakt ermittelten Qualifikationsanforde¬ 
rungen und in eindeutigen Eingruppierungsunter¬ 
lagen zum Ausdruck, sondern auch in der klaren 
Festlegung, welchen Lohnanspruch der Werktä¬ 
tige besitzt und woraus dieser herzuleiten ist. Das 
AGB hat in § 102 Regelungen getroffen, die 


konzeptionelle Orientierungen enthalten. Danach 
hat der Werktätige Anspruch auf Lohn nach der 
Lohn- oder Gehaltsgruppe der vereinbarten Ar¬ 
beitsaufgabe. Dem Erfordernis der vollen Nut¬ 
zung des Arbeitsvermögens und damit einge¬ 
schlossen der Qualifikation des jeweiligen Werk¬ 
tätigen wird Rechnung getragen, indem der Be¬ 
trieb gemäß § 102 Abs. 2 Satz 1 AGB verpflichtet 
ist, mit ihm eine Arbeitsaufgabe zu vereinbaren, 
für die er den erforderlichen Qualifikationsgrad 
eines entsprechenden Ausbildungsberufes besitzt. 
Denn erst wenn der Werktätige auch entspre¬ 
chend seiner Qualifikation eingesetzt wird, kann 
er sein Arbeitsvermögen voll entfalten. Dem Be¬ 
trieb obliegt damit die Pflicht, von Anfang an da¬ 
für Sorge zu tragen, daß der Werktätige seine Fä¬ 
higkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten im Inter¬ 
esse qualitätsgerechter Erfüllung der Arbeitsauf¬ 
gabe und hoher Arbeitsleistungen anwenden 
kann. 

Sollte der Werktätige bei der Einstellung den 
erforderlichen Qualifikationsgrad- nicht besitzen, 
so muß ihn der Betrieb für eine Qualifizierung ge¬ 
winnen. Auch diese Verpflichtung unterstreicht 
die Verantwortung der Betriebe, die Überein¬ 
stimmung zwischen den Anforderungen der Ar¬ 
beitsaufgabe und dem tatsächlich vorhandenen 
Arbeitsvermögen herbeizuführen. Liegt sie nicht 
vor, besteht für den Werktätigen dennoch der 
Rechtsanspruch auf die Lohn- oder Gehaltsgrup¬ 
pe, die der vereinbarten Arbeitsaufgabe ent¬ 
spricht. Um die sich daraus ergebenden Probleme 
zu vermeiden, ist in solchen Fällen der Werktätige 
davon zu überzeugen, sich den notwendigen Qua¬ 
lifikationsgrad anzueignen oder es sollte von einer 
Einstellung abgesehen werden. Der Werktätige 
kann dann für eine andere Arbeitsaufgabe im Be¬ 
trieb oder in anderen Bereichen der Volkswirt¬ 
schaft entsprechend seinem vorhandenen Qualifi¬ 
kationsniveau eingesetzt werden. 

„In Rechtsvorschriften kann festgelegt wer¬ 
den, daß Werktätige mit langjähriger Berufser¬ 
fahrung den erforderlichen Qualifikationsgrad 
nicht besonders nachweisen müssen, wenn sie 
durch ihre Leistungen zeigen, daß sie die für die 
Ausführung der Arbeitsaufgabe festgelegte Qua¬ 
lifikation besitzen.“ Dieser in § 102 Abs. 3 AGB 
enthaltene Grundsatz bezieht sich z. B. auf Werk¬ 
tätige, denen auf Grund ihres Alters eine Qualifi¬ 
zierung nicht mehr zugemutet werden kannn, die 
aber durch langjährige Berufserfahrung ausrei¬ 
chende Kenntnisse zur Ausübung der betreffen¬ 
den Arbeitsaufgabe besitzen. 
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2 . 3 . 

Die Lohnformen 
2 . 3 . 1 . 

Die Bedeutung leistungsfördernder Lohnfornien 
für die Intensivierung der Produktion 

Die Realisierung des Prinzips der Verteilung nach 
der Arbeitsleistung bedarf der Differenzierung 
der Tariflöhne entsprechend den unterschiedli¬ 
chen Anforderungen der Arbeitsaufgaben an die 
Qualifikation und Verantwortung der Werktäti¬ 
gen. Als weiteres, unabdingbares Erfordernis ist 
die konkrete Lohngestaltung anzusehen. Sie 
schafft Verbindungen zwischen der Lohn- oder 
Gehaltsgruppe, die die Qualifikation des Werktä¬ 
tigen ausdrückt, und seinen tatsächlichen Arbeits¬ 
leistungen. Die Lohnformen sind die konkrete 
Form der Organisation des Lohnes und beinhalten 
die Art und Weise der Verbindung von Arbeitslei¬ 
stung und Lohn. 

Diese Verbindung erfolgt durch die Messung 
der Arbeitsresultate in Form von qualitativen und 
quantitativen Kennziffern (TAN und anderen 
Leistungskennziffern). „Die Lohnformen stellen 
die auf dem Tariflohn, den Arbeitsnormen und 
anderen Leistungskennziffern aufbauende kon¬ 
krete Gestalt des Arbeitslohnes dar. Im Sozialis¬ 
mus sind alle Lohnformen leistungsabhängig.“ 25 
Über die Lohnform wird dem einzelnen Werktäti¬ 
gen und den Arbeitskollektiven der Zusammen¬ 
hang zwischen wachsenden Leistungen und höhe¬ 
ren Löhnen deutlich. Deshalb haben die Lohn¬ 
formen einen außerordentlich großen Einfluß auf 
die Stimulierung hoher Arbeitsleistungen, zu¬ 
gleich aber auch auf die Gestaltung des gesamten 
Produktions- und Arbeitsprozesses im Sinne 
wachsender Qualität und Effektivität der zu lei¬ 
stenden Arbeit. Mit Hilfe produktivitäts- und 
qualitätsfördernder Lohnformen wird die Initia¬ 
tive der Werktätigen, ihre Leistungsbereitschaft 
und Leistungsfähigkeit auf die Nutzung (und ggf. 
Erschließung) aller Möglichkeiten zur Intensivie¬ 
rung der Produktion gelenkt. Die Erarbeitung und 
Anwendung ökonomisch zweckmäßiger Lohn¬ 
formen ist unmittelbarer Bestandteil der lei¬ 
stungsorientierten Lohnpolitik in der DDR. Die 
gesamte Lohnformgestaltung ist nicht nur auf 
ökonomische und arbeitsrechtliche Fragen redu¬ 
ziert; vielmehr geht es um eine ganze Reihe um¬ 
fassender und grundsätzlicher Fragen der WAO, 
der Einbeziehung der Werktätigen in die Vorbe¬ 
reitung und Verwirklichung einschlägiger Ent¬ 
scheidungen, um die Sicherung der Qualität der 


Erzeugnisse, um die rationelle Nutzung der Ar¬ 
beitszeit u. a. m. Erst dadurch kommt ein bestim¬ 
mender Wesenszug des sozialistischen Leistungs¬ 
prinzips umfassend zur Wirkung, es enthält eben 
mehr als lediglich einen „isolierten Zusammen¬ 
hang von Leistung und Gegenleistung“ 26 . Die ma¬ 
terielle Interessiertheit^ die sich in wesentlichem 
Maße auch über die Anwendung ökonomisch 
zweckmäßiger Lohnformen durchsetzt, richtet die 
Interessen der Werktätigen auf diejenigen Fakto¬ 
ren, die sich aus dem erforderlichen volkswirt¬ 
schaftlichen Leistungsanstieg ergeben. Es wird an 
die objektive Stellung des arbeitenden Menschen 
im Sozialismus angeknüpft, an seine persönliche 
Verantwortung, gesellschaftlich wirksam zu wer¬ 
den. Letztlich ist hiervon die stabile Entwicklung, 
die Fortsetzung der Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik abhängig. „Die Resultate ihrer (der 
Werktätigen, d. Verf.) Tätigkeit kommen ihnen 
selbst zugute, der Stärkung und Festigung ihrer 
Macht ebenso wie der Hebung ihres Lebensstan¬ 
dards.“ 27 

Die arbeitsrechtlichen Regelungen, allen 
voran die des AGB, widerspiegeln auch auf dem 
Gebiet der Gestaltung von Lohnformen die Er¬ 
fordernisse des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts sowie weitere, den Prozeß der Inten¬ 
sivierung fördernde charakteristische Faktoren. 
Gemäß § 103 Abs. 1 AGB ist zur Stimulierung 
hoher Leistungen diejenige Lohnform anzuwen¬ 
den, die bei der jeweiligen Art der Arbeit, Tech¬ 
nik, Technologie, Produktions- und Arbeitsorga¬ 
nisation das materielle Interesse der einzelnen 
Werktätigen und der Arbeitskollektive am wirk¬ 
samsten auf die Intensivierung der Produktion, 
einen hohen Nutzeffekt der Arbeit und die stän¬ 
dige Steigerung der Arbeitsproduktivität lenkt. 

In den Betrieben treten in der Regel unter¬ 
schiedliche Produktions- und Arbeitsbedingun¬ 
gen auf, so daß auch verschiedene Arten von 
Lohnformen zur Anwendung kommen, deren 
Anwendungsbereich eindeutig zu bestimmen ist. 
Es bestehen zwei Grundformen des Arbeitsloh¬ 
nes, der Zeitlohn und der Stücklohn. Während 
beim Zeitlohn die geleistete Arbeitszeit gemessen 
wird, erfolgt die Messung des Arbeitsergebnisses 
beim Stücklohn durch die aufgewandte Arbeit pro 
Erzeugnis. Zeitlohn und Stücklohn werden durch 


25 Politische Ökonomie des Kapitalismus und des So¬ 
zialismus, Berlin 1974, S, 599. 

26 Dialektik des Sozialismus, a. a. O., S. 284. 

27 a. a. O., S. 265 
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Lohnprämien und deren Bindung an Leistungs¬ 
kennzahlen zum Prämienlohn weiterentwickelt. 
Es gibt Prämienzeit- und Prämienstücklohn, die 
beide besonders leistungsstimulierend sind. Der 
rein'e'Stücklohn kommt kaum noch zur Anwen¬ 
dung. 

2 . 3 . 2 . . 

Die Anwendung von Leistungskennziffern 
bei der Lohnformgestaltung 

Entscheidend für die Sicherung einer hohen Wirk¬ 
samkeit der Lohnformen ist die Auswahl und An¬ 
wendung von Leistungskennziffern. Sie spielen 
bei der Stimulierung durch Lohnformen die aus¬ 
schlaggebende Rolle. Das AGB enthält wichtige 
Regelungen zu ihrer einheitlichen und differen¬ 
zierten Anwendung. So legt § 103 Abs. 2 AGB 
fest, überall dort, wo das Arbeitsergebnis gemes¬ 
sen und abgerechnet werden kann, Stücklohn 
oder eine Prämienlohnform anzuwenden. Die in 
die Lohnform aufzunehmenden Kennziffern sol¬ 
len die Werktätigen generell darauf orientieren, 
Menge und Qualität der Erzeugnisse zu erhöhen, 
die Grundfonds effektiver auszulasten sowie 
Energie, Roh- und Hilfsstoffe sparsam zu ver¬ 
brauchen. 

Es hat sich in langjähriger betrieblicher Praxis 
und in Übereinstimmung mit den Erfordernissen 
der leistungs'orientierten Lohnpolitik als richtig 
erwiesen, den LoHnformen etwa zwei bis drei Lei¬ 
stungskennzahlen zugrunde zu legen. Damit ist es 
möglich, auf bestimmte ökonomische Schwer¬ 
punkte zu orientieren. Außerdem wird dem 
Werktätigen der Zusammenhang zwischen den 
von ihm erzielten Arbeitsleistungen und dem er¬ 
arbeiteten Lohn deutlicher. 

‘ Leistungskennziffern können TAN sein, die 
das mengenmäßige Arbeitsergebnis messen und 
lohnseitig bewerten, aber eben auch andere Lei¬ 
stungskennzahlen, die die Qualität der Erzeug¬ 
nisse betreffen. 

Für die Auswahl und Anwendung von Lei¬ 
stungskennziffern gelten bestimmte Grundanfor¬ 
derungen, die von der zu erreichenden Wirksam¬ 
keit ausgehen und in den §§ 77 Abs. 1 und 103 
Abs. 2 ,AGB ihre allgemeine rechtliche Grund¬ 
lage haben. Danach müssen sowohl die quantita¬ 
tiven als auch die qualitativen Leistungskennzif¬ 
fern folgenden Anforderungen entsprechen: 

— Sie müssen vom Werktätigen beeinflußbar sein, 
d. h., sie müssen durch die Arbeitsleistung des 
Werktätigen in Menge und Qualität zu beein¬ 
flussen sein. 


- Sie müssen für den Werktätigen erfüllbar sein, 
und zwar für Werktätige mit der erforderlichen / 
Qualifikation bei ausreichender Einarbeitungs¬ 
zeit und voller produktiver Nutzung der Ar¬ 
beitszeit. 

- Sie müssen für den Werktätigen überschaubar 
sein, d. h., aus ihnen muß ersichtlich sein, wel¬ 
che Arbeitsleistung der Lohnabrechnung zu¬ 
grunde gelegt wird und welcher Lohn der 
Werktätige in Abhängigkeit von der Erfüllung 
dieser Leistungsmaßstäbe erhält. 

- Sie müssen technisch begründet und mit ver¬ 
tretbarem Aufwand zu ermitteln und zu kon¬ 
trollieren sein. 

Die verschiedenen Produktions- und Arbeits- . 
bedingungen haben auch zur Herausbildung von 
kombinierten individuellen und kollektiven Lei¬ 
stungsmaßstäben geführt. „Häufig gibt es Ar¬ 
beitsprozesse, an denen mehrere Arbeiter betei¬ 
ligt sind. Bei diesen Prozessen ist es zwar möglich, 
die produzierte Stückzahl einzeln zu erfassen, 
aber die Qualität kann nur insgesamt bewertet 
werden. Hier hat sich die kombinierte Anwen¬ 
dung von individuellen Kennziffern des Zeitauf¬ 
wandes mit kollektiven Qualitätskennzahlen der 
Arbeitsleistung bewährt.“ 28 

2 . 3 . 3 . 

Die Vereinbarung der Lohnformen 
im Betrieb 

Im AGB sind klare Regelungen, eindeutige 
Pflichten der Leiter und Rechte der Gewerkschaf¬ 
ten für die Ausarbeitung, Einführung und Ände¬ 
rung von Lohnformen getroffen worden. Die fest¬ 
gelegten Pflichten und Rechte sollen sichern, daß 
die Werktätigen die Zwecksetzung der einzufüh¬ 
renden Lohnform und bestimmte Zusammen¬ 
hänge der Lösung betrieblicher Aufgaben erken¬ 
nen und ihre eigene Leistungsbereitschaft auf die 
Schwerpunkte richten, die mit Einführung der 
Lohnform verwirklicht werden sollen. Dabei geht 
es um mehr als eine lediglich „formale“ Informa¬ 
tion der betreffenden Werktätigen. Die Mitwir¬ 
kung der Werktätigen und ihrer Gewerkschaften 
bei der Ausarbeitung, Einführung und Änderung 
der Lohnformen ist Bestandteil der sozialistischen 
Demokratie. Die tiefgreifende Wirkung neuer 
Lohnformen hängt oft entscheidend davon ab, ob 
die Werktätigen rechtzeitig und unmittelbar in 
diesen Prozeß einbezogen werden. 


28 Lohn und Prämie, a. a. O., S. 83. 


190 



Hiervon ausgehend lassen sich folgende 
Grundsätze für die Einführung neuer Lohnfor¬ 
men ableiten: > 

- Die Lohnformen sind gemeinsam mit den 
Werktätigen auszuarbeiten. Betriebsleiter und 
zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung 
vereinbaren die Lohnform und den Termin ih¬ 
rer Einführung (§ 104 Abs. 1 AGB). 

- Der Termin für die Einführung der Lohnform 
oder einer vorgesehenen Änderung der Lohn¬ 
form ist den Werktätigen mindestens 2 Wochen 
vorher bekanntzugeben (§ 105 Abs. 1 Satz 1 
AGB). 

- Der Betriebsleiter ist verpflichtet, den Werktä¬ 
tigen den Inhalt der Lohnformen und die Aus¬ 
wirkungen, die mit Einführung einer Lohnform 
entstehen, zu erläutern. 

- Von betrieblicher Seite sind Voraussetzungen 
zu schaffen, daß die Werktätigen mit Einfüh- 

: rung der Lohnform bei gleicher Leistung nicht 
( weniger verdienen als bisher. 

- Hält der Betrieb die Ankündigungsfrist von 
‘l Wochen nicht ein, wird die Lohnform den¬ 
noch wirksam. Dem Werktätigen entstehen in¬ 
sofern aber keine materiellen Nachteile, da er 
für die Dauer von 2 Wochen, vom Tag der Be¬ 
kanntgabe ab gerechnet, mindestens Anspruch 
auf den Durchschnittslohn hat (§ 105 Abs. 2 
AGB). 

Die Tatsache, daß Lohnformen zwischen dem 
Betriebsleiter und der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung vereinbart werden, ist ein 
weitgehendes Recht der Gewerkschaftsorganisa¬ 
tionen, das sich nicht allein in der Rechtshandlung 
des „Abschlusses der Vereinbarung“ erschöpft. In 
den Stadien der Vorbereitung und Verwirkli¬ 
chung der Lohnformvereinbarung achten die Ge¬ 
werkschaften in besonderem Maße auf die Einhal¬ 
tung der gesetzlich vorgesehenen Anforderungen. 
So prüfen z. B. die zuständigen Gewerkschaftslei¬ 
tungen, ob der Betrieb die notwendigen Voraus¬ 
setzungen für das Wirksamwerden der Lohnform 
geschaffen hat, ob durch die anzuwendende Lohn¬ 
form die Werktätigen entsprechend der gesetzli¬ 
chen Forderung an der Erhöhung der Menge und 
Qualität der Erzeugnisse interessiert werden usw. 
Sehr bedeutsam sind auch diejenigen Aktivitäten 
der Gewerkschaftsleitungen, die die Einbezie¬ 
hung der Werktätigen in die Ausarbeitung der 
Lohnformen sichern helfen. Werden leistungsför¬ 
dernde Lohnformen angewandt, so sind auch die 
damit zusammenhängenden Lohnansprüche zu si¬ 
chern. Im AGB sind deshalb ausführlich, eindeu¬ 


tig und übersichtlich die jeweiligen Ansprüche der 
Werktätigen fixiert. Die wichtigsten Regelungen 
sind in den §§ 102, 107 und 108 AGB enthalten. 
Das betrifft Lohnansprüche beim Zeitlohn, beim 
Stücklohn wie auch bei der Anwendung von Prä¬ 
mienlöhnen. Weitere Festlegungen enthalten die 
§§ 109 und 110 AGB. Hier ist die Differenzie¬ 
rung des Lohnes nach der Qualität des Arbeitser¬ 
gebnisses geregelt. 

2 . 4 . 

Die Lohnzuschläge 

Die Werktätigen müssen im Rahmen ihrer Arbeits¬ 
aufgaben teilweise Anforderungen erfüllen, die 
nicht regelmäßig auftreten und deshalb auch nicht 
von den Lohnsätzen erfaßt werden können. Ge¬ 
mäß § 97 AGB werden lediglich die zweigspezifi¬ 
schen Produktions- und Arbeitsbedingungen in 
den Tariflöhnen berücksichtigt. Für spezifische 
Anforderungen, die sich aus den besonderen Be¬ 
dingungen der Arbeitsaufgabe ergeben, werden 
Lohnzuschläge gezahlt. Solche Anforderungen 
bestehen aus notwendigem erhöhtem körperli¬ 
chem und geistigem Leistungsvermögen in Aus¬ 
führung der übernommenen Arbeitsaufgabe oder 
aus besonderen Bedingungen der Lage und Aus¬ 
dehnung der Arbeitszeit. Lohnzuschläge weisen 
insofern einen spezifischen Inhalt auf, als sie im 
Verhältnis zum Tariflohn Teile der Arbeitslei¬ 
stung bewerten, die wegen ihres nicht ständigen 
Charakters oder nicht einheitlichen Auftretens im 
Lohnsatz nicht erfaßt werden. 

Die Lohnzuschläge für erhöhte Anforderun¬ 
gen aus der Arbeitsaufgabe werden gewährt, 
wenn Werktätige solchen Arbeitsbedingungen 
unterworfen sind, die auch unter Berücksichti¬ 
gung aller allgemeinen Arbeitsbedingungen des 
jeweiligen Zweiges erhöhte Anforderungen an 
das körperliche und geistige Leistungsvermögen 
stellen. Trotz der umfangreichen Bemühungen 
des sozialistischen Staates, diese Anforderungen 
abzubaüen, können jedoch gegenwärtig solche 
Arbeitsplätze noch nicht völlig beseitigt werden. 
Deshalb ist es unvermeidlich, daß Werktätige z. T. 
unter Erschwernissen arbeiten müssen, die sich 
aus der Arbeitsaufgabe selbst ergeben (Umgang 
mit Giften oder anderen Schadstoffen) oder ihre 
Arbeitsaufgabe unter ungünstigen Einflüssen der 
Arbeitsumwelt ausführen müssen (Einwirkung 
Von Hitze, Lärm, Schmutz u. a.). 

Die besonderen Belastungen werden sowohl 
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bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen, z. B. 
durch verkürzte Arbeitszeit oder längeren Erho¬ 
lungsurlaub, berücksichtigt als auch finanziell 
durch Zahlung von Erschwerniszuschlägen abge¬ 
golten. Die Regelungen des § 111 Abs. 1 und 2 
AGB legen hierfür Einzelheiten fest. Für welche 
Arbeiten Erschwerniszuschläge gezahlt werden 
sowie deren Höhe, wird normativ im Katalog der 
Erschwerniszuschläge bestimmt. Der Katalog ist 
Bestandteil des RKV. Teilweise erfolgt die Festle¬ 
gung der Höhe des Erschwerniszuschlages in 
Form einer Von-Bis-Spanne. Dann ist die im Be¬ 
trieb anzuwendende Höhe im Rahmen dieser 
Spanne zwischen dem Betriebsleiter und der BGL 
zu vereinbaren (§112 Abs. 1 AGB). 

Die betrieblichen Arbeiten, für die entspre¬ 
chend den Regelungen im RKV Erschwerniszu¬ 
schläge zu zahlen sind, werden in einer Liste er¬ 
faßt, welche Anlage des BKV ist. Diese Liste der 
Erschwerniszuschläge trägt nur informatorischen 
Charakter. Kommt es zu einer Differenz zwischen 
der RKV-Regelung und der betrieblichen Liste, 
ergibt sich der Anspruch des Werktätigen unmit¬ 
telbar aus dem RKV. Ein Anspruch auf Zahlung 
von Erschwerniszuschlägen besteht für die Dauer 
der Arbeit unter diesen Bedingungen. Das bedeu¬ 
tet, daß z. B. nicht in jedem Fall der Zuschlag für 
den gesamten Arbeitstag zu zahlen ist. Sofern bei 
einer Arbeitsaufgabe mehrere Erschwernisse Zu¬ 
sammentreffen, wird nur der höchste Zuschlag 
gewährt (§111 Abs. 2 AGB). 

' Die Lohnzuschläge werden auch für erhöhte 
Anforderungen aus der Lage und der Ausdeh¬ 
nung der Arbeitszeit gewährt. Mit der gesetzli¬ 
chen Regelung der Arbeitszeit und verbindlichen 
Festlegungen über die Verteilung der Arbeitszeit 
im 8. Kapitel des AGB wirkt der sozialistische 
Staat auf die Gestaltung des Verhältnisses von 
Arbeitszeit und Freizeit ein. Dabei ist der tägliche 
biologische Lebensrhythmus ebenso berücksich¬ 
tigt worden wie historisch entwickelte Maßstäbe 
des wöchentlichen Zeitablaufs. Kommt es zu Ab¬ 
weichungen hiervon, d. h., müssen Arbeiten au¬ 
ßerhalb dieses zugrunde gelegten Zeitablaufs ver¬ 
richtet werden, erhöhen sich die Anforderungen 
an das Arbeitsvermögen des Werktätigen. Dabei 
werden als erhöhte Anforderungen auch solche 
gewertet, die zwar nicht unmittelbar eintreten 
(z. B. körperliche Belastungen), sondern die Ge¬ 
staltung des persönlichen Lebens des Werktätigen 
beeinträchtigen. 

Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
werden folgende Zuschläge gezahlt: 
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- für außerplanmäßige Arbeit an Sonntagen 
50 % sowie für die Arbeit an Feiertagen 100 % 
des Tariflohnes (§ 169 Abs. 1 AGB); 

- für Nachtarbeit ein als Schichtzuschlag zu ge- 
1 währender Zuschlag in Höhe von 7,- M je 

Nachtschicht mit einer Dauer von mindestens 
sechs Stunden; besteht kein Anspruch auf 
Schichtprämie, ist ein Zuschlag in Höhe von 
10 % bzw. von 50 % des Tariflohnes zu zahlen 
(vgl. § 171 Abs. 1 und 2 AGB); ist der Zu¬ 
schlag von 50 % höher als die Schichtprämie, 
ist dieser Zuschlag zu gewähren (§ 171 Abs. 3 
AGB); 

- für Überstundenarbeit ein Zuschlag in Höhe 
von 25 % des Tariflohnes (§ 177 Abs. 1 AGB). 

Keinen Anspruch auf Zuschläge für Über¬ 
stunden-, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
haben Betriebsleiter, leitende Mitarbeiter und 
Mitarbeiter mit besonders hoher Verantwortung 
(§ 178 Abs. 1 AGB). Der entsprechende Perso¬ 
nenkreis und die damit zusammenhängenden Be¬ 
sonderheiten sind in den RKV konkret zu regeln. 
Der Anspruch auf diese Zuschläge entfällt eben¬ 
falls für Werktätige, deren Arbeitsaufgabe Hoch- 
bzw. Fachschulqualifikation erfordert. 

Treffen mehrere Zuschläge auf Grund der 
Lage und der Ausdehnung der Arbeitszeit zu¬ 
sammen, wird grundsätzlich nur der höchste ge¬ 
zählt (§ 179 AGB). 

3 . 

Die Prämien 
3 . 1 . 

Das Wesen der Prämien 

Neben dem Lohn erhalten die Werktätigen als Be¬ 
standteil ihres Arbeitseinkommens Prämien. 

Durch ihre Beziehung zum Ergebnis des Be¬ 
triebes sind Prämien besonders geeignet, die Ini¬ 
tiative der Werktätigen auf die Verbesserung des 
Verhältnisses von Aufwand und Ergebnis zu rich¬ 
ten. Über die individuelle Beteiligung des einzel¬ 
nen am Ergebnis der Arbeit des Kollektivs werden 
seine Interessen über die Erfüllung der eigenen 
Arbeitsaufgabe hinaus auf die Erfüllung und 
Übererfüllung der betrieblichen Planaufgaben 
sowie auf die Senkung des Aufwandes gelenkt. 
Auf der Grundlage der objektiv bestehenden In¬ 
teressenübereinstimmung werden damit Initiati¬ 
ven zur Verbesserung der Arbeit geweckt, die 








z. B. in der sozialistischen Wettbewerbsbewegung 
ihren konkreten Ausdruck finden. 

Um eine leistungsstimulierende Wirkung aus¬ 
zuüben, darf die Gewährung der Prämien nicht in 
Form einer allgemeinen Gewinnbeteiligung erfol¬ 
gen. Der Werktätige muß sie nach dem Maß seiner 
Beteiligung an der Erwirtschaftung des Gewinns 
erhalten. Dieses Maß ist seine Arbeitsleistung. 
Lohn und Prämie sind also Formen der Vertei¬ 
lung nach der Arbeitsleistung. Insoweit bestehen 
zwischen ihnen keine Unterschiede. Beide sind 
Quelle der Reproduktion der Arbeitskraft und si¬ 
chern das Interesse der Beschäftigten an den Er¬ 
gebnissen der Arbeit. Sie unterscheiden sich je¬ 
doch darin, daß der als gesellschaftlich notwendig 
anzusehende Umfang der Bedürfnisbefriedigung 
für die bei Ausführung der Arbeitsaufgabe er¬ 
brachte Leistung durch den Lohn gesichert wird. 
Die Prämien stellen dagegen eine zusätzliche ma¬ 
terielle Anerkennung dar. Sie werden deshalb in 
der Regel für hervorragende Arbeitsergebnisse 
und besondere Initiativen gewährt. 

Entsprechend den Erfordernissen der ökonomi¬ 
schen Strategie werden über die Prämienfonds 
der Betriebe die materiellen Interessen der Werk¬ 
tätigen und der Kollektive an hohen Arbeitslei¬ 
stungen, an der Ausarbeitung und Erfüllung an¬ 
spruchsvoller Planaufgaben und an besonderen 
Initiativen im sozialistischen Wettbewerb stimu¬ 
liert. In der PrämienfondsVO heißt es: „Vorteile 
sollen die Betriebe erhalten, die hohe Planziele 
zur Warenproduktion, zur Nettoproduktion, zum 
Export, zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
sowie zur Senkung der Grundmaterialkosten 
je 100 Mark Warenproduktion erfüllen und überer¬ 
füllen.“ 29 Diese Grundorientierung findet in ein¬ 
zelnen Regelungen des AGB und anderer Rechts¬ 
vorschriften, besonders der PrämienfondsVO, ihre 
Konkretisierung. So regelt § 2 der Verordnung 
die Grundsätze der Planung und Bildung des Prä¬ 
mienfonds; in den §§ 3 f. sind weitere Einzel¬ 
heiten der Zuführung zum Prämienfonds geregelt. 
Die §§ 8 f. legen die Bedingungen für die Ver¬ 
wendung der Mittel des Prämienfonds fest. Wich¬ 
tige Rechtsvorschriften, die für die stimulierende 
Wirkung der Prämien im Sinne der Leistungs-, 
Produktivitäts- und Effektivitätsentwicklung 
bedeutsam sind, befinden sich auch in der 1. DB 
zur PrämienfondsVO. 30 In diesem Zusammen¬ 
hang soll ausdrücklich darauf verwiesen werden, 
daß mit den Neuregelungen 1982 auch eine Ver¬ 
ordnung über den Kultur- und Sozialfonds er¬ 
ging. 31 


Entsprechend den Kriterien, die für die Bil¬ 
dung des Betriebsprämienfonds ausschlaggebend 
sind, erfolgt auch seine Verwendung mit dem Ziel, 
die Erfüllung und Übererfüllung der volkswirt¬ 
schaftlichen Aufgabenstellung des Betriebes zu si¬ 
chern. Dabei sind die jeweiligen Schwerpunkte 
der volkswirtschaftlichen Entwicklung für die Be¬ 
stimmung der Leistungskriterien entscheidend. 
Deshalb gilt es in den 80er Jahren, die Initiative 
der Werktätigen besonders auf die Faktoren zu 
richten, die den erforderlichen volkswirtschaftli¬ 
chen Leistungsanstieg gewährleisten, also die 
Nutzung des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts, die Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
die Verbesserung der Material- und Energieöko¬ 
nomie, die Erhöhung der Qualität der Produkte 
usw. Gleichzeitig, und das entspricht dem bewähr¬ 
ten Kurs der Hauptaufgabe, sind Initiativen anzu¬ 
erkennen und zu stimulieren, die der Verbesse¬ 
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen die¬ 
nen. Dieser generellen Zielstellung der Prämiie¬ 
rung wird durch unterschiedliche Prämienarten 
Rechnung getragen, die sich entsprechend ihrer 
ökonomischen Wirkungsrichtung unterscheiden. 
So existieren folgende Prämienarten: 

- Jahresendprämie, 

- auftragsgebundene Prämie, 

- Initiativprämie, 

- Zielprämie. 

Die Prämie unterliegt als Bestandteil des Ar¬ 
beitseinkommens ebenfalls der rechtlichen Rege¬ 
lung. Deshalb sind die Bildung und die Grund¬ 
sätze der Verwendung des Prämienfonds sowie 
die Voraussetzungen für die Entstehung des An¬ 
spruchs rechtlich fixiert. In Abhängigkeit von der 
Art und Weise der Entstehung des Anspruchs sind 
zu unterscheiden: 

- Erfüllungsprämien. 

Bei dieser Prämienart werden Prämien und 
Leistungsziel vor der Erbringung der Leistung 
festgesetzt. Der Anspruch entsteht durch Erfül¬ 
lung der vorgegebenen Leistungsanforderung. 
Er kann durch Rechtsvorschrift oder betriebli- 


29 VO über die Planung, Bildung und Verwendung des 
Prämienfonds für volkseigene Betriebe vom 9. 9. 
1982, GBl. I 1982 Nr. 34 S. 595. ' 

30 Vgl. 1. DB zur VO über die Planung, Bildung und 
Verwendung des Prämienfonds für volkseigene 
Betriebe vom 9.9. 1982, GBl. I 1982 Nr. 34 
S. 598. 

31 Vgl. VO über die ! Planung, Bildung und Verwen¬ 
dung des Kultur- und Sozialfonds für volkseigene 
Betriebe vom 3. 6. 1982, GBl. I 1982 Nr. 24 S. 427. 
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che Vereinbarung begründet werden. Erfül¬ 
lungsprämien treten auf als Jahresendprämie, 
auftragsgebundene Prämie und Zielprämie. 

— Sofortprämien. 

Bei dieser Prämienart wird die Prämie nach der 
Erbringung der Leistung festgelegt. Der An¬ 
spruch entsteht erst durch die Verfügung, die 
der Zustimmung der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung bedarf. Das AGB regelt 
nur eine Form der Sofortprämie, nämlich die 
Initiativprämie. 32 

Die Verwendung des Prämienfonds für die 
einzelnen Prämienarten und die dabei anzuwen¬ 
denden Leistungskriterien sind unter dem Aspekt 
der Stimulierung der Leistungen entsprechend 
den betrieblichen Schwerpunktaufgaben zu be¬ 
stimmen. Dabei wird der überwiegende Teil der 
Mittel für Erfüllungsprämien zu verwenden sein, 
um die Initiative der Werktätigen gezielt für die 
Lösung der betrieblichen Aufgabenstellung zu 
nutzen. Es ist aber auch zu gewährleisten, daß 
durch entsprechende Mittel für Sofortprämien die 
ständige Erschließung von Leistungsreserven im 
notwendigen Umfang gefördert und anerkannt 
werden kann. Entsprechende Vereinbarungen 
sind im BKV zu treffen (§ 116 Abs. 2 AGB). 

3 . 2 . 

Die Prämienarten 
3 . 2 . 1 . 

Die Initiativ- und Zielprämien 

Initiativprämien werden für hervorragende Lei¬ 
stungen, vorrangig im sozialistischen Wettbewerb 
gewährt. Da sie sofort nach erbrachter Leistung 
gezahlt werden, sind sie besonders geeignet, 
Schöpfertum und Initiative zu fördern. Sie sind ein 
Mittel, Leistungsreserven ständig zu erschließen 
und so alle Möglichkeiten für eine effektive Ge¬ 
staltung der Arbeit zu nutzen. 

Zielprämien dienen der materiellen Stimulie¬ 
rung besonderer Leistungen, die im Laufe des 
Planjahres zu einem bestimmten Termin erbracht 
werden müssen. Die Terminstellung wird deshalb 
meist kurz sein. 

In den Betrieben, die nicht nach der wirt¬ 
schaftlichen Rechnungsführung arbeiten, sind Ini¬ 
tiativ- und Zielprämien die einzigen zur Anwen¬ 
dung kommenden Prämienarten. In diesem Fall 
werden Zielprämien auch zur Stimulierung lang¬ 
fristig zu erbringender Leistungen eingesetzt. 


Die Initiativprämie ist ihrem Rechtscharakter 
nach eine Sofortprämie. Der Anspruch entsteht 
durch Verfügung des Betriebsleiters, die der Zu¬ 
stimmung der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung bedarf. Da die Leistung erst nach¬ 
träglich bewertet und als prämienwürdig aner¬ 
kannt wird, ist es besonders wichtig, den zeitlichen 
Zusammenhang zwischen Leistung und Prämiie¬ 
rung zu wahren. 

Die Zielprämie ist ihrem Rechtscharakter 
nach eine Erfüllungsprämie. Zur Entstehung des 
Anspruchs enthält d^s AGB keine spezielle Rege¬ 
lung. Deshalb sind, in analoger Anwendung von 
§ 119 Abs. 1 AGB, Leistungsziel, Höhe der Prä¬ 
mie und Zahlungstermin zwischen Betriebsleiter 
und zuständiger betrieblicher Gewerkschaftslei¬ 
tung zu vereinbaren. Der Anspruch auf die Ziel¬ 
prämie entsteht durch termingerechte Erfüllung 
des vorgegebenen Leistungszieles. 

Erfolgt die Prämiierung eines Kollektivs, muß 
sowohl bei Initiativ- als auch bei Zielprämien der 
Anspruch des einzelnen Kollektivmitgliedes 
durch den Leiter bestimmt werden. Darin drückt 
sich seine Verantwortung für die Bewertung der 
Arbeitsleistung der Werktätigen aus. Sofern die¬ 
ser Anteil nicht bereits in der Prämienvereinba¬ 
rung bestimmt ist, erfolgt die Entscheidung nach 
Beratung im Arbeitskollektiv durch Verfügung 
(§ 116 Abs. 3 AGß). 

3 . 2 . 2 . 

Die Jahresendprämie 

Die Jahresendprämie dient der Stimulierung der 
Erfüllung und Übererfüllung der Planaufgaben. 
Deshalb ist sie auf das Planjahr bezogen. Jahres¬ 
endprämie wird nur in den Betrieben gezahlt, die 
nach der wirtschaftlichen Rechnungsführung ar¬ 
beiten. Sie ist ihrem rechtlichen Charakter nach 
eine Erfüllungsprämie. Anspruchsgrundlage ist 
§ 117 Abs. 1 AGB. Danach besteht Anspruch auf 
Jahresendprämie, wenn 

- die Zahlung von Jahresendprämie für das Ar¬ 
beitskollektiv, dem der Werktätige angehört, 
im BKV vereinbart wurde, 

- der Werktätige und sein Arbeitskollektiv die 
vorgegebenen Leistungskriterien in der festge¬ 
legten Mindesthöhe erfüllt haben, 

- der Werktätige während des gesamten Planjah¬ 
res Angehöriger des Betriebes war. 


32 Deshalb wird mit dem Begriff „Initiativprämie“ 
zum Teil auch der Rechtschärakter gekennzeich¬ 
net. Vgl. Lohn und Prämie, a. a. O., S. 108. 
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Die PrämienfondsVO legt in § 9 fest, wie die 
Jahresendprämie wirksamer zur Erfüllung und 
Übererfüllung der betrieblichen Leistungsziele 
beitragen kann. 33 Danach sind den Arbeitskollek¬ 
tiven und einzelnen Werktätigen Leistungskenn¬ 
ziffern vorzugeben, die vom Plan abgeleitet und 
beeinflußbar sind. Sie müssen mit den Schwer¬ 
punkten des sozialistischen Wettbewerbs überein¬ 
stimmen und über das Haushaltsbuch oder durch 
andere bewährte Methoden zu kontrollieren und 
abzurechnen sein. 

Im Hinblick auf die Höhe der Jahresendprämie 
geben in Übereinstimmung mit weiterentwickel¬ 
ten Anforderungen an die Wirksamkeit dieser 
Prämienart die neuen Regelungen folgende Orien¬ 
tierung: „Die durchschnittliche Jahresendprämie 
je VbE ist in der Regel in der gleichen Höhe wie 
im Vorjahr festzulegen, wenn der Betrieb mit der 
Erfüllung und Übererfüllung seiner Leistungszie¬ 
le die erforderlichen Prämienmittel erarbeitet hat. 
Für den Betrieb ist dieser Durchschnittsbetrag 
grundsätzlich beizubehalten.“ 34 Hervorzuheben 
ist überdies, daß^die Jahresendprämien für Ar¬ 
beitskollektive und einzelne Werktätige nach der 
Leistung unter besonderer Berücksichtigung der 
Schichtarbeit zu differenzieren sind. Dafür sowie 
hinsichtlich der Kriterien für die Zulässigkeit von 
Erhöhungen der durchschnittlichen Jahresend¬ 
prämien im Betrieb gibt es konkrete Festlegun¬ 
gen. 3S 

Der konkrete Anspruch des Werktätigen wird 
durch Verfügung des Betriebsleiters nach Bera¬ 
tung im Arbeitskollektiv und nach Zustimmung 
der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftslei¬ 
tung festgelegt (§ 118 Abs. 2 AGB). Für die Ge¬ 
währung der Jahresendprämie an Betriebsdirek¬ 
toren, Hauptbuchhalter, Fachdirektoren und andere 
leitende Mitarbeiter gibt es spezifische 
Festlegungen, die vor allem Kriterien sowie die 
Verantwortung der jeweiligen übergeordneten 
Leiter zum Gegenstand haben. 36 Mit den neuen 
Regelungen wird dazu beigetragen, hohe Arbeits¬ 
leistungen durch das Arbeitseinkommen in sei¬ 
ner Gesamtheit wirksamer zu stimulieren. Auch 
die ausführlichere Ausgestaltung der damit zu¬ 
sammenhängenden Rechte und Pflichten der 
Werktätigen und Betriebe führten zu größerer 
Rechtssicherheit und zur wirksameren Anwen¬ 
dung des Leistungsprinzips. 37 

Die Zugehörigkeit des Werktätigen zum Be¬ 
triebskollektiv ist nicht unbedingt identisch mit 
der Erbringung einer Arbeitsleistung, da er in be¬ 
stimmten Fällen von der Arbeit freigestellt wer¬ 


den kann. Bei längeren Freistellungen können die 
Leistungskriterien nicht voll erfüllt werden. Da¬ 
durch wird der Anspruch auf Jahresendprämie 
geringer oder kann u. U. ganz entfallen. Wenn der 
Grund für die Befreiung von der Arbeitsleistung 
im gesellschaftlichen Interesse liegt bzw. eine 
besondere gesellschaftliche Unterstützung for¬ 
dert, ist es notwendig, eine Garantie für die Jahres¬ 
endprämie normativ zu regeln. (Solche Gründe 
sind gemäß § 118 Abs. 3 AGB z. B. Schwanger¬ 
schafts- und Wochenurlaub, Arbeitsunfähigkeit 
wegen Arbeitsunfall oder Berufskrankheit, Frei¬ 
stellung zur Wahrnehmung staatlicher und gesell¬ 
schaftlicher Funktionen, zur Pflege erkrankter 
Kinder, zur Ableistung des Reservistendienstes, 
zur Teilnahme an Einsätzen zur Gewährleistung 
von Ordnung und Sicherheit, zum Dienst in den 
Kampfgruppen und der Zivilverteidigung). Zur 
Verhinderung materieller Nachteile wird in diesen 
Fällen die Jahresendprämie nicht reduziert, son¬ 
dern den Werktätigen ist die Erfüllung der Lei¬ 
stungskriterien durch das Arbeitskollektiv anzu¬ 
rechnen (§118 Abs. 3 AGB). 

Erfolgt die Befreiung von der Arbeit wegen 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, ist die Jah¬ 
resendprämie entsprechend der im Laufe des 
Planjahres erbrachten Gesamtleistung festzule¬ 
gen (§117 Abs. 3 AGB). Eine formale Reduzie¬ 
rung in Abhängigkeit von der Dauer der Krank¬ 
schreibung ist damit ausgeschlossen. Die Ent¬ 
scheidung hat vielmehr zu berücksichtigen, in¬ 
wieweit der Werktätige eventuell durch über¬ 
durchschnittliche Leistungen die Erfüllung der 
Leistungskriterien erreicht hat. 

Eine Voraussetzung für den Anspruch auf 
Jahresendprämie ist die Zugehörigkeit zum Be¬ 
trieb während des gesamten Planjahres. In Aus¬ 
nahmefällen ist jedoch ein Betriebswechsel wäh¬ 
rend des Planjahres gesellschaftlich gerechtfertigt. 
Dann ist es notwendig, materielle Nachteile für 
diese Werktätigen auszuschließen. Liegen Beginn 
oder Ende des Arbeitsrechtsverhältnisses inner¬ 
halb des Planjahres, ist zu prüfen, inwieweit dies 
gesellschaftlich gerechtfertigt ist. Dabei ist es bei 


33 Vgl. PrämienfondsVO, a.a.O., § 9 Abs. 3. 

34 a.a.O., § 9 Abs. 2 

35 Vgl. besonders 1. DB zur PrämienfondsVO, a.a.O., 

§ 6 . 

36 Vgl. besonders PrämienfondsVO, a.a.O., § 10 sowie 
1. DB dazu, a.a.O., § 7. 

37 Vgl. O. Reinhold, „Die stimulierende Wirkung des 
Leistungsprinzips“, Einheit, 1983/3/4. S. 301 ff. 
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Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses uner¬ 
heblich, in welcher Rechtsform diese herbeige¬ 
führt wurde. Ein Anspruch auf anteilige Jahres¬ 
endprämie besteht in folgenden Fällen: 

- Berufung oder Wahl in hauptamtliche Funktio¬ 
nen staatlicher Organe oder gesellschaftlicher 
Organisationen, 

- Ableistung des Ehrendienstes in den bewaffne¬ 
ten Organen der DDR, 

- Aufnahme einer Tätigkeit nach Beendigung 
der Berufsausbildung, 

- Direktstudium an Hoch- oder Fachschulen, 

- Betriebswechsel auf Grund gesellschaftlicher 
Erfordernisse, 

- Erreichen des Rentenalters oder Eintritt der 
Invalidität, 

- Freistellung nach dem Wochenurlaub gemäß 
§ 246 AGB, 

- Tod des Werktätigen. 

In den genannten Fällen ist der Anspruch 
normativ begründet (§ 117 Abs. 2 AGB). In wei¬ 
teren gesellschaftlich gerechtfertigten Fällen ist 
die Zahlung anteiliger Jahresendprämie möglich. 
Der Anspruch entsteht dann durch Verfügung des 
Betriebsleiters mit Zustimmung der zuständigen 
betrieblichen Gewerkschaftsleitung. Solche Fälle 
sind z. B. notwendiger Betriebswechsel aus ge¬ 
sundheitlichen Gründen oder im Zusammenhang 
mit Eheschließung 38 , Sicherung des qualifika¬ 
tionsgerechten Einsatzes 39 , Betreuung von Klein¬ 
kindern 40 usw. Zu prüfen ist vor der Entscheidung 
immer, ob sowohl der Grund als auch der Zeit¬ 
punkt des Betriebswechsels gerechtfertigt sind. 
Die Überprüfung der betrieblichen Entscheidung 
durch die Konfliktkommission bzw. Kammer für 
Arbeitsrecht ist zulässig. 

Betriebliche normative Regelungen, die den 
Anspruch auf anteilige Jahresendprämie vqm 
Zeitpunkt der Beendigung bzw. des Beginns des 
Arbeitsrechtsverhältnisses abhängig machen, ver¬ 
letzen den Grundsatz der Prüfung der gesell¬ 
schaftlichen Rechtfertigung des Einzelfalles. Sie 
sind gemäß § 28 AGB unwirksam. 

Bei Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses im Laufe des Planjahres entsteht der Anspruch 
auf anteilige Jahresendprämie nicht zu diesem 
Zeitpunkt, sondern nach Abrechnung des Plan¬ 
jahres und Prüfung der Voraussetzungen gemäß 
§ 117 Abs. 1 AGB. 

Die Jahresendprämie ist ihrem rechtlichen 
Charakter nach eine Erfüllungsprämie. Ihr 
kommt jedoch neben der stimulierenden Funk¬ 
tion auch die Aufgabe zu, das Gesamtverhalten 


des Werktätigen zu würdigen. Denn das Betriebs¬ 
ergebnis wird nicht unwesentlich von einem dis¬ 
ziplinierten und ordnungsgemäßen Verhalten al¬ 
ler Werktätigen beeinflußt. Bei schwerwiegenden 
Verletzungen der Arbeitsdisziplin oder staatsbür¬ 
gerlicher Pflichten kann der Anspruch auf Jahres¬ 
endprämie gemindert werden oder entfallen 
(§ 117 Abs. 4 AGB). Die geltenden Rechtsvor¬ 
schriften sehen vor: 

— den Wegfall des Anspruches. 

Dieser tritt ein, wenn der Werktätige eine Straf¬ 
tat gemäß § 1 Abs. 3 StGB (Verbrechen) be¬ 
gangen hat oder fristlos entlassen wird (§ 6 
Abs. 2 Prämienfonds-VO). Da der Anspruch 
kraft normativer Regelung entfällt, bedarf es 
dazu keiner betrieblichen Entscheidung. 

- die Minderung des Anspruches. 

Diese tritt bei Verletzungen staatsbürgerlicher 
Pflichten bzw. der sozialistischen Arbeitsdiszi¬ 
plin, welche nicht zur fristlosen Entlassung füh¬ 
ren, ein. Sie wird durch Verfügung des Be¬ 
triebsleiters in Übereinstimmung mit der BGL 
(§ 5 Abs. 4 1. DB zur Prämienfonds-VO) fest¬ 
gelegt. In Abhängigkeit von der Schwere der 
Pflichtverletzung ist auch eine völlige Strei¬ 
chung der Jahresendprämie zulässig. 41 
Die Entscheidung über die Minderung der Jah¬ 
resendprämie ist unter Berücksichtigung des 
Gesamtverhaltens des Werktätigen während 
des Planjahres zu treffen. Ein schematisches 
Vorgehen, z. B. Minderung in Abhängigkeit 
von der Zahl der Fehlschichten, ist deshalb un¬ 
zulässig. 42 

Die gesellschaftliche Würdigung des Gesamt¬ 
verhaltens des Werktätigen, welche in der Jah¬ 
resendprämie mit enthalten ist, verbietet es, als 


38 Vgl. Urteil des OG-ZA3/73-vom23.2.1973,in: 
AuA 1973/24 S. 758 und Urteil des OG-ZA 6/70 

- vom 24. 7. 1970, in: AuA, 1970/23/24 S. 762. 
Zu beachten ist aber, daß nicht jeder Betriebs¬ 
wechsel im Zusammenhang mit Wohnungswechsel 
als gesellschaftlich gerechtfertigt anerkannt wird. 
Vgl. Urteil des Stadtbezirksgerichts Berlin-Wei- 
ßensee vom 18. 11. 1979 - 950 A 80/79 in: AuA 
1981/1 S. 46. 

39 Vgl. Beschluß des BG Neubrandenburg vom 2. 9. 
1975, in: AuA, 1975/24 S. 766. 

40 Vgl. Urteil des BG Potsdam - BA 32/68 - vom 
2. 8. 1968, in: AuA, 1970/1 S. 30. 

41 Vgl. Urteil des Obersten Gerichts vom 19. 9. 1980 

- OAK 15/80 - in: AuA, 1980/12 S. 572. . 

42 Vgl. Beschluß des BG Halle - Ba 39/73 vom 8. 8. 
1973, in: AuA, 1974/2 S. 63. 
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Maßstab dafür formal das Planjahr anzuwen¬ 
den. Das Planjahr ist der Zeitraum für die Ab¬ 
rechnung der Leistungskritprien. Dagegen ha¬ 
ben auch im nächsten Jahr, vor der Auszahlung 
der Jahresendprämie begangene Verletzungen 
staatsbürgerlicher Pflichten oder der sozialisti¬ 
schen Arbeitsdisziplin, den Wegfall des An¬ 
spruches zur Folge oder können zu seiner Min¬ 
derung führen. In seiner Entscheidung vom 
19. 9. 1980 hat das Oberste Gericht die lange 
umstrittene Frage, ob diese Besonderheit des 
Bewertungszeitraumes auch auf die Fälle des 
§ 5 Abs. 4 Erste DB zur Prämienfonds-VO zu¬ 
trifft, eindeutig bejaht. 43 
Die Jahresendprämie für leitende Mitarbeiter 
kann ebenfalls gekürzt oder gestrichen werden, 
und zwar bei schuldhafter Verletzung der 
Pflichten irn Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutz sowie bei Überschreitung des 
Lohnfonds (§ 7 Abs. 3 Prämienfonds-VO). Die 
Kürzung bzw. Streichung unterliegt der Ent¬ 
scheidung bzw. Bestätigung durch den Leiter 
des übergeordneten Organs. 

3.2.3. 

Die auftragsgebundene Prämie 

Die auftragsgebundene Prämie dient der Aner¬ 
kennung kollektiver Leistungen bei der sozialisti¬ 
schen Rationalisierung, in Forschung und Ent¬ 
wicklung, Projektierung usw. Ihrem rechtlichen 
Charakter nach ist sie eine Erfüllungsprämie. An¬ 
gewandt werden kann sie nur in Betrieben, die 
nach der wirtschaftlichen Rechnungsführung ar¬ 
beiten (§ 5 Abs. 2 Prämienfonds-VO). 

Die auftragsgebundene Prämie kann neben, 
aber auch an Stelle der Jahresendprämie gewährt 
werden. Entsprechende Festlegungen sind im 
BKV zu treffen. 

Uber die Gewährung einer auftragsgebunde¬ 
nen Prämie ist eine Vereinbarung zwischen dem 
Betriebsleiter und der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung abzuschließen (§ 119 
Abs. 1 AGB). Inhalt dieser Vereinbarung sind die 
Aufgabenstellung, der Termin der Erfüllung 
(u. U. bestimmte Leistungsetappen)' sowie die 
Höhe und der Zahlungstermin der vorgesehenen 
Prämie. 

Die Erfüllung des Leistungszieles begründet, 
entsprechend dem Rechtscharakter der auftrags¬ 
gebundenen Prämie, einen Anspruch auf Zahlung 
derselben. Der Nachweis der Erfüllung erfolgt im 
Regelfall durch die Verteidigung der erzielten Er¬ 
gebnisse. Die Entscheidung über die Prämien¬ 


höhe muß sich auch auf den Anteil des einzelnen 
Kollektivmitgliedes beziehen. Sein Anspruch ent¬ 
steht entsprechend der Erfüllung der Leistungs¬ 
kriterien bzw. nach Leistungseinschätzung durch 
Verfügung des Betriebsleiters, die der Zustim¬ 
mung der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung bedarf. 

Wird die auftragsgebundene Prämie an Stelle 
der Jahresendprämie angewendet, gelten einige 
Grundsätze der Gewährung derselben entspre¬ 
chend, und zwar 

—' die Sicherung der auftragsgebundenen Prämie 
bei gesellschaftlich gerechtfertigtem Ausfall 
von Arbeitsleistung (entsprechend § 118 
Abs. 3 AGB), 

- die Gewährung anteiliger auftragsgebundener 
Prämie bei Beginn, Beendigung bzw. Ruhen 
des Auftragsrechtsverhältnisses (entsprechend 
§ 117 Abs. 2 AGB), 

- die Berechnung der auftragsgebundenen Prä¬ 
mie bei Arbeitsausfall durch Krankheit (ent¬ 
sprechend § 117 Abs. 3 AGB), 

- die Minderung bzw. Streichung der auftragsge¬ 
bundenen Prämie bei schwerwiegender Verlet¬ 
zung der Arbeitsdisziplin oder staatsbürgerli¬ 
cher Pflichten (entsprechend § 117 Abs. 4 
AGB). 


4 . 

Von der Arbeitsleistung 
unabhängige Bestandteile 
des Arbeitseinkommens 

4 . 1 . 

Die Ausgleichszahlungen 
% 

4 . 1 . 1 . 

Das Wesen der Ausgleichszahlungen 
Das Entstehen eines Lohnanspruchs setzt immer 
die Erbringung von Arbeitsleistung voraus. Wird 
vorübergehend keine Arbeit geleistet, sinkt der 
Lohn im Verhältnis zu dem sonst erarbeiteten. 
Das bedeutet, daß dem Werktätigen weniger Mit¬ 
tel zur Gestaltung seines Lebens zur Verfügung 
stehen. Der Ausfall von Arbeitsleistung kann je¬ 
doch dadurch bedingt sein, daß der Werktätige 
zeitweise an Stelle seiner Arbeitsaufgabe andere 
im gesellschaftlichen Interesse liegende Aufgaben 

43 Vgl. Urteil des OG vom 19. 9. 1980, a. a. O. 
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erfüllt bzw. für den Arbeitsausfall liegen Gründe 
vor, die gesellschaftlich anzuerkennen sind. 

In diesen Fällen muß im Interesse der sozialen 
Sicherheit dem Werktätigen statt des Lohnes eine 
andere Geldleistung gewährt werden. Das bishe¬ 
rige Lebensniveau wird also durch einen finanziel¬ 
len Ausgleich gesichert, wofür sich der Begriff 
„Ausgleichszahlungen“ herausgebildet hat. 

Ausgleichszahlungen werden ohne entspre¬ 
chende Arbeitsleistung gewährt. Ihre Finanzie¬ 
rungsquelle wäre eigentlich der gesellschaftliche 
Konsumtionsfonds. 44 Vom ökonomischen Wesen 
her besteht deshalb Übereinstimmung mit ande¬ 
ren, unabhängig von der Arbeitsleistung zu ge¬ 
währenden Zuwendungen der Gesellschaft (z. B. 
Stipendien, soziale Unterstützungen). Unter¬ 
schiede bestehen in der sozialen Aufgabe, die bei 
Ausgleichszahlungen in der Garantie des erwor¬ 
benen Lebensniveaus besteht. 

Da Ausgleichszahlungen nur für den Arbeits¬ 
ausfall gezahlt werden, der aus Gründen erfolgt, 
die gesellschaftlich zu rechtfertigen sind, können 
sie nur entsprechend den Rechtsvorschriften ge¬ 
währt werden. 

Die Höhe der Ausgleichszahlungen müßte - 
sieht man allein die soziale Aufgabenstellung - 
immer dem ausfallenden Durchschnittslohn ent¬ 
sprechen. Es gibt jedoch auch Ausgleichszahlun¬ 
gen in Höhe des Tariflohnes. Bei der Festlegung 
der Anspruchshöhe in den Rechtsvorschriften 
wird vom Grad der gesellschaftlichen Rechtferti¬ 
gung in bezug auf den Arbeitsausfall ausgegangen. 

4.1.2. 

Ausgleichszahlungen bei Freistellungen 
von der Arbeit 

Die Freistellung von der Arbeit bezieht sich im¬ 
mer auf eine konkrete Situation des gesellschaftli¬ 
chen, betrieblichen oder persönlichen Lebens. 
Die Regelung der Ansprüche auf Freistellung als 
Voraussetzung der Gewährung von Ausgleichs¬ 
zahlungen kann deshalb nicht in einer einzelnen 
Norm erfolgen. Sie muß so konkret wie möglich 
sein. Regelungen über Freistellungen sind deshalb 
außer im AGB in einer Vielzahl anderer Rechts¬ 
vorschriften enthalten, die nicht alle arbeits¬ 
rechtlichen Charakter haben. 

Mit dem Anspruch auf Freistellung wird durch 
besondere Rechtsvorschriften der Anspruch auf 
Ausgleichszahlungen verbunden. Nicht jede Frei¬ 
stellung zieht einen Anspruch auf Ausgleichszah¬ 
lung nach sich, da auch unbezahlte Freistellungen 
möglich sind (§ 188 AGB) bzw. für bestimmte 


Befreiungen von der Arbeit Leistungen der So¬ 
zialversicherung gewährt werden (§ 281 AGB). 

Anspruch auf Ausgleichszahlungen besteht 
in Höhe des Durchschnittslohnes 

- bei Freistellung zur Wahrnehmung staatlicher 
und gesellschaftlicher Funktionen, zur Aus- 
und Weiterbildung, zur Erfüllung von Pflichten 
innerhalb des Wehrdienstes, zur Teilnahme an 
Einsätzen im Interesse der Ordnung und Si¬ 
cherheit sowie an gesellschaftlichen, sportli¬ 
chen und kulturellen Veranstaltungen (§ 182 
Abs. 4 AGB). Er wird teilweise, z. B. bezüglich 
der Teilnahme an der Qualifizierung, durch 
weitere Rechtsvorschriften konkretisiert, 

- bei im Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß 
stehenden bzw. besonders geförderten ärztli¬ 
chen Untersuchungen bzw. Behandlungen 
(§ 183 Abs. 1 AGB), 

- für die Zeit des Erholungsurlaubs (§ 199 
Abs. 1 AGB), 

- bei Freistellung zum Besuch der Schwangeren- 
und Mütterberatungsstelle (§ 248 Abs. 2 
AGB), 

- für die Zeit der Stillpausen (§ 249 AGB), 

in der in den §§ 6 ff. Besoldungs-VO angegebenen 
Höhe 

- für die Dauer der Reservistenausbildung 
und -qualifizierung 45 

in Höhe des Tariflohnes 

- bei Freistellung zum sofortigen Arztbesuch 
(§ 183 Abs. 2 AGB), 

- bei Freistellung aus persönlichen Gründen 
(§ 184 Abs. 1 AGB), 

- für die durch Hausarbeitstag ausfallende Ar¬ 
beitszeit (§ 185 Abs. 5 AGB), 

- für die durch Feiertage ausfallende Arbeitszeit 
(§ 169 Abs. 2 AGB). 

Der Anspruch auf Freistellung ist in diesen 
Fällen direkt mit dem Anspruch auf Ausgleichs¬ 
zahlungen verbunden. Freistellungen zum Arzt¬ 
besuch gemäß § 183 Abs. 3 AGB führen nicht in 
jedem Fall zur Gewährung von Ausgleichszahlun¬ 
gen, sondern nur, wenn keine Nacharbeit ange¬ 
ordnet wird. 


44 Die gegenwärtige Art und Weise der Planung und 
Abrechnung des Lohnfonds spiegelt das nicht wi¬ 
der, da Lohn und Ausgleichszahlungen durch Er¬ 
fassung des Durchschnittslohnes gemeinsam abge¬ 
rechnet werden. 

45 Verordnung über die finanzielle Versorgung 
während des Wehrdienstes — Besoldungsver¬ 
ordnung - vom 25. 3. 1982, GBl. I Nr. 12 S. 253. 
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4 . 1 . 3 . 

Ausgleichszahlungen bei Unmöglichkeit 
der Arbeitsleistung 

Der Werktätige kann seine Pflicht zur Arbeitslei¬ 
stung nur dann erfüllen, wenn dafür die sachlichen 
und organisatorischen Voraussetzungen vorhan¬ 
den sind. Die Pflicht, diese zu schaffen, obliegt 
gemäß § 74 AGB dem Betrieb. Durch eine effek¬ 
tive Organisierung der betrieblichen Arbeit, kon¬ 
tinuierliche Bereitstellung von Material usw. sind 
Ausfallzeiten zu vermeiden. Störungen des Arbeits¬ 
ablaufes sind jedoch nicht vollständig auszu¬ 
schließen. Die Witterungsabhängigkeit einzel¬ 
ner Arbeitsprozesse, Havarien oder Naturereig¬ 
nisse können zu Arbeitsausfällen führen. Ausfälle 
durch Mängel in der Arbeitsorganisation, schlep¬ 
pende Materialbeschaffung, nicht geplante Repa¬ 
raturen usw. müssen jedoch grundsätzlich als 
vermeidbar angesehen werden. Unter aktiver 
Mitwirkung der Werktätigen alle Reserven für ei¬ 
nen kontinuierlichen Arbeitsablauf aufzudecken, 
ist deshalb eine Aufgabe von erstrangiger volks¬ 
wirtschaftlicher Bedeutung. 

Können trotzdem die Voraussetzungen für die 
Ausführung der Arbeitsaufgabe nicht geschaffen 
werden, ist der Betrieb im Interesse der effektiven 
Nutzung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens 
zunächst verpflichtet, dem Werktätigen eine an¬ 
dere Arbeit zu übertragen (§§ 114,86 AGB). Nur 
wenn das nicht möglich ist, entfällt für die entspre¬ 
chende Zeit für den Werktätigen die Pflicht zur 
Arbeitsleistung. Es entstehen Warte- 
und Stillstandszeiten. Dieser Ausfall an Arbeits¬ 
leistung liegt zwar nicht im gesellschaftlichen In¬ 
teresse, muß aber anerkannt werden. Daraus re¬ 
sultiert die Notwendigkeit der sozialen Sicherstel¬ 
lung des einzelnen durch Ausgleichszahlungen 
(§ 114 AGB). Diese sind in Höhe des Durch¬ 
schnittslohnes zu gewähren. Dadurch wird einmal 
die soziale Sicherheit gewährleistet, zum anderen 
wird die konsequente Erfassung und damit auch 
Beeinflussung der Warte- und Stillstandezeiten 
ermöglicht. 

Für Bereiche mit besonderen Arbeitsbedin¬ 
gungen, z. B. extremer Witterungsabhängigkeit, 
besteht die Möglichkeit abweichender Regelun¬ 
gen im RKV. Um dort eine Erfüllung der Planauf¬ 
gaben zu garantieren, werden Höchstleistungen 
teilweise besonders stimuliert; es wäre ungerecht¬ 
fertigt und nicht leistungsfördernd, diesen Durch¬ 
schnittslohn auch bei Arbeitsausfall zu zahlen. 

Im Interesse der sozialen Sicherheit kann der 
Werktätige auch dann Ausgleichszahlungen er¬ 


halten, wenn der Arbeitsausfall nicht betrieblich 
bedingt ist. Sofern er auf Grund von Naturereig¬ 
nissen, Verkehrsstörungen oder anderen von ihm 
nicht zu vertretenden Umständen seinen Arbeits¬ 
ort nicht pünktlich erreichen kann, ist zunächst 
die Möglichkeit der Nacharbeit zu prüfen. Wird 
diese, da nicht zumutbar, nicht angeordnet, ent¬ 
steht Anspruch auf Ausgleichszahlungen in Höhe 
des Durchschnittslohnes (§ 115 AGB). 

4 . 2 . 

Besondere Formen der Lohnbercchnung 

Die Gewährung von Ausgleichszahlungen setzt 
immer den Wegfall einer geforderten Arbeitslei¬ 
stung voraus. Unter bestimmten Voraussetzungen 
ist es jedoch notwendig, eine erbrachte Arbeitslei¬ 
stung aus sozialen Gründen höher als im Normal¬ 
fall zu vergüten. Voraussetzung dafür ist, daß die 
niedrigere Arbeitsleistung gesellschaftlich ge¬ 
rechtfertigt ist. Eine solche, vom direkten Zu¬ 
sammenhang zwischen Arbeitsleistung und Lohn 
abweichende Vergütung, kann nur'auf der Grund¬ 
lage von Rechtsvorschriften erfolgen. Im Betrieb 
getroffene Festlegungen einer sogenannten „per¬ 
sonengebundenen Entlohnung“ sind rechtswidrig 
und damit unwirksam. 

Die Höhe des auf diese Weise zu berechnen¬ 
den Lohnes ist nicht in jedem Fall mit dem bishe¬ 
rigen Durchschnittslohn identisch. In Abhängig¬ 
keit vom Anlaß der Anwendung besonderer Lohn¬ 
berechnungen kann der Anspruch über dem bis¬ 
herigen Durchschnittslohn liegen (z. B. bei vor¬ 
übergehender Übertragung anderer Arbeit ge¬ 
mäß § 89 Abs. 2 AGB), den bisherigen Durch¬ 
schnittslohn garantieren (z. B. §§ 89 Abs. 3 und 
90 Abs. 4 AGB) oder nur einen Teil des bisheri¬ 
gen Durchschnittslohnes umfassen (z. B. bei fahr¬ 
lässig verursachtem Ausschuß oder Qualitätsmin¬ 
derung gemäß § 109 Abs. 2 AGB). 

Besondere Formen der Lohnberechnung sind 1 
anzuwenden 

- bei normativer Veränderung der Anforderun¬ 
gen an die Arbeitsleistung, z. B. bei der schritt¬ 
weisen Einführung der 40-Stunden-Arbeits- 
woche 46 bzw. der Gewährung personengebun¬ 
dener Entlohnung bei Einführung neuer Tarif¬ 
tabellen, 

_a,_ 

46 VO über die weitere schrittweise Einführung der 
40-Stunden-Arbeitswochevom29. 7. 1976, GBl. I 
1976 Nr. 29 S. 385. 
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- bei individuellen Änderungen der Anforderun¬ 
gen an die Arbeitsleistung, z. B. bei vorüberge¬ 
hender Übertragung anderer Arbeit (§§ 89 und 
90 AGB) oder bei Anordnung von Schonarbeit 
(§ 216 Abs. 6 AGB), 

— in bestimmten Fällen der Nichterfüllung der 
Anforderungen an die Arbeitsleistung, z. B. bei 
vom Werktätigen nicht zu vertretender gerin¬ 
gerer Erfüllung der Leistungsmaßstäbe (§ 110 
AGB) oder von ihm nicht bzw. nur fahrlässig 
verursachtem Ausschuß oder verursachter 
Qualitätsminderung (§ 109 AGB). 

4 . 3 . ' 

Das Überbrückungsgeld 

Die im letzten Jahrzehnt erzielte ständige Steige¬ 
rung der Leistungskraft unserer Volkswirtschaft 
beruht zu einem bedeutenden Teil auf der soziali¬ 
stischen Rationalisierung. Auch die ökonomische 
Strategie der 80er Jahre ist durch umfassende Ra¬ 
tionalisierungsmaßnahmen gekennzeichnet. Sie 
stehen in einem immer engeren Zusammenhang 
mit der Automatisierung und gelten sowohl der 
Einsparung von Arbeitszeit und der Erhöhung der 
Qualität der Arbeit als auch der Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen der Werktätigen. 

Für den einzelnen Werktätigen ziehen Ratio¬ 
nalisierung oder Strukturveränderungen oft auch 
Veränderungen seines Arbeitsrechtsverhältnisses 
nach sich. Betriebe und staatliche Organe tragen 
eine hohe gesellschaftliche Verantwortung dafür, 
daß durch die veränderten Arbeitsbedingungen 
für die betroffenen Werktätigen keine Ver¬ 
schlechterung ihrer bisherigen Situation eintritt. 
Sie haben bei notwendigen Änderungs- oder 
Uberleitungsverträgen Arbeitsaufgaben anzubie¬ 
ten, deren Ausführung dem Werktätigen, seinen 
bisherigen Durchschnittslohn annähernd garan¬ 
tiert. 

Sofern das im Einzelfall trotz intensiver Be¬ 
mühungen nicht möglich ist, muß dem Werktäti¬ 
gen Überbrückungsgeld gezahlt werden. 47 

Überbrückungsgeld ist eine einmalige Geld¬ 
leistung in Höhe der für ein Jahr voraussehbaren 
Minderung des Durchschnittslohnes (§ 121 
Abs. 1 AGB). Es ist zum Zeitpunkt der Über¬ 
nahme der anderen Arbeit zu zahlen. Die Zahlung 
des Überbrückungsgeldes ist an die Vorausset¬ 
zung gebunden, daß der Betriebswechsel in Ab¬ 
stimmung mit dem zuständigen örtlichen Rat er¬ 
folgt, damit volkswirtschaftliche Erfordernisse be- 
1 


rücksichtigt und alle Möglichkeiten genutzt wer¬ 
den, um eine Arbeit mit annähernd gleicher Ent¬ 
lohnung zu vermitteln. Erfolgt die Übernahme der 
niedriger vergüteten Tätigkeit im bisherigen Be¬ 
trieb, besteht in jedem Fall Anspruch auf Über¬ 
brückungsgeld. Nicht zulässig ist jedoch, die bis¬ 
herige Entlohnung auf Grund betrieblicher Rege¬ 
lungen „personengebunden“ weiterzugewähren. 

Ein höheres Überbrückungsgeld kann bei 
Vorliegen besonderer Bedingungen gezahlt wer¬ 
den, aber nur, wenn die Rechtsvorschriften das 
zulassen (§121 Abs. 2 AGB). 

5 . 

Die Entschädigungszahlungen 

Es gehört zu den Aufgaben des-Betriebes, alle 
sachlichen und organisatorischen Voraussetzun¬ 
gen für die Durchführung des Arbeitsprozesses zu 
schaffen (vgl. § 74 Abs. 1 AGB). Die dafür erfor¬ 
derlichen finanziellen Aufwendungen erscheinen 
als Kosten und müssen aus dem erzielten Erlös 
gedeckt werden. 

In manchen Fällen ist es aus Gründen der Ef¬ 
fektivität geboten oder es hat sich historisch ent¬ 
wickelt, daß bestimmte Materialien, Geräte o. ä. 
vom Werktätigen selbst beschafft und ständig in 
Ordnung gehalten werden. So ist es zweckmäßig, 
daß Orchestermitglieder über eigene Instrumente 
verfügen, auch die berufstypische Kleidung für 
das Bedienungspersonal der Gaststätten wird oft 
von den Werktätigen selbst zur Verfügung ge¬ 
stellt. In anderen Fällen entstehen dem Werktäti¬ 
gen bei der Erfüllung der Arbeitsaufgabe Ausla¬ 
gen, indem er bestimmte betriebliche Ausgaben 
zunächst finanziert (z. B. die Fahrtkosten für eine 
Dienstreise) oder Mehraufwendungen übernimmt 
(z. B. zusätzlichen Aufwand für Verpflegung bei 
Dienstreisen, Aufwendungen durch getrennte 
Haushaltsführung). 

Solche notwendigen Mehraufwendungen, die 
im Zusammenhang mit der Arbeit entstehen, sind 
durch Entschädigungszahlungen abzugelten 

(§ 122 AGB). Diese dienen weder der Anerken¬ 
nung von Arbeitsleistungen noch sind sie ein 


47 Diese Regelung ist nicht anzuwenden bei Kombi¬ 
natsbildung, sofern sich die Arbeitsaufgabe nicht 
verändert. In diesem Fall bleiben die bestehenden 
Lohnansprüche unverändert. 
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Ausgleich (für ausfallenden Lohn. Sie gewährlei¬ 
sten vielmehr, daß die durch Arbeitsleistung er¬ 
worbenen Mittel dem Werktätigen auch tatsäch¬ 
lich in vollem Umfang zur Verfügung stehen. Ent¬ 
schädigungszahlungen sind deshalb kein Bestand¬ 
teil des Arbeitseinkommens. 

Anspruchsgrundlage für die Gewährung von 
Entschädigungszahlungen ist § 122 AGB. Für 
häufig auftretende, typische Aufwendungsarten 
hat es sich bewährt, dieselben in einem pauschal 
bestimmten Umfang abzugelten. Sofern norma¬ 
tive Regelungen über die pauschale Abgeltung 
von Mehraufwendungen bestehen, bestimmen'sie 
die Anspruchshöhe. Die tatsächlich anfallenden 
Kosten werden nicht geprüft. Bei der Feststellung 
eines Anspruchs auf Entschädigungszahlungen 
sind deshalb die spezifischen normativen Rege¬ 
lungen zu beachten. Dazu gehören insbesondere' 

- die Rechtsvorschriften über die Erstattung von 
Reisekosten, Tage- und Ubernachtungsgel- 
dern, Trennungsentschädigung und Umzugs¬ 
kostenerstattung. 48 Diese enthalten u. a. pau¬ 
schale Sätze für die Abgeltung der Mehrauf¬ 
wendungen in Form von Tagegeldern, Tren¬ 
nungsentschädigung, von Umzugs¬ 
kosten bei angeordnetem Betriebswechsel 
und damit verbundenem Umzug sowie für die 
Erstattung der Kosten für die genehmigte Be¬ 
nutzung privater Fahrzeuge. Diesen Sätzen lie¬ 
gen nur die zusätzlichen Aufwendungen zu¬ 
grunde. Bei der Festlegung der Höhe wurden 
z. B. beim Tagegeld und bei der Trennungsent¬ 
schädigung die normalerweise anfallenden Ko¬ 
sten berücksichtigt; 

- rahmenkollektivvertragliche Regelungen, die 
zweigspezifische Entschädigungszahlungen 
enthalten, z. B. für die Erstattung der Mehr¬ 
aufwendungen an Montage- oder Heimarbei¬ 
ter, die Zahlung von Werkzeuggeld, Instru¬ 
menten und Notengeld, Bekleidungsgeld u. ä. 


6 . 

Die Berechnung und Auszahlung 
des Arbeitseinkommens 

6 . 1 . 

Lohnabrechnung und -auszahlung 

Arbeitseinkommen kann erst dann tatsächlich zur 
Bedürfnisbefriedigung genutzt werden, wenn der 
Werktätige darüber verfügt. Er muß dasselbe re¬ 
gelmäßig an bestimmten Tagen erhalten, um sei¬ 
nen finanziellen Verpflichtungen pünktlich nach- 
kommen zu können. Um auch insoweit die Reali-. 
sierung der Ansprüche zu garantieren, enthält das 
AGB verbindliche Vorschriften über Art und 
Zeitpunkt der Berechnung 'und Auszahlung des. 
Lohnes. 

Das AGB unterscheidet zwischen Lohnab¬ 
rechnungsperiode und/ Lohnzahlungsperiodc. 

Die Lohnabrechnungsperiode (§ 124 Abs. 1 
AGB) ist der Kalendermonat. Jeweils für diesen 
Zeitraum ist die Arbeitsleistung des Werktätigen 
zu erfassen und der dafür erarbeitete Lohn zu be¬ 
rechnen. In die Abrechnung sind alle während des 
Monats fällig gewordenen Zahlungen einzubezie¬ 
hen (also Lohn, Überstundenvergütung, Aus¬ 
gleichs- und Entschädigungszahlungen, eventuell 
auch Leistungen der Sozialversicherung). Sie ist in 
dem der Lohnabrechnungsperiode folgenden 
Monat vorzunehmen. Eine Abrechnung im dar¬ 
auffolgenden Monat ist im Ausnahmefall zulässig, 
z. B. bei unregelmäßig anfallenden Lohnbestand¬ 
teilen, wie Überstundenvergütung, oder wegen 
der Spezifik der Erfassung und Abrechnung der 
Arbeitsleistung wie sie u. a. bei der Zahlung lei¬ 
stungsabhängiger Gehaltszuschläge für Hoch- 
und Fachschulkader angewandt wird (§ 124 
Abs. 4 AGB). 

Lohnabrechnung und -auszahlung sind Pflich- 


48 Dazu zählen die AO Nr. 1 über die Reisekosten¬ 
vergütung, Trennungsentschädigung und Umzugs¬ 
kostenvergütung vom 20. 3. 1956, GBl. I 1956 
Nr. 35 S. 299 i. d. F. der AO Nr. 2 vom 20. 3. 
1956, GBl. I 1956 Nr. 35 S. 304; die AO Nr. 3 
vom 9. 1. 1958, GBl. I 1958 Nr. 6 S. 72; die AO 
Nr. 4 vom 30. 6. 1960, GBl. 1 1960, Nr. 39 S. 410; 
die AO Nr. 5 vom 21. 7. 1962, GBl. II 1962 Nr. 58 
S. 503; die. AO Nr. 6 vom 30. 6. 1972, GBl. II 
1972 Nr. 41 S. 564; die AO Nr. 7 vom 4. 2. 1974, 
GBl. 1 1974 Nr. 7 S. 70; die AO Nr. 8 vom 10. 10. 
1975, GBl. I 1975 Nr. 40 S. 680. 
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ten des Betriebes. Pflicht des Werktätigen ist es, 
dem Betrieb die für die Abrechnung erforderli¬ 
chen Unterlagen und Informationen rechtzeitig zu 
übergeben. Besondere Bedeutung kommt dabei 
der Abrechnung der Arbeitsleistung bei Anwen¬ 
dung ergebnisabhängiger Lohnformen zu. Des¬ 
halb hat der Werktätige die Arbeitsauftrags¬ 
scheine oder anderen Unterlagen sofort nach Be¬ 
endigung der betreffenden Arbeit, spätestens je¬ 
doch zwei Wochen danach, abzurechnen (§ 124 
Abs. 2 AGB). Diese Regelung dient der Durch¬ 
setzung von Ordnung und Disziplin bei der Lohn¬ 
abrechnung, aber auch der Ermittlung der tat¬ 
sächlichen Auslastung der Arbeitszeit. Die Über¬ 
schreitung der Frist führt nicht zum Wegfall des 
Lohnanspruchs, da die entsprechende Arbeitslei¬ 
stung erbracht wurde. Überschreitet der Werktä¬ 
tige schuldhaft die Abrechnungsfrist, besteht An¬ 
spruch auf Tariflohn. Liegt kein Verschulden vor 
(z. B. bei Abwesenheit infolge Krankheit), wird 
Lohn in voller Höhe gezählt. 

■ In vielen Betrieben ist es üblich, Produktions¬ 
arbeitern einmal oder mehrmals im Monat einen 
Abschlag zu zahlen. Das heißt, es werden während 
der Lohnabrechnungsperiode Beträge gezahlt, die 
nicht auf einer konkreten Berechnung der Lei¬ 
stungen beruhen, sondern Vorauszahlungen auf 
den abzurechnenden Lohn sind. Soweit Ab¬ 
schlagszahlungen erfolgen, haben diese minde¬ 
stens 90 % des letzten Nettolohnes zu betragen 
(§ 124 Abs. 3 AGB). 

Der für einen Monat berechnete Lohn kann 
nicht allen Werktätigen am gleichen Tage ausge¬ 
zahlt werden. Eine solche Möglichkeit verbietet 
sich allein schon wegen der damit verbundenen 
Belastung der Kreditinstitute. Deshalb kann der 
Betrieb die Lohnzahlungsperioden (monatlich, 
dekadenweise, wöchentlich) und die Lohnzahl¬ 
tage selbst festlegen (§ 125 Abs. 1 AGB). Die 
entsprechenden Regelungen sind in die betriebli¬ 
che Arbeitsordnung aufzunehmen. 

Lohnabrechnungs- und Lohnzahlungsperiode 
stimmen also nicht überein. Damit entsteht z. B. 
bei Zahlung des Gehalts am 20. des Monats re¬ 
gelmäßig eine Vorauszahlung für die bis Monats¬ 
ende noch folgenden Arbeitstage. 

Da die Lohnzahlung eine Pflicht des Betriebes 
ist, muß er sie so organisieren, daß der Werktätige 
seinen Lohn ohne zusätzlichen Zeitaufwand in 
Empfang nehmen kann. Deshalb hat die Lohn¬ 
zahlung während der Arbeitszeit zu erfolgen. 
Ausnahmeregelungen für bestimmte Bereiche 
können in den RKV getroffen werden (§ 125 


Abs. 3 AGB). Die Überweisung des Lohnes auf 
ein Konto ist ein für den Betrieb verwaltungstech¬ 
nisch günstiges Verfahren; seine Anwendung be¬ 
darf aber der Zustimmung des Werktätigen. Auch 
bei Überweisung muß gewährleistet sein, daß der 
Werktätige am Zahltag über den Lohn verfügen 
kann (§ 125 Abs. 4 AGB). 

Mit der Lohnabrechnung ist dem Werktätigen 
ein verständlicher Nachweis über die Lohnbe¬ 
rechnung auszuhändigen (§ 124 Abs. 5 AGB). 

6 . 2 . 

Die Berechnung des Durchschnittslohnes 

In bestimmten Fällen hat der Werktätige entspre¬ 
chend den Rechtsvorschriften Anspruch auf Lohn 
bzw. Ausgleichszahlungen in Höhe seines Durch¬ 
schnittslohnes (vgl. Abschn. 4 dieses Kapitels). 

Entsprechend § 123 AGB wird der Durch¬ 
schnittslohn nicht ständig neu ermittelt. Seine Be¬ 
stimmung erfolgt auf der Grundlage des im voran¬ 
gegangenen Kalenderjahr erzielten Lohns. Die 
konkreten Regelungen zur Berechnung des 
Durchschnittslohnes sind in der VO über die Be¬ 
rechnung des Durchschnittsverdienstes und über 
die Lohnzahlung 49 enthalten, deren Anwendung 
unter Berücksichtigung der durch das AGB einge¬ 
tretenen Veränderungen zu erfolgen hat. 

Aus dem Gesamtberechnungszeitraum (dem 
vorangegangenen Kalenderjahr) werden be¬ 
stimmte Zeiten (Arbeitsunfähigkeit, unbezahlte 
Freistellung) ausgeklammert (§ 2 Abs. 2 Durch- 
schnittslohn-VO). In die Berechnung des Durch¬ 
schnittslohnes sind im Prinzip alle in der verblei¬ 
benden Zeit gewährten Lohn- und Ausgleichszah¬ 
lungen einzubeziehen (§ 3 Abs. 1 Durchschnitts- 
lohn-VO). 50 Nicht zu berücksichtigen sind gemäß 
§ 3 Abs. 2 Durchschnittslohn-VO Ansprüche, die 
außerhalb der gesetzlichen oder vereinbarten Ar¬ 
beitszeit entstanden sind (Lohn und Zuschläge für 
Überstundenarbeit, Vergütung für Arbeitsbereit¬ 
schaft). Einmalige Zahlungen (z. B. jährlich zu- 

49 VO über die Berechnung des Durchschnittsver¬ 
dienstes und über die Lohnzahlung vom 21. 12. 
1961, GBl. II1961 Nr. 83 S. 551 i. d. F. der 2. VO 
vom 27. 7. 1967, GBl. II 1967 Nr. 73 S. 511. 

50 Vgl. auch Anlage 1 zur 1. DB vom 10. 9. 1962 zur 
VO über die Berechnung des Durchschnittverdien¬ 
stes und über die Lohnzahlung, GBl. II 1962 
Nr. 71 S. 633 i. d. F. der 3. DB vom 28. 8. 1967, 
GBl. II 1967 Nr. 89 S. 664 und der 4. DB vom 
11. 12. 1968, GBl. II 1968 Nr. 131 S. 1049. 
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sätzliche Belohnung für langjährige Tätigkeit im 
Zweig oder Betrieb) sowie bestimmte Zuschläge, 
Prämien und Entschädigungszahlungen gehen 
ebenfalls nicht in den Durchschnittslohn ein. 

Vom Durchschnittslohn ist der Durchschnitts¬ 
verdienst zu unterscheiden, der der Berechnung 
von Leistungen der Sozialversicherung zugrunde 
gelegt wird. Zum Durchschnittsverdienst gehören 
die Lohn- und Ausgleichszahlungen, die auch im 
Durchschnittslohn enthalten sind, zuzüglich der 
Entlohnung für Überstundenarbeit und der Ver¬ 
gütung für Arbeitsbereitschaft. Sofern die Be¬ 
rechnung des Durchschnittslohnes auf der Grund¬ 
lage des vorangegangenen Kalenderjahres zu we¬ 
sentlichen Unterschieden zwischen dem ausgefal¬ 
lenen Lohn und dem zu gewährenden Durch¬ 
schnittslohn führen würde, ist innerhalb des lau¬ 
fenden Jahres bei Anspruch auf Durchschnitts¬ 
lohn eine Neuberechnung durchzuführen. Das be¬ 
trifft Veränderungen der Lohn- und Gehaltsgrup¬ 
pe, der Arbeitszeit, des Lohnsatzes (§ 7 Abs. 2 
Durchschnittslohn-VO) und der Besteuerung (§ 8 
Abs. 1 Durchschnittslohn-VO). Es ergeben sich 
also relativ häufig Veränderungen, die eine Neu¬ 
berechnung erforderlich machen. Berechnungs¬ 
zeitraum ist dann - ebenso wie bei Neueinstellun¬ 
gen - die Zeit seit der Veränderung bzw. die er¬ 
sten 12 abgerechneten Monate seit der Verände¬ 
rung bzw. Einstellung (§ 7 Abs. 1 Durchschnitts¬ 
lohn-VO). 

6.3. 

Die Lohnrückforderung 

Die Durchsetzung des Leistungsprinzips schließt 
ein, daß der Werktätige das Arbeitseinkommen 
erhält, das er durch Leistung erarbeitet oder ent¬ 
sprechend den arbeitsrechtlichen Regelungen aus 
anderen Gründen zu beanspruchen hat. Deshalb 
ist zuviel ausgezahlter Lohn (das gleiche gilt für 
Prämien, Ausgleichs- und Entschädigungszahlun¬ 
gen) zurückzuzahlen. Da die ordnungsgemäße 
Berechnung und Auszahlung des Lohnes eine 
Pflicht des Betriebes ist, muß dieser bei aufgetre¬ 
tenen Überzahlungen den zuviel gezahlten Lohn 
zurückfordern. Die Gründe, aus denen die Lohn¬ 
rückforderung geltend gemacht werden kann, 
enthält § 126 Abs. 1 AGB. Diese Gründe sind, 

— daß bei Vorauszahlungen die Voraussetzungen 
für den Lohnanspruch nicht eingetreten sind. 
Solche Überzahlungen treten häufig bei Ge¬ 
haltsempfängern auf. Diese erhalten am Zahl¬ 


tag (z. B. am 15.) das Gehalt für den laufenden 
Monat. Damit erfolgt für die Zeit vom 15. bis 
Ende des Monats eine Vorauszahlung. Er¬ 
krankt der Werktätige nach dem 15., entsteht 
für diesen Monat eine Überzahlung; 

- daß Ausschuß oder Qualitätsminderung erst 
nach Abschluß der Lohnabrechnungsperiode 
festgestellt werden. 

So kann infolge einer Kundenreklamation ein 
Fehler festgestellt werden, die Abrechnung des 
Arbeitsauftrages ist aber bereits erfolgt; 

- daß der Lohn fehlerhaft berechnet oder unrich¬ 
tig ausgezahlt wurde. 

Dafür kommen Rechenfehler, falsche Anwen¬ 
dung von Rechtsvorschriften, Anwendung ei¬ 
ner nicht zutreffenden Steuerklasse usw. in Be¬ 
tracht. 

Mit der Rückforderung des zuviel gezahlten 
Lohnes nimmt der Betrieb seine Verantwortung 
für die ihm anvertrauten finanziellen Fonds wahr. 

Bei der Regelung der Lohnrückforderung ist 
berücksichtigt, daß der Lohn entsprechend seiner 
Funktion zum überwiegenden Teil für laufende 
Ausgaben verwendet wird. Da der Betrieb zur 
ordnungsgemäßen Berechnung und 'Auszahlung 
verpflichtet ist, muß der Werktätige grundsätzlich 
auf die Richtigkeit der Lohnabrechnung und -aus- 
zahlung vertrauen können. Deshalb ist eine Rück¬ 
forderung nach einem längeren Zeitraum im Re¬ 
gelfall nicht mehr vertretbar. Es kann dem Werk¬ 
tätigen nicht zugemutet werden,, eine „Reserve“ 
für eventuelle betriebliche Abrechnungsfehler zu 
bilden. Selbstverständlich müssen andere Maß¬ 
stäbe angewandt werden, wenn der Werktätige 
durch sein Verhalten selbst die Überzahlung her¬ 
beigeführt hat. 

Aus diesem Grunde gelten folgende unter¬ 
schiedliche Fristen für die Lohnrückforderung: 

- 2 Monate nach der Auszahlung für alle vom 
Werktätigen nicht zu vertretenden Überzah¬ 
lungen (§ 126 Abs. 2 AGB). 

- 3 Jahre für vom Werktätigen schuldhaft verur¬ 
sachte bzw. offensichtliche Überzahlungen 
(§ 126 Abs. 1 AGB). Diese Frist wird gemäß 
§ 128 Abs. 1 AGB berechnet. 

- Die strafrechtliche Verjährungsfrist bei durch 
Straftaten verursachten Überzahlungen (§ 126 
Abs. 3 AGB). 

Es ist anzustreben, daß der Werktätige den 
überzahlten Betrag freiwillig zurückzahlt oder 
sich schriftlich zur Rückzahlung desselben ver¬ 
pflichtet. Erfolgt das nicht, ist innerhalb der ge¬ 
setzlichen Frist die Forderung auf Rückzahlung 
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bei der Konfliktkommission bzw. bei der zustän¬ 
digen Kammer für Arbeitsrecht geltend zu ma¬ 
chen (§ 126 Abs. 2 AGB). Die Rückforderungs¬ 
pflicht beginnt mit der Auszahlung, wobei der 
Zahltag nicht mitgerechnet wird. Somit ist insbe¬ 
sondere in Fällen, für die die 2-Monats-Frist gilt, 
ein schnelles Reagieren des Betriebes nötig. Zur 
Senkung des Verwaltungsaufwandes wird der 
überzahlte Lohn oft mit dem Lohn der nächsten 
Lohnabrechnungsperiode verrechnet. Das ist zu¬ 
lässig, wenn der Werktätige damit einverstanden 
ist (§ 126 Abs. 2 i. V. m. § 127 Abs. 2 AGB). Er¬ 
hebt er gegen diese Verrechnung Einspruch, sind 
die Ansprüche der laufenden Lohnzahlungspe¬ 
riode voll zu erfüllen. 

Die Einhaltung der 2-Monats-Frist für die 
Lohnrückforderung hat der Betrieb durch eine 
entsprechende Verwaltungsorganisation zu ge¬ 
währleisten. Die Möglichkeit, gemäß § 126 
Abs. 3 AGB bei erheblichen Überzahlungen, die 
der Werktätige erkennen mußte, die Rückforde¬ 
rung innerhalb von 3 Jahren geltend zu machen, 
schränkt die betriebliche Verantwortung für die 
Lohnabrechnung und -auszahlung nicht ein. Sie 
bezieht sich nur auf Fälle offensichtlicher Über¬ 
zahlungen, z. B. volle Lohnzahlung trotz Teilbe¬ 
schäftigung, doppelte Überweisung usw. 

Entsprechend § 126 Abs. 4 AGB erlischt der . 
Anspruch auf Rückzahlung, wenn keine Rückfor¬ 
derung geltend gemacht wird. Die Rückforde¬ 
rungsfristen sind Ausschlußfristen. D. h., wenn 
innerhalb der Frist keine freiwillige Rückzahlung 
erfolgt bzw. die Bereitschaft dazu schriftlich er¬ 
klärt oder der Antrag bei der Konfliktkommission 
bzw. Kammer für Arbeitsrecht gestellt wird, kann 
der Betrieb den überzahlten Betrag vom Werktä¬ 
tigen nicht mehr zurückverlangen. Dabei sind die 
Gründe für die Überschreitung der Frist unerheb¬ 
lich. Ist der Anspruch erloschen, ist es auch nicht 
zulässig, die freiwillige Rückzahlung des überzahl¬ 
ten Betrages aus sogenannten „moralischen“ 
Gründen anzustreben. Zu beachten ist, daß § 126 
Abs. 1 AGB nur die Rechtsgrundlage für die 
Rückforderung von Lohn, Prämien, Ausgleichs¬ 
und Entschädigungszahlungen ist. Für die Rück¬ 
forderung von Sozialversicherungsleistungen gel¬ 
ten die Bestimmungen der SVO. Bei Überzahlung 
von staatlichem Kindergeld ist der zuständige Rat 
des Kreises bzw. Stadtbezirkes zu informieren. 51 


6 . 4 . 

Die Lohneinbehaltung 

Grundsätzlich ist der Betrieb verpflichtet, den be¬ 
rechneten Lohn in vollem Umfang auszuzahlen. 
Er darf Teile davon nur einbehalten, wenn er dazu 
ausdrücklich berechtigt wurde. 

Die Berechtigung zur Lohneinbehaltung be¬ 
steht in bezug auf Lohnsteuer und SV-Beiträge, zu 
deren Abführung der Betrieb seinerseits ver¬ 
pflichtet ist (§ 127 Abs. 1 AGB). Weitere Einbe¬ 
haltungen sind zulässig (§ 127 Abs. 2 AGB) 

- auf Grund einer Pfändungsanordnung, 52 

- auf Grund eines vollstreckbaren Titels über ei¬ 
nen Anspruch des Betriebes gegen den Werktä¬ 
tigen, 

- bei Lohnabtretungen des Werktätigen, die für 
den Betrieb nach den Rechtsvorschriften ver¬ 
bindlich sind, 53 

- nach Vereinbarung zwischen dem Werktätigen 
und dem Betrieb. 

Die Lohneinbehaltung darf, unabhängig ob 
auf Grund eines vollstreckbaren Titels oder einer 
Vereinbarung und unabhängig von der Höhe des 
vom Werktätigen zu fordernden Betrages, nur im 
Rahmen der Pfändungsbestimmungen erfol¬ 
gen (§§ 96 bis 117 ZPO). 

6 . 5 . 

Die Verjährung von Ansprüchen 

Gemäß § 128 Abs. 1 AGB unterliegen Ansprü¬ 
che des Werktätigen auf Arbeitseinkommen 54 
und Lohnrückforderungsansprüche des Betriebes 
der Verjährung. Daß ein Anspruch verjährt, be¬ 
deutet, daß er nach Ablauf einer bestimmten Frist 


51 VO über die Gewährung eines staatlichen Kinder¬ 
geldes sowie die besondere Unterstützung kinder¬ 
reicher Familien und alleinstehender Bürger mit 
3 Kindern vom 4. 12.1975, GBl 11976 Nr. 4 S. 52 
sowie Erste DB zur VO über die Gewährung eines 
staatlichen Kindergeldes sowie die besondere Un¬ 
terstützung kinderreicher Familien und alleinste¬ 
hender Bürger mit 3 Kindern vom 14. 1. 1976, 
GBl. I 1976 Nr. 4 S. 56. 

52 Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtssachen — Zivilprozeß¬ 
ordnung — vom 19. 6. 1975, GBl. I 1975 Nr. 29 
S. 533, §§ 108-110. 

53 Gemäß § 85 Abs. 3 ZPO ist die Lohnabtretung 
bindend bei Erfüllung einer vollstreckbaren Ver¬ 
pflichtung auf Zahlung von Unterhalt, des Miet- 
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zwar noch besteht, aber nicht mehr mit Hilfe der 
Konfliktkommission oder der Kammer für Ar¬ 
beitsrecht durchgesetzt werden kann. 

Die Verjährungsfrist beträgt 3 Jahre (§ 128 
Abs. 1 AGB). Sie beginnt jeweils am 1. Tag des 
Monats, der dem Tag folgt, an dem der Anspruch 
geltend gemacht \verden konnte, d. h. für den im 
Monat Januar 1981 erarbeiteten Lohn beginnt die 
Verjährungsfrist am 1. 2. 1981.. Anträge zur 
r Durchsetzung dieses Anspruchs müßten bei der 
Konfliktkommission oder der Kammer für Ar¬ 
beitsrecht bis zum 31.1. 1984 gestellt werden. Ist 
ein Anspruch noch nicht verjährt und wird er 

- schriftlich anerkannt, 

- durch Einigung vor einem Organ zur Entschei¬ 
dung von Arbeitsstreitigkeiten bestätigt, 

- teilweise erfüllt, 

beginnt mit diesem Zeitpunkt die Verjährungs¬ 
frist erneut zu laufen (§ 128 Abs. 3 AGB). 

Nach Ablauf der Verjährungsfrist ist der An¬ 
spruch zwar nicht mehr durchsetzbar, er besteht 
aber noch. Werden Zahlungen geleistet, so dienen 
sie der Erfüllung des Anspruchs. Sie können des¬ 
halb nicht mehr zurückgefordert werden (§ 128 
Abs. 5 AGB). In dieser rechtlichen Wirkung un¬ 
terscheidet sich die Verjährungsfrist von der Aus¬ 
schlußfrist, nach deren Ablauf der Anspruch erlo¬ 
schen, d. h. nicht mehr vorhanden ist. 

In Ausnahmefällen können die Organe zur 
Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten den Be¬ 
trieb, abweichend von den erläuterten Grundsät¬ 
zen verpflichten, auch einen verjährten Anspruch 
zu erfüllen. Eine solche Möglichkeit besteht nur 
füf Ansprüche des Werktätigen, nicht für Rück¬ 
forderungsansprüche des Betriebes. Vorausset¬ 
zung ist, daß dafür schwerwiegende Gründe vor¬ 
liegen und eine solche Verfahrensweise im Inter¬ 
esse des Werktätigen dringend geboten erscheint 
(§ 128 Abs. 2 AGB). Diese Regelung gibt die 
Möglichkeit, im Einzelfall auftretende soziale 
Härten zu vermeiden. 


preises für die Wohnung oder Ersatz eines durch 
eine Straftat verursachten Schadens. 

54 Eine Ausschlußfrist für einen Anspruch des Werk¬ 
tätigen enthält § 16 Abs. 4 der AO Nr. 1 über die 
Reisekostenvergütung vom 20.3.1956. Danach er¬ 
lischt der Anspruch, sofern er nicht 2 Monate nach 
der Dienstreise geltend gemacht wird. 
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Kapitel VI 
Berufsausbildung 


1 . 

Die Aufgaben 

des sozialistischen Arbeitsrechts 

bei der Gestaltung 

der Berufsausbildung im Betrieb 

Das sozialistische Arbeitsrecht erfaßt die Berufs¬ 
ausbildung in den Betrieben, indem es vor allem 
die Lehrverhältnisse normativ ausgestaltet. Es 
läßt sich vom Ziel der Berufsausbildung bei der 
Errichtung der entwickelten sozialistischen Ge¬ 
sellschaft leiten. Dieses Ziel besteht darin, die 
Lehrlinge im vereinbarten Ausbildungsberuf 
zu allseitig entwickelten, klassenbewußten und 
hochqualifizierten Facharbeitern heranzubilden. 
Dabei hat es im einzelnen folgende Aufgaben zu 
erfüllen: \ 

1. Das Arbeitsrecht fördert die Persönlichkeits¬ 
entwicklung und die Herausbildung eines der 
sozialistischen Lebensweise entsprechenden 
Verhaltens und Handelns der Lehrlinge in den 
Betriebs-, Arbeits- und Lemkollektiven. 

Das geschieht insbesondere durch 

- die verbindliche Normierung des Ausbildungs¬ 
und Erziehungszieles eines jeden Lehrverhält¬ 
nisses (§ 129 Abs. 2 AGB) und durch die Fixie¬ 
rung solcher Rechte, Pflichten und Aufgaben, 
die darauf gerichtet sind, dieses Ziel in hoher 
Qualität zu erreichen (vgl. § 129 Abs. 4, § 130, 
§§ 131 ff. AGB); 

- die inhaltliche Ausgestaltung solcher Verhal¬ 
tensanforderungen, deren Realisierung schöp¬ 
ferische Aktivität und das Eindringen in gesell¬ 
schaftliche und betriebliche Zusammenhänge 
voraussetzen bzw. fördern (vgl. § 129 Abs. 2 
und Abs. 4 i. Verb.- m. §§ 2 und 4 AGB); 

- die Berechtigung des Lehrlings, seinen eigenen 
Ausbildungs- und Erziehungsprozeß in vom 
Arbeitsrecht ausdrücklich genannten Formen 
(z. B. im sozialistischen Berufswettbewerb, in 
der MMM-Bewegung oder in Jugendobjekten) 


selbst aktiv mitzugestalten (vgl. § 130 Abs. 2 
und § 132 Abs. 2 AGB i. Verb. m. § 21 Ju¬ 
gendgesetz). 

2. Das Arbeitsrecht gestaltet die Grundrechte 
der Lehrlinge, vor allem das Grundrecht auf 
Bildung, normativ aus und bildet zugleich eine 
wichtige politisch-juristische Garantie für ihre 
Realisierung. 

In dem Sinne, daß es keine bloße Privatsache 
der Bürger ist, ihre Grundrechte und -pflichten 
wahrzunehmen 1 , bestimmt die Verfassung, daß 
jeder Jugendliche das Recht und die Pflicht hat, 
einen Beruf zu erlernen (vgl. Art. 25 Abs. 4). Das 
Arbeitsrecht geht davon aus, daß es sich hierbei 
um eine wichtige Seite des Grundrechts auf Bil¬ 
dung 2 vor allem für diejenigen Jugendlichen han¬ 
delt, die kein Hoch- oder Fachschulstudium auf¬ 
nehmen. Aus diesem Verfassungsgrundsatz ent¬ 
steht für die Jugendlichen das Recht auf eine 
Lehrstelle (Ausbildungsplatz) entsprechend ihren 


1 Vgl. Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, Berlin 1977, 

S. 190. . 1 

2 Daß die Berufsausbildungspflicht Bestandteil des 
Grundrechts auf Bildung ist, hat auch M. Nast, Das 
Recht des Menschen auf Bildung, Berlin 1978, S. 58 
ff. (62 f.), herausgearbeitet. Nicht übereinstimmen 
können wir mit der Position K. Bönningers, daß sich 
die Wahrnehmung des Rechts auf Bildung „recht¬ 
lich“ als „Sache des einzelnen“ darstellt und nur po¬ 
litisch-moralisch keine Privatangelegenheit sei. 
Darüber hinaus ergibt sich für ihn die Schulpflicht 
„nicht unmittelbar aus dem Recht auf Bildung“. Vgl. 
hierzu K. Bönninger, „Recht auf Bildung und all¬ 
gemeine Schulpflicht“, Themenreihe Verwaltungs¬ 
recht der DDR. Leipzig 1976, S. 36 f. Diese Auffas¬ 
sung widerspricht u. E. der Einheit von Recht und 
Moral im Sozialismus ebenso wie der Einheit von 
Rechten und Pflichten. Der Charakter des verfas¬ 
sungsmäßigen Grundrechts auf Bildung im Sozia¬ 
lismus beinhaltet vielmehr bestimmte Bildungs¬ 
pflichten. Aus rechtstheoretischer Sicht ist hierzu 
von H. Klenner überzeugend argumentiert worden. 
Vgl. H. Klenner, Stüdien über die Grundrechte, 
Berlin 1964, S. 78 ff. 
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persönlichen Interessen, Fähigkeiten und Nei¬ 
gungen sowie den gesellschaftlichen Erfordernis¬ 
sen. Mit dem Abschluß des Lehrvertrages erhält 
der Jugendliche zugleich die Möglichkeit, die an¬ 
deren Grundrechte im Bereich der Arbeit zu ver¬ 
wirklichen, vor allem die Grundrechte auf Arbeit 
und Mitbestimmung. So erweist sich die Wahr¬ 
nehmung des Rechts auf Berufsausbildung auch 
als Garantie für die Realität der anderen Grund¬ 
rechte. 3 

Damit wird durch das Arbeitsrecht zugleich 
der verfassungsmäßige Gleichheitsgrundsatz ver¬ 
wirklicht, wonach Kinder und Jugendliche als 
Staatsbürger der DDR in Abhängigkeit von ihrem 
Lebensalter gleiche Rechte und Pflichten haben 
bzw. auf die Verwirklichung dieser Rechte und 
Pflichten vorbereitet werden. „Die Volljährigkeit 
ist keine zwingende Voraussetzung<für die Aus¬ 
übung der Grundrechte oder die Verwirklichung 
der Grundpflichten.“ 4 

Alle arbeitsrechtlichen Bestimmungen der 
Berufsausbildung lassen sich in der Ausgestaltung 
dieser Grundrechte von der untrennbaren Einheit 
von Arbeit und Bildung in der Berufsausbildung 
leiten. 

3. Das Arbeitsrecht orientiert auf die Einheit 
von Rationalität und Effektivität in der Be¬ 
rufsausbildung und die Gewährleistung hoher 
sozialer Sicherheit der Lehrlinge. 

Diese Aufgabe ist darauf gerichtet, durch verant¬ 
wortungsbewußte Rechtsverwirklichung zu 
sichern, daß 

- das Arbeitsvermögen der Lehrlinge während 
der Berufsausbildung rationell genutzt wird; 

- das Ausbildung^- und Erziehungsziel in der 
vorgesehenen Zeit erreicht sowie mit Beendi¬ 
gung der Berufsausbildung stabile Facharbei¬ 
terleistungen erzielt werden und 

- die Lehrpläne in hoher Qualität erfüllt werden 
sowie eine lehrplangerechte Produktion ge¬ 
währleistet wird. 

4. Das Arbeitsrecht fördert die Durchsetzung 
und Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie im Rahmen der Berufsausbil¬ 
dung. 

Diese Aufgabe wird nur dann erfüllt, 
wenn die für die Berufsausbildung verantwortli¬ 
chen Leiter nicht nur auf die arbeitsrechtlichen 
Pflichten der Lehrlinge verweisen und die Aneig¬ 
nung bestimmter Persönlichkeitseigenschaften 
fordern, sondern wenn sie die schöpferische Akti¬ 
vität der Lehrlinge wecken und stimulieren. Eine 
sachkundige und schöpferische Mitwirkung der 


Lehrlinge ist wesensmäßiger, immanenter Be¬ 
standteil jedes Lehrverhältnisses als Arbeits¬ 
rechtsverhältnis. 

5. Das Arbeitsrecht ist darauf gerichtet, die Ar- 
beits-, Lern- und Lebensbedingungen im 
Rahmen der Berufsausbildung zu Verbessern. 
Die im AGB hierzu enthaltenen Bestimmun¬ 
gen (vgl. §§ 6 Abs. 3, 18, 22 Abs. 2, 23, 116 
Abs. 1) sind — die Besonderheiten der Berufsaus¬ 
bildung berücksichtigend - im Lehrverhältnis an¬ 
zuwenden. 

6. Das Arbeitsrecht sichert die Förderung der 
werktätigen Jugend und gewährt den Lehrlin- 
’gen als jugendlichen Werktätigen einen be¬ 
sonderen Rechtsschutz. 

Die im AGB und im Jugendgesetz festgelegten 
Aufgaben zur Förderung der gesellschaftlichen 
und beruflichen Entwicklung jugendlicher Werk¬ 
tätiger ergänzen einander; sie beziehen sich auch 
auf Lehrlinge. Das gleiche gilt für die Schutzbe¬ 
stimmungen für Jugendliche, die das AGB auf¬ 
grund der Besonderheiten des Jugendalters bis 
18 Jahre fixiert. 

2 . ' 

Das Lehrverhältnis 

2 . 1 . 

Das Lehrvcrhällnis als Arbeits¬ 
und Ausbildungsverhältnis 

Um diejenigen gesellschaftlichen Verhältnisse der 
Berufsausbildung zu bestimmen, die den Gegen¬ 
stand des Arbeitsrechts bilden, muß begrifflich 
zwischen Berufsausbildung und Lehrverhältnis 
unterschieden werden. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß nicht nur das Arbeitsrecht die Be¬ 
rufsausbildung normativ erfaßt, sondern darüber 
hinaus auch das Verwaltungsrecht. 5 


3 Vgl. A. Zschiedrich, „Sozialistische Grundrechte in 
ihrer Funktion als staatliche Leitungsinstrumente in 
der sozialistischen Demokratie“, SuR, 1979/7, 
S. 585. 

4 Staatsrecht der DDR, a. a. O., S. 196. 

5 Vgl. Verwaltungsrecht, Lehrbuch, Berlin 1979, 
S. 521 ff. Der daraus gezogenen Schlußfolgerung, 

i daß das Lehrverhältnis einerseits Verwaltungs¬ 
rechtsverhältnis sei, können wir nicht folgen. Viel¬ 
mehr ist das gesamte Lehrverhältnis ein besonderes, 
komplexes Arbeitsrechtsverhältnis. Vgl. dazu auch 
Abschn. 2.2. dieses Kapitels. 
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Berufsausbildung und Lehrverhältnis sind 
nicht identisch. 

Im Rahmen der Berufsausbildung gehen so¬ 
wohl der Betrieb als auch der Lehrling eine Viel¬ 
zahl von Beziehungen ein, die über das Lehrver¬ 
hältnis hinausreichen. 6 

Das Lehrverhältnis ist nur eine Teilbeziehung, 
ein wesentliches gesellschaftliches Verhältnis in¬ 
nerhalb der sozialistischen Berufsausbildung. Es 
ist darüber hinaus keine „nur-juristische“ Bezie¬ 
hung (etwa die rechtliche Seite der Berufsausbil¬ 
dung) 7 , sondern sowohl tatsächliches gesellschaft¬ 
liches Verhältnis als auch besonderes, komplexes 
Arbeitsrechtsverhältnis. 

Die sozialistische Berufsausbildung umfaßt 
die Gesamtheit der gesellschaftlichen Beziehun¬ 
gen, staatlichen Einrichtungen, Maßnahmen und 
Leistungen, die auf die Erziehung und Ausbildung 
der Lehrlinge zu klassenbewußten, hochqualifi¬ 
zierten Facharbeitern gerichtet sind und die als Be¬ 
standteil des betrieblichen Reproduktionsprozes¬ 
ses einen entscheidenden Beitrag zur Erhöhung 
des materiellen und geistig-kulturellen Lebensni¬ 
veaus der Bevölkerung leisten. 

Das sozialistische Lehrverhältnis ist dasjenige 
gesellschaftliche Verhältnis im Rahmen der Be¬ 
rufsausbildung, an dem die Lehrlinge direkt betei¬ 
ligt sind und das unmittelbar auf die Erfüllung der 
in den staatlichen Lehrplänen geforderten Aus¬ 
bildungsaufgaben und damit auf das Erreichen des 
für den jeweiligen Ausbildungsberuf bestehenden 
Ausbildungs- und Erziehungszieles gerichtet ist. 

Damit reduziert sich das Lehrverhältnis im 
wesentlichen auf die Beziehungen zwischen Lehr¬ 
ling und Betrieb. Darin eingeschlossen sind das 
Verhältnis des Lehrlings zu den Ausbildungsstät¬ 
ten des theoretischen Unterrichts sowie die inner¬ 
betrieblichen Kollektivbeziehungen, an denen der 
Lehrling beteiligt ist. Diese Unterscheidung ist 
wichtig, weil durch das Arbeitsrecht nicht die Be¬ 
rufsausbildung in ihrer Gesamtheit, sondern 
„nur“ die Lehrverhältnisse und einige mit ihnen 
eng verbundene gesellschaftliche Verhältnisse 
erfaßt werden. Die Ausgestaltung dieser gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse durch das Arbeitsrecht 
ist möglich und erforderlich zugleich, weil sie ob¬ 
jektiv unter den Gegenstandsbereich des Arbeits¬ 
rechts fallen. 

Die Lehrlinge werden im Rahmen des berufs¬ 
praktischen Unterrichts vollständig in den be¬ 
trieblichen Produktions- und Arbeitsprozeß ein¬ 
bezogen. Durch lehrplangerechte Produktion er¬ 
bringen sie produktive Leistungen, die nicht nur 


Ausbildungszwecken dienen, sondern zugleich 
Bestandteil der betrieblichen Planerfüllung sind. 8 

Für die berufspraktische Ausbildung werden 
65 bis 75 Prozent der vorgesehenen Ausbildungs¬ 
zeit aufgewendet. 9 Die Einheit von Theorie und 
Praxis wird hier unmittelbar realisiert. Schließlich 
erfolgt die enge Verbindung der Lehrlinge mit der 
Arbeiterklasse vor allem im berufspraktischen 
Unterricht (Partnerschaftsbeziehungen 10 zwi¬ 
schen Lehrlings- und Arbeitskollektiven realisie¬ 
ren sich im berufspraktischen Unterricht; der 
weitaus größte Teil des Berufswettbewerbs ist Be¬ 
standteil der,berufspraktischen Ausbildung). 

Aus all dem resultiert, daß das Lehrverhältnis 
insoweit sozialistisches Arbeitsverhältnis ist, als es 
sich um die Beziehungen während der berufsprak¬ 
tischen Ausbildung handelt. Das Lehrverhältnis 
im berufspraktischen Unterricht ist als Arbeits¬ 
verhältnis ein materielles gesellschaftliches Ver¬ 
hältnis, unabhängig davon, ob es in der ökonomi¬ 
schen Basis oder im Bereich des Überbaus reali¬ 
siert wird. So sind die Lehrverhältnisse im Rah¬ 
men der berufspraktischen Ausbildung als dieje¬ 
nigen Arbeitsverhältnisse zu kennzeichnen, in de- 


6 So z. B. das Verhältnis des Ausbildungsbetriebes 
und des delegierenden Betriebes bei Delegierung des 
Lehrlings zur Ausbildung in einen anderen Betrieb; 
die Beziehungen des Betriebes zur kommunalen Be¬ 
rufsschule oder zu den örtlichen Staatsorganen (so¬ 
weit sie die Berufsausbildung gegenständlich betref¬ 
fen) oder auch die Beziehungen des Lehrlings zum 
Lehrlingswohnheim, zu den Erziehungsberechtigten 
oder zu den örtlichen Staatsorganen. Vgl. im einzel¬ 
nen P. Sander, „Zur gesellschaftlichen und rechtli¬ 
chen Charakterisierung des Lehrverhältnisses“, Be¬ 
rufsbildung, 1976/7/8, S. 355 f. 

7 Vgl. Lexikon der Wirtschaft, Berufsbildung, Berlin 
1978, S. 78, das unter dem „Berufsausbildungsver¬ 
hältnis“ lediglich ein „vertraglich geregeltes“, also 
rechtliches Verhältnis versteht. 

8 Vgl. B. Weidemann, „Sozialistische Erziehung der 
Lehrlinge in den Einrichtungen der Berufsbildung 
der DDR“, Berufsbildung, 1974/2, S. 58. 

9 Vgl. W. D. Keim/P. Neubert, „Eine hohe Qualität 
und Effektivität der Ausbildung des Facharbeiter¬ 
nachwuchses sichern“, Berufsbildung, 1977/9, 
S. 371 f. 

10 Vgl. J. Riechling, „Partnerschaftsbeziehungen zu 
den Arbeitskollektiven unterstützen die Erziehung 
der Lehrlinge zu kollektivem Denken und Han¬ 
deln“, Berufsbildung, 1977/3, S. 116 ff.; P. Sander, 
„Partnerschaftsvereinbarungen zwischen Arbeits¬ 
und Lehrlingskollektiven“, Berufsbildung, 1976/3, 
S. 142. 


208 



nen Lehrlinge, Lehrkräfte und Lehrmeister oder 
-facharbeiter entsprechend den staatlichen Lehr¬ 
plänen sowohl im produktiven als auch im nicht¬ 
produktiven Bereich lebendige Arbeit leisten mit 
dem Ziel, klassenbewußte und hochqualifizierte 
sozialistische Facharbeiter zu werden bzw. heran¬ 
zubilden und dadurch zur planmäßigen Erweite¬ 
rung des gesamtgesellschaftlichen Reproduk¬ 
tionsprozesses beizutragen. 

Das Lehrverhältnis im Rahmen der theoreti¬ 
schen Ausbildung ist kein Arbeitsverhältnis, son¬ 
dern schulisches Ausbildungsverhältnis. Es ist je¬ 
doch mit dem Arbeitsverhältnis untrennbar ver¬ 
bunden, weil hierdurch entscheidende bildungs¬ 
mäßige Voraussetzungen geschaffen werden, die 
für die Bewältigung der beruflichen Praxis und 
damit für den Bereich der Arbeit überhaupt uner¬ 
läßlich sind. Es entsteht nur gemeinsam mit dem 
Arbeitsverhältnis. 

Das Lehrverhältnis ist somit Arbeits- und 
schulisches Ausbildungsverhältnis zugleich. Im 

Vergleich zu allen anderen (schulischen) Ausbil¬ 
dungsverhältnissen wird es jedoch entscheidend 
durch die gesellschaftlichen Beziehungen im Be¬ 
reich der Arbeit geprägt. Berufstheoretische und 
berufspraktische Ausbildung sind deshalb eine 
untrennbare Einheit in einem einheitlichen gesell¬ 
schaftlichen Verhältnis, in dem die berufsprakti¬ 
sche Komponente die übergreifende Seite dar¬ 
stellt. In der so vorgenommenen Charakterisie¬ 
rung des Lehrverhältnisses liegt auch der Grund 
für seine arbeitsrechtliche Ausgestaltung. 

Das Arbeitsrecht erfaßt im Rahmen der Be¬ 
rufsausbildung neben den Lehrverhältnissen noch 
bestimmte mit ihnen eng verbundene gesellschaft¬ 
liche Verhältnisse. Das sind die Beziehungen der 
Lehrvertragspartner zu den Erziehungsberechtig¬ 
ten und den zuständigen örtlichen Staatsorganen. 
Erziehungsberechtigte und örtliche Staatsorgane 
wurden früher als „Beteiligte“ des Lehrverhält¬ 
nisses angesehen. Der — oben gegebene — Begriff 
des Lehrverhältnisses schließt dies jedoch aus. Die 
Erziehungsberechtigten und örtlichen Staatsor¬ 
gane neben den Partnern des Lehrvertrages als 
Beteiligte des Lehrverhältnisses zu bezeichnen, 
führt vom Wesen der Sache weg, weil ihrerseits 
immer nur eine vermittelte, indirekte Einwirkung 
auf das Erfüllen der Ausbildungsaufgaben und das 
Erreichen des Ausbildungszieles möglich ist und 
die Verantwortung der Betriebe für die Erziehung 
und Ausbildung des Lehrlings weder ersetzt noch 
modifiziert werden kann. Dadurch wird die be¬ 
sondere Verantwortung vor allem der örtlichen 


Staatsorgane für die Stabilität und Kontinuität der 
Lehrverhältnisse keinesfalls geschmälert. 

Diese gesellschaftlichen Verhältnisse sind mit 
den Lehrverhältnissen als Arbeits- und Bildungs¬ 
verhältnisse untrennbar verbunden, so daß auch 
sie bei der Ausgestaltung des Lehrverhältnisses als 
besonderes Arbeitsrechtsverhältnis eine wichtige 
Rolle spielen. 

2 . 2 . 

Das Lehrverhältnis als besonderes, 
komplexes Arbeitsrechtsverhältnis 

Die rechtliche Ausgestaltung des Lehrverhältnis¬ 
ses erfolgt als Arbeitsrechtsverhältnis besonderer 
Art (vgl. § 129 Abs. 3 AGB). Die rechtliche Stel¬ 
lung der Lehrlinge ist jedoch nicht ausschließlich 
arbeitsrechtlicher Natur, auch dann nicht, wenn 
man nur das Lehrverhältnis und die mit ihm eng 
verbundenen gesellschaftlichen Beziehungen zu¬ 
grunde legt. 

So bleibt die Beziehung zwischen den Lehrlingen 
und ihren Erziehungsberechtigten auch dann ein fä- 
milienrechtliches Verhältnis, wenn nur diejeni¬ 
gen Rechte und Pflichten betrachtet werden, die den 
Erziehungsberechtigten obliegen, damit der Lehr¬ 
ling das Lehrziel in hoher Qualität erreichen kann. 
Oder: Die Aufgaben der zuständigen örtlichen 
Staatsorgane, Abteilungen Berufsbildung und Be¬ 
rufsberatung, bei Änderung oder vorfristiger Auflij- 
sung des Lehrverhältnisses sind verwaltungsrechtli¬ 
cher Natur, obwohl sie für die Gestaltung des Lehr¬ 
verhältnisses als Arbeitsrechtsverhältnis, oft sogar 
für sein Weiterbestehen, von entscheidender Rele¬ 
vanz sind. Auch die Rechtsbeziehungen des Lehr¬ 
lings zu einer kommunalen Berufsschule im Rahmen 
der Erteilung des theoretischen Unterrichts sind 
z. B. verwaltungsrechtlicher Natur. Zur Charakteri¬ 
sierung solcher juristischer Erscheinungsformen ha¬ 
ben Kosewähr und Marko für den Bereich des Zivil¬ 
rechts völlig zu Recht festgestellt, daß es Ausdruck 
des dialektischen Widerspruchs zwischen der tat¬ 
sächlichen und der rechtlichen Stellung des Bürgers 
ist, wenn „eben auch Rechtsnormen anderer 
Rechtszweige zivilrechtlich relevant sind und die Zi¬ 
vilrechtsstellung der Bürger mit prägen.“ 11 Das gilt 
analog auch für die Arbeitsrechtsstellung der Werk¬ 
tätigen, hier der Lehrlinge. 12 Die arbeitsrechtliche 


11 R. Kosewähr/A. Marko, „Die zivilrechtliche Stel¬ 
lung der Bürger in den Versorgungsbeziehungen“, 
NJ, 1974/10, S. 289. 

12 Vgl. ausführlich P. Sander, „Zur arbeitsrechtlichen 
Stellung jugendlicher Werktätiger und daraus resul- 


14 Arbeitsrecht Lehrbuch 


209 





Stellung der Lehrlinge wird auch durch solche Be¬ 
ziehungen gekennzeichnet, die hier beispielhaft ge¬ 
nannt wurden und selbst nicht arbeitsrechtlicher Na¬ 
tur zu sein brauchen. 

Das rechtfertigt jedoch in Anbetracht des We¬ 
sens und der Funktion des Lehrverhältnisses 
nicht, dieses Rechtsverhältnis als eine Einheit von 
Arbeitsrechtsverhältnis und Verwaltungsrechts¬ 
verhältnis zu betrachten. 13 Diese Auffassung läuft 
darauf hinaus, nur das Lehrverhältnis im Rahmen 
der berufspraktischen Ausbildung als Arbeits¬ 
rechtsverhältnis anzusehen, das der berufstheore¬ 
tischen Ausbildung hingegen nicht. Eine solche 
juristische „Aufspaltung“ würde die Einheit von 
berufspraktischer und theoretischer Ausbildung 
sprengen und die theoretische Seite verselbstän¬ 
digen. So entsteht die Gefahr, die gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse gleichsam segmentartig aufzu¬ 
teilen und jedem Segment „seinen“ Rechts¬ 
zweig 14 zuzuordnen. Das widerspricht aber so¬ 
wohl dem Leben als auch der Funktion des soziali¬ 
stischen Rechts. Begründet, ausgestaltet (geän¬ 
dert, verlängert) und beendet wird das Lehrver¬ 
hältnis als Ganzes mit den Mitteln des Arbeits¬ 
rechts. Das Lehrverhältnis ist normativ als beson¬ 
deres, komplexes Arbeitsrechtsverhältnis ausge¬ 
staltet worden, weil dies der tatsächlichen Stellung 
der Lehrlinge als jugendliche, überwiegend noch 
nicht volljährige Werktätige optimal entspricht, 
denn das Arbeitsrecht kann'die notwendige Ein¬ 
heit von Bildung und Arbeit mit seinem Instru¬ 
mentarium am besten erfassen. Die Bezeichnung 
„komplexes Arbeitsrechtsverhältnis“ drückt aus, 
daß das Lehrverhältnis als Rechtsverhältnis we¬ 
sentlich und überwiegend durch arbeitsrechtliche 
Beziehungen geprägt wird, daß aber zu seiner ex¬ 
akten Charakterisierung gehört, den Einfluß auch 
familienrechtlicher, verwaltungsrechtlicher und 
ggf. LPG-rechtlicher Regelungen herauszuarbei¬ 
ten, ohne, die es als Arbeitsrechtsverhältnis unter 
Umständen keinen selbständigen Bestand hat. 
Der komplexe Charakter des Lehrverhältnisses 
ist somit seipe übergreifende Besonderheit. 

Was kennzeichnet es im einzelnen? 

Erstens: Das Lehrverhältnis wird nicht, wie 
das bei anderen Arbeitsrechtsverhältnissen über¬ 
wiegend der Fall ist, durch einen Arbeitsvertrag, 
sondern durch einen Lehrvertrag zwischen dem 
Betrieb und dem Lehrling begründet (vgl. §§ 134 
ff. AGB). 

Zweitens: Im Lehrvertrag erfolgt entgegen ei¬ 
nem durch Arbeitsvertrag begründeten Arbeits¬ 
rechtsverhältnis, in dem mit dem Werktätigen 


eine Arbeitsaufgabe vereinbart wird, die alsTeilder 
betrieblichen Gesamtarbeit entsprechend der in¬ 
nerbetrieblichen Arbeitsteilung festgelegt wird, 
die Vereinbarung eines Ausbildungsberufes ent¬ 
sprechend der „Systematik der Ausbildungsberu¬ 
fe“ 15 . Aus dem zwischen Betrieb und Lehrling 
vereinbarten Ausbildungsberuf (und ggf. der Spe¬ 
zialisierungsrichtung) ergeben sich dann Inhalt 
und Umfang der Ausbildungsaufgaben der berufs¬ 
praktischen und theoretischen Ausbildung. Der 
Unterschied zum durch Arbeitsvertrag begründe¬ 
ten Arbeitsrechtsverhältnis ist erheblich. Dort 
wird die Arbeitsaufgabe vereinbart, hier unterlie¬ 
gen die Ausbildungsaufgaben des Lehrverhältnis¬ 
ses nicht der Vereinbarung; sie ergeben sich 
überwiegend normativ aus gesetzlichen Bestim¬ 
mungen (z. B. Schulpflicht) oder aus den vom 
Staatssekretariat für Berufsbildung für verbind¬ 
lich erklärten staatlichen Lehrplänen der soziali¬ 
stischen Berufsausbildung. 

Drittens: Entsprechend der „Systematik der 
Ausbildungsberufe“ ist die Daueb ties Lehrver¬ 
hältnisses festgelegt. Sie ist abhängig von der Art 
und dem Kompliziertheitsgrad des Ausbildungs¬ 
berufes sowie der Schulbildung des Lehrlings. 
Dadurch ist das Lehrverhältnis ein durch gesetzli¬ 
che Bestimmungen normativ befristetes Arbeits¬ 
rechtsverhältnis. 

Viertens: Es bestehen spezifische Rechtsfor¬ 
men der Mitwirkung der Lehrlinge, z. B. der so¬ 
zialistische Berufswettbewerb 16 , die Partner¬ 
schaftsbeziehungen zwischen Arbeits- und Lehr¬ 
lingskollektiven sowie die Jugendobjekte 17 in der 
Berufsausbildung. 

Fünftens: Bestimmte Personen (Erziehungs¬ 


tierende Probleme für die Weiterentwicklung des 
sozialistischen Arbeitsrechts“, Dissertation (A), 
Berlin 1975, S. 75 ff. 

13 Vgl. Verwaltungsrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 523. 

14 Auch Bestrebungen, die komplexe bildungsrechtli¬ 
che Materie in einem neuen „Rechtszweig“ Bil¬ 
dungsrecht zusammenzufassen, können solche und 
ähnliche Probleme nicht lösen (vgl. W. Sauer, 
„Zum Gegenstand des Bildungsrechts“, SuR, 
1978/3, S. 266). 

15 Vgl. VO über die Systematik der Ausbildungsberufe 
vom 7. 5. 1970, GBl. II Nr. 47 S. 348 mit DB vom 
15. 5. 1980, GBl.-Sdr. Nr. 1036. 

16 Vgl. Berufsausbildung, Aus- und Weiterbildung, 
Schriftenreihe zum Arbeitsgesetzbuch der DDR, 
H. 6, Berlin 1979, S. 36 ff. 

17 Vgl. Berufsausbildung und Jugendobjekte, Berlin 
1972. 
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berechtigte der Lehrlinge) und staatliche Organe 
(Abteilungen Berufsbildung und Berufsberatung) 
haben Rechte und Pflichten, die vor allem auf den 
Bestand des Lehrverhältnisses und somit auf das 
Erreichen des Ausbildungsziels gerichtet sind. Bei 
verantwortungsbewußter Wahrnahme sind diese 
Zustimmungsrechte und Mitwirkungspflichten 
wichtige Mittel, den Lehrling auf seine eigene ge¬ 
sellschaftliche und arbeitsrechtliche Verantwor¬ 
tung hinzuweisen und ihm seine Rechtsstellung 
bewußtzumachen. 18 

Sechstens: Mit der Besonderheit des Lehrver¬ 
hältnisses als Arbeitsrechtsverhältnis hängen spe¬ 
zifische vertragliche Vereinbarungen zusammen. 

Das sind zum Beispiel 

— die Möglichkeit, daß zwei verschiedene Ausbil¬ 
dungsorte vereinbart werden können, einer für 
die berufspraktische und einer für die theoreti¬ 
sche Ausbildung. Bei Delegierung entsteht 
dann ein dreiseitiges Rechtsverhältnis zwischen 
dem Lehrling, dem ausbildenden und dem de¬ 
legierenden Betrieb; 

- bestimmte Besonderheiten bei Änderung des 
Lehrvertrages. So ist neben der normalen (in¬ 
haltlichen) Änderung des Lehrvertrages auch 
eine zeitliche Änderung der vereinbarten Be¬ 
dingungen zulässig (Verlängerung des Lehrver¬ 
trages). 

Siebentens: Die Lehrlinge erwerben verschie¬ 
dene Rechtsansprüche, die sich nach Inhalt oder 
Höhe von denen aus einem durch Arbeitsvertrag 
begründeten Arbeitsrechtsverhältnis unterschei¬ 
den. 19 


3 . 

Zur arbeitsrechtlichen Stellung 
der Lehrlinge im AGB 

Der Lehrling ist Werktätiger i. S. des AGB (vgl. 
§15 Abs. I). Er ist Subjekt des Arbeitsrechts, 
Träger arbeitsrechtlicher Rechte und Pflichten. 
Die arbeitsrechtliche Stellung des Lehrlings ist 
somit grundsätzlich keine andere als die der ande¬ 
ren Werktätigen, d. h., er hat Anspruch auf alle 
rechtlichen Vergünstigungen im Rahmen des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses, und er hat alle arbeits¬ 
rechtlichen Pflichten zu erfüllen, soweit dies nicht 
dem Charakter des Lehrverhältnisses wider¬ 
spricht. Jedoch ist die arbeitsrechtliche Stellung 
der Lehrlinge im AGB eine besondere, und zwar 
in zweifachem Sinne: 


Erstens wird sie dadurch gekennzeichnet, daß 
das komplexe, besondere Arbeitsrechtsverhältnis 
durch einen eigenständigen arbeitsrechtlichen 
Vertrag, den Lehrvertrag, begründet und ausge¬ 
staltet wird. 

Zweitens wird sie dadurch bestimmt, daß der 
Lehrling ein jugendlicher Werktätiger ist, der sich 
im Ausbildungsprozeß befindet und einen erhöh¬ 
ten Rechtsschutz genießt. 

Das 6. Kapitel des AGB regelt nicht das ge¬ 
samte Arbeitsrecht noch einmal für Lehrlinge, es 
ist kein „Sonderarbeitsrecht für Lehrlinge“. Alle 
AGB-Bestimmungen außerhalb des 6. Kapitels 
beziehen sich deshalb prinzipiell auch auf das 
Lehrverhältnis. 20 Das gilt ebenso für alle anderen, 
arbeitsrechtlich relevanten Regelungen außerhalb 
des AGB, vor allem für die Bestimmungen des Ju¬ 
gendgesetzes über die Förderung der werktätigen 
Jugend im Betrieb. Für die Rechtsanwendung des 
AGB sind daher folgende Normgruppen zu unter¬ 
scheiden: 

Erstens diejenigen Rechtsnormen, deren Gel¬ 
tungsbereich sich ausdrücklich auf Lehrlinge - 
oder auch auf Lehrlinge - bezieht (z. B. §§ 22 
Abs. 2 g, 67 Abs. 1 a, 175 Abs. 1,283,287 AGB). 

Zweitens diejenigen Rechtsnormen, deren 
Anwendung auf das Lehrverhältnis normativ un¬ 
tersagt ist (vgl. § 141 Abs. 3 i. Verb. m. § 56, 
§ 144 i. Verb. m. §§ 84 ff., § 144 i. Verb. m. 
§ 262 Abs. 1 b AGB). 

Drittens diejenigen Rechtsnormen, die ent¬ 
sprechend ihrem rechtspolitischen Sinn Anwen¬ 
dung auf das Lehrverhältnis finden, so 

- die Bestimmungen übe^ Jugendförderung und 
den besonderen Rechtsschutz der werktätigen 
Jugend im Betrieb — z. B. §§ 4, 31, 35 c AGB; 

- die inhaltlichen Anforderungen an die Arbeits¬ 
pflichten der Werktätigen — § 80 i. Verb. m. 
§§ 132 f. AGB; 

- die Bestimmungen über Weisungsrecht und 
Weisungsverweigerungsrecht —§§ 82 f. i. Verb. 

. m. § 133 Abs. 1 AGB; 

- grundlegende Regelungen des Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzes, der Frauenförderung und 


18 Vgl. Berufsausbildung, Aus- und Weiterbildung . . ., 
a. a. O., S. 39 ff., 68 ff. 

19 Vgl. Berufsausbildung, Aus- und Weiterbildung . . ., 
a. a. O., S. 82 ff. 

20 Zur Anwendbarkeit der Bestimmungen des AGB 
außerhalb des Kapitels „Berufsausbildung“ auf das 
Lehrverhältnis vgl. Berufsausbildung, Aus- und 
Weiterbildung . . ., a. a. O., S. 21 ff. 
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der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit — 
§§ 201 ff., 240 ff., 252 ff. AGB. 

Viertens diejenigen Rechtsnormen, deren 
rechtspolitisches Anliegen eine Anwendung auf 
das Lehrverhältnis verbietet, z. B. § 50, § 54 
Abs. 1 AGB, soweit es um die Kündigung des 
Werktätigen geht, denn der Lehrling hat kein 
Kündigungsrecht; die Bestimmungen des 7. Kapi¬ 
tels (§§ 145 ff. AGB) u. a. 

4 . 

Das System des arbeitsrechtlich 
relevanten Berufsausbildungsrechts 

Das System des arbeitsrechtlich relevanten Be¬ 
rufsausbildungsrechts ist aus den §§129 ff. AGB 
allein nicht erkennbar und geht quantitativ weit 
über diese Bestimmungen hinaus. Es enthält 
Normengruppen und Rechtsinstitute, die „auf 
hierarchisch geordneter Grundlage funktionell 
und strukturell miteinander verbunden sind“ 21 . 
Folgende Normengruppen sind zu nennen: 

- Normen, die sich auf die Leitung und Organisa¬ 
tion der Berufsausbildung beziehen, z. B. 

§§ 129 bis 133 AGB, § 21 Jugendgesetz 
VO über die Verantwortung und die Aufgaben 
bei der Leitung der Berufsausbildung vom 
29. November 1979 (GBl. I Nr. 44 S. 448) 
VO über die Systematik der Ausbildungsberufe 
vom 7. Mai 1970 (GBl. II Nr. 47 S. 348) 

AO über die Organisation des theoretischen 
und berufspraktischen Unterrichts in der Be¬ 
rufsbildung vom 20. Juli 1977 (GBl. I Nr. 25 
S. 311) 

- Normen über Jugendförderung und Jugend¬ 
schutz im Rahmen bzvv. während der Berufs¬ 
ausbildung, z. B. 

§§ 166 Abs. 3, 170 Abs. 2, 210 AGB 
ASAO Nr. 5 — Arbeitschutz für Frauen und Ju¬ 
gendliche vom 9. August 1973 (GBl. I Nr. 44 
S. 465) 

- Normen über die vertragliche Ausgestaltung 
des Lehrverhältnisses (einschließlich der Vor-' 
bereitung des Vertragsabschlusses und des 
Übergangs zur Facharbeitertätigkeit), z. B. 

§§ 134 ff. AGB 

AO über das Lehrverhältnis (LVAO) vom 
15. Dezember 1977 (GBl. I 1978 Nr. 2 S. 42) 
AO über die Bewerbung um eine Lehrstelle 
vom 5. Januar 1982 (GBl. I Nr. 4 S. 95) 


Facharbeiterprüfungsordnung vom 24. Fe¬ 
bruar 1978 (GBl. I Nr. 9 S. 117) 

3. DB zur Systematik der Ausbildungsberufe 
vom 15. Mai 1980 (GBl.-Sdr. Nr. 1036) 

— Normen über die soziale Sicherstellung der 
Lehrlinge, einschließlich vergütungsrechtlicher 
Regelungen, z. B. 

§§ 143, 283, 286 AGB 
§§ 28, 32, 46, Abs. 3 und 50 Abs. 2 SVO 
VO über die Erhöhung der Entgelte der Lehr¬ 
linge vom 11. Juni 1981 (GBl. I Nr. 17 S. 231) 
§ 3 Abs. 2 b der VO über den Erholungsurlaub 
vom 28. September 1978 (GBl. I Nr. 33 
S. 365) 

AO über die Planung, Bildung und Verwen¬ 
dung des Kultur-, Sozial- und Prämienfonds in 
den betrieblichen Einrichtungen der Berufs¬ 
ausbildung der Lehrlinge vom 21. Juli 1975 
(GBl. I Nr. 32 S. 600) 

Normen, die auf die Stabilität und Kontinuität 
des Lehrverhältnisses gerichtet sind 
(Rechte und Pflichten der Erzeihungsberech- 
tigten und örtlichen Staatsorgane), z. B. 

§ 141 AGB i. Verb. m. §§ 5 und 6 LVAO. 


5 . 

Die Ausgestaltung 
des Lehrverhältnisses 
durch Lehrvertrag 

5 . 1 . 

Lehrverhältnis und Lehrvertrag 

Lehrverhältnis und Lehrvertrag sind nicht iden¬ 
tisch. 22 Der Lehrvertrag ist der entscheidende ju¬ 
ristische Bestandteil, das bedeutendste Rechtsin¬ 
stitut im Rahmen des Lehrverhältnisses. Er ist die 

einzige rechtserhebliche Tatsache, durch die das 
Lehrverhältnis als Rechtsverhältnis entstehen 
kann. Der Jugendliche wählt entsprechend seinen 
persönlichen Neigungen und Fähigkeiten und ent¬ 
sprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen 


21 Marxistisch-leninistische Staats- und Rechtstheorie, 
Lehrbuch, Berlin 1975, S. 450. 

22 Zur Stellung des Lehrvertrages im Lehrverhältnis 
vgl. ausführlich P. Sander, Zur arbeitsrechtlichen 
Stellung jugendlicher Werktätiger . . ., a. a. O., 
S. 146 ff. 
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seinen Ausbildungsberuf und seine Spezialisie- 
rungsrichtung. Andererseits muß der Betrieb auf 
der Grundlage der Bilanzentscheidung des für ihn 
zuständigen Rates des Kreises zum Plan der Auf¬ 
nahme von Schulabgängern in die Berufsausbil¬ 
dung der Begründung des Lehrverhältnisses zu¬ 
stimmen. 

Für das Entstehen von Arbeitsrechtsverhält¬ 
nissen (also auch von Lehrverhältnissen) ist in er¬ 
ster Linie das Vorliegen übereinstimmender Wil¬ 
lenserklärungen, also eines Vertrages, maßge¬ 
bend. 23 Nur durch den Lehrvertrag ist die auf die 
jeweiligen Partner zugeschnittene, spezifische 
zweiseitige Ausgestaltung des komplexen und 
vielgestaltigen Lehrverhältnisses möglich. Der 
Lehrvertrag ist deshalb derjenige Teil des Lehr- 
verhältnisse's, in dem die Rechte und Pflichten der 
Partner (Lehrling und Betrieb) ihre konkrete 
Form erfahren. Somit ist er nicht nur die wichtig¬ 
ste rechtserheblicty: Tatsache für die Begründung, 
sondern auch für die Ausgestaltung des Lehrver¬ 
hältnisses. Er ist die konkrete, subjektivierte und 
individualisierte Form des Lehrverhältnisses. 


5 . 2 . 

Wesen, Funktion und Begriff 
des sozialistischen Lehrvertrages 

Der Lehrvertrag ist ein arbeitsrechtlicher Vertrag, 
mit dem die objektiv bestehende Interessenüber¬ 
einstimmung zwischen dem sozialistischen Staat 
und dem Jugendlichen entsprechend dem verfas¬ 
sungsmäßigen Recht auf Berufsausbildung zur 
subjektiven Willensübereinstimmung zwischen 
„ Betrieb und Lehrling wird. 

Sein Wesen besteht darin, zu gewährleisten, 
daß der Arbeiterklasse würdige; hochqualifizierte 
und klassenbewußte Facharbeiter herangebildet 
werden, die den perspektivischen Anforderungen 
entsprechen. Das ist nur möglich, wenn die Lehr¬ 
linge ihre eigenen Bildungsaufgaben als gesell¬ 
schaftliche verwirklichen, die staatlichen Anfor¬ 
derungen als eigene erkennen und sich mit ihnen 
identifizieren. Der Lehrvertrag ist ein arbeits¬ 
rechtliches Instrument, das die arbeitsrechtliche 
Stellung und Verantwortung des Lehrlings sowie 
des Betriebes sichtbar macht. Er ist juristische 
Handlungsgrundlage für die Bildung und Erzie¬ 
hung sowie Selbsterziehung der Lehrlinge. Als ar¬ 
beitsrechtlicher Vertrag ist der Lehrvertrag ein 
völlig selbständiger Vertragstyp 24 , kein besonde¬ 


rer Arbeitsvertrag. Die Bestimmungen über den 
Arbeitsvertrag (§§ 38 ff. AGB) dürfen auf den 
Lehrvertrag nur dann entsprechend angewendet 
werden, wenn in den §§ 135 ff. AGB nichts ande¬ 
res bestimmt ist. Das resultiert aus der gesell¬ 
schaftlichen Bedeutung und den Funktionen der 
Berufsausbildung sowie der Rechtsnatur des 
Lehrverhältnisses als besonderes, komplexes Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis. 

Der sozialistische Lehrvertrag ist die gegenseitige 
Willensübereinstimmung zwischen Betrieb und 
Lehrling in bezug auf die Begründung und Aus¬ 
gestaltung des Lehrverhältnisses. In ihm konkreti¬ 
siert und subjektiviert sich die objektive Inter¬ 
essenübereinstimmung zwischen dem sozialisti¬ 
schen Staat und der werktätigen Jugend, indem 
der Lehrling das Ausbildungs- und Erziehungs¬ 
ziel der sozialistischen Berufsausbildung als eige¬ 
nes Ziel erkennt und im jeweiligen Ausbildungs¬ 
beruf verwirklicht. 


5 . 3 . 

Die Begründung des Lehrverhältnisses 
durch Lehrvertrag 

Durch den Lehrvertrag wird die Begründung des 
Lehrverhältnisses zwischen dem Jugendlichen 
und dem Betrieb vereinbart. Der Abschluß des , 
Lehrvertrages erfolgt in der Regel etwa 1 Jahr vor 
Beendigung der gesetzlichen Schulpflicht. Der 
Lehrvertrag kommt nur durch übereinstimmende 
Willenserklärungen der Partner (vgl. § 135 Abs. 1 
i. Verb. m. § 134 Abs. 3 und § 41 Abs. 1 und 2 
AGB) über den notwendigen Vertragsinhalt zu¬ 
stande. Voraussetzung 25 dafür ist, daß die gemäß 
den gesetzlichen Bestimmungen zur Begründung 
eines Lehrvertrages erforderlichen Maßnahmen 
der Bewerbungsperiode, wie Eignungsuntersu¬ 
chung, Einstellungsgespräch, Vorliegen der Zu¬ 
stimmung der Erziehungsberechtigten und Vor¬ 
liegen der Arbeitsrechtsfähigkeit, abgeschlossen 
sind bzw. vorliegen. Die Zustimmung der Er¬ 
ziehungsberechtigten zum Abschluß des Lehrver- 


23 T. Schönrath, Staats- und Rechtstheorie, H. 7, Ber¬ 
lin 1973, S. 170 f. 

24 Vgl. ausführlich P. Sander, „Der Lehrvertrag - ein 
selbständiger arbeitsrechtlicher Vertrag“, AuA, 
1977/6, S. 185 ff. 

25 Vgl. ausführlich Berufsausbildung, Aus- und Wei¬ 
terbildung .. ., a. a. O., S. 44 ff. 
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träges ist Rechtswirksamkeitsvoraussetzung für 
sein Zustandekommen (vgl. § 142 AGB). 

Als notwendige Vereinbarungen, auf die sich 
die übereinstimmenden Willenserklärungen der 
Partner beziehen, sind gemäß § 135 AGB festge¬ 
legt: 

- der Ausbildungsberuf und die Spezialisierungs¬ 
richtung entsprechend der Systematik der Aus¬ 
bildungsberufe bzw. die Ausbildung auf Teil¬ 
gebieten von Ausbildungsberufen, 

- der Beginn des Lehrverhältnisses, 

- der jeweilige Ausbildungsort der theoretischen 
und berufspraktischen Ausbildung, einschließ¬ 
lich einer eventuell notwendigen Delegierung 
des Lehrlings in einen anderen Betrieb (§ 135 
Abs. 3 AGB). 

Die geforderte Willensübereinstimmung muß 
für jede der drei festgelegten notwendigen Ver¬ 
einbarungen vorliegen, andernfalls ist der Lehr¬ 
vertrag noch nicht zustande gekommen. 26 Mit 
dem Abschluß des Lehrvertrages wird Einigkeit 
darüber erzielt, daß der Lehrling seine Berufsaus¬ 
bildung zum festgelegten Termin im Betrieb auf- 
nimmt und zugleich die sich aus den Gesetzen 
oder auf Grund kollektivvertraglicher Regelun¬ 
gen ergebenden Rechte und Pflichten als Bestand¬ 
teil des Lehrverhältnisses anerkennt. 

Der Lehrvertrag ist unter Verwendung des 
Mus.terlehrvertrages 27 schriftlich abzuschließen 
und von den Vertragspartnern und den Erzie¬ 
hungsberechtigten des Lehrlings zu unterzeich¬ 
nen. Er ist dem Lehrling gemäß § 136 Abs. 1 
AGB unverzüglich nach Abschluß auszuhändi¬ 
gen. 

Inhalt des Lehrvertrages sind die notwendigen 
Vereinbarungen, die zusätzlichen Vereinbarun¬ 
gen sowie die sich aus den Rechtsvorschriften und 
kollektivvertraglichen Bestimmungen ergeben¬ 
den Festlegungen. Diese Unterscheidung ist not¬ 
wendig, um den Vertragsinhalt, der der Vereinba¬ 
rung unterliegt, von denjenigen Rechten, Pflich¬ 
ten und arbeitsrechtlichen Ansprüchen abzugren¬ 
zen, die nicht durch die Vertragspartner verein¬ 
bart werden können, weil sie sich zwingend aus 
den Rechtsnormen ergeben. Mit der Vereinba¬ 
rung des Ausbildungsberufes und der Spezialisie¬ 
rungsrichtung als Bestandteile der notwendigen 
Vereinbarung des Lehrvertrages werden die 
wichtigsten Arbeits- und Lernbedingungen des 
Lehrlings festgelegt. Als Ausbildungsberuf kann 
nur eine Berufsbezeichnung gemäß der Systema¬ 
tik der Ausbildungsberufe gewählt werden. 

Für die Vereinbarung des Ausbildungsortes ist 
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zu beachten, daß sich die Willensübereinstim¬ 
mung immer auf alle Betriebsteile bzw. Bildungs¬ 
einrichtungen beziehen muß, in denen die Ausbil¬ 
dung erfolgt. Für alle im Lehrvertrag vereinbarten 
Bedingungen gilt, daß sie nur durch Änderungs¬ 
vertrag geändert werden können. Die Ausbil¬ 
dungsdauer ist in Rechtsvorschriften festgelegt 
und kann nicht Gegenstand der Willensüberein¬ 
stimmung sein; es sei denn, es handelt sich um die 
Verlängerung des Lehrvertrages im Rahmen der 
Fristen des § 138 AGB oder um eine für Sonder¬ 
schulabgänger mögliche individuelle Regelung. 

Im Rahmen der Rechtsvorschriften können 
u. a. folgende zusätzliche Vereinbarungen im 
Lehrvertrag getroffen werden: 

- Anrechnung früherer Lehrzeit aus einem ande¬ 
ren, vorzeitig aufgelösten Lehrverhältnis, 

- besondere Förderungsmaßnahmen für Mütter 
oder für Lehrlinge, die auf Grund hervorragen¬ 
der Leistungen das Lehrverhältnis vor dem ge¬ 
setzlichen Abschlußtermin beenden sollen, 

- Sondervergünstigungen bei psychisch geschä¬ 
digten Lehrlingen. 

Einen weiteren Bestandteil des Inhalts des 
Lehrvertrages bilden die sich aus den Rechtsvor¬ 
schriften oder kollektivvertraglichen Regelungen 
ergebenden Rechte und Pflichten des Lehrlings 
und des Betriebes. Sie sind Bestandteil des not¬ 
wendigen Inhalts des Lehrvertrages, unterliegen 
jedoch nicht der Vereinbarung der Vertragspart¬ 
ner. Hier sind zu nennen 

- das Ausbildungs- und Erziehungsziel gemäß 
§ 129 Abs. 2 AGB; 

- die grundlegenden Rechte und Pflichten des 
Betriebes und des Lehrlings gemäß §§131 ff 
AGB; 

- die Ausbildungsdauer gemäß der in der Syste¬ 
matik der Ausbildungsberufe festgelegten 
Ausbildungszeit; 

- die grundlegenden Aufgaben der Erziehungs¬ 
berechtigten; 

- die Höhe des Lehrlingsentgelts 28 ; 

- der Urlaubsanspruch des Lehrlings 29 . 


26 Für die Anforderungen an eine arbeitsrechtliche re¬ 
levante Willensübereinstimmung gilt § 41 AGB. 

27 Siehe Musterlehrvertrag vom 12. 6. 1978, VuM des 
Staatssekretariats für Berufsbildung Nr. 7/78, S. 57. 

2 8 Vgl. Berufsausbildung, Aus- und Weiterbildung 
a. a. O., S. 82 f. 

29 Vgl. Berufsausbildung, Aus- und Weiterbildung 
a. a. O., S. 84 f. 




5 . 4 . 

Die Änderung des Lehrvertrages 

Nach Abschluß des Lehrvertrages kann es aus 
wichtigen Gründen, die beim Betrieb oder beim 
Lehrling liegen, notwendig werden, im Lehrver¬ 
trag getroffene Vereinbarungen zu ändern (§ 137 
AGB). Der Änderungsvertrag ist schriftlich abzu¬ 
schließen und kommt nur durch übereinstim¬ 
mende Willenserklärungen der Vertragspartner 
zustande. Dabei ist zu beachten, daß die zustän¬ 
dige betriebliche Gewerkschaftsleitung und die 
Leitung der Grundorganisation der FDJ durch 
den Betrieb von der beabsichtigten Änderung zu 
verständigen sind (vgl. § 136 Abs. 2 AGB). Au¬ 
ßerdem ist die vorherige Zustimmung des Rates 
des Kreises gemäß § 137 Abs. 2 AGB erforder¬ 
lich. 

Sowohl die Zustimmung der Erziehungsbe¬ 
rechtigten als auch die des Rates des Kreises sind 
Wirksamkeitsvoraussetzung für das Zustande¬ 
kommen des Änderungsvertrages zum Lehrver¬ 
trag. 

Die Verlängerung des Lehrvertrages 

Die Verlängerung des Lehrvertrages ist ein Son¬ 
derfall der (zeitlichen) Änderung des Lehrver¬ 
hältnisses. Gemäß § 138 AGB besteht das Ziel y 
der Verlängerung eines Lehrvertrages bei Vorlie¬ 
gen der geregelten Bedingungen darin, zu sichern, 
daß das Lehrverhältnis auch dann zu Ende geführt 
und mit der Facharbeiterprüfung abgeschlossen 
wird, wenn es zeitweilig unterbrochen werden 
mußte oder die Facharbeiterprüfung zunächst 
nicht bestanden wurde. Die beiden ersten Absätze 
des § 138 sind zwei selbständige juristische Tatbe¬ 
stände, denen auch - gemäß den gesellschaftli¬ 
chen Erfordernissen - unterschiedliche Fristenre¬ 
gelungen entsprechen. 

5 . 5 . 

Die Beendigung des Lehrverhältnisses 30 

Die Rechtsformen zur Beendigung des Lehrver¬ 
hältnisses entsprechen dem gesellschaftlichen An¬ 
liegen und dem Ziel der Berufsausbildung. Insge¬ 
samt sind vier Formen der Beendigung des Lehr¬ 
verhältnisses zu unterscheiden: 

Das Lehrverhältnis endet 

- entsprechend der für den Ausbildungsberuf be¬ 
stimmten Ausbildungsdauer zu den in den 
Rechtsvorschriften festgelegten Terminen 


(planmäßige, rechtzeitige Beendigung, vgl. 

§ 139 AGB, § 6 Abs. 1 und 2 LVAO), 

- bei hervorragenden Ausbildungsergebnissen 
bis zu 4 Monate vor dem gesetzlich festgelegten 
Abschlußtermin (planmäßige, vorzeitige Be¬ 
endigung, vgl. § 6 Abs. 3 LVAO i. Verb. m. § 9 
Abs. 5 Facharbeiterprüfungsordnung), 

- durch vorzeitige Auflösung des Lehrvertrages 
aus wichtigen persönlichen oder betrieblichen 
Gründen (nichtplanmäßige, vorzeitige Beendi¬ 
gung, vgl. § 141 f. AGB), 

- bei Verlängerung des Lehrvertrages durch 
Zeitablauf der vereinbarten Ausbildungsdauer 
.(§ 139 Satz 2 i. Verb. m. § 138 AGB und § 12 
der Facharbeiterprüfungsordnung). 

Vor Beendigung der Berufsausbildung hat der 
Lehrling entsprechend den Bedingungen der 
Facharbeit'erprüfungsordnung den Nachweis zu 
erbringen, ob und in welcher Qualität er das Ziel 
des Ausbildungsberufes erreicht und die dazu er¬ 
forderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig¬ 
keiten erworben hat. Das Lehrverhältnis selbst 
endet jedoch nicht automatisch mit der Verkün¬ 
dung des erfolgreichen Prüfungsergebnisses, son¬ 
dern einheitlich für alle Lehrlinge am 15. Juli (bei 
zwei-, drei- und vierjähriger Ausbildung) oder am 
15. Februar (bei eineinhalb- und zweieinhalb jäh¬ 
riger Ausbildung). Es handelt sich hierbei um ver¬ 
bindliche Termine; Abweichungen sind unzuläs¬ 
sig. 

In Ausnahmefällen kann der Lehrvertrag vor¬ 
zeitig aufgelöst werden, wenn wichtige persönli¬ 
che oder betriebliche Gründe vorliegen und eine 
Änderung des Lehrvertrages nicht zustande 
kommt (§ 141 Abs. 1 AGB). Unabhängig von der 
Form der Auflösung des Lehrvertrages hat der 
Betrieb bestimmte Pflichten zu erfüllen, die zu¬ 
nächst auf die Weiterführung des Lehrverhältnis¬ 
ses durch Änderung oder auf die Aufnahme einer 
anderen beruflichen Ausbildung gerichtet sind. 

Deshalb regeln die §§ 141 Abs. 1 und 4 AGB 
drei unterschiedliche Rechtspflichten: 
a) Soll ein Lehrvertrag vorzeitig aufgelöst wer¬ 
den, ist zunächst eine Änderung des Lehrver¬ 
hältnisses durch Änderungsvertrag anzustre¬ 
ben. Das bedeutet, daß der Betrieb verpflich¬ 
tet ist, dem Lehrling einen Änderungsvertrag 
anzubieten, durch den eine Fortsetzung des 


30 Vgl. Berufsausbildung, Aus-und Weiterbildung . . ., 
a. a. O., S. 60 ff.; P. Sander, „Die Beendigung des 
Lehrverhältnisses“, Berufsbildung, 1979/7/8, 
S. 356 ff. 
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Lehrverhältnisses im eigenen Betrieb (z. B. 
durch Veränderung des Ausbildungsberufes 
oder der Spezialisierungsrichtung) ermöglicht 
wird. 

b) Kommt kein Änderungsvertrag zustande, hat 
der Betrieb die Pflicht, dem Lehrling die Auf¬ 
nahme einer anderen beruflichen Ausbildung 
anzubieten. Hierbei geht es also darum, den 
Lehrling in einen anderen Betrieb zu vermit¬ 
teln. 

Die inhaltlichen Anforderungen des Überlei¬ 
tungsvertrages und alle damit zusammenhän¬ 
genden Pflichten des Betriebes (§§ 51 ff. 
AGB) gelten entsprechend, nur mit der Modi¬ 
fizierung, daß sie auch zu erfüllen sind, wenn 
die Auflösung des Lehrvertrages auf eine Ini¬ 
tiative des Lehrlings zurückgeht. 

c) Erst wenn Änderungsvertrag und Überleitung 
in ein anderes Lehrverhältnis in einem anderen 
Betrieb nicht zustande kommen, ist der Be¬ 
trieb berechtigt, dem Lehrling eine zumutbare 
andere Arbeit anzubieten, d. h., erst dann 
kann der Abschluß eines Arbeitsvertrages an- 
geboten werden. Auch in diesem Fall ist der 
Betrieb zunächst verpflichtet, selbst einen Ar- 
b'eitsvertrag anzubieten, bevor er die Überlei¬ 
tung in einen anderen Betrieb vornehmen 
darf. 

Kommt es auch hier zu keiner Einigung, kann 
das Lehrverhältnis durch Aufhebungsvertrag 
oder - bei Vorliegen entsprechender Gründe 
— durch Kündigung seitens des Betriebes auf¬ 
gelöst werden (vgl. § 141 Abs. 2 und 3 AGB). 
Die genannten Pflichten des Betriebes sind Rechts¬ 
wirksamkeitsvoraussetzungen sowohl für den 
Aufhebungsvertrag als auch für die Kündigung 
durch den Betrieb. i 

Die Auflösung des Lehrvertrages soll zwi¬ 
schen dem Lehrling und dem Betrieb schriftlich 
vereinbart werden (§ 141 Abs. 2 AGB). Dabei 
geht das Gesetz davon aus, daß grundsätzlich eine 
den gesellschaftlichen Erfordernissen und den 
persönlichen Interessen entsprechende Willens¬ 
übereinstimmung auch dann zwischen Betrieb und 
Lehrling herbeizuführen ist, wenn das Lehrver¬ 
hältnis nicht planmäßig-beendet'werden kann. 
Daraus resultiert die Orientierung auf den Aufhe¬ 
bungsvertrag als vorrangige Rechtsform gegen¬ 
über der Kündigung. Gemäß § 141 Abs. 3 AGB 
ist als eine weitere Form der vorzeitigen Auflö¬ 
sung des Lehrvertrages die Kündigung durch den 
Betrieb möglich. Die Kündigung ist gemäß § 141 
Abs. 3 AGB nur zulässig, wenn die gesetzlich ge¬ 
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regelten Kündigungsgründe vorliegen. Danach 
darf der Betrieb nur kündigen, wenn 

- der Lehrling aus gesundheitlichen oder fachli¬ 
chen Gründen für den Ausbildungsberuf nicht 
geeignet ist oder 

- der Lehrling auf Grund wiederholter grober 
Verletzung der sozialistischen Arbeitsdisziplin 
bzw. schwerwiegender Verletzung staatsbür¬ 
gerlicher Pflichten für den vereinbarten Aus¬ 
bildungsberuf nicht geeignet ist. 

Beide Kündigungsgründe erfordern also die 
Nichteignung des Lehrlings für den Ausbildungs¬ 
beruf bzw. die Spezialisierungsrichtung. 

Eine Kündigung ist darüber hinaus nur zulässig, 
wenn folgende Wirksamkeitsvoraussetzungen ge¬ 
geben sind: 

- Zustimmung durch den Rat des Kreises (§ 141 
Abs. 5 AGB) 

- Zustimmung der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung (§ 134 Abs. 3 i. Verb, 
m. § 57 Abs. 1 AGB) und die 

- Schriftform unter gleichzeitiger Angabe der 
Gründe (§ 134 Abs. 3 i. Verb. m. § 54 Abs. 4 
AGB) in den im § 59 Abs. 1 c AGB geregelten 
Fristen. 

Das Recht, den Lehrvertrag zu kündigen, hat nur 
der Betrieb. Ein Kündigungsrecht für Lehrlinge 
aus § 134 Abs. 3 und § 54 Abs. 1 AGB abzulei¬ 
ten, widerspricht dem rechtspolitischen Sinn der 
Bestimmungen des 6. Kapitels, vor allem § 129 
AGB. Das verfassungsmäßige Grundrecht auf 
Bildung für Jugendliche, ihr Recht und ihre Pflicht 
(falls sie kein Hoch- oder Fachschulstudium als 
Schulabgänger aufnehmen) einen Beruf zu erler¬ 
nen, kann im Interesse des Jugendlichen und der 
Gewerkschaft am besten durch die zielgerichtete 
Ausbildung in einem Ausbildungsberuf realisiert 
werden. Eine einseitige und an keinerlei rechtli¬ 
che Voraussetzungen gebundene vorzeitig^ Auflö- 
\ sung des Lehrvertrages durch die Lehrlinge wider¬ 
spräche ihren eigenen Interessen. Sie wurde 
deshalb zum Schutz der jugendlichen, überwie¬ 
gend noch nicht volljährigen Werktätigen, für die 
Zeit ihrer beruflichen Ausbildung durch das Ge¬ 
setz nicht vorgesehen. 

Auch die fristlose Entlassung als schwerste 
Disziplinarmaßnahme im Rahmen des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses widerspricht dem gesellschaft¬ 
lichen Anliegen der Berufsausbildung, der Not¬ 
wendigkeit und Möglichkeit erfolgreicher erzie¬ 
herischer Einwirkung auf jugendliche Werktätige 
im Lehrverhältnis und dem Erfordernis der Stabi¬ 
lität eines begründeten Lehrverhältnisses. Sie 
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wurde deshalb durch § 141 Abs. 3 Satz 3 AGB 
ausdrücklich untersagt. 

Muß das Lehrverhältnis aus Verschiedenen 
Gründen über die gesetzlich vorgesehene Ausbil¬ 
dungsdauer verlängert werden, endet es mit Ab¬ 
lauf der vereinbarten Ausbildungsdauer. Eine 
Vereinbarung über die in § 138 AGB festgeleg¬ 
ten Fristen hinaus ist nicht möglich. Der Zeitab¬ 
lauf beendet das Lehrverhältnis auch dann, wenn 
die Facharbeiterwiederholungsprüfung nicht be¬ 
standen wurde (vgl. § 12 der Facharbeiterprü¬ 
fungsordnung). Auch in diesem Fall hat der Lehr¬ 
ling einen Anspruch auf Wiederholung der nicht¬ 
bestandenen Prüfung innerhalb eines Jahres nach 
Beendigung der Ausbildungszeit vor der gleichen 
Prüfungskommission (vgl. § 12 Abs. 3 der Fach¬ 
arbeiterprüfungsordnung). 


6 . 

Der Übergang von der Berufsausbildung 
zur Facharbeitertätigkeit 
und seine arbeitsrechtliche 
Ausgestaltung 31 

Es entspricht den verfassungsmäßigen Grund¬ 
rechten der jungen Bürger, daß das AGB den 
Übergang von der Berufsausbildung zur Fachar¬ 
beitertätigkeit durch eine konkrete arbeitsrechtli¬ 
che Ausgestaltung garantiert. 

Es verpflichtet den Betrieb, zu sichern, daß die 
Ausbildung der Lehrlinge am künftigen Arbeits¬ 
platz in der im Lehrplan festgelegten Zeit er¬ 
folgt. 32 Die Betriebe haben die Ausbildung der 
Lehrlinge in sozialistischen Arbeitskollektiven, 
insbesondere Jugendbrigaden, und an Jugendob¬ 
jekten zu gewährleisten. 33 Gemäß § 140 Abs. 1 
AGB ist der Betrieb verpflichtet, dem Lehrling 
6 Monate vor Beendigung des Lehrvertrages den 
Abschluß eines Arbeitsvertrages mit einer dem 
Ausbildungsberuf entsprechenden Arbeitsauf¬ 
gabe als Facharbeiter im Betrieb anzubieten. Für 
den Fall, daß im Betrieb keine dem Ausbildungs¬ 
beruf entsprechende Facharbeitertätigkeit ange- 
boten werden kann, hat der Betrieb in Zusam¬ 
menarbeit mit dem Rat des Kreises die Aufnahme 
einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden zu¬ 
mutbaren Arbeit in einem anderen Betrieb (vgl. 
§ 140 Abs. 2 AGB) zu ermöglichen. 

Für das Zustandekommen und den Abschluß 


des Arbeitsvertrages gelten dieselben Anforde¬ 
rungen wie für jene Werktätigen, die mit dem Ab- ' 
Schluß des Arbeitsvertrages erstmalig eine Tätig¬ 
keit im Betrieb aufnehmen. Durch'den Abschluß 
des Arbeitsvertrages mit Lehrlingen (den künfti¬ 
gen Facharbeitern) wird jedoch kein neues Ar- 
beitsrechtsverhältnjs begründet, sondern das be¬ 
stehende arbeitsrechtlich neu äusgestaltet. 

Mit dem Tag des Inkrafttretens des Arbeits¬ 
vertrages erwirbt der Jugendliche einen Rechtsan¬ 
spruch auf entsprechende Beschäftigung. Rechts¬ 
wirksamkeitsvoraussetzung hierfür ist jedoch die 
bestandene Facharbeiterprüfung. 

Besteht der Lehrling die Facharbeiterprüfung 
nicht, kommt § 138 Abs. 2 AGB zur Anwendung, 
d. h., eine Verlängerung des Lehrvertrages ist an¬ 
zustreben. Sollte im Wiederholungsfall die Fach¬ 
arbeiterprüfung nicht bestanden werden, dann ist 
der nach Ablauf der verlängerten Ausbildungs¬ 
dauer wirksam werdende Arbeitsvertrag gemäß 
§ 140 Abs. 3 zu ändern. Dem jungen Werktätigen 
ist eine seinen Fähigkeiten entsprechende Arbeit 
im Betrieb oder — sofern dies nicht möglich ist - 
eine zumutbare Arbeit in einem anderen Betrieb 
(Uberleitungsvertrag)^ anzubieten. Sollte keine 
Einigung erzielt werden, wäre der bestehende Ar¬ 
beitsvertrag nach den Bestimmungen der §§ 51 ff. 
AGB aufzulösen. 


31 Vgl. Berufsausbildung, Aus- und Weiterbildung . . ., 
a. a. O., S. 76 ff. 

32 Vgl. VO über die Verantwortung und die Aufgaben 
bei der Leitung der Berufsbildung vom 29. 11. 1979, 
GBl. I Nr. 44 S. 448, § 2 Abs. 5 a. 

33 Vgl. ebenda. 
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Kapitel VII ' 

Aus- und Weiterbildung 



l. 

Die arbeitsrechtliche Ausgestaltung 
der Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen 

Bildung des'ganzen werktätigen Volkes gehört zu 
den unverzichtbaren Werten des Sozialismus. Sie 
ist eine wesentliche Bedingung für die weitere Ge¬ 
staltung 1 der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft und damit für die Erfüllung der historischen 
Mission der Arbeiterklasse. 

In der sozialistischen Gesellschaft ist der Wi¬ 
derspruch zwischen Arbeit und Bildung aufgehoben: 
die Arbeit entwickelt Fähigkeiten und Fertigkeiten, 
sie vermittelt Erfahrungen, d. h., sie bildet und sie 
setzt gleichermaßen ein bestimmtes Maß an Bil¬ 
dung voraus, Jede Art der Bildung wirkt sich un¬ 
mittelbar oder mittelbar durch Herausbildung und 
Entwickeln von Fähigkeiten usw. auf die Arbeit 
oder auf andere Formen der Tätigkeit des Men¬ 
schen aus. Marx stellte fest: „Alle Produktion ist 
Aneignung der Natur von seiten des Individuums 
innerhalb und vermittelst einer bestimmten Ge¬ 
sellschaftsformation.“ 1 Daraus folgt, daß die indi¬ 
viduelle Aneignung der Natur in und durch die 
Produktion erfolgt. Diese wiederum bewirkt 
gleichzeitig die Verausgabung, Entfaltung und 
Förderung von Fähigkeiten des Produzenten. 
Denn „das Individuum, das im Produzieren seine 
Fähigkeiten entwickelt, gibt sie auch aus, verzehrt 
sie im Akt der Produktion . . ,“ 2 Hierdurch wer¬ 
den die Einheit von Arbeit und Bildung sowie Ziel 
und Wirkungsrichtung der Bildung deutlich. In 
der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen 
zeigt sich in ganz besonderem Maße, daß Arbeit 
und Bildung nicht voneinander zu trennen sind. 3 
Sozialistische Eigentums- und Machtverhältnisse 
vorausgesetzt, hilft sie den gesamten Reichtum 
der Persönlichkeit zu entfalten und befähigt zur 
initiativreichen und schöpferischen Teilnahme an 
der Bewältigung der volkswirtschaftlichen und ge¬ 
sellschaftlichen Aufgaben. Die Aus- und Weiter- 
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bildung ist eine der Voraussetzungen für einen 
höheren Nutzeffekt der Arbeit, sie wird ein immer 
offensichtlicheres Kriterium der Intensivierung 
aller gesellschaftlichen Prozesse. „Die Erhöhung 
der Qualifikation für eine verstärkte Arbeitslei¬ 
stung ist nachweisbar zumeist auch ein wichtiger 
Schritt in der Persönlichkeitsentwicklung. Ande¬ 
rerseits ist die Orientierung auf die Aneignung ei¬ 
ner hohen Bildung eigens im Interesse der reiche¬ 
ren, der menschlichen Persönlichkeit, obwohl sie 
wie ein Selbstzweck erscheint und auch tatsächlich 
von eigenständigem Wert ist, zumeist auch ein 
Mittel der Steigerung der menschlichen Produk- 
tivkraft.“ 4 Die vom Arbeitsrecht geregelte Aus- 
und Weiterbildung geht von dieser einheitlichen, 
auf die folgenden drei Schwerpunkte orientierten 
Zielstellung aus: 5 . 


1 K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen 
Ökonomie, Berlin 1974, S. 9. 

2 a. a. O., S. 11 f. 

3 Ausführlich hierzu vgl. Strech, „Arbeit und Berufsbil¬ 
dung- Zu einigen weltanschaulichen und methodo¬ 
logischen Grundlagen der marxistisch-leninistischen 
Theorie der Berufsbildung“, in: Beiträge zur Berufs¬ 
bildung, Studien zu Grundlagen der marxistisch-le¬ 
ninistischen Theorie der Berufsbildung, Zentralin¬ 
stitut für Berufsbildung der DDR, Berlin 1978 
S. 5 ff. 

4 A. Meier, „Bildung als Wertorientierung“, DtZfP 
1978/7, S. 849 f. 

5 Die in den Grundsätzen des 7. Kapitels des AGB fi¬ 
xierten Ziele der Aus- und Weiterbildung wurden 
ausführlich herausgearbeitet bzw. begründet vor al¬ 
lem in: 

- R. Kobert/P. Sander/W. Thiel, „Berufsbildung“, 
Schriftenreihe Arbeitsrecht in der Praxis, H. 4, 
Berlin 1974, S. 37 ff. 

- O. Boßmann/R. Hofmann/H. Wittstock, „Die 
arbeitsrechtliche Ausgestaltung der Qualifizie¬ 
rung der Werktätigen“, Schriftenreihe über Ar¬ 
beitsrecht, 1975/24, S. 15 ff. 

- „Berufsausbildung, Aus- und Weiterbildung“, 
Schriftenreihe zum Arbeitsgesetzbuch der DDR, 
Berlin 1978, S. 104 ff. 


i 



1 


Erstens: Die Aus- und Weiterbildung dient 
der Erhöhung des Nutzeffekts der Arbeit durch 
die Erweiterung und den Erwerb hoher Kenntnis¬ 
se, Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Erfüllung der 
vertraglich vereinbarten bzw. einer vorgesehenen 
anderen Arbeitsaufgabe (§ 145 Abs. 1 AGB). 6 
Die zur Erfüllung der Flauptäufgabe not¬ 
wendige höhere Effektivität und Qualität der Ar¬ 
beit erfordert in erster Linie, die gesellschaftliche 
Produktion zu intensivieren. Dieser die ganze Ge¬ 
sellschaft erfassende Prozeß kann ohne Wissens¬ 
zuwachs und damit ohne Erweiterung der schöp¬ 
ferischen Fähigkeiten der Werktätigen nicht in der 
geplanten Qualität upd Quantität vollzogen wer¬ 
den. Vor allem auch aus der Notwendigkeit, den 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt zu be¬ 
schleunigen, die Arbeitsteilung und Spezialisie¬ 
rung zu entwickeln und - daraus resultierend - die 
Leitungstätigkeit zu qualifizieren, ergeben sich 
höhere Anforderungen an die Aus- und Weiter¬ 
bildung. Auf die Rolle von Wissenschaft und Bil¬ 
dung bei der Produktionssteigerung wies Marx 
u. a. hin, als er schrieb: „Die Natur baut keine Ma¬ 
schinen, keine Lokomotiven, Eisenbahnen, elec- 
tric telegraphs ... Sie sind Produkte der mensch¬ 
lichen Industrie, natürliches Material, verwandelt 
in Organe des menschlichen Willens über die Na¬ 
tur oder seine Bestätigung in der Natur. Sie sind 
von der menschlichen Hand geschaffene Organe 
des menschlichen Hirns; vergegenständlichte 
Wissenschaft.“ 7 Die sich mit den neuen gesell¬ 
schaftlichen Aufgaben besonders im Bereich der 
Ökonomie entwickelnden und verändernden Ar¬ 
beitsbedingungen und -aufgaben erfordern unab¬ 
dingbar umfangreichere Kenntnisse und einen 
ständigen Wissenszuwachs. In keinem Beruf 
reicht heute ein einmal angeeignetes Wissen für 
das ganze Berufsleben aus, die Weiterbildung ist 
unerläßlich. 

Dieses Ziel, das mit der Aus- und Weiterbil¬ 
dung erreicht werden soll, zeigt ganz offensicht¬ 
lich, daß sich Arbeit und Bildung zunehmend 
durchdringen, daß ständige Weiterbildung unab¬ 
dingbar ist und zu einer Lebensgewohnheit der 
Werktätigen im Sozialismus wird. Hierbei kann es 
nicht um Bildung oder mehr Wissen an sich gehen, 
sondern um Kenntnisse, mit denen die Arbeits¬ 
aufgaben in höherer Qualität erfüllt werden und 
somit das gesellschaftlich Erforderliche schneller 
erreicht wird. 

Das Arbeitsrecht gestaltet die im Zusammen¬ 
hang mit Rationalisierungsmaßnahmen oder 
Strukturveränderungen erforderlich werdende 


Aus- und Weiterbildung besonders aus. Es ver¬ 
pflichtet die Betriebe, im Zusammenhang mit 
Rationalisierung, Intensivierung und neuen Vor¬ 
haben gleichzeitig die Bildungsanforderungen zu 
bestimmen und entsprechende Maßnahmen so 
rechtzeitig einzuleiten, daß die Werktätigen mit 
Wirksamwerden der Veränderung die erforderli¬ 
che Qualifikation besitzen. Neben dem ökonomi¬ 
schen Aspekt ist die rechtzeitige Sicherung der er¬ 
forderlichen Qualifikation eine grundlegende 
Voraussetzung für die dauerhafte Garantie des 
Rechts auf Arbeit. 

Zweitens: Durch die Aus- und Weiterbildung 
werden die Arbeiterklasse und alle Werktätigen 
befähigt, die Macht in den verschiedenen Berei¬ 
chen des gesellschaftlichen Lebens auszuüben 
(§ 145 Abs. 1 AGB). 

„Die Werktätigen streben nach Wissen, denn 
sie brauchen es für ihren Sieg.“ 8 Diese bedeut¬ 
same Feststellung Lenins besagt, daß Bildung eine 
Voraussetzung für die Eroberung der Macht, eine 
Waffe im Kampf um die Befreiung is). Sie ist aber 
auch und vor allem notwendig, um die Macht zu' 
sichern, zu festigen und zu entfalten. Die Arbei¬ 
terklasse kann ihre historische Mission nur dann 
erfüllen, wenn sie sich als herrschende Klasse 
ständig qualitativ entwickelt. 9 Sie nimmt ihre füh¬ 
rende Rolle auch dadurch wahr, daß sie mit ihrer 
eigenen Befähigung alle anderen Werktätigen an¬ 
regt, ihre schöpferischen Fähigkeiten Zu entfalten 


6 Im Gemeinsamen Beschluß des Ministerrates der 
DDR und des Bundesvorstandes des FDGB zur wei¬ 
teren Erhöhung des Niveaus der Erwachsenenbil¬ 
dung (ND vom 10. 7. 1979, S. 3) wird hierzu folgen¬ 
des ausgeführt: „Die Werktätigen, die sich ihrer 
Verantwortung als sozialistische Eigentümer, Pro¬ 
duzenten und Staatsbürger immer bewußter werden, 
befähigen sich durch Weiterbildung, den wissen¬ 
schaftlich-technischen Fortschritt beschleunigt 
durchzusetzen und zum erforderlichen Leistungsan¬ 
stieg in der Volkswirtschaft beizutragen.“ 

7 K. Marx, Grundrisse der Kritik .. ., a. a. O., S. 594. 

8 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 75. 

■ 9 Der Gemeinsame Beschluß des Ministerrates der 
DDR und des Bundesvorstandes des FDGB . . ., 
a. a. O., führt hierzu aus: „Das ständige Lernen 
richtet sich besonders auf die Ausprägung der Füh- 
. rungsrolle der Arbeiterklasse. Es fördert die An¬ 
näherung der Klassen und Schichten, die allmähliche 
Überwindung der wesentlichen Unterschiede 
zwischen Stadt und Land sowie zwischen geistiger 
und körperlicher Arbeit. Das Bildungsniveau zu er¬ 
höhen ist ein wichtiger Faktor, um die soziali¬ 
stische Lebensweise weiter auszuprägen.“ 
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und damit ihren eigenen Beitrag zur Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft zu 
leisten. Das ist möglich, weil alle erforderlichen 
gesellschaftlichen Voraussetzungen, die vor allem 
in der Eigentums- und Machtfrage begründet 
sind, vorliegen. „Macht der Arbeiterklasse im 
Bunde mit den anderen Werktätigen ist der 
Schlüssel zu Wissen, Bildung und Kultur für 
alle.“ 10 

Bildung ist also Resultat der Macht der Arbei¬ 
terklasse und bedingt deren weitere Vervoll¬ 
kommnung. Sie trägt zum qualitativen Wachstum 
der Arbeiterklasse bei und ist Voraussetzung für 
ihre Machtausübung und für die Befähigung jedes 
einzelnen, alle staatlichen und nichtstaatlichen 
Formen der Leitung der Gesellschaft mit zu reali¬ 
sieren. Dieses demokratische Mitgestalten in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens setzt Dis¬ 
ziplin und Sachkunde voraus. Demokratie im so-’ 
zialistischen Betrieb, d. h. Teilnahme an den ver¬ 
schiedenen Formen der Leitung des Betriebes und 
der Masseninitiative der Werktätigen, ist ohne 
Wissen, ohne Kenntnisse der Produktions- und 
Leitungsprozesse nicht effektiv. Solche Merkmale 
der sozialistischen Demokratie im Betrieb, wie 
bewußte Initiative und Schöpfertum, erfordern 
ständiges Lernen und immer höhere Bildung. Das 
Arbeitsgesetzbuch zeigt, daß die Beziehungen von 
Macht und Bildung, von Mitgestaltung und Bil¬ 
dung keine allgemeinen Deklarationen sind. Sie 
sind in allen Teilen des Gesetzes, insbesondere in 
den ausdrücklich ausgestalteten Mitwirkungs¬ 
rechten der Werktätigen, die ohne erforderliches 
Wissen nicht mit der notwendigen Qualität wahr¬ 
genommen werden können, formuliert. 

Drittens: Die Aus- und Weiterbildung fördert 
die Entwicklung sozialistischer Persönlichkeiten 
(§ 145 Abs. 1 AGB). Die Dialektik-von Machtaus¬ 
übung, Arbeit und Bildung, besonders in Form 
der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen, 
schließt die Rolle der Bildung bei der Persönlich¬ 
keitsentwicklung in sich ein. Die Arbeit ist nicht 
nur eine entscheidende Triebkraft der Entwick¬ 
lung überhaupt, sie ist auch Hauptbedingung für 
die Entwicklung des Menschen. Er ist Resultat 
seiner eigenen Arbeit und Resultat der damit ver¬ 
bundenen Bildung. 

Die Lage in den kapitalistischen Ländern zeigt, daß 
Menschen, die längere Zeit aus dem Arbeitsprozeß 
ausgeschlossen sind, häufig psychisch erkranken. 
Ihre Persönlichkeit wird deformiert. Das Gefühl, 
überflüssig und gegenüber den Arbeitenden in der 
gesellschaftlichen Wertigkeit zurückgesetzt zu sein, 


erzeugt Unsicherheit und führt zu Depressionen. 
Vielfach praktizierte Umschulungs- und Bildungs¬ 
kurse für Arbeitslose können nicht verändernd wir¬ 
ken, wenn die Möglichkeit der Beschäftigung aus¬ 
bleibt. Bildung ohne Arbeit kann keine persönlich¬ 
keitsfördernden Resultate zeitigen,' 1 

Streben nach Bildung, besonders nach hoher 
Allgemeinbildung, nach Vervollkommnung des 
beruflichen und politisch-ideologischen Wissens 
und Könnens und die Anwendung des Wissens im 
Interesse und zum Nutzen der Gesellschaft sind 
Eigenschaften der sozialistischen Persönlichkeit. 

Jede Form der Bildung ist gleichzeitig ein 
Element der Persönlichkeitsentwicklung, sie 
wirkt auf die produktive Tätigkeit des Menschen 
zurück und äußert sich dann in dessen Schöpfer¬ 
tum, der Disziplin und dem bewußten Handeln. 
Auch für diese Beziehung trifft die folgende Fest¬ 
stellung von Marx zu: „Die freie Zeit - die sowohl 
Mußezeit als Zeit für höhre Tätigkeit ist - hat ih¬ 
ren Besitzer natürlich in ein andres Subjekt ver¬ 
wandelt und als dies andre Subjekt tritt er dann 
auch in den unmittelbaren Produktionspro¬ 
zeß.“ 12 Die Dialektik von Befähigung zur Macht¬ 
ausübung, zur Beherrschung des Arbeitsprozesses 
und zur Selbstverwirklichung des Menschen muß 
bei jeder Aus- und Weiterbildung beachtet 
werden. 

Das 7. Kapitel des AGB regelt die Aus- und 
Weiterbildung im Rahmen eines bestehenden 
Arbeitsrechtsverhältnisscs. Es bezieht sich auf 
diejenigen Werktätigen, die sich auf der Grund¬ 
lage eines erlernten Berufes in diesem Beruf wei¬ 
terbilden, die sich für eine andere Arbeitsaufgabe 
qualifizieren oder die nach längerer Berufstätig¬ 
keit als angelernte Werktätige in der Erwachsenen¬ 
bildung eine Facharbeiterqualifikation erwer¬ 
ben. Dabei konzentriert sich das Arbeitsrecht in 
besonderem Maße auf die rechtzeitige Aus- und 
Weiterbildung von Werktätigen, die im Zusam¬ 
menhang mit Rationalisierungsmaßnahmen oder 
Strukturveränderungen eine andere Arbeitsauf¬ 
gabe übernehmen bzw. unter veränderten Bedin¬ 
gungen arbeiten werden. 13 Unter Weiterbildung 


10 K. Hager, Sozialismus und wissenschaftlich-techni¬ 
sche Revolution, Berlin 1973, S. 59. 

11 Zur beruflichen Weiterbildung der Werktätigen im 
Kapitalismus vgl. W. Purgand, „Wie steht es um die 
berufliche Weiterbildung der Werktätigen im Kapi¬ 
talismus?“, AuA, 1978/10, S. 443 ff. 

12 K. Marx, Grundrisse der Kritik . . ., a. a. O., S. 599. 

13 Vgl. hierzu § 22 Abs. 5 der VO über die volks- 
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im Sinne der arbeitsrechtlichen Vorschriften ist 
nicht allein die auf den speziellen Beruf bezogene 
Bildung zu verstehen 14 ; dazu zählen ebenfalls die 
politisch-ideologische und, soweit ein Zusam¬ 
menhang zur betrieblichen Tätigkeit vorhanden 
ist, auch Formen der geistig-kulturellen Bildung. 
Jede Aus- und Weiterbildung erfolgt in Einheit 
von beruflich-fachlicher und politisch-ideologi¬ 
scher Bildung und Erziehung. 

Neben dem Arbeitsgesetzbuch wird die Aus- 
und Weiterbildung der Werktätigen vor allem 
durch folgende Rechtsvorschriften inhaltlich aus¬ 
gestaltet: 

- Gesetz vom 25. 2. 1965 über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem, insbesondere §§ 
1 bis 6 und §§ 35 ff. (GBl. I Nr. 6 S. 83) 

- Beschluß der Volkskammer der DDR vom 
-16. 9. 1970 über die Grundsätze für die Aus- 
und Weiterbildung der Werktätigen (GBl. I 
Nr. 21 S. 291) 

- AO vom 12. 12. 1972 über die Förderung von 
vollbeschäftigten werktätigen Frauen für die 
Ausbildung zu Produktionsfacharbeiterinnen 
(GBl. II Nr. 74 S. 860) 

- Verordnung vom 27. 6.1973 über die Aus-und 
Weiterbildung der Meister (GBl. I Nr. 33 
S. 342) 

- AO vom 24. 2. 1978 über die Facharbeiterprü¬ 
fung in der sozialistischen Berufsausbildung - 
Facharbeiterprüfungsordnung - (GBl. I Nr. 9 
S. 117) 

- AO vom 1. 7. 1973 über das Fern- und Abend¬ 
studium an den Hoch- und Fachschulen (GBl. I 
Nr. 31 S. 301) 

Eine unmittelbare Anleitung zur Verwirkli¬ 
chung des 7. Kapitels des AGB und der hier ge¬ 
nannten Weiteren Rechtsvorschriften stellt der 
Gemeinsame Beschluß des Ministerrates der 
DDR und des Bundesvorstandes des FDGB zur 
weiteren Erhöhung des Niveaus der Erwachsenen¬ 
bildung dar. 

Umfang und Inhalt der Aus- und Weiterbil¬ 
dung werden in erster Linie von den gesellschaftli¬ 
chen, besonders den volkswirtschaftlichen Erfor¬ 
dernissen und Möglichkeiten sowie vom gegen¬ 
wärtigen und künftigen Bedarf des Betriebes an 
qualifizierten Arbeitskräften bestimmt. 

Auf der Grundlage der Rechtsvorschriften 
wird die Aus- und Weiterbildung durch betriebli¬ 
che Regelungen, besonders durch den Kader- 
und Bildungsplan, den Betriebskollektivvertrag 
und die Pläne zur Frauen- und Jugendförderung, 
verbindlich ausgestaltet. 


Ausgehend von der Rahmenrichtlinie für die 
Jahresplanung der Betriebe und Kombinate der 
Industrie und des Bauwesens 15 , die die weitere 
Qualifizierung der betrieblichen Planung des Ar¬ 
beitsvermögens zum Ziel hat, wird den Betrieben 
die Verpflichtung auferlegt, den effektiven und 
rationellen Einsatz des Arbeitsvermögens der 
Werktätigen auch durch die gezielte Erhöhung 
des Qualifikationsniveaus zu planen. Im Kader- 
und Bildungsplan als Teil des Betriebsplanes sind 
die für das Planjahr vorgesehenen Qualifizie¬ 
rungsmaßnahmen der Werktätigen enthalten. Hier 
wird gleichzeitig die Entwicklung der Qualifika- 
tions- und Berufsstruktur festgelegt. 16 Die Reali¬ 
sierung des Kader- und Bildungsplanes wird, be¬ 
zogen auf die Aus- und Weiterbildung, durch den 
BKV unterstützt. Die Verpflichtungen im BKV 
reichen von der Einbeziehung der Bildungsaufga¬ 
ben in den sozialistischen Wettbewerb bis zu 
Maßnahmen der ideellen und materiellen Sti¬ 
mulierung. 


2 . 

Die Verantwortung des Betriebes 
für die Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen 

2 . 1 . 

Die allgemeinen Pflichten des Betriebes 

Der Nutzen der Aus- und Weiterbildung für die ef¬ 
fektive und rationelle Nutzung des Arbeitsvermö- 


eigenenen Kombinate, Kombinatsbetriebe und 
volkseigenen Betriebe vom 8. 11. 1979, GBl. I 
Nr. 38 S. 355 und Direktive für die Regelung 
arbeitsrechtlicher Fragen, die im Zusammenhang 
mit der komplexen sozialistischen Rationalisierung 
sowie der Veränderung der Produktionsstruktur 
in volkseigenenen Betrieben und staatlichen Ein¬ 
richtungen auftreten vom 14. §. 1968, GBl.Sdr. 

14 Hierbei ist selbstverständlich davon auszugehen, 
daß der beruflichen Erwachsenenbildung, d. h. der 
Anreicherung von Wissen und Können im erlernten 
Beruf, sowie dem Erwerb neuer Kenntnisse und 
Spezialisierungen die hauptsächliche Bedeutung zu¬ 
kommt. 

15 GBl.-Sdr. Nr. 780 vom 28. 11. 1974. 

16 Vgl. K. Vogler, „Der Kader- und Bildungsplan im 
Rahmen der betrieblichen Leitungsdokumente“, 
AuA, 1977/13, S. 391 ff. 
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gens und für die weiteren mit der Qualifizierung 
angestrebten Ziele hängt wesentlich davon ab, 
daß sie rechtzeitig und kontinuierlich erfolgt. 
Deshalb fixiert das Arbeitsgesetzbuch die Ver¬ 
antwortung des Betriebes für die rechtzeitige und 
kontinuierliche Aus- und Weiterbildung der 
Werktätigen entsprechend dem Betriebsplan 
(§ 146 Abs. 1 Satz 1 AGB). Dieser Verantwor¬ 
tung wird der Betrieb nur dann gerecht, wenn er 
die erforderliche Bildungsstruktur des Betriebes, 
und daraus folgend die Qualifikation aller Werk¬ 
tätigen, aus der Gesamtaufgabenstellung des Be¬ 
triebes in Gegenwart und Zukunft ableitet. Dabei 
sind die Konsequenzen, die sich aus dem wissen¬ 
schaftlich-technischen Fortschritt, aus den Ver¬ 
änderungen der Produktionsstruktur infolge Ra¬ 
tionalisierungsmaßnahmen für die Aus- und Wei¬ 
terbildung der Werktätigen ergeben, rechtzeitig 
herauszuarbeiten und die Werktätigen poli¬ 
tisch-ideologisch und fachlich auf die veränderten 
Anforderungen vorzubereiten. 17 

Rechtzeitig erfolgt die Qualifizierung dann, 
wenn mit dem Wirksamwerden neuer oder verän¬ 
derter Arbeitsinhalte die für die Erfüllung der Ar¬ 
beitsaufgabe geforderte höhere oder andere Bil¬ 
dung vorhanden ist, d. h., wenn die vorhandene 
mit der erforderlichen Qualifikation überein¬ 
stimmt. Das ist insbesondere bei längerfristigen 
Qualifizierungsmaßnahmen zu beachten sowie bei 
jenen, die infolge von Rationalisierungsmaßnah¬ 
men und Strukturveränderungen notwendig wer¬ 
den. Ist aus den zuletzt genannten Gründen eine 
andere oder höhere Bildung gefordert, so ist die 
Aus- und Weiterbildung so zu planen und durch¬ 
zuführen, daß die Werktätigen bei der Über¬ 
nahme der neuen oder veränderten Tätigkeit die 
erforderliche Qualifikation besitzen (§ 146 
Abs. 1 Satz 2 AGB). 

Rechtzeitige Aus- und Weiterbildung ist also 
geplante Aus- und Weiterbildung. Sie schließt die 
Kontinuität in der betrieblichen Bildung ein. Die 
bewußte Ausnutzung der ökonomischen Gesetze 
des Sozialismus verlangt, auch die Erfordernisse 
der Bildung als verbindliche Planaufgaben festzu¬ 
legen. Damit wird die ständige Übereinstimmung 
der Bildungserfordernisse mit dem individuellen 
Bildungsstand der Werktätigen gewährleistet, das 
Wissensbedürfnis der Werktätigen berücksichtigt 
und eine höhere Effektivität bei der Entwicklung 
des Arbeitsvermögens erreicht. Diese Verantwor¬ 
tung des Betriebes, die aus den oben erwähnten 
Rechtsvorschriften sowie aus den grundsätzlichen 
Regelungen des 2. Kapitels des AGB und der 


Kombinats-VO abzuleiten ist, stellt sich in der 
praktischen Verwirklichung in erster Linie als 
konkrete Berechtigung und Verpflichtung des Be¬ 
triebsleiters und der leitenden Mitarbeiter dar. Je 
nach deren Stellung im arbeitsteiligen Prozeß des 
Betriebes und der daraus abgeleiteten Leitungs¬ 
struktur ergeben sich spezifische Rechte, Pflichten 
und Befugnisse, die in arbeitsrechtlichen betrieb¬ 
lichen Regelungen näher ausgestaltet sind. Die 
Wahrnehmung der Pflichten im Zusammenhang 
mit der individuellen Qualifizierungsmaßnahme, 
z. B. Führung des Qualifizierungsgespräches, ob¬ 
liegt in der Regel dem unmittelbaren Vorgesetz¬ 
ten des Werktätigen. 18 > 

2 . 2 . 

Die Förderung von Frauen und Jugendlichen 
bei der Aus- und Weiterbildung 

2 . 2 . 1 . ' 

Zur Förderung vpn Frauen 

Die tatsächliche Gleichberechtigung der Frau in 
der Gesellschaft ergibt sich in hohem Maße äus ih¬ 
rer gleichberechtigten Stellung im Arbeitsprozeß, 
die wiederum in erster Linie durch ihre Qualifika¬ 
tion bestimmt wird. Wenn Lenin feststellte, daß es 
zur „vollständigen Befreiung der Frau und zu ih¬ 
rer wirklichen Gleichstellung mit dem Mann .. . 
der Teilnahme der Frau an der allgemeinen pro¬ 
duktiven Arbeit“ 19 bedarf, so bedeutet das für die 
entwickelte sozialistische Gesellschaft auch, daß 
die berufliche Qualifizierung der Frau der des 
Mannes angeglichen werden muß. Dies ist kein 
individuelles Problem dieser oder jener Frau, 
sondern ein Problem der gesamten Gesellschaft, 
woraus die Verantwortung des Staates, der Be- 


17 Vgl. auch Gemeinsamer Beschluß des Ministerrates 
der DDR und des Bundesvorstandes des FDGB zur 
weiteren Erhöhung des Niveaus der Erwachsenen¬ 
bildung, a. a. O., bes. Abschn. III. 

18 In der Regel handelt es sich hierbei um den leitenden 
Mitarbeiter, der der Disziplinarbefugte des Werktä¬ 
tigen ist. Er wird das Qualifizierungsgespräch füh¬ 
ren, die Weisung im Sinne des § 149 Abs. 2 ausspre¬ 
chen oder den Qualifizierungsvertrag nach § 153 ff. 
vereinbaren, ändern bzw. wenn erforderlich, auch 
aufiösen. Die Befugnisse sind in betrieblichen Rege¬ 
lungen festzulegen. Das betrifft auch die Befugnisse, 
die dem Funktionalbereich übertragen werden, der 
sich speziell mit Fragen der betrieblichen Bildung 
befaßt, z. B. das Direktorat für Kader und Bildung. 

19 W. I. Lenin, Werke Bd. 30, Berlin 1961, S. 26. 
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triebe und der gesellschaftlichen Organisationen 
resultiert. Die Regelungen des Arbeitsgesetzbuches 
(besonders §§ 3, 30 Abs. 1, 148 Abs. 1 und 241) 
beweisen, daß die DDR bestrebt ist, die am 7. No¬ 
vember 1967 von der Vollversammlung der Ver¬ 
einten Nationen angenommene und verkündete 
„Erklärung der Beseitigung der Diskriminierung 
der Frau“ auch hinsichtlich der Qualifizierung zu 
erfüllen. In Artikel 6 dieser Erklärung heißt es: 
„Es sollen alle geeigneten Maßnahmen ergriffen 
werden, um den Mädchen und den Frauen, ob 
verheiratet oder unverheiratet, die gleichen 
Rechte auf Bildung wie den Männern auf allen 
Bildungsstufen zu gewährleisten.“ 20 Das zuneh¬ 
mende Bedürfnis der Frauen, eine qualifizierte 
Tätigkeit auszuüben, sich ständig um die Erhö¬ 
hung des eigenen Bildungsniveaus zu bemühen, ist 
für die Mehrheit der berufstätigen Frauen charak¬ 
teristisch. Die Förderung der Frau im Interesse 
der Realisierung ihrer gleichberechtigten gesell¬ 
schaftlichen Stellung im Bereich der Arbeit kon¬ 
zentriert sich hinsichtlich der Aus- und Weiterbil¬ 
dung hauptsächlich auf folgende Aufgaben: 

- Aufholen noch vorhandener Qualifikations¬ 
rückstände im Vergleich zu den Männern. 
Hierbei sind vor allem Produktionsarbeiterin¬ 
nen planmäßig zu Facharbeiterinnen zu qualifi¬ 
zieren (§ 148 Abs. 1 AGB); 21 

- Ausbildung und Weiterbildung von Frauen und 
Mädchen in allen Berufen, die sie auf Grund ih¬ 
rer physischen und psychischen Besonderhei¬ 
ten ausüben können (nicht nur in traditionellen 
Frauenberufen); 

- Qualifizierung und Befähigung von Frauen für 
die Übernahme von Leitungsfunktionen (§ 148 
Abs. 1 AGB). 

Neben der großen Verantwortung, die die 
Frauen für ihre eigene Entwicklung und Bildung 
tragen, ergeben sich vielfältige Pflichten für den 
Betrieb, die in den Frauenförderungsplänen ent¬ 
halten sind. Während es,bei der Aus- und Weiter¬ 
bildung der Frauen und ihrer arbeitsrechtlichen 
Ausgestaltung generell um eine Frage des Aufho¬ 
lens noch vorhandener Bildungsrückstände geht, 
ist der Betrieb zu besonderen Förderungsmaß¬ 
nahmen für jene Frauen verpflichtet, zu deren 
Haushalt Kinder bis zu 16 Jahren gehören (§ 241 
AGB). Er hat diesen Frauen jede erforderliche 
Unterstützung gemäß § 150 Abs. 2 zu gewähren 
und bei Rationalisierungsmaßnahmen und Struk¬ 
turveränderungen solche Voraussetzungen zu 
schaffen, die die. erforderliche Qualifizierung so 
weit wie möglich während der Arbeitszeit ermög¬ 


lichen. Ausführlich sind diese speziellen Ver¬ 
pflichtungen zur Förderung von Frauen, insbe¬ 
sondere mit Kindern, bei der Ausbildung zu Pro¬ 
duktionsfacharbeiterinnen geregelt. 

2 . 2 . 2 . 

Zur Förderung von Jugendlichen , 

Die Regelung des § 148 Abs. 2 AGB sieht vor, die 
Jugend vorrangig jn die Weiterbildung einzube¬ 
ziehen und für gesellschaftlich aktive und be¬ 
währte junge Werktätige unter Mitwirkung der 
Leitung der Freien Deutschen Jugend besondere 
Förderungsmaßnahmen festzulegen. Die Förde¬ 
rung der Jugend im Betrieb — besonders im Rah¬ 
men der Aus- und Weiterbildung — ist wesentli¬ 
cher Bestandteil der Jugendförderung in der so¬ 
zialistischen Gesellschaft. 22 Sie ist Ausdruck der 
Erkenntnis, daß die Jugend künftig die Aufgaben 
bei der Gestaltung des Sozialismus/Kommunis¬ 
mus bewältigen muß. Basierend auf den Grund¬ 
sätzen der §§ 4 und 148 Abs. 2 AGB gilt es auch 
bei der Aus- und Weiterbildung, die Einheit von 
Förderung der Jugend und Anforderung an die 
Jugend durchzusetzen. Befähigung zur aktiven 
schöpferischen und engagierten Mitwirkung am 
Arbeitsprozeß und in allen Bereichen des gesell¬ 
schaftlichen Lebens setzt Einsicht in diese gesell¬ 
schaftlichen Prozesse und damit eine hohe Bil¬ 
dung voraus. Hinsichtlich der Spezifik der jugend¬ 
lichen Werktätigen sind besonders bei der Wei¬ 
terbildung die Bedingtheit von Bildung und Er¬ 
ziehung sowie die Persönlichkeitsentwicklung im 
und durch das Kollektiv bedeutsam. Gerade hier 
zeigt sich, daß die sozialistische Persönlichkeits¬ 
entwicklung nicht nur Ziel, sondern zugleich auch 
Bedingung, Voraussetzung, Triebkraft 23 ist. Die 


20 Zitiert nach H. Kuhrig, „Probleme der beruflichen 
Qualifizierung berufstätiger Mütter“, Informatio¬ 
nen des wissenschaftlichen Beirates „Die Frau in der 
sozialistischen Gesellschaft“, 1973/2, S. 87. 

21 Vgl. AO über die Förderung von vollbeschäftigten 
werktätigen Frauen für die Ausbildung zu Produk¬ 
tionsfacharbeiterinnen vom 12. 12. 1972, GBl. II 
Nr. 74 S. 860. 

22 Ausführlich zur Funktion des sozialistischen Ar¬ 
beitsrechts bei der Förderung der werktätigen Ju¬ 
gend im Betrieb vgl. P. Sander/W. Thiel. „Förde¬ 
rung der Frauen und Jugendlichen“, Schriftenreihe 
Arbeitsrecht in der Praxis, H. 8, Berlin 1974, 
S. 43 ff. 

23 F. Adler/A. Kretschmar, „Die sozialistische Per¬ 
sönlichkeit - Ziel, Erfordernis und Errungenschaft“, 
Einheit, 1978/1, S. 27. 
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Verantwortung des Betriebsleiters und der leiten¬ 
den Mitarbeiter bei der Aus- und Weiterbildung 
der Jugendlichen besteht vor allem darin, 24 

— bei der Jugend das Interesse an schöpferischer 
Tätigkeit zu wecken, 

— die Jugendlichen des Betriebes von Beginn des 
Lehrverhältnisses an bis zum vollständigen 
Hineinwachsen in den Produktions- und Ar¬ 
beitsprozeß kontinuierlich und planmäßig zu 
fördern, 

- befähigte Jugendliche für die Übernahme ver¬ 
antwortungsvoller Tätigkeiten und Funktionen 
im Betrieb und in anderen Bereichen vorzube¬ 
reiten sowie 

- alle Formen der politischen und fachlichen 
Weiterbildung und der Teilnahme an der Lei¬ 
tung und Planung des Betriebes mit hohem 
Verantwortungsbewußtsein für die Persönlich¬ 
keitsentwicklung der Jugendlichen zu nutzen. 25 

2 . 3 . 

Die Vorbereitung der individuellen Aus- 
und Weiterbildung der Werktätigen 

Hat der Betrieb die notwendigen Qualifizie¬ 
rungsmaßnahmen geplant, so sind die geeigneten 
Werktätigen für die Aus- und Weiterbildung zu 
gewinnen. Der Betrieb muß ermitteln, welche 
Werktätigen sich aus- und weiterbilden möchten, 
inwieweit sie für die vorgesehene Tätigkeit geeig¬ 
net sind, von welchen Werktätigen im Rahmen 
der ständigen Weiterbildung bestimmte Anforde¬ 
rungen zu erfüllen sind bzw. die erforderliche 
Qualifikation zu erbringen ist. Bei der Gewinnung 
der Werktätigen für bestimmte Qualifizierungs¬ 
maßnahmen sind deren Eignung für die vorgese¬ 
hene Tätigkeit, ihre Persönlichkeitsbildung, Qua¬ 
lifikation, Berufs- und Lebenserfahrung sowie ihr 
Leistungsvermögen und ihre Interessen zu be¬ 
rücksichtigen (§ 147 Abs. 1 AGB). Hieraus folgt, 
daß der Betrieb von der volkswirtschaftlichen und 
betrieblichen Notwendigkeit der jeweiligen Qua¬ 
lifizierung und von seinen Möglichkeiten sowie 
von persönlichen Voraussetzungen und Interes¬ 
sen der Werktätigen ausgehen muß. 

Unter Eignung des Werktätigen für eine be¬ 
stimmte Aus- und Weiterbildung,’ die meist Be¬ 
dingung für eine künftig auszuübende andere Ar¬ 
beitsaufgabe ist, sind alle individuellen Vorausset¬ 
zungen für die Erreichung des Bildungszieles und 
für die quantitäts- und qualitätsgerechte Erfüllung 
der künftigen Arbeitsaufgabe zu verstehen. 


Sie reichen von fachlichen und gesundheitli¬ 
chen Voraussetzungen bis hin zu Charaktereigen¬ 
schaften, die z. B. bei Leitungsfunktionen bedeut¬ 
sam sind. Hieraus ergibt sich, daß bei einer Aus- 
und Weiterbildung für eine andere Arbeitsauf¬ 
gabe dem Betrieb ein Auswahlrecht zusteht, das er 
im Zusammenwirken mit der zuständigen betrieb¬ 
lichen Gewerkschaftsleitung und dem Arbeitskol¬ 
lektiv im betrieblichen und im individuellen Inter¬ 
esse des Werktätigen ausübt. 

Geeignetes Instrument, um eine konkrete 
Maßnahme der Aus- und Weiterbildung vorzube- 
reiten und auch die Übereinstimmung der betrieb¬ 
lichen mit den persönlichen Interessen der Werk¬ 
tätigen zu erzielen, ist das Qualifizierungsge¬ 
spräch (§ 150 Abs. 1 AGB). 25 

Dem Werktätigen sind im Qualifizierungsge¬ 
spräch das Ziel und die Durchführung der Aus- 
und Weiterbildung zu erklären. Gleichzeitig geht 
es schon im Qualifizierungsgespräch darum, den 
möglichen späteren Einsatz des Werktätigen zu 
erörtern sowie ihn über die betrieblichen Unter¬ 
stützungsmöglichkeiten zu informieren. Ergibt 
sich im Qualifizierungsgespräch keine völlige 
Übereinstimmung hinsichtlich des Qualifizie¬ 
rungszieles oder des Zeitpunktes der Aus- und 
Weiterbildung, ist nach Möglichkeiten der Annä¬ 
herung der Interessen zu suchen. 

Das ist beispielsweise dann der Fall, wenn mehr 
Werktätige eine bestimmte Qualifizierung anstre¬ 
ben, als die betrieblichen Möglichkeiten bzw. die 
betriebliche Planung vorsehen. Hier müssen die 
Werktätigen entweder an anderen Qualifizie¬ 
rungszielen interessiert oder der Beginn der Qua¬ 
lifizierung für einen späteren Zeitraum festgelegt 
werden. Es treten jedoch auch Fälle auf, in denen 
die Werktätigen aus den verschiedensten Grün¬ 
den für eine bestimmte Qualifizierung ungeeignet 


24 Vgl. Gesetz über die Teilnahme der Jugend an der 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft und über ihre allseitige Förderung in der DDR 
— Jugendgesetz der DDR — vom 28. 1. 1974, GBl. I 
Nr. 5 S. 45. 

25 Vgl. Gemeinsamer Beschluß des Ministerrates der 
DDR, des Bundesvorstandes des FDGB und des 
Zentralrates der FDJ zur weiteren Förderung und 
Bildung von Jugendbrigaden vom 4. 2. 1977, Infor¬ 
mationsblatt — Beschlüsse und Informationen des 
Bundesvorstandes des FDGB, Nr. 3, Berlin 1977. 

26 Ausführlich hierzu: R. Hofmann, „Qualifizierungs¬ 
gespräche helfen die Wirksamkeit der Aus- und 
Weiterbildung zu erhöhen“, AuA, 1977/8, 
S. 246. 
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sind. Hier müß der Betrieb in enger Zusammen¬ 
arbeit mit der betrieblichen Gewerkschaftslei¬ 
tung 27 die Werktätigen davon überzeugen, daß sie 
die gewünschte Qualifizierung nicht durchführen 
können. Es sind ihnen die Gründe zu erläutern 
und andere Bildungsmaßnahmen vorzuschlagen. 
Ein Rechtsanspruch auf eine ganz bestimmte Bil¬ 
dungsmaßnahme besteht für den Werktätigen 
nicht. Er ist nur dann gegeben, wenn die entspre¬ 
chende Maßnahme Bestandteil seiner Arbeitsauf¬ 
gabe ist (§ 149 Abs. 2 AGB) oder wenn er nach 
§ 102 Abs. 2 die erforderliche Qualifikation zu 
erwerben hat. 

2 . 4 . 

Die Pflichten des Betriebes 
während der Aus- und Weiterbildung 

Besondere Pflichten zur Unterstützung der Werk¬ 
tätigen während der Durchführung der Aus- und 
Weiterbildung liegen in der Verantwortung des 
Betriebes. Die in § 150 AGB formulierten Ein¬ 
zelpflichten sind sachlich und zeitlich an die Errei¬ 
chung des Qualifizierungszieles gebunden. Sie be¬ 
ginnen mit dem Qualifizierungsgespräch ünd en¬ 
den mit der Aushändigung des Nachweises über 
die erfolgreich beendete Aus- und Weiterbildung. 

Die Pflichten des Betriebes nach § 150 Abs. 2 
AGB sind vor allem darauf gerichtet, die Anfor¬ 
derungen, die sich aus der Aus- und Weiterbil¬ 
dung an die Werktätigen ergeben, in Überein¬ 
stimmung mit den Pflichten zur Erfüllung der Ar¬ 
beitsaufgaben und den persönlichen Verpflich¬ 
tungen der Werktätigen zu bringen. Deshalb wird 
an erster Stelle auf eine individuelle Gestaltung 
der Arbeitszeit und auf Freistellung von der Ar¬ 
beit orientiert. Weitere Möglichkeiten der Unter¬ 
stützung sind u. a., erfahrene Facharbeiter, Mei¬ 
ster oder andere Werktätige als Paten und Mento¬ 
ren einzusetzen und den Erfahrungsaustausch zur 
Verallgemeinerung guter Methoden und Ergeb¬ 
nisse zu organisieren. Vorgesehen werden kann 
auch die Erstattung bestimmter persönlicher 
Aufwendungen für die Aus- und Weiterbildung, 
die gezielte Verwendung ideeller und materieller 
Formen der Stimulierung guter Lernergebnisse, 
die Bereitstellung von Fachliteratur oder anderen 
Studienmaterialien und, soweit erforderlich, die 
Unterbringung und Betreuung von Kindern wäh¬ 
rend der Teilnahme am Unterricht. Eine weitere 
Form der Unterstützung besteht darin, den Ver¬ 
lauf der Qualifizierung und die Lernergebnisse 


des Werktätigen regelmäßig einzuschätzen und 
nach den jeweiligen Erfordernissen weitere Maß¬ 
nahmen festzulegen, die eine erfolgreiche Been¬ 
digung der Qualifizierung sichern. 28 Welche 
Maßnahmen im einzelnen festzulegen sind, ergibt 
sich aus den jeweiligen spezifischen Möglichkei¬ 
ten des Betriebes, den persönlichen Bedingungen 
des Werktätigen und zum Teil auch aus ausdrück¬ 
lichen Verpflichtungen, die sich aus den Rechts¬ 
vorschriften ergeben. 29 

i 

s 

2 . 5 . 

Der qualifikationsgerechte Einsatz 
des Werktätigen 

Der Nutzeffekt einer erworbenen Qualifikation 
hängt in hohem Maße von einem qualifikationsge¬ 
rechten Einsatz des Werktätigen ab, 30 der ge¬ 
währleistet, daß das individuelle Arbeitsvermö- 


27 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, daß jede be¬ 
triebliche Aktivität bei der Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen in engem Zusammenwirken mit 
den jeweiligen zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitungen zu erfolgen hat. Die Rechte der 
Gewerkschaften sind ausdrücklich im Kap. 7 AGB 
fixiert. Ausführlich hierzu: Berufsausbildung/Aus- 
und Weiterbildung, a. a. O., S. 149 ff. 

28 Weitere Pflichten des Betriebes ergeben sich aus der 
Kostenregelung des § 152 AGB und aus dem Quali¬ 
fizierungsvertrag - § 154 AGB. Vgl. hierzu die Ab¬ 
schnitte 4 und 5 dieses Kapitels. 

29 So enthält z. B. die AO über die Förderung von voll- 
beschäftigten werktätigen Frauen für die Ausbil¬ 
dung zu Produktionsfacharbeiterinnen, a. a. O., ne¬ 
ben anderen Festlegungen über die Unterstützung 
der Frauen auch eine Regelung über die Freistellung 
von der Arbeit, wobei werktätige Frauen mit mehre¬ 
ren Kindern und Schichtarbeiterinnen besonders be¬ 
rücksichtigt werden (§ 4). Die Regelungen über das 
Fern- und Abendstudium enthalten ebenfalls Fest¬ 
legungen über die Freistellung von der Arbeit, vgl. 
AO über die Freistellung von der Arbeit sowie über 
finanzielle Regelungen für das Fern- oder Abend¬ 
studium und die Weiterbildungsmaßnahmen an den 
Hoch- und Fachschulen vom 1. 7. 1973, GBl. I 
Nr. 31 S. 305. 

30 Gegenwärtig sind nicht überall die Voraussetzungen 
gegeben, um die erworbenen Kenntnisse und Fertig¬ 
keiten der Werktätigen voll zur Wirkung zu bringen. 
Einerseits sind eine Reihe von Arbeitsplätzen - vor 
allem in den Bereichen und Tätigkeitsgebieten der 
materiellen Produktion - nicht qualifikationsgerecht 
besetzt, zum anderen aber üben Werktätige zum Teil 
Tätigkeiten aus, die unter dem erworbenen Qualifi- 
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gen gesellschaftlich wirksam wird, Bildungsverlu¬ 
ste vermieden werden und der Werktätige den be¬ 
trieblichen und persönlichen Nutzen seiner Quali¬ 
fikation erkennt. Der Betrieb hat die Pflicht 
(§ 147 Abs. 2 AGB), den Werktätigen, der sich 
für die Übernahme einer anderen Arbeitsaufgabe 
qualifiziert hat, nach Erreichung des vereinbarten 
Bildungszieles entsprechend seiner Qualifikation 
und seinen Fähigkeiten sowie unter Berücksichti¬ 
gung der gesellschaftlichen Erfordernisse einzu¬ 
setzen. Bei der Vereinbarung einer anderen Ar¬ 
beitsaufgabe sind daher sowohl die erreichte Qua¬ 
lifikation als auch die sonstigen Fähigkeiten zu be¬ 
achten, über die der Werktätige zur Erfüllung die¬ 
ser Aufgabe verfügen muß. 

Die erfolgreich absolvierte Maßnahme der 
Aus- oder Weiterbildung begründet keinen An¬ 
spruch auf Vereinbarung einer bestimmten Arbeits¬ 
aufgabe. Der Betrieb hat auch hier - wie bei je¬ 
dem Arbeits- oder Änderungsvertrag — die Eig¬ 
nung des Werktätigen zu prüfen. 

Der Betrieb kann weiterhin jeweils nur im 
Rahmen seiner Möglichkeiten (Struktur- und Ar¬ 
beitskräfteplan) bzw. derjenigen, die unter Um¬ 
ständen auch in anderen Betrieben im Territorium 
vorhanden sind, zum qualifikationsgerechten Ein¬ 
satz verpflichtet werden. Das Gesetz umschreibt 
diese Voraussetzung mit gesellschaftlichem Er¬ 
fordernis. Hat der Betrieb seine Bildungserfor¬ 
dernisse wissenschaftlich ermittelt und geplant, 
liegt keine Veränderung seiner Struktur vor und 
hat sich der Werktätige bezüglich seiner Qualifi¬ 
kation und seiner Fähigkeiten in der beabsichtig¬ 
ten und gewünschten Art und Weise entwickelt, so 
wird der qualifikationsgerechte Einsatz, d. h. die 
Vereinbarung einer entsprechenden Arbeitsauf¬ 
gabe im Arbeits- oder.Änderungsvertrag keine 
Schwierigkeiten bereiten. 

Bei der Beantwortung der Frage, ob es sinn¬ 
voll ist, den späteren Einsatz des Werktätigen in 
den Vertrag aufzunehmen, müssen zwei Probleme 
berücksichtigt werden. Einerseits wird natürlich 
der Werktätige Um so intensiver und fleißiger an 
seiner Weiterbildung arbeiten, je früher sein spä¬ 
terer Einsatz, d. h. seine Perspektive geklärt ist. 
Zum anderen sind gleichzeitig die betrieblichen 
und volkswirtschaftlichen Entwicklungsbedin¬ 
gungen zu beachten. Es wird kaum Schwierigkei¬ 
ten bereiten, den künftigen Einsatz eines Werktä¬ 
tigen festzulegen, wenn es sich um kurzfristige 
Qualifizierungen handejt bzw. wenn die Perspek¬ 
tive des Betriebes unumstößlich ist. Klarheit über 
den späteren Einsatz muß besonders dann vor¬ 


handen sein, wenn die Qualifizierung auf Grund 
bereits beginnender Rationalisierungsmaßnah¬ 
men erfolgt. Problematischer wird die rechtzeitige 
Vereinbarung einer neuen Arbeitsaufgabe, wenn 
es sich um eine langfristige Qualifizierung oder um 
eine Qualifizierung für die Kaderreserve handelt. 
Hier ist es dem Betrieb — sowohl aus der Sicht sei¬ 
ner eigenen Entwicklung als auch der des Werktä¬ 
tigen über einen längeren Zeitraum hinweg - nicht 
immer möglich, die spätere Arbeitsaufgabe exakt 
zu bestimmen und zu vereinbaren. Selbstver¬ 
ständlich bedeutet das nicht, daß sich der Werktä¬ 
tige in Unkenntnis über seine persönliche Ent¬ 
wicklung und seinen späteren Einsatz weiterbil¬ 
det. Auch hier gilt die Regelung des § 147 Abs. 2 
AGB, die zusätzliche Vereinbarungen über die 
künftige Arbeitsaufgabe im Qualifizierungsver¬ 
trag nicht erforderlich macht. Zur Vermeidung 
unnötiger Konflikte sollte die genaue Arbeitsauf¬ 
gabe nur darfn vereinbart werden, wenn der Be-' 
trieb völlige Klarheit darüber besitzt und wenn er 
nicht nur das Qualifikatiönsergebnis des Werk¬ 
tätigen, sondern auch alle anderen Fähig¬ 
keiten, die dieser zur Erfüllung seiner Ar¬ 
beitsaufgabe besitzen muß, einschätzen 
kann. In diesen Fällen muß die dafür gesetzlich 
vorgesehene Vertragsform - nämlich der Ände- 
, rungsvertrag - genutzt werden. Das bedeutet, daß 
die Betriebe in jedem Fall bei Qualifizierung aus 
Rationalisierungsgründen und bei kurzfristigen 
Qualifizierungen mit Abschluß des Qualifizie¬ 
rungsvertrages gleichzeitig die Änderung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses in einem Änderungsver¬ 
trag vereinbaren sollten, spätestens jedoch drei 
Monate vor Ende der Qualifizierung (§ 49 Abs. 2 
AGB). Im Interesse der Rechtssicherheit der 
Werktätigen sollten die Betriebe ebenfalls drei 
Monate vor Ablauf des Qualifizierungsvertrages 
bzw. vor Beendigung der Qualifizierung einen 
Änderungsvertrag abschließen, wenn es sich um 
längerfristige Maßnahmen handelt. In verschie¬ 
denen Rechtsvorschriften sind für ausdrücklich 
festgelegte Personengruppen längere Fristen ent¬ 
halten. 31 In allen Fällen entsteht der Rechtsan¬ 
spruch auf die Beschäftigung mit einer bestimm¬ 
ten Arbeitsaufgabe nur aus einem Arbeits- oder 


kationsniveau liegen. Deshalb kommt der konse¬ 
quenten Verwirklichung des § 73 f. AGB erhöhte 
Bedeutung auch bei der Lösung dieser Probleme zu. 

31 Die.AO zur Durchführung der Ausbildung von 
Frauen im Sonderstudium an Hoch- und Fachschu¬ 
len vom 15. 5. 1970, GBl. II Nr. 54 S. 407, fordert 
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Änderungsvertrag. Auch aus § 147 Abs. 2 AGB 
kann kein unmittelbarer Rechtsanspruch auf Ein¬ 
satz mit einer bestimmten Arbeitsaufgabe abge¬ 
leitet werden. 


3 . 

Die Verantwortung der Werktätigen 
für die eigene Aus- und Weiterbildung 

3 . 1 . 

Die generellen Pflichten der Werktätigen 
bei der Aus- und Weiterbildung 

Aus dem Grundrecht auf Bildung ergibt sich 
gleichzeitig die Verpflichtung jedes einzelnen, 
sein Wissen und Können in Übereinstimmung mit 
den Aufgaben des Betriebes ständig zu vervoll¬ 
ständigen. Wie bei allen vom Arbeitsrecht näher 
ausgestalteten Grundrechten wird auch hier von 
der Einheit von Berechtigung und Verpflichtung 
ausgegangen. 32 Die Realisierung dieser Einheit 
von Recht und Pflicht zur Aus- und Weiterbildung 
ist je nach dem Verhältnis von Arbeitsaufgabe 
und Bildung unterschiedlich rechtlich ausgestal¬ 
tet, und sie setzt voraus, daß der Betrieb seine 
Verantwortung Wahrnimmt, alle Bedingungen für 
die planmäßige Aus- und Weiterbildung ■ der 
Werktätigen zu schaffen. 

Die Aus- und Weiterbildung ist eine gesell¬ 
schaftliche Notwendigkeit, aber auch ein Bedürf¬ 
nis jedes einzelnen. Die Werktätigen erkennen 
ihre Verantwortung, die aus der gesellschaftlichen 
Entwicklung im Sozialismus für sie erwächst. 
Dazu gehört auch die ständige Erhöhung ihres 
Qualifikationsniveaus als Teil initiativreichen 
Handelns der Werktätigen. Das sozialistische Ar¬ 
beitsrecht hat die Aufgabe, diesen Erkenntnispro¬ 
zeß und die Initiative mit seinen spezifischen Mit¬ 
teln zu unterstützen. Es stimuliert die Qualifizie¬ 
rung über vielfältige Maßnahmen der materiellen 
und moralischen Anerkennung, es formuliert je¬ 
doch auch bestimmte Pflichten. 33 Insoweit sind 
die Pflichten des Werktätigen zur Aus- und Wei¬ 
terbildung Bestandteil der sozialistischen Ar¬ 
beitsdisziplin. Sozialistische Disziplin ist schöpfe¬ 
rische Disziplin, die den Menschen zum Beherr¬ 
scher der gesellschaftlichen Lebensprozesse 
macht, die Freiwilligkeit, persönliches Engage¬ 
ment, bewußtes Verhalten im Sinne des Notwen¬ 


digen einschließt. Disziplin und Initiative sind 
nicht nur unerläßliche Elemente bei der Gestal¬ 
tung des Sozialismus, sondern sie sind auch un¬ 
trennbar miteinander verbunden. Sie stellen im 
Sozialismus eine dialektische Einheit dar und sind 
„ ... in einer initiativreichen Disziplin und diszi¬ 
plinierten Initiative der Werktätigen dialektisch 
identisch“. 34 Bildung und daraus erwachsende 
Sachkunde sind Bestandteil dieses Zusammen¬ 
hanges. Zur iniativreichen Arbeitsdisziplin gehört 
daher auch das Streben nach Vervollkommnung 
der Kenntnisse und Fähigkeiten zur besseren Lö¬ 
sung der Arbeitsaufgaben und zur bewußten Teil¬ 
nahme an der Gestaltung des betrieblichen Lei¬ 
tungsprozesses. 

Die Qualität/der Rechte und Pflichten der 
Werktätigen und die Sanktionierbarkeit der 
Pflichtverletzung mit arbeitsrechtlichen Mitteln 


in § 5 Abs. 1, daß der künftige Einsatz der Frauen 
spätestens 1 Jahr vor Abschluß des Studiums zwi¬ 
schen den Frauen und dem Betrieb, in dem der Ein¬ 
satz erfolgt, im Arbeitsvertrag bzw. Änderungsver¬ 
trag zu vereinbaren ist. Eine ähnliche Regelung ent¬ 
hält die AO über die Förderung von vollbeschäftig¬ 
ten Frauen für die Ausbildung zu Produktionsfach¬ 
arbeiterinnen, a. a. O. Sie verpflichtet die Leiter der 
Betriebe (§ 3 Abs. 4), die Frauen entsprechend der 
erworbenen Qualifikation einzüsetzen. 

32 ln der arbeitsrechtlichen Literatur wurde jahrelang 
über die Frage, ob es sich dabei für jede Art der Qua¬ 
lifizierung um eine Rechtspflicht handelt, ein lebhäf- 
ter Meinungsstreit geführt. Vgl. dazu H. Pogodda, 
„Die Rechtspflicht zur Qualifizierung und Qualifi¬ 
zierungsvertrag“, AuA, 1964/20, S. 472 ff.; E. Pät¬ 
zold, „Zum Problem der Qualifizierungspflicht und 
Qualifizierungsvertrag“, AuA, 1964/14, S. 330 ff.; 
S. Seidel, „Charakter, Inhalt und Form des Qualifi¬ 
zierungsvertrages“, AuA, 1967/17, S. 400 ff. und 
1967/18, S. 424 ff.; H. Pogodda/O. Boßmann, „Die 
Rechtspflicht zur Qualifizierung und die Qualifizie¬ 
rungskosten“, AuA, 1968/2, S. 39 ff.; Arbeitsrecht 
der DDR, Berlin 1970, S. 338 ff.; R. Ko- 
bert/P. Sander/W. Thiel, „Berufsbildung“, Schrif¬ 
tenreihe Arbeitsrecht in der Praxis, H. 4 a. a. O., 
S. 54 ff.; O. Boßmann/R. Hofmann/H. Wittstock, 
„Die arbeitsrechtliche Ausgestaltung der Qualifizie¬ 
rung der Werktätigen“, Schriftenreihe über Arbeits¬ 
recht, 1975/24, a. a. O., S. 36 f.; „Berufsausbil¬ 
dung, Aus- und Weiterbildung“, Schriftenreihe zum 
Arbeitsgesetzbuch der DDR, a. a. O., S. 115 ff. 

33 Vgl. ausführlich hierzu: O. Boßmann/R. Hof¬ 
mann/H. Wittstock, „Die arbeitsrechtliche Ausge¬ 
staltung . . .“, a. a. O., S. 62 ff. 

34 H. Erdmann/A. Golub/W. Scheler, Ökonomie und 
Moral im Sozialismus, Berlin 1975, S. 253. 
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sind jedoch unterschiedlich. Sie ergeben sich aus 
den verschiedenen Arten der Aus- und Weiterbil¬ 
dung, 35 die wiederum aus den unterschiedlichen 
Anforderungen abzuleiten sind, die die betriebli¬ 
che Arbeitsteilung, die Anreicherung und Verän¬ 
derung vertraglich vereinbarter Arbeitsaufgaben, 
der ständige politische, ökonomische und tech¬ 
nisch-technologische Fortschritt der Gesellschaft 
an den Werktätigen stellen sowie aus seinen indi¬ 
viduellen Wünschen, aus der Entwicklung und 
Veränderung seines Arbeitsvermögens. 

Mit der Regelung in § 145 Abs. 1 AGB wird 
davon ausgegangen, daß die Aus- und Weiterbil¬ 
dung der Werktätigen der Erweiterung und dem 
Erwerb hoher Kenntnisse und Fertigkeiten zur 
Erfüllung der vertraglich vereinbarten bzw. einer 
vorgesehenen Arbeitsaufgabe dient. Hieraus so¬ 
wie in Verbindung mit den §§ 80 Abs. 1, 44 
Abs. 2, 102 AGB sind folgende Arten ablesbar: 

— ständige Weiterbildung im Rahmen und zur Er¬ 
füllung der arbeitsvertraglich vereinbarten Ar¬ 
beitsaufgabe, 

— Aus- und Weiterbildung mit dem Ziel, die für 
die vertraglich vereinbarte Arbeitsaufgabe er¬ 
forderliche Qualifikation zu erwerben, 

— Aus- und Weiterbildung mit dem Ziel, eine an¬ 
dere Arbeitsaufgabe zu übernehmen. > 

3 . 2 . 

Die ständige Weiterbildung 
im Rahmen der arbeitsvertraglich 
vereinbarten Arbeitsaufgabe 

Diese Qualifizierung wird für die Werktätigen al¬ 
ler Berufe immer mehr zur hauptsächlichen und' 
vorrangigen Art, ihr Wissen, Können und ihre Fer¬ 
tigkeiten zu erweitern. Es muß davon ausgegan¬ 
gen werden, daß sich das Wissen in immer kürze¬ 
ren Abständen verdoppelt und daß vorhandenes 
Wissen gesellschaftlich entwertet wird bzw. veral¬ 
tet. Diese Entwicklung erstreckt sich auf alle Ge¬ 
biete des gesellschaftlichen Lebens und wirkt sich 
mehr oder weniger auf alle Arbeitsaufgaben aus. 
Waren es vormals besonders solche Berufe wie 
Lehrer oder Arzt, die eine ständig weitergehende 
Bildung erforderten, so können heute beispiels¬ 
weise Leiter aller Ebenen und Bereiche, Techni¬ 
ker, aber immer mehr auch Produktionsarbeiter 
ihre Aufgaben nicht mehr ohne ständige Wissens¬ 
erweiterung erfüllen. Es ist allgemein anerkannt, 
daß ein einmal erlernter Beruf nicht mehr für das 
ganze Berufsleben ausreicht. Die wissenschaft¬ 


lich-technische Entwicklung und die Intensivie¬ 
rung der Arbeit modifizieren die Arbeitsaufga¬ 
ben, führen zu teilweise neuen Anforderungen 
und damit zur Notwendigkeit, zusätzliche Kennt¬ 
nisse zu erwerben. Die ständige Weiterbildung er¬ 
fordert für jeden einzelnen, sowohl die für die Er¬ 
ledigung der unmittelbaren Arbeitsaufgabe erfor¬ 
derlichen Kenntnisse zu erweitern als auch bes¬ 
sere Voraussetzungen für die sachkundigere Teil¬ 
nahme an der Leitung und Planung des Betriebes 
zu erwerben. Es ist insgesamt eine höhere Allge¬ 
meinbildung anzustreben. Diese Qualifizierung 
bedeutet, alle Werktätigen an ständiges Lernen zu 
gewöhnen. Sie ist für alle Werktätigen in unserer 
Gesellschaft eine verpflichtende Forderung, die 
sich aus dem Arbeitsrechtsverhältnis ergibt. 

So hat jeder Werktätige nach § 149 Abs. 1 im 
Interesse der effektiven Teilnahme am Arbeits¬ 
prozeß die ehrenvolle Pflicht, sich entsprechend 
den höheren Anforderungen, die sich aus dem 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt ergeben, 
ständig weiterzubilden. Das bezieht sich sowohl 
auf die ständige Weiterbildung im Rahmen der 
arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitsaufgabe 
als auch darauf, sich bei Produktionsumstellung 
des Betriebes aus Rationalisierungs- oder anderen 
Gründen im Rahmen der gesellschaftlich gefor¬ 
derten und individuell gegebenen Möglichkeiten 
aus- oder weiterzubilden. Nutzt der Werktätige 
die erforderlichen und vom Betrieb gewährten 
Maßnahmen der ständigen Weiterbildung nicht, 
und kommt es durch Verletzung dieser morali¬ 
schen Verpflichtung dazu, daß er seine Arbeits¬ 
aufgaben infolge fehlender Voraussetzungen 
nicht mehr qualitäts- und quantitätsgerecht er¬ 
füllt, so kann der Betrieb mit den möglichen ar¬ 
beitsrechtlichen Mitteln reagieren. Dies können 
Formen der disziplinarischen Verantwortlichkeit 
sein, wenn durch schuldhafte Pflichtverletzung die 
Arbeitsaufgaben nicht ordnungs- oder fristgemäß 
erfüllt werden. Möglich ist jedoch auch die Ände¬ 
rung oder Beendigung des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses aus Gründen eingetretener Nichteignung. 

In § 149 Abs. 2 AGB ist eine Rechtspflicht zur 


35 Die Art der Aus- und Weiterbildung kennzeichnet 
die Qualifizierungsmaßnahme im Verhältnis zur 
arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitsaufgabe. 
Der Begriff Art der Aus- und Weiterbildung wurde 
erstmalig im Arbeitsrecht der DDR, a. a. O., 
S. 337 f. verwendet und hat seitdem Eingang in alle 
monographischen Publikationen zur Aus- und 
Weiterbildung gefunden. 
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Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen veran¬ 
kert, soweit diese zur Arbeitsaufgabe des Werktä¬ 
tigen gehören. Das sind z. B. Dienstschulungen, 
Formen der Belehrung im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz nach §§ 211 ff. AGB u. a. Sol¬ 
che notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen ge¬ 
hören dann zu den Rechtspflichten der Werktäti¬ 
gen, wenn sie 

- unmittelbarer Bestandteil der vereinbarten 
Arbeitsaufgabe sind bzw. sich aus den Anforde¬ 
rungen der Arbeitsaufgabe ergeben; 

- für die Erfüllung der Arbeitsaufgabe zwingend 
notwendig sind; 

- ständige, zeitlich unbegrenzte, wiederkehrende 
Qualifizierungen darstellen, die sich von zeit¬ 
lich begrenzten und vereinbarten Qualifizie¬ 
rungen unterscheiden; 

- sachlich und zeitlich von der unmittelbaren Ar¬ 
beitstätigkeit nicht zu trennen sind; 

- durch Rechtsvorschriften, überbetriebliche 
Regelungen oder betriebliche arbeitsrechtliche 
Regelungen vorgeschrieben werden. 

Rechtlich ist der Werktätige zur Durchfüh¬ 
rung der Aus- und Weiterbildung auch dann ver¬ 
pflichtet, wenn er seine Teilnahme an der geplan¬ 
ten Aus- und Weiterbildung mit dem Betrieb ver¬ 
einbart hat. Das AGB geht davon aus, daß jede 
Teilnahme an Maßnahmen der Aus- und Weiter¬ 
bildung - mit Ausnahme derjenigen nach § 149 
Abs. 2 - zwischen dem Betrieb und dem Werktä¬ 
tigen zu vereinbaren ist. Hat der Werktätige die 
Teilnahme an Aus- und Weiterbildungsmaßnah¬ 
men mit dem Betrieb vereinbart, so entstehen für 
ihn arbeitsrechtliche Verpflichtungen, die verein¬ 
barte Bildung zu realisieren, das Bildungsziel zu 
erreichen und alle gebotenen Möglichkeiten hier¬ 
bei zu nutzen. In § 153 Abs. 1 AGB ist festgelegt, 
daß die im Qualifizierungsvertrag vereinbarten 
Rechte und Pflichten Bestandteil des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses sind. Damit sind sie gleichzei¬ 
tig Bestandteil der sozialistischen Arbeitsdisziplin 
und nach ihren Grundsätzen auch stimulier- und 
sanktionierbar. An dieser Art der Aus- und Wei¬ 
terbildung wird deutlich, daß die Gesellschaft den 
Betrieb verpflichtet, alle möglichen Bedingungen 
zu schaffen, um den wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt oder aus Effektivitätserwägungen er¬ 
forderlich werdende Strukturveränderungen nicht 
zu Lasten des Werktätigen und seiner Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen durchzuführen, sondern 
mit ihm und zu seinem Nutzen. 


3 . 3 . 

Die Aus- und Weiterbildung zum Erwerb 
der erforderlichen Qualifikation 

Diese Art der Qualifizierung war in den zurück¬ 
liegenden Jahren vorrangig. Ihre Bedeutung 
nahm und nimmt weiter in dem Maße ab, wie das 
Grundrecht auf Bildung zielstrebig verwirklicht 
wird. Wird der Nachwuchs an qualifizierten Fach¬ 
kräften über die Berufsausbildung, über 
Hoch- und Fachschulen und andere Bildungsein¬ 
richtungen planmäßig und mit der erwarteten 
Qualität ausgebildet, erübrigt sich eine nachträgli¬ 
che Aus- und Weiterbildung. 

Auch der qualifikationsgerechte Einsatz der 
Arbeitskräfte durch die Betriebe hilft diese Art 
der Aus- und Weiterbildung einzuschränken. 
Dennoch wird sie auch künftig nicht überflüssig 
sein. Die Ursachen hierfür liegen vor allem in den 
wachsenden Arbeitsanforderungen begründet, 
die sich in Einzelfällen schneller entwickeln kön¬ 
nen als die Fähigkeiten der Werktätigen, sie kön¬ 
nen in Arbeitskräfteproblemen bestehen oder 
auch in möglichem, begründetem und gerechtfer¬ 
tigtem Berufswechsel. 

Qualifizierung für die Arbeitsaufgabe bedeu¬ 
tet, daß der Werktätige noch nicht die Qualifika¬ 
tion besitzt, die zur Erfüllung der im Arbeitsvertrag 
vereinbarten Aufgabe notwendig ist. Die erfor¬ 
derliche Qualifikation zu erwerben ist Rechts¬ 
pflicht des Werktätigen und damit Bestandteil der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin. Eine rechtliche 
Regelung über den Erwerb der erforderlichen 
Qualifikation erfolgt im Zusammenhang mit 
Mängeln des Arbeitsvertrages in § 44 Abs. 2 und 
im Zusammenhang mit lohnrechtlichen Regelun¬ 
gen in § 102 Abs. 2 AGB. Hier ist gleichfalls die 
Bestimmung des § 102 Abs. 3 zu beachten, die 
vorschreibt, daß Werktätige mit langjähriger Be¬ 
rufserfahrung den erforderlichen Qualifikations¬ 
grad nicht besonders nachweisen müssen, wenn 
sie durch ihre Leistungen zeigen, daß sie die für 
die Ausführung der Arbeitsaufgabe festgelegte 
Qualifikation besitzen. 36 


36 Vgl. hierzu: AO über die Facharbeiterprüfung in 
der sozialistischen Berufsbildung - Facharbeiter¬ 
prüfungsordnung — vom 24. 2. 1978, GBl. I Nr. 9 
S. 117, bes. § 10. 
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3 . 4 . 

Die Aus- und Weiterbildung 
für eine andere Arbeitsaufgabe 

Die sozialistische Gesellschaft ist auch daran in¬ 
teressiert, daß sich Werktätige in Übereinstim¬ 
mung mit den betrieblichen und gesellschaftlichen 
Notwendigkeiten für eine andere Arbeitsaufgabe 
qualifizieren. Führt die gesellschaftliche Entwick¬ 
lung, insbesondere der wissenschaftlich-techni¬ 
sche Fortschritt, zu einer neuen Qualität der Ar¬ 
beitsbedingungen, so werden auch qualitativ neue 
Berufe, Fähigkeiten usw. erforderlich. Diese Art 
der Qualifizierung gewinnt besonders dort an Be¬ 
deutung, wo neue Technologien eingeführt wer¬ 
den oder die sozialistische Rationalisierung zur 
Umstrukturierung, zur Änderung des Produk¬ 
tionsprofils usw. führt, so daß ein bestimmter Teil 
von Werktätigen eine neue Qualifikation für eine 
andere Tätigkeit im gleichen oder für eine Tätig¬ 
keit in einem anderen Betrieb erwerben muß. 

An dieser Art der Aus- und Weiterbildung 
wird deutlich, daß die Gesellschaft den Betrieb 
verpflichtet, alle Bedingungen zu schaffen, damit 
Veränderungen im Gefolge des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts oder aus Effektivitätser¬ 
wägungen nicht zu Lasten des Werktätigen und 
seiner Arbeits- und Lebensbedingungen gehen, 
sondern mit ihm und auch zu seinem Nutzen 
durchgeführt werden. 

Aus- und Weiterbildung für eine andere Ar¬ 
beitsaufgabe kann sich auch aus gemeinsamen In¬ 
teressen der Partner des Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses ergeben, wenn eine höher bewertete Tätigkeit 
ausgeübt oder ein Arbeitsbereich mit höherer 
Verantwortung übernommen werden soll. 

Sie ist auch möglich, wenn die Fähigkeiten und 
Fertigkeiten des Werktätigen aus unterschiedli¬ 
chen individuellen Gründen (z. B. gesundheitli¬ 
che Eignung) die Erfüllung der bisherigen Arbeits¬ 
aufgabe nicht mehr zulassen. 

In allen Fällen hat der Werktätige, wenn die 
geforderten Voraussetzungen vorliegen, ein 
Recht auf Veränderung oder Erweiterung seiner 
Qualifikation. Er selber ist im gesellschaftlichen 
und in seinem eigenen Interesse moralisch ver¬ 
pflichtet, die gebotenen Voraussetzungen zu nut¬ 
zen. 


4 . 

Die Kosten der Aus- und Weiterbildung 
4 . 1 . 

Grundsätze der Kostenregelung 

Die Kostenregelung beinhaltet die Pflichten der 
Partner des Arbeitsrechtsverhältnisses hinsicht¬ 
lich der Gewährleistung der finanziellen und ma¬ 
teriellen Voraussetzungen der Aus- und Weiter¬ 
bildung. Sie ist eine wesentliche Rechtsform, die 
neben den Ansprüchen auf Freistellung von der 
Arbeit und den Möglichkeiten der Förderung 
durch Lohn und Prämie die Qualifizierungsbereit¬ 
schaft und die Erreichung des Qualifizierungszie¬ 
les stimuliert. Nach einem jahrelangen Meinungs¬ 
streit zu den Kosten der Aus- und Weiterbildung 
gibt es im Arbeitsgesetzbuch erstmalig eine zu¬ 
sammengefaßte, alle Kostenarten erfassende 
rechtliche Festlegung. 

Mit § 152 des AGB werden günstige Bedin¬ 
gungen für eine einheitliche Verfahrensweise in 
allen Betrieben und Einrichtungen geschaffen, die 
bei richtiger Anwendung zu höherer Rechtssi¬ 
cherheit der Werktätigen führt. 37 

Die Kostenregelung ist Ausdruck der Verant¬ 
wortung des sozialistischen Staates, der Betriebe, 
Einrichtungen und Institutionen für die Aus- und 
Weiterbildung der Werktätigen. Sie geht davon 
aus, daß der Betrieb die Voraussetzungen für die 
erfolgreiche Durchführung der Aus- und Weiter¬ 
bildung zu schaffen und vor allem die erforderli¬ 
chen materiellen und finanziellen Mittel bereit¬ 
zustellen hat (§ 146 Abs. 2 AGB); Auf dieser 
Grundlage legt § 152 AGB fest, welcher Partner 
des Arbeitsrechtsverhältnisses Kosten und Ge¬ 
bühren zu tragen hat und bei Vorliegen welcher 
Bedingungen der Betrieb sämtliche Kosten und 
Gebühren übernehmen muß. 


37 Die Kompliziertheit der Kostenregelung und ihre 
Anwendung in der Praxis besteht vor allem darin, v 
daß neben unterschiedlichen Meinungen über die 
Verantwortung der Betriebe und die Verantwor¬ 
tung jedes einzelnen Werktätigen zur Qualifizie¬ 
rung sowie über den richtigen Einsatz vorhandener 
materieller Mittel unterschiedliche Praktiken anzu¬ 
treffen sind, die die Verwirklichung einer generali¬ 
sierenden Entscheidung in Form einer Rechtsnorm 
erschweren. 
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4 . 2 . 

Die Kosten, 

die der Betrieb zu tragen hat 

Die Kosten für die Schaffung und Unterhaltung 
von Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen hat der Betrieb entsprechend den 
Rechtsvorschriften zu tragen. Dabei ist es gleich, 
ob der Betrieb über eigene Bildungseinrichtungen 
verfügt oder ob es sich um die Einrichtungen eines 
anderen Betriebes handelt, die er für seine Werk¬ 
tätigen nutzt und an deren Kosten er sich beteiligt. 
Bei den entstehenden Kosten handelt es sich um 
solche, 

- die im Zusammenhang mit der Schaffung der 
Einrichtungen entstehen, d. h. der Errichtung 
oder Einrichtung von Gebäuden oder Räumen, 
der Anschaffung von Lehr- und Lernmitteln 
und Unterhaltungskosten sowie Mittel für die 
Instandhaltung; 

- die als Lohne, Gehälter und Honorare für Be¬ 
schäftigte der Einrichtungen bzw. für Dozenten 
verausgabt werden; 

- die als Aufwendungen für die gesetzlich festge¬ 
legten Ausgleichszahlungen bei Freistellung 
der Werktätigen zum Zwecke der Qualifizie¬ 
rung vom Betrieb zu tragen sind. 

Der letzte Satz des § 152 Abs. 1 besagt, daß 
diese Kosten dem Werktätigen nicht auferlegt 
werden dürfen. Die Betriebe sind auch nicht be¬ 
rechtigt, diese Kosten nach abgeschlossener Qua¬ 
lifizierung oder als Form arbeitsrechtlicher Ver¬ 
antwortlichkeit bei vorliegenden pflichtwidrigen 
Verhaltensweisen zurückzufordern. 

Vereinzelt auch heute in der Praxis noch anzutref¬ 
fende Verpflichtungen in Qualifizierungsverträgen, 
in denen die Werktätigen bei Vorliegen bestimmter 
Umstände - z. B. wenn innerhalb einer bestimmten 
Frist nach abgeschlossener Qualifizierung das Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis durch den Werktätigen been¬ 
det wird - einen Teil der Kosten nach § 152 Abs. 1 
AGB zurückerstatten sollen, sind unwirksam. 

4 . 3 . 

Die Gebühren und Kosten, 
die der Werktätige zu tragen hat 

Aus der Pflicht des Betriebes, die Voraussetzun¬ 
gen für die erfolgreiche Durchführung der Aus- 
und Weiterbildung zu schaffen, kann nicht abge¬ 
leitet werden, daß er alle entstehenden Gebühren 
und Nebenkosten begleichen muß. 


Die Aus- und Weiterbildung erfolgt bei äu¬ 
ßerst großzügiger bezahlter Freistellung von der 
Arbeit. Es entspricht der Y erantwortun g der 
Werktätigen für die eigene Weiterbildung, daß 
bestimmte Gebühren und persönliche Nebenko¬ 
sten von ihnen getragen werden. Damit ist auch 
eine materielle Stimulierung z. B. eines diszi¬ 
plinierten Lehrgangsbesuchs und der fristgemä¬ 
ßen Beendigung der Aus- und Weiterbildung ge¬ 
geben. Paragraph 152 Abs. 2 ÄGB legt daher 
fest, daß die Gebühren für ein Studium oder an¬ 
dere Qualifizierungsmaßnahmen, Reisekosten für 
die Teilnahme an Qualifizierungsveranstaltungen 
sowie Kosten für die Anschaffung von Literatur 
und persönlichen Arbeitsmitteln vom Werktäti¬ 
gen zu tragen sind. 

4 . 4 . 

Die Gebühren und Kosten, 

die bei Vorliegen bestimmter Bedingungen 

vom Betrieb zu erstatten sind 

Bei Vorliegen bestimmter Bedingungen, die sehr 
unterschiedlich sein können, ist der Betrieb ver¬ 
pflichtet, die in § 152 Abs. 2 genannten Gebühren 
und die persönlichen Kosten zu erstatten (§ 152 
Abs. 3). 

Das ist der Fall, wenn 

- die Aus- und Weiterbildung im Zusammen¬ 
hang mit Rationalisierungsmaßnahmen oder 
Strukturveränderungen erfolgt; 

- der Werktätige auf Grund von Rechtsvorschrif¬ 
ten oder Weisungen verpflichtet ist, an be¬ 
stimmten Qualifizierungsmaßnahmen teilzu¬ 
nehmen; 

- es sich um die Qualifizierung von Frauen ent¬ 
sprechend der Anordnung über die Förderung 
von vollbeschäftigten werktätigen Frauen für 
die Ausbildung zu Produktionsfacharbeiterin¬ 
nen vom 12. Dezember 1972 handelt. 

Darüber hinaus kann im BKV oder im Qualifi¬ 
zierungsvertrag festgelegt werden, daß den Werk¬ 
tätigen die Kosten und Gebühren auch in anderen 
Fällen ganz oder teilweise zu erstatten sind. Für 
bestimmte Qualifizierungen erfolgt eine derartige 
Orientierung in Rechtsvorschriften. 38 Solche 
Vereinbarungen sind von den betrieblichen Mög¬ 
lichkeiten abhängig. Existieren solche Festlegun- 


38 Z. B. in der VO über die Aus- und Weiterbildung 
der Meister vom 27. 6. 1973, GBl. I Nr. 33 S. 342, 
§ 14 Abs., 2. 


231 



gen, so besteht für die betreffenden Werktätigen 
in der festgelegten Höhe ein Rechtsanspruch. In 
§ 152 Abs. 3 letzter Satz ist vorgesehen, daß dabei 
die sozialen Bedingungen, die Studienleistungen 
sowie die gesellschaftliche Bedeutung der Qualifi¬ 
zierungsmaßnahme zu berücksichtigen sind. 

Diese Regelungen dienen neben weitergehen¬ 
der sozialer Sicherstellung besonders dazu, hohe 
Studienergebnisse und die Einhaltung der Stu¬ 
diendisziplin im Sinne des § 151 AGB zu stimulie¬ 
ren. Ebenso wie die Kosten nach § 151 Abs. 1 
können auch alle anderen vom Betrieb entspre¬ 
chend Gesetz oder auf Grund vertraglicher Fest¬ 
legungen zu erstattenden Nebenkosten und Ge¬ 
bühren dem Werktätigen nicht auferlegt bzw. von 
ihm zurückgefordert werden. Eine Rückforde¬ 
rung ist auch dann nicht möglich, wenn ein 
pflichtwidriges Verhalten der Werktätigen vor¬ 
liegt. 

Auf schuldhafte Verletzung der Pflichten während 
der Aus- und Weiterbildung kann mit den Mitteln 
arbeitsrechtlicher Verantwortlichkeit reagiert wer¬ 
den, da die bei der Durchführung der Qualifizierung 
entstehenden Rechte und Pflichten Bestandteil des 
Arbeitsrechtsverhältnisses und damit Teil der sozia- 
•listischen Arbeitsdisziplin sind. 


5 . 

Der Qualifizierungsvertrag 

5 . 1 . 

Rechtsnatur und Funktion 
des Qualifizierungsvertrages 

Der Qualifizierungsvertrag ist ein arbeitsrechtli¬ 
cher Vertrag, 39 mit dem die gesellschaftlich bzw. 
betrieblich notwendige und geplante Aus- und 
Weiterbildung durch Vereinbarung zwischen dem 
Betrieb und dem zu einer bestimmten Maßnahme 
der Aus- und Weiterbildung bereiten Werktätigen 
organisiert wird. Das AGB definiert den Qualifi¬ 
zierungsvertrag als Vereinbarung zwischen dem 
Werktätigen und dem Betrieb über die Teilnahme 
des Werktätigen an der geplanten Aus- und/oder 
Weiterbildung mit dem Ziel, die vorgesehene 
Qualifikation zu erreichen (§ 153 Abs. 1 AGB). 
Das Interesse des Betriebes wird durch die not¬ 
wendige, planmäßige, rechtzeitige und kontinu¬ 
ierliche Erhöhung des Qualifikationsniveaus der 
Werktätigen bestimmt. Die rasche Entwicklung 


des Qualifikationsniveaus ist eine notwendige Be¬ 
dingung, die vor allem aus dem wissenschaftlich- 
technischen Fortschritt, der zunehmenden Spezia¬ 
lisierung, der veränderten Arbeitsteilung - die 
u. a. zu anspruchsvolleren Arbeitsinhalten führt- 
sowie aus den Anforderungen an die rationellere 
Wirtschafts- und Leitungsorganisation in Kombi¬ 
naten und Betrieben erwächst. Das Interesse des 
Werktätigen basiert im allgemeinen auf seiner ge¬ 
sellschaftlichen Stellung als Eigentümer der Pro¬ 
duktionsmittel, als Produzent und als bewußt und 
sachkundig an der Ausübung der Macht in allen 
gesellschaftlichen Bereichen Beteiligter. 

Am Vertragstyp Qualifizierungsvertrag wird 
deutlich, daß mit arbeitsrechtlichen Verträgen 
nicht nur Arbeitsrechtsverhältnisse begründet 
werden, sondern daß ihre Hauptbedeutung darin 
zu sehen ist, daß sie in großem Umfang Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse bzw. Teilbeziehungen derselben 
ausgestalten. Das heißt, daß sie als juristischer Aus¬ 
druck der Interessenübereinstimmung 40 den er¬ 
reichten Entwicklungsstand in den Arbeitsver¬ 
hältnissen und den eng mit diesen verbundenen 
gesellschaftlichen Verhältnissen dokumentieren, 
als Leitungs- und Organisationsform bei der Ent¬ 
wicklung der Arbeitsrechtsverhältnisse wirken 


39 Zu Fragen der Rechtsnatur und des Inhalts von 

Qualifizierungsverträgen wurde in der Vergangen¬ 
heit ausführlich diskutiert. Vgl. besonders: S. Sei¬ 
del, „Charakter, Inhalt und Form des Qualifizie¬ 
rungsvertrages“, a. a. O., S. 400 ff. und 1967/18, 
S. 424 ff.; Arbeitsrecht der DDR, a. a. O., S. 340 
ff.; R. Robert, „Der Inhalt von Qualifizierungsver¬ 
trägen“, AuA, 1972/8, 's. 241 ff.; R. Ko- 
bert/P. Sander/W. Thiel, „Berufsbildung“, 

a. a. O., S. 56 ff.; W. Thiel/R. Hofmann, „Die ar¬ 
beitsrechtliche Regelung des Qualifzierungsvertra- 
ges“, AuA, 1974/4, S. 109 ff.; O. Boß- 
mann/R. Hofmann/H. Wittstock, „Die arbeits¬ 
rechtliche Ausgestaltung der Qualifizierung der 
Werktätigen“, a. a. O., S. 45 ff.; W. Thiel, „Der 
Qualifizierungsvertrag“, NJ, 1978/8, S. 344; Be¬ 
rufsausbildung, Aus- und Weiterbildung, a. a. O., 
S. 162 ff. 

40 Es zeigt sich hier an einer Rechtsform, daß und wie 
es das sozialistische Recht vermag, gesellschaftli¬ 
che, kollektive und individuelle Interessen mitein¬ 
ander zu verbinden. Vgl. hierzu ausführlich: U.- 
J. Heuer, „Die aktive Rolle des Überbaus am Bei¬ 
spiel der Rechtsnormen“, DtZfP, 1980/5, S. 578 
sowie Sozialistisches Arbeitsrecht - Instrument zur 
Verwirklichung der Einheit von gesellschaftlichen, 
kollektiven und persönlichen Interessen, Berlin 
1980, S. 101 ff. 
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und durch weitergehende Rechte und Pflichten 
das Handeln der Vertragspartner auf das Errei¬ 
chen exakt fixierter Ziele orientieren. 

Der Qualifizierungsvertrag reagiert auf die 
Dynamik der gesellschaftlichen Verhältnisse, vor 
allem auf die Notwendigkeit, in höherem Maße 
Wissen und Können zur Erfüllung der ökonomi¬ 
schen Aufgaben einzusetzen. Die vertragliche 
Vereinbarung eines Qualifizierungszieles und alle 
* daraus folgenden Konsequenzen der Vertrags¬ 
partner gewährleisten mit arbeitsrechtlichen Mit¬ 
teln diese dynamische Entwicklung durch eine 
stabile Leitung und Organisation des betriebli¬ 
chen Bildungsprozesses. 41 Am Qualifizierungs¬ 
vertrag zeigt sich die Dialektik von dynamischer 
Entwicklung der Arbeitsverhältnisse und Stabili¬ 
tät des Rechts ganz besonders. 

Der Qualifizierungsvertrag ist nur auf der 
Grundlage eines bestehenden Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses möglich. Er ist ausschließlich auf die Er¬ 
reichung des vereinbarten Qualifiziejungszieles 
gerichtet. Die mit Vertragsabschluß entstehenden 
Rechte und Pflichten werden Bestandteil des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses (§ 153 Abs. 1 Satz 2 
AGB). Um diese Rechte und Pflichten wird das 
Arbeitsrechtsverhältnis bis zur Beendigung der 
Aus- und Weiterbildung erweitert. Es kann auch 
bis zu diesem Zeitpunkt geändert werden, wenn 
beispielsweise im Interesse des Qualifizierungser¬ 
folges eine Einschränkung der Arbeitsaufgabe 
oder eine individuelle Arbeitszeitregelung erfor¬ 
derlich werden. Mit den zusätzlichen Rechten und 
Pflichten aus dem Qualifizierungsvertrag erwei¬ 
tern sich die Aufgaben des Betriebes und die Ar¬ 
beitsdisziplin des Werktätigen. Der Werktätige 
hat nicht mehr nur seine Arbeitsaufgabe gemäß 
§ 80 Abs. 1 AGB ordnungs-und fristgemäß zu er¬ 
füllen, sondern auch die sich aus der Aus- oder 
Weiterbildung ergebenden Aufgaben. Er hat 
nicht nur die festgelegte Arbeitszeit voll zu nutzen, 
sondern muß auch die Veranstaltungen, die zum 
Erreichen des Qualifizierungszieles durchgeführt 
werden, diszipliniert und mit hoher Lernbereit¬ 
schaft besuchen. Das sich in der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin äußernde bewußte Handeln der 
Werktätigen schließt die eigene Verantwortung 
für den erfolgreichen Qualifikationsabschluß ein. 
Die Erfüllung von Pflichten aus dem Qualifizie¬ 
rungsvertrag wird, wie die Arbeitsdisziplin insge¬ 
samt, mit arbeitsrechtlichen, ökonomischen und 
ideologischen Mitteln und Maßnahmen stimuliert. 
Die Verletzung von Pflichten aus dem Qualifizie¬ 
rungsvertrag stellt eine Arbeitspflichtverletzung 


dar und kann, wenn die gesetzlichen Vorausset¬ 
zungen erfüllt sind, mit den entsprechenden For¬ 
men der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
geahndet werden. 

Da der Qualifizierungsvertrag ausschließlich 
auf die Aus- und Weiterbildung gerichtet ist, kann 
er auch keine über das erreichte Qualifizierungs¬ 
ziel hinausgehende Veränderung des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses oder andere Berechtigungen 
und Verpflichtungen bewirken. 'Qualifizierungs¬ 
vertrag und Änderungsvertrag sind zwei selbstän¬ 
dige Vertragstypen, die auf die arbeitsrechtliche 
Regelung unterschiedlicher Bestandteile des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses gerichtet sind. Der Quali¬ 
fizierungsvertrag kann eine mögliche spätere Per¬ 
spektive umreißen, sofern es sich um die Aus- und 
Weiterbildung für eine andere Arbeitsaufgabe 
handelt; er kann jedoch nicht auf die Vereinba¬ 
rung einer neuen Arbeitsaufgabe bzw. auf eine 
andere ständige Veränderung von Bedingungen 
des Arbeitsrechtsverhältnisses gerichtet sein. Das 
ist ausschließlich die Funktion des Änderungsver¬ 
trages (§ 49 Abs. 1 AGB). 42 Hierbei ist zu beach¬ 
ten, daß gemäß § 49 Abs. 2 AGB ein Änderungs¬ 
vertrag im Zusammenhang mit Rationalisie¬ 
rungsmaßnahmen oder Strukturveränderungen 
mindestens drei Monate vor Eintritt der Verände¬ 
rung abzuschließen ist. Bei längerfristigen Quali¬ 
fizierungen soll mit dem Werktätigen — soweit das 
nötig und möglich ist - etwa drei Monate vor Be¬ 
endigung der Aus- und Weiterbildung ebenfalls 
ein Änderungsvertrag vereinbart werden. Auch 
aus der Festlegung des § 147 Abs. 2 AGB, wo¬ 
nach der Betrieb den Werktätigen nach erfolg¬ 
reich abgeschlossener Qualifizierung entspre- 


41 Vgl. Internationales Arbeitsrechtskolloquium am 
5. und 6. 12. 1978 in Berlin, Thesen und Referat, 
in: Lehrmaterial zum Arbeitsrecht der DDR, 
Lehrmaterial für das Fernstudium, Humboldt-Uni¬ 
versität zu Berlin 1978, S. 3 ff. 

42 ln diesem Zusammenhang ist selbstverständlich 
nicht zu bes.treiten, daß eine im Qualifizierungsver¬ 
trag vereinbarte zeitweilige Änderung der Arbeits¬ 
aufgabe unter Umständen gleichzeitig einen be¬ 
fristeten Änderungsvertrag im arbeitsrechtlichen 
Sinne darstellt. Es muß jedoch daraufhingewiesen 
werden, daß die Funktion des befristeten Ände¬ 
rungsvertrages im Sinne des § 49 Abs. 1 
Satz 2 AGB ausschließlich auf die allgemeine Ver¬ 
änderung der notwendigen Vereinbarungen des 
Arbeitsvertrages bzw. von Teilen desselben gerich¬ 
tet ist und nicht auf solche Veränderungen in Ver¬ 
bindung mit der Aus- und Weiterbildung. 
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chend einsetzen soll, kann kein unmittelbarer 
Rechtsanspruch auf einen Einsatz mit einer be¬ 
stimmten Arbeitsaufgabe abgeleitet werden. Sol¬ 
che Vereinbarungen bedürfen des ausdrücklichen 
Abschlusses eines Änderungsvertrages (§ 49 
AGB). 

Das Arbeitsgesetzbuch sieht neben dem Qua¬ 
lifizierungsvertrag keinen anderen Vertragstyp 
vor, der auf den Erwerb einer bestimmten Quali¬ 
fikation gerichtet ist bzw. Rechte und Pflichten 
beinhaltet, die sich auf die Aus- und Weiterbil¬ 
dung beziehen. 

In der Praxis werden zuweilen Förderungsver- 
träge abgeschlossen, die entweder auf die Aus- 
und Weiterbildung orientieren oder sowohl Ver¬ 
einbarungen über eine Aus- und Weiterbildung 
als auch über andere Förderungsmaßnahmen ent¬ 
halten, die sich z. B. aus der Aufnahme in die Ka¬ 
derreserve ergeben. Im ersten Fall handelt es sich 
um Qualifizierungsverträge, die ihrer Rechtsnatur 
und Rechtswirkung nach entsprechend zu beurtei¬ 
len sind. Bei einer Kombination mit Vereinbarun¬ 
gen zur besonderen Förderung bestimmter Perso¬ 
nengruppen (z. B. ehemalige Angehörige der Na¬ 
tionalen Volksarmee, Frauen mit Kindern oder 
Werktätige, die auf die Übernahme einer leiten¬ 
den Funktion vorbereitet werden) sind die verein¬ 
barten Rechte und Pflichten hinsichtlich der Aus- 
und Weiterbildung ebenfalls als Qualifizierungs¬ 
vertrag zu werten. Die Ausgestaltung weiterer 
Vertragselemente wird im Arbeitsgesetzbuch 
nicht vorgeschrieben. Sie richtet sich entweder 
nach anderen Rechtsvorschriften, 43 nach betrieb¬ 
lichen Regelungen oder ergibt sich aus besonde¬ 
ren, auf den Einzelfall bezogenen betrieblichen 
Notwendigkeiten und Möglichkeiten. 

Aus dem Dargelegten ergibt sich, daß der 
Qualifizierungsvertrag ein selbständiger arbeits¬ 
rechtlicher Vertragstyp ist, der auf der Grundlage 
eines bestehenden Arbeitsrechtsverhältnisses 
zwischen dem Betrieb und dem Werktätigen ver¬ 
einbart wird. Die im Qualifizierungsvertrag geäu¬ 
ßerte Willensübereinstimmung der Vertragspart¬ 
ner ist darauf gerichtet, das Qualifizierungsziel zu 
erreichen und die daraus entstehenden zusätzli¬ 
chen Rechte und Pflichten, die Bestandteil der 
Arbeitsdisziplin der Werktätigen werden, wahr¬ 
zunehmen und zu erfüllen. Mit dem Qualifizie¬ 
rungsvertrag kann das Arbeitsrechtsverhältnis für 
die Dauer der Qualifizierung erweitert bzw. verän¬ 
dert werden. An das Zustandekommen des Quali¬ 
fizierungsvertrages sind die gleichen Anforderun¬ 
gen und Rechtsfolgen geknüpft wie an das Zu¬ 


standekommen anderer arbeitsrechtlicher Ver¬ 
träge zwischen dem Werktätigen und dem Be¬ 
trieb. 

Die Funktion des Qualifizierungsvertrages be¬ 
steht darin, Teilbeziehungen des bestehenden Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses auszugestalten bzw. wei¬ 
terzuentwickeln: 

- Der Qualifizierungsvertrag stellt eine weitere 
Transformation des Grundrechts auf Bildung 
im konkreten individuellen Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis dar. 

- Der Qualifizierungsvertrag gestaltet das Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis der Werktätigen inhalt¬ 
lich näher aus, indem er für eine bestimmte Zeit 
weitere Aufgaben, die mit der Erreichung des 
Qualifizierungszieles verbunden sind, festlegt. 

- Der Qualifizierungsvertrag ist im Einzelfall 
Ausdruck objektiver Interessenübereinstim¬ 
mung zwischen dem Betrieb und dem Werktä¬ 
tigen, da er die Werktätigen an der Erfüllung 
des persönlichen Anteils an der notwendigen 
und planmäßigen Erhöhung des Qualifika¬ 
tionsniveaus interessiert und gleichzeitig die 
bessere Befriedigung ihrer individuellen Be¬ 
dürfnisse ermöglicht. 

- Der Qualifizierungsvertrag ist eine stabile 
Rechtsform, mit der auf die dynamische Ver¬ 
änderung der Arbeitsverhältnisse und aller 
Elemente des Charakters der Arbeit reagiert 
wird. Er garantiert und sichert den zur Lösung 
der betrieblichen und gesellschaftlichen Auf¬ 
gaben erforderlichen Bildungsvorlauf, der sich 
vor allem aus den veränderten Arbeitsinhalten 
für die Arbeitsaufgaben der Werktätigen er¬ 
gibt. - 

5 . 2 . . j 

Die Aus- und Weiterbildung 

außerhalb der vertraglichen Vereinbarung 

Der Qualifizierungsvertrag ist die hauptsächliche 
und bedeutendste Rechtsform, die die Aus- und 
Weiterbildung der Werktätigen organisiert und si¬ 
chert, jedoch wird nicht jede Qualifizierung ver¬ 
traglich gestaltet. 

So ist für die Teilnahme an Qualifizierungs¬ 
maßnahmen, die zur Arbeitsaufgabe des Werktä¬ 
tigen gehören, kein Qualifizierungsvertrag erfor- 


43 Vgl. z. B. VO über die Förderung der Bürger nach 
dem aktiven Wehrdienst — Förderungs-VO - vom 
25. 3. 1982, GBl. I Nr. 12 S. 256. 
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derlich (§ 149 Abs. 2 AGB, § 153 Abs. 3 AGB). 
Sie ergibt sich unmittelbar aus den Anforderun¬ 
gen bestimmter Arbeitsaufgaben und gehört be¬ 
reits auf der Grundlage des Arbeitsvertrages zu 
den Arbeitspflichten der Werktätigen und damit 
zu ihrer Arbeitsdisziplin. Erfolgt diese Qualifizie¬ 
rung während der Arbeitszeit, z. B. bei Dienst¬ 
schulungen oder anderen Unterweisungen, so 
werden die Teilnahme, die dafür vorgesehene Zeit 
und andere Modalitäten durch den zuständigen 
Leiter angewiesen. 

Es gibt jedoch auch Qualifizierungsmaßnah¬ 
men, die sich aus der Arbeitsaufgabe ergeben und 
unter die Bestimmungen des § 149 Abs. 2 fallen, 
die nicht in der Arbeitszeit bzw. im Rahmen der 
Erfüllung der Arbeitsaufgabe absolviert werden 
können. Das sind jene Maßnahmen, die in ent¬ 
sprechenden Regelungen für bestimmte Berufs¬ 
gruppen vorgesehen sind. Der Werktätige ist ver¬ 
pflichtet, an ihnen in gesetzlich festgelegten Ab¬ 
ständen teilzunehmen. Die Teilnahme selbst un¬ 
terliegt dem Weisungsrecht des Leiters. Der Ter¬ 
min der Teilnahme bzw. andere Bedingungen 
können ®jedoch zwischen den Partnern des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses vereinbart werden. Für 
die Teilnahme an nicht geplanter Aus- und Wei¬ 
terbildung, die z. B. ausschließlich im individuel¬ 
len Interesse des Werktätigen liegt, kann ein Qua¬ 
lifizierungsvertrag abgeschlossen werden, wenn 
der Betrieb diese Bildungsmaßnahme für förde¬ 
rungswürdig hält. Die Förderungswürdigkeit ist 
von objektiven und subjektiven Kriterien abhän¬ 
gig, die sowohl im betrieblichen Interesse an der 
vom Werktätigen gewünschten Qualifikation und 
seinem späteren möglichen Einsatz als auch in der 
Persönlichkeit des Werktätigen, seiner Arbeits¬ 
moral und Arbeitsdisziplin zu suchen sind. Es be¬ 
steht jedoch weder für den Werktätigen ein 
Rechtsanspruch noch eine Rechtspflicht für den 
Betrieb, in diesen Fällen einen Qualifizierungs¬ 
vertrag abzuschließen. Das gleiche trifft zu, wenn 
sich der Werktätige ohne Delegierung des Betrie¬ 
bes an einer Bildungseinrichtung beworben hat 
und dort angenommen worden ist. Der Betrieb 
muß allerdings auch in solchen Fällen die gesetzli¬ 
chen Forderungen erfüllen, die sich z. B. auf Frei¬ 
stellung, von der Arbeit oder auf andere Rechtsan¬ 
sprüche des Werktätigen beziehen. 44 


5 . 3 . 

Der Abschluß und der Inhalt 
des Qualifizierungsvertrages 

5 . 3 . 1 . 

Der Abschluß des Qualifizierungsvertrages 
Die vertragliche Vereinbarung der Teilnahme des 
Werktätigen an der geplanten Aus- und Weiter¬ 
bildung in Form des Qualifizierungsvertrages be¬ 
deutet, daß es von der Willensübereinstimmung 
der Partner des Arbeitsrechtsverhältnisses ab¬ 
hängt, unter welchen Bedingungen welches Quali¬ 
fizierungsziel zu welchem Zeitpunkt angestrebt 
wird. Nach einer gründlichen Vorbereitung, die 
der gemeinsamen Willensbildung dient, beson¬ 
ders nach der Durchführung eines Qualifizie¬ 
rungsgespräches und der Mitwirkung der zustän¬ 
digen betrieblichen Gewerkschaftsleitung (§ 157 
Abs. 1 AGB), kann der Qualifizierungsvertrag 
abgeschlossen werden. Das Arbeitsgesetzbuch 
bezeichnet jede Vereinbarung, die die in § 154 
formulierten inhaltlichen Anforderungen erfüllt, 
als Qualifizierungsvertrag, unabhängig davon, ob 
sie in einem Schriftstück festgelegt wurde oder 
nicht. 

Die Verpflichtung des Betriebes zur schriftli¬ 
chen Ausfertigung von Qualifizierungsverträgen 
bezieht sich nicht auf alle obligatorisch abzu¬ 
schließenden Qualifizierungsverträge, d. h., daß 
nicht jede Teilnahme an einer geplanten Aus- und 
Weiterbildung in einem schriftlichen Dokument 
zu vereinbaren ist. Die Schriftform ist an das Vor¬ 
liegen besonderer Voraussetzungen geknüpft 
(§ 153 Abs. 2 Buchst, a bis c), die sich entweder 
aus Ziel und Dauer der Qualifizierungsmaßnahme 
oder aus notwendiger zeitweiliger Veränderung 
der im. Arbeitsvertrag vereinbarten Rechte und 
Pflichten ergeben. In diesen Fällen erhöht der 
schriftliche Vertrag die Rechtssicherheit der 
Werktätigen und trägt dazu bei, die Leitungstätig¬ 
keit in der Erwachsenenbildung zu qualifizieren. 
Die Verpflichtung zur schriftlichen Ausfertigung 
des Qualifizierungsvertrages entsprechend § 153 
Abs. 2 AGB besteht in drei Fällen: 

(Erstens, wenn die Qualifizierung der Vorbe¬ 
reitung für eine andere Arbeitsaufgabe dient. 


44 Vgl. AO über die Freistellung von der Arbeit so¬ 
wie über finanzielle Regelungen für das Fern- und 
Abendstudium und die Weiterbildungsmaßnah¬ 
men an den Hoch- und Fachschulen vom 1. 7. 
1973, GBl. I Nr. 31 S. 305. 
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Diese Art der Qualifizierung bezeichnet jede 
Aus- und Weiterbildung, die für die Übernahme 
einer anderen Arbeitsaufgabe im Betrieb sowie — 
im Falle der Struktur- und Stellenplanänderung 
oder aus persönlichen Gründen — auch in einem 
anderen Betrieb erforderlich ist. Sie ist in der Re¬ 
gel Voraussetzung für den späteren Abschluß ei¬ 
nes Änderungsvertrages bzw. eines Überleitungs¬ 
vertrages. Die Gründe, die zur Übernahme einer 
anderen Arbeitsaufgabe führen, sind rechtlich un¬ 
erheblich. 

Zweitens, wenn der Werktätige zum Fachar¬ 
beiter oder Meister ausgebildet bzw.- vom Betrieb 
zum Fern- oder Abendstudium an eine-Hoch¬ 
oder Fachschule delegiert wird. 

Ein schriftlich fixierter Qualifizierungsvertrag 
bei einem Fern- oder Abendstudium an einer 
Hoch-oder Fachschule wird gemäß § 153 Abs. 2b 
gefordert, wenn eine Delegierung durch den Be¬ 
trieb zum Studium vorliegt. Bewirbt sich ein 
Werktätiger zum Fern- oder Abendstudium, ohne 
daß eine entsprechende Delegierung vorliegt, so 
ist der Betrieb nicht verpflichtet, mit dem Werktä¬ 
tigen einen Qualifizierungsvertrag abzuschließen. 

Drittens, wenn für die Dauer der Aus- oder 
Weiterbildung eine Änderung der im Arbeitsver¬ 
trag vereinbarten Rechte und Pflichten erfolgen 
soll. 

Mitunter ist es erforderlich, im Interesse eines 
erfolgreichen Abschlusses der Aus- oder Weiter¬ 
bildung im Arbeitsvertrag vereinbarte Rechte und 
Pflichten zu ändern. Das wird immer dann der Fall 
sein, wenn Qualifizierung und volle Erfüllung der 
Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis nicht 
möglich sind, d. h., wenn die Qualifizierungs¬ 
pflichten nicht ausschließlich außerhalb der Ar¬ 
beitszeit erfüllt werden können oder wenn das 
Qualifizierungsziel nicht ohne praktische Arbeit 
in einer anderen Arbeitsaufgabe im Verlauf der 
Aus- oder Weiterbildung erreicht werden kann. 

5.3.2. 

Der Inhalt des Qualifizierungsvertrages 

Ebenso wie alle arbeitsrechtlichen Verträge zwi¬ 
schen dem Werktätigen und dem Betrieb kommt 
auch der Qualifizierungsvertrag durch überein¬ 
stimmende Willenserklärung über den notwendi¬ 
gen Vertragsinhalt zustande. Das trifft für alle 
Qualifizierungsverträge zu, unabhängig davon, ob 
sie der schriftlichen Ausfertigung bedürfen oder 
nicht. 

Der Qualifizierungsvertrag muß drei notwen¬ 
dige Vereinbarungen enthalten: 
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Erstens muß der Qualifizierungsvertrag das 
Ziel der Aus- oder Weiterbildung enthalten. Von 

der eindeutigen Bestimmung des Qualifizierungs¬ 
zieles hängen meist die weiteren Vereinbarungen 
ab; es beeinflußt die Lernhaltung, die Einstellung 
zur Arbeit und die weitere berufliche Perspektive 
des Werktätigen. Das Qualifizierungsziel wird auf 
der Grundlage der betrieblichen Planung konkret 
fixiert. Dabei ist von der gegenwärtig ausgeführ¬ 
ten Arbeitsaufgabe, für die bzw. in deren Rahmen 
sich der Werktätige qualifiziert, oder von der 
künftig zu übernehmenden Arbeitsaufgabe aus¬ 
zugehen. Das Ziel kann in einem staatlichen Ab- 
. Schluß (z. B. als Meister oder Facharbeiter) oder 
im Erwerb zusätzlicher Kenntnisse (z. B. durch 
den Besuch von Weiterbildungslehrgängen oder 
durch ein postgraduales Studium) bestehen. 

Zweitens gehören Beginn und Ende der Aus¬ 
oder Weiterbildung zum notwendigen Inhalt des 
Qualifizierungsvertrages. Hier ist davon auszuge¬ 
hen, daß sich die Vereinbarung in den meisten 
Fällen lediglich darauf erstrecken kann, in wel¬ 
chem Jahr bzw. an welchem Lehrgang der Werk¬ 
tätige teilnehmen wird. Das genaue Dälum des 
Beginns der Aus- oder Weiterbildung kann der 
Vereinbarung nur insoweit unterliegen, als es sich 
aus dem Qualifizierungsziel ergibt. Die Festle¬ 
gung erfolgt durch die Bildungseinrichtung. Das 
trifft gleichermaßen für die Beendigung der Aus¬ 
oder Weiterbildung zu. Ausgenommen sind hier 
die Fälle, in denen aus betrieblichen oder persön¬ 
lichen Gründen eine Verlängerung der Qualifizie¬ 
rung erforderlich wird. 

Drittens bezieht sich eine notwendige Verein¬ 
barung auf die Art der Durchführung der Aus¬ 
oder Weiterbildung. 45 Dieser Rechtsbegriff un¬ 
terscheidet sich von den Arten der Aus- und Wei¬ 
terbildung. Er kennzeichnet das Verhältnis der 
Qualifikation zur Arbeitsaufgabe, d. h., wird mit 
der Aus- und Weiterbildung der für die Arbeits¬ 
aufgabe erforderliche Qualifikationsgrad er¬ 
reicht, werden Vorbereitungen für die Über¬ 
nahme einer anderen Arbeitsaufgabe getroffen, 
oder handelt es sich um eine Weiterbildung im 
Rahmen der vereinbarten Arbeitsaufgabe des 
Werktätigen. Die Art der Durchführung der Aus¬ 
oder Weiterbildung im Sinne des § 154 Abs. 1 
kennzeichnet die Organisation der Aus- oder 
Weiterbildung, um das vereinbarte Qualifizie¬ 
rungsziel zu erreichen. Im Qualifizierungsvertrag 
ist deshalb die jeweilige Bildungseinrichtung und 


45 Vgl. Abschn. 3 dieses Kapitels. 



die Art des Studiums (z. B. Direkt-, Abend- oder 
Fernstudium) zu vereinbaren. Hieraus ergeben 
sich automatisch konkrete Maßnahmen für den 
Ablauf der Aus- oder Weiterbildung. Sie werden 
von der Einteilung des Unterrichts, dem Umfang 
des vorgesehenen Selbststudiums, dem Verhältnis 
von praktischem und theoretischem Unterricht 
bestimmt. 

Die in § 154 Abs. 2 vorgesehenen weiteren 
Vereinbarungen ergeben sich nicht unbedingt aus 
dem Arbeitsgesetzbuch oder anderen Rechtsvor¬ 
schriften. Sie können, wenn Willensübereinstim¬ 
mung der Vertragspartner vorliegt, zusätzlich im 
Interesse eines planmäßigen Qualifizierungsver¬ 
laufes vereinbart werden. Weitere Vereinbarun¬ 
gen werden von individuellen Bedingungen des 
Werktätigen sowie den betrieblichen Möglichkei¬ 
ten und Interessen bestimmt. Dabei werden z. B. 
das vorhandene Qualifikationsniveau, das Lei¬ 
stungsvermögen, die familiären Verpflichtungen 
oder der Gesundheitszustand des Werktätigen be¬ 
rücksichtigt. Gleichzeitig spielen die betriebliche 
Arbeitskräftesituation, das Interesse des Betrie¬ 
bes an der Qualifizierungsmaßnahme u. a. eine 
Rolle. Weitere Vereinbarungen ergeben sich aus 
der besonderen Unterstützungspflicht des Betrie¬ 
bes. Sie können in Arbeitszeitverlagerungen, in 
der Übertragung anderer Arbeitsaufgaben, in 
stundenweiser Freistellung und anderen Formen 
bestehen. 

Der Betrieb ist bei jeder Aus- und Weiterbil¬ 
dung verpflichtet, den Werktätigen über die zu¬ 
treffenden gesetzlichen Bestimmungen zu infor¬ 
mieren und die arbeitsrechtlichen Ansprüche zu 
gewährleisten. In den schriftlichen Qualifizie¬ 
rungsvertrag sind auch diese Festlegungen aufzu¬ 
nehmen, um die Rechtssicherheit des Werktätigen 
zu erhöhen und auf Lernbereitschaft und Disziplin 
im-Rahmen der Aus- und Weiterbildung zu orien¬ 
tieren. Das betrifft insbesondere die Freistellung 
von der Arbeit, die Höhe der Ausgleichszahlun¬ 
gen, die gesetzlich vorgesehene Erstattung von 
Gebühren und anderen Aufwendungen, in 
Rechtsvorschriften oder betrieblichen Rege¬ 
lungen vorgesehene Stimulierungsmaßnahmen. 46 


5 . 4 . 

Änderung und Beendigung 
des Qualifizierungsvertrages 

5.4.1. 

Die Änderung des Qualifizierungsvertrages 
Es entspricht den Grundsätzen, die bei allen ar¬ 
beitsrechtlichen Verträgen gelten, daß jene Teile 
des Arbeitsrechtsverhältnisses, die durch Willens¬ 
übereinstimmung gestaltet werden, auch nur 
durch Willensübereinstimmung der Vertragspart¬ 
ner geändert werden können. 

Für eine Änderung des Qualifizierungsvertra¬ 
ges können viele Ursachen maßgebend sein. Das 
Gesetz sieht weder für den Werktätigen noch für 
den Betrieb fest umrissene Gründe vor. So kön¬ 
nen z. B. persönliche Gründe des Werktätigen für 
eine Änderung des Qualifizierungszieles vorlie¬ 
gen, wenn sich die Neigungen, die gesundheitliche 
Eignung oder andere individuelle Bedingungen 
geändert haben, sie können auch im Unvermögen 
begründet liegen, die vereinbarten Termine ein¬ 
zuhalten. Der Betrieb wird dann eine Ände¬ 
rung anstreben, wenn er infolge einer 
Struktur- oder Planänderung Arbeits¬ 
kräfte mit der bislang vorgesehenen Qualifikation 
nicht mehr bzw. Arbeitskräfte mit einer anderen 
Qualifikation benötigt. Weitere betriebliche 
Gründe können den Werktätigen betreffen. Sie 
reichen von dessen mangelnder Arbeits- und Stu¬ 
diendisziplin, die das vereinbarte Qualifizierungs¬ 
ziel nicht mehr rechtfertigen, bis zur Unmöglich¬ 
keit des vorgesehenen Einsatzes, weil bestimmte 
Voraussetzungen in der Persönlichkeitsentwick¬ 
lung oder in anderen den Werktätigen betreffen¬ 
den Bedingungen nicht mehr gegeben sind. Eini¬ 
gen sich die Partner des Qualifizierungsvertrages, 
bestimmte Teile des Vertrages zu ändern, so gilt 


46 Die Pflicht zur Freistellung von der Arbeit bei Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen besteht für den 
Betrieb in dem im AGB oder in anderen Rechts¬ 
vorschriften festgelegtem Umfang. Vgl. z. B. § 182 
AGB; AO über die Freistellung von der Arbeit so¬ 
wie über finanzielle Regelungen für das Fern- und 
Abendstudium . . ., a. a. O.; AO über die Förde¬ 
rung von vollbeschäftigten werktätigen Frauen für 
die Ausbildung zu Produktionsfacharbeiterinnen 
vom 12. 12. 1972, a. a. O., § 4. Für die Freistellung 
zur Teilnahme an Lehrgängen vgl. u. a. zur Teil¬ 
nahme an Lehrgängen der Lebensmittelhygiene 
1. DB zum Lebensmittelgesetz vom 30. 4. 1963, 
GBl. II Nr. 42 S. 278, § 8. 
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der Vertrag mit dem neuen Inhalt. Kommt eine 
solche Änderung nicht zustande, so ist der ur¬ 
sprünglich vereinbarte Vertragsinhalt weiter 
rechtswirksam. 

5.4,2. 

Die Beendigung des Qualifizierungsvertrages 
■Der Qualifizierungsvertrag endet durch folgende 
fünf unterschiedlichen rechtserheblichen Tat¬ 
sachen: 

- Erreichen des vereinbarten Qualifizierungszie¬ 
les. 

- Ablauf der vereinbarten Zeit bzw. der verein¬ 
barten Verlängerung, unabhängig vom erreich¬ 
ten Qualifizierungsziel. 

- Auflösung des Arbeitsrechtsverhältnisses. 

- Übereinstimmende Willenserklärungen, die 
auf die Beendigung des Qualifizierungsvertra¬ 
ges gerichtet sind (sie stellen in ihrem Rechts¬ 
charakter eine Aufhebung des Qualifizierungs¬ 
vertrages dar). 47 

- Kündigung des Qualifizierungsvertrages. 

Die Kündigung des Qualifizierungsvertrages 
ist, wie jede Vertragskündigung, eine einseitige 
empfangsbedürftige Willenserklärung. Sie 
beeinträchtigt nicht das gesamte Arbeits¬ 
rechtsverhältnis, sondern ausschließlich jene Er¬ 
weiterungen bzw. Veränderungen, die sich aus 
dem angestrebten Qualifizierungsziel ergeben. 
Mit der Kündigung des Qualifizierungsvertrages 
enden nur die Rechte und Pflichten, die mit der 
Aus- und Weiterbildung verbunden sind. Sie er¬ 
folgt nach den allgemeinen Grundsätzen der Kün¬ 
digung des Arbeitsrechtsverhältnisses. Der Werk¬ 
tätige ist bei einer Kündigung an keine Gründe 
gebunden. Beabsichtigt er den Vertrag nicht fort¬ 
zuführen und kann darüber keine Einigung erzielt 
werden, so kann er ohne Beachtung sachlicher 
und formeller Wirksamkeitsvoraussetzungen 
kündigen. Bei der Kündigung durch den Betrieb 
gelten ausdrücklich gesetzlich fixierte Gründe. Sie 
bedarf der vorherigen Zustimmung der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung (§ 157 
Absl 2) sowie der Schriftform unter gleichzeitiger 
Angabe der Gründe, die in § 156 Abs. 4 Ziff. a bis 
d enthalten sind. Die Nichteignung im Sinne des 
§ 156 Abs. 4 Ziff. a bezieht sich ausschließlich auf 
die Arbeitsaufgabe, die der Werktätige nach ab¬ 
geschlossener Qualifizierungsmaßnahme über¬ 
nehmen soll. Sie wird von der Art und Weise der 
zur Zeit ausgeübten Arbeitsaufgabe nicht beein¬ 
flußt. Dieser Kündigungsgrund kann demnach nur 
im Falle der Aus- und Weiterbildung für eine an¬ 


dere Arbeitsaufgabe auftreten. Als ungeeignet im 
Sinne dieses Kündigungsgrundes erweist sich der 
Werktätige dann, wenn er aus in seiner Person lie¬ 
genden objektiven oder subjektiven Gründen 
keine Gewähr dafür bietet, die Arbeitsaufgabe, 
für die er sich qualifiziert, in der geforderten 
Quantität und Qualität erfüllen zu können. 

Die Nichteignung kann sich auf vielfältige 
Umstände beziehen. Sie können z. B. in einer of¬ 
fenkundigen fachlichen oder gesundheitlichen 
Nichteignung für die spätere Tätigkeit begründet 
liegen. Sie können sich jedoch auch aus Persön¬ 
lichkeitseigenschaften ergeben, die keine Gewähr 
für die Erfüllung der künftigen Arbeitsaufgabe, 
beispielsweise als Leiter, bieten. Der Kündi¬ 
gungsgrund nach Ziff. b § 156 Abs. 4 AGB be¬ 
zieht sich auf die Pflichten aus dem Qualifizie¬ 
rungsvertrag, aus dem gesamten Arbeitsrechts¬ 
verhältnis und auf staatsbürgerliche Pflichten. Er 
ist nur dann gegeben, wenn der Werktätige die 
ihm aus diesen.Beziehungen entstehenden Pflich¬ 
ten grob, d. h. schuldhaft, verletzt. Die grobe Ver¬ 
letzung von Pflichten muß dazu führen, daß der 
Qualifizierungsvertrag aus betrieblichen oder 
darüber hinausgehenden gesellschaftlichen Inter¬ 
essen nicht mehr fortgeführt werden kann, da das 
Verhalten des Werktätigen eine besondere be¬ 
triebliche Förderung nicht mehr rechtfertigt. Die 
Kündigung aus diesem Grunde hat gleichzeitig 
eine erzieherische Wirkung im Sinne der künfti¬ 
gen verantwortungsbewußten Erfüllung der 
Pflichten. 

Verletzung von Pflichten aus dem Qualifizie¬ 
rungsvertrag sind Verletzungen der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin, die mit den Rechten und Pflich¬ 
ten bezüglich der Aus- oder Weiterbildung erwei¬ 
tert wurde. 

Die grobe Verletzung anderer Arbeitspflich¬ 
ten, die nicht aus der Aus- oder Weiterbildung, 
sondern aus dem gesamten Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis erwachsen, kann ebenfalls einen Kündi¬ 
gungsgrund darstellen. Diese Wirksamkeitsvor¬ 
aussetzung für eine Kündigung liegt dann vor, 
wenn die Weiterführung besonderer betrieblicher 
Förderungs- und Unterstützungsmaßnahmen auf 
Grund der Disziplinverletzungen des Werktätigen 
nicht mehr gerechtfertigt ist. In der Regel'ist die 


47 Ausführlich zur Beendigung von Qualifizierungs¬ 
verträgen Berufsbildung/Aus- und Weiterbildung, 
a. a. O., S. 172 ff.; W. Thiel, „Der Qualifizie¬ 
rungsvertrag“, NJ, 1978/8, S. 346. 
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Kündigung aus diesem Grunde die Folge einer 
Disziplinarmaßnahme. 

Eine grobe \ Verletzung staatsbürgerlicher 
Pflichten führt in der Regel in den Fällen zur Kün¬ 
digung des Qualifizierungsvertrages, wenn da¬ 
durch die Voraussetzungen für einen qualifika¬ 
tionsgerechten Einsatz nach abgeschlossener 
Aus- oder. Weiterbildung nicht mehr oder in ab¬ 
sehbarer Zeit nicht gegeben sind. 

Die Wirksamkeitsvoraussetzung für eine 
Kündigung des Qualifizierungsvertrages wegen 
ungenügender Lernergebnisse im Sinne der Ziff. c 
des § 156 Abs. 4 ist mit der Erfüllung besonderer 
betrieblicher Pflichten verbunden. Hat der Be¬ 
trieb seine Unterstützungspflicht erfüllt und dem 
Werktätigen alle mögliche und gerechtfertigt er¬ 
scheinende Hilfe während der Aus- oder Weiter¬ 
bildung gegeben, so können ungenügende Lern¬ 
ergebnisse nur in mangelnder eigener Arbeit 
oder im Unvermögen des Werktätigen ihre Ursa¬ 
che haben. Es entspricht hier dem beiderseitigen 
Interesse, den Qualifizierungsvertrag nicht fortzu¬ 
setzen. Die Kündigung des-Qualifizierungsvertra- 
ges aus Gründen der Strukturveränderung ist an 
‘eine Reihe weiterer Bedingungen geknüpft. Es 
muß das Unvermögen vorliegen, den Werktätigen 
in absehbarer Zeit im Betrieb qualifikationsge¬ 
recht einsetzen zu können, der Werktätige muß 
eine zumutbare Arbeit entsprechend der vorgese¬ 
henen Qualifikation abgelehnt haben und es muß 
ein gesellschaftliches Interesse für die Kündigung 
vorliegen. Zeigt sich während der Ausbildung, 
daß der Betrieb den Werktätigen infolge der 
Strukturveränderung zum Zeitpunkt der Beendi¬ 
gung der Qualifizierungsmaßnahme und auch in 
absehbarer Zeit nicht qualifikationsgerecht ein¬ 
setzen kann, muß er dem Werktätigen eine Arbeit 
in einem anderen Betrieb anbieten, die der vorge¬ 
sehenen Qualifikation entspricht. Der Betrieb hat 
diese Rechtspflicht nur erfüllt, wenn die angebo¬ 
tene Arbeit zumutbar ist. Die Zumutbarkeit bein¬ 
haltet auch hier objektive und subjektive Ge¬ 
sichtspunkte und ist von der Eignung des Werktä¬ 
tigen für einen qualifikationsgerechten Einsatz 
nicht zu trennen. 





Kapitel VIII 

Die rechtliche Regelung der Arbeitszeit 


1 . 

Grundsätze der Arbeitszeitregelung 

Arbeitszeit ist die gesetzlich festgelegte und ga¬ 
rantierte tägliche, wöchentliche oder auch monatli¬ 
che Zeitspanne, in der der vollbeschäftigte Werk¬ 
tätige im Rahmen eines Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses am gesellschaftlichen Arbeitsprozeß teil¬ 
nimmt. 

Die Arbeit bildet die entscheidende Sphäre 
für die Herausbildung sozialistischer Persönlich¬ 
keiten. 1 Aber auch die sinnvolle Nutzung der 
Freizeit wirkt auf den Prozeß der Persönlichkeits¬ 
bildung positiv ein. Der antagonistische Gegen¬ 
satz zwischen Arbeitszeit und freier Zeit ist im 
Sozialismus aufgehoben. 

Im Verhältnis Arbeitszeit und freie Zeit 
kommt die Übereinstimmung der gesellschaftli¬ 
chen und der persönlichen Interessen zum Aus- 
'druck. So ist die Dauer der Arbeitszeit gesell¬ 
schaftlich bestimmt. Sie hängt von den gesell¬ 
schaftlichen Bedürfnissen und ihrer Entwicklung, 
vom vorhandenen Arbeitszeitfonds, vom Niveau 
der gesellschaftlichen Arbeitsproduktivität, be¬ 
sonders auch von der effektiven Nutzung der Ar¬ 
beitszeit und anderen Faktoren ab. 2 Deshalb 
kommt, worauf schon Marx hinwies, dem Gesetz 
der Ökonomie der Zeit große Bedeutung zu. 
„Ökonomie der Zeit, darin löst sich schließlich 
alle Ökonomie auf.“ 3 Das verlangt, die Produk¬ 
tion so zu organisieren und die schöpferischen 
Kräfte und Fähigkeiten der Werktätigen so zu 
nutzen, daß die Erzeugnisse mit geringstem Zeit¬ 
aufwand hergestellt und Ausfallzeiten so niedrig 
wie möglich gehalten werden. In dem Maße, in 
dem das gelingt, werden die Voraussetzungen für 
eine Verkürzung der gesellschaftlich notwendigen 
Arbeitszeit geschaffen. „Je weniger Zeit für die 
Herstellung der Gebrauchswerte benötigt wird, 
um so mehr Zeit steht für die allseitige Entwick¬ 
lung der Mitglieder der sozialistischen Gesell¬ 
schaft zur Verfügung, um so reicher ist sie.“ 4 


Die arbeitsfreie Zeit dient der Erholung, dem 
Zusammensein mit der Familie, der Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben, der Befriedigung 
kultureller Bedürfnisse, der sportlichen Betäti¬ 
gung, der Qualifizierung in ihren vielfältigen For¬ 
men. Den Wechselbeziehungen zwischen Ar¬ 
beitszeit und Freizeit entspricht es, daß „die Frei¬ 
zeit. . . auch als ein Faktor (wirkt), der direkt und 
indirekt das Arbeitsvermögen erweitert und ver¬ 
vollkommnet“. 5 Von diesen Wechselbeziehungen 
geht auch Marx aus: „Die Ersparung von Arbeits¬ 
zeit, gleich Vermehren der freien Zeit, d. h. Zeit 
für die volle Entwicklung des Individuums, die 
selbst wieder als die größte Produktivkraft zu¬ 
rückwirkt auf die Produktivkraft der Arbeit“. 6 

Seit 1945, als der Achtstundentag wieder ein¬ 
geführt und erstmals von der Gesellschaft garan¬ 
tiert wurde, konnte die Arbeitszeit, dem erreich¬ 
ten Stand der Produktivkräfte entsprechend, wie¬ 
derholt reduziert werden, und zwar ohne Lohn¬ 
minderung. Gleichzeitig wurden Möglichkeiten 
für eine sinnvolle Gestaltung der Freizeit geschaf¬ 
fen und ständig erweitert. 

Das Gesetz über die Verkürzung der Arbeitszeit 
vom 18. 1. 1957 brachte die 45-Stunden-Woche für 
die Beschäftigten in der sozialistischen Industrie so¬ 
wie im Verkehrs- und Nachrichtenwesen. Mit VO 
vom 22. 12. 1965 wurde die 45-Stunden-Woche auf 
alle Werktätigen ausgedehnt und die 5-Tage-Ar- 
beitswoche für jede zweite Woche eingeführt. 
Schichtarbeiter hatten nur noch 44 Stunden Ar- 


1 Vgl. Politische Ökonomie des Kapitalismus und 
des Sozialismus, Lehrbuch für das marxistisch-le¬ 
ninistische Grundlagenstudium, Berlin 1976, 
S. 479. 

2 Vgl. a. a. O., S. 566. 

3 K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen 
Ökonomie, Berlin 1974, S. 89. 

4 Politische Ökonomie des Kapitalismus . . ., 
a. a. O., S. 566. 

5 a. a. O., S. 567 

6 K. Marx, Grundrisse der Kritik .... a. a. O.. 
S. 599. 







beitszeit pro Woche. Entsprechend einer Forderung 
des VII. Parteitages der SED wurde ab 28. 8. 1967 
die durchgängige 5-Tage-Arbeitswoche eingeführt 
und die Arbeitszeit auf wöchentlich 43 3 A Stunden, 
für Schichtarbeiter auf 42 Stunden verkürzt. 

1972 wurden Arbeitszeitverkürzungen für vollbe¬ 
schäftigte werktätige Mütter beschlossen. Weitere 
beachtliche Verbesserungen für Mütter und Schicht¬ 
arbeiter brachte auf der Grundlage des Gemeinsa¬ 
men Beschlusses des ZK der SED, des Bundesvor¬ 
standes des FDGB und des Ministerrates der DDR 
die VO über die weitere schrittweise Einführung der 
40-Stunden-Arbeitswoche vom 29. 7. 1976. 

Die Regelung der Arbeitszeit ist in der kapitalisti¬ 
schen Gesellschaftsordnung in den Klassenkampf 
zwischen Arbeiterklasse und Bourgeoisie einbe¬ 
zogen, hängt doch auch von der Dauer der Ar¬ 
beitszeit der Grad der Ausbeutung ab. 

Seit dem Jahre 1890 wurden, einem Beschluß des 
Internationalen Sozialistischen Arbeiterkongresses 
in Paris vom 14. Juli 1889 folgend, die Demon¬ 
strationen zum 1. Mai mit der Forderung nach dem 
Achtstundentag verbunden. Damals dauerte der Ar¬ 
beitstag 12 und mehr Stunden. Im Erfurter Pro¬ 
gramm von 1891 forderte die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands, den Achtstundentag einzu¬ 
führen. Dieses Ziel wurde in der Novemberrevo¬ 
lution 1918 erreicht. In der Nazizeit wurde auch 
diese Errungenschaft der Arbeiterklasse beseitigt. 
Die „Arbeitszeitordnung“ vom 26. 7. 1934 sah den 
Zehnstundentag vor, ließ aber Überschreitungen 
„aus dringenden Gründen des Gemeinwohls“ unbe¬ 
grenzt zu. 

Arbeitszeit und Freizeit bilden im Kapitalismus 
keine Einheit. Die Arbeit ist, bedingt durch die 
Trennung der Arbeiter von den Produktionsmit¬ 
teln, für den Arbeiter etwas Äußerliches, ihm 
Fremdes. 7 Sie ist nicht Äußerung seines Lebens, 
vielmehr fängt, wie Marx in „Lohnarbeit und Ka¬ 
pital“ schreibt, „das Leben da für ihn an, wo diese 
Tätigkeit aufhört. . .“. 8 

Im Sozialismus dient die von der Ausbeutung 
freie Arbeit „der steten Mehrung des gesellschaft¬ 
lichen Reichtums im Interesse der Arbeiterklasse 
und der ganzen Gesellschaft sowie jedes einzel¬ 
nen“. 9 In der bewußten Arbeit zur Erfüllung und 
gezielten Übererfüllung der Planaufgaben des Be¬ 
triebes, in der aktiven Mitwirkung an der Leitung 
und Planung des Betriebes, vor allem durch die 
Teilnahme am sozialistischen Wettbewerb und in 
der Neuererbewegung, äußert sich das Bewußt¬ 
sein der Werktätigen von ihrer Stellung als Produ¬ 
zent und gesellschaftlicher Eigentümer der Pro¬ 
duktionsmittel, als Angehöriger der ma_chtausü- 
benden Klasse. 


2. ! N 

Dauer und Verteilung der Arbeitszeit 

2 . 1 . 

Die Dauer der Arbeitszeit 

Das AGB fixiert nicht direkt den gegenwärtigen 
Stand der Arbeitszeitregelung, sondern nennt in 
§ 160 Abs. 1 die Zielstellung der Politik des sozia¬ 
listischen Staates: den weiteren schrittweisen 
Übergang zur 40-Stunden-Arbeitswoche durch 
die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit ohne 
Lohnminderung bei Beibehaltung der 5-Tage- 
Arbeitswoche. Die konkrete Dauer der wöchent¬ 
lichen Arbeitszeit legt der Ministerrat in Überein¬ 
stimmung mit dem FDGB fest, und zwar „ent¬ 
sprechend dem Entwicklungstempo der sozialisti¬ 
schen Produktion, der Erhöhung der Effektivität, 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und 
des Wachstums der Arbeitsproduktivität“ (§ 160 
Abs. 2 AGB). 

Zur Zeit beträgt die allgemeine Normalar¬ 
beitszeit 43 3 /4 Stunden wöchentlich. 

Folgende rechtliche Regelungen über die Arbeits¬ 
zeit gelten zur Zeit: 

- Arbeitsgesetzbuch, §§ 160 bis 180; 

- VO über Arbeitszeit und Erholungsurlaub vom 
29. 6.1961, GBl. II Nr. 41 S. 263, i, d. F. der VO 
über die durchgängige 5-Tage-Arbeitswoche und 
die Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit bei 
gleichzeitiger Neuregelung der Arbeitszeit in ei¬ 
nigen Wochen mit Feiertagen vom 3. 5. 1967, 
GBl. II Nr. 38 S. 237; der AO Nr. 4 zur VO über 
Arbeitszeit und Erholungsurlaub vom 20. 7. 
1967, GBl. II Nr. 70 S. 483; der Bkm. vom 1. 6. 
1973, GBl. I Nr. 27 S. 268; der Bkm. vom 31. 5. 
1979, GBl. I Nr. 19 S. 164; 

- VO über die durchgängige 5-Tage-Arbeitswoche 
und die Verkürzung der wöchentlichen Arbeits¬ 
zeit bei gleichzeitiger Neuregelung der Arbeitszeit 
in einigen Wochen mit Feiertagen vom 3. 5.1967, 
GBl. II Nr. 38 S. 237, i. d. F. der VO über die 
Regelung der Arbeitszeit im Zusammenhang mit 
gesetzlichen Feiertagen vom 25. 9. 1968, GBl. II 
S. 829 und der Bkm, vom 31. 5. 1979, GBl. I 
Nr. 19 S. 164; 

— VO über die Gewährung von Schichtprämien vom 
12. 9. 1974, GBl. II Nr. 51 S. 477; 


7 Vgl. Politische Ökonomie des Kapitalismus i .., 
/ a. a. O., S. 478. 

8 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 6, Berlin 1959, 
S. 400. 

9 Präambel zum Arbeitsgesetzbuch, 2. Absatz. 


16 Arbeitsrecht Lehrbuch 
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- VO über die weitere schrittweise Einführung der 

40-Stunden-Arbeitswoche vom 29.7. 1976, 

GBl. I Nr. 29 S. 385. 

Für Werktätige mit erschwerten Arbeitsbedin¬ 
gungen oder besonderen Belastungen ist die Ar¬ 
beitszeit verkürzt. 

Sie beträgt 42 Stunden wöchentlich für 

- Jugendliche unter 16 Jahren, 

- Werktätige im Zweischichtsystem. 

Sie beträgt 40 Stunden wöchentlich für 

- Werktätige im Drei- oder durchgehenden 
Schichtsystem, 

- vollbeschäftigte werktätige Mütter, zu deren 
eigenem Haushalt 2 und mehr Kinder bis zu 
16 Jahren gehören, 

- vollbeschäftigte werktätige Mütter, die in ihrem 
Haushalt ein schwerstgeschädigtes Kind mit 
Anspruch auf Pflegegeld (ab Stufe III), auf 
Sonderpflegegeld oder Blindengeld (ab Stu¬ 
fe IV) bzw. ein blindes oder praktisch blindes 
Kind ab Vollendung des 3. Lebensjahres zu 
versorgen haben. 

Sofern im RKV keine Festlegungen darüber enthal¬ 
ten sind, wann Schichtarbeit vorliegt, ist von folgen¬ 
dem auszugehen: 10 

- Arbeit im unterbrochenen Dreischichtsystem 
liegt vor, wenn die 24 Stunden eines Tages in 
3 Schichten eingeteilt sind und die Werktätigen 
ständig regelmäßig im gleichen Wechsel von Mon¬ 
tag bis Freitag in der Früh-, Spät- und Nacht¬ 
schicht arbeiten. Innerhalb von 4 Wochen sind 
immer jeweils mindestens 5 Nachtschichten zu 
leisten. 

— Arbeit im durchgehenden Dreischichtsystem liegt 
vor, wenn auch an den Sonnabenden, Sonntagen 
und Feiertagen gearbeitet wird und die Werktäti¬ 
gen innerhalb von 4 Wochen mindestens an 
2 Sonnabenden und Sonntagen arbeiten. Anstelle 
des arbeitsfreien Sonnabends und des Sonntags 
werden den Werktätigen 2 andere arbeitsfreie 
Tage gewährt. 

— Die Merkmale der Drei- oder durchgehenden 
Schichtarbeit werden auch dann erfüllt, wenn die 
24 Stunden eines jeden Arbeitstages in 2 Schich¬ 
ten von jeweils 12 Stunden Dauer aufgeteilt sind. 

- Zweischichtarbeit wird dadurch charakterisiert, 
daß die 16,8 Arbeitsstunden eines Tages in 
2 Schichten aufgeteilt werden und die Werktäti¬ 
gen regelmäßig und ständig Arbeit in der Früh- 
und Spätschicht bzw. Nachtschicht leisten. Um als 
Zweischichtarbeit anerkannt zu werden, dürfen 
sich die beiden Schichten maximal 3 Stunden 
überlappen. Enthält ein RKV die Festlegung ei¬ 
ner kürzeren Überlappungszeit, so gilt diese. In¬ 
nerhalb von 4 Wochen müssen mindestens 


10 Arbeitstage in der einen und in der anderen 
Schicht geleistet werden, also beispielsweise 
10 Arbeitstage Frühschicht und 10 Arbeitstage 
Spätschicht oder auch als Ausnahme 10 Arbeits¬ 
tage Frühschicht, 5 Arbeitstage Spätschicht und 
5 Arbeitstage Nachtschicht. Arbeit im durchge¬ 
henden Zweischichtsystem wird dann geleistet, 
wenn im Rhythmus des Schichtsystems auch an 
Sonnabenden, Sonntagen und Feiertagen gear¬ 
beitet wird und die Werktätigen innerhalb von 
4 Wochen mindestens an 2 Sonnabenden und 
Sonntagen arbeiten. Die durchgehende Arbeit 
ändert nichts am Charakter der Zweischichtar¬ 
beit. Die betreffenden Werktätigen haben eine 
wöchentliche' Arbeitszeit von 42 Stunden und 
nicht etwa von 40 Stunden. 

- Ständige Arbeit in der Nachtschicht ist nicht der 
Mehrschichtarbeit gleichgestellt. Für die betref¬ 
fenden Werktätigen gelten deshalb nicht die Ver¬ 
günstigungen für Arbeit in einem Mehrschichtsy¬ 
stem. 

Eine Verkürzung der Arbeitszeit erfolgt auch, 
wenn das aus Gründen des Gesundheitsschutzes 
erforderlich ist, nämlich bei Werktätigen, die be¬ 
sonders schwere Arbeit zu leisten oder unter ge¬ 
sundheitsgefährdenden Bedingungen zu arbeiten 
haben. Die dafür in Frage kommenden Arbeiten 
sind in einem Katalog (Anlage 1 i. d. F. der AO 
Nr. 4 zur VO über Arbeitszeit und Erholungsur¬ 
laub) aufgeführt. Die Verkürzung kann sich auf 
die wöchentliche Arbeitszeit beziehen, sie kann 
aber auch in der Gewährung zusätzlicher Pausen 
bestehen. Einzelheiten regelt die genannte Anla¬ 
ge 1. Die Verkürzung der Arbeitszeit aus den hier 
aufgeführten Gründen bedarf der Genehmigung 
der übergeordneten zentralen Organe bzw. der 
Räte der Bezirke im Einvernehmen mit dem Zen¬ 
tral- bzw. Bezirksvorstand der zuständigen Indu¬ 
striegewerkschaft bzw. Gewerkschaft (§ 1 Abs. 4 
VO über Arbeitszeit und Erholungsurlaub). 

Für alle gesetzlich angeordneten Arbeitszeit¬ 
verkürzungen gilt, daß sie sich nicht lohnmindernd 
auswirken dürfen. Die Entlohnung erfolgt auf der 
Grundlage der normalen gesetzlichen Arbeitszeit 
für Vollbeschäftigte. Für die durch die Verkür¬ 
zung entfallende Arbeitszeit wird der Durch¬ 
schnittslohn gezahlt (§ 160 Abs. 3 AGB). Eine 
von der gesetzlichen Arbeitszeit abweichende 
Vereinbarung über eine kürzere Arbeitszeit 
(Teilbeschäftigung) ist zulässig, wenn die dafür 


10 Vgl. E. Hein/S. Langer, Arbeitszeit, Erholungsur¬ 
laub, Schriftenreihe zum Arbeitsgesetzbuch der 
DDR, Berlin 1979, S. 17 f. 
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vom Werktätigen vorgebrachten Gründe das 
rechtfertigen und die betrieblichen Belange eine 
Teilbeschäftigung gestatten. Das können jedoch 
nur Ausnahmen sein; die gesellschaftlichen Er¬ 
fordernisse, aber auch die allseitige Befriedigung 
der persönlichen Interessen verlangen die Vollbe¬ 
schäftigung. Einen Rechtsanspruch auf Teilbe¬ 
schäftigung in dem Von ihnen gewünschten Um¬ 
fang haben Alters- und Invalidenrenter (§ 160 
Abs. 4 AGB). Für Frauen besteht kein Anspruch 
auf Teilbeschäftigung. Paragraph 60 Abs. 4 ent¬ 
hält jedoch eine Orientierung für Betriebe bezüg¬ 
lich einer möglichen Vereinbarung von Teilbe¬ 
schäftigung mit Frauen bei Vorliegen bestimmter 
Bedingungen. 

2 . 2 . 

Die Verteilung der Arbeitszeit 

I 

Grundsätzlich ist die 5-Tage-Arbeitswoche ein¬ 
zuhalten und die wöchentliche Arbeitzeit auf die 
Arbeitstage Montag bis Freitag zu verteilen 
(§ 161 AQB), und zwar gleichmäßig (§ 163 
Abs. 1 AGÖ). Von diesen Forderungen kann nur 
abgewichen werden, soweit das die Rechtsvor¬ 
schriften zulassen (§§ 162 bis 164 AGB, evtl. 
RKV). Das bezieht sich vor allem auf die Schicht¬ 
arbeit. Schichtarbeit ist objektiv notwendig, so 

- zur Versorgung und Betreuung der Bevölke¬ 
rung (Versorgung mit Elektröenergie, Wasser; 
gesundheitliche Betreuung; Verkehrswesen; 
Sicherheit); 

- bei ununterbrochenen Produktionsprozessen 
(Chemie, Metallurgie); 

- zur effektiven zeitlichen Ausnutzung der Pro¬ 
duktionsmittel, insbesondere der hochproduk¬ 
tiven Anlagen. 

Die Beispiele zeigen, daß Schichtarbeit sowohl 
im gesamtgesellschaftlichen, im betrieblichen wie 
letztlich auch im individuellen Interesse liegt. 
Durch die den Schichtarbeitern gewährten Ver¬ 
günstigungen (Verkürzung der Arbeitszeit, länge¬ 
rer Urlaub, Berücksichtigung der Schichtarbeit 
bei der Jahresendprämie, bevorzugte Versorgung 
usw.) sollen die Mehrbelastungen ausgeglichen 
und ein Anreiz für diese Form der Arbeit gegeben 
werden. Außerdem wird für Nachtschichten ein 
Zuschlag von 7,—Mark gewährt. 11 Wie die Ab¬ 
weichungen von der normalen Verteilung der Ar¬ 
beitszeit auszugleichen sind, ist ebenfalls in den 
§§ 162 bis 164 AGB und in den RKV geregelt. 
Die Forderung nach einer gleichmäßigen Ver¬ 


teilung der Arbeitszeit auf 5 Tage gilt auch für 
Mütter mit verkürzter Arbeitszeit. Entscheidend 
ist dabei der Sinn der Arbeitszeitverkürzung; er 
besteht darin, ihnen an jedem Arbeitstag mehr 
freie Zeit zur Betreuung der Kinder einzuräumen. 
Oft wird der Wunsch geäußert, 4 Tage voll zu ar¬ 
beiten und am Freitag die 3 3 A* Stunden in An¬ 
spruch zu nehmen. Das liegt aber weder im Inter¬ 
esse des Betriebes, noch im wohlverstandenen In¬ 
teresse der Familie. Solchen Wünschen sollte des¬ 
halb nur stattgegeben werden, wenn es dafür an¬ 
zuerkennende Gründe gibt, z. B. eine solche Ver¬ 
kehrsverbindung für auswärts wohnende Frauen, 
die bei täglicher Arbeitszeitverkürzung kein frü¬ 
heres Heimkommen ermöglicht als bei voller Ar¬ 
beitszeit. Dann ist es vernünftig, die Verkürzung 
um 3 3 U Stunden wöchentlich auf einen Tag zu le¬ 
gen, um -sie auch tatsächlich wirksam werden zu 
lassen. 


2 . 3 . 

Pausenregelung 

Die sozialistische Gesellschaft ist ständig um sol- 
cha Arbeitsbedingungen bemüht, die die Arbeits¬ 
fähigkeit und Gesundheit der arbeitenden Men¬ 
schen nicht beeinträchtigen. Sie nutzt die Er¬ 
kenntnisse und Empfehlungen der Arbeitsmedi¬ 
zin und Arbeitspsychologie ebenso wie arbeitswis¬ 
senschaftliche Untersuchungsergebnisse. Diese 
Forschungen besagen, daß es im Interesse einer 
hohen Arbeitsproduktivität und der Gesunder¬ 
haltung der arbeitenden Menschen liegt, wenn die 
tägliche Arbeitszeit durch angemessene Pausen 
unterbrochen wird. Davon ausgehend sind die 
Anzahl der Pausen und ihre Mindestdauer gesetz¬ 
lich geregelt (§ 165 AGB). Die Nichteinhaltung 
der Pausen stellt eine Verletzung der Bestimmun¬ 
gen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes dar. 
Die Pausenregelung gilt entsprechend auch für 
teilbeschäftigte Werktätige. 

Da die Pausen der Erholung dienen und in die¬ 
ser Zeit nicht gearbeitet werden darf, gehören sie 
nicht zur Arbeitszeit. Die Gesamtverweildauer 
eines Werktätigen im Betrieb ergibt sich somit aus 
der Addition von gesetzlicher täglicher Arbeits¬ 
zeit und der Summe der Pausenzeiten. Die Pausen 
gehören nur dort zur Arbeitszeit, wo sich dies aus 


11 Vgl. VO über die Gewährung von Schichtprämien 
vom 12. 9. 1974, GBl. I Nr. 51 S. 477. 
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technologischen Gründen oder aus der Art des 
Schichtsystems ergibt (§ 165 Abs. 3 AGB). Auch 
die kurzen Pausen (z. B. Frühstückspause) gelten 
nicht als Arbeitszeit. 

Die gesetzliche Pausenregelung enthält zwei 
Prämissen: 

- Es darf nicht länger als 4,5 Stunden hinterein¬ 
ander ohne Pause gearbeitet werden (§ 165 
Abs. 1 AGB). 

- Die Mindestdauer einer Pause beträgt 15 Mi¬ 
nuten; die Pause, die für die Einnahme der 
Hauptmahlzeit gewährt wird, beträgt minde¬ 
stens, 30 Minuten. 

In denjenigen Betrieben, in denen die Einhal¬ 
tung der Pausen infolge der ununterbrochenen 
Produktion oder der Arbeit im Dreischichtsystem 
ausnahmsweise objektiv nicht möglich ist, sind 
den Werktätigen während der Arbeitszeit vergü¬ 
tete Kurzpausen von zusammen mindestens 20 
Minuten zu gewähren (§ 165 Abs. 3 AGB). 

Vergütet werden auch diejenigen zusätzlichen 
Pausen, die bei Arbeiten unter besonders schwe¬ 
ren oder gesundheitsgefährdenden Bedingungen ein¬ 
gelegt werden müssen. Die Tätigkeiten, bei denen 
diese zusätzlichen Pausen gewährt werden müs¬ 
sen, sowie die Anzahl und Dauer der Pausen sind 
rechtlich geregelt. 12 

Die Verlängerung der Pausen über die festge¬ 
legte Zeit hinaus durch einzelne Werktätige ver¬ 
letzt die sozialistische Arbeitsdisziplin und min¬ 
dert den gesellschaftlichen Arbeitszeitfonds. Auf¬ 
gabe des Betriebes ist es deshalb, dafür zu sorgen, 
daß die Pausenzeiten nicht überschritten werden. 

Der Gesunderhaltung der Werktätigen dient 
auch die Bestimmung über die Mindestdauer der 
arbeitsfreien Zeit zwischen 2 Arbeitswochen und 
2 Arbeitsschichten in § 166 AGB. Die arbeits¬ 
freie Zeit zwischen 2 Arbeitswochen hat in der Re¬ 
gel mindestens 48 Stunden zu umfassen, zwischen 
2 Arbeitsschichten mindestens 12 Stunden, für 
Jugendliche unter 18 Jahren mindestens 13 Stun¬ 
den. 


2 . 4 , 

Der Arbeitszeitplan 

Auf Grund der Vielzahl unterschiedlicher Bedin¬ 
gungen ist es nicht möglich, eine für das gesamte 
Gebiet der DDR geltende Arbeitszeitregelung 
festzulegen, die den Beginn und das Ende der Ar¬ 
beitszeit für alle Betriebe einheitlich fixiert. 
Deshalb überträgt das AGB (§ 167) die Ver¬ 


antwortung für die genaue Festlegung des Beginns 
und Endes der täglichen Arbeitszeit sowie die 
Entscheidung darüber, ob, in welcher Form und 
für welche Werktätige die Schichtarbeit zur An¬ 
wendung gelangt, auf die Betriebe. Die Festle¬ 
gung der konkreten Arbeitszeit beeinflußt natür¬ 
lich in einem sehr starken Maße die Lebensge¬ 
wohnheiten und Interessen der Werktätigen. 
Deshalb kann über das konkrete Arbeitszeitre¬ 
gime eines Betriebes nicht allein der Betriebsleiter 
entscheiden. Es gehört zur Interessenvertretung 
der Werktätigen durch den FDGB, daß das Ar¬ 
beitszeitregime von dem Betriebsleiter und der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
zu vereinbaren ist. Dies geschieht in Arbeitszeit¬ 
plänen. 

Ke'rnstück des Arbeitszeitplanes sind Festle¬ 
gungen 

— zum Beginn der Arbeitszeit, 

— zur terminlichen Lage und zur Dauer der Pau¬ 
sen, 

— zum Ende der Arbeitszeit. 

Zum Inhalt des betrieblichen Arbeitszeitpla¬ 
nes gehören auch die genaue Fixierung des 
Schichtplanes und besondere Arbeitszeitregelun¬ 
gen für einzelne Werktätige. Damit sich die Werk¬ 
tätigen auf die genaue Arbeitszeitregelung ein¬ 
stellen können, sind die Betriebe verpflichtet, die 
Arbeitszeitpläne mindestens eine Woche vor In¬ 
krafttreten den Werktätigen bekanntzugeben 
(§ 167 Abs. 2 AGB). Diese für den Betrieb zwin¬ 
gende Vorschrift soll den Werktätigen die Vorbe¬ 
reitung auf eine neue Arbeitszeitregelung erleich¬ 
tern helfen. Der unter Beachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen zustande gekommene Arbeits¬ 
zeitplan ist für die Werktätigen verbindlich, auch 
wenn darin Schichtarbeit vorgesehen ist. 13 Dabei 
ist es selbstverständlich, daß ein notwendiger 
Übergang zur Schichtarbeit politisch und organi¬ 
satorisch gemeinsam mit den Werktätigen ver¬ 
antwortungsbewußt vorbereitet wird. 


12 Vgl. Anlage 1 zur VO über Arbeitszeit und Erho¬ 
lungsurlaub. 

13 Zu beachten sind aber, wenn der Schichtplan 
Nachtschicht vorsieht, die Verbote und das für be¬ 
stimmte Werktätige bestehende Recht, Nachtar¬ 
beit abzulehnen. 
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3 . 

Überstunden- und Nachtarbeit, 

Arbeit an Sonn- und Feiertagen 

3 . 1 . 

Überstundenarbeit 

3.1.1. 

Der Begriff der Überstundenarbeit 
Paragraph 176 Abs. 1 AGB definiert die Über¬ 
stundenarbeit als jede auf Anordnung geleistete 
Arbeit, die über die in den Arbeitszeitplänen fest¬ 
gelegte tägliche Arbeitszeit hinausgeht. Sofern die 
Eigenart der Arbeit das erfordert, können in den 
RKV abweichende Regelungen getroffen werden. 
Davon wurde z. B. für Kraftfahrer Gebrauch ge¬ 
macht, für die erst die Überschreitung der monat¬ 
lichen gesetzlichen Arbeitszeit als Überstunden¬ 
arbeit gilt. 

Bei Teilbeschäftigten liegt dann Überstun¬ 
denarbeit vor, wenn die gesetzliche wöchentliche 
Arbeitszeit überschritten wird (§ 176 Abs. 2 
AGB). 

Während einer Dienstreise gilt die Zeit zur 
Hin- und Rückreise nicht als Überstundenarbeit, 
ebenso nicht die Zeit der Abwesenheit vom 
dienstlichen oder tatsächlichen Wohnsitz, in der 
der Werktätige nicht dem Dienstauftrag gemäß 
tätig ist. Als Überstundenarbeit gilt nur die Ar¬ 
beitszeit, die in Durchführung eines Dienstauftra-' 
ges am Auftragsort auf Anordnung über die ver¬ 
einbarte Arbeitszeit hinaus geleistet wird. 

Allerdings wird eine förmliche Anordnung als Vor¬ 
aussetzung für die Wertung als Überstunde nicht 
immer gefordert werden können, weil der Werktä¬ 
tige bei einer Dienstreise unter Umständen eigen¬ 
verantwortlich entscheiden muß, ob eine Über¬ 
schreitung der Arbeitszeit zur Erfüllung der gestell¬ 
ten Aufgaben erforderlich ist. 

Für Kraftfahrer und Beifahrer gilt als Arbeitszeit die 
Fahr- und Wartezeit (§ 5 VO über Arbeitszeit und 
Erholungsurlaub). Das gilt auch für vergleichbare 
Berufe (Kurier, Transportbegleiter, u. ä.). In den 
RKV können ähnliche Regelungen getroffen wer¬ 
den, z. B. für Monteure. 

Überschreitungen der Arbeitszeit bis zur 
Dauer von 30 Minuten gelten als halbe Überstun¬ 
den, über 30 Minuten als volle Überstunden 
(§ 176 Abs. 3 AGB). Auch dazu können in den 
■ RKV abweichende Regelungen vereinbart wer¬ 
den. 


3.1.2. 

Zur Zulässigkeit der Überstundenarbeit. 

Das Arbeitsrecht orientiert darauf, „durch ver¬ 
stärkte Rationalisierung, bessere Auslastung der 
Kapazitäten, volle Ausnutzung der Arbeitszeit, 
zweckmäßigste Arbeitsorganisation, höhere Ar¬ 
beitsdisziplin und Verminderung der Ausfallzei¬ 
ten ... zu sichern, daß die Überstundenarbeit 
eingeschränkt wird.“ 14 

Auch der Beschluß zur Erhöhung von Ord¬ 
nung und Disziplin sowie zur Durchsetzung einer 
straffen Kontrolle bei Leistung zusätzlicher Ar¬ 
beit vom 14. 8. 1975 (GBl. I Nr. 35 S. 631) for¬ 
dert von den Leitern, „vor allem durch die Maß¬ 
nahmen zur weiteren Intensivierung der Produk¬ 
tion und die Förderung der Masseninitiative der 
Werktätigen im sozialistischen Wettbewerb sowie 
die volle und rationelle Nutzung des zur Verfü¬ 
gung stehenden Arbeitszeitfonds die Vorausset¬ 
zungen zu schaffen, daß die Planaufgaben in der 
gesetzlichen Arbeitszeit erfüllt werden“. Über¬ 
stundenarbeit bedeutet sowohl für den Betrieb 
wie auch für den Werktätigen eine zusätzliche Be¬ 
lastung. Der Betrieb muß Überstundenzuschläge 
zahlen. Außerdem muß er mit einem Leistungsab¬ 
fall rechnen, wenn die gesetzliche Arbeitszeit 
überschritten wird. Der Werktätige wird über das 
normale Maß hinaus beansprucht. Die Zeit für die 
Reproduktion der Arbeitskraft verkürzt sich. Um 
sowohl den gesellschaftlichen Notwendigkeiten 
wie dem Schijtz der Werktätigen vor gesundheitli¬ 
chen Beeinträchtigungen gerecht zu werden, sind 
Überstunden nur in den gesetzlich geregelten 
Ausnahmefällen zulässig, wobei Verbote, Ableh¬ 
nungsrechte und Begrenzungen zu beachten sind. 
Die Ausnahmefälle, die zur Anordnung von 
Überstunden berechtigen, sind in § 172 AGB 
aufgeführt. Es sind das 

- Notfälle (z. B. Katastrophen, Verkehrs- und 
Betriebsstörungen, unmittelbare Gefahren, die 
abzuwenden oder zu beseitigen sind); 

Es entspricht der Verantwortung gegenüber der so¬ 
zialistischen Gesellschaft, daß beim Eintreten eines 
Notfalles jeder seine Aufgabe auch über die gesetzli¬ 
che Arbeitszeit hinaus erfüllt. Es versteht sich des¬ 
halb auch, daß eine aus diesem Grund notwendige 
Überstundenarbeit nicht - wie bei allen anderen 
Gründen vom Gesetz gefordert — 48 Stunden vorher 


14 VO über die durchgängige 5-Tage-Arbeitswoche 
und die Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit 
bei gleichzeitiger Neuregelung der Arbeitszeit in 
einigen Wochen mit Feiertagen vom 3. 5. 1967, 
GBl. II Nr. 38 S. 237. 
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angekündigt und vorher von der zuständigen be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsleitung genehmigt werden 
muß bzw. kann. Auch eine zeitliche Begrenzung ist 
nicht möglich; sje wird durch die Aufgabe und das 
Leistungsvermögen des betreffenden Werktätigen 
bestimmt. * 

— saisonbedingte Bergung und Verarbeitung von 
Nahrungsgütern; 

Hier gelten die Forderungen aus § 172 Abs. 3 (An¬ 
kündigung der Überstundenarbeit in der Regel min¬ 
destens 48 Stunden vorher) und § 173 Abs. 2 (vor¬ 
herige Zustimmung der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung). 

Eine besondere Regelung gilt für die Beschäftigten 
in kooperativen Einrichtungen der Pflanzen- und 
Tierproduktion. 15 Wenn es Vegetation, Schichtsy¬ 
steme oder andere Besonderheiten in der Landwirt¬ 
schaft erfordern, kann eine unterschiedliche Dauer 
der wöchentlichen Arbeitszeit bereits in den betrieb¬ 
lichen Arbeitszeitplänen festgelegt werden, wobei 
die reguläre Arbeitszeit in einzelnen Wochen bis zu 
60 Stunden betragen kann. Außerdem können 
Überstunden,über die im AGB festgelegte Höchst¬ 
begrenzung hinaus verlangt werden, wenn diese zur 
Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes bzw. zur Ab¬ 
wendung von Gefahren, die zu Produktionsausfällen 
führen, unbedingt erforderlich sind. 

— besonders wichtige betriebliche Aufgaben zur 
Versorgung und Betreuung der Bevölkerung; , 

— unaufschiebbare Arbeiten zur Aufrechterhal- 
, tung der Produktion und zur termingerechten 

Erfüllung besonders wichtiger betrieblicher 
Planaufgaben. 

Auch bei den beiden letztgenannten Tatbe¬ 
ständen ist die Überstundenarbeit anzukündigen 
und die Zustimmung der zuständigen betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsleitung einzuholen. Letztere 
dient sowohl dem Schutz berechtigter Interessen 
der Werktätigen wie auch der Vermeidung nicht 
gerechtfertigter Überstunden. Die Zustimmung 
ist vor der Anordnung zur Leistung von Über¬ 
stunden durch den Betriebsleiter bzw. dem nach 
der Arbeitsordnung beauftragten leitenden Mit¬ 
arbeiter einzuholen. Eine nachträgliche Einho¬ 
lung ist nur bei Notfällen möglich. 

Eine ohne gewerkschaftliche Zustimmung er¬ 
folgte Anordnung zur Leistung von Überstunden 
ist gemäß § 24 Abs. 3 AGB eine unwirksame Ent¬ 
scheidung des Leiters und braucht nicht ausge¬ 
führt zu werden. 

Zur Leistung von Überstunden, die nach den 
Rechtsvorschriften für ihn zulässig und dem AGB 
entsprechend angeordnet sind, ist der Werktätige 
verpflichtet. 


3.1.3. 

Die Begrenzung der Überstunden 

Von einem Werktätigen dürfen jährlich nicht 
mehr als 120 Überstunden verlangt werden. Für 
zwei aufeinanderfolgende Tage ist die Anzahl der 
Überstunden auf maximal 4 begrenzt. Für Ju¬ 
gendliche von 16 bis 18 Jahren ist jeweils nur die 
Hälfte der Stundenzahl zulässig. Diese Begren¬ 
zung gilt nicht für Überstunden, die bei Notfällen 
geleistet werden müssen. Solche Überstunden 
werden auch nicht auf die Gesamtzahl von 120 
Stunden angerechnet (§ 174 AGB). Andere 
Höchstgrenzen können für einzelne Bereiche in den 
RKV vereinbart werden. 

I r 

3.1.4. 

Verbote und das Recht, 

Überstunden abzulehnen 

Für einen aus gesundheitlichen oder sozialen 
Gründen besonders zu schützenden Personen¬ 
kreis ist die Leistung von Überstunden teils verbo¬ 
ten, teils nur unter besonderen Voraussetzungen 
zulässig, teils besteht ein Ablehnungsrecht. 
Verboten sind Überstunden für 

- Schwangere und stillende Mütter (§ 243 Abs. 1 
AGB), 

- Jugendliche unter 16 Jahren und Lehrlinge 
(§ 175 Abs. 1 AGB). Sie dürfen auch dann 
keine Überstunden leisten, wenn sie dazu bereit 
sind. 

Ablehnen können Überstunden 

- Frauen, zu deren Haushalt Kinder im Vor¬ 
schulalter gehören (§ 243 Abs. 2 AGB), 

- Tuberkulosekranke und -rekonvaleszenten, 
Rehabilitanden und Altersrentner, 

- Werktätige, die pflegebedürftige Haushaltsan¬ 
gehörige zu betreuen haben und die Betreuung 
nicht anderweitig sichern können. Die Pflege¬ 
bedürftigkeit ist durch ärztliche Bescheinigung 
nachzuweisen (§ 175 Abs. 2 AGB). 

Besonderheiten bestehen bei Schwerbeschä¬ 
digten. Sie dürfen nur unter Berücksichtigung der 
Art und des Grades ihres Körperschadens zur 
Überstundenarbeit herangezogen werden. Über¬ 
stundenarbeit ist für Schwerbeschädigte nicht zu- 


15 Vgl. 5. Nachtrag zum Rahmenkollektivvertrag 
über die Arbeits- und Vergütungsbedingungen der 
Beschäftigten in kooperativen Einrichtungen der 
Pflanzen- und Tierproduktion vom 20. 12. 1977, 
in: Informationsblatt, Mitteilungen für den Organi¬ 
sationsbereich der Gewerkschaft Land, Nahrungs¬ 
güter und Forst, Nr. 4/5 - 1978. 
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lässig, wenn ärztlich festgestellt wird, daß sie diese 
auf Grund ihres Körperschadens nicht leisten 
können (§ 175 Abs. 3 AGB). 

3 . 2 . 

Nachtarbeit 

Als Nachtarbeit gilt die Arbeit, die in der Zeit von 
22.00 bis 6.00 Uhr geleistet wird. In Ausnahme¬ 
fällen können im Arbeitszeitplan Abweichungen 
bis zu 30 Minuten vorgesehen werden (§ 170 
Abs. 2 AGB). 

Nachtarbeit ist aus ökonomischen Gründen 
und zur Sicherung der Versorgung und Betreuung 
der Bürger eine objektive Notwendigkeit. Auf die 
vielfältigen Formen der Anerkennung, die den 
Nachtarbeit leistenden Werktätigen zuteil wird, 
wurde bereits unter 2.2. hingewiesen. 

Verboten ist Nachtarbeit für Jugendliche un¬ 
ter 18 Jahren, und zwar für die Zeit zwischen 
18.00 und 6.00 Uhr. Lehrlinge ab Vollendung des 
16. Lebensjahres können in dieser Zeit beschäf¬ 
tigt werden, wenn es die Ausbildung erfordert. 
Für die Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr ist jedoch die 
vorherige Zustimmung der Erziehungsberechtig¬ 
ten, des Betriebsarztes und der zuständigen be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsleitung erforderlich 
(§ 170 Abs. 2 AGB). 

Für die zu beachtenden Besonderheiten und 
die Ablehnungsrechte gilt das gleiche wie bei den 
Überstunden. 


3 . 3 . 

Arbeit an Sonn- und Feiertagen 

Ein wichtiger Grundsatz des Arbeitszeitrechts der 
DDR besagt, daß Sonn- und Feiertage Tage der 
Arbeitsruhe sind (§ 168 Abs. 1 AGB). Damit soll 
den Werktätigen eine zusammenhängende Frei¬ 
zeit gewährt werden, in der sie sich erholen, für die 
Belange der Familie einsetzen und am kulturellen, 
sportlichen und sonstigen gesellschaftlichen Le¬ 
ben teilnehmen können. 

Das AGB benennt in § 168 Abs 2 die Feierta¬ 
ge, an denen in der DDR arbeitsfrei ist. 

In Ausnahmefällen ist die Arbeit an Sonn- und 
Feiertagen zulässig, ja in einem bestimmten Um¬ 
fang notwendig und unverzichtbar. Dies betrifft 
vor allem solche Arbeiten, die zur Versorgung der 
Bevölkerung, insbesondere auch zur medizini¬ 
schen Betreuung, notwendig sind, oder Arbeiten 


in denjenigen Betrieben, in denen aus technologi¬ 
schen Gründen ein ununterbrochener Arbeitsab¬ 
lauf erforderlich ist (vor allem in der Metallurgie, 
in der Kohle- und Energiewirtschaft sowie der 
Chemie). Das AGB erklärt Sonn- und Feiertags¬ 
arbeit ebenfalls für zulässig, wenn die volle Aus¬ 
nutzung hochproduktiver Anlagen und volkswirt¬ 
schaftlich wichtige Aufgaben sie notwendig ma¬ 
chen. Die Entscheidung darüber, welcher Betrieb 
und welche Einrichtungen auch an Sonn- und Fei¬ 
ertagen arbeiten müssen, ergibt sich damit entwe¬ 
der direkt aus objektiven Gründen (z. B. der 
Technologie, die ein Abschalten der Anlagen 
nicht ermöglicht) bzw. dringenden Versorgungs¬ 
und Betreuungsaufgaben oder aus dem Volks- 
wirtschaftsplan, in dem die zeitliche Ausnutzung 
der Anlagen vorgegeben ist, sowie aus Festlegun¬ 
gen der zentralen bzw. territo^alen Staatsorgane. 

Den Betrieben obliegt es dann, im Arbeits¬ 
zeitplan festzulegen, wer konkret an einem Sonn- 
bzw. Feiertag arbeiten muß. Grundsätzlich kann 
jeder Werktätige in die Sonn- und Feiertagsarbeit 
einbezogen werden. Ausdrückliche Beschäfti¬ 
gungsverbote für bestimmte Gruppen von Werk¬ 
tätigen sind für planmäßige Sonn- und Feiertags¬ 
arbeit, soweit es sich nicht um Nachtarbeit han¬ 
delt, gesetzlich nicht fest gelegt worden. Allerdings 
sollten alleinstehende Werktätige, die Kinder zu 
betreuen haben, nicht zu Sonn- und Feiertagsar¬ 
beit herangezogen werdpn, wenn nicht eine an¬ 
derweitige Unterbringung der Kinder gewährlei¬ 
stet ist (z. B. in Wochenheimen). Die Einbezie¬ 
hung in die Sonn-, und Feiertagsarbeit, ist den 
Werktätigen eine Woche vorher bekanntzugeben. 

Als Sonn- bzw. Feiertagsarbeit gilt die an die¬ 
sen Tagen zwischen 0.00 Ulir und 24.00 Uhr ge¬ 
leistete Arbeit. Für Schichtarbeit gilt jedoch die 
Regelung, daß als Sonn- bzw. Feiertagsarbeit die 
gesamte Schicht gewertet wird, die jeweils zwischen 
0.00 Uhr und 24.00 Uhr an diesen Tagen beginnt. 
Dies bedeutet, daß attch die Zeit der Schicht, die 
in den Montag bzw. bei Feiertagen in den nachfol¬ 
genden Tag hineinreicht, als Sonn- bzw. Feier¬ 
tagsarbeit gerechnet wird. Dafür zählt diejenige 
Zeit von Schichten, deren Beginn am Sonnabend 
bzw. am Tag vor dem Feiertag lag und die am 
Sonntag bzw. Feiertag beendet .wird, nicht als ge¬ 
setzliche Sonn- bzw. Feiertagsarbeit und wird 
auch nicht als solche vergütet. 

In den RKV können zur Berechnung der 
Sonn- und Feiertagsarbeit abweichende Regelun¬ 
gen vereinbart werden. 
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3 . 4 . 

Die Vergütung von Überstunden- 
und Nachtarbeit sowie von 
Arbeit an Sonn- und Feiertagen 

Soweit Anspruch auf Überstundenbezahlung be¬ 
steht, ist außer dem Lohn für die geleistete Arbeit 
ein Zuschlag von 25 % des Tariflohnes zu zahlen. 
Dem Werktätigen können mit seinem Einver¬ 
ständnis die Überstunden auch durch Freizeit 
abgegolten werden. Der Zuschlag ist jedoch zu 
zahlen, er darf nicht mit Freizeit verrechnet wer¬ 
den (§ 177 AGB). 

Für Sonntagsarbeit ist nur ein Zuschlag zu zah¬ 
len, wenn sie nicht im Arbeitszeitplan vorgesehen 
war. Er beträgt dann 50 % des Tariflohnes (§ 169 
Abs. 1 AGB). 

Für die Arbeit an Feiertagen steht dem Werk¬ 
tätigen ein Zuschlag von 100 % des Tariflohnes 
zu. Fällt durch Feiertage Arbeit aus, besteht An¬ 
spruch auf einen Ausgleich in Flöhe des Tarif¬ 
lohnes (§ 169 Abs. 1 und 2 AGB). 

Für Nachtarbeit ist ein Zuschlag von 10 % des 
Tariflohnes zu zahlen. Der Zuschlag beträgt 
50 %, wenn die Nachtarbeit nicht mindestens 
48 Stunden vor Beginn angekündigt war. Der 
Nachtzuschlag entfällt, wenn Anspruch auf 
Nachtschichtprämie besteht und diese höher als 
der in Frage kommende Nachtzuschlag ist. Die 
Schichtprämie beträgt 7,- M. Sie steht bei minde¬ 
stens 6 Stunden geleisteter Nachtarbeit allen 
Werktätigen und Lehrlingen zu, ausgenommen 
sind nur Direktoren und Fachdirektoren sowie ih¬ 
nen gleichgestellte Leiter. 

Treffen mehrere Zuschläge aus Überstunden-, 
Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit zusam¬ 
men, wird nur der höchste Zuschlag gewährt 
(§ 179 AGB), jedoch werden Sonn- und Feier¬ 
tagszuschläge von der Schichtprämie nicht berührt 
(§ 4 der VO über die Gewährung von Schicht¬ 
prämien vom 12. 9. 1974, GBl. I Nr. 51 S. 477). 

Von dem Grundsatz, daß Überstunden (mit 
Zuschlag) zu bezahlen sind, ist ein bestimmter 
Personenkreis ausgenommen. Dieser Personen¬ 
kreis hat auch keinen Anspruch auf die für Sonn- 
und Feiertagsarbeit sowie für Nachtarbeit vorge¬ 
sehenen Zuschläge. Es sind das gemäß § 178 
Abs. 1 und 2 AGB 

— Betriebsleiter, leitende Mitarbeiter und andere 
Mitarbeiter mit besonders hoher Verantwor¬ 
tung. 

Wer zu diesem Personenkreis gehört, ist in den 
RKV zu vereinbaren. Die Genannten haben 


auch keinen Anspruch auf Abgeltung der 
Mehrarbeit durch Freizeit, mit Ausnahme der 
an Sonn- und Feiertagen geleisteten Überstun¬ 
den. 

— Angestellte, die im RKV nicht genannt werden, 
deren Arbeitsaufgaben aber Hoch- bzw. Fach¬ 
schulqualifikation erfordern. Sie haben einen 
Anspruch auf entsprechende Freizeit für Über¬ 
stunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit, (soweit es 
sich bei der Sonn- und Feiertagsarbeit nicht um 

■ planmäßige Arbeit z. B. im Rahmen eines 
Schichtrhythmus handelt). 

Davon wiederum ausgenommen sind Meister, 
Lehrkräfte, Erzieher, Ärzte, Künstler und an¬ 
dere Gruppen von Werktätigen, soweit für sie 
in Rechtsvorschriften besondere Regelungen 
getroffen wurden. 

§ 178 Abs. 1 und 2 AGB finden dann keine Anwen¬ 
dung, wenn außerhalb der betrieblichen Arbeitszeit 
eine Arbeit geleistet wird, die von der vereinbarten 
Arbeitsaufgabe nicht erfaßt wird. Diese Arbeit ist 
entsprechend ihrer Bewertung in den zentralen Ein¬ 
gruppierungsunterlagen zu entlohnen. 


4 . 

Arbeitsbereitschaft 

Arbeitsbereitschaft ist das betrieblich angeord¬ 
nete Bereithalten eines Werktätigen zu einer evtl, 
notwendig werdenden Arbeit außerhalb seiner 
planmäßigen Arbeitszeit in Erfüllung seiner oder 
einer anderen Arbeitsaufgabe. Je nach der Art der 
gegebenenfalls zu leistenden Arbeit kann festge¬ 
legt werden, daß die Arbeitsbereitschaft im Be¬ 
trieb oder außerhalb des Betriebes - hier meist in 
der Wohnung — zu leisten ist. Als Gründe für die 
Anordnung von Arbeitsbereitschaft nennt das 
AGB die Versorgung und Betreuung der Bevöl¬ 
kerung, die Sicherung des ungestörten Produk¬ 
tionsablaufes sowie die Notwendigkeit der Einlei¬ 
tung von Maßnahmen bei unvorhergesehenen Er¬ 
eignissen (§ 180 AGB). Die für einen einzelnen 
Werktätigen zulässige Zeit der Arbeitsbereit¬ 
schaft ist im jeweiligen RKV zu vereinbaren. 

Planmäßige Arbeitsbereitschaft ist im Ar¬ 
beitszeitplan zu vereinbaren. Ergibt sich darüber 
hinaus die Notwendigkeit, Werktätige kurzfristig 
für den Bereitschaftsdienst einzusetzen, bedarf 
diese außerplanmäßige Arbeitsbereitschaft der 
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Zustimmung durch die zuständige betriebliche 
Gewerkschaftsleitung. 

Für die Arbeitsbereitschaft gelten die Be¬ 
stimmungen über die Zulässigkeit, Besonderhei¬ 
ten und Ablehnungsrechte für Überstunden und 
Nachtarbeit entsprechend. Wie für Überstunden 
gilt auch für die zulässigerweise angeordnete Ar¬ 
beitsbereitschaft, daß die Werktätigen verpflich¬ 
tet sind, sich nach Maßgabe der getroffenen Fest¬ 
legungen bereit zu halten. Zum Bereithalten ge¬ 
hört auch, keine alkoholischen Getränke zu sich 
zu nehmen, da jederzeit mit einem Arbeitseinsatz 
gerechnet werden muß. Verstöße gegen das Be¬ 
reithalten oder das Alkoholverbot können die dis¬ 
ziplinarische, bei einem dadurch verursachten 
Schaden auch die materielle Verantwortlichkeit 
auslösen. 

Die Arbeitsbereitschaft ist mit Ausnahme des 
in § 178 Abs. 1 AGB genannten Personenkreises 
zu vergüten. Art und Höhe der Vergütung sind in 
den RKV festzulegen. 

Die Vergütung kann in einem konkreten 
Stundensatz, in der Gewährung einer Pauschal¬ 
vergütung oder einer Leistung auf der Basis der 
Tariflöhne bestehen. Dabei wird zwischen der 
Arbeitsbereitschaft, die im Betrieb oder außer¬ 
halb des Betriebes geleistet wird, unterschieden, 
wobei die höhere Vergütung für die Arbeitsbe¬ 
reitschaft gezahlt wird, die im Betrieb zu leisten 
ist. Hierfür ist in mehreren RKV (z. B. Kohle, 
Energie, Forstwirtschaft) je Stunde geleistete Ar¬ 
beitsbereitschaft eine Vergütung in Höhe des Ta¬ 
riflohnes der zuständigen Lohngruppe festgelegt 
worden. Es besteht aber auch die Möglichkeit, an 
Stelle einer Vergütung einen Ausgleich in Form 
von Freizeit zu gewähren. 

Die im Bereitschaftsdienst geleistete Arbeit 
wird entsprechend ihrer Wertigkeit vergütet. Da 
es sich hierbei immer um zusätzliche Arbeit (be¬ 
zogen auf den Arbeitszeitplan) handelt, finden die 
Bestimmungen für Überstundenarbeit Anwen¬ 
dung (§ 180 Abs. 3 AGB). Dies bedeutet, daß 
Überstundenzuschlag und bei Arbeiten, die 
nachts oder an Sonn- und Feiertagen ausgeführt 
werden, Schichtprämie bzw. die entsprechend hö¬ 
heren Zuschläge für Sonn- und Feiertagsarbeit 
bezahlt werden. Angestellte, die für ihre Arbeits¬ 
aufgabe Hoch- oder Fachschulabschluß benöti¬ 
gen, erhalten zwar eine Vergütung für die Zeit der 
Arbeitsbereitschaft, nicht jedoch für die in dieser 
Zeit geleistete Arbeit. Dafür erhalten sie wie für 
übliche Überstundenarbeit entsprechende Frei¬ 
zeit. Handelt es sich jedoch um eine andere Arbeit 


als die der vereinbarten Arbeitsaufgabe, ist sie 
auch diesem Personenkreis zu bezahlen. Dann 
entfällt jedoch die Gewährung von Freizeit für die 
geleisteten Arbeitsstunden. 


5 . 

Zusätzliche bezahlte Arbeit 

Grundsätzlich dürfen Arbeitsleistungen über die 
gesetzliche Arbeitszeit hinaus nur im Rahmen von 
Überstundenarbeit auf der Grundlage der arbeits¬ 
rechtlichen Bestimmungen erbracht werden. 

Ausnahmsweise ist aus gesellschaftlich ge¬ 
rechtfertigten Gründen eine freiwillige bezahlte 
Tätigkeit von Werktätigen außerhalb des beste¬ 
henden Arbeitsrechtsverhältnisses möglich. Sie er¬ 
folgt vor allem auf der Grundlage des Beschlusses 
zur Erhöhung von Ordnung und Disziplin sowie 
zur Durchsetzung einer straffen Kontrolle bei Lei¬ 
stung zusätzlicher Arbeit vom 14. 8.1975 (GBl. I 
Nr. 35 S. 631) und der Anordnung über die Zu¬ 
lässigkeit, Vergütung und Kontrolle von zusätzli¬ 
cher Arbeit bei der Vorbereitung und Durchfüh¬ 
rung von Baumaßnahmen vom 25. 8. 1975 
(GBl. I Nr. 35 S. 632). Danach ist außer für die 
darin aufgeführten Baumaßnahmen eine zusätzli¬ 
che bezahlte stunden- oder tageweise Tätigkeit 
möglich 

- zur Sicherung der Versorgung der Bevölkerung 
mit Waren und Dienstleistungen, zur Sicherung 
der Produktion landwirtschaftlicher Produkte 
und Nahrungsgüter, zur Be- und Entladung so¬ 
wie zur Erfüllung kommunaler Aufgaben, die 
keinen Einsatz vollbeschäftigter Werktätiger 
erfordern; 

- zur Durchführung von Instandhaltungs- und 
Instandsetzungsarbeiten an Anlagen, Maschi¬ 
nen und Werkzeugen in Betrieben, die über 
keine eigenen Reparaturkapazitäten verfügen; 

- zur Aushilfe, soweit das in Rechtsvorschriften 
bzw. rahmenkollektivvertraglichen Bestim¬ 
mungen geregelt ist (z. B. Gewinnung von Se¬ 
kundärrohstoffen; Transport, Verkauf und 
Verarbeitung von leichtverderblichen Waren). 
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6 . 

Freistellung von der Arbeit 

6 . 1 . 

Grundsätze 

Unter Freistellung von der Arbeit ist die zur Erfül¬ 
lung gesellschaftlicher Verpflichtungen oder aus 
gesellschaftlich anerkannten weiteren Gründen 
vom Betrieb gewährte vorübergehende Befreiung 
des Werktätigen von der Erbringung seiner Ar¬ 
beitsleistung zu verstehen. 

Soweit arbeitsrechtliche Bestimmungen das 
vorsehen, besteht auf die Freistellung ein An¬ 
spruch. Das gilt nicht nur für die bezahlte, sondern 
auch die unbezahlte Freistellung (§ 181 AGB). Es 
ist dem Betrieb außerdem gestattet, Werktätige in 
Ausnahmefällen, in denen eine Freistellung recht¬ 
lich nicht vorgesehen ist, aus dringenden familiä¬ 
ren oder anderen gerechtfertigten Gründen stun¬ 
den- oder tageweise unbezahlt freizustellen 
(§ 188 AGB). Die vom Werktätigen aus den ge¬ 
nannten Gründen begehrte Freistellung bedarf 
also eines entsprechenden Leitungsaktes des Be¬ 
triebes, der bei seiner Entscheidung auch die be¬ 
triebliche Situation mit bedenken muß. 

Auch in der Regelung der Freistellung kommt 
die Übereinstimmung von gesellschaftlichen und 
individuellen Interessen zum Ausdruck. Die Inan¬ 
spruchnahme einer Freistellung soll so erfolgen, 
daß die persönlichen Interessen am besten mit den 
betrieblichen Erfordernissen abgestimmt werden. 
Darauf weist auch die Formulierung in den dafür 
in Frage kommenden Tatbeständen hin, daß der 
Betrieb die Freistellung zu gewähren hat, wenn 
die Wahrnehmung der die Freistellung begrün¬ 
denden Verpflichtung nicht außerhalb der Ar¬ 
beitszeit möglich ist. Da dank der Sozialpolitik der 
Partei der Arbeiterklasse der Freizeitfonds der 
Werktätigen durch die Verlängerung des Erho¬ 
lungsurlaubs, die Verkürzung der Arbeitszeit und 
die Erweiterung der Freistellungen erheblich zu¬ 
genommen hat (was wiederum zu einer entspre¬ 
chenden Reduzierung des Arbeitszeitfonds führt), 
ist von den Betrieben darauf zu achten, daß die 
Freistellungen genau nach Maßgabe der arbeits¬ 
rechtlichen Bestimmungen erfolgen. Der betrieb¬ 
liche Arbeitszeitfonds und damit die anderen 
Werktätigen dürfen nicht ungerechtfertigt bela¬ 
stet werden. 

Die in den Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Freistellungen dienen 


- der Wahrnehmung des Rechts auf Mitbestim¬ 
mung und Mitgestaltung durch die Ausübung 
staatlicher oder gesellschaftlicher Funktionen 
sowie der Erfüllung im Interesse der Gesell¬ 
schaft liegender Verpflichtungen, 

- der Aus- und Weiterbildung, 

— der Erhaltung oder Wiederherstellung der Ge¬ 
sundheit, 

— persönlichen Gründen. 

Was den Zeitpunkt der Freistellung anbelangt, so 
bestimmt § 181 AGB, daß in den Fällen, in denen 
der Anspruch terminlich nicht eindeutig bestimmt 
ist, der Betrieb die Zeit der Freistellung festlegt. 
Er hat dies so^zu tun, daß der Zweck der Freistel¬ 
lung erfüllt wird und die Wünsche des Werktäti¬ 
gen weitgehend berücksichtigt werden. Liegen die 
Termine fest, z. B. bei Vorladungen, Umzug, 
Eheschließung, Ratssitzungen, Leitungssitzungen 
von Parteien und gesellschaftlichen Organisatio¬ 
nen usw., ist kein Raum mehr für eine betriebliche 
Entscheidung. Hier ist die Freistellung zum fest¬ 
gesetzten Zeitpunkt zu gewähren. Vom Werktäti¬ 
gen ist zu fordern, daß er den Betrieb rechtzeitig 
informiertund nachweist, daß die Voraussetzung 
für den Rechtsanspruch auf Freistellung vorliegt. 

Anders ist es z. B. beim Hausarbeitstag. Das 
ist ein solcher Tatbestand, wo der Betrieb unter 
weitgehender Berücksichtigung der Wünsche der 
Werktätigen die Zeit der Freistellung festzulegen 
hat. Es kann in solchen Fällen weder der Betrieb 
einseitig den Termin bestimmen, noch der Werk¬ 
tätige einen bestimmten Tag für die Freistellung 
fordern. Vielmehr ist aus der in § 181 AGB ver¬ 
wendeten Formulierung zu schließen, daß es sich 
dabei um eine Vereinbarung handelt.Kommt eine 
Vereinbarung nicht zustande, weil sich die Partner 
über den Zeitpunkt nicht einigen können, kann 
der Werktätige die Vermittlung der zuständigen 
Gewerkschaftsleitung in Anspruch nehmen. 

Für die durch die Freistellung ausfallende Ar¬ 
beitszeit ist in der Regel eine Ausgleichszahlung 
vorgesehen. Das AGB brachte insofern eine so¬ 
ziale Verbesserung mit sich, als für weitere Tatbe¬ 
stände die Gewährung des Durchschnittslohnes 
als Ausgleichszahlung vorgesehen wurde. Der Ta¬ 
riflohn als Ausgleichszahlung bleibt im wesentli¬ 
chen auf die Freistellung aus persönlichen Grün¬ 
den beschränkt. 
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6 . 2 . 

Freistellung 

zur Wahrnehmung staatlicher 
und gesellschaftlicher Funktionen 

Es ist ein in Artikel 21 unserer Verfassung gere¬ 
geltes Grundrecht, zugleich aber auch eine hohe 
moralische Verpflichtung der Bürger der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik, das politische, 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben um¬ 
fassend mitzugestalten. 

Die in Verwirklichung dieses Rechts auf Mit¬ 
bestimmung und Mitgestaltung übernommene 
Ausübung gesellschaftlicher oder staatlicher 
Funktionen findet die Anerkennung und Unter¬ 
stützung der Gesellschaft und des Staates. Eine 
Form dieser Unterstützung ist die bezahlte Frei¬ 
stellung von der Arbeit. Übt ein Werktätiger eine 
staatliche oder gesellschaftliche Funktion aus und 
ist die Erfüllung der sich aus dieser Funktion erge¬ 
benden Aufgaben außerhalb der Arbeitszeit nicht 
möglich, so ist der Betrieb verpflichtet, den Werk¬ 
tätigen für die zur Wahrnehmung seiner Funktion 
erforderliche Zeit von der Arbeit freizustellen und 
für die dadurch ausfallende Arbeitszeit einen 
Ausgleich in Höhe des Durchschnittslohnes zu 
zahlen. 

Paragraph 182 Abs. 2 AGB enthält einige 
Tatbestände, für die eine Freistellung in Frage 
kommt. Diese Aufzählung ist nicht erschöpfend, 
wehere Fälle von Freistellung zur Wahrnehmung 
staatlicher oder gesellschaftlicher Funktionen sind 
in speziellen Rechtsvorschriften enthalten, auf die 
der Einladende in der Regel hinweisen wird. 

Zu den gesellschaftlichen Funktionen, deren 
Ausübung eine Freistellung von der Arbeit erfor¬ 
derlichenfalls begründet, gehören ehrenamtliche 
Funktionen in Parteien, Gewerkschaften und an¬ 
deren Massenorganisationen. In der Regel wer¬ 
den zwar Sitzungen der in Frage kommenden Lei¬ 
tungen außerhalb der Arbeitszeit stattfinden. Es 
gibt jedoch Verpflichtungen dieser ehrenamtli¬ 
chen Funktionäre, bei denen sich eine Inan¬ 
spruchnahme von Arbeitszeit nicht vermeiden 
läßt, z. B. Teilnahme an Lehrgängen, Ganztags¬ 
schulungen, Konferenzen, auswärtigen Sitzungen, 
Abhalten von Sprechstunden usw. 

Von großer'Bedeutung für die Entwicklung 
unserer sozialistischen Demokratie sind die 
Volksvertretungen einschließlich ihrer Kommis¬ 
sionen und Aktive. Die Ausübung der Tätigkeit 
als Abgeordneter oder die Mitgliedschaft in einer 


Kommission oder einem Aktiv einer Volksvertre¬ 
tung ist eine wichtige Form der Mitwirkung an der 
Machtausübung der Arbeiterklasse. Das gilt auch 
für die ehrenamtliche Mitarbeit in den Kontroll¬ 
organen der Arbeiter-und-Bauem-Inspektion. 
Zur Teilnahme an den Tagungen der Volkskam¬ 
mer und des Bezirkstages, den Stadtverordneten¬ 
versammlungen, Sitzungen des Kreistages und der 
Gemeindevertretungen, Kommissions- und Ak¬ 
tivsitzungen, Beratungen der genannten Gremien 
wie auch zur Erfüllung der von ihnen erteilten 
Aufträge ist den betreffenden Werktätigen die er¬ 
forderliche Freizeit zu gewähren. 

Im Lehrbuch „Staatsrecht der DDR“ wird 
darauf hingewiesen, daß die Abgeordneten, so¬ 
weit die Wahrnehmung ihrer Aufgaben als Abge¬ 
ordnete das erfordert, von der beruflichen Tätig¬ 
keit freigestellt sind. Weiter wird ausgeführt: 
„Aus der gesellschaftlichen Funktion ergibt sich, 
daß sie dafür keinen Nachweis zu erbringen brau¬ 
chen. Weder der Leiter des Betriebes noch andere 
leitende Mitarbeiter haben das Recht, über die 
Notwendigkeit der Freistellung zu befinden. Es 
wird jedoch vorausgesetzt, daß die Abgeordneten 
die entsprechenden Leiter vorher und rechtzeitig 
darüber informieren, wenn sie während der Ar¬ 
beitszeit an Tagungen der Volksvertretung oder 
an anderen wichtigen Aussprachen und Beratun¬ 
gen, die mit ihrer Funktion Zusammenhängen, 
teilnehmen. Es obliegt vor allem den Räten zu 
prüfen, inwieweit bestimmte Beratungen mit Ab¬ 
geordneten unbedingt während der Arbeitszeit 
stattfinden müssen.“ 16 

Freistellungen sind auch zur Sicherung der 
Arbeiter-und-Bauern-Macht erforderlich, so die 
in § 182 Abs. 2 Buchst, c AGB genannte „Teil¬ 
nahme an Einsätzen im Interesse der Gewährlei¬ 
stung von Ordnung und Sicherheit, zur Durchfüh¬ 
rung des Dienstes in den Kampfgruppen der Ar¬ 
beiterklasse sowie im Rahmen der Zivilverteidi¬ 
gung und der vormilitärischen Ausbildung, soweit 
diese Aufgaben nicht außerhalb der Arbeitszeit 
durchzuführen sind.“ Weiter sind hier die Ein¬ 
sätze der freiwilligen Helfer der Deutschen Volks¬ 
polizei und der Grenztruppen der Nationalen 
Volksarmee zu nennen. Für die Ableistung des 
Reservistenwehrdienstes gelten spezielle Rechts¬ 
vorschriften, die auch die arbeitsrechtlichen Fra¬ 
gen regeln; aus speziellen Rechtsvorschriften folgt 
auch der Freistellungsanspruch zur Erfüllung der 


16 Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, Berlin 1977, 
S. 311. 
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Pflichten, die sich für Wehrpflichtige außerhalb 
des Wehrdienstes ergeben. 

Eine bedeutsame gesellschaftliche Arbeit wird 
auch in der sozialistischen Rechtspflege von eh¬ 
renamtlichen Kräften geleistet. Das gilt insbeson¬ 
dere für Schöffen. Sie sind für die Ausübung ihres 
Schöffenamtes, wozu nicht nur der Einsatz bei 
Gericht gehört, sondern auch die Teilnahme an 
Schöffenschulungen und die Mitwirkung an der 
Vorbereitung oder Auswertung von gerichtlichen 
Verfahren, freizustellen. Gleiches gilt für Mitglie¬ 
der der Schiedskommissionen. Ihnen ist für die 
Dauer der Freistellung ein Ausgleich in Höhe des 
Durchschnittslohnes zu zahlen (vgl. Anord¬ 
nung über die Entschädigung für Schöffen und 
Beteiligte am Gerichtsverfahren söwie für Mit¬ 
glieder der Schiedskommissionen vom 6. 5. 1980, 
GBl. I Nr. 16 S. 143). Sofern Werktätige als Zeu¬ 
gen geladen werden, ist ihnen für die ausfallende 
Arbeitszeit ein Ausgleich in Höhe des Netto¬ 
durchschnittslohnes vom Gericht zu zahlen. 
Nehmen sie diese Zahlung nicht in Anspruch, hat 
ihnen gemäß § 184 Abs. 1 Buchst, e der Betrieb 
einen Ausgleich in Höhe des Tariflohnes zu lei¬ 
sten. Die gleiche Regelung wie für die Zeugen gilt 
für die im gerichtlichen Verfahren auf Ladung des 
Gerichts mitwirkenden Vertreter der Kollektive, 
gesellschaftliche Ankläger, gesellschaftliche Ver¬ 
teidiger und Jugendbeistände. Für die Mitglieder 
der Konfliktkommissionen besteht ebenfalls An¬ 
spruch auf Freistellung für Verhandlungen, die 
während der Arbeitszeit stattfinden, Schulungen, 
Sprechstunden zur Erteilung von Rechtsauskünf¬ 
ten usw. 

6.3. 

Freistellung zur Aus- und Weiterbildung 

Der sozialistische Staat fördert die Aus- und Wei¬ 
terbildung der Werktätigen in jeder Weise. Ge¬ 
sellschaftliches und fachliches Wissen und Kön¬ 
nen tragen wirksam zur Erhöhung der Effektivität 
der Arbeit und zur Herausbildung sozialistischer 
Persönlichkeiten bei. 

Lehrlinge, die berufsschulpflichtig sind, sind 
zur Erfüllung der gesetzlichen Berufsschulpflicht 
im erforderlichen Umfang von der Arbeit freizu¬ 
stellen. Dabei hat die Freistellung für einen vollen 
Arbeitstag zu erfolgen, wenn die Berufsschulzeit, 
einschließlich der Fahr- und Wegezeit, minde¬ 
stens 6 Stunden beträgt (§ 182 Abs. 3 AGB). Das 
Lehrlingsentgelt wird für diese Zeit weitergezahlt. 
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Eine Freistellung ist ebenfalls vorgesehen für 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, die im 
staatlichen Interesse liegen (§182 Abs. 2 
Buchst, a), für die Teilnahme an Lehrgängen und 
Veranstaltungen zur politischen und fachlichen 
Weiterbildung, soweit diese nicht außerhalb der 
Arbeitszeit durchgeführt werden können 
(Buchst, d), und zur Teilnahme an Lehrveranstal¬ 
tungen und Prüfungen im Fern- und Abendstu¬ 
dium entsprechend den Festlegungen im Qualifi¬ 
zierungsvertrag (§ 182 Abs. 2 Buchst, e). Sofern 
nicht bei längeren Lehrgängen (z. B. Jahreslehr¬ 
gänge aufl Parteischulen) vom Veranstalter Sti¬ 
pendium gezahlt wird, besteht für die ausfallende 
Arbeitszeit ein Anspruch in Höhe des Durch¬ 
schnittslohnes. Bei Aus- und Weiterbildungs¬ 
maßnahmen geht es im Prinzip darum, in Ver¬ 
wirklichung des Grundrechts auf Bildung die 
Kenntnisse und Fähigkeiten für die Ausübung ei¬ 
ner höher qualifizierten Tätigkeit, zumeist im glei¬ 
chen Betrieb, zu erwerben. In der Regel liegt eine 
solche Qualifizierung auch im staatlichen Inter¬ 
esse, so daß die Freistellung (bei Zahlung des 
Durchschnittslohnes) zu gewähren ist. Die be¬ 
zahlte Freistellung kann jedoch nur insoweit be¬ 
ansprucht werden, als Arbeitszeit in Anspruch ge¬ 
nommen werden muß. Für Unterrichtsveranstal¬ 
tungen außerhalb der Arbeitszeit, z. B. nach Ar¬ 
beitsschluß oder sonnabends, erfolgt keine Bezah¬ 
lung. Auch wenn Teilbeschäftigte in der Zeit an 
Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen, die für 
sie arbeitsfrei ist, besteht kein Anspruch auf Be¬ 
zahlung, weil für sie keine Arbeitszeit ausfällt. Das 
gleiche trifft zu, wenn eine nach Ablauf des Wo¬ 
chenurlaubs gemäß § 246 AGB freigestellte Mut¬ 
ter in der Zeit .ihrer Freistellung an Lehrveranstal¬ 
tungen im Rahmen der Weiterqualifizierung teil¬ 
nimmt. 

Für die Freistellung zur Teilnahme an Lehr¬ 
veranstaltungen und Prüfungen im Fern- und 
Abendstudium wird in § 182 auf die entsprechen¬ 
den Rechtsvorschriften und auf die Festlegungen 
im Qualifizierungsvertrag verwiesen. Wieviel 
Freistellungstage beim Fern- und Abendstudium 
beansprucht werden können, regelt die Anord¬ 
nung über die Freistellung von der Arbeit sowie 
über finanzielle Regelungen für das Fern- und 
Abendstudium und die Weiterbildungsmaßnah¬ 
men an den Hoch- und Fachschulen vom 1. 7. 
1973 (GBl. I Nr. 31 S. 305). 

Eine besondere Förderung erfahren im Rah¬ 
men der Aus- und Weiterbildung die Frauen. 
Diese Förderung bezieht sich sowohl auf spezielle 





Regelungen hinsichtlich der Qualifizierungsmög¬ 
lichkeiten wie auch auf die Verpflichtung der Be¬ 
triebe, den Frauen die Voraussetzungen zu schaf¬ 
fen, ihre berufliche Tätigkeit und Entwicklung mit 
ihren Aufgaben.als Mutter und in der Familie in 
Einklang zu bringen (§ 240 Abs. 1 AGB). Sofern 
die Qualifizierung infolge Rationalisierungsmaß¬ 
nahmen oder Strukturveränderungen erforderlich 
ist, wird dem Betrieb aufgegeben, die Vorausset¬ 
zungen dafür zu schaffen, daß sich die Frauen so¬ 
weit wie möglich während der Arbeitszeit qualifi¬ 
zieren können. 

, Eine weitgehende Freistellung ist für vollbe¬ 
schäftigte Frauen vorgesehen, die sich zu Produk¬ 
tionsfacharbeiterinnen entwickeln wollen. Ein¬ 
zelheiten regelt die Anordnung über die Förde¬ 
rung von vollbeschäftigten werktätigen Frauen für 
die Ausbildung zu Produktionsfacharbeiterinnen 
vom 12. 12. 1972 (GBl. II Nr. 74 S. 860). Eine 
analoge Anwendung dieser Bestimmungen erfolgt 
für die Ausbildung von Produktionsarbeiterinnen 
zu Meistern (§ 10 Abs. 2 der Verordnung über die 
Aus- und Weiterbildung der Meister vom 27. 6. 
1973 (GBl. I Nr. 33 S. 342). 

Auch für das Sonderstudium von Frauen an 
den Hoch- und Fachschulen, das nicht im Direkt¬ 
studium durchgeführt wird, bestehen hinsichtlich 
der Freistellung beachtliche Vergünstigungen. 
Nach § 6 der Anordnung zur Durchführung der 
Ausbildung von Frauen im Sonderstudium an den 
Hoch- und Fachschulen vom 15. 5. 1970 (GBl. II 
Nr. 54 S. 407) i. d. F. der Anordnung Nr. 3 vom 
18. 6.1976 (GBl. INr. 26 S. 366) haben die dele¬ 
gierenden Betriebe eine Arbeitszeitvergünsti¬ 
gung/Freistellung von 100 Arbeitstagen je Stu¬ 
dienjahr zu gewähren. Für die Freistellung zur Di¬ 
plomarbeit bzw. zur Fachschulabschlußprüfung 
finden die geltenden Rechtsvorschriften Anwen¬ 
dung. 

Schließlich sind für Frauen auch bei der außer¬ 
planmäßigen Aspirantur zusätzliche Freistel¬ 
lungstage vorgesehen. Nach § 18 Abs. 3 der An¬ 
ordnung über die wissenschaftliche Aspiran¬ 
tur/Aspirantenordnung vom 22. 9. 1972, GBl. II 
Nr. 60 S. 651 können Frauen mit besonderer fa¬ 
miliärer Belastung durch den Leiter des Betriebes, 
mit dem das Arbeitsrechtsverhältnis besteht, bis 
zu 100 Arbeitstagen von der Arbeit freigestellt 
werden. 


6.4. 

Freistellung für ärztliche Untersuchungen 
oder medizinische Behandlungsmaßnahmen 

Das in der Verfassung garantierte Recht jedes 
Bürgers auf Schutz seiner Gesundheit und seiner 
Arbeitskraft wird durch ein umfassendes und 
ständig verbesertes soziales Versicherungssystem 
gewährleistet, das nicht nur materielle Sicherheit 
bei Krankheit und Unfällen bietet, sondern auch 
unentgeltliche ärztliche Hilfe, Arzneimittel und 
andere medizinische Sachleistungen gewährt. Er-, 
gänzt wird dieses soziale Versicherungssystem 
durch vom Betrieb zu leistende Ausgleichszah¬ 
lungen, soweit durch ärztliche Untersuchungen 
oder medizinische Behandlungsmaßnahmen Ar¬ 
beitszeit ausfällt. Auch in der Regelung dieser 
Ausgleichszahlungen wird der hohe Stand der so¬ 
zialen Sicherheit der Werktätigen deutlich. 

Paragraph 183 AGB unterscheidet hinsicht¬ 
lich der Freistellung drei Tatbestände. In Abs. 1 
werden die Fälle erfaßt, für die eine Ausgleichs¬ 
zahlung in Höhe des Durchschnittslohnes vorge¬ 
sehen ist, soweit die medizinische Betreuung wäh¬ 
rend der Arbeitszeit stattfinden muß. Ist die Inan¬ 
spruchnahme des Arztes außerhalb der Arbeits¬ 
zeit, z. B. in Spätsprechstunden, möglich und im 
konkreten Fall dem Werktätigen auch zumutbar, 
hat der Werktätige davon Gebrauch zu machen. 
Das gilt auch für Röntgenreihenuntersuchungen, 
Schutzimpfungen und ähnliches. 

Absatz 1 trifft zu, wenn der Werktätige 

— auf Grund arbeitsrechtlicher oder anderer Be¬ 
stimmungen im Zusammenhang mit seiner Tä¬ 
tigkeit' oder in Erfüllung staatsbürgerlicher 
Pflichten ärztlich untersucht ojder behandelt 
wird, . 

— infolge eines Arbeitsunfalles oder einer Be¬ 
rufskrankheit oder wegen des Verdachts einer 
Berufskrankheit medizinische Behandlung in 
Anspruch nehmen oder ärztlich untersucht 
werden muß, 

— sich in Rechtsvorschriften festgelegten oder an¬ 
geordneten Untersuchungen, Gesundheitskon¬ 
trollen bzw. medizinischen Behandlungsmaß¬ 
nahmen bei übertragbaren Krankheiten sowie 
in Rechtsvorschriften festgelegten oder staat¬ 
lich allgemein empfohlenen Schutzimpfungen 
oder anderen Schutzanwendungen unterzieht. 

Beispiele dafür sind die aus hygienischen 
Gründen vorgeschriebenen Untersuchungen für 
Beschäftigte in Lebensmittelbetrieben oder Ge- 
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meinschaftsküchen, Tauglichkeitsuntersuchun¬ 
gen, Dispensairebetreuung, Röntgenreihenunter¬ 
suchungen, Grippe- und andere Schutzimpfun¬ 
gen. 

Absatz 2 sieht Freistellung für die erforderli¬ 
che Zeit vor, wenn der Werktätige während der 
Arbeitszeit sofort einen Arzt in Anspruch nehmen 
muß. Hierunter fällt der nicht geplante Arztbe¬ 
such. Dieser Tatbestand trifft zu, wenn wegen 
plötzlich äuftretender Schmerzen, Unwohlseins 
oder anderer alarmierender Symptome gesund¬ 
heitlicher Störung sofort eine ärztliche bzw. 
zahnärztliche Behandlung erfolgen muß. Für die 
dadurch ausfallende Arbeitszeit erhält der 
Werktätige einen Ausgleich in Höhe des Tarif¬ 
lohnes. Eine Nacharbeit der ausgefallenenen Ar¬ 
beitszeit ist nicht vorgesehen. 

Absatz 3 trifft zu, wenn der Werktätige andere 
ärztliche Untersuchungen und, notwendige Be¬ 
handlungsmaßnahmen während der Arbeitszeit in 
Anspruch nehmen muß. Hier wird allerdings dar¬ 
auf orientiert, dem Werktätigen die Möglichkeit 
zu geben, die ausfallende Arbeitszeit vor- bzw. 
nachzuarbeiten. Ist die Vor- und Nacharbeit je¬ 
doch aus betrieblichen Gründen nicht möglich 
oder ist sie für den Werktätigen nicht zumutbar, so 
erhält er für die ausfallende Arbeitszeit einen 
Ausgleich in Höhe des Tariflohnes. Ob die Vor¬ 
oder Nacharbeit für den Werktätigen zumutbar 
ist, entscheidet der Betriebsleiter. Er bedarf dazu 
der Zustimmung der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung. Ist diese mit der Vor- und 
Nacharbeit nicht einverstanden, kann sie nicht 
verlangt werden. Wird zur Vor- oder Nacharbeit 
die gewerkschaftliche Zustimmung erteilt, ist im¬ 
mer noch — durch einen Antrag an die Kon¬ 
fliktkommission - nachprüfbar, ob das Verlangen 
berechtigt ist. Bei der Entscheidung ist vor allem 
der Gesundheitszustand des Werktätigen zu be¬ 
rücksichtigen. 

6 . 5 . 

Freistellung aus persönlichen Gründen 

Paragraph 184 AGB regelt Fälle bezahlter Frei¬ 
stellung von der Arbeit aus Gründen, die in der 
Person des Werktätigen liegen. Diese Regelungen 
sind Ausdruck der Sorge um den Menschen. Die 
Gewährung zusätzlicher bezahlter Freistellung 
soll es dem Werktätigen ermöglichen, bestimmte 
persönliche und familiäre Interessen wahrzu¬ 
nehmen, ohne seinen Erholungsurlaub dafür 
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verwenden zu müssen. Für die durch die Freistel¬ 
lung ausfallende Arbeitszeit ist vom Betrieb ein 
Ausgleich in,Höhe des Tariflohnes zu zahlen. Es 
handelt sich um folgende Fälle: 

- Freistellung bei eigener Eheschließung und bei 
Niederkunft der Ehefrau 

Bei der eigenen Eheschließung besteht An¬ 
spruch auf Freistellung für einen Tag. Den gleichen 
Anspruch, also Freistellung für die Dauer eines 
Arbeitstages, hat der Werktätige bei der Nie¬ 
derkunft der Ehefrau. Es handelt sich hier um ei¬ 
nen selbständigen Anspruch, so daß der bezahlte 
freie Tag auch zu gewähren ist, wenn ein Werktä¬ 
tiger während einer schon bestehenden Freistel¬ 
lung heiratet, z. B. während seines Urlaubes. Der 
Urlaub verlängert sich dann um einen Arbeitstag. 

- Freistellung bei Wohnungswechsel 

Der Anspruch setzt einen eigenen Haushalt 
voraus. Bei Wohnungswechsel innerhalb des 
Wohnortes ist ein Tag, bei Wohnungswechsel 
nach einem anderen Wohnort sind zwei Tage 
Freistellung vorgesehen. Zu gewähren hat die 
Freistellung der Betrieb, in dem der Werktätige 
zum Zeitpunkt des Umzuges tätig ist. Erfolgt der 
Umzug, weil der Werktätige in einem anderen Be¬ 
trieb in einem anderen Ort arbeiten möchte, fin¬ 
det der Umzug aber in der Zeit statt, in der der 
Werktätige noch dem bisherigen Betrieb ange¬ 
hört, so richtet sich sein Freistellungsanspruch ge¬ 
gen diesen Betrieb. Der Betrieb kann die Freistel¬ 
lung nicht mit der Begründung ablehnen, daß an 
dem Umzug nicht er, sondern der andere Betrieb 
interessiert sei. Auch für den Umzug gilt, daß er 
einen selbständigen Freistellungsanspruch be¬ 
gründet. Ist z. B der Werktätige während des Um¬ 
zuges krank und wird bald danach wieder arbeits¬ 
fähig, kann er dann die Freistellung beanspru¬ 
chen. 

- Freistellung bei Begleitung von Haushaltsan¬ 
gehörigen zum Arzt 

Eine Freistellung für die erforderliche Zeit er¬ 
folgt für Werktätige, die physisch scllwerst- oder 
psychisch schwergeschädigte Haushaltsangehö¬ 
rige zur medizinischen Betreuung in den vom Arzt 
oder von der zuständigen Fürsorgeeinrichtung 
bescheinigten Fällen begleiten müssen. 

Eine Freistellung für (die Begleitung zum Arzt¬ 
besuch ist auch vorgesehen, wenn der Werktätige 
sein Kind der Mütterberatung vorstellt und diese 
Einrichtung nicht außerhalb der Arbeitszeit 
aufgesucht werden kann. Für die ausfallende Ar¬ 
beitszeit wird ein Ausgleich in Höhe des Durch¬ 
schnittslohnes gezahlt. 



- Freistellung bei Todesfällen 

Eine Freistellung für die Dauer von 2 Arbeits¬ 
tagen erfolgt beim Tod des Ehegatten, eines El¬ 
ternteiles, eines Kindes oder eines zum Haushalt 
gehörenden Familienmitgliedes. Die dadurch be¬ 
dingte starke innere Belastung gebietet es, den 
Werktätigen wenigstens für kurze Zeit von der 
Arbeit freizustellen. Aus diesem Grunde werden 
2 Tage Arbeitsfreistellung gewährt. Soweit es sich 
bei dem verstorbenen Familienangehörigen um 
einen Elternteil oder ein Kind handelt, kommt es 
für den Anspruch auf Freistellung nicht darauf an, 
ob er zum Haushalt des Werktätigen gehörte. 
Handelt es sich um andere Familienmitglieder, 
z. B. Großvater, Großmutter, Schwiegervater, 
Schwiegermutter, Bruder oder Schwester, so 
hängt die Freistellung davon ab, ob sie mit dem die 
Freistellung-begehrenden Werktätigen in einem 
gemeinsamen Haushalt gelebt haben. 

- Ladung vor Gericht oder andere Organe 

Anspruch auf Freistellung für die erforderli¬ 
che Zeit besteht für Werktätige, die vor ein Ge¬ 
richt oder ein staatliches Untersuchungs-, Kon- 
troll- oder Aufsichtsorgan oder ein für die Durch¬ 
führung von Ordnungsstrafverfahren zuständiges 
Organ geladen werden. 

Bei Ladung vor ein Gericht, ein staatliches 
Untersuchungs-, Kontroll- oder Aufsichtsorgan 
oder ein für die Durchführung von Ordnungs¬ 
strafverfahren zuständiges Organ wird die Aus¬ 
gleichszahlung nicht gewährt, wenn der Werktä¬ 
tige 

- den ausgefallenen Arbeitslohn durch das be¬ 
treffende Organ erstattet erhält, 

- wegen einer von ihm begangenen Straftat, Ver¬ 
fehlung oder Ordnungswidrigkeit geladen 
wurde, 

- Kläger oder Verklagter bzw. Antragsteller oder 
Antragsgegner in zivil- oder familienrechtli¬ 
chen Streitfällen ist. 


6 . 6 . 

Hausarbeitstag 

Der Hausarbeitstag hat die Funktion, den voll be¬ 
rufstätigen Frauen die Erledigung ihrer häusli¬ 
chen Arbeiten durch Gewährung eines freien Ta¬ 
ges im Monat zu erleichtern. 

Die Gewährung des Hausarbeitstages ist an 
ganz bestimmte, gesetzlich geregelte Voraus¬ 
setzungen gebunden. Nur wenn diese Voraus¬ 
setzungen sämtlich erfüllt sind, besteht der An¬ 


spruch. Eine „großzügige Auslegung“, mit ande¬ 
ren Worten eine Überschreitung der vom Ge¬ 
setzgeber gezogenen Grenzen, ist im gesamtge¬ 
sellschaftlichen Interesse grundsätzlich nicht ver¬ 
tretbar. 

Die rechtlichen Voraussetzungen für den 
Hausarbeitstag sind in § 185 AGB enthalten. Da¬ 
nach haben nur vollbeschäftigte werktätige 
Frauen einen Anspruch auf den Hausarbeitstag, 
teilbeschäftigten Frauen steht der Hausarbeitstag 
nicht zu. Erreicht eine teilbeschäftigte Frau je¬ 
doch in einem Monat die volle gesetzliche Arbeits¬ 
zeit, dann steht ihr für diesen Monat der Hausar¬ 
beitstag zu. 

Eine weitere Voraussetzung für die Ge¬ 
währung des Hausarbeitstages ist, daß die Frau 
über einen eigenen Haushalt verfügt. 

Auch erhalten Frauen den Hausarbeitstag nur, 
wenn mindestens eine der folgenden Voraus¬ 
setzungen zutrifft: 

- Sie müssen verheiratet sein. 

- Es müssen Kinder bis zu 18 Jahren zum Haus¬ 
halt gehören. 

- Es müssen pflegebedürftige Familienangehö¬ 
rige zum Haushalt gehören, deren Pflegebe¬ 
dürftigkeit ärztlich bescheinigt ist. 

- Sie müssen das 40. Lebensjahr vollendet ha¬ 
ben. 

Weiter wird in § 185 AGB für den Hausar¬ 
beitstag festgelegt: 

(2) Der Hausarbeitstag ist im laufenden Monat 
zu gewähren und zu nehmen. Zwischen der 
werktätigen Frau und dem Betrieb wird der Tag, 
an dem der Hausarbeitstag genommen wird, ver¬ 
einbart. 

(3) Der Hausarbeitstag wird im laufenden Monat 
nicht gewährt, wenn die werktätige Frau der Ar¬ 
beit unentschuldigt ferngeblieben ist. Hat die 
werktätige Frau im laufenden Monat den Hausar¬ 
beitstag bereits in Anspruch genommen, wird die¬ 
ser im darauffolgenden Monat nicht gewährt. 

(5) Für die durch den Hausarbeitstag ausfallende 
Arbeitszeit wird ein Ausgleich in Höhe des Tarif¬ 
lohnes gezahlt. Eine Abgeltung des Hausarbeits¬ 
tages in Geld ist nicht zulässig. 

Neu wurde im AGB in die Regelung des Haus¬ 
arbeitstages aufgenommen, daß der Hausarbeits¬ 
tag auch gewährt wird 

- vollbeschäftigten alleinstehenden Vätern mit 
Kindern bis zu 18 Jahren, wenn es die Be¬ 
treuung des Kindes bzw. der Kinder erfordert, 

- vollbeschäftigten Männern bei ärztlich be- 
' scheinigter Pflegebedürftigkeit der Ehefrau, 


255 


wenn es die Erfüllung der Aufgaben im Haus¬ 
halt erfordert. 

Die Entscheidung trifft der Betriebsleiter mit 
Zustimmung der zuständigen betrieblichen Ge¬ 
werkschaftsleitung. Diese Entscheidung ist nach¬ 
prüfbar durch einen Antrag an die Konfliktkom¬ 
mission. 


6 . 7 . 

Pflege erkrankter Kinder 

Nach § 186 AGB sind Werktätige von der Arbeit 
freizustellen, wenn es zur ärztlich bescheinigten 
Pflege ihres erkrankten Kindes oder zum Arztbe- 
su'ch ihres Kindes erforderlich ist. Das gleiche gilt, 
wenn die Betreuung des Kindes wegen vorüber¬ 
gehender Quarantäne für die Kinderkrippe oder 
den Kindergarten erforderlich und durch andere 
Personen nicht möglich ist. 

Der Anspruch steht dem Elternteil zu, der das 
Kind während der Krankheit betreut. Das muß 
nicht die Mutter, sondern kann auch der Vater 
sein. Der Betrieb kann deshalb dem Vater eines 
erkrankten Kindes, der die Pflege übernehmen 
will, die beantragte Freistellung nicht mit der Be¬ 
gründung verweigern, daß das Sache der Mutter 
sei und diese sich freistellen lassen möchte. Die 
Eltern haben das Recht, selbst darüber zu ent¬ 
scheiden, wie sie die Betreuung des Kindes 
während der Erkrankung regeln wollen. Der An¬ 
spruch auf Freistellung ist nicht nur bei Krankheit 
der leiblichen, sondern auch der irrvHaushalt le¬ 
benden Stief-, Enkel-, Adoptiv- und Pflegekinder 
gegeben. 

Voraussetzung für die Freistellung ist die ob¬ 
jektive Notwendigkeit der Pflege. Dazu bestimmt 
§ 13 der Ersten DB zur SVO, daß die Notwen¬ 
digkeit der Pflege vom Arzt entsprechend dem 
ärztlichen Befund bis zu höchstens 7 Kalenderta¬ 
gen zu bescheinigen ist. Nach ärztlicher Untersu¬ 
chung und Überprüfung des Befundes ist eine 
Verlängerung der Arbeitsbefreiung jeweils bis zu 
7 weiteren Kalendertagen möglich. 

Alleinstehende Werktätige erhalten bei Frei¬ 
stellung zur Pflege ihres erkrankten Kindes von der 
Sozialversicherung eine Unterstützung in Höhe 
von 90 Prozent des Nettodurchschnittsverdien¬ 
stes bis zu 2 Arbeitstagen. 

Müssen alleinstehende Werktätige länger von 
der Arbeit fernbleiben, zahlt die Sozialversiche¬ 
rung im Anschluß an die in Abs. 2 genannte Lei¬ 
stung eine Unterstützung in Höhe des Krankengel¬ 


des, auf das der Werktätige bei eigener Arbeitsun¬ 
fähigkeit wegen Krankheit ab 7. Woche bei Ar¬ 
beitsunfähigkeit Anspruch hat. 

Die Dauer der Unterstützung gemäß Abs. 3 
und die Gewährung einer Unterstützung in weite¬ 
ren Fällen wird in der SVO und der Ersten DB zur 
SVO geregelt. 

In diesen Rechtsvorschriften wird auch der 
Begriff „alleinstehend“ erläutert. Nach § 41 
Abs. 1 SVO gelten als alleinstehend 

- ledige, verwitwete und geschiedene Werk¬ 
tätige, 

- werktätige Ehegatten von Direktstudenten, die 
an einer Universität, Hoch- oder Fachschule 
studieren, wenn das Stipendium ohne Zu¬ 
schläge monatlich 300 M nicht übersteigt, 

- werktätige Ehefrauen für die-Dauer der Einbe¬ 
rufung des wehrpflichtigen Ehemannes zum 
Grundwehrdienst, 

- werktätige Ehegatten von Lehrlingen. 

Als alleinstehend gelten gemäß § 14 der 
Ersten DB zur SVO auch 

- werktätige Ehegatten von erwerbsunfähigen 
Rentnern, die nach der Art ihrer Körperbehin- 

, derung nicht in der Lage sind, das erkrankte 
1 Kind zu pflegen, wenn die Ehegatten außer der 
Rente des einen und dem Arbeitseinkommen 
des anderen Ehegatten keine sonstigen Ein¬ 
künfte haben; 

- werktätige Ehegatten, die zur Pflege des er¬ 
krankten Kindes von der Arbeit fernbleiben 
müssen, wenn der andere Ehegatte arbeitsun¬ 
fähig und deshalb nicht in der Lage ist, das Kind 
zu pflegen. Voraussetzung ist, daß in dieser Zeit 
der von der Arbeit freigestellte Ehegatte ohne 
Einkünfte ist und der erkrankte Ehegatte keine 
Einkünfte hat oder vor Beginn der Arbeitsun¬ 
fähigkeit einen monatlichen Bruttoverdienst 
bis zur Höhe des Mindestbruttolohnes erzielte 
oder Krankengeld auf Grund der Arbeitsunfä¬ 
higkeit wegen Krankheit in Höhe des ab 7. Wo¬ 
che der Arbeitsunfähigkeit im Kalenderjahr 
bestehenden Anspruchs erhält; 

- werktätige Erziehungsberechtigte, die deshalb 
von ihrem Ehegatten getrennt leben, weil ein 
Ehegatte oder beide Ehegatten die eheliche 
Gemeinschaft nicht fortführen wollen; 

- werktätige Ehegatten von Strafgefangenen und 
Verhafteten. 
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6 . 8 . 

Erkrankung des Ehegatten 

Paragraph 187 AGB sieht vor, Werktätige für 
die erforderliche Zeit von der Arbeit freizustellen, 
wenn bei Erkrankung des Ehegatten die notwen¬ 
dige Betreuung der zum Haushalt gehörenden 
Kinder durch diesen auf Grund ärztlicher Be¬ 
scheinigung oder durch andere nicht möglich ist. 

Werktätige, deren Ehegatte nicht berufstätig 
ist, erhalten für die Dauer der Freistellung, läng¬ 
stens für 4 Wochen im Kalenderjahr, eine Unter¬ 
stützung von der Sozialversicherung in Höhe des 
Krankengeldes, auf das sie bei eigener Arbeitsun¬ 
fähigkeit wegen Krankheit ab 7. Woche der Ar¬ 
beitsunfähigkeit Anspruch haben. 


1 7 Arbeitsrecht Lehrbuch 




\ 


Kapitel IX 
Erholungsurlaub 



1 . 

Die Aufgaben des Arbeitsrechts 

bei der Verwirklichung 

des Rechts auf Erholungsurlaub 

1 . 1 , 

Staatliche und gesellschaftliche Garantien 

für die Verwirklichung 

des Rechts auf Erholungsurlaub 

Das Recht auf Freizeit und Erholung ist ein Grund¬ 
recht für jeden Bürger der DDR (Art. 34 Ver¬ 
fassung). Durch die gesetzliche Begrenzung der 
Arbeitszeit, vor allem aber durch die Gewährung 
eines vollbezahlten Erholungsurlaubs wird dieses 
Grundrecht garantiert. Das Arbeitsgesetzbuch 
gestaltet das Grundrecht auf Freizeit und Erho¬ 
lung näher aus. Danach hat jeder Werktätige das 
Recht auf Erholungsurlaub (§ 190 AGB), das den 
Anspruch auf die Gewährung einer längeren zu¬ 
sammenhängenden Freizeit bei Zahlung einer 
Vergütung in voller Höhe des Lohnes beinhaltet. 1 

Auf der Grundlage des Gemeinsamen Be¬ 
schlusses des ZK der SED, des Bundesvorstandes 
des FDGB und des Ministerrates der DDR vom 
27. Mai 1976 wurde die Regelung über den Erho¬ 
lungsurlaub wesentlich verbessert; seit dem 1. Ja¬ 
nuar 1979 kann jeder Werktätige eine ununter¬ 
brochene Freizeit von mindestens 3 V 2 Wochen 
als Erholungsurlaub jährlich in Anspruch neh¬ 
men. 

Der Erholungsurlaub spielt im Leben eines je¬ 
den Werktätigen und seiner Familie eine bedeu¬ 
tende Rolle. Unter sozialistischen gesellschaftli¬ 
chen Verhältnissen ist er Teil der Freizeit im Sinne 
der von Marx gegebenen Definition, „Zeit zur 
menschlichen Bildung, geistigen Entwicklung, zur 
Erfüllung sozialer Funktionen, zu geselligem Ver¬ 
kehr, zum freien Spiel der physischen und geisti¬ 
gen Lebenskräfte . . .“. 2 Der Erholungsurlaub 
und seine sinnvolle Nutzung durch Urlaubsreisen 


in das In- und Ausland, in Ferienheime, auf Cam¬ 
pingplätze, durch Naherholung usw. ist zu einem 
charakteristischen Merkmal sozialistischer Le¬ 
bensweise in der DDR geworden. 

Das Recht auf Freizeit und Erholung wird 
nicht nur durch Arbeitszeitbegrenzung und Frei¬ 
stellung garantiert, sondern auch durch die Schaf¬ 
fung und Bereitstellung von Erholungsmöglich¬ 
keiten, was durch den planmäßigen Ausbau des 
Netzes volkseigener und anderer gesellschaftli¬ 
cher Erholungs- und Urlaubszentren (Art. 34 
Abs. 2 Verfassung) erfolgt. In Erfüllung dieses 
Verfassungsauftrages und in Verwirklichung des 
Rechts auf Erholungsurlaub sind die Betriebe 
verpflichtet, durch den planmäßigen Ausbau und 
die effektive Nutzung von Erholungsmöglichkei¬ 
ten in enger Zusammenarbeit mit dem FDGB 
immer bessere Voraussetzungen zu schaffen, da¬ 
mit die Werktätigen ihren Erholungsurlaub unter 
vorbildlichen gesundheitlichen, kulturellen und 
sozialen Bedingungen verbringen können. Dabei 
ist die Familienerholung besonders zu unterstüt¬ 
zen (§ 189 AGB). 

Das sozialistische Erholungswesen wird vor al¬ 
lem vom FDGB-Feriendienst getragen, der auch 
die Hauptverantwortung für die Leitung und Pla¬ 
nung des betrieblichen Erholungswesens hat. Die 
Gewerkschaften verteilen-über den FDGB-Fe- 
riendienst und betriebliche Erholungseinrichtun¬ 
gen über 4 Millionen Urlaubsreisen im Jahr und 
sichern damit für eine große Zahl von Werktäti¬ 
gen erholsame Urlaubstage. 


/ 

1 Vgl. hierzu auch E. Pätzold, in: Arbeitsrecht der 
DDR, 2. Band, Teil 1, 9. Kapitel: Erholungsurlaub, 
Berlin 1978 S. 49 ff. 

2 K. Marx/F. Engels, Werke, Band 23, Berlin 1962, 
S. 280. 


258 





1 . 2 . 

Die rechtliche Regelung 
des Erholungsurlaubs 

Für alle Werktätigen in der DDR gilt ein einheitli¬ 
ches Urlaubsrecht, das keine privilegierten Son¬ 
derregelungen für bestimmte Betriebe und Berei¬ 
che der Volkswirtschaft mehr kennt. Diese Ein¬ 
heitlichkeit schließt allerdings nicht die Notwen¬ 
digkeit aus, neben den gesetzlichen Grundsatzre¬ 
gelungen im Arbeitsgesetzbuch und weiteren 
Rechtsvorschriften auch betriebliche Regelungen 
für den Erholungsurlaub zu schaffen. Diese tragen 
jedoch nur ausgestaltenden konkretisierenden 
Charakter in bezug auf die Urlaubsdauer und die 
Gewährung des Erholungsurlaubs. 

Ausgehend vom Grundrecht auf Freizeit und 
Erholung im Art. 34 Abs. 1 Verfassung regelt das 
Arbeitsgesetzbuch in den §§189 bis 200 das 
Recht des Werktätigen auf Erholungsurlaub, die 
Urlaubsarten (Grund- und Zusatzurlaub), den 
Anteilurlaub, die Gewährung des Erholungsur¬ 
laubs (Urlaubsjahr und Urlaubsplan), die Ur¬ 
laubsvergütung und die Urlaubsabgeltung. 

Die konkrete Dauer des Erholungsurlaubs re¬ 
gelt das Arbeitsgesetzbuch nicht; sie ist der 1. VO 
über den Erholungsurlaub vom 28. 9. 1978, 
GBl. I Nr. 33 S. 365 (1. Urlaubs-VO), der 
1. DB hierzu vom 28. 9. 1978, GBl. I Nr. 33 
S. 367 und der 2. VO über den Erholungsurlaub 
vom 18. 12. 1980, GBl. I Nr. 35 S. 365 (2. Ur¬ 
laubs-VO) zu entnehmen. Die Urlaubs-VO 
regeln die Dauer des Grundurlaubs und die ver¬ 
schiedenen Arten des Zusatzurlaubs. Sie ent¬ 
halten auch die Urlaubsregelung für Mitglieder 
sozialistischer Produktionsgenossenschaften. 

Die 1. DB zur 1. Urlaubs-VO enthält kon¬ 
kretisierende Bestimmungen zum erhöhten 
Grundurlaub, zum Anteilurlaub und personenge¬ 
bundenen Urlaub. 

Neben diesen Rechtsvorschriften sind weitere 
Regelungen über den Erholungsurlaub in den 
RKV enthalten. Es handelt sich um die Urlaubs¬ 
kataloge für arbeitsbedingten Zusatzurlaub. Auf 
ihrer Grundlage werden die betrieblichen Ur¬ 
laubslisten aufgestellt. Sie sind Anlagen der BKV 
und enthalten die Tätigkeiten, für die Zusatz¬ 
urlaub gewährt wird und dessen Dauer. 

/ 


1 . 3 . 

Der Urlaubsanspruch des Werktätigen 

Der Urlaubsanspruch ist ein Rechtsanspruch des 
Werktätigen auf Freistellung von der Arbeit und 
Bezahlung der Urlaubsvergütung. Er besteht ge¬ 
genüber dem Betrieb, mit dem der Werktätige ein 
Arbeitsrechtsverhältnis begründet hat, und ist 
nicht an den Betrieb gebunden, wo er erworben 
wurde. Bei einem Betriebswechsel bleibt er des¬ 
halb gegenüber dem neuen Betrieb in voller 
Höhe erhalten (§ 195 Abs. 2 AGB). 

Der Urlaubsanspruch entsteht in jedem Ka¬ 
lenderjahr neu. Das Urlaubsrecht kennt keine Ka¬ 
renz- oder Wartezeit für die Entstehung bzw. 
Realisierung dieses Anspruchs. Der Werktätige 
hat bei einem unbefristeten Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis zu jedem Zeitpunkt des Jahres den vollen Ür- 
laubsanspruch. Auch bei Neueintritt in einen Be¬ 
trieb entsteht der Anspruch sofort voll; bei Auf¬ 
nahme eines befristeten Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses entsteht der Anspruch auf den gesamten An¬ 
teilurlaub. Beim Ausscheiden aus einem Betrieb 
steht dem Werktätigen jedoch nur Anteilurlaub 
zu (§ 195 Abs. 2). 

Die Realisierung des Urlaubsanspruchs ist 
nicht zu jedem beliebigen Termin möglich; sie un¬ 
terliegt auch nicht der Entscheidung des Werktä¬ 
tigen. Sie ist nur zu dem im Urlaubsplan vorgese¬ 
henen Zeitpunkt gestattet (§ 197 Abs. 1 AGB), 
wobei die Wünsche der Werktätigen weitgehend 
berücksichtigt werden sollten. Der Urlaubsan¬ 
spruch hat die Freistellung von der Arbeit zum In¬ 
halt. Urlaubstage können somit nur Tage sein, an 
denen der Werktätige sonst seine Arbeitsaufgabe 
zu erfüllen hätte. Das sind die Arbeitstage Montag 
bis Freitag. Deshalb gelten auch nur sie als Ur¬ 
laubstage (§ 2 Abs. 2 1. Urlaubs-VO). Soweit 
durch Schichtarbeit usw. Abweichungen hiervon 
notwendig sind, müssen in den RKV Vereinba¬ 
rungen darüber getroffen werden, welche Tage als 
Urlaubstage gelten. 

Der Urlaubsanspruch in Form von Urlaubsta¬ 
gen wird zusammengefaßt als Jahresurlaub ge¬ 
währt. Dieser Jahresurlaub ist in vollem Umfang 
und ohne Einschränkung zu gewähren, wenn wäh¬ 
rend des gesamten Kalenderjahres ein Arbeits¬ 
rechtsverhältnis bestand. Der Anspruch kann 
nicht davon abhängig gemacht werden, ob der 
Werktätige auch tatsächlich ständig und regelmä- 
, ßig eine Arbeitsleistung erbracht hat. Ist er über 
kürzere oder längere Zeiträume entschuldigt der 
Arbeit ferngeblieben (z. B. wegen Wahrnehmung 
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staatlicher oder gesellschaftlicher Funktionen, 
Weiterbildung, Arbeitsunfähigkeit, Schwanger¬ 
schafts- und Wochenurlaub), so mindert das in 
keiner Weise die Höhe seines Urlaubsanspruchs. 
War jedoch das Ruhen des Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses vereinbart, so entsteht für diese Zeit kein 
Anspruch. Ein vor Eintritt des Rühens erworbe¬ 
ner Urlaubsanspruch bleibt allerdings erhalten 
und kann nach Fortsetzung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses im gleichen Kalenderjahr realisiert 
werden. 

Ein unentschuldigtes Fernbleiben von der Ar¬ 
beit mindert den Urlaubsanspruch. Das ist nicht 
nur aus erzieherischen Gründen notwendig, son¬ 
dern ergibt sich aus dem auch im Urlaubsrecht an¬ 
zuwendenden Leistungsprinzip. An unentschul- 
digten Fehltagen erwirbt man Urlaubsansprüche 
ebensowenig wie Lohnansprüche. Allerdings muß 
es sich um mehrere Fehltage handeln. Für einen 
Fehltag z. B. einen Urlaubstag abzuziehen ist 
nicht zulässig. Mehrere Fehltage dagegen sind in 
ihrer Gesamtheit ohne Rücksicht auf ihre monat¬ 
lichen Anteile bei der Urlaubsgewährung zu be¬ 
rücksichtigen. Liegen beispielsweise bis zum Ur¬ 
laubsantritt unentschuldigte Fehltage in Höhe ei¬ 
nes vollen Monats vor, besteht gemäß § 195 AGB 
nur noch ein Urlaubsanspruch in Höhe von 11/12 
des Jahresurlaubs. 3 


2 . 

Die Prinzipien des Erholungsurlaubs 

Die Prinzipien oder Grundsätze des Erholungsur¬ 
laubs in der DDR dienen der einheitlichen An¬ 
wendung des Urlaubsrechts. 

Im einzelnen handelt es sich um 

- das Erholungsprinzip, 

- das Leistungsprinzip, 

- das Prinzip der Einheit von Freistellung und 
Vergütung. 4 


2 . 1 . 

Das Erholungsprinzip 

Das Erholungsprinzip ist als das universelle Prin¬ 
zip vor allem für die Urlaubsdauer bestimmend. 
Maßgeblich für den Erholungseffekt ist, welche 


Erholungszeit der Werktätige für die Reproduk¬ 
tion seiner Arbeitskraft benötigt. Die Erholungs¬ 
bedürftigkeit der einzelnen Werktätigen ist unter¬ 
schiedlich. Das Urlaubsrecht muß jedoch einheit¬ 
liche Maßstäbe festlegen und kann sich nicht am 
einzelnen orientieren. In erster Linie sind Arbeits¬ 
aufgabe und Arbeitsbedingungen die objektive 
Grundlage für die Bemessung der Urlaubsdauer. 
Deshalb wird hiervon ausgegangen und die allge¬ 
meine Erholungsbedürftigkeit eines Werktätigen 
mit dem Grundurlaub als befriedigt betrachtet, 
zumal es sich durch die arbeitsfreien Sonnabende 
und Sonntage um eine tatsächliche zusammen¬ 
hängende Erholungszeit von 3 V 2 Wochen han¬ 
delt. Darüber hinaus ist die besondere 
Erholungsbedürftigkeit bestimmter Werktätiger 
zu berücksichtigen, z. B. der berufstätigen Frauen 
mit mehreren Kindern und der Jugendlichen. Für 
sie besteht nach dem Urlaubsrecht Anspruch auf 
erhöhten Grundurlaub. 

Eine besondere Erholungsbedürftigkeit ergibt 
sich vor allem aus Arbeitserschwernissen oder be¬ 
sonderen Arbeitsbelastungen. Hierfür wird zum 
Grundurlaub ein Zusatzurlaub gewährt. 

Neben der Urlaubsdauer wird die Wirksam¬ 
keit des Erholungsprinzips wesentlich vom Ver¬ 
halten der beiden am Arbeitsrechtsverhältnis be¬ 
teiligten Partner bestimmt. Der Betrieb hat neben 
den materiellen und sozialen Garantien für einen 
hohen Erholungseffekt zu sorgen,' indem dem 
Werktätigen ein ungestörter Urlaub gesichert 
wird. Das ist vor allem dadurch zu sichern, daß 
dem Werktätigen mindestens ein zusammenhän¬ 
gender Urlaub von drei Wochen gewährt wird 
(§ 197 Abs. 1 AGB), der Urlaub nicht unterbro¬ 
chen und der Werktätige mit keiner anderen Ar¬ 
beit in dieser Zeit (auch nicht auf Honorarbasis/ 
usw.) beschäftigt wird. 


3 Vgl. Anmerkung von G. Kirschner zu einem Protest 
des Staatsanwalts des Kreises Spremberg, in: AuA 
1980/4, S. 191. 

Ferner: St. Otte, „Wieviel Urlaub, wenn ein Kollege 
häufig bummelt?“, Tribüne vom 9. 8. 1982, S. 3. 

4 Vgl. E. Pätzold, a. a. O., S. 50, der erstmalig Prinzi¬ 
pien des Erholungsurlaubs entwickelt: er nennt an 
Stelle des letzten Prinzips die Sicherung der festge¬ 
legten Urlaubserhöhung. Es enthält den Grundsatz 
der garantierten Urlaubserhöhung bei der Einfüh¬ 
rung des neuen Urlaubssystems ab 1. 1. 1979. Das 
aber erscheint eine Selbstverständlichkeit, die nicht 
zum Prinzip erhoben werden muß, sondern eine 
Frage der sozialistischen Gesetzlichkeit ist. 
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Das Beschäftigungsverbot während des Ur¬ 
laubs gilt nicht nur für die Werktätigen des eige¬ 
nen Betriebes, sondern auch für die anderer Be¬ 
triebe. Im Rahmen der gesellschaftlichen Kon¬ 
trolle (§ 292 AGB) haben die zuständigen be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsleitungen darauf Ein¬ 
fluß zu nehmen, daß alles unterbleibt, was dem 
Zweck des Erholungsurlaubs widerspricht. Den 
Werktätigen obliegt es, ihren Erholungsurlaub 
verantwortungsbewußt zu nutzen. 


2 . 2 . 

Das Leistungsprinzip 

Auch das Urlaubsrecht ist maßgeblich nach dem 
Leistungsprinzip ausgestaltet, insbesondere die 
Urlaubsdauer. Sie richtet sich nach der Art der 
Arbeit und den Arbeitsbedingungen. Das Maß 
der physischen und geistigen Arbeitsleistung ist 
auch die bestimmende Kennziffer für die Festle¬ 
gung der Urlaubsdauer in den Urlaubskatalogen. 
Dadurch erfolgt eine sinnvolle Verbindung von 
Leistungs- und Erholungsprinzip. 

Ausgehend vom Leistungsprinzip ergeben 
sich auch Aufgaben für die Ausgestaltung des Er¬ 
holungsurlaubs durch die Betriebe und Gewerk¬ 
schaften. So z. B. die bevorzugte Vergabe von Fe¬ 
rienplätzen an Produktionsarbeiter, insbesondere 
Schichtarbeiter. 


2 . 3 . 

Das Prinzip der Einheit 

von Freistellung und Vergütung 

Dieses Prinzip besagt, daß es keinen Urlaub ohne 
Urlaubsvergütung und keine Urlaubsvergütung 
ohne Urlaub gibt, daß vielmehr beides eine grund¬ 
sätzlich untrennbare Einheit bildet. Die bisher 
behandelten Prinzipien, das Erholungs- und das 
Leistungsprinzip, wären verletzt, wenn diese Ein¬ 
heit nicht durchgesetzt würde. Bereits in Art. 34 
Abs. 2 der Verfassung wird festgelegt, daß die Er¬ 
holung „durch einen vollbezahlten Jahresurlaub“ 
zu gewährleisten ist. 

Die rechtliche Ausgestaltung dieses Prinzips 
durch das Urlaubsrecht garantiert dem Werktäti¬ 
gen auch während des Erholungsurlaubs soziale 
Sicherheit und ist eine wesentliche Grundlage für 
die Befriedigung des Erholungsbedürfnisses 
überhaupt. Eine Ausnahme vom Prinzip der Ein¬ 


heit von Freistellung und Vergütung ist die vom 
Gesetzgeber zugelassene Abgeltung des Erho¬ 
lungsurlaubs in Geld (§ 200 AGB). Aus sozialen 
Gründen ist dem Werktätigen der Urlaub in Geld 
abzugelten, wenn aus in seiner Person liegenden 
Gründen (Invalidität, Krankheit usw.) der Erho¬ 
lungsurlaub nicht genommen werden konnte. Das 
ist gesellschaftlich gerechtfertigt und zur Vermei¬ 
dung von Nachteilen für den Werktätigen erfor¬ 
derlich. Aber ausgeschlossen „sind damit solche 
Fälle, in denen der Betrieb den Urlaub in natura 
nicht gewähren möchte oder der Werktätige ihn 
nicht nehmen will, sondern stattdessen faktisch für 
die gleiche Zeit zweimal Lohn vorzieht“. 5 Den 
„unbezahlten Urlaub“ gibt es somit im Urlaubs¬ 
recht nicht. 

Die gemäß § 188 AGB mögliche stunden- 
oder tageweise Freistellung von der Arbeit aus 
dringenden familiären oder anderen gerechtfer¬ 
tigten Gründen ist, wie schon aus ihrer Einord¬ 
nung in das Arbeitszeitkapitel des AGB ersicht¬ 
lich, kein Urlaub. Auch wenn sie in manchen 
Fällen eine Forderung des Urlaubsrechts, die 
Familienerholung zu fördern und zu unterstützen, 
erfüllen hilft. 


Die Dauer des Erholungsurlaubs 
3 . 1 . 

Die Urlaubsarten 

Die Durchsetzung des Erholungs- und Leistungs¬ 
prinzips erfordert die Differenzierung der Ur¬ 
laubsdauer. Einmal muß das grundlegende Erho¬ 
lungsbedürfnis, das bei einem vollbeschäftigten 
Werktätigen während > eines Arbeitsjahres ent¬ 
steht, befriedigt werden. Das geschieht durch den 
Grundurlaub. Dieser besteht in einheitlicher 
Höhe für alle Werktätigen; er ist die Mindest¬ 
dauer einer von der Gesellschaft als unbedingt 
notwendig anerkannter Erholungszeit, ohne Rück¬ 
sicht auf Art und Weise der Tätigkeit. Damit ist 
bei dieser Urlaubsart das Erholungsprinzip ent¬ 
scheidend. Auch dann, wenn innerhalb des Grund¬ 
urlaubs eine Differenzierung durch den „erhöh- 


5 E. Pätzold, a. a. O.,' S. 70. 
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ten Grundurlaub“ erfolgt. Dieser wird bestimm¬ 
ten Personengruppen gewährt, bei denen auf 
Grund ihres Alters, ihrer familiären Situation usw. 
ein allgemein über die Grundurlaubszeit hinaus¬ 
gehendes Erholungsbedürfnis besteht. 

Die zweite Urlaubsart ist der Zusatzurlaub. Er 
wird zusätzlich zum Grundurlaub bzw. erhöhten 
Grundurlaub gewährt. Seine Bedeutung besteht 
darin, daß er von den Arbeitsanforderungen her, 
von den-Arbeitserschwernissen und -belastungen 
das Erholungsbedürfnis bestimmt; aus diesem 
Grund wird er auch differenziert (estgelegt. Das 
geschieht vor ailem durch den „arbeitsbedingten 
Zusatzurlaub“. Weitere Formen des Zusatzur¬ 
laubs sind der Zusatzurlaub für Schichtarbeiter, 
für Tätigkeiten unter klimatisch erschwerten Be¬ 
dingungen und für Schwerbeschädigte und Blinde. 

Alle Arten von Zusatzurlaub werden unab¬ 
hängig voneinander gewährt und schließen einan¬ 
der nicht aus. Zum Grundurlaub bzw. zum erhöh¬ 
ten Grundurlaub werden somit alle genannten Ar¬ 
ten von Zusatzurlaub gewährt, wenn die dafür 
festgelegten Bedingungen vorliegen (§ 2 Ur- 
laubs-VO). 

Eine besondere Kategorie unter den Urlaubs¬ 
arten ist der Erholungsurlaub für Kämpfer gegen 
den Faschismus und Verfolgte des Faschismus. 

Die dritte Art des Erholungsurlaubs ist der 
personengebundene Urlaub. Er ist als Urlaubsart 
durch die Einführung des neuen Urlaubssystems 
entstanden. Verschiedene andere Urlaubsarten 
sind durch das neue Urlaubssystem weggefallen. 
Um für die davon betroffenen Werktätigen keine 
Verschlechterung eintreten zu lassen, wurde diese 
Urlaubsart zur Sicherung eines bisher bestehen¬ 
den Urlaubsanspruchs eingeführt. 

Allen Urlaubsarten liegt eine gemeinsamer 
Begriff des Urlaubstages zugrunde: Es gelten 
grundsätzlich die Arbeitstage von Montag bis 
Freitag als Urlaubstage. 

Für Schichtarbeiter können in RKV abwei¬ 
chende Regelungen vereinbart werden (§ 2 
Abs. 2 1. Urlaubs-VO). Ähnliches gilt für Lehr¬ 
kräfte, bei denen im RKV die 6-Tage-Unter- 
richtswoche zu berücksichtigen ist. Stunden¬ 
weise Urlaub gibt es nicht. Bei Veränderung des 
Urlaubsanspruchs im Kalenderjahr ist der er- 
rechnetc Gesamtanspruch auf volle Arbeitstage 
aufzurunden (§ 8 der 1. DB zur 1. Urlaubs-VO). 

Das Urlaubsrecht der DDR kennt somit fol¬ 
gende Urlaubsarten: 

Grundurlaub 
- einfacher Grundurlaub 


- erhöhter Grundurlaub 
Zusatzurlaub 

- arbeitsbedingter Zusatzurlaub 

- Zusatzurlaub für Schichtarbeiter 

- Zusatzurlaub für Tätigkeiten unter klimatisch 
erschwerten Bedingungen 

- Zusatzurlaub für Schwerstbeschädigte und 
Blinde 

Erholungsurlaub für Kämpfer gegen den Fa¬ 
schismus und Verfolgte des Faschismus 
Personengebundender Urlaub 

3 . 2 . 

Der Grundurlaub 

Der einfache Grundurlaub beträgt 18 Arbeitstage 
(§ 3 Abs. 1 1. Urlaubs-VO) und wird allen Werk¬ 
tätigen gewährt, die keinen Anspruch auf erhöhten 
Grundurlaub haben. Er ist damit zugleich Mindest¬ 
urlaub in der DDR, der auch bei Teilbeschäftig¬ 
ten nicht unterschritten werden darf. Auf ihn auf¬ 
bauend wird der Zusatzurlaub gewährt, wenn die 
entsprechenden Voraussetzungen (Ansprüche) 
gegeben sind. Der gleiche Grundsatz gilt auch für 
den, erhöhten Grundurlaub. 

Den erhöhten Grundurlaub erhalten: 

a) Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Le¬ 
bensjahres (21 Arbeitstage), 

b) Lehrlinge (24 Arbeitstage), 

c) vollbeschäftigte Mütter, die im Mehrschichtsy¬ 
stem arbeiten und zu deren Haushalt zwei 
Kinder bis zu 16 Jahren gehören (20 Arbeits¬ 
tage), 

d) vollbeschäftigte Mütter, zu deren Haushalt 
drei und mehr Kinder bis zu 16 Jahren oder ein 
schwerstgeschädigtes Kind, für das Anspruch 
auf Pflegegeld der Stufe III oder IV, auf Son¬ 
derpflegegeld oder Blindengeld der Stufen IV 
bis VI besteht, bzw. ein blindes oder praktisch 
blindes Kind ab Vollendung des 3. Lebensjah¬ 
res gehören (21 Arbeitstage bzw. bei Arbeit 
im Mehrschichtsystem 23 Arbeitstage). 

Der Anspruch auf den erhöhten Grundurlaub 
besteht für den unter den Buchstaben a, c und d / 
genannten Personenkreis von dem Monat an, in 
dem die Voraussetzungen für seine Gewährung 
erfüllt werden. Er endet mit Ablauf des Monats, in 
dem sie entfallen. 

Lehrlinge erhalten den erhöhten Grundurlaub 
von 24 Arbeitstagen von dem Monat an, in dem 
das Lehrverhältnis aufgenommen wird. Er wird 
gewährt 
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- bis zum Ablauf des Monats, in dem das Lehr¬ 
verhältnis endet, 

- für Lehrlinge, die auf Grund ihrer Leistungen 
die Ausbildung vorzeitig beenden, bis zum Ab¬ 
lauf des Monats, in dem das Lehrverhältnis ent¬ 
sprechend dem in den Rechtsvorschriften fest¬ 
gelegten Termin enden würde, 

- für Lehrlinge, die eine Berufsausbildung mit 
Abitur absolvieren, bis zum Ablauf des Jahres, 
in dem das Lehrverhältnis endet (vgl. § 2 der 
1. DB zur 1. Urlaubs-VO). 

I 

3 . 3 . 

Der Zusatzurlaub 
3 . 3 . 1 . 

Der arbeitsbedingte Zusatzurlaub 

Für Werktätige, die überwiegend besonderen Ar¬ 
beitserschwernissen oder Arbeitsbelastungen 
ausgesetzt sind oder eine sehr verantwortungs¬ 
volle Tätigkeit ausüben, wird ein von 1 bis 5 Ur¬ 
laubstagen differenzierter Zusatzurlaub gewährt 
(§ 191 Abs. 1 AGB i. Verb. m. § 4 Abs. 1 Ur¬ 
laubs-VO). Besteht dieser Anspruch aus mehre¬ 
ren Gründen, so wird nur der höchste Zusatzur¬ 
laub gewährt. Wenn der Werktätige nicht Ständig 
erhöhten Anforderungen entsprechen muß, wird 
der arbeitsbedingte Zusatzurlaub nur für die Mo¬ 
nate gewährt, in denen die erhöhte Belastung 
überwiegt (§ 4 der 1. DB zur 1. Urlaubs-VO). 
Selbstverständlich müssen dabei die dem Urlaub 
folgenden Monate, in denen voraussichtlich die 
Belastung auch vorliegen wird, mit berücksichtigt 
werden. 

Die Tätigkeiten, für die arbeitsbedingter Zu¬ 
satzurlaub zu gewähren ist, und die Dauer des Zu¬ 
satzurlaubs sind nicht durch Rechtsvorschriften 
zentral geregelt. Die unterschiedlichen Tätigkei¬ 
ten und Bedingungen in den einzelnen Wirt¬ 
schaftszweigen erfordern vielmehr eine auf die 
konkreten Verhältnisse zugeschnittene Fixierung. 
Diese Aufgabe obliegt deshalb den RKV. Jedem 
RKV ist eine Anlage, der Urlaubskatalog, ange¬ 
fügt, der die vereinbarten Tätigkeiten und die 
Dauer des Zusatzurlaubs enthält (vgl. § 191 
Abs. 2 AGB). Dieser Katalog trägt normativen 
Charakter und ist für alle Betriebe im Geltungsbe¬ 
reich des jeweiligen RKV verbindlich. 

Zur Information für die Werktätigen sind die 
Tätigkeiten, für die im Betrieb auf der Grundlage 
des Urlaubskataloges arbeitsbedingter Zusatzur¬ 
laub gewährt wird, und die Dauer des Zusatzur¬ 


laubs in einer Liste zu erfassen, die Anlage des 
BKV ist (§ 191 Abs. 3 AGB). Diese Liste ist 
keine normative betriebliche Regelung, da sie nur 
die bereits getroffene verbindliche Festlegung im 
RKV übernimmt, soweit entsprechende Tätig¬ 
keiten 1 im Betrieb vorliegen. Werden fehlerhaft 
Urlaubstage in die Liste aufgenommen, so ist das 
zu berichtigen, rechtlich aber unerheblich, da der 
Werktätige seinen Rechtsanspruch nur aus dem 
Urlaubskatalog im RKV ableiten kann. 

3 . 3.2 

Der Zusatzurlaub für Schichtarbeit 

Ausgehend von der Bedeutung der Schichtarbeit 
für unsere Volkswirtschaft gebührt den Werktäti¬ 
gen, die unter diesen Bedingungen ihre Arbeits¬ 
aufgabe erfüllen, hohe Anerkennung. 

Neben anderen materiellen Vergünstigungen 
wurde auch im Urlaubsrecht den. erhöhten Anfor¬ 
derungen an Schichtarbeiter Rechnung getragen 
und der sogenannte Schichturlaub als eine weitere 
Form des Zusatzurlaubs geschaffen. 

Die Dauer des Zusatzurlaubs für Schichtarbei¬ 
ter ist in Abhängigkeit von den unterschiedlichen 
Schichtsystemen differenziert festgelegt. Sie be¬ 
trägt entsprechend § 5 1. Urlaubs-VO und § 1 
2. Urlaubs-VO für Werktätige 

a) im unterbrochenen Zweischichtsystem 3 Ar¬ 
beitstage, 

b) im durchgehenden Zweischichtsystem 8 Ar¬ 
beitstage, 

c) im unterbrochenen Dreischichtsystem 5 Ar¬ 
beitstage, 

d) im durchgehenden Dreischichtsystem 10 Ar¬ 
beitstage. 

Voraussetzung für die Gewährung des Zusatz¬ 
urlaubs ist die ständige Schichtarbeit. Wird 
Schichtarbeit nur in bestimmten Monaten gelei¬ 
stet,, so besteht auch nur für diese Zeit ein An¬ 
spruch. Andererseits besteht bereits nach einem 
Monat ständiger Schichtarbeit Anspruch auf an¬ 
teiligen Zusatzurlaub. 6 

3 . 3 . 3 . 

Der gesundheitsbedingte Zusatzurlaub 

Bei diesem Zusatzurlaub steht das Erholungsprin¬ 
zip im Vordergrund. Er wird Schwerbeschädigten, 
Tuberkulosekranken und -rekonvaleszenten in 
Höhe von 3 Tagen und Blinden in Höhe von 5 Ta- 


6 Vgl. E. Rühl, „Neuregelung des Erholungsurlaubs“, 
NJ, 1978/11, S. 481. 
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gen gewährt (§ 6 1. Urlaubs-VO). Damit wird das 
erhöhte Erholungsbediirfnis dieser Gruppe von 
Werktätigen berücksichtigt, das durch Körperbe¬ 
hinderung bzw. Gesundheitsminderung in Ver¬ 
bindung mit der Berufstätigkeit entsteht. 

Dieser Zusatzurlaub wird nur aus einem der 
genannten Gründe gewährt. Entsteht der An¬ 
spruch erst im Laufe des Urlaubsjahres, so hat der 
Werktätige nur Anspruch auf Anteilurlaub (§ 4 
der 1. DB zur 1. Urlaubs-VO).' 

3 . 3 , 4 . 

Der Klimaurlaub 

Werktätige, die im Auftrag des Betriebes im Aus¬ 
land arbeiten und dort unter klimatisch erschwer¬ 
ten Bedingungen tätig sind, erhalten einen Zusatz¬ 
urlaub. Die Dauer des Zusatzurlaubs wird in der 
1. Urlaubs-VO nicht festgelegt, vielmehr bestimmt 
§ 8, daß die Bedingungen für die Gewährung und 
die Dauer des Zusatzurlaubs gesondert geregelt 
werden. Eine solche Regelung ist z. B. in der Ver¬ 
einbarung über die Arbeits- und Lohnbedingun¬ 
gen bei Auslandsmontagen enthalten. 7 Sie sieht 
Klimaurlaub von 3 bis 10 Tagen vor. 


3 . 4 . 

Der Erholungsurlaub 

für Kämpfer gegen den Faschismus 

und Verfolgte des Faschismus 

Kämpfer gegen den Faschismus und Verfolgte des. 
Faschismus erhalten in Anerkennung ihrer hohen 
Leistungen und ihres persönlichen Einsatzes bzw. 
wegen des ihnen zugefügten Leides einen erhöh¬ 
ten Erholungsurlaub. Er beträgt 27 Arbeitstage 
(§ 8 1. Urlaubs-VO). In ihm ist ein Grundurlaub 
enthalten und gleichzeitig ein arbeitsbedingter 
Zusatzurlaub. Beides ist zu einer eigenen 
Urlaubsart verbunden. Diese Werktätigen erhal¬ 
ten deshalb zu den 27 Arbeitstagen alle anderen 
Arten von Zusatzurlaub, jedoch nicht den ar¬ 
beitsbedingten Zusatzurlaub. 


3 . 5 . 

Der personengebundene Urlaub 

Mit der Einführung des neuen Urlaubssystems ab 
1979 wurden im Interesse einer einheitlichen Re¬ 
gelung Besonderheiten der Urlaubsgewährung in 


bestimmten Betrieben, Bereichen usw. beseitigt. 
Trotz der allgemeinen Urlaubserhöhung hätte der 
ersatzlose Wegfall dieser Sonderregelungen für 
einen Teil der in diesen Betrieben beschäftigten 
Werktätigen einen Nachteil bedeutet. Eine 
solche Entscheidung hätte aber den Prinzipien 
unserer Sozialpolitik widersprochen. 

Für Werktätige, deren Urlaubsdauer nach 
dem neuen System nicht die bisherige Urlaubs¬ 
dauer zuzüglich 3 Arbeitstage erreicht, wird die 
Differenz als personengebundener Urlaub ge¬ 
währt (§9 1. Urlaubs-VO). Das gilt jedoch nur für 
das bestehende Arbeitsverhältnis. Wenn der 
Werktätige den Betrieb wechselt, entfällt der An¬ 
spruch auf personengebundenen Urlaub, es sei 
denn, der Wechsel erfolgt auf Grund von Rationa¬ 
lisierungsmaßnahmen oder Strukturveränderun¬ 
gen. Der Urlaub wird dann in der bisherigen Höhe 
personengebunden im neuen Betrieb weiterge¬ 
währt, wenn das für den Werktätigen vorteilhafter 
ist. 


3 . 6 . 

Die Berechnung des Erholungsurlaubs 
3 . 6 . 1 . 

Die Berechnung des Jahresurlaubs 

Bei der Begründung eines Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses ist der Betrieb verpflichtet, mit dem Werk¬ 
tätigen einen schriftlichen Arbeitsvertrag abzu¬ 
schließen. In diesem schriftlichen Vertrag ist die 
Dauer des Erholungsurlaubs anzugeben (§ 42 
AGB). 

Daraus ergibt sich für jeden Betrieb die Not¬ 
wendigkeit, bereits beim Einstellungsgespräch 
über die notwendigen Informationen zu verfügen, 
da der Werktätige durch den Betrieb „über die 
Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis, insbesondere über . . . den Erholungsur¬ 
laub zu informieren“ ist (§ 43 Abs. 1 AGB). Spä¬ 
testens beim Einstellungsgespräch selbst sind des¬ 
halb die notwendigen Angaben vom Werktätigen 
einzuholen, um die Dauer des Erholungsurlaubs 
berechnen zu können. Dabei ist von den realen 
gegenwärtigen Bedingungen auszugehen und 
nicht von prognostischen Einschätzungen, daß 
z. B. durch Maßnahmen der WAO schwere kör¬ 
perliche Arbeit im Laufe des Urlaubsjahres abge- 


7 vom 30. 11. 1980. Textsammlung Arbeitsrecht der 
DDR. 


264 



baut wird. Treten solche Veränderungen später 
ein, ist der Urlaub unter Einbeziehung des Werk¬ 
tätigen neu zu errechnen und schriftlich mitzutei¬ 
len. Ein Änderungsvertrag ist bei Urlaubsverän¬ 
derungen nicht abzuschließen. Der Urlaub ist 
nicht Gegenstand arbeitsrechtlicher Vereinba¬ 
rung, sondern wird im Arbeitsvertrag als Informa¬ 
tion für den Werktätigen angegeben. Das gilt auch 
für den personengebundenen Erholungsurlaub. 

Beim Zusammentreffen mehrerer Urlaubsar¬ 
ten ist folgendes zu beachten: Alle Urlaubsarten 
bestehen nebeneinander und schließen einander 
nicht aus. Beirn Vorliegen der jeweiligen rechts¬ 
erheblichen Tatsache, z. B. Schichtarbeit, wird 
der Rechtsanspruch auf den dafür vorgesehenen 
Urlaub begründet. Nur einfacher und erhöhter 
Grundurlaub schließen einander aus und der Er¬ 
holungsurlaub für Kämpfer gegen den Faschismus 
und Verfolgte des Faschismus schließt arbeitsbe¬ 
dingten Zusatzurlaub aus. 

3 . 6 . 2 . 

Die Berechnung des Anteilurlaubs 

Ausgehend von dem dem Erholungsurlaub zu¬ 
grunde liegenden Leistungsprinzip wird Urlaub 
nur für geleistete oder noch zu leistende Arbeit 
gewährt. Nur in diesen Fällen kann das Erho- 
lungs- und Reproduktionsbedürfnis gesellschaft¬ 
lich berücksichtigt und vom Urlaubsrecht geregelt 
werden. Liegt für das Urlaubsjahr Vollbeschäfti¬ 
gung vor, so erhält der Werktätige vollen Jahres¬ 
urlaub, liegt eine teilweise Beschäftigung vor, so 
besteht nur Anspruch auf Anteilurlaub. Dabei ist 
jedoch zu beachten, daß bei Teilbeschäftigung in 
Form verkürzter Arbeitszeit ein voller Urlaubsan¬ 
spruch wie bei Vollbeschäftigung besteht. Da sich 
die Urlaubsvergütung jedoch aus der Höhe des 
Durchschnittslohnes ergibt, erhält dieser Werktä¬ 
tige eine entsprechend niedrigere Vergütung. 

Werktätige, die nur während eines Teiles des 
Kalenderjahres arbeiten, erhalten Anteilurlaub 
(§ 195 Abs. 1 AGB). Das gilt für befristete Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse und für die Begründung 
oder Beendigung eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
während des Kalenderjahres. Für jeden Monat 
der Tätigkeit wird V 12 der Dauer des Jahresur¬ 
laubs berechnet. Dabei ist immer auf volle Tage 
aufzurunden. 

Kein Anspruch auf Anteilurlaub entsteht bei 
sehr kurzen Gelegenheitsarbeiten. Aus dem 
Grundsatz, daß der Urlaub nach Arbeitstagen ge¬ 
währt wird, ergibt sich, daß bei kurzen Aushilfsar¬ 
beiten der Anspruch auf einen Urlaubstag als 


niedrigster Urlaubsanspruch erst dann entsteht, 
wenn die Beschäftigung so lange andauerte, daß 
ein voller Arbeits-(Urlaubs-)tag erarbeitet wurde. 

Beim Ausscheiden aus dem Betrieb vor dem 
geplanten Urlaubstermin ist dem Werktätigen auf 
Verlangen der zustehende Anteilurlaub zu ge¬ 
währen (§ 195 Abs. 2 AGB). Dazu bedarf es ei¬ 
nes entsprechenden Antrages des Werktätigen. 
Der Anteilurlaub muß nicht genommen werden. 
Der Betrieb ist jedoch bei Antragstellung zur Ge¬ 
währung rechtlich verpflichtet und darf nicht auf 
den Urlaubsplan verweisen oder aus anderen 
Gründen ablehnen. Will der Werktätige den An¬ 
teilurlaub nicht antreten, hat der neue Betrieb den 
Anteilurlaub in der entstandenen Höhe zu gewäh¬ 
ren. Besonders für diese Fälle ist die Regelung von 
Bedeutung, daß bei Beendigung des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses der Betrieb den erworbenen 
Urlaubsanspruch und die Dauer des im Kalender¬ 
jahr bereits gewährten Erholungsurlaubs in den 
Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung einzu¬ 
tragen hat (§ 9 der 1. DB zur 1. Urlaubs-VO). 

Auch bei einer fristlosen Entlassung verfällt 
der erworbene Urlaubsanspruch nicht. Das würde 
gegen das Erholungsprinzip verstoßen. Da der 
Werktätige jedoch objektiv an der Realisierung 
des Urlaubsanspruchs im bisherigen Betrieb ge¬ 
hindert ist, ist auch hier der ihm aus diesem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis zustehende Anteilurlaub 
vom Nachfolgebetrieb zu gewähren, wenn er in¬ 
nerhalb des Kalenderjahres ein anderes Arbeits¬ 
rechtsverhältnis begründet (§ 195 Abs. 3 AGB). 

Der bei Betriebswechsel dann im neuen Be¬ 
trieb entstehende Anteilurlaub ist nach den gege¬ 
benen Bedingungen gesondert zu berechnen. Nur 
bei Betriebswechsel infolge Rationalisierungs¬ 
maßnahmen oder Strukturveränderungen, der in 
Abstimmung mit dem örtlichen Rat erfolgt, bleibt 
der bisherige Anspruch auf Erholungsurlaub für 
das laufende Kalenderjahr mindestens erhalten 
(§ 7 Abs. 1 der 1. DB zur 1. Urlaubs-VO). 

Eine Verrechnung der Urlaubsvergütung zwi¬ 
schen den Betrieben’ist nicht statthaft. Die Rege¬ 
lung des Anteilurlaubs gilt auch bei Eintritt eines 
ruhenden Arbeitsrechtsverhältnisses. Für die Zeit 
des Rühens entstehen keine Urlaubsansprüche. 
Erworbene Ansprüche bleiben erhalten und kön¬ 
nen später realisiert werden. 

Gemäß der Förderungsverordnung 8 ruht 


8 VO über die Förderung der Bürger nach dem aktiven 
Wehrdienst — Förderungsverordnung - vom 
25. 3. 1982, GBl. I Nr. 12 S. 256. 
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während des aktiven Wehrdienstes das Arbeits¬ 
rechtsverhältnis. Für das Jahr der Einberufung 
ebenso wie für das Jahr der Entlassung ist der Ur¬ 
laub darum anteilmäßig zu gewähren. Das gilt 
ebenso für die Zeit vor und nach dem Hoch- und 
Fachschulstudium. 

Bei Eintritt der Invalidität und Ausscheiden 
aus dem Arbeitsprozeß besteht von diesem 
Zeitpunkt an für den Rest des Kalenderjahres und 
bei Fortdauer der Invalidität auch in den kom¬ 
menden Jahren kein Urlaubsanspruch. 9 Auch 
wenn das Arbeitsrechtsverhältnis nicht beendet 
wurde, so gilt es doch als ruhend. 

Bei Müttern, die nach dem Wochenurlaub das 
Recht auf Freistellung bis zum Ende des 1. Le¬ 
bensjahres des Kindes in Anspruch nehmen, ruht 
für diese Zeit auch das Arbeitsrechtsverhältnis. 
Sie erhalten aber trotzdem aus sozialpolitischen 
Gründen für das Kalenderjahr, in dem die Frei¬ 
stellung beginnt, den vollen Jahresurlaub (§ 245 
Abs. 2 AGB). Bezieht eine Frau Mütterunterstüt¬ 
zung und arbeitet sie in ihrem Betrieb aushilfs¬ 
weise in dieser Zeit, so entsteht trotz Bezahlung 
dieser Arbeit kein Anspruch auf Anteilurlaub. 


4 . 

Die Planung und Gewährung 
des Erholungsurlaubs 

4 . 1 . 

Der Urlaubsplan 

Der Erholungsurlaub stellt hohe Anforderungen 
an die Leistungsfähigkeit unserer Volkswirt¬ 
schaft. Das Erholungswesen und sein weiterer 
planmäßiger Ausbau fordern große finanzielle 
Mittel und binden zugleich viele Arbeitskräfte des 
Dienstleistungsbereiches. Aber noch weitaus 
mehr fällt die Tatsache ins Gewicht, daß jeder Er¬ 
holungsurlaub eines Werktätigen Arbeitsausfall 
bedeutet und den Arbeitszeitfonds belastet. Die 
1979 erfolgte Urlaubserhöhung um mindestens 
3 Tage hat den Arbeitszeitfonds jedes einzelnen 
Werktätigen um etwa 1,45 Prozent verringert. 
Durch planmäßig vorgesehenen Produktionszu¬ 
wachs muß hier ein Ausgleich geschaffen werden. 
Urlaub und Urlaubszeit stellen somit ganz beson¬ 
dere Anforderungen an die Kollektive der soziali¬ 
stischen Betriebe. Dabei muß vermieden werden. 


daß der Urlaub, der zur Stärkung der physischen 
und geistigen Kräfte führt, dem „Nichturlauber“ 
eine Mehrfachbelastung bringt. Wissenschaftli¬ 
che Arbeitsorganisation, kameradschaftliches Zu¬ 
sammenwirken und sozialistische Leitungstätig¬ 
keit sind hierfür wesentliche.Bedingungen. Der 
Erholungsurlaub muß in diesem Sinne für den Be¬ 
trieb insgesamt voll wirksam werden. Die Fünk- 
tion des Urlaubs ist deshalb nur gesichert, wenn 
bei seiner Vorbereitung und Durchführung sozia¬ 
listische Disziplin gewahrt wird. 

Im Arbeitszeitfonds der Betriebe ist der Erho¬ 
lungsurlaub geplant und seine Gewährung 
auch dadurch gesichert. Auf dieser Grundlage 
muß die zeitliche Planung für jeden Werktätigen 
im Betrieb vorgenommen werden. Das erfolgt 
mittels des Urlaubsplanes. Der Urlaubsplan ist zu 
Beginn des Jahres aufzustellcn (§ 197 Abs. 2 
AGB). In ihm sind Beginn und Ende des Erho¬ 
lungsurlaubs der Werktätigen festzulegen (§ 197 
Abs. 1 AGB). Die so getroffenen Festlegungen 
sind für den Betrieb und für den Werktätigen ver¬ 
bindlich (§ 197 Abs. 3 AGB). Der Urlaubsplan 
bedarf der gewerkschaftlichen Zustimmung. 

Die Planung hat für das Kalenderjahr zu er¬ 
folgen, das mit dem Urlaubsjahr identisch ist 
(§ 196 AGB). Dabei sind die betrieblichen Erfor¬ 
dernisse entscheidend. Die planmäßige Erfüllung 
der betrieblichen Aufgaben muß gesichert sein 
(§ 199 Abs. 1 AGB). Die Wünsche der Werktäti¬ 
gen sind hierbei selbstverständlich weitgehend zu 
berücksichtigen, vor allem hinsichtlich der Forde¬ 
rung, daß die Familienerholung besonders zu un¬ 
terstützen ist (§ 189 AGB). Es besteht aber kein 
Rechtsanspruch auf eine bestimmte Urlaubszeit. 
Eine einzige Ausnahme gibt es nur für Frauen, 
denen auf Verlangen der Erholungsurlaub vor 
dem Schwangerschafts- oder unmittelbar nach 
dem Wochenurlaub zu gewähren ist (§ 245 Abs. 1 
AGB). 10 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine kon¬ 
tinuierliche Produktion und monatliche Erfüllung 


9 OG-Urteil vom 3. 9. 1965 - Za 7/65 in: AuA, 
1966/12, S. 286. 

10 Die werktätige Frau kann ihren Erholungsurlaub 
auch unmittelbar im Anschluß an den Wochenur¬ 
laub nehmen, wenn dieser nach dem 31. März des 
Folgejahres endet. Macht dagegen die junge Frau 
von ihrem Recht nach § 245 Abs. 1 AGB keinen 
Gebrauch und beginnt sie nach dem Wochenurlaub 
wieder mit der Arbeit, so entsteht ein Abgeltungsan¬ 
spruch in Geld (§ 200 AGB). 



der Pläne ist die Verteilung des Erholungsurlaubs 
über das gesamte Kalenderjahr. Di$ Betriebe sind 
verpflichtet, „die Urlaubszeit der Werktätigen so 
festzulegen, daß der Erholungsurlaub auf alle 
Monate des Jahres verteilt“ wird (§ 197 Abs. 1 
AGB). Hierdurch wird auch eine bessere Nutzung 
der Einrichtungen des Erholungswesens gewähr¬ 
leistet. Durch kameradschaftliche Aussprachen ist 
das Verständnis für eine solche Urlaubsplanung 
zu verstärken. In einigen RKV 11 wird durch Zah¬ 
lung eines lOprozentigen Zuschlages zur Urlaubs¬ 
vergütung stimulierend auf Produktionsarbeiter 
eingewirkt, mindestens 3 Wochen Urlaub zu¬ 
sammenhängend in den Monaten Januar bis März 
zu nehmen. 

Der vom Leiter mit Zustimmung der Gewerk¬ 
schaftsleitung aufgestellte Urlaubsplan läßt eine 
Vereinbarung zwischen Werktätigen und Betrieb 
über den Zeitpunkt des Erholungsurlaubs nicht 
zu. Der Urlaubsplan ist die Zusammenfassung ei¬ 
ner Vielzahl von Einzelweisungen. Er ist keine 
normative betriebliche Regelung, weil er keine 
vom Einzelfall abstrahierten Verhaltensnormen 
enthält. Mit der Aufstellung des Urlaubsplanes 
wird durch Weisung des jeweils dazu befugten 
Leiters die Urlaubszeit der im Plan erfaßten 
Werktätigen, d. h. jedes einzelnen dieser Werktä¬ 
tigen, festgelegt. 12 Kein Werktätiger ist deshalb 
befugt, Urlaub nach eigenem Ermessen anzutre¬ 
ten oder zu beenden. Das wäre eine Verletzung 
der Arbeitsdisziplin. ' 

Eine Abweichung vom Urlaubsjahr ist nur 
ausnahmsweise aus dringenden betrieblichen 
Gründen oder auf Wunsch des Werktätigen zuläs¬ 
sig, sie darf jedoch nicht von vornherein einge¬ 
plant werden. Bis zum 31. März des Folgejahres 
muß der Urlaub spätestens angetreten werden 
(§ 196 Abs. 1 AGB). Nach dem 31. März ist der 
Urlaub erloschen, d. h., es besteht kein Rechtsan¬ 
spruch mehr, und der Betrieb darf den Urlaub 
nicht mehr gewähren. Der Betrieb kann auch ge¬ 
gen den Willen des Werktätigen durchsetzen, daß 
dieser den Urlaub bis zum 31. 3. antritt. 

Falls es zu Problemen bei der Urlaubsgewäh¬ 
rung kommt, hat der Werktätige die Möglichkeit, 
die Konfliktkommission anzurufen. Bei besonde¬ 
rer Dringlichkeit und zur Vermeidung eines Er¬ 
löschens des Urlaubsanspruchs besteht sogar die 
Möglichkeit, den Erlaß einer einstweiligen An¬ 
ordnung beim Kreisgericht zu beantragen. Gemäß 
§ 16 ZPO dient eine einstweilige Anordnung der 
Sicherungeines Anspruchs oder eines Rechts. Das 
Gericht kann damit den Betrieb, evtl, auch ohne 


mündliche Verhandlung, zur sofortigen Urlaubs-, 
gewährung verpflichten (vgl. § 17 ZPO). 13 

Ein Urlaubsplan kann - was als Ausnahme 
möglich ist — Änderungen unterworfen sein 
(§ 197 Abs. 3 AGB). Werden sie vom Betrieb 
vorgenommen, so darf das nur aus zwingenden 
Gründen erfolgen und nur mit Zustimmung der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung. 
Der Werktätige ist auf Grund des Weisungscha¬ 
rakters des Urlaubsplanes an diese Änderung ge¬ 
bunden. Entstehen ihm unvermeidbare Kosten, 
hat der Betrieb dieselben zu erstatten (vgl. 
Abschn. 4.2.). 

Eine wesentliche Bestimmung für die Ur¬ 
laubsplanung ist in § 197 Abs. 1 AGB enthalten: 
„Dem Werktätigen sind zur Sicherung einer aus¬ 
reichenden Erholung mindestens 3 Wochen des 
jährlichen Erholungsurlaubs zusammenhängend 
zu gewähren.“ Das ist eine zwingende Festlegung 
für den Betrieb, und wenn der Werktätige es 
wünscht, müssen 3 Wochen zusammenhängender 
Urlaub geplant und gewährt werden. Wünscht er 
eine Aufteilung des Urlaubs, so kann der Betrieb 
dem stattgeben. Allerdings müssen Betrieb und 
Werktätige ihre Verantwortung für einen erhol¬ 
samen Urlaub auch bei der Planung erkennen. 

Eine Zersplitterung oder gar totale Aufteilung 
in einzelne Urlaubstage widerspricht der Funktion 
des Urlaubs. Benötigt der Werktätige in bestimm¬ 
ten Fällen eine Arbeitsbefreiung für einen Tag 
oder nur einige Stunden, so gibt es hierzu die Mög¬ 
lichkeit der Freistellung nach § 188 AGB. 

Der Urlaubsplan legt Beginn und Ende des 
Erholungsurlaubs fest. Tritt der Werktätige sei¬ 
nen Urlaub an, so muß er das nicht beantragen. 
Das ist bei der Aufstellung des Urlaubsplanes zum 
Jahresbeginn erfolgt. Die in den Betrieben übli¬ 
chen Vordrucke sind lediglich als eine informative 
Mitteilung des Werktätigen an den Betrieb über 
den tatsächlichen Urlaubsantritt zu betrachten. 
Für den Urlaubsanspruch sind sie jedoch ohne 
rechtliche Bedeutung. 


11 Z. B. RKV Bauwesen, Ziff. 6.6.3. 

12 E. Pätzold, a. a; O., S. 64 f. 

13 Vgl. hierzu auch die Urteile des OG 3 OFK 1/79, 
NJ, 1979/10, S. 464 und 2 OZK 11/79, NJ, 1979/8, 
S. 375. 
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4 . 2 . 

Unterbrechung und Abbruch 
des Erholungsurlaubs 

Der Urlaubsplan des Betriebes ist eine Garantie 
für den Werktätigen, daß er zum geplanten Zeit¬ 
punkt und im geplanten Umfang seinen Anspruch 
auf Erholungsurlaub realisieren kann. Das ermög¬ 
licht wiederum seine Urlaubsplanung, die in der 
Regel auch die Urlaubsplanung der Familie ist. 
Das alles muß in die Überlegung einbezogen wer¬ 
den, wenn eine Situation im Betrieb auftritt, die 
die Anwesenheit des Werktätigen erforderlich 
macht, der demzufolge den Urlaub unter- oder gar 
abbrechen muß. 

Eine Unterbrechung oder ein Abbruch des 
Erholungsurlaubs ist gemäß § 198 AGB zulässig. 
Der zuständige Leiter ist zur Erteilung einer sol¬ 
chen Weisung befugt und der Werktätige zu ihrer 
Einhaltung rechtlich verpflichtet (§ 83 Abs. 1 
AGB). Die Weisung ist jedoch an zwei Vorausset¬ 
zungen gebunden. Es muß erstens ein zwingender 
betrieblicher Grund vorliegen. Dieses ausdrückli¬ 
che Erfordernis enthält § 189 Abs. 1 AGB, ohne 
es näher zu interpretieren. Da das bei der Vielfalt 
der Gründe auch nicht möglich ist, kommt der 
zweiten Voraussetzung - die eine Wirksam¬ 
keitsvoraussetzung ist — besondere Be¬ 
deutung zu. Es ist aas Erfordernis gewerkschaftli¬ 
cher Zustimmung. „Eine Unterbrechung oder 
vorfristige Beendigung des Erholungsurlaubs darf 
nur . . . mit Zustimmung der zuständigen betrieb¬ 
lichen Gewerkschaftsleitung angeordnet werden“ 
(§ 189 Abs. 1 AGB). In sorgfältiger Abwägung 
gesellschaftlicher und persönlicher Interessen 
wird die Gewerkschaftsleitung die Entscheidung 
treffen müssen, ohne die die Weisung des Leiters 
keine Wirksamkeit erlangt. 

Muß der Werktätige aus dem Urlaub zurück¬ 
kehren, so ist nicht nur sein Urlaub, sondern auch 
der der Familie gestört. Es ist selbstverständlich, 
daß dadurch auftretende Nachteile für den Werk¬ 
tätigen möglichst ausgeschlossen werden. Ein er¬ 
ster Ersatz ist eine Urlaubsverlängerung (vgl. 
§ 198 Abs. 2 AGB). Sie muß mindestens einen 
Tag betragen. Zwei Tage kann sie umfassen, wenn 
der Betriebsleiter mit Zustimmung der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung das fest¬ 
legt. Das wird dann der Fall sein, wenn z. B. der 
Resturlaub erst erheblich später genommen wer¬ 
den kann und seine geringe Dauer keine ausrei¬ 
chende Erholung gewährleistet. Die Zeit der An¬ 


reise zum Betrieb und der Rückreise zum Urlaubs¬ 
ort gilt nicht als Urlaubszeit. 

Wann der Urlaub fortgesetzt werden kann, 
welche Unterbrechung notwendig ist usw. wird 
durch Weisung des Leiters bestimmt. Die dadurch 
eintretende Änderung des Urlaubsplanes ist mit 
gewerkschaftlicher Zustimmung vorzunehmen 
(§ 197 Abs. 3 AGB). Neben der Urlaubsverlän¬ 
gerung sind auch die durch die Unterbrechung 
entstandenen unvermeidbaren Kosten vom Be¬ 
trieb dem Werktätigen zu ersetzen (§ 198 Abs. 3 
AGB). Dazu hat der Werktätige wahrheitsge¬ 
mäße Angaben über ihre Höhe zu machen. Der 
Umfang des Ersatzes ist rechtlich nicht näher aus¬ 
gestaltet. Es liegt in der Verantwortung des Lei¬ 
ters, exakt und in Abstimmung mit dem Werktäti¬ 
gen die Kostenerstattung zu regeln. Da die An- 
und Abreise als Dienstreise gilt, sind Reisekosten 
(Tage- und evtl. Ubernachtungsgeld, Fahrgeld, 
evtl. Kilometergeld) zu zahlen und für die Reise¬ 
tage selbst der Durchschnittslohn. Es sind ferner 
die entstandenen Kosten für nicht genutzte Ur¬ 
laubstage (Ferienscheck) zu übernehmen und 
schließlich Ausgaben für Anschaffungen, die 
nachweislich durch die Unterbrechung wertlos 
geworden sind und auch nachträglich nicht mehr 
genutzt werden können. 

Eine andere Rechtslage entsteht, wenn der 
Werktätige aus in seiner Person liegenden Grün¬ 
den den Urlaub unterbricht bzw. vorzeitig been¬ 
det. Da es sich um keine betrieblich angeordnete 
Unterbrechung handelt, entfallen die Ansprüche 
nach § 198, und er erhält keine Urlaubsverlänge¬ 
rung und keine Kostenerstattung. Die Unterbre¬ 
chung kann sich aus zwingenden Gründen oder 
auf Wunsch des Werktätigen ergeben. Erfolgt sie 
auf Wunsch des Werktätigen, so liegt im eigentli¬ 
chen Sinne keine Unterbrechung vor, weil sie ja 
nur auf Antrag des Werktätigen und mit Zustim¬ 
mung des zuständigen Leiters möglich ist. Es han¬ 
delt sich dann um eine Änderung des Urlaubspla¬ 
nes. Der Leiter ersetzt seine alte durch eine neue 
Weisung. Das gilt auch, wenn der Werktätige 
ohne Antrag, z. B. wegen schlechten Wetters, im 
Betrieb zur Arbeit erscheint. Wird ihm da^ Arbei¬ 
ten und damit die Unterbrechung gestattet, ist das 
als Zustimmung des Leiters zu werten, und der 
Urlaub gilt als unterbrochen und ist neu zu planen. 
Da jedoch jede Urlaubsplanänderung gewerk¬ 
schaftlicher Zustimmung bedarf, ist sie auch hier 
einzuholen. Der Auffassung, daß eine Urlaubsun- 
terbrechnung zwischen Betrieb und Werktätigem 
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vereinbart werden kann, ist zu widersprechen. 14 
Muß die Unterbrechung aus in der Person des 
Werktätigen liegenden Gründen erfolgen, so be¬ 
darf es selbstverständlich keines Antrages. Solche 
Fälle sind z. B. Krankheit des Werktätigen oder 
Krankheit und damit verbundene Pflegebedürf¬ 
tigkeit des Kindes. Hier genügen die entsprechen¬ 
den ärztlichen Bescheinigungen. Nach Wegfall 
dieser Gründe ist der Erholungsurlaub planmäßig 
fortzusetzen; er endet zu dem im Urlaubsplan 
vorgesehenen Zeitpunkt, falls zwischenzeitlich 
keine andere Entscheidung erfolgt. Auf jeden Fall 
ist mit einer solchen Unterbrechnung immer eine 
Urlaubsplanänderung verbunden. 


5 . 

Die Urlaübsvergiitung 
5 . 1 . 

Die Berechnung und Zahlung 
der Urlaubsvergütung 

Ausgehend vom Prinzip der Einheit von Freistel¬ 
lung und Vergütung als einem der Grundprinzi¬ 
pien des Erholungsurlaubs in der DDR (vgl. 
Abschn. 2.3.) ergibt sich, daß die Urlaubsvergü¬ 
tung notwendiger Bestandteil des Erholungsur¬ 
laubs ist. Liegt keine Freistellung vor, darf keine 
Urlaubsvergütung gezahlt werden. 

Die Urlaubsvergütung erhält der Werktätige 
für die Zeit des Erholungsurlaubs in Höhe des 
Durchschnittslohnes (§ 199 Abs. 1 AGII). Es ist 
die Vergütung für die tatsächlich ausfallende Ar¬ 
beitszeit; sie ermöglicht es jedem Werktätigen, 
frei von materiellen Sorgen und sozial gesichert 
den Erholungsurlaub voll für die Reproduktion 
seiner Arbeitskraft zu nutzen. 

Die Berechnung des Durchschnittslohnes er¬ 
folgt auf einheitlicher Basis, auf der Grundlage 
des in der gesetzlich bzw. vereinbarten Arbeitszeit 
des vorangegangenen Kalenderjahres erzielten 
Lohnes (§ 123 AGB). Das trifft nur dann nicht zu, 
wenn der Werktätige zwischenzeitlich eine andere 
Arbeitsaufgabe in einer anderen Lohn- oder Ge¬ 
haltsgruppe übernommen hat. Der Durchschnitts¬ 
lohn ist dann auf der Grundlage des neuen Ver¬ 
dienstes zu errechnen, damit der Werktätige sei¬ 
nen Urlaub immer unter den materiellen Bedin¬ 
gungen gestalten kann, die seinem vom gegenwär¬ 


tigen Einkommen bestimmten Lebensstandard 
entsprechen. 

Die Zahlung der Urlaubsvergütung in Höhe 
des Durschschnittslohnes für tatsächlich ausfal¬ 
lende Arbeitszeit ist für Teilarbeit von besonderer 
Bedeutung. Teilbeschäftigte erhalten zwar den 
Urlaub wie Vollbeschäftigte, aber die Urlaubs¬ 
vergütung eben nur für die Stunden, die sie an die¬ 
sen Tagen gearbeitet hätten. Die Urlaubsvergü¬ 
tung ist ihVem Charakter nach eine Ausgleichszah¬ 
lung. Auszugleichen ist das, was ausfällt. Die Ur¬ 
laubsvergütung als Bestandteil des Urlaubsan¬ 
spruchs ist von dem Betrieb zu zahlen, der den Er¬ 
holungsurlaub zu gewähren hat. Scheidet ein 
Werktätiger aus einem Betrieb aus, ohne den An¬ 
teilurlaub genommen zu haben, ist der Nachfolge¬ 
betrieb verpflichtet, sowohl den Anteilurlaub als 
auch die damit untrennbar verbundene Ur¬ 
laubsvergütung zu zahlen (§ 195 Abs. 2 AGB). 
Hat der Werktätige seinen vollen Erholungs¬ 
urlaub vor • dem Betriebswechsel be¬ 
reits genommen, so besteht kein Anspruch gegen 
den neuen Betrieb, außer einer eventuellen Nach¬ 
gewährung von Zusatzurlaub wegen nunmehr 
vorliegender besonderer Arbeitserschwernisse. In 
keinem Fall wird*die Urlaubsvergütung zwischen 
den Betrieben verrechnet. 

Auf Antrag des Werktätigen ist die Urlaubs¬ 
vergütung vor Antritt des Erholungsurlaubs zu 
zahlen (§199 AGB), Auch wenn der Lohnzahltag 
nach dem Urlaub liegt, aber der Urlaub in der da¬ 
zugehörigen Lohnabrechnungsperiode genom¬ 
men wird, ist die entsprechende Zahlung vorher 
vorzunehmen. 


5 . 2 . 

Die Urlaubsabgeltung 

Eine Urlaubsabgeltung ist grundsätzlich unzuläs¬ 
sig. Sie verstößt gegen das Erholungsprinzip und 
das Prinzip der Einheit von Freistellung und Ver¬ 
gütung. Von diesem Grundsatz müssen Ausnah¬ 
men gemacht werden, wenn aus objektiven Grün¬ 
den eine Freistellung des Werktätigen zum 
Zwecke des Urlaubs überhaupt nicht mehr mög¬ 
lich ist, weil er Invalidenrentner geworden ist. 
Gemäß § 200 AGB besteht dann ein Anspruch 


14 Urlaubsdauer und Urlaubszeitpunkt können in kei¬ 
nem Fall durch die beiden am Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis beteiligten Partner vereinbart werden. Damit 
auch nicht die Urlaubsunterbrechung. 
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auf Abgeltung des Erholungsurlaubs in Geld. 
Ebenso, wenn bei befristeten Arbeitsrechtsver¬ 
hältnissen wegen Arbeitsunfähigkeit oder Frei¬ 
stellung von der Arbeit (z. B. Pflege des erkrank¬ 
ten Kindes) der Urlaub bis zur Beendigung des 
Arbeitsrechtsverhältnisses nicht genommen wer¬ 
den kanh. Neben diesen beiden objektiv beding¬ 
ten Gründen läßt der Gesetzgeber in § 200 AGB 
aber noch einen weiteren, nicht objektiv beding¬ 
ten Grund für eine Urlaubsabgeltung zu. Einen 
entsprechenden Anspruch hat auch der Werktäti¬ 
ge, der bis zum 31. März des folgenden Jahres we¬ 
gen Arbeitsunfähigkeit oder Freistellung von der 
Arbeit den Erholungsurlaub nicht antreten konn¬ 
te. 







Kapitel X 

Gesundheits- und Arbeitsschutz 


l. 

Die Ausgestaltung des Grundrechts 
auf Schutz der Arbeitskraft 
durch das Arbeitsrecht 

1 . 1 . 

Die Bedeutung 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
für die Reproduktion der Arbeitskraft 
und die Persönlichkeitsentwicklung 
der Werktätigen 

Der Gesundheits- und Arbeitsschutz hat einen 
wesentlichen Anteil an der Verwirklichung des 
verfassungsrechtlich ausgestalteten Grundrechts 
jedes Bürgers auf Schutz der Gesundheit und Ar¬ 
beitskraft (Art. 35 Verfassung). Dieses Grund¬ 
recht ist allseitig - politisch, ökonomisch, 
ideologisch und juristisch - garantiert; es wird 
durch Nutzung der Ergebnisse des wissenschaft¬ 
lich-technischen Fortschritts, durch die wissen¬ 
schaftliche Organisation der Arbeit und die Ge¬ 
staltung progressiver Arbeitsinhalte in immer hö¬ 
herem Maße persönlichkeitsfördernd verwirk¬ 
licht. Soweit sich dieses Grundrecht auf den 
Schutz der Arbeitskraft und auf den vom Betrieb 
zu realisierenden bzw. zu fördernden allgemeinen 
Gesundheitsschutz bezieht, ist es vom Grundrecht 
auf Arbeit nicht zu trennen. Es entwickelt sich mit 
ihm, hat die gleichen Garantien und strebt die 
gleichen gesellschaftlichen Ziele an. 1 

Der Gesundheitsschutz wird als „Gesamtheit der 
Forderungen, Maßnahmen, Mittel und Methoden, 
die unter Anwendung der Erkenntnisse aus Wissen¬ 
schaft, Medizin und Technik ausgearbeitet und reali¬ 
siert werden, um Gesundheit, Wohlbefinden und 
Leistungsvermögen der Menschen zu fördern, 
zu erhalten und wiederherzustellen“ definiert 
(TGL 3000 1 Gesundheitsschutz; Arbeitsschutz; 
Brandschutz; Grundbegriffe. Verbindlich ab 1. 1. 
1981). Vom Arbeitsrecht wird der Betriebsgesund¬ 


heitsschutz als Teil des allgemeinen Gesundheits¬ 
schutzes insoweit erfaßt, als es sich um Aufgaben des 
Betriebes, Pflichten und Rechte des Betriebsleiters 
und der Werktätigen sowie um Ansprüche der 
Werktätigen handelt. 2 

Wenn im folgenden von Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz gesprochen wird, so ist der Gesundheitsschutz 
in dieser Eingrenzung zu verstehen. Im wesentlichen 
beziehen sich die Ausführungen jedoch auf den Ar¬ 
beitsschutz, soweit er Gegenstand des Arbeitsrechts 
ist. 

Der Gesundheits- und Arbeitsschutz ist nicht 
nur auf die einfache Reproduktion der Arbeits¬ 
kraft, auf die Erhaltung von Leben und Gesund¬ 
heit schlechthin gerichtet, sondern auf solche ma¬ 
teriellen und zeitlichen Arbeitsbedingungen und 
Maßnahmen sozialer Betreuung, die die gesamte 
Persönlichkeit des Werktätigen in ihrer Entwick¬ 
lung positiv beeinflussen. 

In jeder Gesellschaft bildet die Arbeitskraft 
als Gesamtheit der geistigen und körperlichen Fä¬ 
higkeiten, die der Mensch im Prozeß der Produk¬ 
tion materieller Güter einsetzt, ein notwendiges 
Element der Produktion. Um produzieren zu 
können, muß der Mensch über ein gewisses Maß 
an körperlichen und geistigen Fähigkeiten verfü¬ 
gen und die Möglichkeit haben, sie zu erhalten 
und zu erweitern. „Die Arbeitskraft existiert nur 
als Anlage des lebendigen Individuums. Ihre Pro¬ 
duktion setzt also seine Existenz voraus. Die Exi¬ 
stenz des Individuums gegeben, besteht die Pro- 


1 Vgl. dazu insbesondere E. Pätzold, Das Recht auf 
Schutz der Arbeitskraft in der Deutschen Demokra¬ 
tischen Republik, Berlin 1956, S. 34 ff.; W. Thiel, 
Arbeitsschutz und technische Revolution, Berlin 
1967, S. 14 ff.; W. Thiel, „Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz“, Schriftenreihe Arbeitsrecht in der Pra¬ 
xis, H. 6, Berlin 1974, S. 8 ff. 

2 Vgl. zum Verhältnis allgemeiner Gesundheitsschutz, 
Betriebsgesundheitsschutz und Arbeitsschutz 
G. Tietze, Der Gesundheits- und Arbeitsschutz in 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft und 
seine Prinzipien, Berlin 1979, S. 7 ff. 
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duktion der Arbeitskraft in seiner eignen Repro¬ 
duktion . . .“ 3 Marx erläutert weiter, daß durch 
die Betätigung der Arbeitskraft, durch die Arbeit, 
ein bestimmtes Quantum von menschlichem 
Muskel, Nerv, Hirn usw. verausgabt wird und das¬ 
selbe wieder ersetzt werden muß, um weiter tätig 
werden zu können. Um eine kontinuierliche Fort¬ 
führung des Arbeitsprozesses zu ermöglichen, 
muß also die verausgabte Arbeitskraft wiederher¬ 
gestellt werden. Die Reproduktion der Arbeits¬ 
kraft ist ein ebenso notwendiger Bestandteil des 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses wie 
die Reproduktibn der Produktionsmittel. Daher 
ist auch ein bestimmtes Maß an Schutz der Ar¬ 
beitskraft in jedem gesellschaftlichen Produk¬ 
tionsprozeß im Interesse seiner Fortführung nötig. 

Von den Anfängen der kapitalistischen indu¬ 
striellen Produktion bis zur Produktion unter wei¬ 
testgehend mechanisierten und automatisierten 
Bedingungen ergibt sich aus dem Kapitalverhält¬ 
nis objektiv, daß der Unternehmer den Schutz der 
Arbeitskraft ausschließlich aus der Sicht der Kapi¬ 
talverwertung betrachtet. Selbst die Maßnahmen 
der Unfallverhütung werden unter dem Gesichts¬ 
punkt des profitablen Geschäftes betrieben. Die 
den menschlichen Bedürfnissen im Sinne der Ge¬ 
samtpersönlichkeit angepaßte Gestaltung der 
Produktionsbedingungen wird weitgehend als 
zweck- und sinnlose Verschwendung angesehen. 4 
„Die kapitalistische Produktion, wenn wir sie im 
einzelnen betrachten und von dem Prozeß der 
Zirkulation und den Uberwucherungen der Kon¬ 
kurrenz absehn, geht äußerst sparsam um mit der 
verwirklichten, in Waren vergegenständlichten 
Arbeit. Dagegen ist sie, weit mehr als jede andere 
Produktionsweise, eine Vergeuderin von Men¬ 
schen, von lebendiger Arbeit, eine Vergeuderin 
nicht nur von Fleisch und Blut, sondern auch von 
Nerv und Hirn.“ 5 Diese Bestimmung des Wesens 
der Arbeit im kapitalistischen Produktionsprozeß 
hat sich im Prinzip dem Charakter nach unter heu¬ 
tigen imperialistischen Bedingungen kaum geän¬ 
dert. Gewiß bringen z. B. wissenschaftlich-techni¬ 
sche Veränderungen neue und andere Maß¬ 
nahmen des Schutzes der Arbeitskraft 
im Sinne ihrer Wiederverwendung im Produk¬ 
tionsprozeß mit sich. Eine persönlichkeitsför¬ 
dernde Gestaltung der Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen ist jedoch auf der Basis kapitalistischer 
Eigentumsverhältnisse kaum möglich, was sich 
auch'in der rechtlichen Regelung zeigt. Der Un¬ 
ternehmer schafft sich auch heute über seinen 
Staat durch das bürgerliche Recht solche Verhält¬ 


nisse, die die Möglichkeit der Vergeudung von 
Gesundheit und Leben der Menschen 
im Produktionsprozeß ebenso zulassen wie in der 
Vergangenheit. Das Arbeitsschutzrecht hat sich 
zwar in seinen Formen und den Methoden seiner 
Durchsetzung gewandelt, nicht aber in seinem 
Wesen. Es ist nach wie vor ein Recht der Bour¬ 
geoisie zur maximalen Ausnutzung des Arbeits¬ 
vermögens der Menschen. Die Geschichte der 
rechtlichen Regelungen zum Schutze der Arbeits¬ 
kraft beweist, daß der Unternehmer am Schutz 
der Arbeitskraft nur insoweit interessiert war und' 
ist, wie es die Aufrechterhaltung und Weiterent¬ 
wicklung des Kapitalverhältnisses und der kapita¬ 
listischen Machtverhältnisse unbedingt erforder¬ 
lich machen, und daß alle weitergehenden Schutz¬ 
bestimmungen Ergebnis härtester Klassenausein¬ 
andersetzungen waren und sind. Marx führt hierzu 
in der Kritik des Gothaer Programms aus, 
„ ... daß der Mensch, der kein andres Eigentum 
besitzt als seine Arbeitskraft, in allen Gesell¬ 
schafts- und Kulturzuständen der Sklave der an¬ 
dern Menschen sein muß, die sich zu Eigentümern 
der gegenständlichen Arbeitsbedingungen ge¬ 
macht haben. Er kann nur mit ihrer Erlaubnis ar¬ 
beiten, also nur mit ihrer Erlaubnis leben.“ 6 

Das Kapital ist daher rücksichtslos gegen Ge- 
~sundheit und Lebensdauer des Arbeiters, wo es 
nicht durch die Gesellschaft zur Rücksicht ge¬ 
zwungen wird. Der Klage über physische und gei¬ 
stige Verkümmerung, vorzeitigen Tod, Tortur der 
Überarbeit antwortet es: „Sollte diese Qual uns 
quäjen, da sie unsre Lust (den Profit) ver¬ 
mehrt?“ 7 An der Haltung zur Arbeiterklasse in 
unterentwickelten Ländern und zu Gastarbeitern 
zeigt sich das auch heute in besonders drastischer 
Weise. 8 

In der sozialistischen Gesellschaft ist die Re¬ 
produktion der Arbeitskraft untrennbar mit der 
Persönlichkeitsentwicklung verbunden. Das In¬ 
teresse der Gesellschaft an Leben und Gesundheit 


3 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1962, 
S. 185. 

4 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 25, Berlin 
1962, S. 97. 

5 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, a. a. O., S. 99. 

6 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 19, Berlin 1960, 
S. 15. 

7 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, a. a. O., 
S. 285 f. 

8 Zum Arbeitsschutz im Imperialismus vgl. 
H. Demmler, „Arbeitsschutz im Imperialismus“, 
AuA, 1980/12, S. 542 ff. 
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aller Bürger, an der Förderung ihrer Leistungsfä¬ 
higkeit ergibt sich aus ihrem Ziel, das in der unge¬ 
hinderten Entfaltung aller produktiven und 
schöpferischen Kräfte der Persönlichkeit besteht. 
Grundlegende Voraussetzungen für die weitere 
Verbesserung des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes sind insbesondere: 

- die Weiterentwicklung der sozialistischen Pro¬ 
duktionsverhältnisse, vor allem durch Arbeits¬ 
teilung und technische wie soziale Kooperation 
der Arbeit; 

- die Nutzung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts, der technischen, technologischen, 
arbeitsorganisatorischen sowie arbeitsmedizi¬ 
nischen und arbeitshygienischen Möglichkeiten 
für die Gestaltung sicherer, erschwernisfreier; 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit fördernder 
Arbeitsbedingungen; 

- die Erhöhung des allgemeinen Kultur- und Bil¬ 
dungsniveaus sowie der Qualifizierung auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes; 

- die Nutzung aller Möglichkeiten, das Verant¬ 
wortungsbewußtsein jedes Werktätigen allge¬ 
mein und für die Erhaltung seiner eigenen Ge¬ 
sundheit zu erhöhen sowie durch Ordnung, Si¬ 
cherheit und Disziplin im Arbeitsprozeß gün¬ 
stige Voraussetzungen für den Schutz von Le¬ 
ben und Gesundheit zu schaffen; 

- die Einbeziehung des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes in die Leitungs- und Planungs¬ 
prozesse aller Ebenen und wirksame Wahr¬ 
nehmung der Rechte der Gewerkschaften all¬ 
gemein und auf den Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz im besonderen bezogen in allen Ebenen 
gewerkschaftlicher Mitwirkung. 

Der Gesundheits- und Arbeitsschutz wird 
vorwiegend durch die Gestaltung der Arbeitsbe¬ 
dingungen realisiert. Er ist auf die Beseitigung ne¬ 
gativer Wirkungen und auf die Förderung pro¬ 
gressiver Einflüsse der Arbeitsbedingungen auf 
den Werktätigen gerichtet. Arbeitsbedingungen 
umfassen materiell-technische, zeitliche und so¬ 
ziale Bedingungen. ' 

„Die materiell-technischen Arbeitsbedingungen 
umfassen die Arbeitsmittel (Maschinen, Anlagen, 
Werkzeuge usw.), die Arbeitsgegenstände, die 
Technologie, die Arbeitsorganisation, die Arbeitssi¬ 
cherheit, die körperlichen und geistigen Arbeitsan¬ 
forderungen, die Arbeitsumwelt. 

Die zeitlichen Arbeitsbedingungen umfassen die 
Dauer des Arbeitstages und der Arbeitswoche, die 
Pausenregelung, das Schichtsystem, die Urlaubsre¬ 
gelungen einschließlich Zusatzurlaub. 


Als soziale Arbeitsbedingungen sind vor allem die 
Beziehungen innerhalb und zwischen den Arbeits¬ 
kollektiven, zwischen Leiter und Kollektiv, die Be¬ 
dingungen der sozialen und gesundheitlichen Be¬ 
treuung der Werktätigen im Betrieb zu nennen.“ 9 


1 . 2 . 

Die Aufgaben des Arbeitsrechts 

bei der Verwirklichung 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

Der Gesundheits- und Arbeitsschutz ist Gegen¬ 
stand rechtlicher Regelungen in verschiedenen 
Rechtszweigen. Er wird im Rahmen des Gegen¬ 
standes des jeweiligen Rechtszweiges vom Staats¬ 
recht, soweit es die grundrechtliche Ausgestaltung 
betrifft, vom Arbeitsrecht, LPG-Recht, Straf¬ 
recht, Wirtschaftsrecht und vom Neuererrecht 
erfaßt. Das Arbeitsrecht beschäftigt sich mit dem 
Arbeitsschutz 10 , soweit es sich um Beziehungen 
des Arbeitsschutzes im Rahmen seines Gegen¬ 
standsbereiches handelt, sowie mit Beziehungen 
des darüber hinausgehenden Gesundheitsschut¬ 
zes, soweit sie vom Betrieb zu realisieren und zu 
fördern sind. 

Das Arbeitsrecht bringt die Prinzipien des Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutzes 11 in Grundsätzen 
zum Ausdruck und legt fest, über welche Organe, 
mit welchen Mitteln und Maßnahmen diese 
Grundsätze zu realisieren sind. Das heißt, daß die 
verfassungsrechtlich formulierte Verantwortung 
des Staates für den Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz mittels des Arbeitsrechts für staatliche Or¬ 
gane, Gewerkschaftsleitungen und Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre, Betriebe, Betriebsleiter und 
leitende Mitarbeiter sowie für Werktätige ohne 


9 G. Tietze, Der Gesundheits- und Arbeitsschutz . . ., 
a. a. O., S. 34. 

10 DieTGL 3000 1 Gesundheitsschutz; Arbeitsschutz, 
Brandschutz; Grundbegriffe definiert den Arbeits¬ 
schutz als „Gesamtheit der Forderungen, Maßnah¬ 
men, Mittel und Methoden, einschließlich des Sy¬ 
stems von Rechtsvorschriften zur Gewährleistung 
von Bedingungen des Arbeitsprozesses, die die Er¬ 
haltung der Gesundheit und Förderung der Lei¬ 
stungsfähigkeit des Menschen dienen; der Arbeits¬ 
schutz trägt zum Schutz vor Schäden durch Brände 
und Havarien bei“. 

11 Vgl. Abschn. 2 dieses Kapitels. 
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besondere Leitungsfunktion 12 konkretisiert wird; 
es legt Aufgaben, Rechte und Pflichten fest und 
bestimmt, durch welche Leitungsmaßnahmen und 
durch welche besonderen staatlich-rechtlichen 
Mittel die Erfüllung der Pflichten und die Wahr- 
nahme der Rechte stimuliert und sanktioniert 
wird. Das erfolgt nicht nur durch dt'e ausdrücklich 
zur Regelung des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes vorgesehenen Kapitel (wie Kapitel 10 und 
Kapitel 14 AGB),, sondern z. B. durch alle Rege¬ 
lungen, die sich auf die Leitung des Betriebes und 
die Mitwirkung der Werktätigen beziehen oder 
Fragen der Arbeitsdisziplin und der Arbeitsorga¬ 
nisation zum Inhalt haben, sowie Regelungen, die 
Ordnung, Sicherheit und Disziplin durch Lohn 
und Prämie stimulieren und die Formen der ar¬ 
beitsrechtlichen Verantwortlichkeit als Reaktion 
auf schuldhaftes pflichtverletzendes Verhalten 
beinhalten. 

Es sei auch die enge Beziehung des Arbeits¬ 
rechts bei der Verwirklichung des Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzes zu einem anderen Rechts¬ 
zweig, zum Strafrecht, erwähnt. Die strafrechtli¬ 
che Verantwortlichkeit tritt dann ein, wenn durch 
schuldhafte Verletzung der Rechtspflichten im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz eine unmittel- 
bare-Gefahr für das Leben oder eine erhebliche 
unmittelbare Gefahr für die Gesundheit verur¬ 
sacht oder zugelassen wird (§ 193 Abs. 1 StGB) 
bzw. wenn ein erheblicher Gesundheitsschaden 
oder der Tod eines Menschen fahrlässig verur¬ 
sacht wird (§ 193 Abs. 2 StGB). Diese Strafbe¬ 
stimmungen und für besondere Bereiche der Ar¬ 
beit außerdem die Vorschriften der §§194 und 
195 StGB richten sich an die Verantwortlichen im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz. 

Die Aufgaben des Arbeitsrechts im Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutz stellen in ihrer Gesamt¬ 
heit eine auf diese Materie bezogenen Konkreti¬ 
sierung der allgemeinen Aufgaben des Arbeits¬ 
rechts dar, die die Wirkungsrichtung des Arbeits¬ 
rechts auf die Gestaltung, Regulierung und den 
Schutz der Arbeitsverhältnisse und der mit diesen 
eng verbundenen-Verhältnisse anzeigen. Auch die 
Aufgaben der arbeitsrechtlichen Regelung und 
der Rechtsverwirklichung im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz bestehen darin, zur ökonomischen 
Rationalität, sozialen Sicherheit, Demokratie- 
Kollektiv- und Persönlichkeitsentwicklung sowie 
zur Wahrung der Gesetzlichkeit beizutragen. 
Diese Grundaufgabenstellung verwirklicht das 
Arbeitsrecht primär, indem es auf die Gestaltung 
unterschiedlicher Teilbeziehungen gerichtet ist. 


1. Das Arbeitsrecht fixiert die Pflichten des Be¬ 
triebes, den Schutz der Gesundheit und Ar¬ 
beitskraft der Werktätigen vor allem durch die 
Gestaltung und Erhaltung sicherer, erschwer¬ 
nisfreier sowie die Gesundheit und Leistungs¬ 
fähigkeit fördernder Arbeitsbedingungen zu 
gewährleisten (§ 201 Abs. 1 AGB). Diese 
Pflichten des Betriebes werden zum Teil durch 
Nachfolgeregelungen oder auch durch be¬ 
triebliche arbeitsrechtliche Regelungen indi¬ 
vidualisiert, d. h., es wird festgelegt, welche 
leitenden Mitarbeiter bzw. welche Verant¬ 
wortlichen im Gesundheits- und Arbeitschutz 
welche Pflichten des Betriebes zu erfüllen ha¬ 
ben. 

Die Pflichten des Betriebes erstrecken sich auf 

- die Gestaltung und Erhaltung sicherer und 
erschwernisfreier Arbeitsmittel, Arbeits¬ 
verfahren und Arbeitsstätten, 

- die Qualifizierung im Gesundheits- und 
■ Arbeitsschutz, 

- die arbeitsmedizinische Betreuung und 
Fürsorge, 

- besondere Schutzmaßnahmen für Frauen, 
Jugendliche, Werktätige in höherem Le¬ 
bensalter und Werktätige, die unter er¬ 
schwerten bzw. gesundheitsgefährdenden 
Bedingungen arbeiten, 

- die Kontrolle und Analyse dps Kranken¬ 
standes und des Unfallgeschehens, 

- die Realisierung von Ansprüchen der 
Werktätigen bei vorübergehender Minde¬ 
rung der Arbeitsfähigkeit, bei Arbeitsunfall 
und Berufskrankheit und 

- die Kontrolle über die Einhaltung der Be¬ 
stimmungen des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes. 

2. Das Arbeitsrecht regelt die Rechte und Pflich¬ 
ten des Betriebsleiters, der leitenden Mitar¬ 
beiter, des Sicherheitsinspektors und der 
Werktätigen ohne besondere Leitungsfunk¬ 
tion im Gesundheits- und Arbeitsschutz. 

3. Das Arbeitsrecht garantiert die materiell¬ 
rechtliche Sicherstellung der Werktätigen bei 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit, bei notwen¬ 
digem Arbeitsplatzwechsel und bei Schonar¬ 
beit. 


12 Wenn im folgenden von Werktätigen gesprochen 
wird, so sind damit, im Unterschied zum Betriebslei¬ 
ter und zu den leitenden Mitarbeitern, Werktätige 
ohne besondere Leitungsfunktion im Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz gemeint. 
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4, • Das Arbeitsrecht sieht Sanktionsmechanis¬ 

men bei schuldhaft pflichtverletzendem Ver¬ 
halten im Gesundheits- und Arbeitsschutz vor 
und regelt die Voraussetzungen und die 
Pflichten zum Ersatz von Schäden bei Ar¬ 
beitsunfall und Berufskrankheiten. 

5. Das Arbeitsrecht fixiert die Rechte der Ge¬ 
werkschaften aller Ebenen im' Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz, insbesondere die Kon¬ 
trolle des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
durch den FDGB. 

1 . 3 . 

Die arbeitsrechtlichen 

normativen Grundlagen 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

1 . 3 . 1 . 

Das Arbeitsgesetzbuch 

Auf der Grundlage des Artikels 35 der Verfas¬ 
sung enthält das Arbeitsgesetzbuch die wesentli¬ 
chen arbeitsrechtlichen Grundlagen des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes, die grundlegenden 
Rechte und Pflichten des Betriebsleiters, der lei¬ 
tenden Mitarbeiter und der Werktätigen ohne 
Leitungsfunktion und die materiell-rechtlichen 
Ansprüche der Werktätigen, die Regelungen zur 
arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit und zur 
Schadenersatzleistung bei Arbeitsunfall und Be¬ 
rufskrankheit sowie die gewerkschaftlichen Rech¬ 
te. 

Im 2. und 4. Kapitel des Arbeitsgesetzbuches 
werden in Verbindung mit der VO über die 
volkseigenenen Kombinate, Kombinatsbe¬ 
triebe und volkseigenen Betriebe (besonders 
§§ 2, 21 und 34) die Voraussetzungen für die Lei¬ 
tung und Planung des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes geregelt. Die dort fixierte grundsätzliche 
Verantwortung der Betriebsleiter und der leiten¬ 
den Mitarbeiter, wird im 10. Kapitel des AGB — 
Gesundheits- und Arbeitsschutz - konkretisiert. 
Mit dem Gesundheits- und Arbeitsschutz sind 
Regelungen über Arbeitszeit und Erholungsur¬ 
laub (8. und 9. Kapitel), über die Sozialversiche¬ 
rung der Arbeiter und Angestellten (15. Kapitel) 
sowie über die Kontrolle der Einhaltung des Ar¬ 
beitsrechts (16. Kapitel) eng verbunden. 

1 . 3 . 2 . 

Die Arbeitsschutzverordnung 

Die wichtigste Rechtsvorschrift auf dem Gebiet 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ist nach 


dem Arbeitsgesetzbuch die Arbeitsschutzverord¬ 
nung — ASVO - mit ihren Durchführungsbestim¬ 
mungen. 

In der ASVO werden 

- die Grundsätze des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes und die dem Betrieb auferlegten 
Pflichten konkretisiert, 

- die Aufgaben der Minister und Leiter zentraler 
und örtlicher Staats- und Wirtschaftsorgane, 
soweit sie sich auf den Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz beziehen, bestimmt, 

- die Grundsätze für die Tätigkeit der Sicherheits¬ 
inspektoren sowie deren Aufgaben und Be¬ 
fugnisse festgelegt, 

- die Regelungen des AGB über die Kontrolle 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes durch 
den FDGB und durch zuständige staatliche Or¬ 
gane näher ausgestaltet sowie die Befugnisse 
dieser Organe geregelt, einschließlich des Be¬ 
schwerdeverfahrens gegen erteilte Auflagen 
dieser Organe, und 

- die Ordnungsstrafbestimmungen aufgeführt. 

Die Durchführungsbestimmungen zur ASVO ent¬ 
halten folgende Regelungen: 

- Die 1. DB-Überwachungspflichtige Anlagen- 13 
regelt die Verantwortung der Betriebe (bei For¬ 
schung und Entwicklung, Vorbereitung von Inve¬ 
stitionen, Projektierung, Konstruktion, Herstel¬ 
lung und Errichtung, Inbetriebnahme und Betrei¬ 
ben, Bedienen, Instandhalten, Import und Ex¬ 
port) im Zusammenhang mit überwachungs¬ 
pflichtigen Anlagen, bestimmt die Aufgaben der 
Technischen Überwachung u. a. 

- Die 2. DB 14 stellt eine Konkretisierung des § 34 
ASVO dar und regelt den Einsatz, die Unterstel¬ 
lung, Aufgaben, Rechte und Pflichten der Sicher¬ 
heitsinspektoren und Sicherheitsinspektionen. 

- Die 3. DB 15 - Schutzgüte - definiert die Schutz¬ 
güte und enthält Anforderungen, die an die 
Schutzgüte gerichtet werden. 

- Die 4. DB 16 regelt die Zuständigkeit der Leiter 
zentraler Organe des Staatsapparates. 

- Die 5. DB 17 enthält Festlegungen zu arbeitsmedi¬ 
zinischen Einstellungs- und Überwachungsunter¬ 
suchungen von Werktätigen an Arbeitsplätzen 
mit hörschädigendem Lärm.. 


13 vom 25. 10. 1974, GBl. I Nr. 59 S. 556. 

14 vom 6. 9. 1978, GBl. I Nr. 34 S. 373. 

15 vom 24. 1. 1980, GBl. I Nr. 6 S. 45. Die 3. DB zur 
ASVO löst die ABAO 3/1 und die ABAO 4 ab. 

16 vom 3. 7. 1969, GBl. II Nr. 63 S. 409. 

17 vom 5. 11. 1973, GBl. I Nr. 55 S. 539. 
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1.3,3. 

Staatliche Standards 

und Arbeitsschutzanordnungen 

Die Regelungen im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz sind durch die Minister und Leiter anderer 
zentraler Organe im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
weiter zu konkretisieren. Sie erlassen hierzu staat¬ 
liche Standards, Arbeitsschutzanordnungen bzw. 
Arbeitsschutz- .und Brandschutzanordnungen 
(§ 20 ASVO). 

Infolge der differenzierten Bedingungen, un¬ 
ter denen sich der Produktionsprozeß vollzieht, 
sowie durch die Kompliziertheit und Vielschich¬ 
tigkeit \on Arbeitsmitteln, Arbeitsverfahren und 
Arbeitsstätten reichen die rechtlichen Regelun¬ 
gen des AGB und der ASVO nicht aus, um in vol¬ 
lem Umfang Arbeitssicherheit und erschwernis¬ 
freie Arbeit zu gewährleisten. Für verschiedene 
Bereiche der Volkswirtschaft, für die technische 
Gestaltung und Anwendung von Arbeitsverfah¬ 
ren bzw. für die Arbeit mit bestimmten Arbeits¬ 
mitteln oder an bestimmten Anlagen u. a. sind 
weitergehende Verhaltensanforderungen an Lei¬ 
ter und Werktätige erforderlich. Deshalb sind 
verallgemeinerungsfähige Forderungen zur Ge¬ 
währleistung des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes sowie Brandschutzes 18 in staatlichen Stan¬ 
dards festzulegen. 

Die 6. DB vom 26. 6. 1974 zur Standardisierungs¬ 
verordnung - Standardisierung von Forderungen 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand¬ 
schutzes - 19 legt fest, wann und zu welchen Fragen 
Standards zu erlassen sind, sie regelt die Verantwor¬ 
tung und das Verfahren bei der Ausarbeitung und 
dem Erlaß von Standards sowie die Möglichkeit des 
Erteilens von Ausnahmegenehmigungen. Die staat¬ 
lichen Standards werden als Grundlagenstandards 
erlassen, die in zwei Formen möglich sind, und zwar 
als DDR-Standards und als Fachbereichstandards. 
DDR-Standards haben Leitcharakter für die ge¬ 
samte Volkswirtschaft, sie enthalten grundlegende 
Verhaltensanforderungen an alle Betriebsleiter, lei¬ 
tenden Mitarbeiter und Werktätige. 
Fachbereichstandards beziehen sich auf einzelne Be¬ 
reiche, auf die Gestaltung bestimmter Arbeitsver¬ 
fahren aller Arbeitsmittel. Sie enthalten ausschließ¬ 
lich auf den Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie 
Brandschutz bezogene Festlegungen 

Neben den Standards gelten noch nicht in 
diese Rechtsform überführte Arbeitsschutzan¬ 
ordnungen (ASAO) und Arbeitsschutz- und 
Brandschutzanordnungen (ABAO) weiter, und in 
Ausnahmefällen sind die Ausarbeitung neuer 
bzw. die Überarbeitung geltender ASAO und 


ABAO zulässig. Dieses Verfahren bedarf der Zu¬ 
stimmung des Staatssekretärs für Arbeit und Löh¬ 
ne, des Ministers für Gesundheitswesen und des 
FDGB (§ 20 Abs. 2 ASVO). 

Eine Besonderheit der rechtlichen Regelung 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz besteht darin, 
daß sowohl von den in Standards als auch in 
ASAO bzw. ABAO getroffenen Festlegungen aus 
zwingenden Gründen zeitlich befristet' abgewi¬ 
chen werden kann, wenn hierfür von den dafür zu¬ 
ständigen Organen Ausnahmegenehmigungen er¬ 
teilt bzw. Sonderregelungen erlassen wurden. 
Diese im sozialistischen Recht unübliche Methode 
zulässiger, gesetzlich vorgesehener Rechtsabwei¬ 
chung ergibt sich aus dem spezifischen Gegen¬ 
stand des Gesundheits- und Arbeitsschutzes. 
Nicht jeder Betrieb ist sofort nach Erlaß einer sol¬ 
chen Rechtsvorschrift in der Lage, die geforderten 
Maßnahmen zu ergreifen, wenn seine technischen 
Voraussetzungen bzw. seine ökonomischen Mög¬ 
lichkeiten zur vollen Durchsetzung eines Stan¬ 
dards oder einer ASAO bzw. ABAO noch nicht 
vorhanden bzw. nicht ausreichend sind. Um eine 
weitestgehende Übereinstimmung von geforder¬ 
ten Maßnahmen der Arbeitssicherheit sowie des 
Schaffens von erschwernisfreien Bedingungen 
und der Realisierung der Produktionsaufgabe zu 
ermöglichen, sind Ausnahmegenehmigungen 
bzw. Sonderregelungen als Übergangslösungen 
möglich. Alle am Antrag und am Erlaß Beteiligten 
und die auf der Grundlage dieser Ubergangsrege¬ 
lung arbeitenden Leiter und Werktätigen haben 
mit besonderem Verantwortungsbewußtsein für 
höchstmögliche Arbeitssicherheit usw. zu sorgen. 
Die fehlenden technischen Voraussetzungen sind 
hier zeitlich begrenzt durch erhöhte individuelle 
Anforderungen, wie Sonderbelehrungen, zusätz¬ 
liche Kontrollen usw., weitgehend auszugleichen. 

Das Verfahren für die Beantragung, den Erlaß 
und die geforderten Zustimmungen für Abwei¬ 
chungen von den Festlegungen des Gesundheits- 


18 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, daß sowohl 
Standards als auch andere rechtliche Regelungen 
der Minister und Leiter anderer zentraler Organe 
seit einigen Jahren und in Zukunft nahezu aus¬ 
schließlich als Regelungen des Gesundheits-, 
Arbeits- uni) Brandschutzes (ABAO) erschienen sind 
bzw. erscheinen. Obwohl einige Fragen des Brand¬ 
schutzes - zumindest soweit sie Bestandteil der Ar¬ 
beitspflichten von Leitern und Werktätigen sind - 
zum Gegenstand arbeitsrechtlicher Regelung gehö¬ 
ren, werden sie in diesem Lehrbuch nicht erörtert. 

19 vom 26. 6. 1974, GBl. I Nr. 35 S. 334. 
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und Arbeitsschutzes - in Form von Ausnahmege¬ 
nehmigungen bei Standards und in Form von Son¬ 
derregelungen bei ASAO und AB AO - ist in § 21 
der ASVO und in § 7 der 6. DB zur Standardisie¬ 
rungsverordnung geregelt. 

Die in den Standards und in den ASAO bzw. 
ABAO einschließlich in möglichen Ausnahmege¬ 
nehmigungen enthaltenen Verhaltensanforde¬ 
rungen begründen für die Partner des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses Rechte und Pflichten, die vvie 
alle Berechtigungen und Verpflichtungen aus 
rechtlichen Regelungen verbindlich, stimulierbar 
und sanktionierbar sind. 20 

1.3.4. 

Betriebliche Regelungen 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 21 

Die rechtlichen Regelungen des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes im AGB, der ASVO, in Stan¬ 
dards und ASAO bzw. ABAO bedürfen in der 
Regel der betriebsspezifischen Konkretisierung 
bzw. Auslegung. Die Anforderungen, die an die 
Gestaltung von Arbeitsmitteln, Arbeitsverfahren 
und Arbeitsstätten durch rechtliche Regelungen 
gerichtet sind, um sichere und erschwernisfreie 
Arbeitsbedingungen zu ermöglichen, sowie in 
rechtlichen Regelungen festgelegte Verhaltensan¬ 
forderungen an Leiter und Werktätige bedürfen 
häufig der näheren Ausgestaltung bzw. Konkreti¬ 
sierung durch die Betriebe. Hiermit wird erreicht, 
daß alle spezifischen betrieblichen Bedingungen 
im Interesse des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes berücksichtigt werden, die Verantwortung im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz exakt festgelegt 
und die Rechte und Pflichten auf die Arbeitsauf¬ 
gabe bezogen eindeutig begründet werden. 

Das Recht und die Pflicht des Betriebsleiters, 
betriebliche Regelungen des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes zu erlassen, ergibt sich aus § 202 
Abs. 2 AGB und § 1 Abs. 1 Buchst, d der ASVO. 
Der Betriebsleiter ist verpflichtet, betriebliche 
Regelungen auf dem Gebiet des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes zu erlassen, wenn im Betrieb 
technische, technologische, organisatorische oder 
Verhaltensforderungen des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes erforderlich werden, die in staat¬ 
lichen Standards, ASAO oder anderen Rechts¬ 
vorschriften nicht oder für die betrieblichen Er¬ 
fordernisse nicht ausreichend geregelt sind. Die 
Regelungen sind unter Teilnahme der Werktäti¬ 
gen zu erarbeiten, mit dem Leiter der Einrichtung 
des Betriebsgesundheitswesens abzustimmen und 
vom Betriebsleiter mit Zustimmung der Betriebs¬ 


gewerkschaftsleitung zu erlassen. Betriebliche 
Regelungen des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes können in unterschiedlichen Formen erlassen 
werden. Es existieren neben Werkstandards Ar¬ 
beitsschutzinstruktionen, Arbeitsanweisungen 
und andere Ordnungen. 

Von besonderer Bedeutung für den Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutz können auch allgemeine 
betriebliche Regelungen wie Arbeitsordnung und 
BKV sein. Die Arbeitsordnung legt in der Regel 
die Verantwortung der einzelnen leitenden Mit¬ 
arbeiter exakt fest, was im Interesse von Ordnung, 
Sicherheit und Disziplin' im allgemeinen und im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz im besonderen 
unerläßlich ist. Im BKV werden Maßnahmen zur 
Verbesserung der betrieblichen Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen und damit auch des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes vereinbart. Er enthält 
ferner als Anlage die Liste der Arbeitserschwer¬ 
nisse. 


.20 Neben den für den Gesundheits- und Arbeitsschutz 

9 spezifischen Regelungen gelten in bestimmtem Um¬ 
fang, soweit der Gegenstand des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes erfaßt ist, weitere Gesetze und 
Rechtsvorschriften, wie Z. B. das Gesetz über den 
Verkehr mit Giften - Giftgesetz - vom 7. 4. 1977, 
GBl. I Nr. 10 S. 103 mit den dazu ergangenen 
Durchführungsbestimmungen, das Gesetz über die 
planmäßige Gestaltung der sozialistischen Landes¬ 
kultur in der DDR - Landeskulturgesetz - vom 
14. 5. 1970, GBl. I Nr. 12 S. 67 mit den Durchfüh¬ 
rungsverordnungen, die VO über den Schutz vor der 
schädigenden Einwirkung ionisierender Strahlung - 
Strahlenschutz-VO - vom 26.11. 1969, GBl. II 
Nr. 99 S. 627 u. a. 

Weitere normative Regelungen des Gesundheits- 
’ und Arbeitsschutzes enthalten die Rahmenkollek- 
tiwerträge. Das bezieht sich insbesondere auf den 
Katalog der Arbeitserschwernisse als Grundlage für 
Zusatzurlaub Und Erschwerniszuschläge. 

21 Die betrieblichen Regelungen auf dem Gebiet des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes haben die gleiche 
Rechtsnatur wie alle betrieblichen arbeitsrechtli¬ 
chen Regelungen. Für ihren Charakter, ihre Ver¬ 
bindlichkeit upd die Rechtsfolgen bei schuldhafter 
Verletzung von Arbeitspflichten, die durch diese 
Regelungen begründet werden, vgl. Kapitel I 
Abschn. 5 des Lehrbuches. 
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2 . 

Die Prinzipien 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

und ihre Durchsetzung 

mit arbeitsrechtlichen Mitteln 

V 

2 . 1 . 

Die Bedeutung der Prinzipien 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

für seine arbeitsrechtliche Ausgestaltung 

Die Prinzipien des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes ergeben sich aus der Verallgemeinerung 
von objektiven Gesetzen und wesentlichen Eigen¬ 
schaften der objektiven Realität; sie dienen als 
Richtschnur in der theoretischen Arbeit, in der 
Rechtsetzung und in der praktischen Durchset¬ 
zung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes in den 
Betrieben. Die Prinzipien des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes sind keine Rechtsprinzipien, son¬ 
dern Ergebnisse der wissenschaftlichen Arbeit 
von Wissenschaftsdisziplinen, die Fragen des Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutzes zum Gegenstand 
haben. 22 Die Prinzipien bringen Wesen und Ziel¬ 
stellung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes im 
Sozialismus und die Verantwortung staatlicher 
Organe und gesellschaftlicher Organisationen so¬ 
wie die der Betriebsleiter, leitenden Mitarbeitei 
und Werktätigen für seine Durchsetzung zum 
Ausdruck. Sie haben insbesondere im Arbeitsge¬ 
setzbuch und in der ASVO, aber auch in verschie¬ 
denen DDR-Standards und allgemeinen ASAO 
ihre rechtliche Ausgestaltung erfahren. 

Die Prinzipien des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes sind 

— das Prinzip der Einheit von Leitung und Pla¬ 
nung der Produktion und des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes, 

- das Prinzip der Vermeidbarkeit von Krankhei¬ 
ten und Unfällen, 

— das Prinzip der sicheren, gefahrlosen und er¬ 
schwernisfreien Technik, 

- das Prinzip der Gesundheitserziehung, 

— das Prinzip der differenzierten politisch-recht¬ 
lichen Verantwortung und Verantwortlichkeit 
der Werktätigen mit und ohne Leitungsfunk¬ 
tion im Gesundheits- und Arbeitsschutz, 

- das Prinzip der politisch-moralischen Verant¬ 
wortung und der Mitwirkung der Werktätigen 
und der Gewerkschaften im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz. 


2 . 2 . 

Das Prinzip der Einheit 

von Leitung und Planung der Produktion 

und des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

Das grundlegende Prinzip des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes besteht darin, daß es keinen Wi¬ 
derspruch zwischen der Leitung und Planung der 
Produktion und des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes geben darf. In allen Phasen des Repro¬ 
duktionsprozesses ist die Einheit von ökonomi¬ 
scher Rationalität und Förderung sowie Schutz 
der Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Werk¬ 
tätigen herzustellen. Die materielle Produktion ist 
nicht Selbstzweck, sie dient im Sozialismus der 
ständig besseren Befriedigung der materiellen und 
kulturellen Bedürfnisse des werktätigen Volkes. 
Das schließt die Befriedigung des Grundbedürf¬ 
nisses nach gesunden, sicheren und erschwernis¬ 
freien Arbeitsbedingungen ein. Deshalb sind die 
Betriebsleiter und die leitenden Mitarbeiter ge¬ 
mäß § 201 Abs. 1 AGB verpflichtet, die Erfor¬ 
dernisse des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
sowie Brandschutzes als Bestandteil der Leitung 
und Planung des Reproduktionsprozesses zu ver¬ 
wirklichen und dabei die aktive Mitarbeit der 
Werktätigen zu fördern. 

Das Prinzip der Einheit von Leitung und Pla¬ 
nung der Produktion und des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes geht von der Erkenntnis des dia¬ 
lektischen Materialismus, von der Einheit und 
Wechselbeziehung zwischen Mensch und 
Umwelt, aus. Es beachtet, daß die menschliche 
Gesundheit bestimmten Umwelteinflüssen, be¬ 
dingt durch den Arbeitsprozeß, ausgesetzt ist, 
aber der Mensch gleichzeitig auch in der Lage ist, 
auf die Gestaltung dieser Bedingungen einzuwir- 


22 Da es sich bei den Prinzipien des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes weder um Rechtsprinzipien noch 
um Erkenntnisse der Arbeitsrechtswissenschaft 
handelt, werden hier die Ergebnisse der auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes täti¬ 
gen Wissenschaftler angeführt. 

Vgl. dazu G. Tietze, Der Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz . . ., a. a. O., S. 59 ff. 

Zur Entwicklung der Auffassungen zu den Prinzi¬ 
pien vgl. Gniza/Möhler/Schneider, „Arbeitsschutz 
im Industriebetrieb“, Schriftenreihe Arbeitsschutz, 
1963/5; 

Gniza, Theorie der Wege zur Unfallverhütung, Ber¬ 
lin 1961; Handbuch für den Arbeitsschutz, Berlin 
• 1965. 
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ken. Das Prinzip berücksichtigt das Gesetz des 
stetigen Wachstums der Arbeitsproduktivität im 
Sozialismus, d. h. die dialektischen Beziehungen, 
die zwischen diesem Gesetz und dem Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz wirken. Jede Maßnahme 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität ist, auf 
die Dauer gesehen, nicht wirksam, wenn sie die 
Erfordernisse des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes ignoriert. Und jede Maßnahme des Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutzes, die unnötig die 
Arbeitsproduktivität hemmt, wird früher oder 
später umgangen. Es sind deshalb solche Maß¬ 
nahmen, Mittel und Methoden des Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzes anzuwenden, die möglichst 
produktivitätsfördernd wirken. 

Die speziellen Maßnahmen zur Erhöhung der 
Arbeitssicherheit lassen sich unter Berücksichti¬ 
gung der objektiven Bedingungen in Natur und 
Gesellschaft nur planmäßig verwirklichen. In 
§ 205 Abs. 1 u. 3 AGB wird deshalb davon ausge¬ 
gangen, daß körperlich schwere und gesundheits¬ 
gefährdende Arbeit planmäßig einzuschränken ist 
und Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeits¬ 
stätten zunehmend sicherer und erschwernisfrei 
zu gestalten sind. Bereits genutzte Arbeitsmittel, 
Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten sind plan¬ 
mäßig zu verbessern. 

2 . 3 . 

Das Prinzip der Vermeidbarkeit 
von Krankheiten und Unfällen 

Diesem Prinzip liegen die Erkenntnisse des dia¬ 
lektischen Materialismus über die Erkennbarkeit 
der Gesetzmäßigkeiten in Natur und Gesellschaft 
zugrunde. Krankheiten und Unfälle sind durch 
konkrete Einwirkungen aus der Umwelt des Men¬ 
schen zu erklären. Auch Ursachen und Bedingun¬ 
gen für gesundheitsschädigende Einflüsse im Zu¬ 
sammenhang mit dem Arbeitsprozeß sind er¬ 
kennbar und somit vermeidbar. Die natürlichen 
und gesellschaftlichen Umweltbedingungen, die 
sich negativ auf die Gesundheit des Menschen 
auswirken, sind zu erforschen, d. h., die objekti¬ 
ven und subjektiven Bedingungen der Unfall- und 
Krankheitsursachen sind genau zu analysieren, 
damit sie bekämpft und beseitigt werden können. 

Gegenwärtig geht es vor allem darum, die vor¬ 
handenen Möglichkeiten für die Erhöhung der 
Arbeitssicherheit voll zu nutzen. Dies berücksich¬ 
tigen insbesondere die §§ 217 Abs. 1 und 218 
AGB. Danach hat der Betrieb Unfallgefahren bei 


der Arbeit und andere arbeitsbedingte Gesund¬ 
heitsgefährdungen zu beseitigen. Ist das nicht so¬ 
fort möglich, so ist der Betrieb verpflichtet, diese 
weitestgehend zu mindern. Er hat Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten im Zusammenwirken mit 
den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen und 
der Einrichtung des Betriebsgesundheitswesens 
unverzüglich zu untersuchen und ihre Ursachen 
und begünstigenden Bedingungen zu beseitigen. 
Aber auch die analytische Tätigkeit, die Kontroll- 
beratungen (vgl. § 203 AGB und § 2 ASVO) und 
die arbeitsmedizinische Betreuung der Werk¬ 
tätigen (vgl. §§ 207 bis 209 AGB) haben zur 
Durchsetzung des Prinzips der Vermeidbarkeit 
von Krankheiten und Unfällen beizutragen. 

Das Arbeitsrecht orientiert neben der erfor¬ 
derlichen technischen und technologischen sowie 
arbeitsorganisatorischen Gestaltung der Arbeits¬ 
bedingungen besonders auf solche subjektiven 
Faktoren, wie die Bestrebungen der Werktätigen, 
unfallfrei zu arbeiten. Für die tatsächliche Ver¬ 
wirklichung dieses Prinzips sind auch über den 
Gesundheits- und Arbeitsschutz hinausgehende 
Bedingungen bedeutsam, wie allgemeine Fähig¬ 
keiten und Fertigkeiten zur Erfüllung der Arbeits¬ 
aufgabe. Je qualifizierter der Werktätige ist, je 
vollkommner seine Fertigkeiten entwickelt sind, je 
umfassender er seinen Arbeitsprozeß beherrscht 
und überwacht, desto leichter und sicherer wird er 
seine Arbeitsaufgabe erfüllen und desto mehr 
Aufmerksamkeit kann er auf die eigene Sicherheit 
verwenden. 

2 . 4 . 

Das Prinzip der sicheren, gefahrlosen 
und erschwernisfreien Technik 

Dieses Prinzip geht davon aus, daß neue wissen¬ 
schaftlich-technische Kenntnisse im Sozialismus 
dazu eingesetzt werden müssen. Gefahren und Er¬ 
schwernisse, im Arbeitsprozeß zu beseitigen bzw. 
zu vermindern. Die Arbeitsmittel, Arbeitsverfah¬ 
ren und Arbeitsstätten sind zunehmend dem 
Menschen anzupassen und müssen sichere, er¬ 
schwernisfreie sowie die Gesundheit und Lei¬ 
stungsfähigkeit fördernde Arbeitsbedingungen 
gewährleisten (vgl. §§ 201 Abs. 1 und 205 Abs. 1 
AGB). Technische und technologische Mittel und 
Maßnahmen schützen den Menschen im Arbeits¬ 
prozeß zuverlässiger als Aufmerksamkeit, Reak¬ 
tionsschnelligkeit u. dgl. m. Aus den sozialen As¬ 
pekten des ökonomischen Grundgesetzes des So- 
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zialismus ist deshalb das Prinzip abzuleiten, den 
technischen und technologischen Mitteln und 
Maßnahmen bei der Gestaltung und Erhaltung 
sicherer, erschwernisfreier sowie die Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit fördernder Arbeitsbe¬ 
dingungen den Vorrang einzuräumen. Das wird 
durch § 3 ASVO berücksichtigt, wonach sichere 
und erschwernisfreie Arbeitsbedingungen ohne 
die Anwendung zusätzlicher Schutzmaßnahmen 
zu gewährleisten sind. Ist das nicht möglich, muß 
Sicherheitstechnik angewandt werden. An¬ 
forderungen an das Verhalten der Werktätigen 
zur Gewährleistung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes dürfen nur erhoben werden, 
wenn mit technischen und technologischen Maß¬ 
nahmen die Arbeitssicherheit trotz Aus¬ 
nutzung aller durch die sozialistischen Pro¬ 
duktionsverhältnisse gegebenen Möglichkeiten 
nicht oder nicht vollständig erreicht werden kann. 

Dieser Zielstellung dient auph die Festlegung 
in § 4 ASVO, wonach.der Betrieb die Schutzgüte 
der Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeits¬ 
stätten zu gewährleisten hat. Schutzgüte liegt vor, 
wenn die in Rechtsvorschriften und betrieblichen 
Regelungen festgelegten technischen und techno¬ 
logischen Forderungen zur Gewährleistung siche¬ 
rer und gesunder Arbeitsbedingungen erfüllt sind. 
Bei der Auswahl dieser Festlegungen in Rechts¬ 
vorschriften und betrieblichen Regelungen ist 
vom Gesetzgeber bzw. vom Betriebsleiter von der 
im § 3 ASVO genannten Rangfolge der Mittel 
und Maßnahmen des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes auszugehen. 23 . 

2 . 5 . 

Das Prinzip der Gesundheitserziehung 

Dieses Prinzip gründet sich auf die objektive Ge¬ 
setzmäßigkeit der wachsenden Bedeutung des 
subjektiven Faktors im Sozialismus. Auch auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes hängt es von subjektiven Faktoren ab, inwie¬ 
weit und in welchem Zeitraum die vorhandenen 
Möglichkeiten der Veränderung der objektiven 
Bedingungen (des Niveaus des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes) zur Wirklichkeit werden. Zur 
immer wirksameren Durchführung und Durchset¬ 
zung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sind 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, eine 
sozialistische Einstellung zu Leben und Gesund¬ 
heit der Werktätigen nötig. Das gilt für die Erfül¬ 
lung aller Forderungen und die Anwendung aller 


Mittel und Maßnahmen des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes. Die sichere und erschwernisfreie 
Gestaltung der Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren 
und Arbeitsstätten setzt ebenso wie die Anwen¬ 
dung von Sicherheitstechnik und Körperschutz¬ 
mitteln Bewußtsein, Bereitschaft und Befähigung 
zur Verwirklichung des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes bei den Werktätigen voraus. 

Die Betriebe haben insbesondere zu gewähr¬ 
leisten, daß 

— die Leitungskräfte selbst informiert sind, wel¬ 
che Bestimmungen des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes für ihre Verantwortungsbereiche 
zutreffen (vgl. § 213 Abs. 1 AGB), 

— die leitenden Mitarbeiter zur Durchführung 
und Durchsetzung des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes in ihren Verantwortungsberei¬ 
chen befähigt und ständig weitergebildet wer¬ 
den (vgl. § 213 Abs. 1 bis 3 AGB), 

- die Werktätigen die Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten besitzen, die bei der Aus¬ 
übung ihrer Tätigkeit hinsichtlich des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes erforderlich sind 
(vgl. §§ 211 Abs. 1, 215 AGB und §§ 13 bis 15 
ASVO), 

- die Leitungskräfte und alle anderen Werktäti¬ 
gen konsequent zur Einhaltung der Bestim¬ 
mungen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
erzogen werden (vgl. § 80 Abs. 1 AGB). 

Dieses Prinzip besagt, daß die Anwendung techni¬ 
scher, organisatorischer u. a. Maßnahmen im Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutz immer der aktiven 
Beteiligung aller Werktätigen des Arbeitsprozes¬ 
ses bedarf, um dauerhaft im Interesse der Ge¬ 
sundheit und Leistungsfähigkeit der Werktätigen 
wirksam werden zu können. Es orientiert die 
Werktätigen darauf, die Gesunderhaltung als ei¬ 
gene Verpflichtung und Verantwortung zu begrei¬ 
fen. 

2 . 6 . 

Das Prinzip der differenzierten 

rechtlichen Verantwortung 

der Werktätigen 

mit und ohne Leitungsfunktion 

im Gesundheits- und Arbeitsschutz 

Die Verantwortung aller am betrieblichen Repro¬ 
duktionsprozeß beteiligten Werktätigen für den 


23 Vgl. ausführlich G. Tietze, Der Gesundheits- und 
Arbeitsschutz . . ., a. a. O., S. 87 ff. 
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Gesundheits- und Arbeitsschutz ergibt sich aus ih¬ 
rer Stellung als Eigentümer, Produzenten und Be¬ 
teiligte an der Machtausübung;, sie erstreckt sich 
auf politische, ökonomische, ideologische und 
rechtliche Bereiche. 

Die Spezifik der rechtlichen Verantwortung 
besteht darin, daß die gesellschaftlichen Anforde¬ 
rungen an das Handeln und Verhalten des einzel¬ 
nen oder bestimmter Kollektive, die für die Ge¬ 
staltung der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft von besonderer Bedeutung sind und deren 
Allgemeinverbindlichkeit und Durchsetzbarkeit 
deshalb vom sozialistischen Staat gesichert wer¬ 
den muß, Rechtsform erhalten. Die rechtliche 
Verantwortung im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz erscheint in Rechten und Pflichten, Mit¬ 
wirkungsrechten und Befugnissen. Ihre Wahr¬ 
nehmung bzw. Einhaltung wird durch umfangrei¬ 
che rechtliche Möglichkeiten stimuliert, und 
schuldhafte Pflichtverletzungen im Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz werden durch arbeitsrechtliche 
und strafrechtliche Verantwortlichkeitsformen 
sanktioniert. Die rechtliche Verantwortung auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes berücksichtigt die tatsächliche Stellung aller 
Werktätigen in der Volkswirtschaft bzw. im Be¬ 
trieb und die damit verbundenen Möglichkeiten, 
zur Erhaltung von Leben und Gesundheit der 
Werktätigen im Produktions- bzw. Arbeitsprozeß 
beizutragen. Die Leiter und leitenden Mitarbeiter 
aller Leitungsebenen haben in ihren Verantwor¬ 
tungsbereichen die betrieblichen Aufgaben mit 
einem Kollektiv von Werktätigen zu erfüllen und 
zur ständigen Verbesserung der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen beizutragen (vgl. §§ 18, 
21 AGB). Untrennbar verbunden ist damit die 
rechtliche Verantwortung für die Durchführung 
und Durchsetzung des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes. In den Rechtsvorschriften wird die 
rechtliche Verantwortung differenziert für 

a) die Leiter der zentralen staatlichen Organe, 
die Vorsitzenden der örtlichen Räte sowie die 
Leiter der wirtschaftsleitenden und ihnen 
gleichgestellten Organe (vgl. §§18 bis 24 
ASVO), 

b) die Betriebsleiter i. S. des § 17 AGB (vgl. 
auch 10. Kapitel AGB und §§ 1 bis 17 ASVO), 

c) die leitenden Mitarbeiter (vgl. ebenfalls 
10. Kapitel AGB und §§ 1 bis 16 ASVO) 

festgelegt. 

Weiterhin zählen die Sicherheitsinspektoren bzw. 
Leiter der Sicherheitsinspektionen als Funktional¬ 
organe zu den Werktätigen mit Leitungsfunktion. 


Ihre Aufgabe besteht in einer beratenden und un¬ 
terstützenden Funktion des Betriebsleiters bei 
dessen Leitungstätigkeit zur Durchführung und 
Durchsetzung des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes. 

Auch alle anderen Werktätigen tragen rechtli¬ 
che Verantwortung im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz. Jeder muß bei der Erfüllung seiner Arbeits¬ 
aufgabe und bei seinem Aufenthalt im Betrieb 
die an ihn gerichteten Forderungen (vgl. §§80 
Abs. 1, 83, 206 Abs. 2, 211 Abs. 2 und 217 
Abs. 2 bis 3 AGB) erfüllen. Diese Forderungen, 
die als Arbeitspflichten der Werktätigen fixiert 
sind, ergeben sich auch aus Arbeitsschutzanord¬ 
nungen, DDR- und Fachbereichstandards und 
anderen Rechtsvorschriften sowie aus betrieb¬ 
lichen arbeitsrechtlichen Regelungen des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes und aus Weisungen. 
Die rechtliche Verantwortung der Werktätigen 
ohne Leitungsfunktion ist ebenfalls differenziert. 
Sie unterscheidet sich (abgesehen von den Grund¬ 
pflichten) danach, welche Tätigkeit der einzelne 
unter welchen Bedingungen ausübt. So hat z. B. 
ein Kraftfahrer andere Pflichten und Rechte im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz (vgl. ABAO 
361/3) als ein Baggerführer (vgl. ABAO 536/1). 
Leiter und Werktätige ohne Leitungsfunktion im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz haben eine über 
die rechtliche Verantwortung hinausgehende dif¬ 
ferenzierte politisch-moralische Verantwortung 
für die ständige Verbesserung des Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzes. Sie ergibt sich aus ihrer Ver¬ 
antwortung für die Gesamtentwicklung des Be¬ 
triebes und für die Sicherheit und Gesundheit aller 
Werktätigen. Diese politisch-moralische Ver¬ 
antwortung realisiert sich insbesondere im so¬ 
zialistischen Wettbewerb, in weiteren Formen der 
sozialistischen Masseninitiative und in allen 
Ebenen der Arbeit der Gewerkschaften auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes. 24 

Im unterschiedlichen Inhalt und Umfang der 
rechtlichen und moralischen Pflichten äußert sich 
die differenzierte Verantwortung des Betriebslei¬ 
ters, der leitenden Mitarbeiter und der Werktäti¬ 
gen ohne Leitungsfunktion im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz. Das Prinzip der differenzierten 


24 In diesem Lehrbuch wird auf die Darstellung des 
Prinzips der politisch-moralischen Verantwortung 
und der Mitwirkung des Werktätigen im Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutz verzichtet. 

Vgl. hierzu G. Tietze, a. a. O., S. 119. 
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Verantwortung beinhaltet sowohl die allgemeine 
politisch-moralische Verantwortung, die in der 
Erfüllung gesetzlich festgelegter und vertraglich 
vereinbarter Pflichten sowie in der bewußten 
Wahmahme von Rechten im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz besteht. Verantwortung obliegt je¬ 
dem einzelnen. Sie unterscheidet sich jedoch nach 
Inhalt und Umfang, da sie von der Arbeitsaufgabe 
des einzelnen bestimmt wird. Die Verantwortung 
des Betriebsleiters und der leitenden Mitarbeiter 
ist entsprechend dem Inhalt ihrer Arbeitsaufgabe 
— mit der die besondere Verantwortung des Staa¬ 
tes und des Betriebes für jeden leitenden Mitar¬ 
beiter konkretisiert wird - umfangreicher und 
qualitativ differenzierter als die der übrigen 
Werktätigen, d. h. der Werktätigen ohne Lei- 
tüngsverantwortung. 


3 . 

Die Aufgaben des Betriebes 

bei der Gewährleistung 

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

3 . 1 . 

Die Konkretisierung 

der Aufgaben des Betriebes 

in Befugnisse, Rechte und Pflichten 

des Betriebsleiters 

und der leitenden Mitarbeiter 

Die Gewährleistung des Schutzes der Gesundheit 
und Arbeitskraft der Werktätigen gehört zu den 
grundlegenden Aufgaben des Betriebes. Da der 
Betrieb jedoch seine Pflichten nur durch das Han¬ 
deln der in seinem Arbeitskollektiv Beschäftigten 
nachkommen kann, ist es notwendig, exakte Fest¬ 
legungen zu treffen, wer welche Aufgaben zu er¬ 
füllen hat. Das Oberste Gericht der DDR stellte 
dazu auf seiner 8. Plenartagung fest: „Die dem 
Betrieb obliegende Verpflichtung, den Gesund¬ 
heits-, Arbeits- und Brandschutz zu gewährleisten, 
ist vom Betriebsleiter und den leitenden Mitarbei¬ 
tern in ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich 
zu erfüllen.“ 25 

Die Verantwortung für einen wirksamen Ge¬ 
sundheits- und Arbeits- sowie Brandschutz regelt 
sich also nach dem durch die Arbeitsaufgabe be¬ 
stimmten Verantwortungsbereich, demzufolge 
trägt sie der Betriebsleiter für den gesamten Be¬ 


trieb, die leitenden Mitarbeiter für die konkreten, 
ihnen zugeordneten Bereiche. 

Betriebsleiter sind die Leiter aller volkseige¬ 
nen Betriebe und Kombinate, die Vorsitzenden 
der sozialistischen Genossenschaften und alle Lei¬ 
ter von Betrieben, Betriebsteilen und Einrichtun¬ 
gen, die gemäß § 17 Abs. 2 bis 4 AGB als Be¬ 
triebe im Sinne des AGB gelten. Das Oberste Ge¬ 
richt definierte den Begriff der leitenden Mitar¬ 
beiter im Bericht an die 8. Plenartagung als 
„Werktätige, die in einem ihnen übertragenen 
Verantwortungsbereich die Arbeit von Arbeits¬ 
kollektiven leiten (§21 AGB)“ 26 . Die leitenden 
Mitarbeiter besitzen nach § 82 AGB ein Wei- 
sungs- und Kontrollrecht gegenüber den ihnen 
unterstellten Werktätigen. Das gilt für alle.Lei¬ 
tungsaufgaben, also auch für diejenigen aus dem 
Gesundheits- und Arbeitsschutz. 27 

Bei der Prüfung, ob ein Werktätiger leitender Mitar¬ 
beiter ist, kommt es also nicht auf einen Titel, eine 
Dienst- oder Funktionsbezeichnung, sondern auf die 
ausgeübte Tätigkeit und die damit verbundenen 
Pflichten und Befugnisse an. Das bedeutet auch, daß 
Werktätige mit rein organisatorischen Aufgaben 
selbst dann nicht zu den leitenden Mitarbeitern zäh¬ 
len, wenn eine Tätigkeitsbezeichnung auf eine be¬ 
sondere Verantwortung im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz hindeutet. 28 

Die vom Arbeitsschutzrecht gestalteten Ver¬ 
antwortungsbeziehungen erscheinen als dialekti¬ 
sche Einheit von Befugnissen, Rechten und 
Pflichten, wobei Umfang und Maß in erster Linie 
von den konkreten Arbeitsaufgaben abhängen. 29 
Betriebsleiter und leitende Mitarbeiter haben 
- das Notwendige und Mögliche zu unterneh¬ 
men, um solche Arbeitsbedingungen zu ge¬ 
währleisten, die sicher und erschwernisfrei sind 
sowie die Gesundheit und Leistungsfähigkeit 


25 „Um Verletzungen im Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutz wirksam vorzubeugen“ - Aus dem Be¬ 
richt an die 8. Plenartagung des OG der DDR, in: 
AuA, 1978/8, S. 363. 

26 a. a. O., S. 363 f. 

27 Vgl. OG-Urteil vom 17. 8. 1976 - 2b OSK 24/76, 
NJ, 1976/23, S. 721 f.; OG-Urteil vom 24. 8. 1976 
- 2b OSK 21/76, NJ, 1977/1, S. 27 ff. 

28 Vgl. „Um Verletzungen im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz wirksam vorzubeugen . . .“, 
a. a. O., S. 364. 

29 Diese konkreten auf die einzelne Arbeitsaufgabe 
bezogenen Pflichten, besonders in ihrer Abgrenzung 
zu den Pflichten anderer leitender Mitarbeiter, sind 
in Funktionsplänen festzulegen. 
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der. Werktätigen fördern (§ 201 AGB, § 1 
ASVO); 

- die Erfordernisse des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes sowie Brandschutzes als Bestand¬ 
teil ihrer Leitungs- und Planungstätigkeit zu 
verwirklichen (§ 201 AGB, § 1 ASVO); 

- die aktive Mitwirkung der übrigen Werktätigen 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie 
Brandschutz zu fördern (§ 201 AGB); 

- die Schutzgüte zu gewährleisten (§ 205 AGB, 
§§ 4, 5 ASVO); 

- zu sichern, daß die Werktätigen durch perma¬ 
nente Qualifizierung und regelmäßige Beleh¬ 
rungen über die zur Ausübung ihrer Tätigkeit 
erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz sowie Brandschutz verfügen (§§211 
Abs. 1, 215 Abs. 1 AGB, §§ 13 Abs. 1, 14 
ASVO); 

- sich über die für ihren Bereich zutreffenden Be¬ 
stimmungen im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz sowie Brandschutz laufend selbständig 
zu informieren (§ 213 Abs. 1 AGB); 

- ständig die Verwirklichung der den Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutz sowie Brandschutz be¬ 
treffenden Rechtsnormen, betrieblichen Rege¬ 
lungen und Weisungen zu kontrollieren. 30 

Außerdem haben die Betriebsleiter 

- für die Leitung der Betriebsbereiche und Ar¬ 
beitskollektive nur solche Werktätigen einzu¬ 
setzen, die über die jeweils nötige Befähigung 
auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes sowie Brandschutzes verfügen (§ 213 
AGB, § 1 Abs. 1 ASVO); 

- die einzelnen Verantwortungsbereiche der lei¬ 
tenden Mitarbeiter exakt abzugrenzen (§§ 73 
Abs. 2, 91 Abs. 2 AGB, § 1 Abs. 1 ASVO); 

- die ihnen unterstellten leitenden Mitarbeiter 
hinsichtlich der Durchsetzung des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschut¬ 
zes anzuleiten und zu kontrollieren (§ 1 Abs. 1 
ASVO); 31 

- die Anleitung und Kontrolle der Sicherheitsin¬ 
spektoren und Brandschutzinspektoren wahr¬ 
zunehmen (§ 204 AGB, §§ 1 Abs. 1, 25 ff. 
ASVO, 2. DB zur ASVO, § 11 Abs. 4 Brand¬ 
schutzgesetz); 32 

- soweit es erforderlich ist, betriebliche Regelun¬ 
gen auf dem Gebiet des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes sowie Brandschutzes zu erlassen 
(§§ 12,202 Abs. 2, 91 Abs. 2 AGB, § 1 Abs. 1 
ASVO); 33 

- die Bereiche festzulegen, in denen auf Grund 


erhöhter Anforderungen auf dem Gebiet des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie 
Brandschutzes als leitende Mitarbeiter pur 
Werktätige beschäftigt werden dürfen, die ihre 
Befähigung auf diesem Gebiet nachgewiesen 
haben (§§ 213 Abs. 2, 202 Abs. 2, 91 Abs. 2 
AGB, § 13 Abs. 2 ASVO); 

- mit den Leitern der Einrichtungen des Be¬ 
triebsgesundheitswesens eng zusammenzuar¬ 
beiten und auf der Grundlage von Analysen des 
Krankenstandes und des Unfallgeschehens 
monatlich Kontrollberatungen durchzuführen 
(§§201 Abs. 2, 203 AGB, §§10 u. 11 
ASVO). 34 

Die leitenden Mitarbeiter haben neben den ein¬ 
gangs genannten Grundpflichten 

- Werktätige nur mit solchen Arbeitsaufgaben zu 
betrauen, für die sie die erforderlichen Kennt¬ 
nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten’ auf dem 
Gebiet des Gesundheits und Arbeitsschutzes 
sowie Brandschutzes haben (§§211 Abs. 1, 
212,214, 215 Abs. 1 AGB, § 1 Abs. 2 ASVO); 

- den Betriebsleiter zu informieren, wann ihren 
Verantwortungsbereich betreffende betriebli¬ 
che Regelungen des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes sowie Brandschutzes zu erlassen, zu 
überarbeiten oder aufzuheben sind (§ 1 Abs. 2 
ASVO); 

- betriebliche Regelungen und Weisungen zu be¬ 
achten, zu realisieren und ggf. gegenüber unter¬ 
stellten Werktätigen durchzusetzen (§§ 21, 80 
Abs. 1, 82, 83, 91, 202 Abs. 1 AGB). 

Der personelle Umfang der Verantwortung des 

Betriebsleiters und der zuständigen leitenden 

Mitarbeiter im Gesundheits- und Arbeitsschutz 

erstreckt sich 

- auf alle Betriebsangehörigen, die der Wei- 
sungs- und Kontrollbefugnis unterliegen; 35 

- auf Werktätige anderer Betriebe, die auf Ver- 


30 Vgl. auch OG-Urteil vom 3. 10. 1974-2 Zst49/74, 
NJ, 1974/24, S. 749 sowie „Um Verletzungen im 
Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutz wirksam 
vorzubeugen ...“, a. a. O., S. 366. 

31 Vgl. ebenda. * 

32 Vgl. a. a. O., S. 364. 

33 Vgl. OG-Urteil vom 29. 9. 1976 - 2b OSK 23/76, 
NJ, 1977/2, S. 58 f. ' 

34 Vgl. OG-Urteil vom 2. 4. 1976 - OAK 11/76, NJ, 
1976/12, S. 371 f. 

35 Vgl. „Um Verletzungen im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz wirksam vorzubeugen ...“, 
a. a. O., S. 364. 
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tragsbasis zeitweise im Betrieb Arbeit verrich¬ 
ten; 36 

- auf Werktätige anderer Betriebe, die im Be¬ 
reich eines General- oder Hauptauftragneh¬ 
mers tätig werden, „soweit auf der Grundlage 
der Rechtsnormen bestimmte Pflichten zur 
Gewährleistung der Arbeitssicherheit von den 
Partnereinrichtungen begründet werden“; 37 

- auf Bürger, die sich mit Genehmigung im Be¬ 
trieb aufhalten oder hier - außerhalb eines Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses - tätig Werden; 

- auf Bürger, die vor Gefahren, die vom Produk¬ 
tionsprozeß ausgehen können, geschützt wer¬ 
den müssen (Anlieger, Passanten u. dgl.). 

Zur Wahrnahme ihrer Pflichten stehen den im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz Verantwortli¬ 
chen das Weisungsrecht und die Kontrollbefugnis 
zu. 

Das Weisungsrecht ist strikt im Rahmen der 
Gesetze sowie der betrieblichen arbeitsrechtli¬ 
chen Regelungen auszuüben, wobei die Weisun¬ 
gen von der konkreten Situation auszugehen ha¬ 
ben und eindeutig und unmißverständlich sein 
müssen; bei einer wesentlichen Veränderung der 
Sachlage, die zum Erlaß der Weisung führte, ist 
ggf. auch die ursprünglich erteilte Weisung zu mo¬ 
difizieren. 38 Werktätige ohne Leitungsfunktion 
körinen sich grundsätzlich auf die Gesetzeskon¬ 
formität von Weisungen verlassen. Erkennt ein 
Werktätiger allerdings, daß die Erfüllung der 
Weisung eine unmittelbare Gefahr für Leben und 
Gesundheit von Menschen herbeiführt oder eine 
Straftat, Verfehlung oder Ordnungswidrigkeit 
zum Inhalt hat, hat er das Recht und die Pflicht, 
sich entsprechend den gesetzlichen Anforderun¬ 
gen zu verhalten, d. h. die Ausführung der Wei¬ 
sung zu verweigern. 39 

Die Durchführung erteilter Weisungen ist zu 
kontrollieren. 40 Die Kontrollpflicht und -befugnis 
kann sowohl durch Berichterstattung (Vollzugs¬ 
meldung) als auch durch persönliche Kontrolle 
wahrgenommen werden. „Eine Rechtspflicht zur 
persönlichen Kontrolle .. . des Verantwortlichen 
an Ort und Stelle besteht immer dann, wenn mit 
einer unmittelbaren Gefahr für andere gerechnet 
werden muß, oder aus dem bisherigen Verhalten 
bzw. aus anderen Umständen zu erkennen ist, daß 
Gefahren möglich sind.“ 41 


3.2. 

Die Befugnisse, Rechte und Pflichten 
des Sicherheitsinspektors 

Sicherheitsinspektoren und Leiter von Sicherheits¬ 
inspektionen sind Werktätige mit einer speziellen 
Qualifikation auf dem Gebiet des Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzes (vgl. § 204 AGB, §§ 25 bis 
27 ASVO und § 2 der 2. DB zur ASVO), die den 
Leiter des Betriebes bzw. Organs bei der Erfül¬ 
lung seiner Pflichten im Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz unterstützen und ihm direkt unter¬ 
stellt sind. 

Die Entscheidung, ob im Betrieb ein Sicher¬ 
heitsinspektor eingesetzt oder eine Sicherheitsin¬ 
spektion gebildet wird, trifft der Leiter des über¬ 
geordneten Organs mit Zustimmung des zustän¬ 
digen Vorstands der Gewerkschaft. Dabei ist von 
den in § 25 Abs. 1 ASVO genannten Grundsätzen 
auszugehen. Lediglich die Minister und Leiter 
zentraler Staatsorgane sowie die Vorsitzenden der 
Räte der Bezirke entscheiden in Abstimmung mit 
dem zuständigen Vorstand der Gewerkschaften 
eigenverantwortlich über den Einsatz eines Si¬ 
cherheitsinspektors oder die Bildung einer Si¬ 
cherheitsinspektion in ihrem Organ. Die Leiter 
der zentralen Staatsorgane und die Vorsitzenden 
der Räte der Bezirke sind verpflichtet, gemäß § 13 
der 2. DB zur ASVO in Übereinstimmung mit der 
Gewerkschaft Kriterien festzulegen, in welchen 
Fällen in den nachgeordneten Betrieben, Organen 
und Einrichtungen Sicherheitsinspektoren einzu¬ 
setzen oder Sicherheitsinspektionen zu bilden 
sind. 

Die Begründung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
eines Sicherheitsinspektors erfolgt durch Arbeits¬ 
vertrag; sie bedarf der Zustimmung des überge- 


36 Vgl. OG-Urteil vom 14. 10. 1977-2b OSK 14/77, 
NJ, 1978/3, S. 138 f. 

37 Vgl. „Um Verletzungen im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz wirksam vorzubeugen . . .“, 
a. a. O., S. 364. 

38 Vgl. OG-Urteil vom 24. 8. 1976 -2b OSK 21/76, 

NJ, 1977/1, S. 27 ff. , ■ 

39 Vgl. OG-Urteil vom 17. 8. 1976 - 2b OSK 24/76, 
NJ, 1976/23 S. 721 f. 

40 Vgl. OG-Urteil vom 24. 8. 1976 - 2b OSK 21/76, 
NJ, 1977/1, S. 27 ff. 

41 Vgl. „Um Verletzungen im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz wirksam vorzubeugen . . .“, 
a. a. O., S. 366; vgl. auch OG-Urteil vom 3. 10. 
1974 - 2 Zst 49/74, NJ, 1974/24, S. 749. 
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ordneten Organs. Auch die Änderung und Auflö¬ 
sung des Arbeitsrechtsverhältnisses mit einem Si¬ 
cherheitsinspektor bzw. Leiter einer Sicherheits¬ 
inspektion auf Initiative des Betriebes bzw. Or¬ 
gans bedarf dieser Zustimmung. Ausgenommen 
davon sind die zentralen Organe und die Räte der 
Bezirke. Diese in § 25 Abs. 3 ASVO enthaltene 
Regelung dient dem Einsatz qualifizierter Werk¬ 
tätiger als Sicherheitsinspektoren bzw. Leiter der 
Sicherheitsinspektion und ihrem Schutz vor unbe¬ 
rechtigter Änderung oder Auflösung ihres Ar¬ 
beitsvertrages durch den Betrieb bzw. das Organ. 

Der Sicherheitsinspektor bzw. Leiter der Si¬ 
cherheitsinspektion hat den Leiter des Betriebes 
bzw. Organs bei der Gewährleistung des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes durch Kontrolle, In¬ 
formation und Analyse, Vorbereitung von Lei- 
tungs- und Planungsentscheidungen und andere 
Maßnahmen zu unterstützen und ihn umfassend 
zu beraten. Im Auftrag des Betriebsleiters hat er 
darauf Einfluß zu nehmen, daß alle leitenden Mit¬ 
arbeiter ihrer rechtlichen Verantwortung hin¬ 
sichtlich des Gesundheits- und . Arbeitsschutzes 
konsequent nachkommen, und er hat die Tätigkeit 
der leitenden Mitarbeiter im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz zu koordinieren. Nach der 2. DB 
zur ASVO bestehen die Aufgaben des Sicherheits¬ 
inspektors bzw. Leiters der Sicherheitsinspektion 
eines Betriebes insbesondere darin, 

- auf die Einbeziehung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes in die sozialistische Intensivie¬ 
rung der Produktion hinzuwirken, die Erkennt¬ 
nisse und Methoden der wissenschaftlichen 
Arbeitsorganisation, des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts, des sozialistischen 
Wettbewerbs und der Neuererbewegung zu 
nutzen; 

- Analysen auf dem Gebiet des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes mit zu erarbeiten und daraus 
Maßnahmen zur Verbesserung des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes vorzuschlagen; 

- bei der Durchführung und Durchsetzung des 
sozialistischen Rechts auf dem Gebiet des Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutzes im Betrieb mit¬ 
zuwirken; 

- die Qualifizierung der leitenden Mitarbeiter 
und der anderen Werktätigen auf dem Gebiet 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes zu über 1 
prüfen und zu unterstützen; 

- die Anleitung und Kontrolle der leitenden Mit¬ 
arbeiter im Gesundheits- und Arbeitsschutz 
auszuüben, den Betriebsleiter über die Er¬ 
gebnisse zu informieren und daraus Lei¬ 


tungsentscheidungen des Betriebsleiters abzu¬ 
leiten und vorzuschlagen; 

- eng mit den gewerkschaftlichen Arbeitsschutz¬ 
funktionären und den Einrichtungen des Be¬ 
triebsgesundheitswesens zusammenzuarbeiten 
und die Betriebsgewerkschaftsleitung bei der 
Schulung der ehrenamtlichen Arbeitsschutz¬ 
funktionäre zu unterstützen. 

Durch die Tätigkeit des Sicherheitsinspektors 
bzw. Leiters der Sicherheitsinspektion wird die 
rechtliche Verantwortung des Leiters und der lei¬ 
tenden Mitarbeiter für den Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz weder aufgehoben noch einge¬ 
schränkt. Zur Erfüllung seiner Aufgaben hat der 
Sicherheitsinspektor bzw. Leiter der Sicherheits¬ 
inspektion das Recht, 

- Betriebsanlagen und -einrichtungen zu kon¬ 
trollieren, 

- in Unterlagen einzusehen, 

- von den leitenden Mitarbeitern und den Werk¬ 
tätigen Informationen zu Fragen des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes einzuholen, 

- die Abgabe von Stellungnahmen zu verlangen 
und 

- die Beseitigung von Mängeln im Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz zu fordern (vgl. § 27 Abs. 1 
ASVO). 

Der Leiter des Betriebes bzw. Organs hat die 
Aufgaben, Pflichten und Rechte des Sicherheits¬ 
inspektors bzw. des Leiters der Sicherheitsin¬ 
spektion zu konkretisieren (vgl. § 14 Abs. 1 der 
2. DB zur ASVO), und zwar im Funktionsplaq 
oder auf andere geeignete Weise (vgl. § 73 Abs. 2 
AGB). Ebenso hat der Betriebsleiter die Rechte 
und Pflichten der Mitarbeiter der Sicherheitsin¬ 
spektion festzulegen. 

Die juristische Verantwortlichkeit des Sicher¬ 
heitsinspektors entspricht der eines leitenden Mitar¬ 
beiters im Gesundheits- und Arbeitsschutz. 

Für die schuldhafte Verletzung der ihnen 
durch Rechtsvorschriften und betriebliche Festle¬ 
gungen und Weisungen obliegenden Pflichten auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes können die Sicherheitsinspektoren und die 
Leiter sowie Mitarbeiter der Sicherheitsinspek¬ 
tion disziplinarisch (§§ 254 ff. AGB) und ord¬ 
nungsstrafrechtlich (§ 32 ASVO) zur Verantwor¬ 
tung gezogen werden. Der genannte Personen¬ 
kreis kann auch den Tatbestand des § 193 Strafge¬ 
setzbuch erfüllen, d. h., er gehört zu den Verant¬ 
wortlichen für die Durchsetzung und Durchfüh¬ 
rung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes im 
Sinne dieser Strafrechtsnorm. 
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3 . 3 . 

Die grundlegenden Pflichten der Leiter 
und leitenden Mitarbeiter 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz 

3.3.1. 

Die Pflicht zur Gewährleistung sicherer 
und erschwernisfreier Arbeitsbedingungen 

Entsprechend den sozialistischen Prinzipien des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes sind sichere, 
erschwernisfreie sowie die Gesundheit und Lei¬ 
stungsfähigkeit fördernde Arbeitsbedingungen zu 
gewährleisten (§ 201 Abs. 1 AGB). Die Betriebe, 
d. h. die Betriebsleiter und die leitenden Mitarbei¬ 
ter sind verpflichtet, Arbeitsmittel, Arbeitsver¬ 
fahren und Arbeitsstätten so zu entwickeln, zu 
projektieren, zu konstruieren, herzustellen, zu er¬ 
richten, in Betrieb zu nehmen, zu unterhalten und 
instand zu setzen, daß diese der geforderten Ar¬ 
beitssicherheit entsprechen (§ 205 Abs. 1 AGB). 
Diese liegt vor, wenn die in Rechtsvorschriften fi¬ 
xierten (insbesondere DDR- und Fachbereich¬ 
standards und Arbeitsschutzanordnungen) tech- 
- nischen und technologischen Forderungen erfüllt 
sind. Dann hat das Arbeitsmittel, das Arbeitsver¬ 
fahren oder die Arbeitsstätte Schutzgüte. 42 Bei 
der Konstruktion eines Arbeitsmittels läßt sich 
z. B. Punkt für Punkt nachprüfen, ob die techni¬ 
schen und technologischen Forderungen aus den 
Rechtsvorschriften eingehalten wurden und somit 
das Arbeitsmittel Schutzgüte hat oder nicht. Ge¬ 
forderte Arbeitssicherheit und Schutzgüte sind zu 
meßbaren Kriterien geworden. 

Nach § 4 Abs. 1 ASVO sind aber nicht nur die 
technischen und technologischen Forderungen 
aus Rechtsvorschriften, sondern auch aus betrieb¬ 
lichen Regelungen zu erfüllen, um Schutzgüte zu 
gewährleisten. Das bedeutet für den Betriebslei¬ 
ter, immer dann entsprechende Forderungen in 
betriebliche Regelungen aufzunehmen (z. B. in 
Werkstandards), wenn sie in Rechtsvorschriften 
nicht oder nicht ausreichend geregelt sind. 

Der Gesetzgeber hat beim Erlaß rechtlicher 
Regelungen und der Betriebsleiter beim Erlaß be¬ 
trieblicher Regelungen stets die im § 3 ASVO und 
in der 3. DB zur ASVO festgelegte Rangfolge der 
Mittel und Maßnahmen'des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes zu berücksichtigen. So wird in 
Abs. 1 verlangt, die Arbeitsmittel, Arbeitsverfah¬ 
ren und Arbeitsstätten so zu gestalten, daß sichere 
und erschwernisfreie Arbeitsbedingungen ohne 
die Anwendung zusätzlicher Schutzmaßnahmen 


gewährleistet werden. Das ist die höchste Stufe 
der Arbeitssicherheit, die jedoch unter den ge¬ 
genwärtigen Bedingungen noch nicht durchgängig 
verwirklicht werden kann. Kann diese höchste 
Stufe der Arbeitssicherheit aus zwingenden 
Gründen nicht erreicht werden (d. h. trotz Aus¬ 
nutzung aller durch die sozialistischen Produk¬ 
tionsverhältnisse gegebenen. Möglichkeiten), 
dann ist gemäß Abs. 2 des § 3 ASVO Sicherheits¬ 
technik einzusetzen, und zwar möglichst mit un¬ 
bedingter und totaler Wirkung. Ist auch das aus 
zwingenden Gründen nicht möglich, dann sind 
weitere Schutzmaßnahmep, wie Körperschutz¬ 
mitte], spezielle Verhaltensregeln, besondere Ar¬ 
beitszeit- und Pausenfestlegungen, anzuwenden. 

Schutzgüte ist nicht mit gefahrloser Technik iden¬ 
tisch, obwohl dieses Ziel zunehmend angestrebt 
wird. Schutzgüte als Qualitätsmerkmal der Arbeits¬ 
mittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten ist die 
entsprechend den objektiven Bedingungen durch 
technische und technologische Maßnahmen er¬ 
reichte Arbeitssicherheit, die den Forderungen aus 
den Rechtsvorschriften und betrieblichen Regelun¬ 
gen zu entsprechen hat. Die Schutzgüte wird bei der 
Anwendung bedingt bzw. partiell wirkender Sicher¬ 
heitstechnik nicht dadurch beeinträchtigt, daß dane¬ 
ben Körperschutzmittel getragen oder organisatori¬ 
sche Maßnahmen und Verhaltensforderungen cin- 
gehalten werden müssen. 

Der Betriebsleiter und die leitenden Mitarbei¬ 
ter haben die Erfüllung der in den §§ 3 und 4 
ASVO und der 3. DB zur ASVO genannten For¬ 
derungen durch einen gesundheits-, arbeits- und 
brandschutztechnischen Nachweis (GAB-Nach- 
weis) gemäß § 5 ASVO zu belegen. 43 Die Lei¬ 
tungskräfte werden in ihrer Schutzgütearbeit 
durch Schutzgütekommissionen unterstützt, die 
beratende Gremien sind. Jedoch entbindet dies 
die Leitungskräfte nicht von ihrer rechtlichen 
Verantwortung für die Schutzgüte. 

Bereits in Betrieb befindliche Arbeitsmittel, 
Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten müssen ge¬ 
mäß § 205 Abs. 3 AGB in bestimmten Zeitab¬ 
ständen überprüft werden. Das ist notwendig, um 


42 GBl. I 1980 Nr. 6 S. 45; 

vgl. zur 3. DB ausführlich „Schutzgüte - Qualitäts¬ 
merkmal für sichere und erschwernisfreie Arbeits¬ 
bedingungen. Erläuterungen zur Dritten Durchfüh¬ 
rungsbestimmung zur ASVO - Schutzgüte AuA, 
1980/5, S. 209 ff. 

43 Vgl. „Schutzgüte-Qualitätsmerkmal. . .“, a. a. O., 
S. 211. 
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die Schutzgüte zu erhalten, Mängel zu beseitigen, 
bevor es zu einem Schaden kommen kann, und um 
neue Erkenntnisse und Erfahrungen zur ständigen 
Verbesserung des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes zu nutzen. Der Betriebsleiter hat in einer 
betrieblichen Ordnung festzulegen, welche lei¬ 
tenden Mitarbeiter in welchen Zeitabständen 
bzw. aus welchen Anlässen die Überprüfungen 
durchzuführen haben, was schwerpunktmäßig zu 
überprüfen ist, wer zu den Überprüfungen hinzu¬ 
zuziehen ist, wie die Kontrollergebnisse festgehal¬ 
ten werden usw. 

Sicherheitstechnik (auch sicherheitstechni¬ 
sche Mittel genannt) genießt bei der Gestaltung 
sicherer Arbeitsbedingungen stets den Vorrang 
vor der Anwendung von Körperschutzmitteln, 
Verhaltensanforderungen und organisatorischen 
Schutzmaßnahmen. Bei der Sicherheitstechnik 
handelt es sich um spezifisch gestaltete, meist mit 
Arbeitsmitteln verbundene technische Schutzmit¬ 
tel mit kollektiver Schutzwirkung. Die Anwen¬ 
dung sicherheitstechnischer Mittel wird von Ar¬ 
beitsschutzanordnungen und DDR- bzw. Fachbe¬ 
reichstandards gefordert. 44 

Sicherheitstechnische Mittel schützen z. B. die 
Werktätigen vor Gefahren durch rotierende Teile 
an Arbeitsmitteln (wie Fräserschutz, Backenfutter¬ 
schutzverriegelung, Kreissägenschutzvorrichtung), 
vor Gefahren durch geradlinige oder sonstige be¬ 
wegte Teile an Arbeitsmitteln (wie Zweihandein¬ 
rückung für Pressen, Werkzeugraumschutz für 
Spritzgießmaschinen, Fingerschutzvorrichtung), vor 
Gefahren durch fallende Teile (wie Unterfangnetze, 
Fahrerschutz oder Schutzdach für Gabelstaplerfah¬ 
rer) oder vor Gefahren durch Überlastung und 
Überfüllung von Arbeitsmitteln (wie Überlastsiche¬ 
rung für Hebezeuge, Lastmomentsicherung, Bun¬ 
kerstandsanzeiger). 

Mit der Gestaltung und Durchführung der Ar¬ 
beitsverfahren ist der Einsatz von Körperschutz¬ 
mitteln verbunden. 

Körperschutzmittel sind individuelle Schutzmittel in 
Form von Arbeitsschutzkleidung und Arbeits¬ 
schutzmitteln. Arbeitsschutzkleidung hat spezifische 
Schutzwirkung gegen arbeitsbedingte Gesundheits¬ 
gefährdung. Arbeitsschutzmittel sind besonders ge¬ 
staltete technische Mittel mit spezieller S'chutzwir- 
kung für den Benutzer. Dazu zählen u. a. Gesichts-, 
Hand-, Kopf-, Gehör- oder Fallschutzmittel. 

Die Anwendung von Körperschutzmitteln in 
den erforderlichen Fällen ist untrennbarer Be¬ 
standteil der Organisation der Arbeitsprozesse. 
Deshalb sind die Körperschutzmittel dem Werk¬ 


tätigen vom Betrieb kostenlos zur Verfügung zu 
stellen. Der Betrieb hat den Werktätigen überden 
richtigen Gebrauch der Körperschutzmittel zu be¬ 
lehren, und er muß gewährleisten, daß der Werk¬ 
tätige die Körperschutzmittel auch anwendet. Für 
den Werktätigen gehört die zweckentsprechende 
Verwendung der Körperschutzmittel (§ 206 
Abs. 2 AGB) zu den Arbeitspflichten. Er ist zu ih¬ 
rer pfleglichen Behandlung verpflichtet. 

Der Betriebsleiter und die leitenden Mitarbei¬ 
ter sind gemäß § 213 Abs. 1 AGB verpflichtet, 
sich über die für den Betrieb bzw. die Verantwor¬ 
tungsbereiche zutreffenden Bestimmungen des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand¬ 
schutzes ständig zu informieren. Es ergibt sich aus 
ihrer Arbeitsaufgabe und ihrem Verantwortungs¬ 
bereich, daß sie sich ständig um die Vervoll¬ 
kommnung ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten bemühen und informiert sind, welche 
Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung der 
Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstät¬ 
ten in ihrem Verantwortungsbereich zutreffen 
und welche konkreten Pflichten und Rechte sich 
daraus für sie und die ihnen unterstellten Werktä¬ 
tigen ergeben. Der Betrieb hat den leitenden Mit¬ 
arbeitern die zutreffenden Vorschriften zugäng¬ 
lich zu machen (§ 211 Abs. 1 AGB). Nutzt ein 
Leiter oder leitender Mitarbeiter die vorhandenen 
Möglichkeiten nicht, sich über die zutreffenden 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes 
zu informieren, kann eine schuldhafte Arbeits¬ 
pflichtverletzung vorliegen, die wiederum eine ar¬ 
beitsrechtliche disziplinarische (§ 254 AGB) oder 
eine ordnungsstrafrechtliche (§ 32 ASVO) Ver¬ 
antwortlichkeit nach sich ziehen kann. Bei Eintritt 
entsprechender Folgen kann auch eine strafrecht¬ 
liche Verantwortlichkeit eintreten (§ 193 StGB). 


44 Der Betrieb kann sich anhand des Kataloges „Ar¬ 
beitsschutztechnische Mittel (sicherheitstechnische 
Mittel und Meßgeräte)“, herausgegeben vom Mini¬ 
sterium für Materialwirtschaft, Zentrales Büro für 
Artikelkatalogisierung Leipzig, informieren, welche 
arbeitsschutztechnischen Mittel in der DDR serien¬ 
mäßig hergestellt werden, zur serienmäßigen Pro¬ 
duktion auf der Grundlage von Standards vorgese¬ 
hen sind, laufend importiert werden oder überbe¬ 
trieblich nachgenutzt werden können. 
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3.3.2. 

Die Befähigung der Werktätigen 
im Gesundheits- und'Arbeitsschutz 
Die Befähigung des Betriebsleiters und der lei¬ 
tenden Mitarbeiter 

Für die erfolgreiche Realisierung aller Aufga¬ 
ben des Betriebes im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz sind neben technischen, technologischen 
und ökonomischen Voraussetzungen auch die Fä¬ 
higkeiten, Kenntnisse und das entsprechende 
Handeln des Betriebsleiters und der leitenden Mit¬ 
arbeiter entscheidend. Wichtig ist, wie der Leiter 
das erforderliche Verhalten der unterstellten 
Werktätigen beeinflußt. Letzteres schränkt 
keinesfalls die eigene Verantwortung und das 
eigene Bemühen der Werktätigen ein. Deshalb 
hat der Betrieb für den Erwerb und die Vertiefung 
der Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz zu sorgen. Das 
wiederum setzt eine entsprechende Befähigung des 
Betriebsleiters und der leitenden Mitarbeiter 
voraus. Die Vermittlung von Kenntnissen und die 
Weiterbildung der Betriebsleiter im Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz ist gemäß § 22 Abs. 1 ASVO 
durch die Minister und Leiter der anderen zen¬ 
tralen Staatsorgane, die Vorsitzenden der örtlichen 
Räte sowie die Leiter der wirtschaftsleitenden und 
ihnen gleichgestellten Organe zu sichern. 

Die leitenden Mitarbeiter sind zur Durchfüh¬ 
rung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes in ih¬ 
ren Verantwortungsbereichen zu befähigen 
(§ 213 Abs. 1 AGB), unabhängig davon, ob sie 
ihre Befähigung gemäß § 213 Abs. 2 AGB nach- 
weisen müssen oder nicht. Der Inhalt des Lehr¬ 
stoffes zur Befähigung der leitenden Mitarbeiter 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz wird neben 
den allgemeinen erforderlichen Kenntnissen von 
den Besonderheiten im jeweiligen Verantwor¬ 
tungsbereich bestimmt. 45 Auf dieser Grundlage 
hat der Betrieb in seinen Regelungen für die 
planmäßige Aus- und Weiterbildung der Werktä¬ 
tigen auch die Qualifizierungsmaßnahmen im Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutz für die leitenden 
Mitarbeiter nach Aufgabenbereichen festzulegen. 
Erfahrungsgemäß können die leitenden Mitarbei¬ 
ter die notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten nicht lediglich durch Selbststudium 
erwerben. Deshalb empfiehlt sich die Durchfüh¬ 
rung von Lehrgängen und anderen Schulungen. 
Auch kann auf eine gründliche Einweisung in den 
künftigen Aufgabenbereich durch den überge¬ 
ordneten leitenden Mitarbeiter nicht verzichtet 
werden. 


Der Befähigungsnachweis im Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz sowie Brandschutz für leitende 
Mitarbeiter 46 

In bestimmten Bereichen dürfen gemäß § 213 
Abs. 2 AGB nur solche Werktätige als leitende 
Mitarbeiter tätig sein, die ihre Befähigung im Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutz sowie Brandschutz 
nachgewiesen haben. Dazu zählen alle leitenden 
Mitarbeiter in den Bereichen der Produktions¬ 
vorbereitung (z. B. Forschung, Entwicklung, Pro¬ 
jektierung, Konstruktion, Technologie) und der 
Produktion. Aber auch für die Leitung anderer 
Bereiche mit erhöhten Anforderungen (ver¬ 
gleichbar mit der Produktion) ist der Nachweis der 
Befähigung erforderlich. Diese weiteren Bereiche 
hat der Betriebsleiter festzulegen (§13 Abs. 2 
ASVO). 

Der Befähigungsnachweis ist ein betriebliches, 
auf die jeweilige Funktion und den Verantwor¬ 
tungsbereich bezogenes Dokument, dessen Besitz 
Voraussetzung für die Übernahme der Leitungs¬ 
funktion ist. Ohne Befähigungsnachweis darf ein 
Werktätiger in den genannten Bereichen nicht als 
leitender Mitarbeiter tätig sein. Geschieht der 
Einsatz dennoch, kann das die Verantwortlichkeit 
des staatlichen Leiters begründen, der für ejen 
Einsatz dieses Werktätigen verantwortlich ist. Der 
ohne Befähigungsnachweis tätige Werktätige muß 
dessen ungeachtet die Forderungen des Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutzes in seinem Verantwor¬ 
tungsbereich erfüllen, soweit er dazu in der Lage 
ist. Er wird durch das Fehlen des Befähigungs¬ 
nachweises nicht genprell Von seiner rechtlichen 
Verantwortung befreit. 

Der Befähigungsnachweis kann nicht auf ei¬ 
nen anderen Betrieb, eine andere Funktion oder 
einen anderen Verantwortungsbereich übertra¬ 
gen werden. Erfolgt ein solcher Wechsel, muß die 
Befähigung erneut nachgewiesen werden, \Vobei 
natürlich nur die veränderten Anforderungen Ge¬ 
genstand der Qualifizierung und Prüfung sind.' 

Besteht ein Werktätiger, der als leitender 
Mitarbeiter in der Produktion, der Produktions¬ 
vorbereitung oder in einem anderen Bereich mit 


45 Ausführlich werden die inhaltlichen Probleme der 
Befähigung im Gesundheits- und Arbeitsschutz 
durch die „Grundsätze für die Aus- und Weiterbil¬ 
dung auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes“ bestimmt. Vgl. VuM des Staatssekretariats 
für Arbeit und Löhne beim Ministerrat der DDR, in 
AuA, 1980/1, S. 21 ff. 

46 Vgl. a. a. O., S. 24 ff. 
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erhöhten Anforderungen auf dem Gebiet des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand¬ 
schutzes eingesetzt werden soll, die Prüfung zum 
Erwerb des Befähigungsnachweises nicht, dann 
darf er nicht als leitender Mitarbeiter eingesetzt 
werden. Ebenso kann ein leitender Mitarbeiter, 
der die Prüfung zur Wiederholung des Befähi¬ 
gungsnachweises nicht mit Erfolg absolviert, nicht 
weiter als leitender Mitarbeiter tätig sein. Er ist für 
die vereinbarte Arbeitsaufgabe als leitender Mit¬ 
arbeiter nicht mehr geeignet. Die Qualifizie¬ 
rungsmaßnahmen für den Erwerb und die Wie¬ 
derholung des Befähigungsnachweises und das 
Prüfungsverfahren sowie die Zeitabstände für die 
Wiederholung des Befähigungsnachweises hat der’ 
Betriebsleiter festzulegen (vgl. § 13 ASVO). Das 
erfolgt in der Regel in einer betrieblichen arbeits¬ 
rechtlichen Regelung. 

Der Befähigungsnachweis ist für leitende Mit¬ 
arbeiter erforderlich. Das Gesetz sieht jedoch 
auch für Werktätige ohne Leitungsfunktion bei 
Ausübung ausdrücklich gekennzeichneter Arbeits¬ 
aufgaben den Erwerb spezieller Kenntnisse im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz vor. Das ist ins¬ 
besondere für zwei Gruppen geregelt: 

- Besondere Befähigungen im Gesundheits- und 
, Arbeitsschutz, die über die allgemeinen Kennt¬ 
nisse der Werktätigen ohne Leitungsfunktion 
hinausgehen, sind für Werktätige gefordert, 
soweit sie unter ausdrücklich in Rechtsvor¬ 
schriften festgelegten Bedingungen arbeiten. 
Für diese Arbeiten (z. B. Tätigkeit als Kranfah¬ 
rer, Schweißer) fordern in der Regel ASAO 
oder Standards eine besondere Berechtigung, 
ohne deren Erwerb der Werktätige nicht mit 
einer solchen Arbeit beschäftigt werden kann 
(§ 2-14 AGB). 

— Werktätige, an die auf Grund ihrer Arbeitsauf¬ 
gabe erhöhte Anforderungen zur Verwirkli¬ 
chung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
gestellt sind (Projektanten, Konstrukteure, 
Technologen u. a.), haben eine besondere In¬ 
formationspflicht für die in ihrer Tätigkeit zu¬ 
treffenden und zu berücksichtigenden Bestim¬ 
mungen (§ 212 AGB). 

Die Belehrungen im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz 

Die gesamten Mittel und Maßnahmen des Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutzes schließen arbeits¬ 
schutzgerechtes Verhalten der Werktätigen ein. 
Alle Werktätigen haben sich um Kenntnisse, Fä¬ 
higkeiten und Fertigkeiten auf dem Gebiet des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes zu bemühen 


(§211 Abs. 2 AGB), die für die Erfüllung ihrer 
Arbeitsaufgabe erforderlich sind. Der Hauptweg 
zum Erwerb dieser Qualifikation für Werktätige 
ohne Leitungsfunktion im Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz ist die Belehrung. Die Pflicht der Be¬ 
triebe zur Belehrung der Werktätigen auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ist 
untrennbarer Bestandteil ihrer Verantwortung für 
die Organisation der Produktion (§ 215 AGB, 
§§ 14 f. der ASVO). Die Belehrungen müssen 
sich gemäß § 215 Abs. 1 AGB auf die jeweils zu¬ 
treffenden Rechtsvorschriften und betrieblichen ' 
Festlegungen beziehen. Die darin enthaltenen 
Pflichten und Rechte sind den Werktätigen vom 
zuständigen leitenden Mitarbeiter vollständig und 
anwendungsbereit zu erläutern. Außerdem sind 
die Werktätigen darüber zu belehren, welche Mit¬ 
tel und Maßnahmen zur Abwendung arbeitsbe¬ 
dingter Gefahren vom Betrieb angewendet wer¬ 
den (z. B. Sicherheitstechnik, Körperschutzmit¬ 
tel) und wie sich die Werktätigen zur Vermeidung 
von Schäden zu verhalten haben. 

Belehrungen sind durchzuführen 

- bei Aufnahme der Arbeit, 

- bei vorübergehender Übertragung einer ande¬ 
ren Arbeit, bei Änderung der Arbeitsaufgabe 
durch Änderungs- oder Delegierungsvertrag, 
bei Schonarbeit und bei Arbeit an einem ande¬ 
ren Arbeitsort, 

- bei Veränderungen der Arbeitsbedingungen 
durch andere Technik, Technologie, 

- nach besonderen Vorkommnissen, * 

- in vom Betriebsleiter festzulegenden regel¬ 
mäßigen Abständen, 

- für Besucher, die sich zeitweilig im Betrieb auf¬ 
halten, wenn sie besondere Kenntnisse benöti¬ 
gen, um Gefährdungen für siüh und für andere 
Werktätige zu vermeiden. 

Vorbereitung, Durchführung und Auswertung 

der Belehrungen gehören zur Arbeitsaufgabe ei¬ 
nes leitenden Mitarbeiters so, wie es Pflicht der 
Werktätigen ist, aktiv an den Belehrungen teilzu¬ 
nehmen. Deshalb wird duch § 215 Abs. 2 AGB 
auch bestimmt, daß die Belehrungen während der 
Arbeitszeit stattfinden müssen. Hat der teilneh¬ 
mende Werktätige dadurch Lohnausfall, erhält er 
einen Ausgleich in Höhe seines Durchschnittsloh¬ 
nes. Der Durchschnittslohn wird ihm auch ge¬ 
zahlt, wenn Belehrungen außerhalb der Arbeits¬ 
zeit durchgeführt werden müssen. 

Für die Durchführung der Belehrungen ist der 
zuständige leitende Mitarbeiter verantwortlich 
(§ 14 Abs. 1 ASVO). Er kann andere Werktätige 


19 Arbeitsrecht Lehrbuch 
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(z. B. Spezialisten) in die Durchführung der Be¬ 
lehrungen einbeziehen, ihnen aber nicht die Ver¬ 
antwortung für die Belehrungen übertragen. Der 
Spezialist ist lediglich für die Richtigkeit und Voll¬ 
ständigkeit seiner Ausführungen in den Beleh¬ 
rungen verantwortlich. 

Die Fülle des Belehrungsstoffes läßt es nicht 
zu, das gesamte Material hierzu in jeder einzelnen 
regelmäßigen Belehrung zu behandeln. Deshalb 
wird im § 14 Abs. 2 ASVO bestimmt, die Themen 
für die regelmäßigen Belehrungen in der Weise zu 
planen, daß sich der Werktätige in einem Zeit¬ 
raum von höchstens zwei Jahren erneut mit all sei¬ 
nen Pflichten und Rechten vertraut machen kann. 
Diese Festlegung dient zugleich der Rechtssicher¬ 
heit der leitenden Mitarbeiter. Durch die Planung 
wird geregelt, wann die Belehrung über welche 
Pflichten erfolgen muß. Soweit besondere Vor¬ 
kommnisse kein Abweichen vom Belehrungsplan 
erfordern, kann vom leitenden Mitarbeiter nicht 
verlangt werden, z. B. die Belehrupg über einzelne 
Pflichten zu einem anderen Zeitpunkt als geplant 
vorzunehmen (z. B. jeden Monat). Die regelmä¬ 
ßigen Belehrungen sind grundsätzlich monatlich 
durchzuführen. Es können aber größere Zeitab¬ 
stände in der Arbeitsordnung des Betriebes fest¬ 
gelegt werden, wenn es dafür Gründe gibt (z. B. 
geringer Umfang des Belehrungsstoffes in Ver¬ 
waltungsbereichen, Art der Arbeitsorganisation). 

Die Werktätigen sind gemäß § 149 Abs. 2 
AGB zur Teilnahme an den Belehrungen recht¬ 
lich verpflichtet, und sie haben ihre Teilnahme an 
den Belehrungen durch Unterschrift zu bestätigen 
(§ 14 Abs. 5 ASVO). 

3.3.3. 

Die Pflicht zur arbeitsmedizinischen Betreuung 
und zur PrUfung der gesundheitlichen Eignung 
der Werktätigen 

Neben der allgemeinen Pflicht des Betriebes, Ar¬ 
beitsbedingungen zu schaffen, die die Gesundheit 
der Werktätigen nicht beeinträchtigen, obliegen 
ihm auch besondere Rechtspflichten für be¬ 
stimmte Personengruppen und bei itn Gesetz aus¬ 
drücklich genannten Bedingungen. Die Pflichten 
zur arbeitsmedizinischen Betreuung und gesund¬ 
heitlichen Fürsorge sind folgende: 

- Nach § 207 AGB sind Werktätige, die eine 
körperlich schwere oder gesundheitsgefähr¬ 
dende Arbeit übernehmen sollen, vor Auf¬ 
nahme der Tätigkeit und in regelmäßigen Ab¬ 
ständen entsprechend den Rechtsvorschriften 
ärztlich zu untersuchen. Weitere Maßnahmen 


der Gesundheitsfürsorge für diese Werktätigen 
sind in § 10 Abs. 1 ASVO geregelt. 

— Gleiches gilt für Werktätige, die eine Tätigkeit 
ausüben, für die eine ständige gesundheitliche 
Überwachung in Rechtsvorschriften geregelt 
ist. 

— Nach § 208 AGB hat der Betrieb Werktätige 
mit besonderen Arbeitsbeanspruchungen, 
Werktätige ab 5. Jahr vor Erreichen des Ren¬ 
tenalters und Werktätige, deren Gesundheits¬ 
zustand es erfordert, in die arbeitsmedizinische 
Dispensairebetreuung einzubeziehen. 

— Kann ein Werktätiger aus gesundheitlichen 
Gründen seine bisherige Arbeitsaufgabe nicht 

• mehr erfüllen bzw. ist aus gleichen Gründen 
oder im Interesse des vorbeugenden Gesund¬ 
heitsschutzes vorübergehend eine andere Ar¬ 
beit erforderlich, so ist ein Arbeitsplatzwechsel 
vorzunehr^en bzw. Schonarbeit zu -übertra¬ 
gen. 47 

3.3.4. 

Die Pflichten bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten 

Mit den Forderungen, Maßnahmen und Mitteln 
des Gesundheits-und Arbeitsschutzes sollen vor¬ 
rangig Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und an¬ 
dere arbeitsbedingte Gesundheitsschäden ver¬ 
mieden werden. Für den Betrieb besteht gemäß 
§ 217 Abs. 1 AGB die Rechtspflicht, Unfallge¬ 
fahren bei der Arbeit und andere arbeitsbedingte 
Gesundheitsgefährdungen zu beseitigen oder, 
wenn das nicht sofort möglich ist, weitestgehend 
zu mindern. Zur Feststellung von Unfall- und 
Krankheitsursachen sind dem Betriebsleiter und 
den leitenden Mitarbeitern entsprechende Kon- 
trollpflichten zu Überträgen (§ 205 Abs. 3 AGB). 
Ergänzend dazu obliegt den Werktätigen die 
Pflicht, festgestellte Mängel im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz sowie Brandschutz unverzüglich zu 
melden und bei Feststellung von Unfallgefahren 
erste Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen (§ 217 
Abs. 2 AGB). Die leitenden Mitarbeiter und die 
Werktätigen haben die Arbeit einzustellen, wenn 
das Leben von Werktätigen unmittelbar gefährdet 
ist oder wenn die unmittelbare Gefahr einer er¬ 
heblichen Gesundheitsschädigung besteht (§ 217 
Abs. 3 AGB). Erst nach Beseitigung der Gefah¬ 
ren darf die Arbeit fortgesetzt werden. Bei den¬ 
noch eintretenden Arbeitsunfällen und Berufs- 


47 Ausführlich zu Arbeitsplatzwechsel und Schonar¬ 
beit unter Abschn. 6.2. und 6.3. dieses Kapitels. 
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krankheiten ist der Betrieb verpflichtet, Maß¬ 
nahmen einzuleiten, damit es nicht auf Grund 
gleicher Ursachen zu weiteren Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten kommt. Gemäß § 218 
AGB hat der Betrieb die Arbeitsunfälle und Be¬ 
rufskrankheiten zu untersuchen und dabei ihre 
Ursachen und begünstigenden Bedingungen auf¬ 
zudecken und ?u beseitigen. Der Betrieb hat die 
zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung und 
die Einrichtung des Betriebsgesundheitswe¬ 
sens von der beabsichtigten Untersuchung in 
Kenntnis zu setzen und ihnen die Teilnahme an 
der Untersuchung und an der Festlegung von 
Maßnahmen zur Verhinderung ähnlicher Vor¬ 
kommnisse zu ermöglichen. Die Ergebnisse der 
Untersuchungen und die getroffenen Maßnahmen 
sind schriftlich festzuhalten. In der Regel ist eine 
Eintragung im Arbeitsschutzkontrollbuch ausrei¬ 
chend (§16 ASVO). Außerdem hat der Betrieb 
eine umfassende Auswertung im Arbeitskollektiv 
vorzunehmen. 

Der Betrieb hat die durch Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit betroffenen Werktätigen bzw. 
bei deren Tod die Hinterbliebenen zu untefstüt- 
zen (§ 219 AGB). Die materielle Sicherstellung 
der Werktätigen bzw. ihrer Hinterbliebenen bei 
Arbeitsunfall und Berufskrankheit wird durch die 
Bestimmungen über Sach- und Geldleistungen 
der Sozialversicherung (§§ 280 bis 290 AGB) und 
über die Schadenersatzleistung des Betriebes 
(§§ 267 bis 269 AGB) geregelt. 

Der Betriebsleiter hat im Zusammenhang mit 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten gemäß 
§ 17 ASVO bestimmte Meldepflichten zu erfül¬ 
len. So sind z. B. alle Arbeitsunfälle mit mehr als 
3 Tagen Arbeitszeitausfall bis zum 4. Arbeitstag 
nach Unfalleintritt der zuständigen Arbeits¬ 
schutzinspektion beim FDGB zu melden. Massen¬ 
unfälle (2 oder mehr Betroffene) und -erkran- 
kungen, Arbeitsunfälle mit schweren Körper¬ 
schäden oder tödlichem Ausgang sind sofort 
fernmündlich, schriftlich oder telegrafisch dem 
zuständigen Kreisarzt, dem übergeordneten Or¬ 
gan und der zuständigen Arbeitsschutzinspektion 
zu melden. Gleichzeitig ist die zuständige Dienst¬ 
stelle der Deutschen Volkspolizei zu informieren. 


4 . 

Die Verantwortung der Werktätigen 
ohne besondere Leitungsfunktion 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz 

Zu den generellen Arbeitspflichten aller Werktä¬ 
tigen — unabhängig davon, ob sie eine Leitungs¬ 
funktion innehaben oder nicht - gehört es, die Be¬ 
stimmungen über den Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz sowie Brandschutz einzuhalten (§ 80 
Abs. 1 AGB). Diese Pflichten sind zugleich all¬ 
gemeine Rechtspflicht 48 aller Werktätigen und 
Bestandteil ihrer Arbeitsdisziplin. Das Oberste 
Gericht betonte, daß „der Werktätige (damit) 
nicht nur für seine Sicherheit mit Sorge zu tragen, 
sondern auch die Gefährdung oder Schädigung 
des Lebens oder der Gesundheit anderer Bürger 
zu vermeiden“ 49 hat. Für Werktätige ohne Lei¬ 
tungsfunktion bedeutet dies allerdings nicht, daß 
sie nun Verantwortliche für die Durchsetzung und 
Durchführung des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes wären. 50 Ihre Pflichten beziehen sich 
ausdrücklich auf das im Gesetz festgelegte Ver¬ 
halten. Eine besondere Rechtspflicht fixiert § 217 
Abs. 2 AGB, der von allen Werktätigen, also auch 
von jenen ohne Leitungsfunktion, verlangt, fest¬ 
gestellte Mängel im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz sowie Brandschutz und Arbeitsunfälle un¬ 
verzüglich zu melden und bei der Feststellung von 
Unfallgefahren erste Sicherungsmaßnahmen zu 
ergreifen. Mit dieser Regelung erfährt die erörterte 
allgemeine Pflicht zur Einhaltung der Bestim¬ 
mungen über den Gesundheits- und Arbeitsschutz 
sowie Brandschutz eine Spezifizierung. Eine wei¬ 
tere Ausgestaltung der allgemeinen Pflicht bein- 


48 Dieses Problem ist unter Umständen von strafrecht¬ 
licher Relevanz, und zwar dann, wenn der Werktä¬ 
tige durch die schuldhafte Verletzung seiner diesbe¬ 
züglichen Arbeitspflichten den Tod oder die Schädi¬ 
gung der Gesundheit eines anderen Menschen ver¬ 
ursacht. Es wäre hier ggf. die strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit nach § 114 bzw. 118 StGB zu prü¬ 
fen. 

Vgl. „Um Verletzungen im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz wirksam vorzubeugen . . .“, 
a. a. O., S. 363 ff., insbes. S. 364; vgl. auch OG-Ur- 
teil des Präsidiums vom 16. 6. 1976 — I Pr — 15 — 
1/76, NJ, 1976/15, S. 467 ff. 

49 Vgl. „Um Verletzungen im Gesundheits-, Arbeits¬ 
und Brandschutz wirksam vorzubeugen ...“, 
a. a. O., S. 364. 

50 Vgl. ebenda. 
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haltet § 217 Abs. 3 AGB, der die Einstellung der 
Arbeit verlangt, wenn das Leben von Werkätigen 
unmittelbar gefährdet ist, oder wenn die unmittel¬ 
bare Gefahr einer erheblichen Gesundheitsschä¬ 
digung der Werktätigen besteht. Die hier aufge¬ 
stellte Forderung wendet sich einmal an den Lei¬ 
ter, sofort die notwendigen Maßnahmen zur Ar¬ 
beitseinstellung und Räumung des Gefahrenbe¬ 
reiches zu ergreifen, sie ist aber auch ohne beson¬ 
dere Weisung an jeden Werktätigen gerichtet und 
damit auch für die Werktätigen ohne Leitungs¬ 
funktion zutreffendes, unmittelbar geltendes 
Recht. 

Zum Kreis der spezifischen, arbeitsrechtlich 
ausgestalteten Pflichten aller Werktätigen gehört 
die Pflicht zum Erwerb der für ihre Tätigkeit er¬ 
forderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig¬ 
keiten im Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie 
Brandschutz und die Pflicht, notwendige Prüfun¬ 
gen zu absolvieren (§211 Abs. 2 AGB). Eine be¬ 
sondere Verpflichtung hierzu haben jene Werktä¬ 
tigen, an die erhöhte Anforderungen zur Verwirk¬ 
lichung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
sowie Brandschutzes im Sinne des § 212 AGB ge¬ 
stellt sind. 

Es sei hier nochmals ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen, daß diese Werktätigen — trotz der er¬ 
höhten Anforderungen zur Verwirklichung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand¬ 
schutzes - im allgemeinen nicht Verantwortliche 
für die Durchsetzung des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes, sondern Werktätige ohne Leitungs¬ 
funktion sind. In dem erörterten Gesamtzusam¬ 
menhang ist die Pflicht der Werktätigen zur akti¬ 
ven, aufmerksamen, schöpferischen Teilnahme an 
den regelmäßigen (monatlichen) Belehrungen 
und Unterweisungen bedeutungsvoll (§215 
Abs. 1 AGB i. Verb. m. §,16 ASVO). 

Die allgemeine Verpflichtung der Werktäti¬ 
gen, Weisungen mit Umsicht und Initiative auszu¬ 
führen (§ 83 Abs. 1 AGB), hat auch und gerade 
für die Durchsetzung und Durchführung des Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand¬ 
schutzes Gewicht. Das Oberste Gericht führte 
hierzu aus: „Der Werktätige ist grundsätzlich ver¬ 
pflichtet, ihm erteilte Weisungen zu befolgen. Da¬ 
bei darf er sich prinzipiell darauf verlassen, daß 
ihm erteilte Weisungen den gesetzlichen Anforde¬ 
rungen entsprechen (. . .). Er ist jedoch verpflich¬ 
tet, Weisungen nicht zu befolgen, deren Ausfüh¬ 
rung offensichtlich, das heißt für ihn auf Grund 
der konkreten Umstände erkennbar, gegen ein 
Strafgesetz verstößt.“ 51 Bezogep auf den Ge- 
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sundheits- und Arbeitsschutz heißt das vor allem, 
daß ein Werktätiger eine'Weisung, deren Befol¬ 
gung eine für ihn erkennbare unmittelbare Gefahr 
für Leben und Gesundheit herbeiführt, nicht er¬ 
füllen darf. 

Zu weiteren Elementarpflichten der Werktä¬ 
tigen ohne Leitungsfunktion gehören u. a.: 

— Bedienungs- und Gebrauchsvorschriften genau 
einzuhalten; 

— arbeitsschutzgerechte Kleidung zu tragen; 
nicht unbefugt Arbeitsstätten zu betreten und 
Arbeitsmittel zu bedienen, zu benutzen bzw. in¬ 
stand zu halten; 

— die Arbeit nicht anzutreten bzw. auszuführen, 
wenn die Fähigkeit zur Ausübung der Arbeits¬ 
aufgabe durch Genußmittel, Medikamente 
oder auf andere Weise eingeschränkt oder auf¬ 
gehoben ist; 

— mutwillige, u. U. die Sicherheit gefährdende 
Handlungen zu unterlassen. 

Diese Elementarpflichten ergeben sich im Um¬ 
kehrschluß aus § 1 Abs. 2 ASVO. Bestimmte 
Werktätige haben ferner an den in Rechtsvor¬ 
schriften festgelegten ärztlichen Untersuchungen 
bzw. medizinischen Überwachungsmaßnahmen 
teilzunehmen (§ 207 AGB). 

Die Werktätigen ohne Leitungsfunktion tra¬ 
gen also eine spezifische rechtliche Verantwor¬ 
tung im Gesundheits- und Arbeitsschutz, sie un¬ 
terscheidet sich aber von der Verantwortung des 
Betriebsleiters und der leitenden Mitarbeiter in 
Umfang und Inhalt und ist abhängig von der Stel¬ 
lung des jeweiligen Werktätigen im Produktions¬ 
prozeß, von seinen konkreten Arbeitsaufgaben. 52 
Sie wirkt als zusätzlicher Faktor bei der Durchset¬ 
zung und Durchführung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes und entspricht der Stellung des 
Werktätigen in der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft. 53 

Damit wird auch der grundsätzliche Unterschied zur 
bürgerlichen Selbstverschuldungstheorie und der 


51 Vgl.a.a.O.,S.365; vgl. auch OG-Urteil vom 17.8. 
1976 - 2b OSK 24/76, NJ, 1976/23, S. 721 f. sowie 
OG-Urteil des Präsidiums vom 16. 6. 1976 — I Pr - 
15 - 1/76, NJ, 1976/15, S. 467 ff. 

52 Vgl. W. Thiel, Arbeitsschutz und technische Revo¬ 
lution, Berlin 1967, hier bes. S. 99 ff.; diess., „Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutz“, Schriftenreihe Ar¬ 
beitsrecht in der Praxis, H. 6, Berlin 1974, hier bes. 
S. 44 ff. 

53 Vgl. OG-Urteil vom 6. 3. 1970 - Za 1/70, NJ, 
1970/10, S. 307. 






Theorie der psychologischen Unfallverhütung deut¬ 
lich, für die es in unserer Gesellschaftsordnung keine 
Basis gibt und die deshalb von der Arbeiterklasse 
und ihren Gewerkschaften abgelehnt wird. Diese 
Theorien dienen im Kapitalismus hauptsächlich der 
Verschleierung der wahren Unfallursachen und der 
Abwälzung der Verantwortung und Verantwort¬ 
lichkeit für den Gesundheits- und Arbeitsschutz auf 
die Arbeiter. 


5 . 

Der besondere Schutz 
von Frauen und Jugendlichen 
sowie der Werktätigen 
im höheren Lebensalter 

5 . 1 . 

Zum besonderen Schutz 

der werktätigen Frauen und Jugendlichen 

Ausgehend von dem in Artikel 20 unserer Verfas¬ 
sung formulierten Gleichberechtigungsprinzip 
sind auch im Gesundheits- und Arbeitsschutz um¬ 
fangreiche tatsächliche und rechtliche Maßnah¬ 
men nötig, um den physischen, physiologischen 
und psychologischen Besonderheiten der werktä¬ 
tigen Frauen und Jugendlichen Rechnung zu tra¬ 
gen. Grundsätzlich gelten die allgemeinen Be¬ 
stimmungen über den Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz auch für die werktätigen Frauen und die 
Jugendlichen. Darüber hinaus gibt es eine Reihe 
spezieller Regelungen, die für den genannten Per¬ 
sonenkreis zusätzlich gelten. Mit ihnen wird zu¬ 
gleich der generellen Forderung des § 210 Abs. 1 
AGB nach dem besonderen Schutz der Gesund¬ 
heit und Arbeitskraft der Frauen und der Jugend¬ 
lichen unter 18 Jahren entsprochen. Eine allge¬ 
meine Pflicht der im Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz Verantwortlichen ergibt sich aus § 210 
Abs. 2 AGB. Uber die sich bereits aus den §§201 
Abs. 1 und 205 AGB ergebenden allgemeinen 
Rechtspflichten zur Gestaltung und Erhaltung si¬ 
cherer, erschwernisfreier sowie die Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit fördernder Arbeitsbedin¬ 
gungen hinaus haben sie die Aufgabe, die Ar¬ 
beitsbedingungen entsprechend den physischen 
und physiologischen Besonderheiten der Frau und 
dem körperlichen Entwicklungsstand der Jugend¬ 
lichen zu gestalten. Gerade hier ist eine kontinu¬ 
ierliche Zusammenarbeit zwischen Betriebsleiter, 


Betriebsarzt (oder dem für den Betrieb zuständi¬ 
gen Arzt) und Gewerkschaftsleitung besonders 
dringend geboten. Gegebenenfalls sind die spezi¬ 
fischen Probleme des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes für Frauen und Jugendliche zum Gegen¬ 
stand betrieblicher Regelungen zu machen. Von 
großem Wert für die angemessene Berücksichti¬ 
gung der Forderungen des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes für Frauen und Jugendliche im Lei¬ 
tungsprozeß ist die regelmäßige, mindestens halb¬ 
jährlich vorzunehmende Kontrolle des Betriebs¬ 
leiters. 

Als spezifische Rechtsvorschrift befaßt sich 
die ASAO Nr. 5 54 mit dem Arbeitsschutz für 
Frauen und Jugendliche. Sie ist für die Beschäfti¬ 
gung von Frauen und Jugendlichen im Arbeits¬ 
prozeß, in der Ausbildung und in Arbeitsgemein¬ 
schaften (z. B. auch der Schüler und Studenten) 
sowie im polytechnischen Unterricht anzuwen¬ 
den. Die in ihr enthaltenen Bestimmungen sind 
Mindestforderungen. Das heißt, daß durchaus in 
anderen Arbeitsschutzvorschriften weiterge¬ 
hende Forderungen aufgestellt werden können. 

Als Frauen im arbeitsschutzrechtlichen Sinne gelten 
alle weiblichen Personen nach dem vollendeten 
18. Lebensjahr, als Jugendliche - alle männlichen 
und weiblichen Personen vom vollendeten 14. bis 
zum vollendeten 18. Lebensjahr. 

Die ASAO Nr. 5 legt eine Reihe von differen¬ 
zierten Tätigkeitsverboten für Frauen und Ju¬ 
gendliche fest (generell sind für Frauen und Ju¬ 
gendliche z. B. untersagt: Arbeiten im Bergbau 
unter Tage, Arbeiten unter höherem als atmo¬ 
sphärischen Druck, Arbeiten unter Einwirkung 
mechanischer Schwingungen durch Drucklüft¬ 
werkzeuge). Zusätzliche Tätigkeitsverbote gelten 
dem Schutz von Schwangeren und stillenden Müt¬ 
tern, darüber hinaus sind in dieser ASAO diffe¬ 
renzierte Höchstwerte für die von Frauen und Ju¬ 
gendlichen aufzuwendende Kraft festgelegt 
worden. 

Dem spezifischen, arbeitsrechtlich auszuge¬ 
staltenden Schutzbedürfnis der Frauen entspre¬ 
chen ferner 

— die Pflicht des Betriebes zur Übertragung einer 
anderen Arbeit an Schwangere, stillende Müt¬ 
ter und Mütter mit Kindern bis zu einem Jahr, 
wenn sie auf Grund entgegenstehender Rechts¬ 
vorschriften oder der Feststellung des Betriebs- 


54 GBl. I 1973 Nr. 44 S. 465; vgl. auch Strahlen- 
schutz-VO vom 26. 11. 1969, a. a. O. 
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arztes oder des Arztes der Schwangerenbera¬ 
tungsstelle nicht mit bestimmten Arbeiten be¬ 
schäftigt werden dürfen (§ 242 AGB); 

- das Verbot der Nacht- und Überstundenarbeit 
für Schwangere und stillende Mütter (§ 243 
Abs. 1 AGB); 

- die Regelungen über den Schwangerschafts¬ 
und Wochenurlaub (§ 244 AGB); 

- die Freistellung zum Besuch der Schwangeren- 
und Mütterberatung (§ 248 AGB); 

- die Vorschriften über die Stillpausen (§ 249 
AGB); 

- die Möglichkeit der Vereinbarung von Teilbe¬ 
schäftigung (§ 160 Abs. 4 AGB). 

Auch für die Jugendlichen gibt es eine Reihe 
spezifischer, ihren Besonderheiten Rechnung tra¬ 
gender Vorschriften: 

- Jugendliche dürfen nur dann beschäftigt wer¬ 
den, wenn zuvor ärztlich ihre gesundheitliche 
Eignung für die beabsichtigte Tätigkeit festge¬ 
stellt wurde; sie unterliegen der Pflicht zur re¬ 
gelmäßigen ärztlichen Untersuchung während 

' der Zeit ihrer Beschäftigung; mindestens hat 
diese einmal jährlich stattzufinden (§ 210 
Abs. 3 AGB). 

- Der Betriebsleiter hat bei der Beschäftigung 
Jugendlicher für die erforderliche Aufsicht zu 
sorgen und Maßnahmen für gefahrloses Arbei¬ 
ten festzulegen (§ 3 Abs. 4 ASAO Nr. 5). 

- Bei der Beschäftigung von Jugendlichen unter 
18 Jahren besteht für die Zeit von 18.00 bis 
6.00 Uhr Beschäftigungsverbot. Lehrlinge ab 
vollendetem 16. Lebensjahr können in dieser 
Zeit beschäftigt werden, soweit es die Ausbil¬ 
dung erfordert. Eine Beschäftigung in der Zeit 
von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr ist zustimmungs¬ 
bedürftig (Erziehungsberechtigte, Betriebsarzt 
und zuständige betriebliche Gewerkschaftslei¬ 
tung § 170 Abs. 2 AGB). 

- Für Jugendliche unter 16 Jahren und für Lehr¬ 
linge gilt ein Verbot für Überstundenarbeit 
(§ 175 Abs. 1 AGB). 

5 . 2 . 

Zum besonderen Schutz der Werktätigen 
im höheren Lebensalter 

Durch das Arbeitsgesetzbuch wird den Bedürfnis¬ 
sen der älteren Werktätigen in umfangreichem 
Maße Rechnung getragen. Das ist Ausdruck der 
besonderen Fürsorge der sozialistischen Gesell¬ 
schaft für den älteren Menschen. Uneinge- 
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schränkt gilt das auch für den Gesundheits- und 
Arbeitsschutz. Der rechtliche Schutz der Werktä¬ 
tigen im höheren Lebensalter umfaßt mehrere 
Personengruppen. Zum einen jene Werktätigen, 
die ab 5. Jahr vor Erreichen des Rentenalters in 
die arbeitsmedizinische Dispensairebetreuung 
einbezogen werden sowie die Werktätigen, die 
trotz erreichtem Rentenalter weiter im Betrieb 
arbeiten (vgl. § 208 AGB i. Verb. m. § 5 der VO 
über das Betriebsgesundheitswesen und die Ar¬ 
beitshygieneinspektion vom 11. 1 1978). 55 Ab¬ 
hängig von objektiven und subjektiven Faktoren 
(bekanntlich vollziehen sich Alterungsprozesse 
und dadurch bedingte Verminderungen der Lei¬ 
stungsfähigkeit bei jedem Menschen anders und 
sind auch je nach Arbeitsaufgabe mehr oder min¬ 
der relevant) kann ein Werktätiger im höheren 
Lebensalter, u. U. also auch schon ein 50 bis 
60jähriger, den Wunsch haben, aus Altersgrün¬ 
den eine andere Tätigkeit zu übernehmen. Die¬ 
sem Begehren hat der Betrieb nachzukommen, 
indem er diesem Werktätigen eine seinen Fähig¬ 
keiten und seiner gesundheitlichen Eignung ent¬ 
sprechende zumutbare andere Arbeit im Betrieb 
oder, wenn das nicht möglich ist, in einem anderen 
Betrieb anbietet (§ 209 Abs. 3 AGB). Bei den 
Werktätigen ab 5. Jahr vor Erreichen des Renten¬ 
alters (also auch bei Altersrentnern) dürfte die 
Anwendung dieser Bestimmung ohne weiteres 
klar sein, bei Werktätigen vor dem 5. Jahr vor Er¬ 
reichen des Rentenalters wird es sich empfehlen, 
die altersbedingten Gründe ärztlich feststellen zu 
lassen. 

Dem Schutze der werktätigen Altersrentner 
dienen ferner 

- die Möglichkeit der Vereinbarung von Teilbe¬ 
schäftigung (§ 160 Abs. 4 AGB) und 

- ihr Recht, Überstundenarbeit abzulehnen 
(§ 175 Abs. 2 AGB). 


55 GBl. I Nr. 4 S. 61. 
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6 . 

Die rechtliche Sicherstellung 
der Werktätigen bei ständiger 
oder vorübergehender Minderung 
des Arbeitsvermögens, 
bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit 

6 . 1 . 

Grundsätze der rechtlichen Sicherstellung 

Die umfangreichen gesellschaftlichen Garantien 
für die Verwirklichung des Gesuiidheits- und Ar¬ 
beitsschutzes, die sich in der Verantwortung des 
Staates, der Betriebe, in den Aufgaben und Pflich¬ 
ten der Werktätigen mit und ohne Leitungsfunk¬ 
tion sowie in den Mitwirkungsrechten der Werk¬ 
tätigen und ihrer Gewerkschaften zeigen, gewähr¬ 
leisten sichere, erschwemisfreie und gesundheits¬ 
fördernde Arbeitsbedingungen. Trotz all dieser 
günstigen Voraussetzungen können arbeitsbe¬ 
dingte Erkrankungen, Unfälle und vorüberge¬ 
hende oder auch ständige Minderung des Arbeits¬ 
vermögens nicht vollständig vermieden werden. 
Bestandteil der Garantien, die der sozialistische 
Staat zur Realisierung des Grundrechts auf Schutz 
der Gesundheit und Arbeitskraft geschaffen hat, 
ist, daß Werktätige, deren Gesundheit beeinträch¬ 
tigt wurde, durch ein umfassendes System rechtli¬ 
cher Maßnahmen sozial sichergestellt' werden. 
Das bezieht sich nicht nur auf die materielle Si¬ 
cherstellung bei Arbeitsunfall und Berufskrank¬ 
heit, sondern gleichermaßen auf alle Formen der 
Unterstützung der betroffenen Werktätigen durch 
den Betrieb sowie auf die betriebliche Rehabilita¬ 
tion. Die rechtlichen Regelungen zeigen deutlich, 
daß der Werktätige nicht nur als Arbeitskraft, 
sondern als Persönlichkeit gesehen wird, die in al¬ 
len Bereichen des gesellschaftlichen Lebens tätig 
ist und geschützt und gefördert wird. Diesem Ziel 
dienen besonders die Bestimmungen des Arbeits¬ 
gesetzbuches über Arbeitsplatzwechsel, Schonar¬ 
beit, Arbeitsunfall und Berufskrankheit. 

6 . 2 . 

Der Arbeitsplatzwechsel 

Das Gesetz sieht in zwei Fällen eine Verpflichtung 
für den Betrieb vor, den Werktätigen mit einer 
seinem gesundheitlichen Vermögen entsprechen¬ 
den zumutbaren anderen Arbeit zu beschäftigen 


(§ 209 AGB): Ein solcher Arbeitsplatzwechsel 
kann aus gesundheitlichen Gründen und aus Al¬ 
tersgründen erforderlich werden. Wird die Nicht¬ 
eignung für die vereinbarte Arbeitsaufgabe ärzt¬ 
lich festgestellt, so darf der Werktätige mit dieser 
nicht weiter beschäftigt werden. Er ist zwar ar¬ 
beitsfähig, aber durch vermindertes Arbeitsver¬ 
mögen oder durch fehlende gesundheitliche Eig¬ 
nung außerstande, die bisherige Arbeitsaufgabe 
zu erfüllen. Die ärztlich bescheinigte Nichteig¬ 
nung verpflichtet den Betrieb und den Werktäti¬ 
gen zu einem entsprechenden Verhalten. Selbst 
wenn der Werktätige es ausdrücklich wünscht, mit 
der bisherigen Arbeitsaufgabe weiterbeschäftigt 
zu werden, ist der Betrieb rechtlich verpflichtet, 
das zu untersagen. Der Betrieb hat dem Werktäti¬ 
gen eine zumutbare andere Arbeit im Betrieb 
oder, falls das nicht möglich ist, in einem anderen 
Betrieb anzubieten (§ 209 Abs. 1 AGB). 56 Ge¬ 
mäß § 10 Abs. 1 Buchst, c der ASVO hat der Be¬ 
triebsleiter zu sichern, daß entsprechend den Er¬ 
gebnissen der ärztlichen Untersuchung der Werk¬ 
tätige so eingesetzt wird, wie das seinem Gesund¬ 
heitszustand und Leistungsvermögen entspricht. 
An die Zumutbarkeit sind die gleichen Kriterien 
geknüpft wie in allen anderen Fällen, die das Ge¬ 
setz vorsieht. 57 Zumutbar ist jene Arbeit, die der 
Werktätige auf der Grundlage seiner Qualifika¬ 
tion, seiner Fähigkeiten und. Fertigkeiten im 
Rahmen seines Gesundheitszustandes bzw. seines 
verbleibenden Arbeitsvermögens zu leisten in der 
Lage ist. 

Ist die gesundheitliche Nichteignung Folge ei¬ 
ner arbeitsbedingten Gesundheitsschädigung, so 
hat der Betrieb die Pflicht, die erforderliche Qua¬ 
lifizierung für die mit dem Werktätigen verein¬ 
barte andere Arbeitsaufgabe zu ermöglichen und 
entstehende Qualifizierungskosten zu erstatten 
(§ 209 Abs. 2 AGB). 

Ist der Arbeitsplatzwechsel die Folge eines Arbeits¬ 
unfalles im Sinne des § 220 Abs. 1 AGB, so stehen 

dem Werktätigen Schadenersatzansprüche nach 


56 Es gelten hier die gleichen Voraussetzungen wie bei 
allen anderen Fällen der Änderung oder der Been¬ 
digung von Arbeitsrechtsverhältnissen (§§ 49, 
51 ff.). Auch eine fristgemäße Kündigung wegen 
Nichteignung ist nicht ausgeschlossen, wenn der 
Werktätige einen zumutbaren Änderungs- oder 
Uberleitungsvertrag im Sinne der Wirksamkeitsvor- 
aussetzu’ngen für eine fristgemäße Kündigung ab¬ 
lehnt. 

57 Vgl. ausführlich hierzu Abschn. 2 des III. Kapitels. 
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§ 267 AGB zu. Schadenersatzansprüche gemäß 
§ 270 AGB sind dann möglich, wenn die Ursache für 
den erforderlichen Arbeitsplatzwechsel zwar kein 
* Arbeitsunfall aber eine durch Pflichtverletzung des 
Betriebes herbeigeführte arbeitsbedingte Schädi¬ 
gung war. 

Ist ein Arbeitsplatzwechsel nicht unmittelbar 
nach ärztlicher Feststellung durch Änderungs¬ 
oder Überleitungsvertrag möglich, jedoch aus ge¬ 
sundheitlichen Gründen geboten, so kann im 
Sinne des § 86 Satz 2 AGB die vorübergehende 
Übertragung einer anderen Arbeit angewiesen 
werden. 

Ebenso kann ein Arbeitsplatzwechsel erfor¬ 
derlich werden, wenn Werktätige in höherem Le¬ 
bensalter aus Altersgründen eine andere Tätigkeit 
übernehmen möchten (§ 209 Abs. 3 AGB). Vor¬ 
aussetzung ist der Wunsch des' Werktätigen. Es 
bedarf keiner ärztlichen Entscheidung, sondern 
ausschließlich derjenigen des Werktätigen selbst. 
Das Gesetz sieht keine Altersgrenze vor. Daraus 
folgt, daß es sich sowohl um Werktätige ab 5. Jahr 
vor Eintritt in das Rentenalter oder um Alters¬ 
rentner als auch um andere ältere Werktätige 
handeln kann, die einen Anspruch auf eine andere 
Arbeit aus Altersgründen geltend machen. Im 
letzteren Falle halten wir eine ärztliche Begut¬ 
achtung für geboten. 

6 . 3 . 

Die Schonarbeit 

Schonarbeit ist eine Maßnahme des Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzes, die der vollen Wiederher¬ 
stellung bzw. Erhaltung der Gesundheit und Ar¬ 
beitsfähigkeit dient. Ihre Notwendigkeit ergibt 
sich daher sowohl aus prophylaktischen als auch 
aus rehabilitativen Gründen. Der Betrieb ist zur 
Übertragung von Schonarbeit verpflichtet, wenn 
der Werktätige wegen vorübergehender Minde¬ 
rung der Arbeitsfähigkeit oder zum vorbeugenden 
Gesundheitsschutz die vereinbarte Arbeitsauf¬ 
gabe unter den bisherigen Bedingungen zeitweilig 
nicht ausüben kann (§ 216 Abs. 1 AGB) und dies 
ärztlich festgestellt wurde. Im Unterschied zum 
Arbeitsplatzwechsel ist das Arbeitsvermögen hier 
nur vorübergehend eingeschränkt. 

Die Art und Weise der Übertragung von 
Schonarbeit wird durch den Betrieb bestimmt. 

Schonarbeit kann in folgenden Formen ge¬ 
währt werden: 

- Einschränkung der Arbeitsaufgabe 


Die Arbeitsaufgabe kann durch Verringerung 
der Arbeitspflichten, Begrenzung des Verant¬ 
wortungsbereiches oder durch Veränderung 
von Arbeitsnormen oder anderen Kennzahlen 
der Arbeitsleistung eingeschränkt werden. 

- Veränderung der Bedingungen am Arbeits¬ 
platz 

Arbeitsbedingungen können technisch, techno¬ 
logisch, arbeitsorganisatorisch oder räumlich 
verändert werden. Möglich sind ebenfalls er¬ 
leichterte Bedingungen durch Lohnformverän¬ 
derung (z. B. vom Stück- zum Zeitlohn). 

- Veränderung der Arbeitszeit 

Die Arbeitszeit kann durch Arbeitszeitverlage¬ 
rung oder -Verkürzung, durch Übergang zu ei¬ 
nem anderen Schichtsystem und durch eine an¬ 
dere Pausenregelung verändert werden. 

Die häufig vorgenommene Verkürzung der 
Arbeitszeit ist „nur dann sinnvoll, wenn der 
Werktätige gesundheitlich in der Lage ist, min¬ 
destens die Hälfte der gesetzlichen Arbeitszeit 
zu leisten. Eine unter dieser Grenze liegende 
mögliche Arbeitszeit müßte als Beweis dafür 
angesehen werden, daß der Werktätige arbeits¬ 
unfähig ist“. 58 

- Übertragung zumutbarer anderer Arbeit 

Sie wird dann übertragen, wenn trotz der ange¬ 
führten veränderten Bedingungen in der ver¬ 
einbarten Arbeitsaufgabe nicht gearbeitet wer¬ 
den kann bzw. wenn aus arbeitsorganisatori¬ 
schen oder anderen betrieblichen Gründen, 
solche Voraussetzungen nicht geschaffen wer¬ 
den können. 59 

Die Dauer der Schonarbeit kann bis zu 12 Wo¬ 
chen betragen und mit Zustimmung der Ärztebe¬ 
ratungskommission um weitere 12 Wochen ver¬ 
längert werden (§ 216 Abs. 2 AGB). Während 
der Schonarbeit ist der Werktätige verpflichtet, im 
Rahmen seines verbliebenen Arbeitsvermögens 
die Arbeitspflichten der eingeschränkten, verän¬ 
derten oder der anderen Arbeitsaufgabe verant¬ 
wortungsbewußt zu erfüllen. Er hat in jedem Fall 
der Schonarbeit mindestens Anspruch auf den 
Durchschnittslohn (§216 Abs. 3). 60 


58 R. Kobert, „Wie ist die Schonarbeit im AGB gere¬ 
gelt?“, AuA, 1977/19, S. 600. 

59 Häufig wird in den Betrieben im Rahmen der WAO 
für bestimmte vorübergehende gesundheitliche Be¬ 
einträchtigungen ein Katalog von Schonarbeitsplät¬ 
zen erarbeitet. 

60 Der Anspruch auf Durchschnittslohn besteht in 
Höhe des insgesamt vor dem Unfall erzielten Durch- 
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Zur Abgrenzung der Kompetenzen von Be¬ 
trieb und Arzt in bezug auf die Schonarbeit gilt 
folgendes: 

- Die Feststellung, ob Schonarbeit erforderlich 
ist, trifft ausschließlich der Arzt. Dieser Forde¬ 
rung hat der Betrieb zu entsprechen. 

- Die inhaltliche Ausgestaltung der Schonarbeit 
ist Aufgabe des Betriebes. Er hat die Empfeh¬ 
lungen des Arztes zu beachten, die auf die 
schnelle Wiederherstellung der Gesundheit 
und vollen Arbeitsfähigkeit des Werktätigen 
gerichtet sind. Über die Form der Schonarbeit 
entscheidet jedoch der Betrieb allein.unter Be¬ 
rücksichtigung seiner arbeitsorganisatorischen 
und sonstigen Bedingungen. 

- Die zeitliche Dauer der Schonarbeit wird in 
Übereinstimmung mit dem Betrieb durch den 
behandelnden Arzt festgelegt. 

- Weder die Entscheidungen des Arztes noch die 
des Betriebes sind gerichtlich überprüfbar, d. h. 
der Gerichtsweg ist ausgeschlossen. Zulässig 
sind selbstverständlich alle anderen gesetz¬ 
lich vorgesehenenen Möglichkeiten der Über¬ 
prüfung von Entscheidungen. 

6 . 4 . 

Der Arbeitsunfall 
6.4.1. 

Begriff und Erscheinungsformen 
des Arbeitsunfalls 

Paragraph 220 Abs. 1 AGB enthält die Legalde¬ 
finition des Arbeitsunfalls; die Abs. 2 bis 4 be¬ 
stimmen, welche Unfälle einem Arbeitsunfall 
gleichgestellt sind. 

Für alle Unfälle im Sinne des § 220 Abs. 1 bis 
4 gelten folgende Merkmale: 

- Der Unfall ist eine Verletzung des Werktätigen. 

- Die Verletzung muß durch ein plötzliches Er¬ 
eignis hervorgerufen worden sein. 

- Das plötzliche Ereignis muß von außen auf den 
Werktätigen eingewirkt haben. 

Der Unfall als Verletzung des Werktätigen 
Der Arbeitsunfall fordert die Verletzung des 
menschlichen Körpers. Art und Schwere der Ver¬ 
letzung sind dabei unerheblich. 

Der Unfall als plötzliches Ereignis 
Typisch für den Arbeitsunfall ist, daß Ereignis und 
Auswirkung plötzlich auftreten. In der Regel han¬ 
delt es sich um kürzeste Zeiträume von oft nur 
wenigen Sekunden. In Ausnahmefällen wird auch 
ein längerer Zeitraum (bis zur Dauer von maximal 


einer Arbeitsschicht) anerkannt. Solche Ausnah¬ 
mefälle sind z. B. Erfrierungen oder Hitzschlag. 
Plötzlichkeit ist auch dann gegeben, wenn die 
Einwirkung plötzlich geschieht und die schädi¬ 
gende Auswirkung allmählich auftritt (z. B. Zell¬ 
gewebeentzündungen, Quetschungen, Prellun¬ 
gen). 

Der Unfall als ein von außen wirkendes Ereignis 

Die Einwirkung auf den menschlichen Körper 
muß von außen erfolgen (z. B. durch Schlag, Stoß, 
Verbrennen). Dabei ist die Art der Einwirkung 
(mechanisch, chemisch, elektrisch u. a.) unerheb¬ 
lich. Ein allmählicher Vorgang, der sich innerhalb 
des menschlichen Organismus vollzieht, kann 
nicht zum Unfall führen, sondern stellt eine 
Krankheit dar. Hierbei sind Abgrenzungen häufig 
recht kompliziert, da äußere arbeitsbedingte Ein¬ 
wirkungen nicht selten zu längerwirkenden inne¬ 
ren Prozessen hinzukommen (z. B. bei Magener¬ 
krankungen, Herzinfarkt u. a.). 61 

Sind diese Merkmale gegeben, so sind Ar¬ 
beitsunfälle bzw. Unfälle, die ihnen in der rechtli¬ 
chen Folge gleichgestellt sind, in drei Erschei¬ 
nungsformen möglich: 

- als Arbeitsunfall im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsprozeß (§ 220 Abs. 1 AGB), 

- als Wegeunfall (§ 220 Abs. 2 AGB), 

- als dem Arbeitsunfall.gleichgestellter Unfall bei 
organisierten gesellschaftlichen, kulturellen 
oder sportlichen Tätigkeiten (§ 220 Abs. 3 
AGB und VO über die Erweiterung des Versi¬ 
cherungsschutzes bei Unfällen in Ausübung ge¬ 
sellschaftlicher, kultureller oder sportlicher Tä¬ 
tigkeiten vom 11. 4. 1973 62 )- 

6.4.2. 

Der Arbeitsunfall im Zusammenhang 
mit dem Arbeitsprozeß 

Der Unfall im -Zusammenhang mit dem Arbeits¬ 
prozeß ist der eigentliche Arbeitsunfall. Auf seine 
Verhinderung und die Minderung von Unfallfol- 


schnittslohnes und nicht nur bezogen auf die ausfal¬ 
lende Arbeitszeit. 

61 In besonderen Fällen wird durch die Sozialversiche¬ 
rung der Begriff des von außen einwirkenden Ereig¬ 
nisses im Interesse der Werktätigen erweitert. Das 
ist dann der Fall, wenn besondere Faktoren der Ar¬ 
beitstätigkeit, wie kurzfristige besondere Kraftan¬ 
strengung, das schädigende Ereignis ausgelöst oder 
zumindest mit beeinflußt haben. Hier ist die Aner¬ 
kennung als Arbeitsunfall möglich. 

62 GBl. 1 1973 Nr. 22 S. 199 i. d. F. der Bkm. v. 26. 9. 
1977 GBl. I Nr. 31 S. 346. 
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gen ist der Gesundheits- und Arbeitschutz primär 
gerichtet. Die Ursachen, die zu diesen Unfällen 
führen, sind vom Betrieb weitestgehend beein¬ 
flußbar. Sie sind durch zielgerichtete Maßnahmen 
und die Bemühungen aller leitenden Mitarbeiter 
und Werktätigen* ohne Leitungsfunktionen 
schrittweise zu beseitigen. Liegen die Merkmale 
eines Unfalls vor, so ist ein Arbeitsunfall im Sinne 
des § 220 Abs. 1 AGB dann gegeben, wenn sich 
der Unfall in Erfüllung der Pflichten des Werktä¬ 
tigen aus dem Arbeitsrechtsverhältnis ereignet 
bzw. ein Zusammenhang zu seiner Arbeit besteht. 
In der Regel betrifft das alle Tätigkeiten, die der 
Werktätige ausführt, wobei zu beachten ist, daß er 
seine Arbeitspflichten auch außerhalb des Be¬ 
triebsgeländes erfüllen kann. Der Zusammenhang 
mit dem Arbeitsprozeß ist auch während der ge¬ 
setzlich festgelegten Pausen bzw. während der 
Anwesenheit des Werktätigen im Betrieb vor oder 
nach der Arbeitsschicht, sofern diese Anwesen¬ 
heit nach betrieblichen Regelungen (Arbeitsord¬ 
nung) möglich oder vom Leiter ausdrücklich ge¬ 
nehmigt würde, gegeben. Unfälle, die sich bei der 
Einnahme der Mahlzeiten, beim Umkleiden oder 
bei betrieblich genehmigten Möglichkeiten der 
Reproduktion der Arbeitskraft (Pausenort) er¬ 
eignen, werden als Arbeitsunfälle anerkannt. 

Auch Unfälle, die bei der Durchführung von 
Arbeiten zur Realisierung einer abgeschlossenen 
Neuerervereinbarung entstehen, gelten als Ar¬ 
beitsunfälle. Gleiches trifft für Unfälle auf Dienst¬ 
reisen zu, soweit ein Zusammenhang zur Arbeits¬ 
tätigkeit gegeben ist. Das ist nicht der Fall, wenn 
der Unfall in der Freizeit am Dienstreiseort ge¬ 
schieht oder während eines Kuraufenthaltes. 

Die Ursachen des Unfalls sind für seine Aner¬ 
kennung unerheblich. Bedeutsam ist ausschließ¬ 
lich der Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß. 
Dieser Zusammenhang besteht flicht, wenn der 
Werktätige außerhalb seiner Arbeitsaufgabe bzw. 
außerhalb des Arbeitsrechtsverhältnisses handelt 
(z. B. nicht genehmigte Fahrt mit dem betriebsei¬ 
genen PKW oder nicht genehmigte Privatarbeit). 

Ein Unfall, als dessen Ursache Alkoholmiß¬ 
brauch des Werktätigen festgestellt wird, gilt 
ebenfalls nicht als Arbeitsunfall (§ 220 Abs. 5 
AGB). Das Kriterium Alkoholmißbrauch ist nicht 
an eine bestimmte Menge genossenen Alkohols 
oder aij einen bestimmten Blutalkoholgehalt gebun¬ 
den. Bereits bei der geringsten Menge kann die ge¬ 
setzlich geforderte Voraussetzung erfüllt sein. Er¬ 
heblich ist ausschließlich die Tatsache, daß der Un¬ 
fall als Folge des Alkoholgenusses eintrat. Ist dieser 


ursächliche Zusammenhang nicht gegeben, kann 
die Anerkennung des Unfalls als Arbeitsunfall 
nicht versagt werden. Das ist beispielsweise dann 
der Fall, wenn ein Werktätiger zwar Alkohol ge¬ 
nossen hat, der Unfall aber durch technisches Ver¬ 
sagen der Maschine herbeigeführt wurde. Hier hat 
der Werktätige zwar disziplinwidrig gehandelt, 
aber er erlitt einen Arbeitsunfall. 

6.4.3. 

Der Wegeunfall 

Als Arbeitsunfall gilt auch ein Unfall auf einem 
mit der Tätigkeit im Betrieb zusammenhängenden 
Weg zur und von der Arbeitsstelle. Wegeunfälle 
gemäß § 220 Abs. 2 AGB sind Arbeitsunfällen 
gleichgestellt. Neben die allgemeinen Kriterien tritt 
hier das Erfordernis des ursächlichen Zusammen¬ 
hanges des Weges mit der Betriebstätigkeit. Uber 
das Vorliegen oder Nichtvorliegen dieses Zusam¬ 
menhanges wurde in den vergangenen Jahren 
häufig gestritten,da die gesellschaftlichen und 
individuellen Bedingungen und Erscheinungen 
sehr vielschichtig sein können, die die Frage nach 
dem ursächlichen Zusammenhang immer wieder 
aufwerfen. Unstrittig ist, daß in der Regel jeder 
Weg, der die Arbeitsstelle zum Ziel hat, als Weg 
zur Arbeitsstelle und jeder Weg, der die Wohnung 
zum Ziel hat, als Weg von der Arbeitsstelle gilt. 
Hierbei handelt es sich immer um den Weg vom 
Verlassen der Wohnung bzw. des Hauses bis zum 
Betriebstor und zurück. Sehr eng mit dem Ar¬ 
beitsweg verbundene notwendige Umwege lassen 
es nicht in jedem Fall zu, nur den Unfall auf di¬ 
rektem Weg zum und vom Betrieb als Arbeitsun¬ 
fall anzuerkennen. Dieser Weg kann unterbro¬ 
chen bzw. es kann von ihm abgewichen werden. 
Allerdings muß stets der räumliche und zeitliche 
Zusammenhang zur Betriebstätigkeit vorhanden 
sein. Das wird immer dann der Fall sein, wenn es 
zur Versorgung der Kinder (Bringen zur oder Ab¬ 
holen von der Kinderkrippe oder dem Kindergar¬ 
ten) erforderlich ist, wenn auf dem Weg Dienstlei¬ 
stungen in Anspruch genommen oder Einkäufe 
getätigt werden. Ein Wegeunfall ist auch gegeben, 


63 Vgl. u. a. „Stellungnahme der Zentralen Beschwer¬ 
dekommissionen für Sozialversicherung, der Wege¬ 
unfall als Arbeitsunfall“, Sozialversicherung und 
Arbeitsschutz, 1974/4, S. 6; 

H. Püschel, „Anerkennung eines Wegeunfalls als 
J Arbeitsunfall“, AuA, 1980/10, S. 477 f.; 

E. Bunzel, „Nochmals: Anerkennung von Wegeun¬ 
fällen als Arbeitsunfälle“, AuA, 1981/2, S. 87. 
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wenn während oder nach der Arbeitszeit eine me¬ 
dizinische Einrichtung besucht wird (§ 183 
AGB). 

Hat der Werktätige ohne akzeptierbaren 
Grund einen anderen Ort z. B. zum Tätigen von 
Einkäufen aufgesucht (beim notwendigen Arzt¬ 
besuch kann das anders sein), so wird der räumli¬ 
che Zusammenhang zur Betriebstätigkeit nicht 
mehr zu befürworten sein. Ist jödoch das Ziel nach 
Verlassen des Betriebes nicht die eigene Woh¬ 
nung, sondern eine auf einen anderen Weg befind¬ 
liche andere Wohnung, so endet der Arbeitsweg 
beim Betreten der anderen Wohnung. 

Der zeitliche Zusammenhang wird in der Re¬ 
gel dann nicht mehr vorhanden sein, wenn der 
Werktätige den Weg ohne notwendigen Grund 
um viele Stunden unterbricht (er setzt z. B. nach 
stundenlangem Gaststättenaufenthalt den Weg 
zur Wohnung fort). Im Zweifelsfall haben die Be¬ 
triebsgewerkschaftsleitungen bzw. die Verwal¬ 
tungen der Sozialversicherung die Umstände und 
die Gründe, die zur Unterbrechung des Weges 
von und zur Arbeitsstelle führten, sorgfältig zu 
prüfen und zu ermitteln, ob der Zusammenhang 
zur Betriebstätigkeit noch existierte oder nicht. 

6.4.4. 

Der Unfall bei gesellschaftlicher, 
kultureller oder sportlicher Tätigkeit 

Die Mitwirkung an allen Formen des gesellschaft¬ 
lichen Lebens als Bestandteil der sozialistischen 
Demokratie sowie die Entfaltung der Persönlich¬ 
keit durch gesellschaftliche, kulturelle und sportli¬ 
che Betätigung gehören zur Lebensweise der Ar¬ 
beitskollektive und ihrer Mitglieder im Sozialis¬ 
mus. Alle Formen dieser Mitgestaltung und Betä¬ 
tigung werden durch das sozialistische Recht ge¬ 
fördert und durch das Arbeitsrecht in besonderer 
Weise geschützt. Auch Unfälle bei organisierten 
gesellschaftlichen, kulturellen und sportlichen Tä¬ 
tigkeiten sind den Arbeitsunfällen gleichgestellt 
(§ 220 Abs. 3 AGB). Zusätzlich zu den allgemei¬ 
nen Kriterien für den Unfall muß es sich hier um 
eine in der bereits genannten VO über die Er¬ 
weiterung des Versicherungsschutzes bei Unfällen 
in Ausübung gesellschaftlicher, kultureller oder 
sportlicher Tätigkeit angeführte Betätigung 
handeln, die in organisierter Form erfolgen muß. 


Kombinate, staatliche Einrichtungen oder Genos¬ 
senschaften durchführen. Rechtlich unerheblich ist, 
welche Leitungsebene bzw. welche Verantwortli¬ 
chen die Veranstaltung, Zusammenkunft o. ä. orga¬ 
nisieren und ob die entsprechende Veranstaltung im 
Rahmen von geplanten oder nichtgeplanten Aktivi¬ 
täten stattfindet. 

Alle Unfälle, die in dem genannten Zusammen¬ 
hang geschehen und auf die die erforderlichen 
Merkmale zutreffen, gelten als Arbeitsunfälle. Im 
einzelnen handelt es sich um Unfälle bei 

- organisierter gesellschaftlicher Tätigkeit, 

- organisierter kultureller Tätigkeit, 

- organisierter sportlicher Tätigkeit, 

- weitere in § 2 der VO aufgeführte Tätigkeiten. 

Organisierte gesellschaftliche Tätigkeiten sind Sit¬ 
zungen, Versammlungen, Konferenzen, Tagungen, 
Kongresse u. a., die im Betrieb und außerhalb des 
Betriebes (Wohngebiet, Schule, Territorium usw.) 
-- durchgeführt werden. Es sind Tätigkeiten als Funk¬ 
tionär von Parteien und Massenorganisationen, Mit¬ 
glied eines gesellschaftlichen Gerichts, Schöffe usw., 
aber auch Aktivitäten im Wohngebiet, z. B. bei der 
Erfüllung von Pflegeverträgen mit dem VEB Kom¬ 
munale Wohnungsverwaltung. Auch Neuerertätig¬ 
keit, die außerhalb des Betriebes und außerhalb der 
Arbeitszeit geleistet wird, ist ebenfalls gesellschaftli¬ 
che Tätigkeit. 64 

Organisierte kulturelle Tätigkeit ist jede Form der 
Beteiligung im Rahmen kultureller Massenarbeit. 
Hierzu gehören z. B. Theaterbesuche des Kollektivs, 
Brigadefeiern und aktive kulturelle Selbstbetätigung 
in organisierten Kulturgruppen. 

Organisierte sportliche Tätigkeit ist jede Art sportli¬ 
cher Betätigung; sie reicht von der Pausengymnastik 
bis zum Leistungssport. Unfälle beim nichtorgani- 
sierten Sport werden vom erweiterten Versiche¬ 
rungsschutz nicht erfaßt. Hiervon sind jene sportli¬ 
chen Betätigungen ausgenommen, die zwar vom Be¬ 
trieb nicht ausdrücklich organisiert wurden, um die 
er aber weiß und die er auch duldet. Dieses Verhal¬ 
ten des Betriebes wird dem Kriterium der Organi- 
siertheit gleichgestellt. 

Weitere Tätigkeiten, bei deren Ausübung auftre¬ 
tende Unfälle dem Arbeitsunfall gleichgestellt wer¬ 
den, sind in § 2 der VO über die Erweiterung des 
Versicherungsschutzes .. . genannt. Es handelt sich 
um Rettungstaten, Hilfeleistung bei Unglücksfällen, 
freiwillige Einsätze im Interesse der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit, Teilnahme an Kinderfe¬ 
rienlagern, AWG-Einsätze u. a. 


Eine organisierte Tätigkeit im Sinne des § 220 ---——- 

Abs. 3 AGB ist jede Teilnahme (aktiv und passiv) 64 VO über die Förderung der Tätigkeit der Neuerer 
des Werktätigen an Veranstaltungen, die Parteien, und -Rationalisatoren in der Neuererbewegung - 

demokratische Organisationen, Nationale Front; ' Neuerer-VO-vom22. 12.1971, GBl. II1972Nr. 1 
staatliche und wirtschaftsleitende Organe, Betriebe, S. 1, § 22 Abs. 2. 
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6 . 5 . 

Die Berufskrankheit 

Berufskrankheiten sind Erkrankungen, die ent¬ 
weder besonders regelmäßig bei Werktätigen be¬ 
stimmter Berufe oder in höherem Maße als bei 
den übrigen Werktätigen auftreten und auf be¬ 
rufsbedingte Einflüsse, z. B. den Umgang mit ge¬ 
sundheitsgefährdenden Materialien, zurückzu- 
führen sind. Paragraph 221 AGB definiert sie als 
Erkrankung, die durch arbeitsbedingte Einflüsse 
bei der Ausübung bestimmter beruflicher Tätig¬ 
keiten bzw. Arbeitsaufgaben hervorgerufen wird 
und die in der „Liste der Berufskrankheiten“ ge¬ 
nannt ist. 65 

Im Unterschied zum Arbeitsunfall als plötzliches 
Ereignis handelt es sich bei der Berufskrankheit 
um eine länger andauernde oder sich ständig oder 
häufig wiederholende Einwirkung, die zur Beein¬ 
trächtigung der Gesundheit führt. Oft liegen jah¬ 
relange, schädigende Ereignisse (z. B. Lärm) vor, 
bevor die Krankheit in Erscheinung tritt. 


heit als Berufskrankheit nicht einverstanden, hat 
er ein Einspruchsrecht bei der Kreisbeschwerde¬ 
kommission der Sozialversicherung des FDGB 
und gegen deren Beschluß bei der Bezirksbe¬ 
schwerdekommission. 

Das gleiche Recht steht auch der Verwaltung 
der Sozialversicherung des Kreis- bzw. Stadtvor¬ 
standes des FDGB, der BGL, dem Staatsanwalt 
und dem Betrieb zu. 

Die Einspruchsfrist beträgt zwei Wochen nach 
Zugang der Entscheidung. Das Einspruchsrecht 
ist in § 88 SVO geregelt. 


65 Zur „Liste der Berufskrankheiten“ vgl. VO über 
die Verhütung, Meldung und Begutachtung von 
Berufskrankheiten vom 26. 2. 1981, GBl, I Nr. 12 
S. 137 und 1. DB hierzu (Liste der, Berufskrank¬ 
heiten) vom 21. 4. 1981, GBl. 1 Nr. 12 S. 139. 

66 Den Betrieben obliegt gemäß § 17 ASVO eine Mel¬ 
depflicht über äufgetretene Arbeitsunfälle. Die 
Meldepflicht bei Unfällen, entsprechend der VO 
über die Erweiterung des Versicherungschut¬ 
zes ..., ist in § 6 dieser VO geregelt. 


6 . 6 . 

Die Anerkennung von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten 

Die Entscheidung über die Anerkennung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten hat für die 
materiell-rechtliche Sicherstellung des Werk¬ 
tätigen weitgehende Bedeutung, da sich sowohl ' 
die Leistungen der Sozialversicherung als auch die 
besonderen Pflichten des Betriebes von den¬ 
jenigen bei ärztlich bescheinigter Krankheit 
unterscheiden. Ob ein Arbeitsunfall bzw. eine 
Berufskrankheit vorliegt, entscheidet gemäß 
§ 222 i. Verb. m. § 11 der Ersten DB zur SVO 

— für Werktätige, die ihre Geldleistungen vom 
Betrieb ausgezahlt erhalten, die Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitung, 

- für alle anderen Werktätigen die Verwaltung 
der Sozialversicherung des Kreis- bzw. 
Stadtvorstandes des FDGB. 66 

Die Entscheidung, ob eine Berufskrankheit 
vorliegt, hat auf der Grundlage der Stellungnahme 
der Arbeitshygieneinspektion des Rates des Be¬ 
zirkes zu erfolgen. 

Ist der Werktätige mit der Entscheidung der 
Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. der Verwal¬ 
tung der Sozialversicherung des Kreis- bzw. 
Stadtvorstandes des FDGB über die Anerkennung 
eines Unfalls als Arbeitsunfall oder einer Krank- 


300 


Kapitel XI 

Geistig-kulturelles und sportliches Leben 

und soziale Betreuung der Werktätigen dm Betrieb 


1 . 

Das geistig-kulturelle 
und sportliche Leben 
der Werktätigen im Betrieb 

Die weitere Gestaltung der entwickelten soziali¬ 
stischen Gesellschaft in der DDR schließt die 
Entwicklung eines reichen geistig-kulturellen und 
sportlichen Lebens ein. Die Direktive des X. Par¬ 
teitages der SED zum Fünfjahrplan für die Ent¬ 
wicklung der Volkswirtschaft der DDR in den 
Jahren 1981 bis 1985 orientiert insbesondere dar¬ 
auf, die vorhandenen Voraussetzungen zur gei¬ 
stig-kulturellen und sportlichen Betätigung der 
Werktätigen besser zu nutzen und weiter auszu¬ 
bauen sowie durch eine enge Zusammenarbeit der 
Betriebe mit den örtlichen Staatsorganen die in 
den Territorien bestehenden kulturellen Einrich¬ 
tungen und Sportanlagen in stärkerem Maße allen 
Werktätigen zu erschließen. 1 

Die geistig-kulturelle und soziale Betreuung 
durch den Betrieb stellt ein wichtiges Element bei 
der Entwicklung allseitig gebildeter, verantwor¬ 
tungsbewußt handelnder sozialistischer Persön¬ 
lichkeiten dar. Die Befriedigung der Bedürfnisse 
der Werktätigen erfolgt gemäß § 95 Abs. 1 AGB 
in erster Linie über das Arbeitseinkommen. Ent¬ 
scheidend ist aber auch die zunehmende Befriedi¬ 
gung geistig-kultureller Bedürfnisse durch den 
Betrieb. Das geistig-kulturelle und sportliche Le¬ 
ben der Werktätigen ist zwar nicht unmittelbar mit 
dem Arbeitsprozeß verbunden, es trägt jedoch 
maßgeblich dazu bei, Arbeitsfreude und Schaf¬ 
fenskraft der Werktätigen zu erhöhen und weitere 
Leistungsreserven zu erschließen. Daraus ergibt 
sich auch für die Betriebe und Gewerkschaften die 
Verpflichtung, ein vielfältiges gesellschaftlich-po¬ 
litisches und geistig-kulturelles Leben der Werk¬ 
tätigen zu organisieren (Art. 41 Verfassung). 

Im 11. Kapitel des AGB werden die Aufgaben 
und die Verantwortung der Betriebe und ihrer 
Leiter für das geistig-kulturelle und sportliche Le¬ 


ben sowie die soziale Betreuung der Werktätigen 
festgelegt. Des weiteren werden in diesem Kapitel 
die entsprechenden Rechte und Pflichten der 
Werktätigen sowie die Verantwortung der Be¬ 
triebsgewerkschaftsorganisationen und ihrer Or¬ 
gane geregelt. 

Ausgehend von den grundlegenden Aufgaben 
des Arbeitsrechts wird im 11. Kapitel des AGB 
das verfassungsmäßige Grundrecht der Werktäti¬ 
gen auf Teilnahme am kulturellen Leben, an Kör¬ 
perkultur und Sport sowie auf Fürsorge der Ge¬ 
sellschaft im Alter und bei Invalidität weiter aus¬ 
gestaltet (Art. 25 Abs. 3, Art. 36 Verfassung). 
Dadurch trägt das Arbeitsrecht gleichzeitig dazu 
bei, die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen in den Betrieben auf diesem Gebiet 
planmäßig zu verbessern, insbesondere ihre gei¬ 
stig-kulturelle Betreuung auszubauen und Vor¬ 
aussetzungen für eine sinnvolle Freizeitgestaltung 
und Erholung zu schaffen (§ 2 Abs. 4 AGB). 

1 . 1 . 

Die Aufgaben und die Verantwortung 
des Betriebes und des Betriebsleiters 

In Konkretisierung der Verpflichtung des Betrie¬ 
bes in Art. 41 Verfassung und in Verwirklichung 
der Aufgaben des Arbeitsrechts gemäß § 1 Abs. 2 
AGB werden dem Betrieb bzw. Betriebsleiter zur 
Verwirklichung des Rechts der Werktätigen auf 
Teilnahme am kulturellen Leben, an Körperkul¬ 
tur und Sport die in den §§ 223 und 224 AGB 
festgelegten Aufgaben übertragen. Hervorzuhe¬ 
ben ist dabei die Verbindung des geistig-kulturel¬ 
len und sportlichen Lebens mit der Bewegung 
„Sozialistisch arbeiten, lernen und leben“ (§ 223 
Abs. 1 Buchst, a AGB). Dadurch wird einmal die 


1 Vgl. Direktive des X. Parteitages der SED zum 
Fünfjahrplan für die Entwicklung der Volkswirt¬ 
schaft der DDR in den Jahren 1981 bis 1985, Berlin 
1981, S. 63. 
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Bedeutung der Arbeitskollektive für die Entwick¬ 
lung des geistig-kulturellen und sportlichen Le¬ 
bens unterstrichen. Zum anderen wird deutlich,' 
daß sich das geistig-kulturelle und sportliche Le¬ 
ben der Werktätigen nicht durch Weisungen der 
Leiter entwickeln läßt, sondern es erfordert, in 
den Arbeitskollektiven entsprechende Initiativen 
zu entwickeln und zu fördern. 

Dementsprechend ist der Betrieb verpflichtet 
(§ 223 Abs. 1 Buchst, b AGB), die betrieblichen 
Gewerkschaftsleitungen und die Arbeitskollek¬ 
tive bei der Erhöhung des Niveaus des geistig-kul¬ 
turellen Lebens zu unterstützen und alle Bedin¬ 
gungen für die Förderung des kulturellen Schöp¬ 
fertums der Werktätigen zu schaffen. Das trifft 
gleichermaßen auch auf die Förderung der kultu¬ 
rellen, sportlichen und touristischen Betätigung 
der Jugend zu (§ 223 Abs. 1 Buchst, d AGB). 

Die Aufgaben auf dem Gebiet des geistig-kul¬ 
turellen und sportlichen Lebens kann der Be¬ 
triebsleiter nur dann verwirklichen, wenn er sie 
gemeinsam mit der Betriebsgewerkschaftsleitung 
und den Leitungen anderer gesellschaftlicher Or¬ 
ganisationen löst und dabei eng mit den örtlichen 
Volksvertretungen und deren Räten zusammen¬ 
arbeitet (vgl. § 223 Abs. 2 sowie § 22 Abs. 2 
Buchst, g AGB und §§ 4,31 und 32,45 und 46,65 
und 66 GöV). 

Primär erfolgt die geistig-kulturelle und so¬ 
ziale Betreuung unmittelbar gegenüber den im 
Arbeitsrechtsverhältnis zum Betrieb stehenden 
Werktätigen. Teilweise ist sie auch bei ruhendem 
Arbeitsrechtsverhältnis wahrzunehmen (§§ 235 
und 247 Abs. 1 AGB). Durch den Betrieb wird 
aber auch den Familienangehörigen seiner Werk¬ 
tätigen geistig-kulturelle und soziale Betreuung 
zuteil. Die in § 223 Abs. 1 Buchst, c AGB festge¬ 
legten Aufgaben des Betriebes zur Förderung der 
sportlichen Betätigung der Werktätigen und zur 
Unterstützung der Grundorganisation des DTSB 
und der Betriebssportgemeinschaft werden in ge¬ 
setzlichen Regelungen weiter ausgestaltet. 2 Der 
Betriebsleiter wird darin u. a. verpflichtet, Maß¬ 
nahmen zur weiteren Entwicklung von Körper¬ 
kultur und Sport in die betrieblichen Pläne aufzu¬ 
nehmen. Bei der Lösung seiner Aufgaben auf dem 
Gebiet von Körperkultur und Sport wird er von 
der betrieblichen Sportkommission unterstützt, 
die ein beratendes und koordinierendes Organ des 
Betriebsleiters,ist. 

Ausdruck der Zusammenarbeit zwischen Be¬ 
triebsleiter und Betriebsgewerkschaftsleitung sind 
ihre Verpflichtungen im BKV zur Entwicklung ei¬ 


nes hohen Kultur- und Bildungsniveaus und zur 
Förderung der sportlichen Tätigkeit der Werktä¬ 
tigen (vgl. §§28 und 29 AGB). Grundlage für die 
Verpflichtungen im BKV bilden die im Betriebs¬ 
plan (Planteil: Arbeits- und Lebensbedingungen) 
festgelegten Maßnahmen zur Förderung des gei¬ 
stig-kulturellen und sportlichen Lebens im Be¬ 
trieb, d. h. konkrete Verpflichtungen, mit denen 
unter Berücksichtigung vorhandener Möglichkei¬ 
ten zur allseitigen Betreuung der Werktätigen 
beigetragen werden kann. Die Aufgaben des Be¬ 
triebes bei der Gewährleistung der effektiven 
Nutzung der Kultur-, Jugend- und Sporteinrich¬ 
tungen und ihrer Unterhaltung, Instandhaltung 
und ihrem planmäßigen Ausbau sowie beim 
zweckentsprechenden Einsatz der finanziellen 
Fonds zur Entwicklung des geistig-kulturellen'und 
sportlichen Lebens ergeben sich aus § 224 AGB. 

Von besonderer Bedeutung für Betriebe ohne 
eigene Kultur-, Jugend- und Sporteinrichtungen 
ist die Regelung im § 224 Abs. 3 AGB. Diese Be¬ 
triebe haben in Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Volksvertretungen und deren Räten sowie mit 
anderen Betrieben zu gewährleisten, daß ihre 
Werktätigen deren Einrichtungen zur kulturellen 
und sportlichen Betätigung nutzen können. Dazu 
sind entsprechende Vereinbarungen abzuschlie¬ 
ßen (§§ 4, 31 und 32, 45 und 46, 65 und 66 GöV 
sowie § 21 Abs. 5 Kpmbinats-VO). 

1 . 2 . 

Die Rechte und Pflichten des Werktätigen 

Ausgehend von den verfassungsmäßigen Grund¬ 
rechten auf Teilnahme am kulturellen Leben, an 
Körperkultur und Sport (Art. 25 Verfassung) so¬ 
wie auf umfassende Mitgestaltung des politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens 
(Art. 21 Verfassung) werden diese für die Werk¬ 
tätigen im § 225 AGB weiter ausgestaltet. Da¬ 
nach hat der Werktätige nicht nur das Recht, am 
geistig-kulturellen und sportlichen Leben des Be¬ 
triebes teilzunehmen, er kann dieses auch durch 
seine aktive Mitarbeit verwirklichen, sei es als 
Kultur- oder Sportfunktionär in seiner Gewerk¬ 
schaftsgruppe, in entsprechenden Kommissionen 
der betrieblichen Gewerkschaftsleitung oder 


2 AO über die Wahrnehmung der Verantwortung der 
Betriebe und staatlichen Einrichtungen auf dem 
Gebiet von Körperkultur und Sport vom 30. 11. 
1972, GBl. II Nr. 71 S. 835. 
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der Leitungen anderer gesellschaftlicher Organi¬ 
sationen, durch seine Vorschläge und Hinweise 
sowie durch seine Teilnahme an der Organisie¬ 
rung und inhaltlichen Gestaltung entsprechender 
Veranstaltungen. Das geschieht unter Wahrung 
allgemeiner arbeitsrechtlicher Prinzipien. Auch 
Formen und rechtliche Folgen von Mitwirkungs¬ 
handlungen entsprechen prinzipiell den arbeits¬ 
rechtlichen Grundsätzen (Vereinbarungs-, Zu- 
stimmungs- und Organisationsrecht der Gewerk¬ 
schaft, das Recht jedes Werktätigen, die Kultur¬ 
arbeit mitzugestalten). Speziell über die in § 22 
Buchst, h AGB geregelten Formen haben die 
Werktätigen unmittelbare Mitwirkungsrechte 
bei der Gestaltung und Realisierung des BKV als 
einem wichtigen rechtlichen Instrument zur Mobi¬ 
lisierung der geistig-kulturellen Arbeit und sozia¬ 
len Betreuung im Betrieb. 

Eine Besonderheit sieht § 226 Abs. 1 AGB in 
Form des Rechts der Gewerkschaft zur Bestim¬ 
mung der kulturpolitischen Mitarbeiter vor. 

Auch die Beziehungen Werktätiger - Betrieb sind 
auf geistig-kulturellem sowie sozialem Gebiet teil¬ 
weise nur im Zusammenwirken mehrerer Rechts¬ 
zweige zu gewährleisten, sie sind also nicht aus¬ 
nahmslos arbeitsrechtlicher Natur. So ist beispiels¬ 
weise der Erwerb von Waren innerhalb der betrieb¬ 
lichen Pausenversorgung selbst dann ein zivilrechtli¬ 
cher Kaufvertrag, wenn nur Betriebsangehörige Zu¬ 
gang zu der Verkaufsstelle haben. Auch die Durch¬ 
führung von Wohnraumlenkungsmaßnahmen nach 
§ 12 der Werkswohnungsordnung ist trotz der be¬ 
trieblichen Unterstützungspflicht aus § 232 AGB 
eine verwaltungsrechtliche Entscheidung, obwohl 
der Betrieb und einer seiner Werktätigen beteiligt 
sind. 

Den Werktätigen steht das Recht zu, betrieb¬ 
liche Kultur-, Jugend- und Sporteinrichtungen 
unentgeltlich zu nutzen (§ 226 Abs. 1 und 2 
AGB). Das heißt, sie brauchen für die Inan¬ 
spruchnahme der Kultur- und Sporteinrichtungen 
des Betriebes keine Benutzungsgebühr oder Mit¬ 
gliedsbeiträge zu zahlen. Das schließt jedoch nicht 
aus, daß Werktätige beim Besuch bestimmter öf¬ 
fentlicher Veranstaltungen im Kulturhaus des Be¬ 
triebes Eintritt zu zahlen haben. 

In § 225 Abs. 2 AGB wird der Werktätige ver¬ 
pflichtet, die betrieblichen Kultur-, Jugend- und 
Sporteinrichtungen, die sozialistisches Eigentum 
sind, pfleglich zu behandeln und die betrieblichen 
Regeln über ihre Benutzung bzw. entsprechende 
Weisungen zu befolgen. Diese Regeln sind gemäß 
§ 91 Abs. 2 Buchst, d AGB in der Arbeitsord¬ 


nung festzulegen. Der Werktätige soll auch an der 
Schaffung und Erhaltung der genannten betriebli¬ 
chen Einrichtungen mitwirken. 

Verursacht ein Werktätiger durch die schuld¬ 
hafte Verletzung der betrieblichen Regeln (Nut¬ 
zungsordnung) einen Schaden im sozialistischen 
Eigentum (z. B. an Einrichtungsgegenständen), 
kann er dafür nach den Bestimmungen des ZGB 
materiell verantwortlich gemacht werden (§§ 21 
und 330 ff. ZGB). 


1 . 3 . 

Die Rechte 

der Betriebsgewerkschaftsorganisation 
und ihrer Organe 
sowie anderer gesellschaftlicher 
Organisationen 

Zu den umfangreichen Rechten der Gewerkschaf¬ 
ten als umfassende Klassenorganisation der Ar¬ 
beiterklasse und Interessenvertreter der Arbeiter, 
Angestellten und Angehörigen der Intelligenz ge¬ 
hört auch ihre Mitwirkung bei der Förderung des 
geistig-kulturellen und sportlichen Lebens der 
Werktätigen (Art. 44 Verfassung und § 6 Abs. 3 
AGB). 

Im Betrieb werden diese Rechte durch die Be¬ 
triebsgewerkschaftsorganisation und ihre Organe 
wahrgenommen, indem sie die geistig-kulturelle 
Arbeit der Werktätigen entfalten und ihre sportli¬ 
che Tätigkeit fördern (§ 22 Abs. 2 Buchst, g 
AGB). Diese Rechte werden in § 226 Abs. 1 
AGB weiter ausgestaltet. 

Besonders zu beachten sind dabei die Festle¬ 
gungen über die Leitung der kulturpolitischen 
Arbeit durch die Betriebsgewerkschaftsleitung. 
Aus ihnen ergibt sich auch, daß die Betriebsge¬ 
werkschaftsleitung des Trägerbetriebes für die 
kulturpolitische Arbeit in den betrieblichen Kul¬ 
tureinrichtungen die volle Verantwortung trägt 
und dementsprechend auch über die Nutzung die¬ 
ser Einrichtungen, wie Klubhäuser, Bibliotheken, 
entscheidet. Die sich daraus ergebenden Aufga¬ 
ben der Betriebsgewerkschaftsleitung sind im ein-- 
zelnen in Beschlüssen des Präsidiums des Bundes¬ 
vorstandes des FDGB festgelegt. 3 


3 Vgl. Beschluß des Präsidiums des Bundesvorstandes 
des FDGB „Die gewerkschaftlichen Kulturhäuser 
zu Zentren des geistig-kulturellen Lebens entwik- 
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Die Betriebsgewerkschaftsleitung bestimmt, 
wer als Leiter einer Kultureinrichtung des Betrie¬ 
bes und als kulturpolitischer Mitarbeiter im Be¬ 
trieb eingestellt wird. Das heißt, Arbeitsverträge 
zwischen dem Betrieb und diesen Werktätigen 
dürfen erst dann geschlossen werden, wenn ein 
entsprechender Beschluß der Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitung vorliegt. 

Die Kultureinrichtungen des Betriebes stehen 
der Betriebsgewerkschaftsorganisation unentgelt¬ 
lich zur Verfügung (§ 226 Abs. 1 AGB). Andere 
gesellschaftliche Organisationen im Betrieb sind 
berechtigt, die Kultur- und Sporteinrichtungen 
des Betriebes unentgeltlich zu nutzen (§ 226 
Abs. 2 AGB). 

2 . 

Die soziale Betreuung 
der Werktätigen im Betrieb 

2 . 1 . 

Die Bedeutung und die Grundsätze 
der sozialen Betreuung der Werktätigen 

Die soziale Betreuung der Werktätigen im Betrieb 
ist fester Bestandteil der Sozialpolitik des soziali¬ 
stischen Staates. Sie ist darauf gerichtet, die Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen 
planmäßig zu verbessern und ihre Entwicklung zu 
sozialistischen Persönlichkeiten zu fördern. Durch 
die Maßnahmen und Einrichtungen der sozialen 
Betreuung der Werktätigen, die Ausdruck der 
Verwirklichung der Hauptaufgabe im täglichen 
Leben sind, werden gleichzeitig wichtige Voraus¬ 
setzungen für die volle Verwirklichung der verfas¬ 
sungsmäßigen Grundrechte durch die Werktäti¬ 
gen geschaffen. Das betrifft vor allem solche ent¬ 
scheidenden Grundrechte wie das Recht auf Ar¬ 
beit, auf Freizeit und Erholung, auf Teilnahme am 
kulturellen Leben, auf Fürsorge der Gesellschaft 
im Alter und bei Invalidität sowie auf materielle 
Sicherheit bei Krankheit und Arbeitsunfällen. 

Die soziale Betreuung der Werktätigen im Be¬ 
trieb umfaßt einmal Einrichtungen und Maßnah¬ 
men, die unmittelbar mit dem Arbeitsprozeß ver¬ 
bunden sind (Arbeiterversorgung, Schaffung und 
Gestaltung sozialer und sanitärer Einrichtungen). 
Sie schließt jedoch auch Einrichtungen und Maß¬ 
nahmen ein, bei denen nur eine mittelbare Ver¬ 


bindung zum Arbeitsprozeß besteht (Berufsver¬ 
kehr) oder die sich auf die Wohnbedingungen 
(Unterstützung bei der Wohnraumversorgung), 
auf die Freizeitgestaltung (Wochenend- und Naher¬ 
holung) oder auf die Betreuung der Kinder von Be¬ 
triebsangehörigen erstrecken. Durch die soziale 
Betreuung werden schließlich auch Werktätige er¬ 
faßt, deren Arbeitsrechtsverhältnis zeitweilig ruht 
(Betreuung der Wehrpflichtigen) und die aus dem 
Arbeitsprozeß ausgeschieden sind (Betreuung der 
Arbeitsveteranen). 

Die soziale Betreuung der Werktätigen ist ge¬ 
mäß § 227 AGB Aufgabe des Betriebes, die er 
gemeinsam mit der BGL und den Leitungen ande¬ 
rer gesellschaftlicher Organisationen planmäßig 
entsprechend den sozial-politischen Erfordernis¬ 
sen - wie sie für den laufenden Fünf jahrplan in der 
Direktive des X. Parteitages der SED zum Fünf¬ 
jahrplan für die Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR in den Jahren 1981 bis 1985 4 festgelegt 
sind — zu vepvirklichen hat. Besondere Aufmerk¬ 
samkeit hat er dabei den Schichtarbeitern, Werk¬ 
tätigen im höheren Lebensalter und Werktätigen 
mit geminderter Arbeitsfähigkeit zu schenken. Im 
Interesse der Koordinierung der Maßnahmen der 
sozialen Betreuung und der effektiven Nutzung 
der vorhandenen Einrichtungen im Territorium hat 
der Betrieb dabei eng mit den örtlichen Volksver¬ 
tretungen und deren Räten zusammenzuarbeiten 
(vgl. dazu auch § 4 GöV). Ausgehend von diesen 
Grundsätzen werden im 11. Kapitel des Arbeits¬ 
gesetzbuches (§§ 228 bis 239) die wichtigsten 
Aufgaben der Betriebe bei der sozialen Betreuung 
der Werktätigen festgelegt. Diese Aufgaben hat 
der Betrieb auf der Grundlage der betrieblichen 
Pläne (Planteil: Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen) zu verwirklichen. Die konkreten Verpflich¬ 
tungen auf diesem Gebiet sind in den BKV aufzu¬ 
nehmen (vgl. §§ 28 und 29 AGB). Die soziale Be¬ 
treuung umfaßt in erster Linie Leistungen, die den 
Werktätigen im Zusammenhang mit der Arbeit 
gewährt werden. 


kein“ vom 4. 5. 1973 und Beschluß des Präsidiums 
des Bundesvorstandes des FDGB „Die Literatur¬ 
propaganda der Gewerkschaften verbessern und die 
Wirksamkeit der Gewerkschaftsbibliotheken erhö¬ 
hen“ vom 4. 5. 1973 - beide Beschlüsse sind veröf¬ 
fentlicht im Informationsblatt des FDGB 
Nr. 1973/6. 

4 Vgl. Direktive des X. Parteitages..., a. a. O., 
S. 62 ff. 


304 



2.2 

Die Arbeiterversorgung 

Zu den vorrangigen Aufgaben des Betriebes bei 
der Arbeiterversorgung gehört die Versorgung der 
Werktätigen nach ernährungswissenschaftlichen 
Grundsätzen mit einer warmen Hauptmahlzeit 
und einer Zwischenverpflegung sowie mit Erfri¬ 
schungen. Dabei hat er insbesondere für Schicht¬ 
arbeiter eine den spezifischen Arbeitsbeanspru¬ 
chungen entsprechende Versorgung zu gewährlei¬ 
sten (vgl. § 228 Abs. 1 AGB). 

Eine entsprechende Orientierung auf die wei¬ 
tere Verbesserung der Betreuung und Versorgung 
der Werktätigen, die im Schichtsystem tätig sind 
bzw. unter erschwerten Bedingungen arbeiten, 
enthält auch die Direktive des X. Parteitages der 
SED zum Fünfjahrplan für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft der DDR in den Jahren 1981 bis 
1985. Darin wird gefordert, durch Verstärkung 
der Gemeinschaftsarbeit zwischen den Betrieben 
und Einrichtungen und die Erschließung territo¬ 
rialer Reserven u. a. auch die Qualität des Werk¬ 
küchenessens sowie die Versorgung mit Waren 
und Dienstleistungen zu verbessern und dabei der 
Arbeiterversorgung in den Bau- und Montage¬ 
kombinaten sowie in den Klein- und Mittelbetrie¬ 
ben erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen. 5 Darauf 
ist auch die Regelung in § 228 Abs. 1 Satz 2 ge¬ 
richtet. 

Nach § 228 Abs. 2 ist der Betrieb weiterhin 
verpflichtet, im Zusammenwirken mit den örtli¬ 
chen Volksvertretungen und deren Räten sowie 
mit Dienstleistungs- und Versorgungsbetrieben 
den Werktätigen die Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen und den Einkauf von Waren des 
täglichen Bedarfs zu erleichtern. 


2.3 

Die Schaffung und Gestaltung 
sozialer und sanitärer Einrichtungen 

Zu den vom Betrieb zu schaffenden und zu gestal¬ 
tenden sozialen und sanitären Einrichtungen ge¬ 
hören vor allem Speiseräume, Umkleideräume, 
Waschanlagen und Ruheräume (vgl. § 229 AGB). 
Die dabei einzuhaltenden Anforderungen erge¬ 
ben sich aus dem Standard über Sahitärräume, 
Abort-, Reinigungs- und Umkleideräume sowie 
den funktionellen, hygienischen und bautechni¬ 
schen Forderungen. 6 


2 . 4 . 

Die Sicherung günstiger Bedingungen 
im Berufsverkehr 

Die Aufgaben des Betriebes auf dem Gebiet des 
Berufsverkehrs ergeben sich aus § 230 AGB. Die 
darin geforderte Sicherung günstiger Bedingun¬ 
gen im Berufsverkehr verlangt vom Betrieb, dar--, 
auf Einfluß zu nehmen, daß die Werktätigen 
schnell und sicher ihren Betrieb bzw. Wohnort er¬ 
reichen und Wartezeiten zwischen der Ankunft 
der Verkehrsmittel und Arbeitsbeginn bzw. zwi¬ 
schen Arbeitsende und Abfahrt der Verkehrsmit¬ 
tel weitgehend vermieden werden. 

Diese Aufgabe kann der Betrieb nur in enger 
Zusammenarbeit mit den örtlichen Volksvertre¬ 
tungen und deren Räten, die für den Berufsver¬ 
kehr und seine ständige Verbesserung im Territo¬ 
rium Verantwortung tragen (vgl. insbesondere 
§ 62 Abs. 1 GöV) und den Verkehrsbetrieben lö¬ 
sen. Dabei kann der Betrieb nicht nur Forderun¬ 
gen an die örtlichen Volksvertretungen und deren 
Räte oder an die Verkehrsbetriebe stellen. Er 
selbst hat durch die Gestaltung des Arbeitszeit¬ 
planes (vgl. § 167 AGB) in Abstimmung mit den 
zuständigen örtlichen Räten und den Verkehrsbe¬ 
trieben auf die Bedingungen im Berufsverkehr 
Einfluß zu nehmen. So können beispielsweise in 
größeren Städten durch einen gestaffelten Ar¬ 
beitsbeginn der Betriebe eines bestimmen Terri¬ 
toriums die Bedingungen im Berufsverkehr ver¬ 
bessert werden. 


2 . 5 . 

Die Wochenend- untF Naherholung 

Die immer bessere Befriedigung der wachsenden 
Erholungsbedürfnisse der Werktätigen macht es 
notwendig, die Möglichkeiten für die Wochenend- 
und Naherholung zu erweitern. 7 


5 Vgl. a. a. O., S. 63 f. 

6 Standard über Sanitärräume, Abort-, Reinigungs- 
und Umkleideräume sowie die funktionellen, hy¬ 
gienischen und bautechnischen Forderungen, 
TGL 10 699 (Gruppe 963 600) vom März 1976. 
Auf Baustellen gilt die VO über die Betreuung der 
Werktätigen auf Baustellen vom 8. 8. 1974, GBl. I 
Nr. 44 S. 405 sowie DB dazu vom 8. 8. 1974, GBl. I 
Nr. 44 S. 409. 

7 Vgl. auch Programm der SED. Berlin 1976, S. 25 
und Direktive des X. Parteitages ..., a. a. O., S. 74. 
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Dementsprechend wird in § 231 AGB gefor¬ 
dert, den Werktätigen die betrieblichen Erho¬ 
lungseinrichtungen für die Wochenend- und Nah¬ 
erholung zur Verfügung zu stellen und dabei die 
Schichtarbeiter und die Werktätigen mit Kindern 
vorrangig zu berücksichtigen. Diese Forderung 
richtet sich einmal an die Betriebe, die als Rechts¬ 
träger für die Erhaltung, Bewirtschaftung, Mo¬ 
dernisierung und Erweiterung ihrer betrieblichen 
Erholungseinrichtungen verantwortlich sind. Sie 
spricht aber zugleich auch die betrieblichen Ge¬ 
werkschaftsleitungen an, entsprechend den vom 
FDGB festgelegten Grundsätzen für die effektive 
Nutzung der betrieblichen Erholungseinrichtun¬ 
gen Sorge zu tragen, über die Verteilung der 
Plätze zu entscheiden und auf die Erhöhung des 
Niveaus der Betreuung der Werktätigen in den 
betrieblichen Erholungseinrichtungen sowie ihre 
Erhaltung und Erweiterung Einfluß zu nehmen. 

Entsprechende Vereinbarungen über die Nut¬ 
zung der betrieblichen Erholungseinrichtungen 
und die vorgesehene Verwendung der Mittel des 
Kultur- und Sozialfonds für ihre Erhaltung und 
Bewirtschaftung sind im BKV zu vereinbaren. 8 

Im Interesse der immer besseren Befriedigung 
der wachsenden Erholungsbedürfnisse der Werk¬ 
tätigen und einer effektiven Nutzung der betrieb¬ 
lichen Erholungseinrichtungen auch für die Wo¬ 
chenend- und Naherholung ist eine enge Zusam¬ 
menarbeit zwischen den Betrieben, den Vorstän¬ 
den und Leitungen des FDGB und den örtlichen 
Staatsorganen erforderlich (vgl. dazu insbeson¬ 
dere §§ 32 Abs. 3, 46 Abs. 2 und 66 GöV). 

2 . 6 . 

Unterstützung bei der 
Wohnraumversorgung 

Das Kernstück unserer Sozialpolitik ist das Woh¬ 
nungsbauprogramm. Dementsprechend sind im 
Zeitraum von 1981 bis 1985 insgesamt 930 000 
bis 950 000 Wohnungen durch Neubau und Mo¬ 
dernisierung für etwa 2,8 Millionen Bürger, ins¬ 
besondere für Arbeiter und kinderreiche Familien 
sowie junge Ehepaare zu schaffen. 9 

Das Niveau der Wohnbedingungen der Werk¬ 
tätigen hat nicht nur Einfluß auf die Freizeitgestal¬ 
tung der Werktätigen, es beeinflußt auch ihre Ar¬ 
beitsfreude und Einsatzbereitschaft im Betrieb. In 
einer Reihe von Fällen kann die Versorgung eines 
Werktätigen mit Wohnraum oder auch die Ver¬ 
besserung seiner Wohnverhältnisse eine wesentli¬ 


che Voraussetzung für die Begründung eines Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses oder seine weitere Auf¬ 
rechterhaltung sein. 

Daher sind den Betrieben in § 232 AGB und 
anderen Rechtsvorschriften 10 auch Aufgaben bei 
der Versorgung der Werktätigen mit Wohnraum 
und bei der Verbesserung ihrer Wohnverhältnisse 
übertragen. Als besondere Pflichten werden in 
§ 232 AGB hervorgehoben: 

- Die Unterstützung der Werktätigen, die infolge 
Rationalisierungsmaßnahmen oder Struktur¬ 
veränderungen planmäßig eine Arbeit an ei¬ 
nem anderen Ort aufnehmen, bei der Wohn- 
raumbeschaffung und beim Umzug (die ent¬ 
sprechenden Unterstützungsmaßnahmen sind 
gemäß § 53 Abs. 1 AGB im Überleitungsver¬ 
trag zu vereinbaren). 

- Die Unterstützung der Werktätigen beim Bau 
bzw. Um- und Ausbau von Wohnungen, vor al¬ 
lem im Rahmen des genossenschaftlichen 
Wohnungsbaus, 11 sowie beim Bau von Eigen¬ 
heimen. 12 

Die sich daraus ergebenden Aufgaben haben 
die Betriebe in enger Zusammenarbeit mit den 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen zu lösen 
(vgl. auch § 22 Abs. 2 Buchst, h AGB). Sie müs¬ 
sen dabei außerdem auch mit den Räten der Städ¬ 
te, Stadtbezirke und Gemeinden eng Zusammen¬ 
arbeiten (vgl. dazu § 59 GöV und § 19 der Wohn¬ 
raumlenkungsordnung). Die konkreten Ver¬ 
pflichtungen zur Verbesserung der Wohnbedin¬ 
gungen der Werktätigen sind im BKV zu verein¬ 
baren. 


8 Vgl. VO über die Nutzung betrieblicher Erholungs¬ 
einrichtungen vom 19. 7. 1979, GBl. I Nr. 20 
S. 179. 

9 Vgl. auch Programm der SED, a. a. O. und Direk¬ 
tive des X. Parteitages . . ., a. a. O., S. 64. 

10 Vgl. insbesondere VO über die Lenkung des Wohn- 
raumes vom 14. 9. 1967, GBl. II 1967 Nr. 105 
S. 733 und die Anlage zu vorstehender VO „Ord¬ 
nung über die Wohnraumversorgung für die Werk¬ 
tätigen der Schwerpunktbetriebe und der Betriebe 
mit Werkwohnungen“. 

11 Vgl. VO über die Arbeiterwohnungsbaugenossen¬ 
schaften i. d. F, der Bekanntmachung der Neufas¬ 
sung der VO über die Arbeiterwohnungsbaugenos¬ 
senschaften vom 23. 2. 1973, GBl. I Nr. 12 S. 109. 

12 Vgl. VO über den Neubau, die Modernisierung und 
Instandsetzung von Eigenheimen - Eigenheim-VO 
- vom 31. 8. 1978, GBl. I Nr. 40 S. 425 sowie die 
dazu erlassene DB zur Eigenheim-VO vom 31. 8. 
1978, GBl. I Nr. 40 S. 428. 


306 




2 . 7 . 

Die Betreuung 

der Kinder von Betriebsangehörigen 
und sozialistische Erziehung 
der Schuljugend 

Die Betreuung der Kinder und Jugendlichen, ihre 
gesunde und allseitige Entwicklung, ist im Sozia¬ 
lismus ein vordringliches Anliegen der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft und wichtiger Bestandteil un¬ 
serer Sozialpolitik. Einen wichtigen Platz bei der 
Betreuung der Kinder nehmen die Kinderkrippen 
und Kindergärten ein. Durch ihre Unterhaltung 
und die Bereitstellung weiterer Plätze in Kinder¬ 
einrichtungen werden gleichzeitg wichtige Vor¬ 
aussetzungen dafür geschaffen, daß insbesondere 
junge Mütter ihr Recht auf Arbeit und andere ver¬ 
fassungsmäßige Grundrechte voll wahrnehmen 
können. 

i 

Genosse Erich Honecker konnte auf dem X. Partei¬ 
tag der SED darauf verweisen, daß die DDRauf die¬ 
sem Gebiet den höchsten Versorgungsgrad aller 
Länder besitzt. Allein in den Jahren 1976 bis 1980 
wurden 54 829 neue Kinderkrippenplätze geschaf¬ 
fen, und es konnten 1980 von 100 Kindern bis zu 
drei Jahren 61 einen Kinderkrippenplatz erhalten. 
Der Besuch des Kindergartens konnte trotz steigen¬ 
der Geburtenzahlen allen Kindern, deren Eltern es 
wünschen, ermöglicht werden. 13 
In den Jahren 1981 bis 1985 ist vorgesehen, weitere 
50 000 bis 60 000 Plätze in Kinderkrippen und 
120 000 Kindergartenplätze neu zu schaffen. 14 

Für die Schaffung und Unterhaltung von Kin¬ 
dereinrichtungen tragen auch die Betriebe Ver¬ 
antwortung (vgl. § 233 Abs. 1 AGB). Der Betrieb 
ist außerdem verpflichtet, die Werktätigen bei der 
Unterbringung der Kinder zu unterstützen. Dabei 
hat er eng mit den örtlichen Volksvertretungen 
und deren Räten zusammenzuarbeiten. Eine enge 
Zusammenarbeit erfolgt dabei vor allem mit den 
bei den örtlichen Räten gebildeten Einweisungs¬ 
kommissionen, in denen Vertreter der Betriebe 
mitwirken. 15 

Weiterhin ist der Betrieb gemäß § 233 Abs. 2 
AGB verpflichtet, die Werktätigen bei der Siche¬ 
rung der Pflege erkrankter Kinder zu unterstützen 
und dabei mit den Organen des Gesundheitswe¬ 
sens zusammenzuarbeiten. Dabei geht es u. a. 
darum, diesen Werktätigen auch während der Er¬ 
krankung ihrer Kinder die Teilnahme am Ar¬ 
beitsprozeß zu ermöglichen und den dadurch be¬ 
dingten Arbeitszeitausfall möglichst einzuschrän¬ 
ken. 


Bewährte Formen der Betreuung erkrankter 
Kinder sind Hauskrankenpflege, Hauswirt¬ 
schaftshilfe sowie Verwandtschafts- oder Nach¬ 
barschaftshilfe. Ist eine Betreuung des erkrankten 
Kindes durch andere nicht möglich, ist der Werk¬ 
tätige gemäß § 186 AGB von der Arbeit freizu¬ 
stellen (vgl. dazu auch §§ 40 ff. SVO). Das gilt 
auch dann, wenn die Betreuung wegen vorüber¬ 
gehender Quarantäne für die Kindereinrichtung 
durch diese bzw. durch andere nicht möglich ist 
(vgl. § 42 SVO). 

Aufgabe des Betriebes ist es weiterhin, unter 
Ausnutzung aller Möglichkeiten den Kindern sei¬ 
ner Werktätigen eine erholsame Feriengestaltung 
in Betriebsferienlagern oder anderen Formen der 
Kinderferienerholung zu sichern (vgl. § 234 
Abs. 1 AGB). 16 Die entsprechenden Maßnahmen 
sind in den BKV aufzunehmen. Die Kombinate 
und Großbetriebe sind verpflichtet, mit Klein- 
und Mittelbetrieben sowie Einrichtungen des 
nichtmateriellen Bereichs Vereinbarungen über 
die Aufnahme von Kindern der Werktätigen die¬ 
ser Betriebe abzuschließen. Zu den Aufgaben der 
Betriebe gehört schließlich auch die Gewinnung 
geeigneter Helfer für die Kinderferienlager. 

In § 234 Abs. 2 AGB wird festgelegt, daß die 
betrieblichen Kultur-, Jugend- und Sporteinrich¬ 
tungen für die außerunterrichtliche Tätigkeit und 


13 Vgl. Bericht des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands an den X. Parteitag der 
SED. Berichterstatter: Genosse Erich Honecker, 
Berlin 1981, S. 111 und 101. 

14 Vgl. Direktive des X. Parteitages . . ., a. a. O., S. 74 
und 69. 

15 Vgl. dazu VO über Kindereinrichtungen 
der Vorschulerziehung vom 22. 4. 1976, GBl. I 
Nr. 14 S. 201 und die 1. DB dazu vom 9. 3. 1977, 
GBl. I Nr. 7 S. 53. 

16 Vgl. Gesetz über die Teilnahme der Jugend an der 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft und über ihre allseitige Förderung in der DDR 
— Jugendgesetz der DDR — vom 28. 1. 1974, GBl. I 
Nr. 5 S. 45, §§ 45 ff., die AO über die weitere Ent¬ 
wicklung der Feriengestaltung der Schüler und Stu¬ 
denten sowie der Urlaubsgestaltung der Lehrlinge 
vom 1. 9. 1972, GBl. II Nr. 64 S. 693 und Gemein¬ 
samer Beschluß des Ministerrates der DDR, des 
Bundesvorstandes des FDGB und des Zentralrates 
der FDJ zur Weiterentwicklung der Betriebsferien- 

- lager und der Lager der Erholung und Arbeit, veröf¬ 
fentlicht in: Informationsblatt des FDGB - Be¬ 
schlüsse und Hinweise des Bundesvorstandes des 
FDGB, Nr. 1979/4. 
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Freizeitgestaltung der Schüler unentgeltlich zur 
Verfügung stehen. 

Die Aufgaben des Betriebes bei der sozialisti¬ 
schen Erziehung der Schuljugend sind jedoch um¬ 
fassender, als sie in § 234 AGB ihren Ausdruck 
finden. Denn insgesamt geht es darum, den Ein¬ 
fluß der Arbeiterklasse auf die sozialistische Er¬ 
ziehung der Schuljugend wirksam zu machen. Da¬ 
bei hat der Betrieb die Patenschaftsarbeit mit den 
Schulen, den Unterrichtstag in der Produktion 
und andere Möglichkeiten zu nutzen. 

2 . 8 . 

Die Betreuung der Wehrpflichtigen 

Die zum aktiven Wehrdienst einberufenen Be¬ 
triebsangehörigen verwirklichen ihr verfassungs¬ 
mäßiges Recht und ihre Ehrenpflicht, den Frieden 
und das sozialistische Vaterland und seine Errun¬ 
genschaften zu schützen (vgl. Art. 23 Verfas¬ 
sung). Das verdient Anerkennung durch die sozia¬ 
listische Gesellschaft. Die zum aktiven Wehr¬ 
dienst einberufenen Betriebsangehörigen sollen 
spüren, daß ihr Betrieb mit ihnen auch während 
ihres Ehrendienstes in der NVA oder in den 
Grenztruppen der DDR verbunden ist. Sie sollen 
die Sicherheit haben, daß ihre Angehörigen wäh¬ 
rend dieser Zeit nicht allein sind und die erforder¬ 
liche Hilfe und Unterstützung durch den Betrieb 
erhalten. Dementsprechend wird der Betrieb in 
§ 235 AGB verpflichtet, 

- die zum aktiven Wehrdienst einberufenen Be¬ 
triebsangehörigen in würdiger Form zu verab¬ 
schieden und mit ihren Angehörigen enge Ver¬ 
bindung zu halten, 

- vorbildliche Leistungen von Betriebsangehöri¬ 
gen während des aktiven Wehrdienstes zu wür¬ 
digen, 

- den Angehörigen die erforderliche Hilfe und 
Unterstützung zu gewähren und sie in das ge¬ 
sellschaftliche Leben des Betriebes einzubezie¬ 
hen. 

Diese Pflichten werden in der Verordnung 
über die Förderung der Bürger nach dem aktiven 
Wehrdienst — Förderungsverordnung — näher 
ausgestaltet. 17 

Die konkreten Maßnahmen zur Betreuung der 
zum aktiven Wehrdienst einberufenen Betriebs¬ 
angehörigen und ihrer Angehörigen sind im BKV 
oder anderen betrieblichen Regelungen zu ver¬ 
einbaren oder durch Weisungen der Leiter festzu¬ 
legen. 


Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang 
auch, daß der Betrieb Werktätigen während der 
Dauer des Grundwehrdienstes, des Dienstver¬ 
hältnisses als Soldat, Unteroffizier oder Offizier 
auf Zeit und des Reservistenwehrdienstes nicht 
kündigen darf (vgl. § 58 AGB). Weitere Pflichten 
des Betriebes ergeben sich aus der Förderungsver¬ 
ordnung. 

2 . 9 . 

Die Betreuung der Arbeitsveteranen 

Den Arbeitsveteranen gilt die besondere Fürsorge 
der sozialistischen Gesellschaft (vgl. Art. 36 Ver¬ 
fassung). Arbeitsveteranen sind Alters- und Inva¬ 
lidenrentner, die aus dem Arbeitsprozeß ausge¬ 
schieden sind. Es sind Bürger, die teilweise viele 
Jahre, oft während ihres gesamten Arbeitslebens, 
in einem Betrieb gearbeitet und hervorragende 
Arbeitsleistungen vollbracht haben. Daraus er¬ 
wächst für den Betrieb die Aufgabe, die Arbeits¬ 
veteranen auch nach ihrem Ausscheiden aus dem 
Arbeitsprozeß unter Berücksichtigung ihrer Wün¬ 
sche und Interessen in das geistig-kulturelle Le¬ 
ben des Betriebes einzubeziehen und sie sozial zu 
betreuen. Die Arbeitsveteranen sollen spüren, 
daß ihr Betrieb sie nicht vergessen hat, daß ihre 
Arbeitsleistungen geachtet werden und ihre rei¬ 
chen Erfahrungen gefragt sind. Die Betriebe ha¬ 
ben u. a. die Pflicht, die Veteranen im Rahmen ih¬ 
rer Möglichkeiten bei der Wohnungsinstandhal¬ 
tung zu unterstützen. Arbeitsveteranen sind zu¬ 
dem bei der Vergabe von Ferienplätzen zu be¬ 
rücksichtigen und'haben das Recht, Einrichtun¬ 
gen des betrieblichen Gesundheitswesens in An¬ 
spruch zu nehmen. 

Die konkreten Pflichten des Betriebes auf die¬ 
sem Gebiet und die Rechte der Arbeitsveteranen 
regelt § 236 AGB. 

Umfangreiche Aufgaben bei der Betreuung 
der Arbeitsveteranen haben auch die Gewerk¬ 
schaften. 18 Arbeitsveteranen bleiben auch nach 


17 VO über die Förderung der Bürger nach dem 
aktiven Wehrdienst — Förderungs-VO - vom 
25. 3. 1982 GBl. I Nr. 12 S. 256. 

18 Vgl. dazu die Richtlinie über Rolle, Aufbau, Aufga¬ 
ben und Arbeitsweise der Veteranenkommissionen 
bei den Vorständen des FDGB und den Industrie¬ 
gewerkschaften und Gewerkschaften sowie der Ve- 
teranen-AGL in Betrieben und Institutionen - Be¬ 
schluß des Sekretariats des Bundesvorstandes des 



dem Ausscheiden aus dem Arbeitsprozeß Mit¬ 
glied der Betriebsgewerkschaftsorganisation, der 
sie zuletzt während ihres Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses angehörten. Ihre Interessen werden von der 
Veteranen-AGL wahrgenommen, die ihre Teil¬ 
nahme am gewerkschaftlichen und betrieblichen 
Leben organisieren und ihre soziale und kulturelle 
Betreuung unterstützen. 


3 . 

Die Finanzierung 
des geistig-kulturellen 
und sportlichen Lebens 
und der sozialen Betreuung 

Der Betrieb hat die notwendigen finanziellen und 
materiellen Voraussetzungen für die geistig-kul¬ 
turelle und sportliche Tätigkeit zu schaffen. Im 
Rahmen der betrieblichen Aufgabenstellungen 
sind die geistig-kulturellen und sportlichen Ein¬ 
richtungen im Zusammenhang mit der Entwick¬ 
lung der ökonomischen Basis entsprechend den 
vorhandenen Möglichkeiten in der Planung sowie < 
Plandurchführung zu berücksichtigen. Das trifft 
insbesondere für die finanziellen Fonds zu, die 
ausschließlich bzw. größtenteils für die geistig¬ 
kulturelle sowie sportliche Arbeit gebildet wer¬ 
den. 

Die Finanzierung der betrieblichen Einrich¬ 
tungen und. Maßnahmen des geistig-kulturellen 
und sportlichen Lebens sowie der sozialen Be¬ 
treuung der Werktätigen erfolgt auf der Grund¬ 
lage der Anordnung über die Finanzierung der be¬ 
trieblichen Einrichtungen und Maßnahmen für 
die Betreuung der Werktätigen. 19 

Eine große Bedeutung für die Förderung des 
geistig-kulturellen und sportlichen Lebens und für 
die soziale Betreuung der Werktätigen hat auch 
der Kultur- und Sozialfonds, der in den Betrieben 
auf der Grundlage der Rechtsvorschriften gebil¬ 
det wird (§ 237 Abs. 1 AGB). Der Kultur- und 
Sozialfonds dient der Finanzierung von Maßnah¬ 
men zur Verbesserung der Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen, der gesundheitlichen und sozialen 
Betreuung und der Entwicklung des geistig-kultu¬ 
rellen Lebens. Insbesondere sind die Mittel dieses 
Fonds für Werktätige, die im Mehrschichtsystem 
arbeiten, für die Frauenförderung sowie die Ent¬ 
wicklung der Jugend zu verwenden. 20 


Nach § 12 der Verordnung über die Planung, 
Bildung und Verwendung des Prämienfonds und 
des Kultur- und Sozialfonds für volkseigene Be¬ 
triebe wird der Kultur- und Sozialfonds vom je¬ 
weils übergeordneten Organ in Übereinstimmung 
mit der zuständigen Gewerkschaftsleitung als 
staatliche Plankennziffer in absoluter Höhe fest¬ 
gelegt. Dabei wird unter Berücksichtigung des in 
den Betrieben erreichten Niveaus der kulturellen 
und sozialen Betreuung auf eine kontinuierliche 
Erhöhung des Kultur- und Sozialfonds insbeson¬ 
dere in Betrieben mit einem hohen Anteil an 
Frauen und Schichtarbeitern orientiert. Die vor¬ 
gesehene Verwendung der Mittel des Kultur- und 
Sozialfonds ist im BKV zu vereinbaren. Dabei ist 
ein rationeller und effektiver Einsatz des Kultur- 
und Sozialfonds im Interesse der Werktätigen zu 
sichern. Auf der Grundlage der entsprechenden 
Vereinbarungen im BKV entscheidet über die 
Verwendung der Mittel des Kultur- und Sozial¬ 
fonds im einzelnen der Betriebsleiter mit Zustim¬ 
mung der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung. 21 

Eine Finanzierung von Maßnahmen des gei¬ 
stig-kulturellen und sportlichen Lebens und der 
sozialen Betreuung aus anderen Fonds ist zulässig, 
wenn Rechtsvorschriften das vorsehen (vgl. § 237 
Abs. 3 AGB). Die Verwendung dieser Mittel be¬ 
darf der Zustimmung der BGL. So kann nach § 10 
der Verordnung über die Planung, Bildung und 
Verwendung des Prämienfonds und des Kultur- 
und Sozialfonds in volkseigenen Betrieben im 
BKV vereinbart werden, daß Mittel des Prämien- 


FDGB vom 11.4. 1973, in: Informationsblatt des 
FDGB - Beschlüsse und Informationen des Bun¬ 
desvorstandes des FDGB, Nr. 1973/5. 

19 AO über die Finanzierung der betrieblichen Ein¬ 
richtungen und Maßnahmen für die Betreuung der 
Werktätigen - Finanzierung der betrieblichen Be¬ 
treuung - vom 28. 3. 1972, GBl. II Nr. 20 S. 225 
i. d. F. der AO Nr. 2 über die Aussonderung von 
Grundmitteln, die Anwendung von Sonderab¬ 
schreibungen und die Bildung und Verwendung des 
Reparaturfonds vom 23. 6. 1975, GBl. I Nr. 30 
S. 574. 

20 VO über die Planung, Bildung und Verwendung des 
Prämienfonds und des Kultur- und Sozialfonds für 
volkseigene Betriebe vom 12. 1. 1972, GBl. II Nr. 5 
S. 49. 

21 Vgl. § 237 Abs. 2 AGB und VO über die Planung, 
Bildung und Verwendung des Prämienfonds und des 

< Kultur- und Sozialfonds für volkseigene Betriebe 
vom 12. 1. 1972, GBl. II Nr. 5 S. 49, § 13. 
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fonds zur Verbesserung der Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen der Werktätigen eingesetzt werden. 
Gemäß § 13 der genannten Verordnung können 
außerdem aus dem Prämienfonds Zuwendungen 
für Arbeitsjubiläen, Eheschließungen, Namens¬ 
gebungen oder für andere Anlässe finanziert wer¬ 
den. 

Ebenfalls können auch Teile des Leistungs¬ 
fonds für Verbesserungen der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen eingesetzt 
werden. 22 

Aus dem Kultur- und Sozialfonds können Be¬ 
triebsangehörige auf Antrag finanzielle Unter¬ 
stützung erhalten, wenn ihre soziale Lage das er¬ 
fordert. Einen Antrag können alle Werktätigen 
des Betriebes, aber auch die staatlichen Leiter und 
die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen stellen. 
Uber die Gewährung der finanziellen Unterstüt¬ 
zung und ihre Höhe entscheidet ebenfalls der Be¬ 
triebsleiter mit Zustimmung der zuständigen be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsleitung (vgl. § 238 
AGB). 

4 . 

Die Sicherung 
mitgebrachter Gegenstände 

Im Zusammenhang mit seiner Teilnahme am ge¬ 
sellschaftlichen Arbeitsprozeß und seiner gesell¬ 
schaftlichen Tätigkeit ist es erforderlich, daß der 
Werktätige verschiedene Gegenstände in den Be¬ 
trieb mitbringt, die er für den Arbeitsweg und die 
Erfüllung seiner Arbeitsaufgaben oder auch für 
die gesellschaftliche Tätigkeit innerhalb und au¬ 
ßerhalb des Betriebes benutzt bzw. benötigt. 
Diese zum persönlichen Eigentum des Werktäti¬ 
gen gehörenden oder in seinem Besitz befindli¬ 
chen Gegenstände vor Beschädigung und Verlust 
zu schützen, ist Anliegen der Regelung in § 239 
AGB. 

Danach ist der Betrieb verpflichtet, für die von 
den Werktätigen im Zusammenhang mit der Ar¬ 
beit und der gesellschaftlichen Tätigkeit in den 
Betrieb mitgebrachten Gegenstände ordentliche 
und sichere Aufbewahrungsmöglichkeiten bereit¬ 
zustellen. Verletzt der Betrieb diese Pflicht, und 
ein Werktätiger erleidet dadurch einen Schaden 
an seinem persönlichen Eigentum, so hat der Be¬ 
trieb ihm Schadenersatz gemäß § 270 AGB zu 
zahlen. 


Das bezieht sich auf alle Gegenstände, die der 
Werktätige für den Arbeitsweg oder die Erfüllung 
seiner Arbeitsaufgaben benutzt bzw. benötigt 
(z. B. Bekleidung, Taschen, Schifme, Fahrräder). 
Sie trifft aber auch für die Gegenstände zu, die der 
Werktätige für die kulturelle und sportliche Betä¬ 
tigung, für seine Qualifizierung oder seine gesell¬ 
schaftliche Arbeit innerhalb und außerhalb des 
Betriebes benutzt bzw. benötigt (z. B. Musikin¬ 
strumente, Sportgeräte und -bekleidung, Bücher, 
Kameras). 

Die vom Betrieb bereitgestellten Aufbewah¬ 
rungsmöglichkeiten müssen ordentlich und sicher 
sein, d. h., sie müssen so beschaffen sein, daß die 
darin aufbewahrten Gegenstände vor Beschädi¬ 
gung und Verschmutzung weitgehend geschützt 
und vor dem Zugriff Unbefugter gesichert sind. 
Dabei reicht es aus, wenn der Betrieb den Werktä¬ 
tigen handelsübliche verschließbare Garderoben¬ 
oder ähnliche Schränke bzw. Behältnisse zur Ver¬ 
fügung stellt, in denen sie ihre mitgebrachten Ge¬ 
genstände einschließen können. Der Betrieb ist 
dagegen nicht verpflichtet, darüber hinausge¬ 
hende Sicherheitsvorkehrungen, z. B. Bewachung 
der Garderobenschränke, zu treffen. 23 

Für die Aufbewahrung von Fahrrädern reicht 
es aus, wenn der Betrieb einen entsprechenden 
Platz oder Raum bereitstellt, wo die Werktätigen 
ihre Fahrräder abstellen und anschließen können. 
Für das Fahrradschloß oder andere Sicherungen 
haben die Werktätigen selbst zu sorgen. Die Be¬ 
wachung der Fahrräder kann vom Betrieb nicht 
gefordert werden. 

Für die Aufbewahrung von Wertsachen, grö¬ 
ßeren Geldbeträgen und Gegenständen mit ho¬ 
hem Anschaffungswert kann der Betrieb festle¬ 
gen, daß dafür besondere Aufbewahrungsmög¬ 
lichkeiten zu benutzen sind. Die Einzelheiten der 
Benutzung der vom Betrieb bereitgestellten Auf¬ 
bewahrungsmöglichkeiten sind gemäß § 91 
Abs. 2 Buchst, c in der Arbeitsordnung zu regeln. 

In § 239 wird eine Pflicht des Betriebes zur 
Bereitstellung von Aufbewahrungsmöglichkeiten 
für die von den Werktätigen in den Betrieb mitge¬ 
brachten Kraftfahrzeuge ausgeschlossen Das 
hängt damit zusammen, daß viele Betriebe keine 


22 Vgl. AO über die Planung, Bildung und Verwen¬ 
dung des Leistungsfonds der volkseigenen Betriebe 
vom 15. 5. 1975, GBl. I Nr. 23 S. 416. 

23 Vgl. dazu auch das Urteil des Obersten Gerichts der 
DDR vom 10.8. 1979 - OAK 11/79, in: NJ, 
1979/1 l.S. 506 oder AuA, 1980/2, S. 90. 
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Möglichkeit haben, im Betriebsgelände ausrei¬ 
chende Parkmöglichkeiten zu schaffen. Stellt der 
Betrieb Parkmöglichkeiten zur Verfügung, so sind 
die Einzelheiten der Benutzung in der Arbeits¬ 
ordnung festzulegen. Übernimmt der Betrieb 
dabei über die Bereitstellung von Parkraum hin¬ 
aus zusätzliche Sicherungspflichten, so hat er bei 
Nichterfüllung dieser Pflichten für einen dadurch 
am Kraftfahrzeug eines Werktätigen entstande¬ 
nen Schaden nach § 270 AGB Schadenersatz zu 
leisten. 24 


24 Vgl. dazu das Urteil des Obersten Gerichts der DDR 
vom 29.8. 1975-ZA 19/75, in: AuA, 1975/23, 
S. 731 oder NJ, 1975/21, S. 642, das auch heute 
noch als Orientierung zu beachten ist. 



Kapitel XII 

Besondere Rechte der werktätigen Frau und Mutter 


l. 

Die gleichberechtigte 
Stellung der Frau 

* 

1 . 1 . 

Allgemeine Bedingungen 

für die Verwirklichung 

der Gleichberechtigung der Frau 

Artikel 20 Abs. 2 der Verfassung legt fest: „Mann 
und Frau sind gleichberechtigt und haben die glei¬ 
che Rechtsstellung in allen Bereichen des gesell¬ 
schaftlichen, staatlichen und persönlichen Lebens. 
Die Förderung der Frau, besonders in der berufli¬ 
chen Qualifikation, ist eine gesellschaftliche und 
staatliche Aufgabe.“ 

Bereits auf dem VIII. Parteitag der SED 
konnte festgestellt werden, daß die Gleichberech¬ 
tigung der Frau in der DDR sowohl gesetzlich als 
auch im Leben weitgehend verwirklicht ist. 1 Das 
ist die positive Bilanz der grundlegenden Verän¬ 
derung der gesellschaftlichen Stellung der Frau, 
die sich in unserer Gesellschaft vollzogen hat. 

Basierend auf der bereits mit der antifaschi¬ 
stisch-demokratischen Umwälzung geschaffenen 
rechtlichen Gleichheit von Mann und Frau vollzog 
sich in der Periode der Schaffung der Grundlagen 
des Sozialismus, in einer historisch kurzen Zeit 
von der Gründung der DDR bis Anfang der 60er 
Jahre, eine revolutionäre Veränderung aller ma¬ 
teriellen und ideologischen Bedingungen, die die 
Stellung der Frau in der Gesellschaft bestimmen. 
Entsprechend dem jeweilig erreichten Entwick¬ 
lungsstand wurden kontinuierlich und planmäßig 
die Voraussetzungen geschaffen, um die Frauen 
noch umfassender in den gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozeß sowie in das gesamte politisch-staatli¬ 
che und gesellschaftliche Leben einzubeziehen. 
Mit dem Sieg der sozialistischen Produktionsver¬ 
hältnisse waren weitgehend die Bedingungen für 
die Verwirklichung der Gleichberechtigung der 
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Frau in der DDR geschaffen. Im Jahre 1961 
konnte das Politbüro des ZK der SED im Kom¬ 
munique „Die Frau — der Frieden und der Sozia¬ 
lismus“ diese historische Aufgabe als gelöst anse- 
hen und neue Aufgaben festlegen, denn die bishe¬ 
rigen Erfahrungen hatten deutlich gemacht, daß 
die Verwirklichung der Gleichberechtigung kein 
einmaliger Akt ist, sondern ein ständiger Prozeß. 
Aus dem nächsten Schritt, die entwickelte soziali¬ 
stische Gesellschaft zu gestalten, ergaben sich 
qualitativ neue, höhere Aufgaben für alle Berei¬ 
che des gesellschaftlichen Lebens. Es galt, „die 
Potenzen, die mit der Verwirklichung der Gleich¬ 
berechtigung entstanden waren, noch besser im 
Interesse der Frauen und im Interesse der gesam¬ 
ten Gesellschaft wirksam werden zu lassen“ 2 . 
Dementsprechend wurden auf dem VIII. und 
IX. Parteitag der SED neue Aufgabenstellungen 
formuliert. In der Periode der weiteren Gestal¬ 
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
geht es, wie es im Programm der SED heißt, dar- 
, um, „überall solche Bedingungen zu schaffen, 
damit die Frauen ihrer gleichberechtigten Stellung 
in der Gesellschaft immer besser gerecht werden 
können. Die Festigung der gesellschaftlichen Stel¬ 
lung und die Persönlichkeitsentwicklung der 
Frauen erfordern, zielstrebig daran zu arbeiten, 
daß die Frauen ihre berufliche Tätigkeit noch er¬ 
folgreicher mit ihren Aufgaben als Mütter und in 
der Familie vereinbaren können.“ 3 

Ausgehend von den Erfahrungen in der DDR 
und in den anderen sozialistischen Ländern lassen 
sich einige allgemeine Bedingungen für die Ver¬ 
wirklichung der Gleichberechtigung der Frau her¬ 
ausarbeiten. 4 


1 Vgl. Bericht des ZK an den VIII. Parteitag der SED, 
Berichterstatter: E. Honecker, Berlin 1971, S. 67. 

2 Zur gesellschaftlichen Stellung der Frau in der 
DDR, Leipzig 1978, S. 38. 

3 Programm der SED, Berlin 1976, S. 39 f. 

4 Vgl. dazu auch: Zur gesellschaftlichen Stellung der 
Frau in der DDR, a. a. O., S. 30 ff. 
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Erste Voraussetzung für die Verwirklichung 
der Gleichberechtigung der Frau ist die Herstel¬ 
lung der rechtlichen Gleichheit zwischen Mann 
und Frau. Lenin schrieb dazu: „Mit der Frage der 
Stellung der Frau hat sich die Sowjetmacht von 
Anfang an befaßt. Ich glaube, daß jeder Arbeiter¬ 
staat, der zum Sozialismus übergeht, eine zweifa¬ 
che Aufgabe haben wird. Der erste Teil dieser 
Aufgabe ist verhältnismäßig einfach und leicht. Er 
betrifft die alten Gesetze, welche die Frau dem 
Mann gegenüber benachteiligten.“ 5 

So wichtig die Lösung dieser Aufgabe für die 
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau 
auch war, Lenin hat immer wieder betont, daß 
damit dieser langwierige und schwierige Prozeß 
erst begonnen wurde, denn „Gleichheit vor dem 
Gesetz ist noch nicht Gleichheit im Leben“ 6 . Die 
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau 
im Leben ist ein Prozeß, in dem eine grundlegende 
Veränderung aller materiellen und ideologischen 
Voraussetzungen erfolgen muß. Zu den wichtig¬ 
sten Aufgaben gehörte dabei die Schaffung von 
Voraussetzungen für die Berufstätigkeit der Frau¬ 
en, denn „zur vollständigen Befreiung der Frau 
und ihrer wirklichen Gleichstellung mit dem 
Mann bedarf es gesellschaftlicher Einrichtungen, 
bedarf es der Teilnahme der Frau an der allgemei¬ 
nen produktiven Arbeit“ 7 . 

, In unserer Republik wurden diese Aufgaben¬ 
stellungen von Beginn an kontinuierlich verwirk¬ 
licht. So wurden bereits im Jahre 1950 durch den 
Erlaß des „Gesetzes der Arbeit“ 8 und des „Geset¬ 
zes zum Schutz von Mutter und Kind und über die 
Rechte der Frau“ 9 wichtige Voraussetzungen für 
die Verwirklichung der Berufstätigkeit der Frauen 
geschaffen. Durch diese bedeutungsvollen histori¬ 
schen Gesetzgebungsakte wurde den zuständigen 
Staatsorganen, den Verwaltungen und Betrieben 
die Verpflichtung auferlegt, die Bedingungen da¬ 
für zu schaffen, daß die verfassungsmäßig garan¬ 
tierte Gleichberechtigung von Mann und Frau im 
Leben auch tatsächlich verwirklicht wird. Gleich¬ 
zeitig wurden Festlegungen getroffen, damit die 
Frau ihre Teilnahme am gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozeß mit ihren Pflichten als Frau und Mut¬ 
ter vereinbaren kann. So enthielt z. B. bereits das 
Gesetz zum Schutz von Mutter und Kind und 
über die Rechte der Frau konkrete Auflagen, in 
welchem Maße im 1. Fünfjahrplan 1951/1955 die 
gesellschaftlichen Einrichtungen zur Erziehung 
und Betreuung von Kindern zu entwickeln waren. 
Mit der Schaffung von Bedingungen für die unein¬ 
geschränkte Teilnahme der Frauen an der Arbeit 


ist die planmäßige Erhöhung des Bildungs- und 
Qualifikationsniveaus der Frauen untrennbar ver¬ 
bunden. Auch die Lösung dieser langfristigen hi¬ 
storischen Aufgabenstellung wurde bereits in den 
ersten Jahren nach Gründung der DDR einge¬ 
leitet. 

Die Verwirklichung der Gleichberechtigung 
der Frau setzt weiter ihre umfassende Einbezie¬ 
hung in das politische und gesellschaftliche Leben 
voraus. „Der Kampf um die Festigung der antifa¬ 
schistisch-demokratischen Ordnung kann nur er¬ 
folgreich sein, wenn auch die Frauen als der größte 
Teil unserer Bevölkerung daran teilnehmen. Das 
bedeutet, daß die Frauen in weit stärkerem Maße 
als bisher an der Entwicklung unseres politischen, 
staatlichen Lebens und an der Erringung der wirt¬ 
schaftlichen Erfolge zu beteiligen sind.“ 10 

Zu den grundlegenden Veränderungen, wel¬ 
che die Gleichberechtigung der Frau im Sozialis¬ 
mus fordert, gehört schließlich die Herausbildung 
einer neuen Einstellung zur Rolle der Frau in der 
Gesellschaft und in der Familie. „Die neue Ein¬ 
stellung zur Gleichberechtigung der Frau entsteht 
weder bei den Frauen noch bei den Männern 
spontan und automatisch mit der Veränderung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse. Eine gezielte 
politisch-ideologische Arbeit ist erforderlich, um 
den Frauen ihre neue Rolle bewußt zu machen, 
die Frau zu befähigen, ihren neuen Platz in der 
Gesellschaft und in der Familie auch wahrzuneh¬ 
men. Sie ist ebenso erforderlich, um dem Mann 
die gesellschaftliche Tragweite dieser Verände¬ 
rung klarzumachen.“ 11 


/ 


5 W. I. Lenin, Werke, Bd. 30, Berlin 1961, S. 23. 

6 a. a. O., S. 363 

7 a. a. O., S. 26 

8 Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege der Ar¬ 
beitskräfte zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
und zur weiteren Verbesserung der materiellen und 
kulturellen Lage der Arbeiter und Angestellten vom 
19. 4. 1950, GBl. I Nr. 46 S. 349. 

9 Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und die 
Rechte der Frau vom 27. 9. 1950, GBl. Nr. 111, 
S. 1 037. 

10 Dokumente der revolutionären deutschen Arbei¬ 
terbewegung zur Frauenfrage 1848 bis 1974 — Aus¬ 
wahl —, Leipzig 1975, S. 175 f. 

11 Zur gesellschaftlichen Stellung der Frau in der 
DDR, a. a. O., S. 35. 
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1 . 2 . 

Die gleichberechtigte Stellung 
der Frau in der Arbeit 

Die Berufstätigkeit ist die wesentliche Grundlage 
für die neue gesellschaftliche Stellung der Frau in 
der sozialistischen Gesellschaft, denn 

— die gleichberechtigte Stellung der Frau in der 
Arbeit ist notwendige Bedingung für die völlige 
Befreiung der Frau von Unterdrückung und 
Diskriminierung; 

— die Stellung der Frau in der Arbeit hat ent¬ 
scheidenden Einfluß auf die Gesamtheit ihrer 
Lebensbedingungen. 

Die Teilnahme der Frauen am gesellschaftli¬ 
chen Arbeitsprozeß hatte sich bereits im imperia¬ 
listischen Deutschland weitgehend durchgesetzt, 
ökonomischer Zwang veranlaßte die Frauen in 
großer Zahl zur Arbeit. Aber erst mit der Beseiti¬ 
gung der Ausbeutung des Menschen, der kapitali¬ 
stischen Produktionsverhältnisse, wurden Bedin¬ 
gungen für die wirklich gleichberechtigte Teil¬ 
nahme der Frauen am gesellschaftlichen Arbeits¬ 
prozeß geschaffen. Erst in der sozialistischen Ge¬ 
sellschaft eröffnete sich für Frauen die reale Mög¬ 
lichkeit, ihr Recht auf Arbeit zu verwirklichen, be¬ 
standen auch die objektiven Bedingungen zur 
Realisierung dieses Rechts. 

Die Verwirklichung der gleichberechtigten 
Stellung der Frau in der Arbeit und in der berufli¬ 
chen Entwicklung war und ist in der DDR ein kon¬ 
tinuierlicher Prozeß, der untrennbar mit der Ent¬ 
wicklung und Entfaltung der sozialistischen Ge¬ 
sellschaft verbunden ist. Ohne die aktive und 
schöpferische Mitwirkung der Frauen wären der 
Aufbau der sozialistischen Gesellschaft, ihre er¬ 
folgreiche Gestaltung und Entwicklung undenk¬ 
bar gewesen. Die umfassende Einbeziehung aller 
arbeitsfähigen Frauen in den gesellschaftlichen 
Arbeitsprozeß war und ist in der DDR ein objek¬ 
tives Erfordernis zur Meisterung unserer Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik. Damit werden zugleich 
die persönlichen Interessen der Frauen verwirk¬ 
licht. Die Sicherung der Teilnahme der Frauen am 
Arbeitsprozeß ist ein konkreter Ausdruck der 
grundlegenden Übereinstimmung von gesell¬ 
schaftlichen und persönlichen Interessen in der 
sozialistischen Gesellschaft. Für die Stellung der 
Frau im gesellschaftlichen Arbeitsprozeß unter 
sozialistischen Gesellschaftsverhältnissen ist cha¬ 
rakteristisch, 

— daß es keinerlei Unterschiede in der rechtlichen 
Stellung von Mann und Frau gibt; Frauen und 
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Mädchen können jeden Beruf ergreifen bzw. 
jede Arbeit aufnehmen, sofern physische und 
physiologische Besonderheiten der Frau dem 
nicht entgegenstehen; 

— daß die Arbeitskraft der Frauen besonders ge¬ 
schützt wird; 

— daß die soziale Funktion als Mutter sowie zu¬ 
sätzliche Belastungen durch besondere Förde¬ 
rungsmaßnahmen gesellschaftlich anerkannt 
und stimuliert werden. 


Basierend auf den bereits unmittelbar nach der 
Zerschlagung der faschistischen Herrschaft durch 
Befehle der SMAD geschaffenen juristischen Ga¬ 
rantien und Grundlagen für eine gleichberechtigte 
Teilnahme der Frauen am gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozeß zeichnet sich vom Gesetz der Ar- .. 
beit 12 , über das Gesetzbuch der Arbeit 13 , das erste ' 
und zweite Änderungsgesetz 14 zum Gesetzbuch 
der Arbeit bis hin zu dem am 1. 1. 1978 in Kraft 
getretenen Arbeitsgesetzbuch 15 ein gradliniger 
Weg der immer umfassenderen Einbeziehung der 
Frauen in die Arbeit und der planmäßigen Ver¬ 
besserung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen 
ab. 

Bereits das Gesetz der Arbeit garantierte je¬ 
der Frau das uneingeschränkte Recht auf einen ih¬ 
ren Fähigkeiten entsprechenden Arbeitsplatz. Es- 
verpflichtete zugleich alle staatlichen Organe, die 
erforderlichen Bedingungen zu schaffen, die es 
den Frauen ermöglichen sollten, in größerem 
Maße von ihrem Recht auf Arbeit in allen Zwei¬ 
gen der Volkswirtschaft Gebrauch zu machen. 


12 Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege der Ar¬ 
beitskräfte . . ., a. a. O. 

13 Gesetzbuch der Arbeit der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik vom 12. 4. 1961, GBl. I Nr. 5 S. 27. 

14 Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzbu¬ 
ches der Arbeit vom 17. April 1963, GBl. 1 S. 63. 
Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzbuches der Arbeit vom 23. November 1966, 
GBl. IS. 12. 

15 Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 16. 6. 1977, GBl. I Nr. 18 S. 185. 
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Die Förderung 

von beruflicher Tätigkeit 

und Mutterschaft 



Darüber hinaus enthielt es wichtige Regelungen 
für die Qualifizierung der Frauen sowie für ihren 
besonderen Schutz im Zusammenhang mit 
Schwangerschaft und der Geburt eines Kindes. In 
dem Maße, wie die staatlichen und gesellschaftli¬ 
chen Garantien für die gleichberechtigte Stellung 
der Frauen im Arbeitsprozeß ausgebaut und ent¬ 
wickelt wurden, stieg planmäßig und kontinuier¬ 
lich der Anteil der berufstätigen Frauen an der ar¬ 
beitsfähigen weiblichen Bevölkerung. Während er 
im Jahre 1950 44,0 % betrug, 1960 69,8 % 
konnte er bis 1978 auf 87 % erhöht werden. Da¬ 
bei waren in den einzelnen Entwicklungsetappen 
jeweils differenzierte Aufgabenstellungen beim 
Ausbau und der Festigung der gleichberechtigten 
Stellung der Frau in der Arbeit zu lösen. 

Das 12. Kapitel des AGB „Besondere Rechte 
der werktätigen Frau und Mutter“ ist von der im 
Programm der SED formulierten gesamtgesell¬ 
schaftlichen langfristigen Zielstellung, den Belan¬ 
gen und Bedürfnissen der werktätigen Mütter im 
Arbeitsprozeß besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken, geprägt. Es beinhaltet ausschließlich 
jene arbeitsrechtlichen Vorschriften, die auf die 
Vereinbarkeit von beruflicher Tätigkeit und Mut¬ 
terschaft gerichtet sind. Die übrigen, alle Frauen 
betreffenden Regelungen zur Gewährleistung ih¬ 
rer gleichberechtigten Teilnahme am gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsprozeß, wie besondere Arbeitszeit¬ 
regelungen für Frauen, sind den jeweiligen Sach- 
kapiteln zugeordnet. Eine solche Festlegung war 
möglich, weil die Verwirklichung der Gleichbe¬ 
rechtigung von Mann und Frau in der DDR einen 
Stand erreicht hat, der es nicht mehr erfordert, 
spezielle Vorschriften über die Sicherung der 
Rechte der Frauen in der Arbeit und ihre beson¬ 
dere Förderung und ihren besonderen Schutz ge¬ 
nerell in das Arbeitsgesetzbuch aufzunehmen. 

Das sozialistische Arbeitsrecht hat bei der be¬ 
sonderen Förderung und dem besonderen Schutz 
der Frauen und Mütter in der Arbeit insbesondere 
folgende Aufgaben: 

- Schaffung von Voraussetzungen für die Reali¬ 
sierung des Rechts auf Arbeit und die Verwirk¬ 
lichung aller anderen Grundrechte in der Ar¬ 
beit unter besonderer Berücksichtigung der so¬ 
zialen Verpflichtungen durch Mutterschaft und 
Familie (vgl. z. B. §§ 3, 160 Abs. 4, 240, 58 
Buchst, b, 59 Abs. 2, 247 AGB); 

- Sicherung einer hohen Effektivität der Teil¬ 
nahme der Frauen am Arbeitsprozeß sowie der 
Persönlichkeitsbildung der Frauen und ihrer 
Befähigung zur sachkundigen und schöpferi¬ 


schen Mitgestaltung im Betrieb und in der Ge¬ 
sellschaft (vgl. z. B. §§ 3, 30, 148 Abs. 1, 241 
AGB); 

- Schaffung und Sicherung von Arbeitsbedin¬ 
gungen, die den besonderen physischen und 
physiologischen Besonderheiten der Frauen 
sowie dem besonderen Umstand der Mutter¬ 
schaft Rechnung tragen (vgl. z. B. §§ 74 
Abs. 4, 210 Absätze 1, 2, 4, 242, 243 AGB); 

- Förderung und Schutz der Mutterschaft, Be¬ 
rücksichtigung der Belange und Bedürfnisse 
der Kinder (vgl. z. B. §§ 244, 245, 246, 248, 
249, 251 AGB). 


3 . 

Der besondere Schutz 
des Rechts auf Arbeit 

Der sozialistische Staat gewährt bestimmten werk¬ 
tätigen Frauen und Müttern einen über den für 
alle Werktätigen hinausgehenden besonderen 
Schutz des Rechts auf Arbeit. Sein Anliegen be¬ 
steht darin, zu sichern, daß die Frauen ohne jegli¬ 
che Sorge um ihren Arbeitsplatz in sozialer Si¬ 
cherheit und Geborgenheit ihrer Mutterschaft 
entgegensehen und ihre soziale Funktion als Mut¬ 
ter unter den günstigsten Bedingungen erfüllen 
können. Charakteristisch für alle Maßnahmen, die 
auf die Sicherung des Rechts auf Arbeit für 
Frauen und Mütter gerichtet sind, ist, daß es sich 
hierbei nicht schlechthin um bestimmte Vergün¬ 
stigungen für die Frau und Mutter handelt, son¬ 
dern daß es zugleich um das Wohl des Kindes 16 , 
die Schaffung optimaler Bedingungen für seine 
Entwicklung geht. Durch den besonderen Schutz 
des Rechts auf Arbeit wird garantiert, daß die 
Mutterschaft keine nachteiligen Auswirkungen 
auf den Bestand und die Ausgestaltung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses der Frau hat, daß sie ihre 
gleichberechtigte Stellung in der Arbeit voll 
wahmehmen kann. 

Der besondere Schutz des Rechts auf Arbeit 
findet seinen konkreten Ausdruck in einem be¬ 
sonderen Kündigungsschutz für Frauen und Müt¬ 
ter sowie in der Garantie des Fortbestandes ihres 
Arbeitsrechtsverhältnisses und ihrer Weiterbe- 


16 Vgl. I. Hovenbitzer, Besondere Rechte der werktä¬ 
tigen Frau und Mutter, Berlin, S. 67. 
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schäftigung entsprechend der arbeitsvertraglichen 
Vereinbarungen nach dem Schwangerschafts- und 
Wochenurlaub bzw. der Freistellung nach dem 
Wochenurlaub. 

Einem besonderen Kündigungsschutz unter¬ 
liegen: 

— Schwangere, 

— stillende Mütter, 

— Mütter mit Kindern bis zu einem Jahr, 

— Mütter während der Zeit der Freistellung nach 
dem Wochenurlaub gemäß § 246 Absätze 1 
und 2 AGB, 

— alleinstehende Werktätige mit Kindern bis zu 
3 Jahren. 

Der besondere Schutz vor einseitiger Auflö¬ 
sung des Arbeitsrechtsverhältnisses durch den Be¬ 
trieb ist differenziert ausgestaltet. Dem genannten 
Personenkreis darf nicht fristgemäß gekündigt 
werden; fristlose Entlassungen bedürfen der Zu¬ 
stimmung des für den Betrieb zuständigen Rates 
des Kreises bzw. Stadtbezirkes (vgl. §§ 58 
Buchst, b, 59 Abs. 2 AGB). Ziel des besonderen 
Kündigungsschutzes ist es, die betreffenden 
Frauen und Mütter über die für alle Werktätigen 
bestehenden Garantien hinaus vor einer einseiti¬ 
gen Auflösung ihres Arbeitsrechtsverhältnisses 
durch den Betrieb zu schützen bzw. zu sichern, 
daß besonders sorgfältig und aufmerksam geprüft 
wird, ob die einseitige Auflösung des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses durch eine fristlose Entlassung 
unter den gegebenen Umständen gesellschaftlich 
notwendig und gerechtfertigt ist. Dabei steht die- 
Sorge um die gesunde, von besonderen Belastun¬ 
gen und Aufregungen der Mutter freie Entwick¬ 
lung des Ungeborenen bzw. des Kleinkindes im 
Vordergrund. 

Die differenzierte Ausgestaltung des besonde¬ 
ren Schutzes vor Auflösung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses für Frauen und Mütter wird durch den 
unterschiedlichen Charakter von fristgemäßer 
Kündigung und fristloser Entlassung begründet. 
Während die fristgemäße Kündigung eine gesell¬ 
schaftlich notwendige Form der einseitigen Auflö¬ 
sung von Arbeitsrechtsverhältnissen unter be¬ 
stimmten Bedingungen darstellt, liegt dem Aus¬ 
spruch einer fristlosen Entlassung regelmäßig eine 
schuldhafte schwerwiegende Verletzung der so¬ 
zialistischen Arbeitsdisziplin oder der staatsbür¬ 
gerlichen Pflichten, die die Weiterbeschäftigung 
des Werktätigen nicht mehr zuläßt, zugrunde. 

Es spricht für das humanistische Wesen unse¬ 
rer Gesellschaft, die Fürsorge und Achtung, die 
dem Wohl des Kindes in unserem Staat entgegen¬ 


gebracht wird, wenn selbst im Falle einer schwer¬ 
wiegenden Verletzung der Normen des sozialisti¬ 
schen Zusammenarbeitens und -lebens werktätige 
Mütter in besonderem Maße vor einer Beendi¬ 
gung ihres Arbeitsrechtsverhältnisses durch eine 
fristlose Entlassung geschützt werden. Indem die 
Rechtswirksamkeit einer fristlosen Entlassung 
gegenüber dem Personenkreis des § 59 Abs. 2 AGB 
ausdrücklich von der Zustimmung des für den Be¬ 
trieb zuständigen Rates des Kreises bzw. Stadtbe¬ 
zirkes abhängig gemacht wird, ist eine zusätzliche 
Garantie gegeben, daß eine solch einschneidende, 
die gesamten Lebensumstände der Werktätigen 
entscheidend beeinflussende Entscheidung wirk¬ 
lich nur dann zur Anwendung gelangt, wenn es ob¬ 
jektiv notwendig ist und die berechtigten Interes¬ 
sen von Mutter und Kind gewahrt wurden. 

Der besondere Kündigungsschutz schränkt 
jedoch nicht das Kündigungsrecht der betreffen¬ 
den Frauen ein. Sie sind selbstverständlich auch 
während der Schwangerschaft, des Wochenur¬ 
laubs usw. berechtigt, den Arbeitsvertrag mit dem 
Betrieb durch Kündigung oder durch überein¬ 
stimmende Willenserklärungen, Aufhebungs¬ 
oder Uberleitungsvertrag, zu lösen. 

. Schwangerschafts- und Wochenurlaub sowie 
Freistellung nach dem Wochenurlaub gemäß 
§ 246 Abs. 1 undi 2 AGB beeinflussen den Be¬ 
stand des Arbeitsrechtsverhältnisses der berech¬ 
tigten Werktätigen nicht. Sie bleiben während die¬ 
ser Zeit Angehörige des Betriebes. Ihr Arbeits¬ 
rechtsverhältnis besteht zu den vereinbarten Be¬ 
dingungen weiter, die Verwirklichung der Haupt¬ 
pflichten der Partner des Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses ist vorübergehend ausgesetzt, das Arbeits¬ 
rechtsverhältnis ruht. Durch das Rechtsinstitut 
des ruhenden Arbeitsrechtsverhältnisses ist es 
möglich, in gesellschaftlich gerechtfertigten Fällen 
einem Werktätigen, der vorübergehend seinen 
Verpflichtungen aus dem Arbeitsvertrag nicht 
nachkommen kann, das Recht auf Arbeit unter 
den bisherigen Bedingungen weiter zu garantie¬ 
ren, ihn also faktisch so zu stellen, als ob die Um¬ 
stände, die seine Tätigkeit zeitweilig ausschließen, 
nicht gegeben wären. Die besondere Vergünsti¬ 
gung beim ruhenden Arbeitsrechtsverhältnis be¬ 
steht für den Werktätigen darin, daß er bei Weg¬ 
fall der vorübergehend die Erfüllung der Pflichten 
aus dem Arbeitsrechtsverhältnis ausschließenden 
Umstände seine Arbeit sofort zu den im Arbeits¬ 
vertrag vereinbarten Bedingungen wieder auf¬ 
nehmen kann. Darüber hinaus behält der Werk¬ 
tätige beim ruhenden Arbeitsrechtsverhältnis 
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in der Regel alle bisher erworbenen Ansprüche 
und Vergünstigungen. 17 

Die Anwendung des ruhenden Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses für die Dauer des Schwangerschafts¬ 
und Wochenurlaubs sowie die Freistellung nach 
dem Wochenurlaub gemäß § 246 Abs. 1 und 2 
AGB (wobei sich beide Formen der Freistellung 
von der Arbeit in einigen Punkten wesentlich von¬ 
einander unterscheiden und auch differenzierte 
Rechtsfolgen auslösen) ist Ausdruck der besonde¬ 
ren Fürsorge des sozialistischen Staates für Mutter 
und Kind. Es schafft die Möglichkeit, daß sich die 
werktätige Mutter ohne Sorge um ihre Arbeit, 
ohne Angst und Unbehagen vor einem berufli¬ 
chen Neubeginn der Pflege ihres Kleinkindes 
widmen kann. Die Garantie des Arbeitsplatzes ist 
also eine spezifische Form zur Sicherung des 
Rechts auf Arbeit, die die Bereitschaft der Frauen 
zur Mutterschaft mit stimuliert und positiv beein¬ 
flußt. Sie gibt den Frauen die Gewißheit, durch 
ihre Mutterschaft nicht vom gesellschaftlichen 
Arbeitsprozeß ausgeschlossen zu werden. Die Ge¬ 
sellschaft erkennt das zeitliche Ausscheiden als 
gerechtfertigt an. 

Wichtige Voraussetzungen für eine möglichst 
problemlose Wiedereingliederung der werktäti¬ 
gen Mutter nach der Geburt eines Kindes sowie 
einer zur häuslichen Pflege des Kleinkindes in An¬ 
spruch genommenen Freistellung nach dem Wo¬ 
chenurlaub werden durch enge Kontakte des Be¬ 
triebes zu diesen Werktätigen während der Zeit, 
in der ihr Arbeitsrechtsverhältnis ruht, geschaffen. 
Die Tatsache, daß während des ruhenden Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses die Betriebszugehörigkeit der 
werktätigen Mutter nicht unterbrochen wird, ver¬ 
pflichtet den Betrieb, sie entsprechend den Mög¬ 
lichkeiten in das betriebliche Leben einzubezie¬ 
hen. 18 Ausdrücklich bestimmt das AGB in § 247 
Abs. 1, daß die Frauen während der Freistellung 
nach dem Wochenurlaub das Recht auf soziale 
Betreuung durch den Betrieb haben. Das bedeu¬ 
tet, daß ihnen in dieser Zeit die sozialen Einrich¬ 
tungen des Betriebes (Einrichtungen des Be¬ 
triebsgesundheitswesens) weiterhin zur Verfü¬ 
gung stehen, sie das Recht haben, die betriebli¬ 
chen Kultureinrichtungen und Sportanlagen zu 
benutzen sowie sich aktiv in betrieblichen Kultur- 
und Sportgruppen zu betätigen. Ferner darf die 
werktätige Mutter erwarten, daß der Betrieb ihr 
gegebenenfalls Unterstützung bei der Pflege und 
Betreuung ihrer Kinder gewährt. 

Das gesellschaftliche Interesse, das der Siche¬ 
rung des Arbeitsplatzes für die werktätige Mutter 


zugrunde liegt, ist nicht nur darauf gerichtet, daß 
sie in sozialer Sicherheit ihren Mutterpflichten 
nachgehen und ohne größere Probleme danach 
ihre berufliche Tätigkeit wieder aufnehmen kann, 
sondern zugleich darauf, den gesellschaftlichen 
und persönlichen Nutzeffekt ihrer Arbeit zielstre¬ 
big zu erhöhen. Die Betriebe werden deshalb auch 
verpflichtet, die Voraussetzungen zu schaffen, daß 
die Frauen die Zeit der Freistellung zur Aus- und 
Weiterbildung nutzen können. In manchen Fällen 
bietet einer werktätigen Mutter gerade die Frei¬ 
stellung eine güte Gelegenheit, eine Qualifizie¬ 
rung nachzuholen oder sich durch Teilnahme an 
der Aus- und Weiterbildung auf andere, verant¬ 
wortungsvollere Aufgaben vorzubereiten. Die 
Mütter sollten rechtzeitig für geeignete Qualifizie¬ 
rungsmaßnahmen gewonnen werden, um mit ih¬ 
nen gemeinsam die zweckmäßigste Form der 
Durchführung überlegen zu können. Hierbei sind 
die gesetzlichen Bestimmungen über den Ab¬ 
schluß von Qualifizierungsverträgen (§§ 153 ff. 
AGB) und über die Verpflichtung zur besonderen 
Unterstützung von Frauen mit Kindern unter 
16 Jahren bei der Aus- und Weiterbildung (§ 241 
AGB) zu beachten. 

Mit Beendigung des ruhenden Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses zum gesetzlich bestimmten Termin 
bzw. nach Vereinbarung leben die im Arbeitsver¬ 
trag fixierten Rechte und Pflichten wieder auf. 
Der Betrieb ist verpflichtet, die Frau nach Ablauf 
der Freistellung entsprechend den Vereinbarun¬ 
gen im Arbeitsvertrag weiterzubeschäftigen 
(§ 247 Abs. 2 AGB). 

4 . 

Förderung und Unterstützung 
bei der Aus- und Weiterbildung 

„Die tatsächliche Gleichberechtigung der Frau in 
der Gesellschaft wird in hohem Maße von ihrer 
gleichberechtigten Stellung'im Arbeitsprozeß be¬ 
einflußt. Diese Stellung wiederum wird in erster 
Linie durch die Qualifikation bestimmt“. 19 


17 Vgl. a. a. O., S. 48. 

18 Vgl. K. Rosenfeld/E. Hein, Förderung und Schutz 
der Frau im Arbeitsrecht, Berlin 1979, S. 52. 

19 Berufsausbildung/Aus- und Weiterbildung,'Schrif¬ 
tenreihe zum AGB der DDR, H. 6, Berlin 1979, 
S. 126. 
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Werktätige Frauen und Mütter werden bei der 
Aus- und Weiterbildung besonders unterstützt 
und gefördert (§§ 148, 241 AGB). Die gezielte 
Einflußnahme des sozialistischen Staates durch 
die rechtliche Fixierung weitergehender Rechte 
(besonderer Förderungs- und Unterstützungs¬ 
maßnahmen) trägt der Tatsache Rechnung, daß 
auch unter sozialistischen Gesellschaftsverhältnis- 
sen „die tatsächliche gesellschaftliche Stellung der 
Frau trotz rechtlich gleicher Regelungen noch 
nicht in jeder Hinsicht den Forderungen ent¬ 
spricht, die - ausgehend von dem erreichten öko¬ 
nomischen, politischen und ideologischen Ent¬ 
wicklungsstand - an die Verwirklichung des Prin¬ 
zips der Gleichberechtigung zu stellen sind“. 20 
Anliegen der in Form weitergehender Rechte 
ausgestalteten Förderungsmaßnahmen für werk¬ 
tätige Frauen und Mütter bei der Aus- und Wei¬ 
terbildung ist es deshalb, Bedingungen zu schaffen, 
um zu garantieren, daß 

- noch vorhandene, vor allem traditionell be¬ 
dingte Rückstände in der Qualifikation von 
Frauen gegenüber Männern beseitigt werden 
(§ 148 Abs. 1 AGB), 

- mehr Frauen zur Ausübung leitender Funktio¬ 
nen befähigt werden (§ 148 Abs. 1 AGB), 

- werktätige Mütter trotz ihrer besonderen Bela¬ 
stungen durch die Mutterschaft sowie die Pflege 
und Erziehung der Kinder von ihrem Recht auf 
umfassende Bildung Gebrauch machen kön¬ 
nen, sie also Berufstätigkeit - einschließlich 
Aus- und Weiterbildung - und Mutterschaft 
vereinbaren können (§ 241 Abs. 1 und 2 
AGB). 

Die Unterstützung von Frauen bei der Aus- 
und Weiterbildung durch die Betriebe ist im Ar¬ 
beitsgesetzbuch nicht im einzelnen ausgestaltet. 
Hier kommt es darauf an, durch die individuelle 
Gestaltung der Arbeitszeit, Freistellung von der 
Arbeit, Patenschaften, Erfahrungsaustausch, Er¬ 
stattung persönlicher Aufwendungen und durch 
andere geeignete Maßnahmen entsprechend den 
Rechtsvorschriften und den im Betriebskollektiv¬ 
vertrag und Qualifizierungsvertrag getroffenen 
Festlegungen günstige Bedingungen für die Quali¬ 
fizierung zu schaffen, die Formen und Maßnah¬ 
men anzuwenden, die für die betreffenden Frauen 
erforderlich sind. 

Weiter ausgestaltet wurde im Arbeitsgesetz¬ 
buch die besondere Unterstützung gegenüber 
Müttern bei der Aus- und Weiterbildung. Das ent¬ 
spricht der in § 241 Abs. 1 enthaltenen Zielstel¬ 
lung, für Frauen,zu deren Haushalt Kinder bis zu 


16 Jahren gehören, in Rechtsvorschriften beson¬ 
dere Maßnahmen zur Förderung und Unterstüt¬ 
zung bei der Aus- und Weiterbildung festzulegen. 
Die Betriebe sind verpflichtet, diesen Frauen bei 
der Aus- und Weiterbildung jede erforderliche 
Unterstützung gemäß den Bestimmungen des 
§ 150 Abs. 2 AGB zu gewähren. Bei Ration^lisie- 
rungsmaßnahmen und Strukturveränderungen 
hat der Betrieb Voraussetzungen dafür zu schaf¬ 
fen, daß die erforderliche Qualifizierung dieser 
Frauen soweit wie möglich während der Arbeits¬ 
zeit erfolgen kann. 

Im Zusammenhang mit der Festlegung beson¬ 
derer Unterstützungsmaßnahmen für Frauen und 
Mütter in der Aus- und Weiterbildung kommt 
dem Frauenförderungsplan besondere Bedeutung 
zu. Er ist ein wichtiges betriebliches Leitungsin¬ 
strument, in dem ausgehend von den betrieblichen 
Möglichkeiten und den Interessen der im Betrieb 
tätigen Frauen und Mütter die abgestimmten 
Maßnahmen zur Förderung der schöpferischen 
Fähigkeiten der Frauen im Arbeitsprozeß, zur 
politischen und fachlichen Aus- und Weiter¬ 
bildung und zur planmäßigen Vorbereitung auf 
den Einsatz in leitende Funktionen sowie zur Ver¬ 
besserung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen 
verankert werden. Die demokratische Form der 
Ausarbeitung und Inkraftsetzung (§ 30 Abs. 2 
und 3 AGB) des Frauenförderungsplanes sichert, 
daß die Frauen und Mütter unmittelbar mitwirken 
und die gesellschaftlichen, betrieblichen und per¬ 
sönlichen Interessen an einer effektiven Aus- 
und Weiterbildung der Frauen weitestgehend in 
Einklang gebracht werden können. 

Besondere Aufmerksamkeit bei der Förde¬ 
rung und Unterstützung werktätiger Frauen und 
Mütter in der Aus- und Weiterbildung gilt der be¬ 
ruflichen und politischen Qualifikation der Pro¬ 
duktionsarbeiterinnen. Von 1971 bis 1978 er¬ 
höhte sich der Anteil an weiblichen Produktions¬ 
arbeiterinnen, die über eine Facharbeiterausbil¬ 
dung verfügen von 22,8 auf 50,4 Prozent. 21 Durch 
die berufliche und politische Qualifikation der 
Produktionsarbeiterinnen werden die Arbeiterin¬ 
nen befähigt, die an sie gestellten Aufgaben mit 


20 W. Thiel, „Die arbeitsrechtliche Ausgestaltung der 
Gleichberechtigung der Frau im Arbeitsprozeß“, 
NJ, 1978/6, S. 250. 

21 Vgl. I. Lange, „Die Verwirklichung der Beschlüsse 
des IX. Parteitages der SED zur weiteren Förderung 
der Frau“, Vorlesungen und Schriften, Parteihoch¬ 
schule „Karl-Marx“, Berlin 1979, S. 11-14. 
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größter Effektivität zu erfüllen. Es geht bei der 
Ausbildung von Produktionsfacharbeiterinnen 
nicht darum, einem Teil der Arbeiterklasse be¬ 
sondere Privilegien zukommen zu lassen, sondern 
insbesondere darum — unter Zugrundelegung der 
gesellschaftlichen Erfordernisse wie der persönli¬ 
chen Interessen der Frauen und Mütter —zielstre¬ 
big noch bestehende Unterschiede in der Fachar¬ 
beiterausbildung von Frauen und Männern zu be¬ 
seitigen und damit die werktätigen Frauen und 
Mütter in die Lage zu versetzen, daß sie mit der 
gleichen Sachkunde, der gleichen Effektivität und 
damit zugleich mit Selbstbewußtsein und Freude 
an der Erfüllung der gesamtgesellschaftlichen 
Zielstellungen im Bereich der gesellschaftlichen 
Produktion mitwirken können. 

Die besonderen Förderungsmaßnahmen für . 
Produktionsarbeiterinnen, die sich zu Produk¬ 
tionsfacharbeiterinnen qualifizieren, sind viel¬ 
schichtig und im einzelnen unterschiedlich ausge¬ 
staltet. 22 Grundsätzlich geht es wie bei allen gene¬ 
rellen Maßnahmen, die auf die Unterstützung der 
werktätigen Frauen in der Aus- und Weiterbil¬ 
dung gerichtet sind, darum, günstige Bedingungen 
zu schaffen, daß sich die werktätigen Frauen zu 
der Aufnahme der Qualifizierung entschließen, 
diese mit vertretbaren Aufwendungen und Mühen 
bewältigen und erfolgreich abschließen können. 23 
Darüber hinaus werden auch hier - entsprechend 
der gesetzlichen Orientierung Frauen, zu deren 
Haushalt Kinder bis zu 16 Jahren gehören, in be¬ 
sonderem Maße bei einer Aus- und Weiterbildung 
zu unterstützen - die Belange der werktätigen 
Mütter besonders berücksichtigt. 24 

5 . 

Der besondere Schutz 
der werktätigen Frau 
im Interesse der Mutterschaft 

5 . 1 . 

Anliegen und Bedeutung 
des besonderen Schutzes 
im Interesse der Mutterschaft 

Es ist ein humanistisches Grundanliegen unserer 
Gesellschaft, für alle Werktätigen zunehmend sol¬ 
che Arbeitsbedingungen zu schaffen, die ein si¬ 
cheres und erschwernisfreies Arbeiten ermögli¬ 


chen. Deshalb sind alle Betriebe verpflichtet, ge¬ 
sundheitsgefährdende Arbeitsbedingungen an 
den Arbeitsplätzen planmäßig zu vermindern und 
die Anzahl der Arbeitsplätze mit körperlich 
schweren sowie einseitig belastenden Arbeiten 
weiter einzuschränken. 

Mutter und Kind genießen den besonderen 
Schutz unseres Staates. Das in Artikel 38 Abs. 1 
der Verfassung verankerte Grundrecht auf Schutz 
der Mutterschaft war eine der Forderungen der 
Arbeiterklasse, insbesondere der proletarischen 
Frauenbewegung, die in unserer Republik durch 
einen Komplex vielfältiger, entsprechend den je¬ 
weiligen Entwicklungsbedingungen entwickelter 
und ständig vervollkommneter Maßnahmen er¬ 
füllt ist. Die Notwendigkeit besonderer Schutz¬ 
maßnahmen für Frauen und Mütter entspricht ob¬ 
jektiven Erfordernissen. Sie ergibt sich sowohl aus 
biologischen als auch aus sozialen Gesichtspunk¬ 
ten. Das sind einmal die anatomischen, psychi¬ 
schen und physiologischen Besonderheiten des 
weiblichen Organismus, woraus sich objektive 
Unterschiede in der Belastbarkeit von Mann und 
Frau ergeben. Zum anderen erwächst die Not¬ 
wendigkeit besonderer Schutzmaßnahmen aus 
der „mit der Reproduktion menschlichen Lebens 
verbundene(n) Funktion der Frau als Mutter und 
schließlich der historisch entstandene(n) Arbeits¬ 
teilung in der Familie, durch die die Frau noch 


22 Die spezielle Rechtsvorschrift für die Ausbildung 
von Produktionsfacharbeiterinnen ist die AO über 
die Förderung von vollbeschäftigten werktätigen 
Frauen für die Ausbildung zu Produktionsfacharbei¬ 
terinnen vom 12. 12. 1972, GBl. II Nr. 74. 

23 So wird z. B. gesichert, daß die berufstheoretische 
-Ausbildung der Frauen zu Produktionsarbeiterin- 

hen auf der Grundlage der staatlichen Lehrpläne mit 
dem Unterricht, dem Selbststudium und mit Konsul¬ 
tationen sowie theoretischer Unterweisung am Ar¬ 
beitsplatz verbunden wird. Die berufspraktische 
Ausbildung erfolgt im Arbeitsprozeß. Um die erfor¬ 
derlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten für den Aus¬ 
bildungsberuf zu erwerben, werden den Frauen ent¬ 
sprechende Arbeitsaufgaben übertragen. Weiter ist 
gewährleistet, daß für den Fall, daß während der be¬ 
rufspraktischen Ausbildung der bisherige Arbeits¬ 
verdienst nicht erreicht wird, den betreffenden 
Frauen der Durchschnittslohn gezahlt wird. 

24 Den besonderen Problemen werktätiger Frauen mit 
Kindern wird insbesondere neben den generellen 
Unterstützungsmaßnahmen durch Freistellung von 
der Arbeit Rechnung getragen (vgl. §§ 3, 4 sowie 
5-7 der Anordnung zur Förderung . . .). 
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heute größeren Anteil an der Hausarbeit und der 
Betreuung der Kinder erbringt“. 25 

Anliegen aller staatlichen und gesellschaftli¬ 
chen Maßnahmen zum Schutz der Mutterschaft ist 
es, zu gewährleisten, 

— daß die Frauen Berufstätigkeit und Mutter¬ 
schaft miteinander vereinbaren können und 
dabei gesellschaftliche Erfordernisse und per¬ 
sönliche Interessen weitgehend in Überein¬ 
stimmung stehen; 

— daß die großen Leistungen, die die Frauen mit 
der Geburt und der Erziehung von Kindern für 
die Gesellschaft erbringen, anerkannt werden 
und durch umfassende soziale Sicherstellung 
und Förderung die Bereitschaft der Frauen zur 
Mutterschaft stimuliert wird; 

— daß solche Bedingungen geschaffen und plan¬ 
mäßig vervollkommnet werden, die eine ge¬ 
sunde störungsfreie Entwicklung der Kinder 
und eine weitere Ausprägung sozialistischer El- 
tern-Kind- und Familienbeziehungen sichern. 
Die besonderen Regelungen des sozialisti¬ 
schen Arbeitsrechts ordnen sich in den Gesamt¬ 
komplex von Maßnahmen zur Verwirklichung des 
in der Verfassung verankerten Grundrechts auf 
Schutz von Mutter und Kind und Schutz der Mut¬ 
terschaft ein^ Die wichtigsten arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen zur Förderung der Mutterschaft sind 

— weitergeherfder Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz, 

— Schwangerschafts- und Wochenurlaub, 

— Freistellungen zum Besuch der Schwangeren- 
und Mütterberatung, 

— Freistellung nach dem Wochenurlaub, 

— besondere Unterstützung von Müttern bei der 
Aufnahme einer Berufstätigkeit und bei Quali¬ 
fizierung, 

— Sicherung des Arbeitsplatzes während des 
Schwangerschafts- und Wochenurlaubs sowie 
Freistellung nach dem Wochenurlaub, 

— besonderer Schutz vor Auflösung des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses, 

— Unterbringung der Kinder in gesellschaftlichen 
Einrichtungen, 

— Verkürzung der Arbeitszeit für bestimmte 
Mütter sowie Erhöhung ihres Urlaubsan¬ 
spruchs, 

— Maßnahmen bei Erkrankung von Kindern. 

Der arbeitsrechtliche Schutz im Zusammen¬ 
hang mit der Schwangerschaft und der Geburt ei¬ 
nes Kindes beginnt mit der Begründung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses und beeinflußt dessen ge¬ 
samte Ausgestaltung. 


5 . 2 . 

Weitergehender Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz 
im Interesse der Mutterschaft 

Über den allgemeinen Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz hinausgehend wird durch das sozialistische 
Arbeitsrecht ein besonderer Schutz für Frauen im 
Zusammenhang mit der Schwangerschaft, der 
Geburt eines Kindes sowie des ersten Lebensjah¬ 
res des Kindes gewährleistet. Damit wird dem er¬ 
höhten Schutzbedürfnis von Mutter und Kind 
während dieser Zeit umfassend Rechnung getra¬ 
gen und gesichert, daß die Arbeitsbedingungen 
und Leistungsanforderungen dem besonderen ge¬ 
sundheitlichen Zustand der Mütter sowie den 
durch die Mutterschaft entstandenen zusätzlichen 
Belastungen angepaßt und die Mütter im Inter¬ 
esse des Kleinstkindes vor erhöhten Beanspru¬ 
chungen im Arbeitsprozeß weitgehend geschützt 
sind. 

Gegenüber dem Gesetzbuch der Arbeit wur¬ 
den im Arbeitsgesetzbuch auch die Vorschriften 
zum Gesundheits- und Arbeitsschutz im Interesse 
der Mutterschaft weiter ausgebaut. Das gilt für 
den Kreis der Berechtigten, der neben Schwange¬ 
ren und stillenden Müttern nun auch Mütter mit 
Kindern im Alter bis zu einem Jahr einschließt. 
Die Erweiterung des geschützten Personenkreises 
entspricht dem bereits erwähnten Grundanliegen 
der Förderung und des Schutzes der Mutterschaft, 
der Schaffung optimaler Bedingungen für die 
Entwicklung des Kindes vor allem in den ersten 
Lebensjahren, die von entscheidendem Einfluß 
für das gesamte Leben sind. __ 

Schwangere, stillende Mütter und Mütter mit 
Kindern im Alter bis zu einem Jahr dürfen nicht 
mit Arbeiten beschäftigt werden, die in besonde¬ 
ren Rechtsvorschriften 26 festgelegt sind (§242 
Abs. 1 AGB). Das Verbot bestimmter Tätigkei¬ 
ten für den genannten Personenkreis ist darauf ge¬ 
richtet, von vornherein bestimmte gesundheits¬ 
schädigende Einflüsse sowie erhöhte Beanspru¬ 
chungen, die mit einigen Tätigkeiten verbunden 
sind, auf den Organismus der schwangeren und 
stillenden Frau sowie die gesunde harmonische 
Entwicklung des Kleinstkindes auszuschließen 


25 Zur gesellschaftlichen Stellung der Frau in der 
DDR, a. a. O., S. 335. 

26 Arbeitsschutzanordnung 5 - Arbeitsschutz für 

Frauen und Jugendliche - vom 9. 8. 1973, GBl. I 
Nr. 44 S. 465. 
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und so optimale Bedingungen für Mutter und 
Kind zu gewährleisten. Darüber hinaus gehört es 
zu dem Anliegen des besonderen Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutzes, im Interesse der Mutter¬ 
schaft auch bestimmte individuell auftretende 
Umstände oder Belastungen zu beachten (vgl. 
§ 242 Abs. 2 AGB). 

Durch diese besondere Schutzvorschrift wird 
der Tatsache Rechnung getragen, daß die mit der 
Schwangerschaft und Mutterschaft verbundenen 
Belastungen sehr differenziert sind und, davon 
abgeleitet, ein differenziertes Schutzbedürfnis für 
Leben und Gesundheit von Mutter und Kind be¬ 
steht. 

Charakteristisch für alle arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen zum besonderen Schutz und zur be¬ 
sonderen Förderung der Mutterschaft ist, daß die 
betreffenden Frauen auch unter den besonderen 
Umständen der Schwangerschaft, der Stillzeit und 
des ersten Lebensjahres des Kindes mit der glei¬ 
chen Aktivität und dem gleichen Schöpfertum am 
gesellschaftlichen Arbeitsprozeß teilnehmen 
können. Die Verwirklichung der Rechte aus dem 
Arbeitsrechtsverhältnis wird nicht eingeschränkt. 
Die kontinuierliche Verwirklichung ihres Rechts 
auf Arbeit wird dadurch gesichert, daß dem be¬ 
treffenden Personenkreis für die Zeit der beste¬ 
henden Gefährdung vom Betrieb eine andere zu¬ 
mutbare Arbeit zu übertragen ist. Dabei wird 
gleichzeitig gewährleistet, daß für die Frauen 
durch diese besonderen Schutzmaßnahmen keine 
finanziellen Nachteile entstehen. 

Der sozialistische Staat schützt Schwangere, 
stillende Mütter und Mütter mit Kindern im Alter 
bis zu einem Jahr nicht nur vor erhöhten arbeits¬ 
mäßigen Beanspruchungen und schädigenden 
Einflüssen, er sichert ihnen zu, daß sie hinsichtlich 
ihres Arbeitslohnes weitestgehend so gestellt sind 
wie bei Ausübung der vereinbarten Arbeitsaufga¬ 
be. Gemäß § 242 Abs. 3 AGB wird diesen Werk¬ 
tätigen bei der Übertragung einer anderen Arbeit 
im Interesse der Gesundheit und des Lebens für 
Mutter und Kind mindestens ihr bisheriger 
Durchschnittslohn garantiert. 

Dem Anliegen, Frauen im Interesse der Mut¬ 
terschaft vor erhöhten Beanspruchungen im Ar¬ 
beitsprozeß zu schützen und die gesunde störungs¬ 
freie Entwicklung von Mutter und Kind allseitig 
zu fördern, entsprechen auch die besonderen 
Schutzvorschriften für das Leisten von Nacht- und 
Überstundenarbeit für Schwangere, stillende 
Mütter und Mütter mit Kindern-im Vorschulalter 
(§ 243 Absätze I und 2 AGB). 


5 . 3 . 

Schwangerschafts- und Wochenurlaub 

Der Rechtsanspruch jeder werktätigen Frau auf 
bezahlten Schwangerschafts- und Wochenurlaub 
steht in untrennbarem Zusammenhang mit ande¬ 
ren staatlichen und gesellschaftlichen Maßnah¬ 
men, die dazu dienen, den Frauen eine glückliche 
Mutterschaft sowie staatliche Hilfe und Unter¬ 
stützung bei der Betreuung und Erziehung ihrer 
Kinder zu sichern. Die frühzeitige Erfassung der 
Frauen in den Schwangerenberatungsstellen, 
die regelmäßige ärztliche und fürsorgerische Be¬ 
treuung, die Schaffung notwendiger Arbeitsbe¬ 
dingungen und Arbeitserleichterungen, die unter 
optimalen Bedingungen durchgeführte Klinik¬ 
entbindung, der weitere Ausbau der Mütterbe¬ 
ratungsstellen sowie des Netzes von Kinderein¬ 
richtungen u.v.a.m. stellen wichtige Garantien für 
ein weiteres kontinuierliches Anwachsen der Ge¬ 
burtenzahlen im Interesse der Familie und der 
ganzen sozialistischen Gesellschaft dar. 

Schwangerschafts- und Wochenurlaub sind be¬ 
zahlte Freistellungen von der Arbeit. Der soziali¬ 
stische Staat sichert damit einmal, daß Schwan¬ 
gere in den letzten Wochen vor der Geburt vor 
jeglichen arbeitsmäßigen Belastungen geschützt 
werden, daß sich die Frauen in sozialer Sicherheit 
auf die Geburt des Kindes und die damit entste¬ 
henden Pflichten vorbereiten können und so opti¬ 
male Voraussetzungen für die gesunde Entwick¬ 
lung von Mutter und Kind gegeben sind. Er ge¬ 
währleistet zum anderen speziell durch den Wo¬ 
chenurlaub, daß die Mütter sich von den Anstren¬ 
gungen der Geburt erholen können, ihre Gesund¬ 
heit und Leistungfähigkeit wieder hergestellt wird 
und sie die Möglichkeit haben, das Kleinstkind in 
den ersten Lebenswochen in häuslicher Pflege 
persönlich zu betreuen. Die Gewährung von 
Schwangerschafts- und Wochenurlaub ist also so¬ 
wohl unter medizinischen als auch vor allem unter 
sozialem Gesichtspunkt relevant. Indem in unse¬ 
rer Republik, entsprechend den gewachsenen 
ökonomischen Möglichkeiten, auch die Dauer des 
Schwangerschafts- und Wochenurlaubs planmä¬ 
ßig und kontinuierlich verlängert wurde, wurden 
immer günstigere Bedingungen für die Verwirkli¬ 
chung des Anliegens dieser bezahlten Freistellung 
geschaffen. Speziell der soziale Aspekt, den 
Frauen die Möglichkeit zu geben, das Kind in den 
ersten Lebenswochen ausschließlich zu Hause be¬ 
treuen zu können, gewinnt dabei zunehmend an 
Bedeutung. Es liegt sowohl im persönlichen als 


2 1 Arbeitsrecht Lehrbuch 
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auch im gesellschaftlichen Interesse, durch eine 
gute Gestaltung der Mutter-Kind-Beziehungen in 
den ersten Lebensabschnitten die gesamte weitere 
Entwicklung des Kindes positiv zu beeinflussen. 

Frauen erhalten Schwangerschaftsurlaub für 
die Dauer von 6 Wochen vor der Entbindung und 
Wochenurlaub für die Dauer von 20 Wochen 
nach der Entbindung. Bei Mehrlingsgeburten 
oder komplizierten Entbindungen beträgt der 
Wochenurlaub' 22 Wochen (§ 244 Abs. 1 AGB). 

Während des Schwangerschafts- und Wochen¬ 
urlaubs ist die werktätige Mutter sozial sicherge¬ 
stellt. Sie erhält Schwangerschafts- und Wochen¬ 
geld in Höhe ihres Nettodurchschnittsverdienstes 
von der Sozialversicherung (§ 244 Abs. 4 AGB). 
Zugleich drückt die Zahlung von Schwanger¬ 
schafts- und Wochengeld in Höhe des Netto¬ 
durchschnittsverdienstes auch konkret die staatli¬ 
che Anerkennung der Mutterschaft als Leistung 
für die Gesellschaft aus. 

5 . 4 . 

Freistellungen zum Besuch 

der Schwangeren- und Mütterberatung 

und zum Stillen 

Für die Erhaltung und Förderung der Gesundheit 
der schwangeren Frau und des zu erwartenden 
Kindes ist eine frühzeitige Erfassung und regel¬ 
mäßig durchgeführte medizinische und soziale 
Betreuung der Schwangeren eine notwendige Be¬ 
dingung. Diese Tatsache anerkennend, räumt der 
sozialistische Staat schwangeren Frauen das Recht 
ein, während ihrer Arbeitszeit die Schwangeren¬ 
beratung aufzusuchen, wenn die Betreuung durch 
diese Einrichtungen außerhalb der Arbeitszeit 
nicht möglich ist (§ 248 Abs. 1 Buchst, a AGB). 
Indem der Besuch der Schwangerenberatung als 
gesellschaftlich gerechtfertigter Grund für das 
zeitweilige Nichterbringen der vertraglich verein¬ 
barten Arbeitsleistung anerkannt und zugleich ge¬ 
sichert wird, daß der Frau dadurch keine finanziel¬ 
len Nachteile entstehen, wird zum Schutz der 
Mutterschaft wesentlich beigetragen. 

Besondere arbeitsrechtliche Vergünstigungen 
genießen Werktätige im Interesse der gesunden 
Entwicklung des Kleinstkindes auch dann, wenn 
sie ihr Kind der Mütterberatung vorstellen müssen 
(§248Abs.IBuchst.bAGB). Ist die Betreuung 
durch diese Einrichtungen außerhalb der Arbeitszeit 
nicht möglich, haben Werktätige einen Rechtsan¬ 
spruch auf bezahlte Freistellung von der Arbeit. 
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Dieser Freistellungsanspruch berücksichtigt die 
Notwendigkeit der regelmäßigen gesundheitli¬ 
chen Betreuung des Kleinstkindes durch Einrich¬ 
tungen des Gesundheitswesens und gibt den 
Werktätigen die Möglichkeit, gegebenenfalls Ar¬ 
beitszeit dafür in Anspruch zu nehmen. Auch 
hierin wird ein wichtiges Anliegen der besonderen 
Schutz- und Förderungsmaßnahmen für Mutter 
und Kind sichtbar, die Schaffung realer Möglich¬ 
keiten, damit die Berufstätigkeit mit den Pflichten 
gegenüber den Kindern vereinbart und beste¬ 
hende persönliche und gesellschaftliche Interessen 
in gleichem Maße realisiert werden können. Der 
Freistellungsanspruch zum Besuch der Mütterbe¬ 
ratung ist nicht an die Person der Mutter gebun¬ 
den. Er wird jeweils dem Werktätigen gewährt, 
der das Kind der Mütterberatung vorstellt, d. h., er 
kann auch vom Vater wahrgenommen werden. 
Damit ist der Tatsache Rechnung getragen, daß 
sich basierend auf der veränderten gesellschaftli¬ 
chen Stellung der Frau, so auch in Ehe und Fami¬ 
lie, zunehmend Veränderungen in der Pflichten¬ 
lage von Mann und Frau bei der Betreuung und 
Erziehung der Kinder vollzogen haben und voll¬ 
ziehen. 

Das Anliegen, Mutterschaft und Berufstätig¬ 
keit zu vereinbaren und keine Abstriche machen 
zu müssen, kommt auch im arbeitsrechtlichen An¬ 
spruch, während der Arbeitszeit bezahlte Stillpau¬ 
sen nehmen zu können, zum Ausdruck (§ 249 
AGB). Diese spezielle Vergünstigung trägt zu¬ 
gleich dazu bei, die gesellschaftliche Aufgaben¬ 
stellung, im Interesse einer gesunden Entwicklung 
des Säuglings, die Stillmotivätion und Stillbereit¬ 
schaft der Frauen umfassend zu fördern, zu 
erfüllen. 


5 . 5 . 

Freistellung nach dem Wochenurlaub 

Es gehört zu den Grunderkenntnissen der Vertre¬ 
ter der revolutionären Arbeiterklasse, daß die 
Verwirklichung der vollen Gleichberechtigung 
von Mann und Frau zwingend die Schaffung aus¬ 
reichender gesellschaftlicher Einrichtungen zur 
Erziehung und Betreuung der Kinder erfordert. In 
der DDR werden die jeweils dem Alter der Kin¬ 
der entsprechenden Einrichtungen, wie Kinder¬ 
krippen, Kindergärten und Schulhorte, planmäßig 
entsprechend den ökonomischen Möglichkeiten 
erweitert und vervollkommnet. 

Die gesellschaftlichen Einrichtungen 
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zur Betreuung und Erziehung der Kinder sollen 
und können jedoch die Familienerziehung nicht 
ersetzen. Bereits Clara Zetkin hat darauf hingewie¬ 
sen, daß für die harmonische Entwicklung des 
Kindes sowohl die Erziehung in der Gemeinschaft 
Gleichaltriger als auch die Erziehung in der Fami¬ 
lie erforderlich ist. 27 Deshalb gehen wir in der 
DDR von der sowohl im gesellschaftlichen als 
auch im persönlichen Interesse liegenden erfor¬ 
derlichen Verbindung von Erziehung und Betreu¬ 
ung in der Familie und in gesellschaftlichen Ein¬ 
richtungen aus. Dem entspricht auch der An¬ 
spruch auf Freistellung nach dem Wochenurlaub 
(§ 246 AGB). Seine Bedeutung besteht insbeson¬ 
dere darin, daß 

- den Müttern eine ausschließlich häusliche 
Pflege des Kindes ermöglicht wird, was sich 
günstig auf die allgemeine Entwicklung des 
Kindes sowie auf die Herausbildung enger Mut¬ 
ter-Kind- und Familienbeziehungen auswirkt, 

- die Mütter durch die zeitweilige Entlastung Er¬ 
leichterungen bei der Bewältigung der mit der 
Mutterschaft entstandenen veränderten Pflich¬ 
tenlage in der Familie haben, 

- das Kleinstkind langfristig auf die Aufnahme in 
eine gesellschaftliche Einrichtung der Kinder¬ 
erziehung vorbereitet werden kann, 

- die Bereitschaft zur Mutterschaft generell ge¬ 
fördert wird. 

Die Freistellung nach dem Wochenurlaub ist 
ein arbeitsrechtlicher Anspruch gegenüber dem 
Betrieb auf entsprechende Freizeitgewährung.und 
unterliegt somit nicht der Vereinbarung der Part¬ 
ner des Arbeitsrechtsverhältnisses. Verlangt die 
werktätige Mutter nach ihrem Wochenurlaub die 
Freistellung, muß der Betrieb sie gewähren. 

Der Rechtsanspruch auf Freistellung besteht 
vom ersten Tag nach Ablauf des Wochenurlaubs 
an. Es ist jedoch nicht erforderlich, daß die Mutter 
diesen Anspruch sofort im Anschluß an den Wo¬ 
chenurlaub realisiert. Innerhalb der gesetzlich 
festgelegten Dauer der Freistellung kann diese zu 
jedem beliebigen Zeitpunkt begonnen und been¬ 
det werden. 

Der Rechtsanspruch auf Freistellung von der 
Arbeit nach dem Wochenurlaub ist sowohl im ge¬ 
sellschaftlichen als im persönlichen Interesse zeit¬ 
lich befristet (§ 246 Abs. 1 und 2 AGB). Gesell¬ 
schaftliche wie auch persönliche Interessen stim¬ 
men weitgehend darin überein, daß die Frauen 
nach der Geburt eines Kindes ihre Berufstätigkeit 
fortsetzen, weil die Berufstätigkeit der Frauen so¬ 
wohl gesellschaftliches Erfordernis für die Lösung 


der Aufgaben beim Aufbau der entwickelten so¬ 
zialistischen Gesellschaft als auch notwendige Be¬ 
dingung der ökonomischen Unabhängigkeit der 
Frau, ihrer gleichberechtigten Teilnahme am ge¬ 
sellschaftlichen Leben und ihrer Entwicklung zur 
selbstbewußten sozialistischen Persönlichkeit ist. 
Diesen Erfordernissen wird einmal mit der Befri¬ 
stung der Freistellung, aber auch damit, daß durch 
die Freistellung die Betriebszugehörigkeit nicht 
unterbrochen wird (§ 247 Abs. 1 AGB),. Rech¬ 
nung getragen. 

Bereits im bis 1977 gültigen Gesetzbuch der 
Arbeit war der Rechtsanspruch werktätiger Müt¬ 
ter auf Freistellung von der Arbeit über den Wo¬ 
chenurlaub hinaus bis zur Vollendung des ersten 
Lebensjahres des Kindes geregelt. Diese Rege¬ 
lung hat durch das von Partei, Regierung der 
DDR und Gewerkschaft beschlossene sozial¬ 
politische Programm eine weitere Ausgestaltung 
gefunden. Das betrifft einmal die Dauer der Frei¬ 
stellung über die Vollendung des ersten Lebens¬ 
jahres des Kindes hinaus (§ 246 Abs. 2 AGB) 
und zum anderen die Einführung der Mütterun¬ 
terstützung (§ 246 Abs. 4 AGB). Beides waren 
wichtige Schritte zur stärkeren Förderung und 
Anerkennung der Mutterschaft. 

Entsprechend der im Programm der SED for¬ 
mulierten Aufgabenstellung, besonderes Augen¬ 
merk den Belangen der werktätigen Mütter mit 
mehreren Kindern zu schenken, wurden mit der 
Einführung der Mütterunterstützung, die Lei¬ 
stungen, die Mütter mit mehreren Kindern täglich 
vollbringen, und die dadurch entstehenden Mehr¬ 
belastungen berücksichtigt und anerkannt. 

Mütterunterstützung erhalten werktätige 
Mütter, die nach dem Wochenurlaub für das 
zweite jedes weitere geborene Kind von der 
Arbeit freigestellt werden, um dieses Kind 
selbst pflegen und betreuen zu können, für 
die Dauer dieser Freistellung, längstens jedoch 
bis zum Ende des ersten Lebensjahres des 
Kindes (§§ 46 ff. SVO). Sie wird in Höhe des 
Krankengeldes gezahlt, auf das die Mutter bei ei¬ 
gener Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit ab 
7. Woche Anspruch hat. Dem Anliegen folgend, 
durch ausschließlich häusliche Pflegein den ersten 
Le;bensmonaten günstige Bedingungen für die 
Entwicklung des Kleinstkindes zu schaffen, wurde 


27 Vgl. C. Zetkin, „Sozialdemokratie und Volkserzie¬ 
hung“, in: Protokoll über die'Verhandlungen des 
Parteitages der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, Mannheim 1906, S. 351 f. 
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dabei zugleich gesichert, daß die Inanspruch¬ 
nahme der Freistellung nicht ausschließlich von 
finanziellen Erwägungen bestimmt wird und vor 
allem auch alleinstehende Werktätige davon 
Gebrauch machen können (§§ 46 ff. SVO). 


6 . 

V ergünstigungen 

für alleinstehende Väter 

Ein wichtigäs Anliegen der besonderen Förde¬ 
rung und Unterstützung von Frauen und Müttern 
besteht in der Berücksichtigung der Belange der 
Kinder. Mit der Gewährung weitergehender 
Rechte wird einmal gesichert, daß sich die betref¬ 
fenden Werktätigen trotz beruflicher Ver¬ 
pflichtungen ohne größere Belastungen und ohne 
materielle Sorgen der Pflege und Erziehung ihrer 
Kinder widmen können. Zum anderen erhalten sie 
dadurch die Möglichkeit, trotz erhöhter sozialer 
Belastungen außerhalb des Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses ihre Rechte im gleichen Umfang 
wahrzunehmen wie alle anderen Werktätigen. 
Aus dieser Zielstellung ergibt sich, daß, gleiche 
Bedingungen vorausgesetzt, bestimmte Ver¬ 
günstigungen sowohl für Mütter als auch für 
alleinstehende Väter gewährt werden. So finden 
die für vollbeschäftigte werktätige Mütter 
geltenden Bestimmungen über die' Dauer der 
Arbeitszeit und des Erholungsurlaubs auch für 
vollbeschäftigte alleinstehende Väter An¬ 
wendung, wenn es die Betreuung des Kindes 
bzw. der Kinder erfordert (§ 251 AGB). 

Für die Ansprüche alleinstehender Väter ist 
charakteristisch, daß sie diese nur kraft Entschei¬ 
dung des Betriebsleiters mit Zustimmung der zu¬ 
ständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung er¬ 
werben, wenn es die Betreuung des Kindes bzw. 
der Kinder erfordert. Allein die Tatsache, daß 
zum Haushalt eines alleinstehenden Vaters ein 
Kind bzw. Kinder gehören, ist nicht ausreichend. 



Kapitel XIII 

Die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit der Werktätigen 


l. 

Wesen und Funktion 
der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit der Werktätigen 

1 . 1 . 

Das Wesen der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit 

Bei der weiteren Gestaltung der entwickelten so¬ 
zialistischen Gesellschaft gewinnen die rechtliche 
Verantwortung und Verantwortlichkeit, bedingt 
durch die wachsende gesellschaftliche Verantwor¬ 
tung im Sozialismus, zunehmend an Bedeutung. 1 
Das gilt auch für die arbeitsrechtliche Verantwor¬ 
tung und Verantwortlichkeit. 2 Grundlage und 
Ausgangspunkt für die Bestimmung der Verant¬ 
wortung und Verantwortlichkeit des Menschen 
in der Gesellschaft sind die von Marx heraus¬ 
gearbeitete dialektisch-materialistische Auf¬ 
fassung vom Menschen als gesellschaftlichem, 
aktiv tätigem, seine natürliche und gesellschaft¬ 
liche Umwelt erkennendem und bewußt ver¬ 
änderndem Wesen 3 und der durch die Dialek¬ 
tik von Freiheit und Notwendigkeit bestimmte 
marxistisch-leninistische Freiheitsbegriff. 4 Da¬ 
nach besteht die Verantwortung des Menschen 
gegenüber der Gesellschaft darin, die ihm 
durch die Gesellschaft gegebenen Möglichkei¬ 
ten zur Verwirklichung der erkannten Gesetz¬ 
mäßigkeiten in Natur und Gesellschaft zu nutzen 
und sein Handeln damit in Übereinstimmung zu 
bringen. 

Die Verantwortung des Menschen gegenüber 
der Gesellschaft bedingt die Verantwortung der 
Gesellschaft gegenüber dem einzelnen. Sie hat in 
Übereinstimmung mit dem erreichten Entwick¬ 
lungsstand, die objektiven und subjektiven Be¬ 
dingungen dafür zu schaffen, damit das einzelne 
Mitglied der Gesellschaft aktiv und bewußt an der 
Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
teilnehmen und in Übereinstimmung damit seine 


Persönlichkeit, sein menschliches Wesen, seine 
persönliche Freiheit verwirklichen kann. 5 

Grundlage der arbeitsrechtlichen Verantwor¬ 
tung und Verantwortlichkeit der Werktätigen ist 
ihre gesellschaftliche Verantwortung, die sich aus 
ihrer Stellung in der sozialistischen Gesellschaft 
als Produzenten, sozialistische Eigentümer und 
Träger der politischen Macht ergibt. 

In der sozialistischen Gesellschaft sind die Ar¬ 
beitspflichten und Rechte der Werktätigen Aus¬ 
druck objektiver gesellschaftlicher Erfordernisse, 
die mit ihren kollektiven und persönlichen Inter¬ 
essen grundsätzlich übereinstimmen. Jeder Werk¬ 
tätige hat in der sozialistischen Gesellschaft die 
Möglichkeit, durch die Erfüllung seiner Arbeits¬ 
aufgaben und Arbeitspflichten sowie die Wahr¬ 
nehmung seiner Rechte aktiv an der weiteren Ge¬ 
staltung der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft mitzuwirken und in Übereinstimmung da¬ 
mit seine persönlichen Interessen zu verwirkli¬ 
chen und seine Persönlichkeit zu entfalten. 6 


1 Vgl. G. Schußler, „Zur Entwicklung des sozialisti¬ 
schen Rechtsbewußtseins“, SuR, 1976/2, S. 117 ff. 
(128); G. Bley/D. Seidel, „Verantwortung, Ver¬ 
antwortlichkeit und wissenschaftlich-technischer 
Fortschritt“, SuR t 1977/9, S. 933 ff.; 
G. Bley/D. Seidel, „Probleme der Gestaltung und 
Feststellung der individuellen Verantwortlichkeit 
der Bürger unter den Bedingungen des wissenschaft¬ 
lich-technischen Fortschritts“, SuR, 1977/12, 
S. 1218 ff. 

2 Vgl. A. Baumgart, „Arbeitsrechtliche Verantwor¬ 
tung und Verantwortlichkeit nach dem Arbeitsge¬ 
setzbuch der DDR“, SuR, 1978/4, S. 317 ff. 

3 Vgl. K. Marx/F. Engels, Kleine ökonomische 
Schriften, Berlin 1955, S. 127. 

4 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 20, Berlin 
1962, S. 105 ff. 

5 Vgl. auch J. Lekschas/W. Loose/J. Renneberg, Ver¬ 
antwortung und Schuld im neuen Strafgesetzbuch, 
Berlin 1964, S. 25 ff. 

6 Vgl. Sozialistisches Arbeitsrecht - Instrument zur 
Verwirklichung der Einheit von gesellschaftlichen, 
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Die grundlegende Übereinstimmung der dem 
einzelnen Werktätigen im Rahmen seines Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses übertragenen Arbeits¬ 
pflichten und gewährten Rechte mit den pbjekti- 
ven Erfordernissen der weiteren gesellschaftli¬ 
chen Entwicklung und die in der sozialistischen 
Gesellschaft vorhandenen realen Möglichkeiten 
ihrer Verwirklichung begründen auch das Recht 
und die Pflicht der sozialistischen Gesellschaft und 
des sozialistischen Staates, die Werktätigen, die 
die vorhandenen Möglichkeiten zu einem gesell¬ 
schaftsgemäßen Verhalten nicht wahrnehmen und 
ihre Arbeitspflichten schuldhaft verletzen bzw. da¬ 
durch schuldhaft Schäden am sozialistischen Eigen¬ 
tum verursachen, dafür verantwortlich zu machen, 
sie anzuhalten, ihr Verhalten in Übereinstimmung 
mit den im sozialistischen Arbeitsrecht festgelegten 
Verhaltensanforderungen zu bringen. 7 

Eine wichtige staatlich-rechtliche Garantie für 
die Einhaltung des sozialistischen Arbeitsrechts 
durch jeden Werktätigen ist die im 13. Kapitel des 
Arbeitsgesetzbuches geregelte arbeitsrechtliche 
Verantwortlichkeit der Werktätigen. Sie ist darauf 
gerichtet, die Werktätigen zur gewissenhaften Er¬ 
füllung ihrer Arbeitspflichten, insbesondere zur 
Achtung des sozialistischen Eigentums anzuhal¬ 
ten, eine hohe sozialistische Arbeitsdisziplin und 
die sozialistische Gesetzlichkeit auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts zu gewährleisten und die soziali¬ 
stische Lebensweise, die vor allem durch eine ge¬ 
wissenhafte und ehrliche Arbeit für die Gesell¬ 
schaft charakterisiert wird, weiter auszuprägen. 

Die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit ist 
die im Arbeitsgesetzbuch festgelegte, in der Regel 
mit einer Sanktion verbundene Reaktion des so¬ 
zialistischen Staates, die im Ergebnis schuldhaft 
verletzter Arbeitspflichten bzw. dadurch schuld¬ 
haft verursachter Schäden am sozialistischen Ei¬ 
gentum eintritt, durch den Betrieb bzw. verant¬ 
wortlichen Leiter unter Beachtung der Gesamt¬ 
heit aller Umstände einzuleiten bzw. geltend zu 
machen und grundsätzlich in einem rechtlich ge¬ 
regelten Verfahren durchzusetzen ist . 8 Werktäti¬ 
ge, die arbeitsrechtlich verantwortlich gemacht 
werden, sind verpflichtet, für die begangene Ar¬ 
beitspflichtverletzung bzw. den dadurch verur¬ 
sachten Schaden einzustehen, sich zu verantwor¬ 
ten und die ausgesprochenen Maßnahmen (Diszi¬ 
plinarmaßnahmen, Schadenersatzverpflichtun¬ 
gen) zu tragen bzw. zu erfüllen. 

Vorrangiges Anliegen der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist die Überzeugung des 
Werktätigen. Er soll angehalten werden, seine 


Arbeitspflichten künftig freiwillig und Gewußt zu 
erfüllen und dadurch insbesondere auch das sozia¬ 
listische Eigentum vor Schäden zu bewahren. 

Die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit trägt, 
wie jede andere rechtliche Verantwortlich¬ 
keit, staatlichen Charakter und ist demzufolge 
immer mit der Möglichkeit des staatlichen Zwan¬ 
ges verbunden, auch wenn der betreffende Werk¬ 
tätige die ihm auferlegten Maßnahmen freiwillig 
anerkennt und erfüllt. Daraus folgt u. a. auch, daß 
die ausgesprochenen Maßnahmen (Sanktionen) 
gegen den Willen des Werktätigen zwangsweise 
durchgesetzt (vollstreckt) werden können. 9 

Die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit ist 
immer persönliche Verantwortlichkeit des betref¬ 
fenden Werktätigen. Das heißt, der Werktätige, 
der seine Arbeitspflichten schuldhaft verletzt bzw. 
dadurch schuldhaft einen Schaden verursacht hat, 
muß sich persönlich dafür verantworten und die 
ihm auferlegten Maßnahmen für die Dauer der 
Entscheidungswirkung tragen bzw. erfüllen. 10 

Unterschiedliche Auffassungen gibt es gegenwärtig 
zu der Frage, ob die mit dem Eintritt der arbeits¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit zwischen dem Werk¬ 
tätigen und dem Betrieb entstehenden Beziehungen 
den Arbeitsrechtsverhältnissen zuzuordnen sind 11 
oder mit diesen eng verbundene (ebenfalls zum Ge¬ 
genstand des Arbeitsrechts gehörende) Beziehun¬ 
gen darstellen. 12 


kollektiven und persönlichen Interessen, Berlin 
1980, insbes. S. 139 ff. 

7 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Lehrbuch, Berlin 1975, S. 504 ff. 

8 Vgl. A. Baumgart/F. Kunz, „Die arbeitsrechtliche 
Verantwortlichkeit der Werktätigen, NJ, 1977/16, 
S. 542 ff. 

9 Zur Rolle rechtlicher Sanktionen vgl. Zur Wirksam¬ 
keit rechtlicher Sanktionen bei der Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft, Berlin 
1978. 

10 Zu beachten ist dabei, daß Schadenersatzansprüche 
aus arbeitsrechtlicher materieller Verantwortlich¬ 
keit beim Tode eines Werktätigen eine Nachlaßver¬ 
bindlichkeit gern. § 409 ff. ZGB darstellen, die auch 
gegenüber seinen Erben durchgesetzt werden kön¬ 
nen. Vgl. dazu OG-Urteil -1 Prz - 15 - 3/63 - vom 
31. 8. 1963, in: Entscheidungen des Obersten Ge¬ 
richts in Arbeitsrechtssachen, Bd. 4, Berlin 1965, 
S. 19 ff. oder AuA, 1963/21, S. 497. 

11 Vgl. auch F. Kunz/A. Baumgart, „Zu einigen theo¬ 
retischen Problemen des Entwurfs des neuen Ar¬ 
beitsgesetzbuches“, NJ, 1977/5, S. 125 ff. ()28). 

12 Vgl. auch J. Pawelzig/W. Thiel, „Einige Überlegun¬ 
gen zu den Arbeitsverhältnissen als Gegenstand des 
Arbeitsrechts“, SuR. 1977/11, S. 1138 ff. (1144). ’ 
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Auch in der Arbeitsrechtswissenschaft der Sowjet¬ 
union ist diese Frage umstritten. Die Beziehungen 
der materiellen Verantwortlichkeit werden jedoch 
überwiegend als nicht zu den Arbeitsrechtsverhält¬ 
nissen gehörende Beziehungen charakterisiert. 13 
Einer weiteren Klärung bedarf auch die damit ver¬ 
bundene Frage, ob die mit dem Eintritt und der An¬ 
wendung der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
zwischen dem Betrieb und dem Werktätigen entste¬ 
henden Beziehungen unmittelbar Bestandteil des 
bestehenden Arbeitsrechtsverhältnisses sind oder 
ein damit eng verbundenes besonderes Rechtsver¬ 
hältnis begründen. In der sowjetischen Staats- und 
Rechtsthoerie wird darauf hingewiesen, daß „sich 
das Problem rechtlicher Verantwortlichkeit in jedem 
Rechtszweig als Problem eines Rechtsverhältnisses 
(darstellt), das durch eine Rechtsverletzung als be¬ 
stimmte Rechtstatsache ins Leben gerufen“ wur¬ 
de. 14 Berücksichtigen wir, daß diese Beziehungen 
immer erst mit dem Eintritt und der Anwendung der 
arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit und nicht be¬ 
reits mit der Begründung eines Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses entstehen, so spricht das zunächst dafür, 
sie nicht dem Arbeitsrechtsverhältnis zuzuordnen. 
Andererseits muß aber beachtet werden, daß die 
Anwendung der arbeitsrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit immer ein Arbeitsrechtsverhältnis, die Verlet¬ 
zung von Pflichten aus diesem Rechtsverhältnis, vor¬ 
aussetzt und auf die gewissenhafte Erfüllung dieser 
Pflichten einschließlich der Wiedergutmachung 
schuldhaft verursachter Schäden gerichtet ist, so 
stellt sich diese Problematik doch etwas anders dar, 
als bei der strafrechtlichen und außervertraglichen 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit. Da sich die ar¬ 
beitsrechtliche Verantwortlichkeit aus einem beste¬ 
henden Arbeitsrechtsverhältnis ergibt, sollten die 
mit ihrer Anwendung entstehenden Beziehungen 
zwischen dem Werktätigen und dem Betrieb auch 
unmittelbar diesem Rechtsverhältnis zugeordnet 
und nicht als ein damit eng verbundenes besonderes 
Rechtsverhältnis betrachtet werden. 

1 . 2 . 

Die Funktion der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit 

Die Funktion eines Rechtsinstituts ist Ausdruck 
seiner rechtspolitischen Zielstellung, die seine 
rechtliche Ausgestaltung "Und Verwirklichung be¬ 
stimmt. Sie ergibt sich aus den Funktionen des so¬ 
zialistischen Rechts sowie den daraus abgeleiteten 
Funktionen des betreffenden Rechtszweiges. 15 

Bei der Bestimmung der Funktion der arbeits¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit hat es sich als 
zweckmäßig erwiesen, von einer einheitlichen, 
durch verschiedene Seiten (Erziehung, Schutz, 


Wiedergutmachung) gekennzeichneten Funktion 
auszugehen. Dadurch wird gewährleistet, daß ein¬ 
zelne Funktionen nicht über- bzw. unterbewertet, 
sondern Erziehung und Schutz (und Wiedergut¬ 
machung) als untrennbar miteinander verbun¬ 
dene und sich gegenseitig durchdringende Wir¬ 
kungsrichtungen der arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit betrachtet werden. 16 

Die einheitliche Funktion beider Formen der 
arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit besteht 
darin, 

- den Disziplinverletzer bzw. Schadenverursa¬ 
cher künftig zu einer gewissenhaften Erfüllung 
seiner Arbeitspflichten, zur vollen Wahrneh¬ 
mung seiner arbeitsrechtlichen Verantwortung, 
zu erziehen 

- die sozialistischen Arbeitsverhältnisse, das stö¬ 
rungsfreie Zusammenwirken der Werktätigen 
und Arbeitskollektive, zu schützen. 

Bei der materiellen Verantwortlichkeit ist da¬ 
bei immer die spezifische, auf die Erziehung zur 
Achtung des sozialistischen Eigentums und seinen 
wirksamen Schutz sowie auf die Wiedergutma¬ 
chung des schuldhaft verursachten Schadens ge¬ 
richtete einheitliche Zielstellung zu beachten. 17 

Der Werktätige ist aber auch bei schuldhaften 
Arbeitspflichtverletzungen, durch die kein kon¬ 
kreter Schaden im Sinne des § 261 Abs. 1 AGB 
verursacht wurde, zur Wiedergutmachung der da¬ 
durch eingetretenen Nachteile (z. B. Nacharbeit 
bei Arbeitsbummelei) anzuhalten. 18 Die einheit¬ 
liche Funktion der arbeitsrechtlichen Verantwort¬ 
lichkeit wird bereits durch die im Arbeitsgesetz- 


13 Vgl. u. a. Sowjetisches Arbeitsrecht, Berlin 1974, 
S. 17 ff. (22). 

14 Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des 
Staates und des Rechts, Bd. 4, Berlin 1976, 
S. 407; vgl. dazu auch Zur Wirksamkeit rechtlicher 
Sanktionen bei der weiteren Gestaltung der entwik- 
kelten sozialistischen Gesellschaft, a. a. O., S. 43 f. 

15 Zur Funktion des sozialistischen Rechts vgl. Marxi¬ 
stisch-leninistische Staats- und Rechtstheorie, 
a. a. O., S. 363 ff.; L. Lotze, „Die Funktionen des 
sozialistischen Rechts“, SuR, 1978/5, S. 442 ff.; 
I. Wagner, „Zum Problem der Funktion des 
sozialistischen Rechts, SuR, 1978/11,'S. 1007 ff. 

16 Vgl. K. Kirmse/G. Kirschner/W. Rudelt, „Die ar¬ 
beitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit des 
Werktätigen“, Schriftenreihe über Arbeitsrecht, 
H. 18, Berlin 1973, insbes. S. 13 ff. 

17 Vgl. a. a. O., S. 15. 

18 Vgl. dazu auch R. Haase, „Nacharbeit bei Arbeits¬ 
bummelei“, NJ, 1980/2, S. 85. 



buch enthaltene Androhung der disziplinarischen 
und materiellen Verantwortlichkeit sowie der 
damit verbundenen Sanktionen verwirklicht. 

Bei der Mehrzahl der Werktätigen bedarf es 
dieser Androhung nicht. Sie erfüllen ihre Arbeits¬ 
pflichten freiwillig und bewußt und entwickeln 
darüber hinaus vielfältige Initiativen zur weiteren 
Festigung von Ordnung, Disziplin, Sicherheit und 
zur Einhaltung der Gesetzlichkeit. Die Andro¬ 
hung nachteiliger Folgen kann jedoch bei Werktä¬ 
tigen mit einer liberalen Einstellung zu rechtlichen 
Pflichten und zum sozialistischen Eigentum 
durchaus ein Motiv für gesellschaftsgemäßes Ver¬ 
halten sein. 19 

Hat ein Werktätiger seine Arbeitspflichten 
schuldhaft verletzt bzw. dadurch das sozialistische 
Eigentum schuldhaft geschädigt, so kann es in der 
Regel nicht bei der Androhung der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit bleiben, sondern diese ist 
anzuwenden. 

Die erzieherische Wirkung der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit auf den Disziplinverlet¬ 
zer bzw. Schadenverursacher geht dabei vor allem 
von der ausgesprochenen-Sanktion (Disziplinar- 
maßnahme, Schadenersatzverpflichtung) aus, die 
er für eine bestimmte Zeit zu tragen bzw. in einer 
bestimmten Frist zu erfüllen hat. 

Bei der Anwendung der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit erfolgt die erzieherische Wirkung auf 
den Schadenverursacher vor allem durch die Be¬ 
einträchtigung seiner Vermögensinteressen. Um 
die Schadenersatzverpflichtung zu erfüllen, ist er 
in der Regel gezwungen, seine persönlichen Be¬ 
dürfnisse zeitweilig einzuschränken bzw. die Be¬ 
friedigung bestimmter Bedürfnisse zurückzustel¬ 
len. Die erzieherische Wirkung der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit wird unterstützt durch 
das zu ihrer Durchsetzung grundsätzlich notwen¬ 
dige Verfahren (Disziplinarverfahren, Verfahren 
wegen materieller Verantwortlichkeit). Diese 
Wirkung wird in der Regel dann groß sein, wenn 
es in dem Verfahren gelingt, dem betreffenden 
Werktätigen das Pflichtwidrige seines Verhaltens 
aufzuzeigen, ihm durch die Einbeziehung der 
Werktätigen des Arbeitskollektivs bewußt zu ma¬ 
chen, daß er nicht nur gesellschaftliche Erforder¬ 
nisse mißachtet, sondern gleichzeitig auch gegen 
die Interessen seines Kollektivs verstoßen und 
letztlich auch seinen eigenen Interessen zuwider 
gehandelt hat. 20 Das heißt, es geht darum, im Ver¬ 
fahren durch Überzeugung eine Basis für die An¬ 
wendung der Sanktion, für die Anwendung von 
Zwang zu schaffen. 21 
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Der Schutz der sozialistischen Arbeitsverhält¬ 
nisse und des sozialistischen Eigentums wird ein¬ 
mal bereits durch die dargelegte vorbeugende 
Wirkung der arbeitsrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit verwirklicht. Hat ein Werktätiger seine Ar¬ 
beitspflichten schuldhaft verletzt bzw. dadurch 
das sozialistische Eigentum schuldhaft geschädigt, 
so hängt ein wirksamer Schutz vor allem davon ab, 
wie es gelingt, ihn durch die arbeitsrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit zu einem künftigen verantwor¬ 
tungsbewußteren Verhalten zu motivieren und zu 
befähigen. Mit Hilfe der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit wird der Schutz des sozialistischen Eigen¬ 
tums auch durch die Wiedergutmachung des 
schuldhaft verursachten Schadens verwirklicht, 
durch die der Werktätige zumindest teilweise die 
verursachten Vermögensnachteile des Betriebes 
ausgleicht. 

Festgestellte Arbeitspflichtverletzungen und 
Schäden am sozialistischen Eigentum hat der Be¬ 
trieb zum Anlaß zu nehmen, ihre Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen unter Mitwirkung 
der Werktätigen aufzudecken und zu beseitigen 
sowie Maßnahmen festzulegen, um weitere Ar¬ 
beitspflichtverletzungen und Schäden zu vermei¬ 
den (vgl. § 252 Abs. 1 AGB). Insofern geht von 
der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit, unter¬ 
stützt durch Empfehlungen der Konfliktkommis¬ 
sionen und Gerichtskritiken, auch eine vorbeu¬ 
gende Wirkung aus, trägt sie dazu bei, die Arbeits¬ 
organisation in den Betrieben zu verbessern, 
Ordnung und Sicherheit zu festigen und die kriti¬ 
sche Auseinandersetzung in den Arbeitskollekti¬ 
ven zu fördern. 

In der Arbeitsgesetzgebung und Arbeitsrechtswis¬ 
senschaft der Sowjetunion wird der materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit auch eine lohnsichernde Funktion 
zuerkannt, die darauf gerichtet ist, die Werktätigen 
vor ungerechtfertigten bzw. ungerechtfertigt hohen 
Schadenersatzleistungen und einer damit verbunde- 


19 Vgl. auch E. A. Lukaschewa, „Die sozialistische 
Gesetzlichkeit in der Periode des kommunistischen 
Aufbaus“, in: Probleme des sowjetischen sozialisti¬ 
schen Staates und Rechts in der gegenwärtigen Pe¬ 
riode, Bd. II, Aktuelle Beiträge der Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft, Potsdam-Babels¬ 
berg 1970, S. 101. 

20 Vgl. Sozialistisches Arbeitsrecht - Instrument zur 
Verwirklichung..., a. a. O., S. 175 ff.; I. Hovenbit- 
zer, „Arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit und ihre 
Funktion“, AuA, 1980/3, S. 127 ff. 

21 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 32, Berlin 1961; S. 16. 








nen Minderung ihres Arbeitseinkommens zu schüt¬ 
zen. 22 

Auch wenn diese lohnsichernde Seite der ma¬ 
teriellen Verantwortlichkeit im Arbeitsrecht der 
DDR nicht immer ausdrücklich ausgewiesen wird, 
so ist unbestritten, daß die Regelung der materiel¬ 
len und auch der disziplinarischen Verantwort¬ 
lichkeit im Arbeitsgesetzbuch der DDR auch die 
Interessen der Werktätigen, die verantwortlich 
gemacht werden, schützt und ihre soziale' Sicher¬ 
heit gewährleistet. 23 

Das zeigt sich insbesondere: 

- an der gesetzlichen Begrenzung der materiellen 
Verantwortlichkeit für fahrlässig verursachte 
Schäden (vgl. § 261 Abs. 2 und § 262 AGB), 

- an der festgelegten Unterstützungspflicht der 
Betriebe gegenüber fristlos entlassenen Werk¬ 
tätigen (vgl. § 56 Abs. 3 AGB), 

- und daran, daß Lohneinbehaltungen auf Grund 
vollstreckbarer Schadenersatzverpflichtungen 
aus materieller Verantwortlichkeit nur im 
Rahmen der Bestimmungen über die Pfändung 
von Arbeitseinkommen (§§ 96 ff. ZPO) zuläs¬ 
sig sind (vgl. § 127 Abs. 2 AGB). 


2 . 

Die Prinzipien 

der arbeitsrechtlichen 

Verantwortlichkeit 

Als Prinzipien eines Rechtsinstituts werden die 
Grundsätze bezeichnet, die seine rechtliche Rege¬ 
lung und Anwendung bestimmen. Die Regelung 
und Anwendung der arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit wird einmal von den allgemeinen 
Prinzipien rechtlicher Verantwortlichkeit be¬ 
stimmt. Dazu gehören: 

- das Prinzip der strikten Wahrung der sozialisti¬ 
schen Gesetzlichkeit, >. 

- das Prinzip der Verwirklichung der sozialisti¬ 
schen Gerechtigkeit, s 

- das Prinzip der Unabwendbarkeit, 

- das Prinzip der Unmittelbarkeit. 24 

Grundlegendes Prinzip der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist außerdem das Schuldprin- 

zip- 

Von der sowjetischen Staats- und Rechtstheorie 
werden als weitere Prinzipien rechtlicher Verant¬ 


wortlichkeit außerdem das Verursachungsprinzip 
und das Prinzip der Zweckmäßigkeit genannt. 25 
Das Verursachungsprinzip beinhaltet, daß Werktä¬ 
tige nur für ein bestimmtes Verhalten bzw. für be¬ 
stimmte Handlungen und dadurch verursachte Fol¬ 
gen, nicht aber für Gedanken, für biologische oder 
soziale Eigenschaften, für die Herkunft oder andere 
Verhältnisse verantwortlich gemacht werden kön¬ 
nen. 26 , 

Angewandt auf die arbeitsrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit heißt das, ein Werktätiger kann immer nur 
für die Verletzung konkreter Arbeitspflichten bzw. 
für die Verursachung eines konkreten Schadens, 
nicht aber für eine negative Einstellung zu diesen 
Pflichten bzw. zum sozialistischen Eigentum verant¬ 
wortlich gemacht werden (vgl. auch § 252 Abs. 2 
AGB). 

Das Schuldprinzip ist ein grundlegendes Prin¬ 
zip der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit der 
Werktätigen. Es beinhaltet, daß ein Werktätiger 
nur für schuldhaft begangene Arbeitspflichtver¬ 
letzungen bzw. schuldhaft verursachte Schäden 
verantwortlich gemacht werden darf. Das heißt, 
die Anwendung der arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit setzt immer voraus, daß der Werktä¬ 
tige unter den gegebenen Bedingungen die Mög¬ 
lichkeit zur Erfüllung seiner Arbeitspflichten bzw. 
zur Vermeidung des Schadens hatte und diese 
nicht wahrgenommen, sondern fahrlässig oder 
vorsätzlich seine Arbeitspflichten verletzt bzw. ei¬ 
nen Schaden am sozialistischen Eigentum verur¬ 
sacht hat (vgl. § 252 Abs. 2 bis 4 AGB). 

Das Prinzip der Wahrung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit erfordert einmal die Schaf¬ 
fung der erforderlichen Verantwortlichkeitsrege¬ 
lungen für schuldhafte Arbeitspflichtverletzungen 
und dadurch schuldhaft verursachte Schäden am 
sozialistischen Eigentum und ihre konsequente 
Durchsetzung. 27 Weiterhin ist es aber auch not- 


22 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, a. a. O., S. 263. 

23 Vgl. G. Kirmse/G. Kirschner/W. Rudelt, „Die ar¬ 
beitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit. .., 
a. a. O., S. 15 f. 

24 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts- 
theorie, a. a. O., S. 508 ff. 

25 Vgl. I. S. Samotschenko/M. Ch. Farukschin, 
Die Verantwortlichkeit in der sowjetischen Ge¬ 
setzgebung. Moskau 1971, zit. nach der Buchbe¬ 
sprechung von U. Dähn/H. Richter, SuR, 1972/6, 
S. 1015. 

26 Vgl. ebenda. 

27 Vgl. auch G. Bley/R. Schüsseler, „Weitere Festi¬ 
gung und wachsende Bedeutung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit“, SuR, 1974/9, S. 1467 ff. 
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wendig, die Voraussetzungen und Grenzen für die 
Anwendung der einzelnen Formen der arbeits¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit und das Verfahren 
für ihre Durchsetzung in Rechtsvorschriften ein¬ 
deutig zu bestimmen. 

Dementsprechend wurden im Arbeitsgesetz¬ 
buch die gesetzlichen Voraussetzungen der ein¬ 
zelnen Formen der arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit, insbesondere die Schuld (vgl. § 252 
Abs. 3 und 4) und der Schaden , (vgl. §261 
Abs. 1), konkreter als bisher ausgestaltet und 
auch das Disziplinarverfahren umfassender als 
bisher geregelt (vgl. §§ 255 bis 257). 

Das Prinzip der Verwirklichung der sozialisti¬ 
schen Gerechtigkeit ist ein Grundprinzip des so¬ 
zialistischen Rechts. Ausdruck dafür ist, daß jeder 
Bürger unabhängig von seiner Nationalität, seiner 
Rasse, seinem weltanschaulichen oder religiösen 
Bekenntnis, seiner sozialen Herkunft und Stellung 
die gleichen Rechte und Pflichten hat und daß alle 
Bürger vor dem Gesetz gleich sind (vgl. Art. 20 
Abs. 1 der Verfassung). 

Sozialistische Gerechtigkeit bei der Regelung 
und Anwendung der arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit erfordert, ihre Voraussetzungen ein¬ 
heitlich auszugestalten und einheitliche Maßstäbe 
und Kriterien für ihre Anwendung festzulegen. 
Verwirklichung sozialistischer Gerechtigkeit 
heißt aber auch, zu gewährleisten, daß keine 
schuldhafte Arbeitspflichtverletzung und kein 
schuldhaft verursachter Schaden am sozialisti¬ 
schen .Eigentum ohne angemessene Reaktion 
bleibt und daß dafür nur der Schuldige verant¬ 
wortlich gemacht wird. 

Der sozialistischen Gerechtigkeit entspricht es 
schließlich auch, alle Maßnahmen (Sanktionen) 
der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit immer 
unter Berücksichtigung der Schwere der begange¬ 
nen Arbeitspflichtverletzung und des bisherigen 
Gesamtverhaltens des betreffenden Werktätigen 
im Betrieb festzulegen. 

Das der Regelung der arbeitsrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit immanente Prinzip der sozialisti¬ 
schen Gerechtigkeit ist jedoch nur zu verwirkli¬ 
chen, wenn die dafür verantwortlichen Leiter in 
den Betrieben diese Vorschriften beachten und 
ihre einheitliche und gerechte Anwendung gegen¬ 
über allen Werktätigen gewährleisten, die schuld¬ 
haft Arbeitspflichten verletzen bzw. dadurch 
schuldhaft Schäden am sozialistischen Eigentum 
verursachen. 


Wird, wie die Praxis in einigen Betrieben zeigt, die 
materielle Verantwortlichkeit vorrangig nur gegen¬ 
über bestimmten Personengruppen (Kraftfahrer, 
Kassierer) bzw. in bestimmten Bereichen (Handel, 
Post, Verkehrswesen) oder nur dann geltend ge¬ 
macht, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen ohne 
großen Aufwand festzustellen sind, so widerspricht 
das der sozialistischen Gerechtigkeit. 

Das Prinzip der Unabwendbarkeit und das 
Prinzip der Zweckmäßigkeit erfordern, auf jede 
schuldhafte Arbeitspflichtverletzung und jeden 
dadurch schuldhaft verursachten Schaden ange¬ 
messen (zweckmäßig) zu reagieren. 

Auf die Unabwendbarkeit und Zweckmäßig¬ 
keit von Reaktionen auf gesellschaftswidriges 
Verhalten hat bereits Lenin hingewiesen, indem 
er hervorhob, daß es dabei weniger darum geht, 
eine schwere Strafe auszusprechen, sondern vor 
allem darum, auf jede gesellschaftswidrige Hand¬ 
lung zu reagieren. 28 

Das gilt auch für schuldhafte Arbeitspflicht¬ 
verletzungen und dadurch schuldhaft verursachte 
Schäden am sozialistischen Eigentum. Der betref¬ 
fende Werktätige muß spüren, daß er nicht „unge¬ 
straft“ Arbeitspflichten verletzen oder das soziali¬ 
stische Eigentum schädigen kann. Dabei geht es 
nicht immer darum, die disziplinarische bzw. ma¬ 
terielle Verantwortlichkeit anzuwenden und 
schwerwiegende Disziplinarmaßnahmen oder 
hohe Schadenersatzverpflichtungen festzulegen. 
Verwirklichung des Prinzips der Zweckmäßigkeit 
heißt, auf das schuldhafte pflichtwidrige Handeln 
des Werktätigen immer in einer die Schwere der 
Arbeitspflichtverletzung und das Gesamtverhal¬ 
ten des Werktätigen im Betrieb berücksichtigen¬ 
den Art und Weise zu reagieren. 

Unterbleibt jede Reaktion auf das pflichtwi¬ 
drige Verhalten, wird ein gleichgültiges Verhalten 
gegenüber rechtlichen Pflichten und gegenüber 
dem sozialistischen Eigentum begünstigt. 

Das Prinzip der Unabwendbarkeit und das 
Prinzip der Zweckmäßigkeit haben auch in der 
Regelung der arbeitsrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit ihren Niederschlag gefunden (vgl. insbeson¬ 
dere §§ 253, 254 Abs. 1 und 257 Abs. 1 AGB). 

Das Prinzip der Unmittelbarkeit orientiert dar¬ 
auf, auf schuldhafte ’ Arbeitspflichtverletzungen 
und schuldhaft verursachte Schäden möglichst 
unmittelbar nach ihrer Feststellung zu reagieren. 
Je schneller die Reaktion auf eine schuldhafte 
Handlung erfolgt, um so größer wird ihre erziehe- 


28 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 4, Berlin 1960, S. 399. 
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rische Wirkung auf den Disziplinverletzer bzw. 
Schadenverursacher sein. 

Ausdruck dieses Prinzips ist die Regelung der 
Fristen für die Anwendung der disziplinarischen 
und materiellen Verantwortlichkeit in den §§ 256 
Abs. 1 und 2 und 265 Abs. 1 AGB. 


3 . 

Die Formen der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit und ihre 
Beziehungen 

zu anderen Formen der Erziehung 
sowie anderen Arten 
rechtlicher Verantwortlichkeit 

( 

3 . 1 . 

Die Formen der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit 

Die arbeitsrechtlichc Verantwortlichkeit kann bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 

- als disziplinarische Verantwortlichkeit (§§ 254 
bis 259 AGB) 

- und als materielle Verantwortlichkeit (§§ 260 
bis 266 AGB) 

verwirklicht werden. 

An Stelle der Anwendung der disziplinari¬ 
schen Verantwortlichkeit kann der Disziplinarbe- 
fugte einen Antrag an die Konfliktkommission auf 
Durchführung eines erzieherischen Verfahrens 
stellen, wenn er es für angemessen hält (vgl. § 255 
Abs. 3 AGB). 

Die disziplinarische Verantwortlichkeit ist die 
allgemeine Reaktion (Rechtsfolge) auf die 
schuldhafte Verletzung von Arbeitspflichten 
durch einen Werktätigen. 

Die materielle Verantwortlichkeit, die neben 
der schuldhaften Arbeitsverpflichtverletzung 
auch einen dadurch schuldhaft verursachten 
Schaden voraussetzt, ist die besondere Reaktion 
(Rechtsfolge) auf das zur Verursachung eines 
Schadens am sozialistischen Eigentum führende 
arbeitspflichtverletzende Handeln eines Werktä¬ 
tigen. Sie ist die Verantwortlichkeitsform, durch 
die der Werktätige zur Wiedergutmachung des 
schuldhaft verursachten Schadens in dem im Ar¬ 
beitsgesetzbuch bestimmten Umfang verpflichtet 
werden kann. Die Anwendung der materiellen 


Verantwortlichkeit schließt die Anwendung der 
disziplinarischen Verantwortlichkeit nicht aus. In 
der Regel wird es jedoch nicht notwendig sein, ne¬ 
ben der materiellen auch noch die disziplinarische 
Verantwortlichkeit anzuwenden. 

3 . 2 . 

Die Beziehungen zwischen der 
arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
und anderen Formen der Erziehung 

Es gehört zu den Vorzügen unserer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung, daß die Werktätigen die 
konsequente Durchsetzung des sozialistischen 
Rechts, die weitere Festigung von Ordnung, Dis¬ 
ziplin, Sicherheit und Gesetzlichkeit in zuneh¬ 
mendem Maße als Teil ihrer politischen Machtaus¬ 
übung begreifen. Das macht insbesondere die im 
Rahmen des sozialistischen Wettbewerbs entwic¬ 
kelte Massenbewegung zur Schaffung von „Berei¬ 
chen der vorbildlichen Ordnung und Sicherheit“ 
deutlich, in der die Werktätigen ihre Anstrengun¬ 
gen um die Erfüllung der betrieblichen Planauf¬ 
gaben mit ihrem Streben nach Ordnung, Disziplin, 
Sicherheit und Gesetzlichkeit verbinden. 29 

Zunehmende Bedeutung für die weitere Festi¬ 
gung der sozialistischen Arbeitsdisziplin erlangen 
die Arbeitskollektive. „Im Arbeitskollektiv for¬ 
men und festigen sich vor allem Wertvorstellun¬ 
gen und Verhaltensformen, vollzieht sich die Aus¬ 
einandersetzung mit rückständigen Denk- und 
Verhaltensweisen. ... Im Arbeitskollektiv ver¬ 
ändern die Menschen nicht nur die Arbeitsgegen¬ 
stände, produzieren sie nicht nur die materiellen 
Werte, sondern verändern sie sich auch selbst, ihre 
Beziehungen zueinander, produzieren sie die gei¬ 
stigen und moralischen Werte .unserer Gesell¬ 
schaft.“ 30 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, bei fest¬ 
gestellten schuldhaften Arbeitspflichtverletzun¬ 
gen und dadurch schuldhaft verursachten Schäden 
am sozialistischen Eigentum die erzieherische 
Kraft der Arbeitskollektive und anderer gesell¬ 
schaftlicher Kräfte zur Erziehung der Disziplin¬ 
verletzer und Schadenverursacher zu nutzen und 


29 Vgl. dazu u. a. H. Möbis, „Staatliche Leitungstätig¬ 
keit und die Bewegung für vorbildliche Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit“, SuR, 1978/5, S. 414 ff. 

30 W. Lamberz, Die wachsende Rolle der sozialisti¬ 
schen Ideologie bei der Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft, Berlin 1972,'S. 38. 
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sie wirksam mit den Maßnahmen der arbeitsrecht¬ 
lichen Verantwortlichkeit zu verbinden. 31 

Bei schuldhaften Arbeitspflichtverletzungen 
mit geringer Schwere ist es nicht in jedem Fall 
notwendig, darauf mit der disziplinarischen Ver¬ 
antwortlichkeit zu reagieren. Davon geht auch die 
Regelung in § 254 Abs. 1 AGB aus, die darauf 
orientiert, Disziplinarmaßnahmen nur dann an¬ 
zuwenden, wenn andere Formen der Erziehung 
nicht ausreichen. Daraus kann abgeleitet werden, 
daß in solchen Fällen grundsätzlich auch kein Dis¬ 
ziplinarverfahren einzuleiten ist. Es ist jedoch 
möglich, ein Disziplinarverfahren einzuleiten und 
dieses ohne Ausspruch einer Disziplinarmaß- 
nahme zu beenden. 

Als andere Formen der Erziehung haben sich 
in der Praxis bewährt 

- die erzieherische Aussprache des Disziplinär- 
befugten mit dem Disziplinverletzer, 

- die kritische Auseinandersetzung im Arbeits¬ 
kollektiv (vgl. auch § 81 Abs. 2 AGB), 

- das erzieherische Verfahren vor der Konflikt¬ 
kommission (vgl. § 255 Abs. 3 AGB). 

Welche Form der Erziehung als Reaktion auf 
den Disziplinverstoß anzuwenden ist, hat der Dis- 
ziplinarbefugte auf der Grundlage der Gesamtheit 
aller Umstände (§ 253 AGB) zu prüfen und zu 
entscheiden. 

Dabei sollte insbesondere das erzieherische 
Verfahren vor der Konfliktkommission noch 
weitaus wirksamer zur Erziehung von Disziplin¬ 
verletzern genutzt werden. 

Die Konfliktkommissionen als gesellschaftli¬ 
che Organe (Gerichte) der Erziehung und Selbst¬ 
erziehung der Werktätigen und fester Bestand¬ 
teil der sozialistischen Demokratie nehmen in un¬ 
serer Gesellschaft einen festen Platz bei der Be¬ 
kämpfung und Verhütung von Rechtsverletzun¬ 
gen und der Beilegung von Rechtsstreitigkeiten 
ein. Zu den ihnen übertragenen Aufgaben gehört 
auch die erzieherische Einflußnahme auf Werktä¬ 
tige, die schuldhaft ihre Arbeitspflichten verletzt 
haben. 32 

Voraussetzung für das Tätigwerden der Kon¬ 
fliktkommission bei Disziplinverstößen durch 
Werktätige ist die Entscheidung des Disziplinar- 
befugten gemäß § 255 Abs. 3 AGB. Hält dieser 
die Durchführung eines erzieherischen Verfah¬ 
rens als Reaktion auf die schuldhafte Arbeits¬ 
pflichtverletzung für angemessen, wendet er sich 
mit einem entsprechenden Antrag an die Kon¬ 
fliktkommission (vgl. § 22 Abs. 1 KKO). 

Die Konfliktkommission kann den Antrag zu¬ 


rückgeben, wenn die Sache nicht zur Beratung vor 
der Konfliktkommission geeignet ist. Der Diszi- 
plinarbefugte kann dann noch die disziplinarische 
Verantwortlichkeit anwenden. Hat die Konflikt¬ 
kommission ein erzieherisches Verfahren durch¬ 
geführt, so ist die Anwendung der disziplinari¬ 
schen Verantwortlichkeit nicht mehr zulässig, 
auch dann nicht, wenn die Konfliktkommission 
keine Erziehungsmaßnahmen festgelegt hat. 33 Im 
Ergebnis eines erzieherischen Verfahrens kann 
die Konfliktkommission von Erziehungsmaß¬ 
nahmen absehen, wenn der erzieherische Erfolg 
bereits durdh das Verfahren erreicht wurde. Hält 
sie den Ausspruch von Erziehungsmaßnahmen für 
erforderlich, kann sie die in § 23 KKO vorgesehe¬ 
nen Maßnahmen aussprechen. Diese stellen keine 
Disziplinarmaßnahmen dar und werden, wie alle 
anderen Beschlüsse der Konfliktkommission 
auch, nicht in die Personalakte aufgenommen 
(vgl. § 13 Abs. 4 KKO). 

Die gegenwärtige Praxis zeigt, daß die Disziplinär- 
befugten die erzieherische Kraft der Konfliktkom¬ 
missionen teilweise noch unterschätzen und auf fest¬ 
gestellte Disziplinverstöße vorrangig mit der diszi¬ 
plinarischen Verantwortlichkeit reagieren. So wur¬ 
den z. B. im Jahre 1979 insgesamt nur 2690 erziehe¬ 
rische Verfahren vor den Konfliktkommissionen 
wegen Verletzung der Arbeitsdisziplin durchge¬ 
führt. 34 

In den Fällen, in denen Werktätige durch Arbeits¬ 
pflichtverletzung schuldhaft Schäden am soziali¬ 
stischen Eigentum verursacht haben, wird darauf 
grundsätzlich mit der materiellen Verantwortlich¬ 
keit zu reagieren sein, weil sie die Verantwortlich¬ 
keitsform ist, durch die eine Wiedergutmachung 


31 Vgl. auch I. Hovenbitzer, „Arbeitsrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit und ihre Funktion“, a. a. O., 
S. 127 ff. 

32 Vgl. § 296 ff. AGB, Gesetz über die gesellschaftli¬ 
chen Gerichte der DDR - GGG- vom 25. 3. 1982, 
GBl. I Nr. 13 S. 269, und Beschluß des Staatsrates 
der DDR über die Tätigkeit der Konfliktkommis¬ 
sionen — Konfliktkommissionsordnung — vom 
12. 3. 1982, GBl. I Nr. 13 S. 274. 

33 Vgl. „Rationelle Nutzung des Arbeitsvermögens 
und sozialistische Arbeitsdisziplin“, Bericht des 
Präsidiums an das 16. Plenum des Obersten Ge- 

i richts zu Fragen der Rechtsprechung auf dem Gebiet 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin, AuA, 1975/21, 
S. 643 ff. 

34 Vgl. „Unser aktuelles Interview - Nach der Wahl: 
Weitere Erhöhung der Wirksamkeit der Konflikt¬ 
kommissionen“, NJ, 1980/4, S. 169. 
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des Schadens erreicht werden kann. Daraus folgt 
auch, daß auf die Anwendung der materiellen 
Verantwortlichkeit grundsätzlich nicht zugunsten 
anderer Formen der Erziehung verzichtet werden 
kann. 

Die Anwendung der disziplinarischen und ma¬ 
teriellen Verantwortlichkeit schließt die erzieheri¬ 
sche Einwirkung der Werktätigen und Arbeitskol¬ 
lektive sowie anderer gesellschaftlicher Kräfte auf 
den Disziplinverletzer bzw. Schadenverursacher 
nicht aus. Diese ist durch die Einbeziehung der 
Werktätigen in Disziplinarverfahren und Verfah¬ 
ren wegen materieller Verantwortlichkeit sowie 
durch die Auswertung wichtiger Verfahren in den 
Arbeitskollektiven wirksam zu fördern und zu un¬ 
terstützen. 

3 . 3 . 

Die Beziehungen 
zwischen der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit und anderen Arten 
rechtlicher Verantwortlichkeit 

Voraussetzung für eine hohe Wirksamkeit des so¬ 
zialistischen Rechts ist ein widerspruchsfreies Zu¬ 
sammenwirken der einzelnen Rechtszweige und 
ihrer Rechtsinstitüte. Das gilt auch für die Ver¬ 
antwortlichkeitsregelungen in den einzelnen 
Rechtszweigen, durch die u. a. zu sichern ist, daß 
alle durch ein rechtswidriges Verhalten verletzten 
Rechte und verursachten Schäden wiederherge¬ 
stellt bzw. wiedergutgemacht werden und kein 
Rechtsverletzer,sich seiner Verantwortlichkeit für 
die von ihm begangene Rechtsverletzung und da¬ 
durch verursachte Schäden entziehen kann. 35 

Bei dem Zusammenwirken zwischen der ar¬ 
beitsrechtlichen Verantwortlichkeit der Werktä¬ 
tigen und der Verantwortlichkeit der Betriebe 
nach arbeitsrechtlichen, zivilrechtlichen und wirt¬ 
schaftsrechtlichen Bestimmungen ist zu sichern, 
daß in den Fällen, in denen die Verantwortlichkeit 
des Betriebes zur Schadenersatzleistung an einen 
Dritten durch ein arbeitspflichtverletzendes Han¬ 
deln eines mit ihm im Arbeitsrechtsverhältnis ste¬ 
henden Werktätigen schuldhaft herbeigeführt 
wurde, diese in die materielle Verantwortlichkeit 
des Schadenverursachers umgesetzt werden kann. 

Hat beispielsweise ejn Werktätiger durch ein ar¬ 
beitspflichtverletzendes Handeln einem anderen 

Werktätigen schuldhaft einen Schaden zugefügt und 

ist diese Arbeitspflichtverletzung gleichzeitig als 

Pflichtverletzung des Betriebes aus dem Arbeits¬ 


rechtsverhältnis mit dem Geschädigten zu werten so 
hat der Betrieb dem geschädigten Werktätigen den 
entstandenen Schaden zu ersetzen (vgl. § 271 Abs. 1 
AGB). Das befreit den Schadenverursacher jedoch 
nicht von seiner materiellen Verantwortlichkeit ge¬ 
genüber dem Betrieb, sondern diese ist bei Vorlie¬ 
gen der gesetzlichen Voraussetzungen grundsätzlich 
immer anzuwenden. Das heißt, der Schadenverursa¬ 
cher ist für die vom Betrieb gezahlte Schadenersatz¬ 
leistung, die eine entstandene Zahlungsverpflichtung 
und damit Schaden im Sinne des § 261 Abs. 1 AGB 
darstellt, materiell verantwortlich zu machen. 

Ebenso ist zu verfahren, wenn ein Werktätiger 
durch sein arbeitspflichtverletzendes Handeln an¬ 
deren Bürgern oder Betrieben schuldhaft einen 
Schaden zufügt, für den der Betrieb gemäß § 331 
ZGB materiell verantwortlich ist. Auch diese Re¬ 
gelung geht davon aus, daß der Betrieb für die bei 
ihm beschäftigten und in seinem Auftrag han¬ 
delnden Werktätigen die Verantwortung zu tra¬ 
gen und dafür zu sorgen hat, daß diese ihre Arbeits¬ 
aufgaben ordnungsgemäß erfüllen, ihre damit 
verbundenen Arbeitspflichten einhalten und 
Schäden vermeiden. Dementsprechend hat 
grundsätzlich auch der Betrieb für Schäden, die 
ein Werktätiger in Erfüllung ihm obliegender be¬ 
trieblicher Aufgaben schuldhaft verursacht, ge¬ 
genüber dem geschädigten Dritten einzustehen. 

Die zivilrechtliche materielle Verantwortlich¬ 
keit des Betriebes gegenüber dem geschädigten 
Dritten schließt ebenfalls die arbeitsrechtliche 
materielle Verantwortlichkeit des Schadenverur¬ 
sachers gegenüber dem Betrieb nicht aus, worauf 
in § 331 ZGB ausdrücklich hingewiesen wird. 

Ähnliche Beziehungen bestehen schließlich 
auch zwischen der arbeitsrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit der Werktätigen und der wirt¬ 
schaftsrechtlichen Verantwortlichkeit des Betrie¬ 
bes. Dementsprechend werden die Leiter der Be¬ 
triebe in § 86 Vertragsgesetz 36 darauf orientiert, 
unter Mitwirkung der Werktätigen sowie unter 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kontrollorgane 
die Ursache von Vertragsverletzungen aufzudek- 
ken, die für die Vertragsverletzung Verantwortli¬ 
chen festzustellen und Maßnahmen zur Erhöhung 
der Staatsdisziplin einzuleiten. Das schließt bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen auch 


35 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, a. a. O., S. 508 ff. 

36 Vgl. Gesetz über das Vertragssystem in der soziali¬ 
stischen Wirtschaft (Vertragsgesetz) vom 25. 3. 
1982, GBl. I Nr. 14 S. 293. 
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die Anwendung der arbeitsrechtlichen materiel¬ 
len Verantwortlichkeit gegenüber den Werktäti¬ 
gen ein, die die Vertragsverletzung und damit die 
Schadenersatzleistung oder andere Sanktionen 
durch ihr arbeitspflichtverletzendes Handeln 
schuldhaft verursacht haben. 

Auf die dabei auftretenden Probleme wurde in 
der Vergangenheit wiederholt hingewiesen. 37 Mit 
dem Inkrafttreten des Arbeitsgesetzbuches wur¬ 
den insbesondere durch die Neuregelung des 
Schadens bessere Möglichkeiten für ein wirksa¬ 
meres Zusammenwirken zwischen der arbeits¬ 
rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit der 
' Werktätigen und der wirtschaftsrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit der Betriebe geschaffen. Nach wie 
vor kann ein Werktätiger für eine vom Betrieb ge¬ 
zahlte Sanktion aus der wirtschaftsrechtlichen 
Verantwortlichkeit jedoch nur dann materiell 
verantwortlich gemacht werden, wenn ihm nach¬ 
gewiesen werden kann, daß er die Vertragsverlet¬ 
zung und die dadurch entstandene Zahlungsver¬ 
pflichtung des Betriebes durch arbeitspflichtver¬ 
letzendes Handeln schuldhaft verursacht hat. Da¬ 
bei wird auch immer zu prüfen sein, ob der Betrieb 
Möglichkeiten hatte, die Vertragsverletzung zu 
vermeiden und wie er diese genutzt hat. 

Schließlich ist hier auch auf § 9 des Staatshaf¬ 
tungsgesetzes 38 hinzuweisen, in dem darauf orien¬ 
tiert wird, für Ersatzansprüche der staatlichen Or¬ 
gane und Einrichtungen gegen Mitarbeiter wegen 
der von ihnen rechtswidrig und schuldhaft verur¬ 
sachten Schäden die Rechtsvorschriften über die 
arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit 
anzuwenden. 

Beziehungen zwischen der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit der Werktätigen und der straf¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit entstehen immer 
dann, wenn die zum Eintritt der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit- führende, Arbeitspflichtver¬ 
letzung gleichzeitig als Straftat verfolgt wird. 

Die disziplinarische Verantwortlichkeit ist ne.- 
ben der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in der 
Regel nur dann von Bedeutung, wenn es sich da- 
' bei um eine die fristlose Entlassung des Werktäti¬ 
gen begründende schwerwiegende Verletzung der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin oder der staats¬ 
bürgerlichen Pflichten handelt (vgl. § 56 Abs. 1 
AGB). Ziel der fristlosen Entlassung ist es in die¬ 
sen Fällen vor allem, das Arbeitsrechtsverhältnis, 
das auf Grund der schwerwiegenden Pflichtverlet¬ 
zung und vielfach auch wegen der damit verbun¬ 
denen längeren Freiheitsstrafe nicht mehr fortge¬ 
setzt werden kann, fristlos zu beenden. 


Zu beachten ist jedoch, daß nicht jede als 
Straftat verfolgte Arbeitspflichtverletzung die 
fristlose Entlassung des betreffenden Werktätigen 
rechtfertigt. Das würde in vielen Fällen die mit 
den Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort¬ 
lichkeit (vgl. §§31 bis 34 StGB) angestrebte Er¬ 
ziehung im bisherigen Arbeitskollektiv unmöglich 
machen und den Erziehungsprozeß beeinträchti¬ 
gen. Auch nach Verbüßung einer Freiheitsstrafe 
kann der Erziehungsprozeß in der Regel am wirk¬ 
samsten im bisherigen Arbeitskollektiv gestaltet 
werden. Deshalb wurde auch wiederholt darauf 
orientiert, die fristlose Entlassung bei kürzeren 
Freiheitsstrafen grundsätzlich nicht anzuwen- 
den. 39 

Wird die für die schuldhafte Verursachung des 
Schadens ursächliche Arbeitspflichtverletzung eig¬ 
nes Werktätigen gleichzeitig als Straftat verfolgt, 
ist zu gewährleisten, daß die strafrechtliche und 
arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit 
des betreffenden Werktätigen grundsätzlich im 
Strafverfahren festgestellt werden, über alle sich 
daraus ergebenden Rechtsfolgen in einem Urteil 
entschieden wird und die Maßnahmen der straf¬ 
rechtlichen und die Schadenersatzverpflichtung 
aus arbeitsrechtlicher materieller Verantwort¬ 
lichkeit dabei wirksam miteinander verbunden 
werden (vgl. auch § 24 StGB). 40 

Das gilt sinngemäß auch dann', wenn die Kon¬ 
fliktkommissionen nach erfolgter Übergabe über 
ein von einem Werktätigen begangenes Vergehen 
zu beraten und zu entscheiden haben. Hat der 
Werktätige durch das Vergehen einen Schaden 
am sozialistischen Eigentum verursacht und liegen 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Anwen¬ 
dung der arbeitsrechtlichen materiellen Verant¬ 
wortlichkeit vor, so wird die Konfliktkommission 
als eine wirksame Erziehungsmaßnahme grund- 


37 Vgl. u. a. H. Badestein/J. Dötsch/H. Oertel, „Ver¬ 
hältnis von wirtschaftsrechtlicher und arbeitsrecht¬ 
licher materieller Verantwortlichkeit“, SuR, 
1973/9, S. 1521 ff. 

38 Gesetz zur Regelung der Staatshaftung in der Deut¬ 
schen Demokratischen'Republik - Staatshaftungs¬ 
gesetz - vom 12. 5. 1969, GBl. I Nr. 5 S. 34. 

39 Vgl. H. Winkelbauer, „Entlassen oder im Arbeits¬ 
kollektiv erziehen?“, AuA, 1965/10, S. 231 f. 

40 Vgl. A. Baumgart, „Die Durchsetzung der arbeits¬ 
rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit im Straf¬ 
verfahren“, Dissertation, Potsdam-Babelsberg 1968 
und A. Baumgart/U. Dähn, „Arbeitsrechtliche ma¬ 
terielle Verantowrtlichkeit und strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit“, NJ, 1968/20, S. 617 ff. 
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sätzlich immer eine Verpflichtung zur Wieder¬ 
gutmachung des schuldhaft verursachten Scha¬ 
dens aussprechen bzw. eine entsprechende Ver¬ 
pflichtung des Werktätigen bestätigen (vgl. § 28 
Abs. 1 KKO). 

Wird ein Werktätiger im Ergebnis eines Straf¬ 
verfahrens auf Bewährung verurteilt und liegen 
gleichzeitig die Voraussetzungen für die Anwen¬ 
dung der ärbeitsrechtlichen materiellen Verant¬ 
wortlichkeit vor, so ist diese zur inhaltlichen Aus¬ 
gestaltung der Bewährung, zur Schaffung einer' 
konkreten Bewährungssituation, zu nutzen. Das 
heißt, der Werktätige ist zu verpflichten, den 
schuldhaft verursachten Schaden durch Schaden¬ 
ersatzleistungen oder, im Einverständnis mit 
dem geschädigten Betrieb, durch eigene Arbeit 
wiedergutzumachen. Mit der Verurteilung auf 
Bewährung wird gleichzeitig auch die Durchset¬ 
zung der arbeitsrechtlichen materiellen Verant¬ 
wortlichkeit gefördert. Erfüllt der Werktätige die 
Schadenersatzverpflichtung schuldhaft ' nicht, 
kann ebenfalls die mit der Verurteilung auf Be¬ 
währung angedrohte Freiheitsstrafe vollstreckt 
werden (vgl. § 33 StGB). 

Außerdem haben die Betriebe nach § 32 
Abs. 2 StGB das Recht, bei Verletzung bestimm¬ 
ter mit der Verurteilung auf Bewährung auferleg¬ 
ter Pflichten Maßnahmen der disziplinarischen 
Verantwortlichkeit - außer fristlose Entlassungen 
- anzuwenden, wenn diese nach den gesetzlichen 
Bestimmungen zulässig sind. 

Beziehungen bestehen schließlich auch zwi¬ 
schen der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
und der Verantwortlichkeit für Verfehlungen und 
Ordnungswidrigkeiten. Stellt eine Verfehlung 
oder Ordnungswidrigkeit gleichzeitig eine Ar¬ 
beitspflichtverletzung dar, ist bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen vorrangig mit der 
disziplinarischen bzw. materiellen Verantwort¬ 
lichkeit darauf zu reagieren. 41 


4 . 

Die disziplinarische 
V erantwo rtlichkeit 

Die disziplinarische Verantwortlichkeit ist die 
vom sozialistischen Staat im Arbeitsgesetzbuch 
(und für Werktätige mit besonderer Verantwor¬ 
tung teilweise auch in anderen Rechtsvorschriften 
gemäß §§ 80 Abs. 2, 259 AGB) festgelegte all¬ 
gemeine staatlich-rechtliche Reaktion auf die 
schuldhafte Verletzung von Arbeitspflichten. Sie 
stellt eine im Namen des sozialistischen Staates 
durch den Betriebsleiter bzw. einen von ihm be¬ 
auftragten Disziplinarbefugten - wenn erforder¬ 
lich, in Form einer Disziplinarmaßnahme — ausge¬ 
sprochene Kritik des schuldhaften arbeitspflicht¬ 
verletzenden Handelns des Disziplinverletzers 
dar. 

4 . 1 . 

Die Voraussetzungen für den Eintritt 
der disziplinarischen Verantwortlichkeit 

Eintritt und Anwendung rechtlicher Verantwort¬ 
lichkeit sind immer vom Vorliegen der dafür fest¬ 
gelegten Voraussetzungen abhängig. Sie legen 
fest, für welches Handeln (Tun oder Unterlassen) 
bzw. für welche dadurch verursachten Folgen ein 
Bürger oder eine juristische Person verantwort¬ 
lich gemacht werden kann. 

Dementsprechend wird in § 252 Abs. 2 AGB 
festgelegt, daß Werktätige nur dann disziplina¬ 
risch bzw. materiell verantwortlich gemacht wer¬ 
den können, wenn sie schuldhaft gegen die Ar¬ 
beitsdisziplin verstoßen bzw. das sozialistische Ei¬ 
gentum geschädigt haben und die dafür im Ar¬ 
beitsgesetzbuch festgelegten (weiteren) Voraus¬ 
setzungen vorliegen. 


41 Vgl. § 2 Abs. 1 und 6, § 4 Abs. 1 der 1. DVO zum 
EGStGB/StPO — Verfolgung von Verfehlungen — 
vom 19. 12. 1974, GBl. I 1975 Nr. 6 S. 128, und 
§§ 16 und 22 Abs. 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten - OWG — vom 12. 1. 
1968, GBl. I Nr. 3 S. 101 i. d. F. des Devisengeset¬ 
zes vom 19. 12. 1973, GBl. I Nr. 58 S. 574 und des 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches, des 
Anpassungsgesetzes und des Gesetzes zur Bekämp¬ 
fung von Ordnungswidrigkeiten vom 19. 12. 1974, 
GBl. I Nr. 64 S. 591. 
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Bei den gesetzlichen Voraussetzungen der ar¬ 
beitsrechtlichen Verantwortlichkeit ist zwischen 
den Voraussetzungen für den Eintritt und den 
darüber hinaus bei ihrer Anwendung zu beach¬ 
tenden Voraussetzungen bzw. Umständen zu un¬ 
terscheiden. 

Gesetzliche Voraussetzungen für den Eintritt 
der disziplinarischen Verantwortlichkeit sind ge¬ 
mäß § 254 Abs. 1 AGB 

— die Verletzung von Arbeitspflichten durch den 
Werktätigen, 

— die Schuld des Werktätigen für die Verletzung 
der Arbeitspflichten. 

Nur wenn diese beiden Voraussetzungen vor¬ 
liegen, tritt die disziplinarische Verantwortlich¬ 
keit ein, kann sie, soweit dafür ein erzieherisches 
Erfordernis besteht, angewendet und auch eine 
Disziplinarmaßnahme ausgesprochen werden. 

Daraus folgt, daß das Vorliegen dieser Vor¬ 
aussetzungen vor Einleitung eines Disziplinarver¬ 
fahrens zu prüfen und im Disziplinarverfahren 
zweifelsfrei nachzuweisen ist. 

Mit dem Eintritt der disziplinarischen Ver¬ 
antwortlichkeit wird für den Disziplinverletzer die 
Pflicht begründet, sich für sein schuldhaftes ar¬ 
beitspflichtverletzendes Handeln - wenn erfor¬ 
derlich, in einem Disziplinarverfahren - zu ver¬ 
antworten. 

Für den zuständigen Disziplinarbefugten be¬ 
gründet der Eintritt der disziplinarischen Verant¬ 
wortlichkeit das Recht und die Pflicht, den betref¬ 
fenden Werktätigen für sein schuldhaftes arbeits¬ 
pflichtverletzendes Handeln unter Beachtung der 
Gesamtheit aller Umstände (§ 253 AGB) zur 
Verantwortung zu ziehen, ihn, wenn erforderlich, 
disziplinarisch verantwortlich zu machen und auch 
eine Disziplinarmaßnahme auszusprechen. 

4 . 1 . 1 . 

Die Verletzung von Arbeitspflichten 

Die Prüfung, ob der Werktätige Arbeitspflichten 
verletzt hat, erfordert zunächst einmal festzustel¬ 
len, welche Arbeitspflichten er unter den gegebe¬ 
nen Bedingungen zu erfüllen hatte. Dabei ist da¬ 
von auszugehen, daß Arbeitspflichten Bestandteil 
des Arbeitsrechtsverhältnisses sind, die mit Ab¬ 
schluß des Arbeitsvertrages bzw. durch Berufung 
oder Wahl für den Werktätigen begründet werden 
und die er mit Umsicht und Initiative zu erfüllen 
hat (vgl. § 80 Abs. 1 AGB). 

Arbeitspflichten stellen verbindliche Anforderun¬ 
gen an das Verhalten des Werktätigen bei der Arbeit 


und Anwesenheit im Betrieb sowie bei der Erfüllung 
von Arbeitsaufgaben außerhalb des Betriebes dar. 
Sie ergeben sich aus dem Arbeitsgesetzbuch und an¬ 
deren Rechtsvorschriften einschließlich der Rah¬ 
menkollektivverträge, aus der Arbeitsordnung und 
anderen betrieblichen Regelungen, aus den Weisun¬ 
gen der weisungsbefugten Leiter, aus dem Arbeits¬ 
vertrag bzw. aus der Funktion, in die der Werktätige 
berufen oder gewählt wurde, aus anderen arbeits¬ 
rechtlichen Vereinbarungen zwischen dem Werktä¬ 
tigen und dem Betrieb (z. B. Qualifizierungsvertrag) 
sowie aus dem die Arbeitsaufgabe konkretisieren¬ 
den Funktionsplan. 42 

Der konkrete Inhalt und Umfang der Arbeits¬ 
pflichten des einzelnen Werktätigen wird wesent¬ 
lich von seiner Arbeitsaufgabe bestimmt. Erfüllt 
der Werktätige die ihm im Rahmen seines 
Arbeitsrechtsverhältnisses obliegenden Arbeits¬ 
pflichten nicht bzw. nicht ordnungsgemäß, begeht 
er eine Arbeitspflichtverletzung, einen Verstoß 
gegen die sozialistische Arbeitsdisziplin (vgl. auch 
§ 2 Abs. 5 AGB). Eine Arbeitspflichtverletzung 
liegt auch dann vor, wenn sich die Pflicht zu einem 
bestimmten Verhalten des Werktätigen aus mit 
dem Arbeitsrechtsverhältnis unlösbar verbunde¬ 
nen Aufgaben ergibt. 

Verletzt beispielsweise ein Werktätiger bei der Er¬ 
füllung betrieblicher Aufgaben im Rahmen der Zivil¬ 
verteidigung ihm obliegende Rechtspflichten, stellt 
diese Pflichtverletzung eine Arbeitspflichtverlet¬ 
zung dar. 43 

Als Arbeitspflichtverletzung ist auch das Nichterfül- 
Icn der dem Werktätigen bei ärztlich bescheinigter 
Arbeitsunfähigkeit zur Wiederherstellung seiner 
Gesundheit und Arbeitsfähigkeit sowie zur Förde¬ 
rung des Heilungsprozesses obliegenden Pflichten zu 
werten (vgl. § 289 AGB, § 30 SVO). Auf diese 
schuldhaften Arbeitspflichtverletzungen ist vorran¬ 
gig mit den im § 289 AGB i. Verb. m. §§ 81 ff. SVO 
festgelegten Maßnahmen zu reagieren. 44 

Arbeitspflichten der Werktätigen finden 
grundsätzlich dort ihre Grenze, wo der sachliche 
Zusammenhang zur Betriebstätigkeit nicht mehr 
gegeben ist. 

Benutzt beispielsweise ein als Kraftfahrer beschäf¬ 
tigter Werktätiger ein betriebseigenes Fahrzeug für 
eine Schwarzfahrt, so verletzt er dadurch ihm oblie¬ 
gende Arbeitspflichten, weil er als Kraftfahrer ver- 


42 Vgl. „Rationelle Nutzung des Arbeitsvermögens 
und sozialistische Arbeitsdisziplin“, a. a. O., 
S. 643 f. 

43 Vgl. ebenda. 

44 Vgl. ebenda. 
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pflichtet ist, das Fahrzeug nur zur Erfüllung betrieb¬ 
licher Aufgaben zu benutzen. Verursacht er wäh¬ 
rend der Schwaizfahrt durch einen Verstoß gegen 
die Straßenverkehrsordnung schuldhaft einen Scha¬ 
den an dem Fahrzeug, so stellt die Verletzung der 
Straßenverkehrsordnung keine Arbeitspflichtver- 
- letzung mehr dar, da zwischen ihr und der Betriebs¬ 
tätigkeit kein sachlicher Zusammenhang mehr be¬ 
steht. Das hat zur Folge, daß der Werktätige für die 
unberechtigte Benutzung des betriebseigenen Kraft¬ 
fahrzeuges disziplinarisch verantwortlich gemacht 
werden kann, für den schuldhaft verursachten Scha¬ 
den aber nach zivilrechtlichen Bestimmungen mate¬ 
riell verantwortlich ist 45 (vgl. auch Abschn. 5.1.2. 
dieses Kapitels). 

In bestimmten Fällen kann jedoch auch ein 
pflichtwidriges Verhalten außerhalb des Betriebes 
bzw. Arbeitsortes und der Arbeitszeit als Arbeits¬ 
pflichtverletzung zu beurteilen sein. Das ist immer 
dann der Fall, wenn für Werktätige auf Grund ih¬ 
rer Funktion und ihrer sich daraus ergebenden 
Verantwortung in Rechtsvorschriften bestimmte 
Anforderungen an ihr Verhalten außerhalb ihrer 
betrieblichen (dienstlichen) Tätigkeit festgelegt 
sind und sie diese verletzen. 46 

In der sowjetischen Arbeitsrechtswissenschaft wird 
das Vorliegen einer Arbeitspflichtverletzung dann 
bejaht, wenn der vorliegende Tatbestand der Diszi¬ 
plinverletzung folgende Elemente enthält: 

- das Objekt, 

- die objektive Seite, 

- das Subjekt, 

- die subjektive Seite. 

Als Objekt einer Arbeitspflichtverletzung werden 
die verletzte Arbeitspflicht, die festgelegte Ordnung 
im Betrieb (Arbeitsorganisation) bezeichnet. Das 
heißt, Objekt einer Arbeitspflichtverletzung ist im¬ 
mer ein durch das Arbeitsrecht geschütztes Objekt 
der sozialistischen Arbeitsverhältnisse. 

Die objektive Seite der Arbeitspflichtverletzung be¬ 
zeichnet die Art und Weise ihrer Begehung, die 
durch ein rechtswidriges Handeln oder Unterlassen 
des Werktätigen gekennzeichnet sein kann. Subjekt 
der Arbeitspflichtverletzung kann nur ein Werktäti¬ 
ger sein, der mit einem Betrieb in einem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis steht (bzw. gestanden hat) und der 
dementsprechend verpflichtet ist (bzw. war), die sich 
daraus für ihn ergebenden Arbeitspflichten zu erfül¬ 
len. 

Unter der subjektiven Seite der Arbeitspflichtver¬ 
letzung wird das psychische Verhalten des Subjekts 
(Werktätigen) zu der begangenen Arbeitspflichtver¬ 
letzung verstanden, das in einer bestimmten Schuid- 
art (Fahrlässigkeit oder Vorsatz) seinen Ausdruck 
findet. 47 


Auch wenn die Arbeitsrechtswissenschaft und 
-praxis der DDR bisher nicht ausdrücklich darauf 
orientiert hat, das Vorliegen des Tatbestandes ei¬ 
ner Arbeitspflichtverletzung an Hand seiner ein¬ 
zelnen Elemente zu prüfen, so wird in der Regel 
aber ebenfalls danach verfahren. Das heißt, auch 
im Arbeitsrecht der DDR liegt eine die disziplina¬ 
rische Verantwortlichkeit begründende (schuld¬ 
hafte) Arbeitspflichtverletzung nur dann vor, 
wenn ein Werktätiger ihm obliegende Arbeits¬ 
pflichten durch rechtswidriges Handeln oder Un¬ 
terlassen fahrlässig oder vorsätzlich verletzt hat. 

Zu beachten ist dabei jedoch, daß der Begriff 
„Arbeitspflichtverletzung“ im Arbeitsrecht der 
DDR nicht nur im Sinne einer schuldhaften Ar¬ 
beitspflichtverletzung (vgl. §§ 253 und 260 Abs. 1 
AGB), sondern teilweise auch zur Charakterisie¬ 
rung eines objektiv rechtswidrigen Handelns, un¬ 
abhängig von der Schuld des Werktätigen, ver¬ 
wendet wird (vgl. § 252 Abs. 1 AGB). 

Voraussetzung für den Eintritt der disziplina¬ 
rischen Verantwortlichkeit ist immer eine schuld¬ 
hafte Arbeitspflichtverletzung. Neben der Fest¬ 
stellung, daß der Werktätige Arbeitspflichten ver¬ 
letzt hat, ist als weitere Voraussetzung der diszi¬ 
plinarischen Verantwortlichkeit demzufolge auch 
immer zu prüfen, ob er diese schuldhaft verletzt 
hat (vgl. § 254 Abs. 1 AGB). 

4,1.2. 

Die Schuld des Werktätigen 
Das Schuldprinzip als grundlegendes Prinzip der 
arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit existiert 
niemals außerhalb der gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse, sondern wird in seinem Wesen und seiner 
konkreten rechtlichen Ausgestaltung von diesen, 
von den gegebenen Macht- und Eigentumsver¬ 
hältnissen, von den Möglichkeiten und Fähigkei¬ 
ten der Menschen zur aktiven Mitgestaltung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse bestimmt. 

Ausgangspunkt und Grundlage für die Be¬ 
stimmung der Schuld der Werktätigen ist ihje 
Stellung in der sozialistischen Gesellschaft als 
Produzenten, sozialistische Eigentümer und Trä¬ 
ger der politischen Macht und ihre sich daraus er¬ 
gebende arbeitsrechtliche Verantwortung als Be¬ 
standteil ihrer gesellschaftlichen Verantwortung, 


45 Vgl. H. Neumann, „Inhalt der sozialistischen Ar¬ 
beitsdisziplin“, AuA, 1975/22, S. 700 f. 

46 Vgl. „Rationelle Nutzung des Arbeitsvermögens 
und sozialistische Arbeitsdisziplin“, a. a. O., S. 644. 

47 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, a. a. O., S. 251 f. 
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die von den objektiven Erfordernissen bei der 
weiteren Gestaltung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft bestimmt wird und in den 
durch das sozialistische Arbeitsrecht ausgestalte¬ 
ten Rechten und Pflichten der Werktätigen ihren 
konkreten Ausdruck findet. 

Auch für die arbeitsrechtliche Schuld der 
Werktätigen gilt der Grundsatz, daß von Schuld 
nur dann gesprochen werden kann, wenn der 
Mensch für sein Handeln Verantwortung tragen, 
wenn er als Subjekt gesellschaftlicher Verhält¬ 
nisse durch sein Handeln gesellschaftliche Werte 
(Objekte gesellschaftlicher Verhältnisse) beein¬ 
flussen kann und sein Verhalten zu diesen Werten 
bestimmten sittlichen (bei der rechtlichen Ver¬ 
antwortung rechtlichen) Verhaltensanforderun¬ 
gen unterliegt und an diesen gemessen und gewer¬ 
tet werden kann. 48 

In der sozialistischen Gesellschaft haben die 
Menschen erstmalig die Möglichkeit, freiwillig 
und bewußt an der Gestaltung der gesellschaftli¬ 
chen Verhältnisse mitzuwirken und in Überein¬ 
stimmung damit ihre persönlichen Interessen zu 
verwirklichen und ihre Persönlichkeit zu entfal¬ 
ten. Wer diese ihm durch die sozialistische Gesell¬ 
schaft zu einem gesellschaftsgemäßen Verhalten 
gegebenen Möglichkeiten nicht wahrnimmt, son¬ 
dern sich gesellschaftswidrig verhält, handelt 
schuldhaft. 

Schuld im rechtlichen Sinne stellt immer ein 
Nichtwahrnehmen gegebener Möglichkeiten zu 
einem in Rechtsvorschriften geforderten Verhal¬ 
ten dar, ein Nichtwahrnehmen rechtlicher Ver¬ 
antwortung, das in der Verletzung von konkreten 
Rechtspflichten seinen Ausdruck finden muß. 

Davon ausgehend kann die arbeitsrechtliche 
Schuld eines Werktätigen als Nichtwahrnehmen 
der ihm gegebenen Möglichkeiten zur Erfüllung 
seiner Arbeitspflichten charakterisiert werden. 
Das heißt, ein Werktätiger handelt schuldhaft, 
wenn er trotz der vorhandenen objektiven Mög¬ 
lichkeiten und subjektiven Voraussetzungen, 
seine Arbeitspflichten zu erfüllen bzw. dadurch 
einen Schaden zu vermeiden, diese verletzt bzw. 
diesen verursacht. 

Bei der Feststellung der Schuld ist auch im Ar¬ 
beitsrecht zwischen den Schuldarten Vorsatz und 
Fahrlässigkeit zu unterscheiden. Diese Unter¬ 
scheidung ist deshalb notwendig, weil Art und 
Schwere der Schuld im Interesse einer differen¬ 
zierten Anwendung der disziplinarischen und ma¬ 
teriellen Verantwortlichkeit als wesentliche Um¬ 
stände für die richtige Bewertung des arbeits¬ 


pflichtverletzenden Handelns des Werktätigen zu 
beachten sind (vgl. § 253 AGB). Bei der materiel¬ 
len Verantwortlichkeit wird außerdem die Höjie 
der gesetzlich zulässigen Schadenersatzverpflich¬ 
tung wesentlich von der Schuldart bestimmt. 

Innerhalb der Schuldarten wird zwischen be¬ 
wußter und unbewußter Fahrlässigkeit bzw. zwi^ 
sehen unbedingtem und bedingtem Vorsatz unter¬ 
schieden. Diese Unterscheidung erleichtert die 
Abgrenzung zwischen Fahrlässigkeit (bewußter 
Fahrlässigkeit) und Vorsatz (bedingtem Vor¬ 
satz. 49 Die Schuldarten werden in § 252 Abs. 3 
und 4 AGB erstmalig gesetzlich definiert. Dabei 
wurden die bisherigen Erfahrungen und Erkennt¬ 
nisse der Arbeitsrechtswissenschaft und -praxis 
und auch der anderer Wissenschaftsdisziplinen 
genutzt. 50 Gleichzeitig wurde, ausgehend vom 
einheitlichen Wesen der Schuld im sozialistischen 
Recht, eine Angleichung an die Regelung der 
Schuldarten in anderen Rechtszweigen ange¬ 
strebt, soweit das mit dem Ziel der arbeitsrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit zu vereinbaren war. 51 

Entsprechend der Regelung in § 252 Abs. 3 
AGB handelt fahrlässig, wer aus mangelnder 
Sorgfalt, Leichtfertigkeit, Gleichgültigkeit oder 
ähnlichen Gründen seine Arbeitspflichten verletzt 
bzw. das sozialistische Eigentum schädigt, obwohl 
er die Möglichkeit zum pflichtgemäßen Verhalten 
bzw. zur Verhütung des Schadens hatte. Vorsätz¬ 
lich handelt gemäß § 252 Abs. 4 AGB, wer seine 
Arbeitspflichten bewußt verletzt bzw. das soziali¬ 
stische Eigentum bewußt schädigt oder sich mit 
diesen Folgen seines Handelns bewußt abfindet. 

Ein fahrlässiges Handeln weist gegenüber dem 
vorsätzlichen Handeln immer eine geringere 
Schwere der Schuld auf. Das Handeln des Werk¬ 
tätigen ist bei der Fahrlässigkeit nicht bewußt dar¬ 
auf gerichtet, Arbeitspflichten zu verletzen oder 
einen Schaden zu verursachen und er will diese 


48 Vgl. auch R. Schmutzler, „Probleme der Verant¬ 
wortung aus arbeitsrechtlicher Sicht“, SuR, 1973/3, 
S. 433 ff. 

49 Vgl. A. Baumgart, „Zur arbeitsrechtlichen Schuld 
der Werktätigen“, AuA, 1970/8, S. 241 ff. 

50 Vgl. u. a. G. Kirmse/G. Kirschner/W. Rudelt, „Die 

arbeitsrechtliche materielle Verantwortlich¬ 

keit . ..“, a. a. O., S. 130 ff.; A. Baumgart, „Zur 
arbeitsrechtlichen Schuld der Werktätigen“, 
a. a. O.,; „Rationelle Nutzung des Arbeitsvermö¬ 
gens .. .“, a. a. O., S. 644 und J. Lekschas/W. Loo- 
se/J. Renneberg, Verantwortung und Schuld im 
neuen Strafgesetzbuch, a. a. O., 

51 Vgl. §§ 5 ff. StGB, § 333 ZGB. 
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Folgen auch nicht herbeiführen. Der Werktätige 
sieht bei der bewußten Fahrlässigkeit .jedoch vor¬ 
aus, daß diese Folgen im Ergebnis seines Han¬ 
delns eintreten können und vertraut leichtfertig 
oder aus ähnlichen vorwerfbaren Gründen darauf, 
sie vermeiden zu können. 

Unbewußte Fahrlässigkeit liegt dann vor, 
wenn der Werktäige Arbeitspflichten verletzt 
bzw. dadurch einen Schaden am sozialistischen 
Eigentum verursacht hat, weil er sich aus man¬ 
gelnder Sorgfalt oder Gleichgültigkeit die ihm in 
der gegebenen Situation obliegenden Arbeits¬ 
pflichten nicht bewußt gemacht hat. 

Im Unterschied zur Fahrlässigkeit erfordert 
der Vorsatz immer die bewußte Verletzung von 
Arbeitspflichten bzw. die bewußte Verursachung 
eines Schadens am sozialistischen Eigentum oder 
zumindest das bewußte Abfinden mit dem Eintritt 
dieser als mögliches Ergebnis seines Handelns er¬ 
kannten Folgen. Beim Vorsatz ist das Handeln 
entweder unmittelbar (unbedingter Vorsatz) oder 
zumindest mittelbar (bedingter Vorsatz) auf die 
Verletzung von Arbeitspflichten bzw. die Verur¬ 
sachung eines Schadens gerichtet. 

Ein schuldhaftes Handeln des Werktätigen 
liegt dagegen nicht vor, wenn er unter den gege¬ 
benen Bedingungen objektiv nicht in der Lage 
war, seine Arbeitspflichten zu erfüllen bzw. einen 
Schaden am sozialistischen Eigentum zu vermei¬ 
den oder wenn er wegen eines von ihm nicht zu 
verantwortenden subjektiven Versagens oder 
Unvermögens ihm obliegende Arbeitspflichten 
nicht erfüllen bzw. eingetretene Schäden nicht 
vermeiden konnte. 

Das Arbeitsgesetzbuch enthält keine Regelungen 
über den Ausschluß der arbeitsrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit bei gerechtfertigten Risikoentschei¬ 
dungen bzw. -handlungen, beim Vorliegen einer so¬ 
genannten Pflichtenkollission oder anderen Recht¬ 
fertigungsgründen (Notwehr, Notstand). 

Die Beurteilung solcher Fälle, die auch bei der An¬ 
wendung der disziplinarischen und materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit von Bedeutung sein können, hat auf 
der Grundlage der Schuldregelung in § 252 Abs. 3 
und 4 AGB zu erfolgen. Das heißt, es ist zu prüfen, 
ob der Werktätige beim Vorliegen einer Risikositua¬ 
tion, einer Pflichtenkollission oder anderer ein 
schnelles Reagieren erfordernde Situationen ver¬ 
antwortungsbewußt entschieden und gehandelt hat 
oder ob er Entscheidungen leichtfertig getroffen hat 
bzw. bei seinem Handeln mangelnde Sorgfalt walten 
ließ oder sich gleichgültig verhielt. Ist ihm kein 
schuldhaftes Verhalten vorzuwerfen, kann er auch 
für die im Ergebnis seiner Entscheidung bzw. seines 


Handelns eingetretenen negativen Folgen nicht ver¬ 
antwortlich gemacht werden. 52 

4 . 2 . 

Das erzieherische Erfordernis 
für die Anwendung 

der disziplinarischen Verantwortlichkeit 

Ist die disziplinarische Verantwortlichkeit auf 
Grund des Vorliegens einer schuldhaften Ar¬ 
beitspflichtverletzung eingetreten, hat der Diszi- 
plinarbefugte unter Beachtung der Gesamtheit al¬ 
ler Umstände (§ 253 AGB) zu entscheiden, wel¬ 
che Form der Erziehung als Reaktion auf den Dis¬ 
ziplinverstoß des Werktätigen anzuwenden ist, um 
ihn zu einem pflichtgemäßen Verhalten anzuhal¬ 
ten und weitere Arbeitspflichtverletzungen zu 
vermeiden. Dabei hat er alle das arbeitspflichtver¬ 
letzende Handeln des Werktätigen charakterisie¬ 
renden und auch die im Persönlichkeitsbereich 
des Werktätigen liegenden Umstände zu beach¬ 
ten, sie in ihrer Bedeutung und ihrem Verhältnis 
zueinander zu werten und seiner Entscheidung 
zugrunde zu legen. 

Bei einer weniger schweren Arbeitspflichtver¬ 
letzung und anderen zugunsten des Werktätigen 
zu bewertenden Umständen wird in der Regel 
eine erzieherische Aussprache, eine kritische 
Auseinandersetzung im Arbeitskollektiv oder 
auch ein erzieherisches Verfahren vor der Kon¬ 
fliktkommission zur Erziehung des Disziplinver¬ 
letzers ausreichen. 

Die disziplinarische Verantwortlichkeit ist 
gemäß § 254 Abs. 1 AGB erst dann anzuwenden 
und eine Disziplinarmaßnahme erst dann auszu¬ 
sprechen, wenn andere Formen der Erziehung 
nicht ausreichen. Das heißt, auch bei Vorliegen 
einer schuldhaften Arbeitspflichtverletzung ist die 
disziplinarische Verantwortlichkeit erst dann an¬ 
zuwenden, wenn das aus erzieherischen Gründen 
erforderlich ist. 

Zu sichern ist jedoch, daß auf jede schuldhafte 
Arbeitspflichtverletzung überhaupt eine Reak¬ 
tion erfolgt. 


52 Zur Problematik des Risikos vgl. D. Seidel, Verant¬ 
wortung - Risiko - Recht, Berlin 1979; S. Seidel, 
„Produktionsrisiko und Arbeitsrecht“, AuA, 
1967/5, S. 119 ff.; J. Cramer, „Anforderungen an 
eine Risikoentscheidung“, AuA, 1975/7, S. 222 f.; 
„OG-Urteil vom 19. 4. 1977 - OAB 4/76“, AuA, 
1978/1, S. 44 und NJ, 1977/12, S. 376 ff. 
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4 . 3 . 

Die Disziplinarbefugnis 

Die Disziplinarbefugnis beinhaltet das Recht und 
die Pflicht des Disziplinarbefugten, auf festge¬ 
stellte schuldhafte Arbeitspflichtverletzungen un¬ 
ter Beachtung der Gesamtheit aller Umstände 
(§ 253 AGB) in angemessener Art und Weise zu 
reagieren und - soweit erforderlich — die diszipli¬ 
narische Verantwortlichkeit anzuwenden und 
eine Disziplinarmaßnahme auszusprechen. 

Disziplinarbefugter gegenüber allen Werktä¬ 
tigen des Betriebes ist der Betriebsleiter kraft Ge¬ 
setzes (vgl. § 254 Abs. 3 AGB). Er allein ist be¬ 
rechtigt, fristlose Entlassungen auszusprechen. 
Die Disziplinarbefugnis des Betriebsleiters ergibt 
sich aus seiner Stellung als Einzelleiter und der 
sich daraus ergebenden Verantwortung, die die 
Gewährleistung einer hohen sozialistischen Ar¬ 
beitsdisziplin einschließt (vgl. insbesondere §§18 
und 71 ff. AGB). Die Befugnis zum Ausspruch 
eines Verweises und strengen Verweises kann der 
Betriebsleiter nach § 254 Abs. 3 AGB auch auf 
leitende Mitarbeiter übertragen. Die Übertragung 
ist in der Arbeitsordnung festzulegen, aus der ein¬ 
deutig hervorgehen muß, wer gegenüber welchem 
Personenkreis die Befugnis zum Ausspruch von 
Verweisen und strengen Verweisen besitzt (vgl. 
auch § 91 Abs. 2 Buchst, b AGB). Durch die De¬ 
legierung der Disziplinarbefugnis auf leitende 
Mitarbeiter wird der unterschiedlichen Größe und 
Struktur der Betriebe Rechnung getragen und 
gewährleistet, ■ daß die disziplinarische Verant¬ 
wortlichkeit grundsätzlich von den Leitern ange¬ 
wendet wird, die die Werktätigen unmittelbar aus 
ihrer Arbeit kennen und die ihre Arbeitsleistun¬ 
gen und ihr Gesamtverhalten am besten beurtei¬ 
let! können. 

Die Delegierung der Disziplinarbefugnis auf 
leitende Mitarbeiter entbindet den Betriebsleiter 
jedoch nicht von seiner Gesamtverantwortung, 
eine hohe sozialistische Arbeitsdisziplin auch 
durch eine einheitliche und gerechte Anwendung 
der disziplinarischen Verantwortlichkeit im Be¬ 
trieb zu sichern. Er ist auch berechtigt, durch an¬ 
dere Disziplinarbefugte eingeleitete Disziplinar¬ 
verfahren an sich zu ziehen und selbst zu beenden. 
Soll ein solches Disziplinarverfahren mit dem 
Ausspruch einer fristlosen Entlassung beendet 
werden, so kann diese nur der Betriebsleiter aus¬ 
sprechen. 


4 . 4 . 

Das Disziplinarverfahren 
4.4.1. 

Die Bedeutung des Disziplinarverfahrens 
Das Disziplinarverfahren ist das im Arbeitsge¬ 
setzbuch (für Werktätige mit besonderer Verant¬ 
wortung auch in anderen Rechtsvorschriften ge¬ 
mäß §§ 80 Abs. 2, 259 AGB) vorgesehene und 
ausgestaltete Verfahren zur Durchsetzung der 
disziplinarischen Verantwortlichkeit. Diszipli¬ 
narmaßnahmen dürfen grundsätzlich nur im Er¬ 
gebnis eines Disziplinarverfahrens ausgesprochen 
werden. Von seiner Durchführung kann nur dann 
abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen für 
den Ausspruch einer fristlosen Entlassung (vgl. 
§ 56 AGB) vorliegen und der Werktätige sich we¬ 
gen der die fristlose Entlassung begründenden 
schwerwiegenden Rechtsverletzung bereits in ei¬ 
nem anderen rechtlich geregelten Verfahren 
(z. B. Strafverfahren) verantworten mußte (vgl. 
§ 255 Abs. 1 AGB). Dadurch wird vermieden, 
daß der Werktätige sich wegen einer einheitlichen 
Rechtsverletzung in zwei unterschiedlichen Ver¬ 
fahren zu verantworten hat. Der Betriebsleiter hat 
jedoch ungeachtet dessen die Voraussetzungen 
für den Ausspruch der fristlosen Entlassung fest¬ 
zustellen und die dem Schutz des Werktätigen 
dienenden Rechtsvorschriften (vgl. §§ 56, 57 und 
59 AGB) einzuhalten. 

Anliegen des Disziplinarverfahrens ist es, 

— die schuldhafte Arbeitspflichtverletzung und 
alle damit verbundenen Umstände, einschließ¬ 
lich der Ursachen und begünstigenden Bedin¬ 
gungen unter Mitwirkung der Werktätigen und 
des Vertreters der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung bzw. des Vertrauens¬ 
mannes festzustellen, 

— dem Disziplinverletzer das Pflichtwidrige sei¬ 
nes Handelns und die dadurch verursachten ne¬ 
gativen Folgen bewußt zu machen, ihn durch 
kritische Auseinandersetzung zu einem gesell¬ 
schaftsgemäßen Verhalten zu motivieren und 
anzuhalten, seine Arbeitspflichten künftig ord¬ 
nungsgemäß zu erfüllen, 

— dem Disziplinverletzer Gelegenheit zu geben, 
zu der ihm vorgeworfenen schuldhaften Ar¬ 
beitspflichtverletzung Stellung zu nehmen und 
sich zu verteidigen, 

— Maßnahmen zur Überwindung der Ursachen 
und begünstigenden Bedingungen der Arbeits¬ 
pflichtverletzung zu beraten und festzulegen, 
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um weiteren Arbeitspflichtverletzungen vorzu¬ 
beugen. 

4.4.2. 

Die Einleitung des Disziplinarverfahrens 

Die Einleitung des Disziplinarverfahrens erfolgt 
durch eine Entscheidung des Disziplinarbefugten. 
Diese ist dem betreffenden Werktätigen unter 
Angabe der ihm zur Last gelegten Arbeitspflicht¬ 
verletzung mitzuteilen. Außerdem ist die zustän¬ 
dige betriebliche Gewerkschaftsleitung davon zu 
verständigen (vgl. § 255 Abs. 2 AGB). An die 
Form der Mitteilung bzw. Verständigung stellt das 
Arbeitsgesetzbuch keine besonderen Anforde¬ 
rungen, so daß auch eine mündliche Mitteilung 
bzw. Verständigung als ausreichend anzusehen ist. 
Voraussetzung für die Einleitung eines Diszipli¬ 
narverfahrens ist, daß der Werktätige ihm oblie¬ 
gende Arbeitspflichten schuldhaft verletzt hat 
oder daß zumindest ein begründeter Verdacht da¬ 
für besteht. Außerdem muß für die Anwendung 
der disziplinarischen Verantwortlichkeit ein 
erzieherisches Erfordernis bestehen , (vgl. 
Abschrl. 4.3. dieses Kapitels). 

Ausgehend von dem die disziplinarische Ver¬ 
antwortlichkeit bestimmenden Prinzip der Unmit¬ 
telbarkeit legt das Arbeitsgesetzbuch in § 256 
Abs. 1 und 2 für die Einleitung und den Abschluß 
des Disziplinarverfahrens Fristen fest. Dadurch 
wird der Disziplinarbefugte darauf orientiert, das 
Disziplinarverfahren im Interesse einer hohen er¬ 
zieherischen Wirksamkeit der disziplinarischen 
Verantwortlichkeit unmittelbar nach Bekannt¬ 
werden der Arbeitspflichtverletzung einzuleiten 
und in der Regel innerhalb eines Monats abzu¬ 
schließen (vgl. § 256 Abs. 1 AGB). 

Ist seit der Arbeitspflichtverletzung eine Frist 
von fünf Monaten vergangen, darf ein Diszipli¬ 
narverfahren nicht mehr eingeleitet werden (vgl. 
§ 256 Abs. 2 Satz 1 AGB). Eine von der Fünfmo¬ 
natsfrist unabhängige Fristenregelung enthält 
§ 256 Abs. 2 Satz 2 AGB. Danach kann in den 
Fällen, in denen die Arbeitspflichtverletzung 
gleichzeitig als Ordnungswidrigkeit, 53 Verfeh¬ 
lung 54 oder Straftat 55 verfolgt wird, ein Diszipli¬ 
narverfahren noch innerhalb von zwei Wochen 
nach Kenntnis der abschließenden Entscheidung 
des für die Verfolgung zuständigen Organs einge¬ 
leitet werden. 

Als abschließende Entscheidungen sind alle 
Entscheidungen zu werten, durch die eine begon¬ 
nene Verfolgung abgeschlossen (beendet) wird, 
unabhängig davon, ob die Verantwortlichkeit des 


betreffenden Werktätigen für die Ordnungswi¬ 
drigkeit, Verfehlung oder Straftat festgestellt und 
er dafür auch verantwortlich gemacht wurde. So 
kann ein Disziplinarverfahren auch dann noch 
eingeleitet werden, wenn ein Strafverfahren durch 
eine abschließende Entscheidung eingestellt, von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit abgesehen oder der Werktätige freigespro¬ 
chen wurde. Voraussetzung ist jedoch immer, daß 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Anwen¬ 
dung der disziplinarischen Verantwortlichkeit 
vorliegen. Dadurch wird gewährleistet, daß auf 
schuldhafte Arbeitspflichtverletzungen, deren 
Verfolgung als Ordnungswidrigkeit, Verfehlung 
oder Straftat wegen fehlender Voraussetzungen 
eingestellt wird, noch mit der disziplinarischen 
Verantwortlichkeit reagiert werden kann. 

Bei den in § 256 Abs. 2 AGB festgelegten Fri¬ 
sten handelt es sich um materiell-rechtliche Aus¬ 
schlußfristen. Das bedeutet, daß nach Ablauf die¬ 
ser Fristen die Einleitung eines Disziplinarverfah¬ 
rens und damit die Anwendung der disziplinari¬ 
schen Verantwortlichkeit ausgeschlossen ist. Be¬ 
ginn und Ende der Fristen richten sich nach den 
§§ 470 und 471 ZGB. 

4.4,3. 

Die Durchführung des Disziplinarverfahrens 

Nach Einleitung des Disziplinarverfahrens hat der 
Disziplinarbefugte zu gewährleisten, daß der 
Sachverhalt umfassend aufgeklärt wird (vgl. § 256 
Abs. 1 AGB). Das erfordert nicht nur festzustel¬ 
len, welche konkreten Arbeitspflichten der Werk¬ 
tätige verletzt hat und welche Schuldart zutrifft, 
sondern auch die Untersuchung aller weiteren in 
§ 253 AGB angeführten Umstände. Zur Siche¬ 
rung einer hohen erzieherischen Wirksamkeit ist 
das Disziplinarverfahren unter Mitwirkung der 
Werktätigen so durchzuführen, daß der Disziplin¬ 
verletzer seine Fehler erkennen kann und künftig 


53 Vgl. Gesetz zur Bekämpfung von Ordnungswidrig¬ 
keiten - OWG - vom 12. 1. 1968, a. a. O., i. d. F. 
des Devisengesetzes vom 19. 12. 1973, a. a. 0.,und 
des Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches, 
des Anpassungsgesetzes und des Gesetzes zur Be¬ 
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten vom 19. 12. 
1974, a. a. O., 

54 Vgl. § 4, §§ 134 Abs. 1, 137,-138, 139 Abs. 1, 160 
und 179 StGB und 1. DVO zum EGStGB/StPO - 
Verfolgung von Verfehlungen - vom 19. 12. 1974, 
GBl. I 1975 Nr. 6 S, 128. 

55 Vgl. §§ 1-3 StGB. 
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seine Arbeitspflichten ordnungsgemäß wahr¬ 
nimmt (vgl. § 256 Abs. 3 AGB). Das setzt voraus, 
daß die Vertreter des Arbeitskollektivs und an¬ 
dere gesellschaftliche Kräfte in das Disziplinar¬ 
verfahren, in die kritische Auseinandersetzung 
mit dem Disziplinverletzer, einbezogen werden. 
Wird das Disziplinarverfahren dagegen nur als 
formales gesetzliches Erfordernis für die Verkün¬ 
dung der Disziplinarmaßnahme betrachtet und 
gehandhabt, bleiben die erzieherischen Kräfte des 
Arbeitskollektivs ungenutzt und die Wirksamkeit 
des Disziplinarverfahrens wird eingeschränkt. 

Ein grundlegendes Erfordernis bei der Durch¬ 
führung des Disziplinarverfahrens ist das Anhö¬ 
ren des Werktätigen bzw. seine schriftliche Stel¬ 
lungnahme (vgl. § 256 Abs. 4 AGB). Das heißt, 
dem Disziplinverletzer ist im Disziplinarverfahren 
Gelegenheit zu geben, sich zu der ihm vorgewor¬ 
fenen Arbeitspflichtverletzung mündlich oder 
schriftlich zu äußern, sich gegen den erhobenen 
Vorwurf zu verteidigen. Dabei ist grundsätzlich 
immer eine mündliche Stellungnahme des Werk¬ 
tätigen anzustreben. Nur wenn das aus in der Per¬ 
son des Werktätigen liegenden Gründen nicht 
möglich ist, ist ihm Gelegenheit zu einer schriftli¬ 
chen Stellungnahme zu geben. 

Das Disziplinarverfahren kann jedoch auch 
dann durchgeführt und eine Disziplinarmaß¬ 
nahme ausgesprochen werden, wenn der Werktä¬ 
tige die ihm gegebene Möglichkeit zur mündlichen 
oder schriftlichen Stellungnahme nicht wahr¬ 
nimmt. 

Nach § 256 Abs. 5 AGB ist das Disziplinar¬ 
verfahren unter Mitwirkung eines Vertreters der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
oder des Vertrauensmannes durchzuführen. Die 
Mitwirkung eines Gewerkschaftsvertreters am 
Disziplinarverfahren ist Ausdruck der Rolle der 
Gewerkschaften als Interessenvertreter der 
Werktätigen (vgl. auch § 22 Abs. 2 Buchst, j und 
k AGB). Durch die Mitwirkung am Disziplinar¬ 
verfahren erhalten der Vertreter der zuständigen 
betrieblichen Gewerkschaftsleitung bzw. der Ver¬ 
trauensmann die Möglichkeit, den Standpunkt der 
Gewerkschaftsleitung bzw. Gewerkschaftsgruppe zu 
der Arbeitspflichtverletzung, ihren Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen und zur Persönlich¬ 
keit des Disziplinverletzers darzulegen, auf den 
Erziehungsprozeß Einfluß zu nehmen und für die 
Sicherung der Rechte des Disziplinverletzers im 
Zusammenhang mit seiner Heranziehung zur dis¬ 
ziplinarischen Verantwortlichkeit einzutreten. 

Stellt sich nach Einleitung des Disziplinarver¬ 


fahrens heraus, daß der Werktätige wegen der ihm 
zur Last gelegten Arbeitspflichtverletzung nicht 
mit der vereinbarten Arbeitsaufgabe weiterbe¬ 
schäftigt werden kann, ist der Betrieb gemäß 
§ 256 Abs. 6 AGB berechtigt, ihm bis zum Ab¬ 
schluß des Disziplinarverfahrens eine andere Ar¬ 
beit zu übertragen. Für die Übertragung einer an¬ 
deren Arbeit nach § 256 Abs. 6 AGB finden die 
Bestimmungen über die vorübergehende Über¬ 
tragung einer anderen Arbeit (§§ 84 ff. AGB) mit 
Ausnahme der §§ 89 und 90 AGB keine Anwen¬ 
dung. Die Übertragung einer anderen Arbeit nach 
§ 256 Abs. 6 AGB darf erst nach Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens erfolgen und ist nur bis zu 
seinem Abschluß zulässig. Nach Abschluß des 
Disziplinarverfahrens hat der Betrieb, soweit die¬ 
ses nicht mit dem Ausspruch einer fristlosen Ent¬ 
lassung endet, mit dem Werktätigen zu vereinba¬ 
ren, mit welchem Inhalt das bestehende Arbeits¬ 
rechtsverhältnis fortgesetzt werden soll. 

Eine Beurlaubung des Werktätigen bis zum 
Abschluß des Disziplinarverfahrens sieht das Ar¬ 
beitsgesetzbuch nicht vor. Sie ist jedoch in Aus¬ 
nahmefällen möglich. Stellt sich heraus, daß der 
Werktätige wegen der begangenen. Arbeits¬ 
pflichtverletzung im Interesse des Schutzes des 
Betriebes nicht länger im Betrieb verbleiben 
kann, ist er bis zum Abschluß des Disziplinarver¬ 
fahrens, das dann in der Regel mit dem Ausspruch 
einer fristlosen Entlassung enden wird, zu beur¬ 
lauben. In solchen Fällen hat der Werktätige in 
analoger Anwendung des § 114 AGB Anspruch 
auf den bisherigen Durchschnittslohn. 

4.4.4. 

Die Einstellung und Beendigung 
des Disziplinarverfahrens 

Wird im Disziplinarverfahren festgestellt, daß der 
Werktätige keine Arbeitspflichtverletzung be¬ 
gangen oder nicht schuldhaft gehandelt hat, ist 
dieses einzustellen (vgl. § 257 Abs. 1 Satz 2 
AGB). Das Disziplinarverfahren ist auch dann 
einzustellen, wenn festgestellt wird, daß es erst 
nach Ablauf der in § 256 Abs. 2 AGB festgeleg¬ 
ten Fristen eingeleitet wurde. 

Ergab das Disziplinarverfahren, daß der 
Werktätige ihm obliegende Arbeitspflichten 
schuldhaft verletzt hat, ist es durch eine Entschei¬ 
dung des Disziplinarbefugten zu beenden. Unter 
Beachtung der Gesamtheit aller Umstände (§ 253 
AGB), die im Disziplinarverfahren festzustellen 
und zu werten sind, kann der Disziplinarbefugte 
folgende EntscheidungenJreffen: 
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- Das Disziplinarverfahren ist ohne Ausspruch 
einer Disziplinarmaßnahme zu beenden, da der 
erzieherische Zweck bereits durch das Verfah¬ 
ren erreicht wurde (vgl. § 257 Abs. 1 Satz 1 
AGB). 

- Dem Werktätigen wird eine Disziplinarmaß¬ 
nahme gemäß § 254 Abs. 1 AGB ausgespro¬ 
chen. 

Die Einstellung bzw. Beendigung des Diszi¬ 
plinarverfahrens ist dem Werktätigen mitzuteilen 
(vgl. § 257 Abs. 1 Satz 3 AGB). Wird das Diszi¬ 
plinarverfahren durch den Ausspruch einer Diszi¬ 
plinarmaßnahme beendet, so bedarf diese nach 
§ 257 Abs. 2 AGB der Schriftform unter gleich¬ 
zeitiger Angabe der Gründe. Das heißt, dem 
Werktätigen sind der Ausspruch der Disziplinar¬ 
maßnahme und die dafür herangezogenen 
Gründe schriftlich mitzuteilen. Die schriftliche 
Mitteilung sollte außerdem mit einer Rechtsmit¬ 
telbelehrung versehen werden. 


4 . 5 . 

Der Ausspruch 

von Diziplinarmaßnahmen 

Disziplinarmaßnahmen sind die nach Feststellung 
der disziplinarischen Verantwortlichkeit des Dis¬ 
ziplinverletzers, in der Regel im Ergebnis eines 
Disziplinarverfahrens, vom Disziplinarbefugten 
im Namen des sozialistischen Staates ausgespro¬ 
chenen staatlich-rechtlichen Erziehungsmaß¬ 
nahmen (Sanktionen). Sie stellen eine Kritik des 
schuldhaften, pflichtwidrigen Verhaltens des Dis¬ 
ziplinverletzers dar und haben das Ziel, diesen 
künftig zur ordnungsgemäßen Erfüllung Seiner 
Arbeitspflichten anzuhalten und weiteren Ar¬ 
beitspflichtverletzungen vorzubeugen. 

Als Disziplinarmaßnahmen dürfen ausge¬ 
sprochen werden: 

- Verweis, 

- strenger Verweis, 

- fristlose Entlassung. 

An Stelle der fristlosen Entlassung tritt bei 
Werktätigen, deren Arbeitsrechtsverhältnis durch 
Berufung oder Wahl begründet wurde, die frist¬ 
lose Abberufung (vgl. § 62 Abs. 3 AGB). 

In speziellen Rechtsvorschriften können für 
Werktätige mit besonderer Verantwortung wei¬ 
tere oder auch andere Diszplinarmaßnahmen 
(z. B. Herabsetzung im Dienstrang) festgelegt 
werden. 


Unzulässig ist es jedoch, in betrieblichen Regelun¬ 
gen (Arbeitsordnung) weitere Disziplinarmaßnah¬ 
men oder andere Erziehungsmaßnahmen (Mißbilli¬ 
gung) festzulegen und auszusprechen. 

Ebenso ist es unzulässig, bei Disziplinverstößen an 
Stelle einer notwendigen Disziplinarmaßnahme dem 
Werktätigen einen Änderungsvertrag anzubieten. 
Nur in den Fällen, in denen das schuldhafte arbeits¬ 
pflichtverletzende Handeln des Werktätigen* seine 
Nichteignung für die vereinbarte Arbeitsaufgabe 
begründet, ist neben dem Ausspruch einer Diszipli- 
narmaßnahme (oder der Anwendung anderer For¬ 
men der Erziehung) auch der Abschluß eines Ände¬ 
rungsvertrages möglich. 56 

Auch die Praxis, bei Arbeitsbummelei an Stelle not¬ 
wendiger Disziplinarmaßnahmen Fehlschichten 
nachträglich als Urlaubstage anzurechnen, wider¬ 
spricht den gesetzlichen Forderungen. 57 Das schließt 
nicht aus, daß sich Fehlschichten auf die Höhe des 
Urlaubsanspruchs des Disziplinverletzers auswirken 
können. 58 

In den einzelnen Disziplinarmaßnahmen kommt 
ein unterschiedliches Maß staatlich-rechtlicher 
Kritik des arbeitspflichtverletzenden Handelns 
des betreffenden Werktätigen zum Ausdruck. 
Vorrangiges Anliegen der Disziplinarmaßnahmen 
Verweis und strenger Verweis ist es, den 
Disziplinverletzer im bisherigen Arbeitskollektiv 
bzw. Betriebskollektiv zu erziehen. Diese Maß¬ 
nahmen finden dort ihre Grenze, wo das beste¬ 
hende Arbeitsrechtsverhältnis auf Grund der 
Schwere der Arbeitspflichtverletzung bzw. der 
Verletzung staatsbürgerlicher Pflichten im Inter¬ 
esse des Schutzes des Betriebes und einer näfchhal- 
tigen erzieherischen Einwirkung auf den Diszi¬ 
plinverletzer nicht mehr auffechterhalten werden 
kann und demzufolge durch den Ausspruch einer 
fristlosen Entlassung sofort beendet werden muß. 
Welche Disziplinarmaßnahme als Reaktion auf das 
schuldhafte arbeitspflichtverletzende Handeln 
des Disziplinverletzers anzuwenden ist, ergibt sich 
ebenfalls aus der Gesamtheit aller Umstände 
(§ 253 AGB). Der Disziplinarbefugte wird dann 
eine richtige Entscheidung treffen, wenn er dabei 
alle zugunsten und zuungunsten des Disziplinver- 


56 Vgl. G. Müller, „Änderungsverträge bei Disziplin¬ 
verstößen“, AuA, 1978/9, S. 420 ff. und „OG-Ur- 
teil vom 16. 5. 1975 - Za 11/75“, AuA, 1975/22, 
S. 702 f. 

57 Vgl. „Aus dem Protest des Staatsanwalts Berlin- 
Köpenick vom 30. 10. 1974“, AuA, 1975/6, S. 189. 

58 Vgl. auch „Aus einem Protest des Staatsanwalts des 
Kreises Spremberg“ mit einer Anmerkung von 
G. Kirschner, AuA, 1980/4, S. 190 f. 
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letzers zu beachtenden Umstände in ihrer Bedeu¬ 
tung und ihrem Verhältnis zueinander wertet und 
seiner Entscheidung zugrunde legt. 

Eine formale, beim Verweis beginnende und 
bei der fristlosen Entlassung endende Anwendung 
von Disziplinarmaßnahmen gegenüber einem 
Werktätigen kann ihre erzieherische Wirksamkeit 
'ebenso einschränken, wie der Ausspruch mehre¬ 
rer Verweise bzw. strenger Verweise innerhalb ei¬ 
nes kurzen Zeitraumes. 

Beim Ausspruch einer fristlosen Entlassung 
sind die §§ 56, 57 und 59 AGB zu beachten. Aus 
§ 258 Abs. 2 AGB ergibt sich, daß ausgespro¬ 
chene rechtskräftige Disziplinarmaßnahmen in 
die Personalakte des betreffenden Werktätigen 
aufzunehmen sind. 

4 . 6 . 

Wirksamkeitsvoraussctzungen für den 
Ausspruch von Disziplinarmaßnahmen 

Unter Wirksamkeitsvoraussetzungen für den 
Ausspruch von Disziplinarmaßnahmen verstehen 
■ wir die im Arbeitsgesetzbuch oder in Rechtsvor¬ 
schriften nach § 80 Abs. 2 AGB festgelegten ver¬ 
bindlichen Anforderungen, deren Einhaltung 
durch den Disziplinarbefugten Voraussetzung für 
die Wirksamkeit einer ausgesprochenen Diszi- 
plinarmaßnahme ist. Sie sind darauf gerichtet, die 
Interessen des Disziplinverletzers zu wahren 
und eine hohe erzieherische Wirksamkeit des 
Disziplinarverfahrens zu gewährleisten. 

Zu den Wirksamkeitsvoraussetzungen für den 
Ausspruch von Disziplinarmaßnahmen gehören: 

— Die Durchführung eines Disziplinarverfahrens, 
soweit davon nach § 255 Abs. 1 AGB nicht ab¬ 
gesehen werden kann' 

— Das Anhören des Werktätigen im Disziplinar¬ 
verfahren bzw. das Einräumen der Möglichkeit 
zu einer schriftlichen Stellungnahme (§ 256 
Abs. 4 AGB). 

— Die Mitwirkung eines Vertreters der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung oder 
des Vertrauensmannes am Disziplinarverfah¬ 
ren (§ 256 Abs. 5 AGB). 

— Die Zustimmung der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung und gegebenenfalls auch 
des Rates des Kreises bzw. Stadtbezirkes zur 
fristlosen Entlassung (§§ 57 und 59 AGB). 

— Die Schriftform der Disziplinarmaßnahme und 
die Angabe der dafür herangezogenen Gründe 
(§ 257 Abs. 2 AGB). 


- Der Ausspruch der Disziplinarmaßnahme 
durch den zuständigen Disziplinarbefugten 
(§ 254 Abs. 3 AGB). 

- Die Einleitung des Disziplinarverfahrens in¬ 
nerhalb der in § 256 Abs. 2 AGB festgelegten 
Fristen. 

Fehlende Wirksamkeitsvoraussetzungen füh¬ 
ren jedoch nicht automatisch zur Unwirksamkeit 
der ausgesprochenen Disziplinarmaßnahme son¬ 
dern immer nur dann, wenn der Werktätige ge¬ 
mäß § 257 Abs. 3 AGB dagegen Einspruch ein¬ 
legt. Ist das der Fall, hat das angerufene Organ die 
Disziplinarmaßnahme allein wegen fehlender 
Wirksamkeitsvoraussetzungen aufzuheben und 
die Sache an den Disziplinarbefugten zurückzu¬ 
geben. Diesem steht es dann frei, erneut ein Diszi¬ 
plinarverfahren unter Beachtung der dafür festge¬ 
legten und als Wirksamkeitsvoraussetzungen aus¬ 
gestalteten Anforderungen durchzuführen und 
eine Disziplinarmaßnahme auszusprechen. 

Neben den genannten und als Wirksamkeits¬ 
voraussetzungen ausgestalteten Anforderungen 
enthält das Arbeitsgesetzbuch einige weitere An¬ 
forderungen, die den Charakter von Ordnungs¬ 
vorschriften haben. Sie enthalten ebenfalls ver¬ 
bindliche Orientierungen, die der Disziplinarbe- 
fugte bei der Durchführung des Disziplinarverfah¬ 
rens zu beachten hat. Ihre Nichteinhaltung führt 
bei einem Einspruch des Werktätigen jedoch nicht 
zur Aufhebung der Disziplinarmaßnahme. Die 
Konfliktkommissionen bzw. staatlichen Gerichte 
sollten festgestellte Verletzungen von Ordnungs¬ 
vorschriften jedoch immer zum Anlaß nehmen, 
den Disziplinarbefugten auf seine Pflichten hin¬ 
zuweisen und auch mit Empfehlungen ilnd Ge¬ 
richtskritiken darauf reagieren. 

Zu den bei der Durchführung eines Diszipli¬ 
narverfahrens zu beachtenden Ordnungsvor¬ 
schriften gehören u..a. die Regelungen in § 256 
Abs. 1 und 3 AGB. 

4 . 7 . 

Das Einspruchsrecht des Werktätigen 
gegen ausgesprochene Disziplinar- 
maßnahmen 

Gemäß § 257 Abs. 3 AGB hat der Werktätige das 
Recht, gegen eine ausgesprochene Disziplinar¬ 
maßnahme innerhalb von zwei Wochen nach Zu¬ 
gang Einspruch bei der Konfliktkommission bzw. 
der Kammer für Arbeitsrecht des Kreisgerichts 
einzulegen (vgl. dazu auch § 296 Abs. 5 AGB). 
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Das Einspruchsrecht dient dem Schutz des 
Werktätigen vor ungerechtfertigten oder unter 
Mißachtung gesetzlicher Erfordernisse ausge¬ 
sprochenen Disziplinarmaßnahmen und den da¬ 
mit verbundenen Rechtsfolgen. Es sichert die 
strikte Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
bei der Anwendung der disziplinarischen Verant¬ 
wortlichkeit. 

Das Einspruchsrecht gewährleistet, daß aus¬ 
gesprochene Disziplinarmaßnahmen, die der be¬ 
treffende Werktätige nicht für gerechtfertigt oder 
für unbegründet hält, durch das angerufene Organ 
überprüft und - soweit der Einspruch berechtigt 
ist - aufgehoben werden. Ein fristgemäß eingeleg¬ 
ter Einspruch hat zur Folge, daß die ausgespro¬ 
chene Disziplinarmaßnahme nicht bzw. erst nach 
erfolgter Bestätigung durch das angerufene Organ 
rechtskräftig wird. 

Der Einspruch gegen eine Disziplinarmaß¬ 
nahme wird immer dann Erfolg haben, wenn das 
angerufene Organ feststellt, daß der Werktätige 
keine Arbeitspflichten verletzt oder nicht schuld¬ 
haft gehandelt hat. Legt der Werktätige gegen 
eine Disziplinarmaßnahme Einspruch ein, weil er 
sie im Verhältnis zu der begangenen Arbeits¬ 
pflichtverletzung für unangemessen hält, kann das 
angerufene Organ — soweit der Einspruch berech¬ 
tigt ist - diese ebenfalls aufheben und dem Diszi- 
plinarbefugten empfehlen, eine weniger schwere 
Disziplinarmaßnahme festzulegen. Ein Verweis 
kann jedoch nicht mit der Begründung aufgeho¬ 
ben werden, daß als Reaktion auf das schuldhafte 
arbeitspflichtverletzende Handeln andere For¬ 
men der Erziehung ausgereicht hätten. Damit 
würde das angerufene Organ in Befugnisse ein- 
greifen, die allein dem Disziplinarbefugten zuste¬ 
hen und deren Überprüfung auf dem Gerichts¬ 
wege unzulässig ist. 59 

Eine ausgesprochene Disziplinarmaßnahme 
ist auch dann aufzuheben, wenn der Disziplinär- 
befugte die als Wirksamkeitsvoraussetzungen 
ausgestalteten Anforderungen bei der Durchfüh¬ 
rung des Disziplinarverfahrens nicht beachtet hat 
(vgl. Abschn. 4.6. dieses Kapitels). Das Ein¬ 
spruchsrecht nach § 257 Abs. 3 AGB bezieht sich 
auf alle in § 254 Abs. 1 AGB angeführten Diszi¬ 
plinarmaßnahmen. 

Wird im Disziplinarverfahren die disziplinari¬ 
sche Verantwortlichkeit des Werktätigen festge¬ 
stellt, vom Ausspruch einer Disziplinarmaßnahme 
aber abgesehen, so kann er gegen den damit ver- 
t bundenen Vorwurf, schuldhaft Arbeitspflichten 
verletzt zu haben, ebenfalls Einspruch einlegen. 


Gegen fristlose Abberufungen kann der 
Werktätige nach § 65 Abs. 1 AGB Beschwerde 
einlegen, soweit das durch § 65 Abs. 2 oder § 66 
AGB nicht ausgeschlossen wird. 

Erfolgte der Ausspruch der Disziplinarmaß¬ 
nahme auf der Grundlage einer Rechtsvorschrift 
nach §§ 80 Abs. 2, 259 AGB, so können sich dar¬ 
aus auch Besonderheiten für das Einspruchsrecht 
des betreffenden Werktätigen ergeben. Das trifft 
vor allem auf gewählte und in ihre Funktion beru¬ 
fene Werktätige zu, die gegen einen Verweis und 
strengen Verweis beim übergeordneten Diszipli- 
nafbefugten Einspruch einlegen können. Die 
Konfliktkommissionen und staatlichen Gerichte 
sind für diese Einsprüche nicht zuständig. 60 

4 . 8 . 

Das Erlöschen von Disziplinarmaßnahmen 

Charakteristisch für alle arbeitsrechtlichen Sank¬ 
tionen ist, daß der damit verbundene Vorwurf und 
die sich daraus für den Werktätigen ergebenden 
Nachteile nur für eine gesetzlich festgelegte Dauer 
wirksam bleiben. Das gilt auch für alle Diszipli¬ 
narmaßnahmen, einschließlich fristloser Abberu¬ 
fungen. Bei der Disziplinarmaßnahme „Herab¬ 
setzung im Dienstrang“ sind die dafür in den be¬ 
treffenden Rechtsvorschriften enthaltenen Fest¬ 
legungen zu beachten. 

Dementsprechend wird in § 258 Abs. 1 Satz 1 
AGB bestimmt, daß Verweis und strenger Ver¬ 
weis mit Ablauf eines Jahres, fristlose Entlassun¬ 
gen mit Ablauf von zwei Jahren nach ihrem Aus¬ 
spruch erlöschen. Das Erlöschen der fristlosen 
Entlassung, das erstmalig im Arbeitsgesetzbuch 
geregelt wurde, gewährleistet, daß fristlose Ent¬ 
lassungen und der damit verbundene Vorwurf 
schwerwiegender Pflichtverletzungen den betref¬ 
fenden Werktätigen nicht während seines gesam¬ 
ten Arbeitslebens in seiner Personalakte beglei¬ 
ten. 

Zeigt der Werktätige nach dem Ausspruch der 
Disziplinarmaßnahme durch eine vorbildliche 
Arbeitsdisziplin, daß er die richtigen Schlußfolge- 


59 Vgl. „Urteil des Bezirksgerichts Schwerin vom 
31. 10. 1978 - BAB 34/78“ und die Urteilsanmer¬ 
kung von Ch. Kaiser, NJ, 1980/6, S. 281 f. 

60 Vgl. dazu die VO über die Pflichten, die Rechte und 
die Verantwortlichkeit der Mitarbeiter in den Staats¬ 
organen vom 19. 2. 1969, GBl. II Nr. 26 S. 163, 
§ 23. 
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rungen gezogen hat, kann der Disziplinarbefugte 
gemäß § 258 Abs. 1 Satz 2 AGB die Disziplinar- 
maßnahme vorzeitig löschen. 

Die zuständige betriebliche Gewerkschaftslei¬ 
tung und die Gewerkschaftsgruppe haben das 
Recht, dem Disziplinarbefugten das vorzeitige 
Löschen der DiszipUnarmaßnahme vorzuschlagen 
(vgl. § 258 Abs. 4 AGB). Diese Vorschläge sind 
als Empfehlungen zu werten, die der Disziplinar¬ 
befugte gewissenhaft zu prüfen hat. Folgt er ihnen 
nicht, hat er der Gewerkschaftsleitung bzw. Ge¬ 
werkschaftsgruppe die Gründe dafür mitzuteilen. 

Der Werktätige kann ein vorzeitiges Löschen 
der Disziplinarmaßnahme nicht erzwingen. 

Erloschene und vorzeitig gelöschte Diszipli¬ 
narmaßnahmen gelten von diesem Zeitpunkt an 
als nicht ausgesprochen. Daraus folgt, daß dem 
Werktätigen aus einer erloschenen Disziplinar¬ 
maßnahme keine Nachteile erwachsen dürfen. Er¬ 
loschene fristlose Entlassungen machen die mit ih¬ 
rem Ausspruch verbundene Beendigung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses jedoch nicht rückgängig 
(vgl. § 258 Abs. 2 AGB). 

Nach dem Erlöschen der Disziplinarmaß¬ 
nahme ist die entsprechende Eintragung aus der 
Personalakte des Werktätigen zu entfernen und zu 
vernichten. Das schließt auch die Herausnahme 
entsprechender Vermerke über Disziplinarmaß¬ 
nahmen in Beurteilungen und Leistungseinschät¬ 
zungen ein. Der Werktätige ist darüber zu infor¬ 
mieren. Hat der Werktätige Zweifel an der Ent¬ 
fernung der Eintragung aus seiner Personalakte, 
kann er sich an den Vorsitzenden seiner zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung wenden, 
der nach § 24' Abs. 2 AGB das Recht hat, in die 
Personalakte Einsicht zu nehmen. 

4 . 9 . 

Besonderheiten 

der disziplinarischen Verantwortlichkeit 
für Werktätige mit besonderer 
Verantwortung 

Das Arbeitsgesetzbuch läßt für Werktätige, an die 
wegen der Art ihrer Aufgaben und deren Bedeu¬ 
tung für den sozialistischen Staat besondere An¬ 
forderungen gestellt werden, auch eine besondere 
Ausgestaltung der disziplinarischen Verantwort¬ 
lichkeit in Rechtsvorschriften zu (vgl. § 80 Abs. 2 
i. Verb. m. § 259 AGB). 

Die Notwendigkeit für die besondere Ausge¬ 
staltung der disziplinarischen Verantwortlichkeit 
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dieser Werktätigen ergibt sich aus ihrer besonde¬ 
ren Verantwortung bei der Erfüllung der ihnen 
übertragenen Aufgaben bzw. bei der Wahrneh- 
. mung bestimmter Funktionen und den in der Re¬ 
gel schwerwiegenderen Auswirkungen schuldhaf¬ 
ter Pflichtverletzungen in diesen Bereichen. 

Zu den Werktätigen, deren disziplinarische 
Verantwortlichkeit in Rechtsvorschriften ganz 
oder teilweise spezifisch ausgestaltet ist, gehören: 

- Mitarbeiter in den Staatsorganen und den ihnen 
unterstellten Einrichtungen, 61 

- Beschäftigte der Deutschen Reichsbahn, 62 

- Mitarbeiter der Deutschen Post, 63 

- Lehrkräfte und Erzieher der Volksbildung und 
Berufsbildung, 64 

- Richter, 65 

- Hochschullehrer, 66 

- Schiffsbesatzungen, 67 

- Leiter von Verkaufseinrichtungen des soziali¬ 
stischen Einzelhandels und des Gaststätten- 
und Hotelwesens. 68 

Dabei ist zu beachten, daß einige Rechtsvor¬ 
schriften die disziplinarische Verantwortlichkeit 
der zu ihrem Geltungsbereich gehörenden Werk¬ 
tätigen vollständig (ausschließlich) regeln (z. B. 


61 Vgl. a. a. O. 

62 Vgl. VO.über die Pflichten und Rechte der Eisen¬ 
bahner - Eisenbahner-Verordnung - vom 28. 3. 
1973, GBl. I Nr. 25 S. 217. 

63 Vgl. VO über die Pflichten und Rechte der Mitarbei¬ 
ter der Deutschen Post - Post-Dienst-Verordnung 
(PDVO) - vom 28. 3. 1973, GBl. I Nr. 25 S. 222 
i. d. F. der 2. VO vom 11. 7. 1975, GBl. I Nr. 31 
S. 594. 

64 Vgl. VO über die Pflichten und Rechte der Lehr¬ 
kräfte und Erzieher der Volksbildung und Berufs¬ 
ausbildung - Arbeitsordnung für pädagogische 
Kräfte - vom 29. 11. 1979, GBl. I Nr. 44 S. 444. 

65 Vgl. VO über die Voraussetzungen und die Durch¬ 
führung des Disziplinarverfahrens gegen Richter der 
Deutschen Demokratischen Republik - Diszipli¬ 
narordnung—vom 21. 4.1978, GBl. INr. 15 S. 179. 

66 AO über die disziplinarische Verantwortlichkeit der 
Hochschullehrer vom 8. 2. 1957, GBl. I Nr. 20 
S. 177. 

67 Vgl. VO über die Arbeit und das Verhalten an Bord 
von Seeschiffen — Seemannsordnung — vom 2. 7. 
1969, GBl. II Nr. 58 S. 381. 

68 Vgl. AO über die Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der Leiter von Verkaufseinrichtungen des sozialisti¬ 
schen Einzelhandels und des Gaststätten- und Ho¬ 
telwesens vom 3. 7. 1973, GBl. I Nr. 34 S. 354 
i. d. F. der AO Nr. 2 vom 30. 6. 1976, GBl. I Nr. 25 
S. 352. 




die Disziplinarordnung für Richter). Andere 
Rechtsvorschriften verweisen hinsichtlich der dis¬ 
ziplinarischen Verantwortlichkeit grundsätzlich 
auf das Arbeitsgesetzbuch bzw. das zum Zeit¬ 
punkt ihres Inkrafttretens geltende Gesetzbuch 
der Arbeit und legen nur einige davon abwei¬ 
chende bzw. darüber hinausgehende Besonder¬ 
heiten fest. 

Diese Besonderheiten betreffen u. a. 

- die Disziplinarbefugnis, 

- die Beurlaubung des Werktätigen, 

- besondere Fristenregelungen, 

- besondere Disziplinarmaßnahmen, 

- spezifische Regelungen des Einspruchs- bzw. 
Beschwerderechts. 

Daraus ergibt sich für den Disziplinarbefugten 
die Pflicht, zu prüfen, auf welcher Rechtsgrund¬ 
lage die disziplinarische Verantwortlichkeit an¬ 
zuwenden ist. 


5 . . 

Die materielle Verantwortlichkeit' 

5 . 1 . 

Der Begriff 

der materiellen Verantwortlichkeit 

Die materielle Verantwortlichkeit ist eine vom so¬ 
zialistischen Staat im Arbeitsgesetzbuch festge¬ 
legte Reaktion (Rechtsfolge), die im Ergebnis 
schuldhafter Schädigung des sozialistischen Ei¬ 
gentums durch die (schuldhafte) Verletzung von 
Arbeitspflichten eintritt und die Pflicht des betref¬ 
fenden Werktätigen zur Wiedergutmachung des 
Schadens in dem vom Arbeitsgesetzbuch be¬ 
stimmten Umfang sowie einen entsprechenden 
Schadenersatzanspruch des Betriebes begründet. 
Sie ist auf die Erziehung der Werktätigen, auf den 
Schutz des sozialistischen Eigentums und auf 
die Wiedergutmachung schuldhaft verursachter 
Schäden gerichtet. Ihre Durchsetzung erfolgt 
grundsätzlich in einem rechtlich geregelter) Ver¬ 
fahren (vgl. auch Abschn. 1. und 2. dieses Kapi¬ 
tels). 


5 . 2 . 

Die Voraussetzungen für den Eintritt 
der materiellen Verantwortlichkeit 

Ausgehend von dem in § 252 Abs. 2 AGB festge¬ 
legten Grundsatz bestimmt § 260 Abs; 1 AGB: 
„Der Werktätige ist dem Betrieb zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet, wenn er durch Verletzung 
seiner Arbeitspflichten schuldhaft einen Schaden 
verursacht.“ Das heißt, die materielle Verant¬ 
wortlichkeit eines Werktätigen tritt ein, wenn fol¬ 
gende Voraussetzungen vorliegen: 

- Es muß ein Schaden an dem dem Betrieb zur 
Verfügung stehenden sozialistischen Eigentum 
eingetreten sein. 69 

- Der Werktätige muß ihm obliegende Arbeits¬ 
pflichten verletzt haben. 

- Zwischen der Arbeitspflichtverletzung und 
dem Schaden muß ein kausaler (ursächlicher) 
Zusammenhang bestehen. 

- Der Werktätige muß seine < Arbeitspflichten 
schuldhaft verletzt und auch den Schaden 
schuldhaft verursacht haben. 

Nur wenn diese Voraussetzungen in ihrer Ge¬ 
samtheit erfüllt sind, tritt die materielle Verant¬ 
wortlichkeit des betreffenden Werktätigen ein. 
Das heißt, es entsteht eine Wiedergutmachungs¬ 
pflicht des betreffenden Werktätigen gegenüber 
dem Betrieb und ein entsprechender Schadener¬ 
satzanspruch des Betriebes gegenüber dem Werk¬ 
tätigen. 

In bestimmten Fällen erfolgt auf der Grund¬ 
lage von Rechtsvorschriften oder Orientierungen 
der Arbeitsrechtsprechung des Obersten Gerichts 
eine entsprechende (analoge) Anwendung der 
Bestimmungen über die arbeitsrechtliche mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit auch dann, wenn der 
Werktätige den Schaden durch die Verletzung von 
Pflichten außerhalb seines Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisses verursacht hat. 70 > 

69 Da die VO über die Anwendung des Arbeitsgesetz¬ 
buches in Handwerks- und Gewerbebetrieben und 
Einrichtungen vom 3.11. 1977, GBl. I Nr. 34 
S. 370, die Anwendung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit nicht ausschließt oder einschränkt, ist sie 
auch gegenüber Werktätigen, die mit diesen Betrie¬ 
ben bzw. Betriebsinhabern ein Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis begründet haben, ohne Einschränkung an¬ 
wendbar. Sie findet schließlich auch Anwendung auf 
die zwischen Bürgern bestehenden Arbeitsrechts¬ 
verhältnisse. 

70 Zur entsprechenden Anwendung der Bestimmun¬ 
gen über die arbeitsrechtliche materielle Verant- 
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Zu beachten ist, daß das Arbeitsgesetzbuch für 
die erweiterte materielle Verantwortlichkeit 
(§ 262), die materielle Verantwortlichkeit bis zur 
vollen Höhe (§ 263) und die materielle Verant¬ 
wortlichkeit als Gesamtschuldner (§ 264 Abs. 2) 
weitere Voraussetzungen festlegt bzw. die dafür 
erforderlichen Voraussetzungen spezifisch ausge¬ 
staltet. Diese Arten der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit können demzufolge auch nur dann zur 
Anwendung kommen, wenn die dafür im Arbeits¬ 
gesetzbuch festgelegten Voraussetzungen vorlie¬ 
gen. 

Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, 
so begründet das das Recht und die Pflicht des Be¬ 
triebes, die materielle Verantwortlichkeit unter 
Beachtung der Gesamtheit aller Umstände (§ 253 
AGB) anzuwenden. 

5.2.1. 

Der Eintritt eines Schadens 

Als Schaden wird in § 261 Abs. 1 AGB „jede 
Minderung des dem Betrieb anvertrauten soziali¬ 
stischen Eigentums“ definiert. Eine Minderung 
als Voraussetzung für die Anwendung der mate¬ 
riellen Verantwortlichkeit liegt immer dann vor, 
wenn ein Werktätiger des Betriebes den vorhan¬ 
denen Vermögensbestand des Betriebes durch die 
Verletzung von Arbeitspflichten schuldhaft be¬ 
einträchtigt (gemindert) hat. Sie muß in einem 
konkreten, in Geld zu berechnenden, Vermögens¬ 
schaden des Betriebes ihren Ausdruck finden. 

Die Höhe des Schadens ergibt sich aus der Dif¬ 
ferenz zwischen dem Veijmögensbestand, der bei 
pflichtgemäßem Verhalten des Werktätigen vor¬ 
handen gewesen wäre, und dem Vermögensbe¬ 
stand, der im Ergebnis des arbeitspflichtverlet¬ 
zenden Handelns des Werktätigen vorhanden ist. 

Leistungen der Staatlichen Versicherung zur 
Schadensregulierung aus Versicherungsverhält¬ 
nissen mit dem Betrieb bleiben bei der Feststel¬ 
lung der Höhe des Schadens unberücksichtigt. 
Das heißt, der Werktätige kann bei Vorliegen der 
Voraussetzungen auch für den von der Versiche¬ 
rung ausgeglichenen Schaden materiell verant¬ 
wortlich gemacht werden. 71 Ausgenommen davon 
sind nur die Leistungen der Versicherungseinrich¬ 
tung aus der als Pflichtversicherung ausgestalteten 
zusätzlichen Unfallversicherung. 72 

Die wichtigsten Schadensarten werden in 
§ 261 Abs. 1 Satz 2 AGB aufgeführt. Andere 
Schadensarten sind möglich. 73 

Ein Verlust an Geld ist eingetreten, wenn dem 
Betrieb zur Verfügung stehende Bargeldbeträge 
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oder andere für den Zahlungsverkehr zugelassene 
Zahlungsmittel (Schecks, Überweisungen) ab¬ 
handen gekommen sind und er darüber nicht mehr 
verfügen kann. 

Ein Verlust an Sachen ist eingetreten, wenn 
dem Betrieb zur Verfügung stehende Sachen ent¬ 
wendet (Diebstahl), vernichtet (Feuer), zerstört 
(Bruch), erheblich beschädigt oder durch andere 
Einwirkungen in ihrem Gebrauchswert so stark 
beeinträchtigt sind (Verderb, Ausschuß), daß der 
Betrieb darüber nicht mehr verfügen bzw. sie für 
den vorgesehenen Zweck nicht mehr nutzen kann. 

Die Höhe des Schadens wird durch den Wert 
der in Verlust geratenen Sache bestimmt, die sie 
zum Zeitpunkt des Verlusts für den Betrieb hatte. 
Dabei ist bei den für die Verwendung im Betrieb 
bestimmten Sachen (Arbeitsmittel, Einrichtungs¬ 
gegenstände) immer vom Zeitwert der Sache aus¬ 
zugehen, der sich aus dem Neuwert (Anschaf¬ 
fungspreis) abzüglich der durch Abnutzung (Ver¬ 
schleiß) tatsächlich eingetretenen Wertminderung 
ergibt. 74 


wortlichkeit gegenüber Mitgliedern und ehrenamtli¬ 
chen Funktionären des FDGB, die durch ein 
pflichtwidriges Verhalten ihrer Organisation 
schuldhaft einen Schaden zufügen vgl. OG-Urteil 
vom 2. 2. 1962 — Za 6/61, Entscheidungen des 
Obersten Gerichts in Arbeitssachen, Bd. 3, Berlin 
1963, S. 228 ff.; vgl. außerdem Gesetz zur Regelung 
der Staatshaftung in der DDR — Staatshaftungsge¬ 
setz - vom 12. 5. 1969, GBl. I. Nr. 5 S. 34 8 9 
Abs. 2. 

71 Vgl. Gesetz über die Versicherung der volkseigenen 
Wirtschaft vom 15. 11. 1968, GBl. I Nr. 21 S. 335, 
§ 10; VO über die Versicherung der staatlichen Or¬ 
gane und Einrichtungen vom 18. 11. 1969, GBl. II 
Nr. 101 S. 679, § 10; VO über die Versicherung der 
sozialistischen Betriebe der Landwirtschaft, Nah¬ 
rungsgüterwirtschaft und Forstwirtschaft sowie über 
die Tierseuchen- und Schlachtviehversicherung der 
Tierhalter vom 25. 4. 1968, GBl. II Nr. 57 S. 307, 
§ 10 und 1. DVO zum Gesetz über die Versicherung 
der volkseigenen Wirtschaft vom 19. 11. 1968, 
GBl. II Nr. 120 S. 939, § 7 Abs. 1, sowie H. Schick, 
„Versicherungsschutz und arbeitsrechtliche mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit, AuA, 1977/21, S. 697 f. 

72 Vgl. Gesetz über die Versicherung der volkseigenen 
Wirtschaft ..., a. a. O, § 6 Abs. 1 Buchst, c. 

73 Zur Frage, ob Zinsen zum Schaden gehören und zur 
Anwendung zivilrechtlicher Bestimmungen im Ar¬ 
beitsrecht vgl. „Aus dem Urteil des Bezirksgerichts 
Rostock vom 11. 6. 1979 - BS 7/79“ mit einer An¬ 
merkung von G. Kirschner, AuA, 1980/7, S. 334 f. 

74 Zur Berechnung des Zeitwertes gebrauchter Kraft¬ 
fahrzeuge vgl. AO Nr. Pr. 44 über die Preisbildung 





lichkeit für entgangene Geldforderungen setzt 
voraus, daß der für die Geltendmachung bzw. 
Durchsetzung der Geldforderung verantwortliche 
Mitarbeiter des Betriebes diese pflichtwidrig nicht 
bzw. nicht in der erforderlichen Höhe innerhalb 
der dafür festgelegten Fristen geltend gemacht 
bzw. durchgesetzt und dadurch ihre Verjährung 
bzw. ihr Erlöschen schuldhaft verursacht hat. 

Entstandene Zahlungsverpflichtungen sind 
notwendig gewordene zusätzliche Geldleistungen, 
die der Betrieb zur Feststellung, Abwendung, 
Minderung und Behebung eingetretener oder 
drohender Schäden und anderer Nachteile auf der 
Grundlage von Rechtsvorschriften sowie darauf 
beruhender Rechtsverhältnisse, Entscheidungen 
gesellschaftlicher und staatlicher Gerichte, Staat¬ 
licher Vertragsgerichte und anderer Organe zu 
erbringen hat. 

Die Anwendung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit bei entstandenen Zahlungsverpflichtun¬ 
gen setzt voraus, daß diese durch ein arbeits- _ 
pflichtverletzendes Handeln des betreffenden 
Werktätigen schuldhaft verursacht wurden. 

5.2.2. 

Die Verletzung von Arbeitspflichten 

Der als Voraussetzung für die“Anwendung der 
materiellen Verantwortlichkeit zu erbringende 
Nachweis, daß der Werktätige ihm obliegende 
Arbeitspflichten verletzt hat, wird von den glei¬ 
chen Erfordernissen bestimmt, die auch bei der 
Anwendung der disziplinarischen Verantwort¬ 
lichkeit zu beachten sind (vgl. Abschn. 4.4.1. die¬ 
ses Kapitels). 

Die schuldhafte Schädigung des sozialistischen 
Eigentums durch einen Werktätigen stellt grund¬ 
sätzlich immer eine Verletzung der Arbeitspflicht, 
das sozialistische Eigentum vor Beschädigung und 


Geraten Rohstoffe oder Halbfabrikate in Ver¬ 
lust, ergibt sich der Wert der Sache aus dem Ein¬ 
kaufspreis und den weiteren vom Betrieb aufge¬ 
wendeten Kosten. 

Bei unbrauchbar gewordenen Sachen ist von 
dem ermittelten Zeitwert der Erlös bzw. Nutzen, 
den der Betrieb durch eine anderweitige Verwer¬ 
tung der Sache erzielt hat (Ersatzteilgewinnung, 
Schrotterlös), abzusetzen. , 

Sind im Betrieb hergestellte und für den Ver¬ 
kaufbestimmte Sachen in Verlust geraten, so wird 
die Höhe des Schadens durch den Preis der Sache 
(Herstellungskosten und geplanter Gewinn) be¬ 
stimmt, den der Betrieb bei ihrem Verkauf erzielt 
hätte. 

Im Bereich des Handels wird die Höhe des 
Schadens einer in Verlust geratenen Sache (Ware) 
durch ihren Verkaufs- bzw. Abgabepreis be¬ 
stimmt. Das ist im Bereich des Einzelhandels der 
Einzelhandelsverkaufspreis (Einkaufspreis plus 
Einzelhandelsspanne) und im Bereich des Groß¬ 
handels der Großhandelsabgabepreis (Einkaufs¬ 
preis plus Großhandelsspanne). 75 

Im Bereich des Gaststättenwesens ist bei der 
Berechnung des Schadens einer in Verlust gerate¬ 
nen Sache der Gaststättenverkaufspreis der jewei¬ 
ligen Preisstufe (Einkaufspreis plus Gaststätten¬ 
spanne) zugrundezulegen. Davon ausgenommen 
sind Handelsware und solche Waren, die in § 4 
Abs. 1 der Anordnung Nr. 3 über den Verkauf 
von Waren über die Straße vom 30. Januar 1968 
(GBl. II Nr. 17 S. 73) angeführt sind. Geraten 
diese Waren in Verlust, wird die Höhe des Scha¬ 
dens durch den Einzelhandelsverkaufspreis be¬ 
stimmt. 76 

Notwendige Kosten für die Beseitigung von 
Beschädigungen sind die Kosten, die zur Wieder¬ 
herstellung der vor Eintritt der Beschädigung vor¬ 
handenen Gebrauchseigenschaften der beschä¬ 
digten Sache erforderlich sind. Dabei ist es uner¬ 
heblich, ob die Beschädigung durch Werktätige 
des Betriebes oder durch andere Betriebe besei¬ 
tigt wird. 

Kosten für die Beseitigung von Mängeln, die 
bereits vor Beschädigung der Sache vorhanden 
waren und auch Kosten für vorgenommene Wert¬ 
erhöhungen gehören nicht zu den notwendigen 
Kosten und demzufolge auch nicht zum Schaden. 

Eine entgangene Geldforderung ist ein nicht 
mehr durchsetzbarer erloschener oder verjährter 
Rechtsanspruch des Betriebes auf eine Geldlei¬ 
stung. 

Die Anwendung der materiellen Verantwort¬ 


für gebrauchte Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-An¬ 
hänger und -Beiwagen vom 9.1. 1970, GBl. II 
Nr. 12 S. 62 i. d. F. der AO Pr. 44/1 vom 26. 6. 
1975, GBl. I Nr. 32 S. 611. 

75 Zur Ermittlung der Höhe des Schadens im Handel 
vgl. auch E. Griebenow, „Der einheitliche Scha¬ 
densbegriff im Arbeitsgesetzbuch“, AuA, 1978/11, 
S. 513 ff. 

76 Vgl. auch Ziff. 4 des 34. Nachtrages zum Rahmen¬ 
kollektivvertrag für die Werktätigen des sozialisti¬ 
schen Binnenhandels in der DDR, VuM des Mini¬ 
steriums für Handel und Versorgung, 1978, Nr. 1; 
„OG-Urteil vom 12. 8. 1977 - OAK 18/77“, NJ, 
1978/3, S. 142 ff. und „OG-Urteil vom 10. 8. 1979 
- OAK 12/79“, NJ, 1980/6, S. 279. 
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Verlust zu schützen (§ 80 Abs. 1 AGB), dar, weil 
der Werktätige sich unter den zum Eintritt des 
Schadens führenden Bedingungen nicht so verhal¬ 
ten hat, wie es auf Grund seiner Pflichtenlage zur 
Vermeidung des Schadens notwendig und möglich 
gewesen wäre. Da diese Arbeitspflicht mehr oder 
weniger alle anderen Arbeitspflichten des Werk¬ 
tätigen durchdringt, ist ihre Verletzung in der Re¬ 
gel immer mit der Verletzung anderer Arbeits¬ 
pflichten (z. B. Verletzung von Bestimmungen 
über Ordnung, Disziplin und Sicherheit) verbun¬ 
den. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, alle für 
den Eintritt des Schadens ursächlichen Arbeits¬ 
pflichtverletzungen festzustellen. 

Die richtige Beurteilung des für den Eintritt 
des Schadens ursächlichen Verhaltens des Werk¬ 
tätigen ist entscheidend dafür, ob er nach arbeits¬ 
rechtlichen oder zivilrechtlichen Bestimmungen 
materiell verantwortlich ist. Dabei ist immer zu 
prüfen, ob das zum Eintritt des Schadens führende 
pflichtwidrige Verhalten des Werktätigen mit sei¬ 
ner Betriebstätigkeit im Zusammenhang stand 
oder nicht bzw. ob er den Schaden in Erfüllung 
oder bei der Erfüllung betrieblicher Aufgaben 
verursacht hat. Hat der Werktätige den Schaden 
durch ein pflichtwidriges Verhalten während oder 
in enger Verbindung mit der Erfüllung betriebli¬ 
cher Aufgaben verursacht, ist dieses Verhalten als 
' Arbeitspflichtverletzung zu werten und der Werk¬ 
tätige ist, soweit alle anderen Voraussetzungen 
ebenfalls vorliegen, dafür nach arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen materiell verantwortlich. Verur¬ 
sacht der Werktätige den Schaden dagegen durch 
ein pflichtwidriges Verhalten, das in keinem Zu¬ 
sammenhang zu seiner Betriebstätigkeit steht, so 
wird dadurch in der Regel seine zivilrechtliche 
materielle Verantwortlichkeit begründet. 77 

5.2.3. 

Der kausale Zusammenhang 
zwischen Arbeitspflichtverletzung 
und Schaden 

Unter Kausalität im juristischen Sinne ist der not¬ 
wendige, gesetzmäßige Zusammenhang zwischen 
einer menschlichen Handlung (Ursache) und den 
dadurch hervorgerufenen Folgen (Wirkung) zu 
verstehen. Dabei muß die Handlung den eingetre¬ 
tenen Folgen zeitlich vorausgehen und diese not¬ 
wendig hervorbringen. 

Davon ausgehend liegt der als Voraussetzung 
für die Anwendung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit geforderte kausale Zusammenhang zwi¬ 
schen Arbeitspflichtverletzung und Schaden im¬ 


mer dann vor, wenn unter den dem Eintritt des 
Schadens vorausgehenden und ihn herbeiführen¬ 
den Bedingungen das arbeitspflichtverletzende 
Handeln des Werktätigen die oder zumindest eine 
notwendige, wesentliche und bestimmende Be¬ 
dingung (Ursache) war. Das heißt, es ist nicht er¬ 
forderlich, daß der Schaden ausschließlich durch 
die Arbeitspflicht tverletzüng herbeigeführt wurde. 
Es reicht aus, wenn unter mehreren wesentlichen 
Bedingungen auch das arbeitspflichtverletzende 
Handeln des Werktätigen in einer direkten Bezie¬ 
hung zum Eintritt des Schadens steht. 78 

Ein kausaler Zusammenhang zwischen Ar¬ 
beitspflichtverletzung und Schaden ist nicht gege¬ 
ben, wenn der Schaden auch ohne das arbeits¬ 
pflichtverletzende Handeln des Werktätigen ein¬ 
getreten wäre. 

5.2.4. 

Die Schuld des Werktätigen 

In § 260 Abs. 1 AGB wird als eine Voraussetzung 
der materiellen Verantwortlichkeit die schuld¬ 
hafte Verursachung des Schadens gefordert. Die 
Schuld des Werktätigen für die dafür ursächliche 
Arbeitspflichtverletzung wird nicht ausdrücklich 
als Voraussetzung genannt. Die schuldhafte Ver¬ 
ursachung eines Schadens durch ein arbeits¬ 
pflichtverletzendes Handeln schließt jedoch die 
Schuld des Werktätigen für die Arbeitspflichtver¬ 
letzung mit ein. Das heißt, die materielle Verant¬ 
wortlichkeit setzt immer die Schuld des Werktäti¬ 
gen für die verletzten Arbeitspflichten und auch 
für den dadurch verursachten Schaden voraus. 

Die differenzierte Regelung der Höhe der ma¬ 
teriellen Verantwortlichkeit, insbesondere ihre 
gesetzliche Begrenzung für fahrlässig verursachte 
Schäden, erfordert jedoch nicht nur festzustellen, 
daß der Werktätige Arbeitspflichten schuldhaft 
verletzt und den Schaden schuldhaft verursacht 
hat, sondern auch den Nachweis der dafür zutref¬ 
fenden Schuldart. Nur dann wird es auch möglich 
sein, Art und Schwere der Schuld bei der Ent- 

77 Vgl. W. Rudelt/Ch. Kaiser/M. Müller/H. Neumann, 
„Die Geltendmachung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit Werktätiger im Strafverfahren“, NJ 
1978/11, S. 491 und AuA, 1978/12, S. 569 ff. (hier 
unter dem Titel „Materielle Verantwortlichkeit nach 
ZGB oder AGB?“) 

78 Vgl. auch „OG-Urteil vom 14. 10. 1977 - 2b OSK 
14/77“ NJ, 1978/3, S. 138; „OG-Urteil vom 4. 2. 
1977 - OAK 28/76“, AuA, 1977/10, S. 318 f.; 
„OG-Urteil vom 21.8. 1972 - Za 5/72“, AuA, 
1972/21, S. 670 f. 
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Scheidung über die Höhe der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit bei fahrlässig verursachten Schäden 
richtig zu werten. 

Dabei ist zu beachten, daß die Schuldart für 
die verletzten Arbeitspflichten nicht immer mit 
der Schuldart für die Verursachung des Schadens 
übereinstimmt. In einer Reihe von Fällen wird der 
Werktätige seine Arbeitspflichten vorsätzlich ver¬ 
letzt, den Schaden aber nur fahrlässig verursacht 
haben oder ihn kann für den eingetretenen Scha¬ 
den keine Schuld treffen. Deshalb ist auch unzu¬ 
lässig, aus einer schuldhaften Arbeitspflichtver¬ 
letzung auf die Schuld des Werktätigen für den 
dadurch eingetretenen Schaden zu schließen. 
Ebenso kann aus einer vorsätzlichen Arbeits¬ 
pflichtverletzung nicht abgeleitet werden, daß der 
Werktätige auch den Schaden vorsätzlich verur¬ 
sacht hat. 79 Die Schuld des Werktätigen und die 
zutreffende Schuldart sind auf der Grundlage des 
§ 252 Abs. 3 und 4 AGB zu prüfen (vgl. dazu 
Abschn. 4.1.2. dieses Kapitels). 


5.3. 

Die Arten 

der materiellen Verantwortlichkeit 

Die Höhe der materiellen Verantwortlichkeit 
wird im Arbeitsgesetzbuch in Abhängigkeit von 
der Schuldart, in der der Werktätige den Schaden 
verursacht hat, differenziert ausgestaltet. 

Für einen fahrlässig verursachten Schaden 
kann ein Werktätiger grundsätzlich nur bis zur 
Höhe seines monatlichen Tariflohnes materiell 
verantwortlich gemacht werden (vgl. § 261 Abs. 2 
AGB). Bei der Regelung der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit für fahrlässig verursachte Schäden 
mußte jedoch auch beachtet werden, daß die Art 
des den Werktätigen anvertrauten sozialistischen 
Eigentums und ihre Einwirkungsmöglichkeiten 
auf dieses Eigentum, bedingt durch die ihnen 
übertragenen Arbeitsaufgaben, unterschiedlich 
sind. Diese Unterschiede haben auch zu einer dif¬ 
ferenzierten Ausgestaltung der Verantwortung 
der Werktätigen für bestimmte Arten des ihnen 
anvertrauten sozialistischen Eigentums geführt, 
die in besonderen Pflichten bei der Verwaltung, 
Aufbewahrung und Sicherung dieses Eigentums 
sowie in der Rechenschaftspflicht ihren Ausdruck 
finden. Davon ausgehend war es notwendig, die 
Höhe der materiellen Verantwortlichkeit für be¬ 
stimmte fahrlässig verursachte Schäden bis zur 


1 

Höhe des Dreifachen des monatlichen Tariflohnes 
festzulegen (vgl. § 262 AGB), um die Werktäti¬ 
gen zur vollen Wahrnehmung ihrer besonderen 
Verantwortung für die ihnen anvertrauten Werte 
anzuhalten und diese wirksam zu schützen. 

Darüber hinaus war zu berücksichtigen, daß 
die für die fahrlässige Verursachung von Schäden 
ursächlichen Arbeitspflichtverletzungen teilweise 
eine erhebliche Schwere aufweisen‘können. Das 
trifft für die fahrlässige Verursachung von Schä¬ 
den durch Arbeitspflichtverletzungen zu, die un¬ 
ter Alkoholeinfluß begangen wurden und gleich¬ 
zeitig eine Straftat darstellen. Dementsprechend 
wurde in § 263 AGB für diese fahrlässig verur¬ 
sachten Schäden die materielle Verantwortlich¬ 
keit bis zur vollen Höhe des Schadens festgelegt 
Für einen vorsätzlich verursachten Schaden ist ein 
Werktätiger immer in voller Höhe materiell ver¬ 
antwortlich (vgl. § 261 Abs. 3 AGB). 

Eine spezifische Ausgestaltung der materiel¬ 
len Verantwortlichkeit war für die Schäden not¬ 
wendig, die durch mehrere Werktätige gemein¬ 
sam verursacht werden. 

Ausgehend von diesen Kriterien und Maßstä¬ 
ben regelt das Arbeitsgesetzbuch folgende Arten 
der materiellen Verantwortlichkeit: 

- Die einfache materielle Verantwortlichkeit für 
fahrlässig verursachte Schäden bis zur Höhe ei¬ 
nes monatlichen Tariflohnes des betreffenden 

v Werktätigen (§ 261 Abs. 2 AGB). 

- Die erweiterte materielle Verantwortlichkeit 
für fahrlässig verursachte Schäden bis zur Höhe 
des Dreifachen des monatlichen Tariflohnes 
des betreffenden Werktätigen (§ 262 AGB). 

- Die materielle Verantwortlichkeit bis zur vol¬ 
len Höhe des fahrlässig verursachten Schadens 
(§ 263 AGB). 

- Die materielle Verantwortlichkeit in voller 
Höhe für alle vorsätzlich verursachten Schäden 
(§ 261 Abs. 3 AGB). 

- Die materielle Verantwortlichkeit für die ge¬ 
meinsame Verursachung von Schäden durch 
mehrere Werktätige (§ 264 Abs. 1 i. Verb. m. 
§ 261 Abs. 2 bzw. 3 AGB). 

- Die materielle Verantwortlichkeit als Gesamt¬ 
schuldner für die von mehreren Werktätigen 
durch eine gemeinschaftlich begangene Straftat 
vorsätzlich verursachten Schäden (§ 264 
Abs. 2 AGB). 


79 Vgl. dazu auch „OG-Urteil vom 10. 8. 1962 — Za 
19/62“, AuA, 1963/4, S. 94 und „OG-Urteil vom 
1. 7. 1977 - OAK 13/77“, NJ, 1977/15, S. 519. 
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5.3.1. 

Die einfache materielle Verantwortlichkeit 
für fahrlässig verursachte Schäden 

Für einen fahrlässig verursachten Schaden ist ein 
Werktätiger nach § 261 Abs. 2 AGB bis zur Höhe 
seines monatlichen Tariflohnes, den er zum Zeit¬ 
punkt des Schadenseintritts erhalten hat, materiell 
verantwortlich. Erreicht der Schaden nicht die 
Höhe des monatlichen Tariflohnes, kann der 
Werktätige immer nur bis zur Höhe des tatsäch¬ 
lich eingetretenen Schadens materiell verantwort¬ 
lich gemacht werden. 

Dfe Zugrundelegung .des Tariflohnes al$ Be¬ 
rechnungsgrundlage für die materielle Verant¬ 
wortlichkeit entspricht dem Leistungsprinzip; sie 
gewährleistet, daß Arbeitseinkünfte für über¬ 
durchschnittliche Leistungen (Mehrleistungslohn, 
Mchrlohnprämie) bei der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit für fahrlässig verursachte Schäden 
unberücksichtigt bleiben. 

Der monatliche Tariflohn eines Werktätigen 
ist auf der Grundlage der im zutreffenden Rah¬ 
menkollektivvertrag bzw. in Rechtsvorschriften 
festg'elegten Entlohnung für die im Arbeitsvertrag 
vereinbarte bzw. durch Wahl oder Berufung be¬ 
stimmte Arbeitsaufgabe zu ermitteln. 

Bei Teilbeschäftigten ist der monatliche Tarif¬ 
lohn auf der Grundlage der in dem betreffenden 
Monat geleisteten Arbeitsstunden zu ermitteln. 

Hat der Werktätige in dem Monat, in dem der 
Schaden eingetreten ist, nicht an allen Arbeitsta¬ 
gen gearbeitet (z. B. infolge ärztlich bescheinigter 
Arbeitsunfähigkeit, Freistellung von der Arbeit 
oder Arbeitsbummelei), so ist von dem Tariflohn 
auszugehen, den er erhalten hätte, wenn er an al¬ 
len Arbeitstagen des Monats gearbeitet hätte. Das 
gilt auch dann, wenn das Arbeitsrechtsverhältnis 
in dem Monat, in dem der Schaden eingetreten ist, 
beendet wird. 

Bei der Anwendung der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit gegenüber Lehrlingen ist der monat¬ 
liche Tariflohn das monatliche Lehrlingsentgelt 
(vgl. § 143 Abs-3 AGB). 

In den Betrieben, in denen neue Grundlöhne 
eingeführt wurden, ist der monatliche Tariflohn 
auf der Grundlage der vor ihrer Einführung gel¬ 
tenden Tarifregelungen zu ermitteln. 

Kann der Monat des Schadeneintritts nicht 
ermittelt werden, ist von dem monatlichen Tarif¬ 
lohn auszugehen, den der Werktätige im Monat 
der Schadensfeststellung erhalten hat. 

Für einen durch ein einheitliches arbeits¬ 
pflichtverletzendes Handeln fahrlässig verursach¬ 


ten Schaden kann ein Werktätiger nur einmal bis 
zur Höhe seines monatlichen Tariflohnes mate¬ 
riell verantwortlich gemacht werden. Das gilt auch 
dann, wenn der Werktätige durch mehrere fort¬ 
laufende Arbeitspflichtverletzungen fahrlässig ei¬ 
nen einheitlichen Schaden (z. B. eine in einer 
Verkaufsstelle im Ergebnis einer Inventur festge¬ 
stellte Minusdifferenz) verursacht hat. 

Hat der Werktätige dagegen durch mehrere 
unabhängig voneinander begangene Arbeits¬ 
pflichtverletzungen innerhalb eines Monats meh¬ 
rere selbständige Schäden fahrlässig verursacht, 
kann er für jeden Schaden bis zur Höhe seines 
monatlichen Tariflohnes materiell verantwortlich 
gemacht werden. 80 

5.3.2. 

Die erweiterte materielle Verantwortlichkeit 
für fahrlässig verursachte Schäden 
In den in § 262 AGB geregelten Fällen ist für 
fahrlässig verursachte Schäden die erweiterte ma¬ 
terielle Verantwortlichkeit bis zur Höhe des Drei¬ 
fachen des monatlichen Tariflohnes des betref¬ 
fenden Werktätigen festgelegt. Dabei handelt es 
sich um zwei selbständige Rechtsgrundlagen für 
die Anwendung der erweiterter^ materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit. 

Die Anwendung der erweiterten materiellen 
Verantwortlichkeit für den Verlust von Werkzeu¬ 
gen, Körperschutzmitteln oder anderen Gegen¬ 
ständen nach § 262 Abs. 1 Buchst, a und Abs. 3 
AGB setzt voraus, daß 

- ein Verlust an Werkzeugen, Körperschutzmit¬ 
teln oder anderen Gegenständen eingetreten 
ist, 

— der Betrieb nachgewiesen hat, daß er dem 
Werktätigen die in Verlust geratenen Gegen¬ 
stände zur alleinigen Benutzung gegen schriftli¬ 
che Bestätigung übergeben hat und der Scha¬ 
den (Verlust) nicht durch andere (vom Werktä¬ 
tigen nicht beeinflußbare) Umstände eingetre¬ 
ten sein kann. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, gilt der 
Schaden (Verlust) als vom Werktätigen fahrlässig 
verursacht, und er ist dafür erweitert materiell 
verantwortlich. 

Zu beachten ist dabei, daß ein Verlust im 
Sinne des § 262 AGB nur dann vorliegt, wenn die 
genannten Gegenstände bzw. Werte abhanden 


80 Vgl. auch aus dem „Urteil des Stadtgerichts Berlin 
vom 10.12. 1973 - 111 BAB 136/73“, AuA, 
1974/7, S. 213. 


352 






gekommen sind und der Werktätige ihren Ver¬ 
bleib nicht nachweisen kann. Sind diese durch den 
Werktätigen nachweisbar beschädigt oder zerstört 
worden, liegt kein Verlust im Sinne des § 262 
AGB vor und der Werktätige kann dafür auch 
nicht erweitert materiell verantwortlich gemacht 
werden. 

Die Anwendung der erweiterten materiellen 
Verantwortlichkeit für den Verlust von Geld, an¬ 
deren Zahlungsmitteln oder von Sachwerten nach 
§ 262 Abs. 1 Buchst, b, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 
AGB ist an folgende Voraussetzungen gebunden: 

- Es muß ein Verlust von Geld, anderen Zah¬ 
lungsmitteln oder von Sachwerten eingetreten 
sein, die der Werktätige ständig oder zeitweilig 
allein in Gewahrsam hatte. 

- Der Werktätige muß über die erweiterte mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit nachweisbar belehrt 
worden sein. 

- Dem Werktätigen müssen für die Werte sichere 
Aufbewahrungsmöglichkeiten zur Verfügung 
gestellt und die Sicherheitsbestimmungen müs¬ 
sen eingehalten worden sein. 

- Während des Eintritts des Verlusts muß nurder 
Werktätige Zugang zu den ihm anvertrauten 
Werten gehabt haben. 

- Der Betrieb muß nachgewiesen haben, daß die 
(oben genannten) in § 262 Abs. 1 Buchst, b 
und Abs. 2 Satz 1 AGB festgelegten Voraus¬ 
setzungen erfüllt wurden und der Schaden 
(Verlust) nicht durch andere (vom Werktätigen 
nicht beeinflußbare) Umstände eingetreten- 
sein kann. 

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, gilt der 
Schaden.(Verlust) als vom Werktätigen fahrlässig 
verursacht und er ist dafür bis zur Höhe des Drei¬ 
fachen seines monatlichen Tariflohnes erweitert 
materiell verantwortlich. Dabei ist zu beachten, 
daß in den Fällen, in denen die vor dem 1. Januar 
1978 in Kraft getretenen Rahmenkollektivver¬ 
träge für die Werktätigen günstigere Regelungen 
enthalten, diese auch weiterhin anzuwenden sind 
(vgl. § 3 EGAGB). 

Weiterhin ist zu beachten, daß ein Verlust im 
Sinne des § 262 Abs. 1 Buchst, b AGB ebenfalls 
nur dann vorliegt, wenn Geld, andere Zahlungs¬ 
mittel oder Sachwerte abhanden gekommen sind 
und der Werktätige, der sie allein in Gewahrsam 
hatte, ihren Verbleib nicht nachweisen kann. Dar¬ 
aus folgt, daß ein Verlust im Sinne des § 262 
Abs. 1 Buchst, b AGB nicht vorliegt, wenn bei¬ 
spielsweise Sachwerte nachweisbar zerstört wur¬ 
den. Hat der Werktätige diese Werte schuldhaft 


"beschädigt, zerstört oder selbst entwendet, ist 
seine materielle Verantwortlichkeit nach § 261 
Abs. 2 oder Abs. 3 AGB zu prüfen. 

Die erweiterte materielle Verantwortlichkeit 
nach § 262 AGB setzt nicht voraus, daß zwischen 
der Arbeitspflichtverletzung des Werktätigen und 
dem Schaden (Verlust) ein kausaler Zusammen¬ 
hang besteht. 81 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann die 
erweiterte materielle Verantwortlichkeit für den 
Verlust von Geld, anderen Zahlungsmitteln oder 
von Sachwerten auch gegenüber Zweipersonen¬ 
kollektiven angewendet werden (vgl. § 262 
Abs. 2 Satz 2 AGB). Grundlegende Vorausset¬ 
zung dafür ist immer eine entsprechende Verein¬ 
barung in dem zutreffenden Rahmenkollektivver¬ 
trag. 82 Sieht der Rahmenkollektivvertrag das vor, 
kann die erweiterte materielle Verantwortlichkeit 
gegenüber Zweipersonenkollektiven angewendet 
werden, wenn ein Werktätiger vereinbarungsge¬ 
mäß mit einem anderen Werktätigen Geld, andere 
Zahlungsmittel oder Sachwerte ständig in Ge¬ 
wahrsam hat und die Arbeitsaufgabe das erfor¬ 
dert. 

Der ständige gemeinsame Gewahrsam ist zwi¬ 
schen dem Betrieb und jedem Werktätigen (nicht 
zwischen den Werktätigen) zu vereinbaren. Im 
übrigen gelten für die Anwendung der erweiterten 
materiellen Verantwortlichkeit gegenüber Zwei¬ 
personenkollektiven sinngemäß die Vorausset¬ 
zungen gemäß § 262 Abs. 1 Buchst, b, Abs. 2 und 
3 AGB. Sind diese bei einem eingetretenen Ver¬ 
lust erfüllt, so ist jeder Werktätige anteilmäßig un¬ 
ter Beachtung der Gesamtheit aller Umstände für 
den Schaden bis zur Höhe des Dreifachen seines 
monatlichen Tariflbhnes materiell verantwortlich. 
Wird festgestellt, daß einer der beiden Werk¬ 
tätigen den Verlust allein herbeigeführt hat, so ist 
dieser auch allein dafür materiell verantwortlich. 


.,5.3.3. 

Die materielle Verantwortlichkeit 

bis zur vollen Höhe 

des fahrlässig verursachten Schadens 

Neben der einfachen und erweiterten materiellen 

Verantwortlichkeit für fahrlässig verursachte 


81 Vgl. „OG-Urteil vom 3. 10. 1978 - OAK 16/78“, 
NJ, 1978/12, S. 547 f. und AuA, 1979/8, S. 382 f. 

82 Vgl. 34. Nachtrag zum Rahmenkollektivvertrag für 
die Werktätigen des sozialistischen Binnenhandels 
in der DDR vom 8. 12. 1977, a. a. O. 
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Schäden sieht das Arbeitsgesetzbuch in § 263 für 
bestimmte fahrlässig verursachte Schäden die ma¬ 
terielle Verantwortlichkeit bis zur vollen Höhe 
vor. Voraussetzung dafür ist, daß der Werktätige 
den Schaden durch eine untef Alkoholeinfluß be¬ 
gangene Arbeitspflichtverletzung herbeigeführt 
hat und diese gleichzeitig eine Straftat darstellt, 
für die der Werktätige strafrechtlich zur Verant¬ 
wortung gezogen wurde. 

Diese Regelung berücksichtigt, daß der Anteil 
der unt&r Alkoholeinfluß begangenen Straftaten 
an der Gesamtkriminalität immer noch einen er¬ 
heblichen Umfang einnimmt. Der Kampf gegen 
die Alkoholkriminalität erfordert es, dafür auch 
die arbeitsrechtliche materielle Verantwortlich¬ 
keit wirksam zu nutzen. Die erhebliche Schwere 
der unter Alkoholeinfluß begangenen und für den 
Eintritt des Schadens ursächlichen Arbeitspflicht¬ 
verletzungen ergibt sich einmal bereits daraus, 
daß sie gleichzeitig den Tatbestand einer Straftat 
erfüllen und strafrechtlich verfolgt werden. Hinzu 
kommt, daß der Werktätige sich über das in der 
Regel in Arbeitsschutzanordnungen und betrieb¬ 
lichen Regelungen (Arbeitsordnung) festgelegte 
Verbot, während der Arbeitszeit Alkohol zu trin¬ 
ken oder die Arbeit in angetrunkenem Zustand 
aufzunehmen, vorsätzlich hinweggesetzt und da¬ 
durch teilweise eine erhebliche Gefährdung des 
Lebens und der Gesundheit anderer Werktätiger 
bzw. Bürger sowie materieller Werte hervorgeru¬ 
fen hat. 

Aus den dargelegten Gründen ist in diesen 
Fällen eine materielle Verantwortlichkeit bis zur 
vollen Höhe des Schadens gerechtfertigt. 

Schwierigkeiten bereitet teilweise noch die 
Beantwortung der Frage, wann eine Arbeits¬ 
pflichtverletzung unter Alkoholeinfluß begangen 
wurde. Paragraph 263 AGB fordert nicht einen 
bestimmten Grad der alkoholischen Beeinflus¬ 
sung bzw. das Vorliegen eines bestimmten Blutal¬ 
koholwertes und verlangt auch nicht einen kausa¬ 
len Zusammenhang zwischen Alkohleinfluß und 
Arbeitspflichtverletzung: Deshalb ist davon aus¬ 
zugehen, daß Alkoholeinfluß immer dann vor¬ 
liegt, wenn der Werktätige während der Arbeits¬ 
zeit Alkohol getrunken oder wenn der vor Antritt 
der Arbeit genossene Alkohol noch nicht völlig 
abgebaut ist.'Entscheidend ist, daß der Alkohol¬ 
einfluß zum Zeitpunkt der Arbeitspflichtverlet¬ 
zung noch vorhanden war. Auf eine bestimmte 
Menge Alkohol bzw. einen bestimmten Blutalko¬ 
holwert kommt es dabei nicht an, weil auch bereits 
geringe Mengen Alkohol die Reaktionsfähigkeit 


des Menschen vermindern und eine gesteigerte 
Risikobereitschaft hervorrufen. können. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu¬ 
weisen, daß die Betriebsleiter und die leitenden 
Mitarbeiter bei Vorliegen des Verdachts von Al¬ 
koholeinfluß berechtigt sind, einen Alkoholtest 
(Beatmung eines Alkoholprüfröhrchens) durch¬ 
zuführen. Sie sind dagegen nicht berechtigt, zur 
Feststellung des Blutalkoholwertes eine Blutent¬ 
nahme zu veranlassen. Das kann gemäß § 44 
Abs. 4 StPO nur bei Vorliegen des Verdachts ei¬ 
ner Straftat durch den Staatsanwalt und die Un¬ 
tersuchungsorgane angeordnet werden. 

5.3.4. 

Die materielle Verantwortlichkeit 
für vorsätzlich verursachte Schäden 
Für einen vorsätzlich verursachten Schaden ist der 
Werktätige nach § 261 Abs. 3 AGB in voller 
Höhe materiell verantwortlich. Die materielle 
Verantwortlichkeit in voller Höhe ist in diesen 
Fällen notwendig und gerechtfertigt, weil vorsätz¬ 
lich verursachte Schäden in der Regel das Ergeb- s 
nis vorsätzlicher Angriffe gegen das sozialistische 
Eigentum oder gegen die Volkswirtschaft darstel¬ 
len und gleichzeitig auch den Tatbestand einer 
Straftat erfüllen. Das Handeln des Werktätigen ist 
in diesen Fällen vielfach darauf gerichtet, sich auf 
Kosten der von anderen Werktätigen geschaffe¬ 
nen Werte zu bereichern. Die Schwere der Schuld 
des Werktätigen, die Überwindung des sich darin 
widerspiegelnden Widerspruchs zwischen dem 
von ihm in seinen Arbeitspflichten geforderten 
Verhalten und seinem pflichtwidrigen Verhalten 
erfordern eine nachhaltige erzieherische Einwir¬ 
kung auf den betreffenden Werktätigen und einen 
wirksamen Schutz des sozialistischen Eigentums 
durch die Verpflichtung zur vollen Wiedergutma¬ 
chung des verursachten Schadens. 

5.3.5. 

Die materielle Verantwortlichkeit 
bei der Verursachung von Schäden 
durch mehrere Werktätige 

Die gemeinsame Verursachung von Schäden 
durch ein • arbeitspflichtverletzendes Handeln 
mehrerer Werktätiger weist einige Besonderhei¬ 
ten auf, die auch eine spezifische Ausgestaltung 
der materiellen Verantwortlichkeit notwendig 
machen. 

Einmal ist das arbeitsteilige Zusammenwirken 
mehrerer Werktätiger bei der Verursachung von 
Schäden in der Regel ein erschwerender Umstand 
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bei der Bewertung des zum Eintritt des Schadens 
führenden arbeitspflichtverletzenden Handelns. 
Das gilt vor allem dann, wenn mehrere Werktätige 
durch eine gemeinschaftlich begangene Straftat 
vorsätzlich einen Schaden verursacht haben. In 
einer Reihe von Fällen wird die Begehung der 
Straftat und dementsprechend auch die vorsätzli¬ 
che Schädigung des sozialistischen Eigentums erst 
durch das gemeinschaftliche Handeln mehrerer 
Werktätiger ermöglicht. Zu beachten ist auch, daß 
es bei diesen Schäden nicht immer möglich ist, den 
Anteil des'einzelnen Werktätigen eindeutig fest¬ 
zustellen. 

Schließlich muß die Regelung der materiellen 
Verantwortlichkeit in diesen Fällen auch ein abge¬ 
stimmtes Zusammenwirken mit der strafrechtli¬ 
chen und zivilrechtlichen materiellen Verantwort¬ 
lichkeit ermöglichen. 

Diese Erfordernisse werden mit der Regelung 
in § 264 AGB berücksichtigt. 

In § 264 Abs. 1 AGB wird die materielle Ver¬ 
antwortlichkeit für die Fälle geregelt, in denen 
mehrere Werktätige durch ein gemeinsames ar¬ 
beitspflichtverletzendes Handeln schuldhaft ei¬ 
nen einheitlichen Schaden verursacht haben. Von 
dieser Regelung werden alle durch mehrere 
Werktätige fahrlässig und vorsätzlich verursach¬ 
ten Schäden, mit Ausnahme der durch eine ge¬ 
meinschaftlich begangene Straftat vorsätzlich 
verursachten Schäden, erfaßt. 

Weiterhin ist zu beachten, daß § 264 Abs. 1 
AGB keine selbständige Rechtsgrundlage für die 
Anwendung der materiellen Verantwortlichkeit 
darstellt. Die Höhe der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit für die beteiligten Werktätigen ergibt sich 
bei fahrlässig verursachten Schäden aus § 261 
Abs. 2 AGB und bei vorsätzlich verursachten 
Schäden aus § 261 Abs. 3 AGB. In § 264 Abs. 1 
AGB wird dagegen nur geregelt, wie der Anteil 
der Schadenersatzleistung der beteiligten Werktä¬ 
tiger! festzulegen ist. Bei einer gemeinsamen fahr¬ 
lässigen Verursachung des Schadens können die 
beteiligten Werktätigen immer nur für den von ih¬ 
nen verursachten Anteil bzw. im gleichen Ver¬ 
hältnis bis zur Höhe ihres monatlichen Tariflohnes 
gemäß § 261 Abs. 2 AGB materiell verantwort¬ 
lich gemacht werden. Wurde der Schaden vorsätz¬ 
lich verursacht, ist jeder beteiligte Werktätige für 
den von ihm verursachten Anteil bzw. im gleichen 
Verhältnis in voller Höhe gemäß §261 Abs. 3 
AGB materiell verantwortlich. 

Die Regelung in § 264 Abs. 2 AGB stellt da¬ 
gegen eine selbständige Rechtsgrundlage für die 



Anwendung der materiellen Verantwortlichkeit 
gegenüber den beteiligten Werktätigen als Ge¬ 
samtschuldner dar. Sie ermöglicht es dem Betrieb, 
den gesamten Schadenersatz im Interesse einer 
möglichst schnellen Wiedergutmachung des 
Schadens von dem zahlungskräftigsten Werktäti¬ 
gen zu verlangen. Er kann jedoch auch je nach 
Vermögenslage der Werktätigen Schadenersatz 
von mehreren Beteiligten in beliebigen Anteilen 
fordern. 

Voraussetzung für die Anwendung der mate¬ 
riellen Verantwortlichkeit nach § 264 Abs. 2 
AGB ist immer, daß der Schaden von mehreren 
Werktätigen unter gleichzeitiger Verletzung von 
Arbeitspflichten durch eine gemeinschaftlich be¬ 
gangene Straftat vorsätzlich verursacht wurde. 

Das Vorliegen einer gemeinschaftlich began¬ 
genen Straftat ist auf der Grundlage des § 22 
StGB zu beurteilen.'Dabei ist davon auszugehen, 
daß die Werktätigen, die unter Verletzung von 
Arbeitspflichten als Täter oder (und) Teilnehmer 
(Anstifter, Mittäter, Gehilfe) bei der Begehung 
der Straftat zusammengewirkt haben und dafür 
strafrechtlich verantwortlich sind, auch für den 
dadurch vorsätzlich verursachten Schaden nach 
§ 264 Abs. 2 AGB materiell verantwortlich zu 
machen sind. 

Als Gesamtschuldner können die an der vor¬ 
sätzlichen Verursachung des Schadens Beteiligten 
auch dann materiell verantwortlich gemacht wer¬ 
den, wenn die dafür ursächliche, gemeinschaftlich 
begangene Straftat von Werktätigen und Be¬ 
triebsfremden begangen wurde. Rechtsgrundlage 
für die materielle Verantwortlichkeit der Werktä¬ 
tigen ist § 264 Abs. 2 AGB und für die der Be¬ 
triebsfremden § 342 Abs. 1 ZGB. 

Als Gesamtschuldner materiell verantwortlich 
gemachte Werktätige (einschließlich betriebs¬ 
fremder Personen) sind nach § 342 Abs. 1 Satz 2 
ZGB untereinander zum Ausgleich verpflichtet. 

Ein Ausnahmefall im Sinne des § 264 Abs. 2 
Satz 2 AGB hegt dann vor, wenn der Anteil und 
der Umfang der Beteiligung an der Verursachung 
des Schadens durch die einzelnen Werktätigen er¬ 
heblich voneinander abweicht. Dabei ist es auch 
möglich, den Anteil nur für einzelne Beteiligte 
nach § 264 Abs. 1 AGB festzulegen und die übri¬ 
gen Beteiligten als Gesamtschuldner nach § 264 
Abs. 2 AGB materiell verantwortlich zu ma¬ 
chen. 83 


83 Vgl. auch Richtlinie des Plenums des Obersten Ge¬ 
richts zur Rechtsprechung bei der Durchsetzung von 
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5.4. 

Die Differenzierung 

der materiellen Verantwortlichkeit 

für fahrlässig verursachte Schäden 

i ' 

Die Verwirklichung der Funktion der materiellen 
Verantwortlichkeit bei fahrlässig verursachten 
Schäden hängt wesentlich von einer differenzier¬ 
ten Festlegung der Höhe der Schadenersatzver¬ 
pflichtung unter Beachtung der Gesamtheit aller 
Umstände (§ 253 AGB) ab. 

Die rechtliche Grundlage der Differenzierung 
der materiellen Verantwortlichkeit bei fahrlässig 
verursachten Schäden bildet § 253 AGB 
i. Verb. m. § 261 Abs. 2 bzw. § 262 oder § 263 
AGB. In § 253 AGB wird darauf orientiert, bei 
der Anwendung der materiellen Verantwortlich¬ 
keit die Gesamtheit aller Umstände zu beachten. 
In den §§261 Abs. 2, 262 und 263 AGB wird die 
gesetzliche Höchstgrenze der materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit festgelegt. Dadurch wird gleich¬ 
zeitig der gesetzliche Rahmen für die Differenzie¬ 
rung bestimmt. Dieser reicht bei der einfachen 
materiellen Verantwortlichkeit bis zur Höhe des 
monatlichen Tariflohnes des betreffenden Werk¬ 
tätigen (§ 261 Abs. 2 AGB), bei der erweiterten 
materiellen Verantwortlichkeit bis zur Höhe des 
Dreifachen des monatlichen Tariflohnes des be¬ 
treffenden Werktätigen (§ 262 AGB) und bei der 
materiellen Verantwortlichkeit bis zur vollen 
Höhe des fahrlässig verursachten Schadens (§ 263 
AGB). Daraus folgt, daß die Höhe der materiel¬ 
len Verantwortlichkeit für fahrlässig verursachte 
Schäden im Rahmen dieser im Arbeitsgesetz¬ 
buch bestimmten Grenzen unter Beachtung der 
Gesamtheit aller Umstände differ6nziert festzu¬ 
legen ist. 

Die .Differenzierung der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit für fahrlässig verursachte Schäden 
unter Beachtung der Gesamtheit aller Umstände 
entspricht dem Prinzip der sozialistischen Gerech¬ 
tigkeit. Ihr Ziel ist es, die Schadenersatzverpflich¬ 
tung in den vom Arbeitsgesetzbuch bestimmten 
Grenzen so zu bemessen, daß der Schadenverur¬ 
sacher durch die von ihm zu erbringende Schaden¬ 
ersatzleistung zu einem verantwortungsbewuß¬ 
ten Verhalten gegenüber dem sozialistischen Ei¬ 
gentum erzogen und dadurch sowie durch die 
Wiedergutmachung des Schadens ein wirksamer 
Schutz des sozialistischen Eigentums gewährlei¬ 
stet wird. 

Eine wirksame Differenzierung wird dabei 


wesentlich von einer richtigen Wertung der in 
§ 253 AGB angeführten Umstände bestimmt. Die 
geforderte Beachtung aller Umstände bedeutet 
nicht, daß diese in ihrer Bedeutung für die Diffe¬ 
renzierung gleichwertig sind. Beachtet werden 
muß, daß einzelne Umstände in den auftretenden 
Schadensfällen für die Differenzierung einen un¬ 
terschiedlichen Stellenwert besitzen können, der 
wesentlich von ihren Beziehungen zu anderen 
Umständen abhängt. So werden in der Regel mit 
zunehmender Höhe des Schadens und seiner 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen und auch mit 
zunehmender Schwere der Schuld andere zugun¬ 
sten des Werktätigen zn bewertende Umstände 
wie sehr gute Arbeitsleistungen und ein positives 
Gesamtverhalten für die Differenzierung an Be¬ 
deutung verlieren. Übersteigt beispielsweise die 
Höhe des Schadens das Mehrfache des monatli¬ 
chen Tariflohnes des Werktätigen, so werden 
grundsätzlich auch eine geringe Schwere der 
Schuld und andere zugunsten des Werktätigen zu 
bewertende Umstände eine Differenzierung un¬ 
terhalb des monatlichen Tariflohnes nicht mehr 
rechtfertigen. 

Ebenso wird auch eine erhebliche Schwere der 
Schuld immer zuungunsten des Werktätigen zu 
beachten sein. 

Die gegenwärtige Praxis zeigt, daß bei der richtigen 
Wertung der Art und Schwere der Schuld teilweise 
noch Probleme auftreten. So wird zum Teil nur von 
der fahrlässigen Verursachung des Schadens ausge¬ 
gangen, ohne dabei auch die Schuldart für die dafür 
' ursächliche Arbeitspflichtverletzung .zu beachten, 
die in einer Reihe von Fällen die Merkmale des Vor¬ 
satzes aufweist. 

Probleme haben einige Betriebe und Konfliktkom¬ 
missionen auch noch mit der richtigen Bewertung 
der Schuldart Fahrlässigkeit für den verursachten 
Schaden. In einigen Fällen wird eine Herabsetzung 
der Schadenersatzverpflichtung allein damit be¬ 
gründet, daß der Werktätige den Schaden ja nur 
fahrlässig verursacht habe. Dabei wird verkannt, daß 
die Schuldart Fahrlässigkeit bereits bei der gesetzli¬ 
chen Begrenzung der Höhe der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit für fahrlässig verursachte Schäden be¬ 
rücksichtigt wurde und demzufolge'nicht noch ein¬ 
mal als Begründung für eine weitere Differenzierung 
herangezogen werden kann. 84 Das wäre nur dann 
möglich, wenn die fahrlässige Schuld eine geringe 
Schwere aufweist und auch andere zugunsten des 


Schadenersatzansprüchen vom 14. 9. 1978, GBl. 1 
- Nr. 34 S. 369. 

84 Vgl. auch „Bericht über die 9. Plenartagung des 
Obersten Gerichts“, NJ, 1974/2, S. 38 ff. 
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Werktätigen zu bewertende Umstände das rechtfer¬ 
tigen. 

Für eine der Gesamtheit aller Umstände ent¬ 
sprechende Festlegung der Höhe der Schadener¬ 
satzverpflichtung ist auch das Herangehen an die 
Differenzierung bedeutsam. Entscheidend ist, daß 
bei der Differenzierung immer alle zugunsten und 
zuungunsten des Werktätigen zu bewertenden 
Umstände ermittelt, in ihrer Bedeutung und in ih¬ 
rem Verhältnis zueinander gewertet werden und 
davon ausgehend die Höhe der Schadenersatz¬ 
verpflichtung in dem vom Arbeitsgesetzbuch be¬ 
stimmten Rahmen festgelegt wird. Ergibt die 
Wertung der Gesamtheit aller Umstände, daß es 
zur Erziehung des Schadenverursachers und für 
den Schutz des sozialistischen Eigentums notwen¬ 
dig ist, die gesetzlich zulässige Höchstgrenze voll 
auszuschöpfen, so ist die Höhe der Schadener¬ 
satzverpflichtung auch dementsprechend festzu¬ 
legen. Macht die Prüfung der Gesamtheit aller 
Umstände sichtbar, daß die einheitliche Funktion 
der materiellen Verantwortlichkeit auch durch 
eine darunter liegende Schadenersatzverpflich¬ 
tung zu verwirklichen ist, sollte dementsprechend 
verfahren werden. 8S 

Die Gesamtheit aller Umstände haben die Be¬ 
triebe und auch die Konfliktkommissionen bei al¬ 
len Entscheidungen über die materielle Verant¬ 
wortlichkeit zu beachten. Die Konfliktkommis¬ 
sionen und staatlichen Gerichte können dabei 
vom Antrag des Betriebes nach unten abweichen. 
Sie dürfen auf Grund des Antragsprinzips aber 
nicht über den Antrag des Betriebes hinausgehen. 
Hat der Betrieb die materielle Verantwortlichkeit 
nicht in einer der Gesamtheit aller Umstände ent¬ 
sprechenden Höhe geltend gemacht, sollten sie 
ihn zur Erweiterung seines Antrages auffordern 
und wenn er dieser Aufforderung nicht folgt, den 
Staatsanwalt informieren, der dann von seinem 
Antragsrecht Gebrauch machen kann (vgl. § 304 
AGB). 

Die volle materielle Verantwortlichkeit für 
vorsätzlich verursachte Schäden nach § 261 
Abs. 3 AGB schließt ihre Differenzierung auf der 
Grundlage des § 253 AGB aus. Das heißt, der be¬ 
treffende Werktätige ist für einen vorsätzlich ver¬ 
ursachten Schaden immer in voller Höhe materiell 
verantwortlich zu machen. 


5.5. 

Die Geltendmachung 

der materiellen Verantwortlichkeit 

Die Anwendung der materiellen Verantwortlich¬ 
keit setzt gemäß § 265 Abs. 2 AGB grundsätzlich 
voraus, daß der Betrieb sie vor der Konfliktkom¬ 
mission bzw. der Kammer für Arbeitsrecht des 
Kreisgerichts oder im Strafverfahren geltend ge¬ 
macht und das angerufene Organ darüber eine 
rechtskräftige Entscheidung getroffen hat. 86 

Eine Geltendmachung ist gemäß § 265 Abs. 2 
Satz 2 AGB nicht erforderlich bei Schäden bis zu 
10 % des monatlichen Tariflohnes des Werktäti¬ 
gen, wenn dieser sich schriftlich zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet hat. Bei der Selbstbehebung 
von Schäden durch Arbeitsleistungen des Werk¬ 
tätigen ist eine Geltendmachung ebenfalls nicht 
erforderlich. 

Die Geltendmachung der materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit ist darauf gerichtet, eine Beratung 
bzw. ein Verfahren vor der Konfliktkommission 
bzw. der Kammer für Arbeitsrecht des Kreisge¬ 
richts einzuleiten, di^, materielle Verantwortlich¬ 
keit des betreffenden Werktätigen festzustellen 
und über den Schadenersatzanspruch des Betrie¬ 
bes eine Entscheidung zu treffen. 

Wird die materielle Verantwortlichkeit im 
Strafverfahren geltend gemacht, ist sie darauf ge¬ 
richtet, in einem anhängigen Strafverfahren im 
Zusammenhang mit der strafrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit des Werktätigen auch über seine ma¬ 
terielle Verantwortlichkeit zu beraten und zu ent¬ 
scheiden. 

Durch Geltendmachung wird gewährleistet, 
daß ein unabhängiges Organ unvoreingenommen 
die gesetzlichen Voraussetzungen der materiellen 
Verantwortlichkeit prüft und darüber auf der 
Grundlage der zutreffenden Rechtsvor¬ 
schriften entscheidet. Das trägt wesentlich 
dazu bei, die Rechtssicherheit und Gesetzlich¬ 
keit bei der Anwendung der materiellen Verant¬ 
wortlichkeit zu wahren. Gleichzeitig dient die im 


85 Vgl. „OG-Urteil vom 6. 12. 1975 - Za 27/75“, 
AuA, 1976/6, S. 188 ff. und „Aus dem Urteil des 
Stadtbezirksgerichts Berlin-Köpenick vom 15. 12. 
1978“, fi.uA, 1979/12, S. 575. 

86 Zur Frage, ob der Werktätige auch vor Geltendma¬ 
chung der materiellen Verantwortlichkeit Schaden¬ 
ersatz leisten kann vgl. „Die Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit im Strafverfahren“, 
a. a.O., S. 492. 
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Ergebnis der Geltendmachung eingeleitete Bera¬ 
tung vor der Konfliktkommission'bzw. das Ver¬ 
fahren vor dem staatlichen Gericht dazu, die er¬ 
zieherische Wirkung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit zu erhöhen. 

Das Recht, die materielle Verantwortlichkeit 
geltend zu machen, hat der Betrieb, der an dem 
ihm zur Verfügung stehenden Eigentum durch ei¬ 
nen mit ihm im Arbeitsrechtsverhältnis stehenden 
Werktätigen einen Schaden erlitten hat. Die Gel¬ 
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
ist jedoch nicht nur ein Recht, sondern gleichzeitig 
auch eine Pflicht des Betriebes. Diese Pflicht er¬ 
gibt sich äus § 252 Abs. 1 i. Verb. m. § 2£3 AGB. 
Die Pflicht des Betriebes, bei festgestellten Schä¬ 
den Maßnahmen zur Vermeidung weiterer Schä¬ 
den festzulegen, schließt bei Vorliegen der gesetz¬ 
lichen Voraussetzungen grundsätzlich auch die 
Anwendung der materiellen Verantwortlichkeit 
ein. 

Auf die Pflicht der Betriebe bzw. ihrer Leiter 
zur konsequenten Anwendung der materiellen 
Verantwortlichkeit wird auch in anderen Rechts¬ 
vorschriften hingewiesen. 87 

Die Verantwortung für die Wahrnehmung des 
Rechts und der Pflicht des Betriebes zur Gel¬ 
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
obliegt dem Betriebsleiter. Er hat durch betriebli¬ 
che Regelungen zu gewährleisten, daß alle Schä¬ 
den am sozialistischen Eigentum festgestellt, ihre 
Ursachen und begünstigenden Bedingungen auf¬ 
gedeckt und beseitigt und Schadenersatzansprü¬ 
che des Betriebes aus materieller Verantwortlich¬ 
keit geltend gemacht und durchgesetzt werden. 

Nach Inkrafttreten des Arbeitsgesetzbuches 
wurde, hervorgerufen durch den Wegfall der bis¬ 
herigen Regelung'des schriftlichen Verzichts auf 
die Geltendmachung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit, die Frage diskutiert, ob der Betrieb bei 
jedem schuldhaft verursachten Schaden die mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit geltend zu machen bzw. 
anzuwenden hat oder ob er unter bestimmten 
Voraussetzungen auch von ihrer Anwendung ab- 
sehen kann. 

Diese Frage ist, ausgehend von der einheitli¬ 
chen Funktion der materiellen Verantwortlich¬ 
keit, auf der Grundlage der Regelung im § 253 
AGB zu beantworten. Aus § 253 AGB ergibt 
sich, daß der Betrieb bzw. der dafür verantwortli¬ 
che Leiter über die Anwendung oder Nichtan¬ 
wendung der materiellen Verantwortlichkeit auf 
der Grundlage der darin angeführten Umstände 
zu entscheiden hat. Ergibt die Prüfung dieser Um¬ 


stände, daß die materielle Verantwortlichkeit für 
die Erziehung des Schadenverursachers und für 
den Schutz des sozialistischen Eigentums notwen¬ 
dig ist - und das wird grundsätzlich der Fall sein - 
so ist sie anzuwenden. 

Nur in Ausnahmefällen, in denen der verur¬ 
sachte Schaden und auch die Schuld des Werktäti¬ 
gen geringfügig sind und weitere zugunsten des 
Werktätigen zu bewertende Umstände vorliegen, 
wird ein Absehen von der Anwendung der mate¬ 
riellen Verantwortlichkeit gerechtfertigt sein. 88 

Ein Absehen von der Anwendung der mate¬ 
riellen Verantwortlichkeit führt, im Gegensatz 
zum bisherigen schriftlichen Verzicht auf die Gel¬ 
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit, 
jedoch nicht zum Erlöschen des Schadenersatzan¬ 
spruches des Betriebes. 

Die Geltendmachung der materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit hat durch den Betriebsleiter oder 
einen von ihm Beauftragten zu erfolgen. 89 Das 
Recht, die materielle Verantwortlichkeit geltend 
zu machen, hat auch der Staatsanwalt. 90 Von die¬ 
sem Recht wird er dann Gebrauch machen, wenn 
der Betrieb trotz Aufforderung die materielle 
Verantwortlichkeit nicht bzw. nicht in der erfor¬ 
derlichen Höhe geltend gemacht hat. 

Die materielle Verantwortlichkeit ist vor der 
Konfliktkommission durch einen Anträg (§ 19 
Abs. 2 KKO), vor der Kammer für Arbeitsrecht 
des Kreisgerichts durch eine Klage (§§ 8 ff. ZPO) 
und im Strafverfahren durch einen Antrag (§ 198 
StPO) geltend zu machen. Die zuständige betrieb¬ 
liche Gewerkschaftsleitung ist nach § 265 Abs. 3 
AGB von der Geltendmachung der materiellen 
Verantwortlichkeit zu informieren. Dadurch wird 
gewährleistet, daß die Gewerkschaftsleitung ihre 
Mitwirkungsrechte nach §§ 300 und 301 AGB 
voll wahrnehmen kann. 91 Das die Anwendung der 


87 Vgl. Beschluß über die Verbesserung der Rechtsar¬ 
beit in der Volkswirtschaft vom 13. 6. 1974, GBl. I 
Nr. 32 S. 313 und AO über die Erhöhung von Ord¬ 
nung und Disziplin zur Verhütung materieller und 
finanzieller Verluste vom 14. 9. 1977, GBl. INr. 29 
S. 335, § 2 Abs. 3. 

88 Vgl. u. a. W. Rudelt, „Verzicht auf arbeitsrechtliche 
materielle Verantwortlichkeit - ja oder nein 9 “ NJ 
1978/10, S. 442. 

89 Vgl. auch Konfliktkommissionsordnung, a. a. O , 
§ 19 Abs. 1. 

90 Vgl. § 304 AGB, § 19 Abs. 1 Konfliktkommis¬ 
sionsordnung, §§ 7 und 8 ZPO, § 198 Abs. 2 StPO 
i. Verb. m. § 32 des'Gesetzes über die Staatsanwalt¬ 
schaft der DDR vom 7. 4. 1977, GBl. I Nr. 10 S. 93. 
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materiellen Verantwortlichkeit bestimmende 
Prinzip der Unmittelbarkeit erfordert, sie im In¬ 
teresse einer hohen erzieherischen Wirksamkeit 
möglichst unmittelbar nach Bekanntwerden des 
Schadens und des Verursachers geltend zu ma¬ 
chen. Dementsprechend werden im § 265 Abs. 1 
AGB die Fristen für die Geltendmachung der ma¬ 
teriellen Verantwortlichkeit festgelegt bzw. be¬ 
stimmt, daß nach Ablauf dieser Fristen die mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit ausgeschlossen ist. 

Aus dem gesetzlich festgelegten Ausschluß 
der materiellen Verantwortlichkeit nach Anlauf 
der im § 265 Abs. 1 AGB geregelten Fristen er¬ 
gibt sich, daß es sich bei diesen Fristen um mate¬ 
riellrechtliche Ausschlußfristen und nicht um Ver¬ 
jährungsfristen handelt. Das heißt, ein nicht in¬ 
nerhalb dieser Fristen geltend gemachter Schaden¬ 
ersatzanspruch des Betriebes erlischt und kann 
nicht mehr durchgesetzt werden. 

Nach Ablauf der Fristen geltend gemachte 
Schadenersatzansprüche aus materieller Verant¬ 
wortlichkeit sind wegen Fristablaufs als unbe¬ 
gründet abzuweisen. Eine Befreiung des Betrie¬ 
bes von den nachteiligen Folgen der Fristver¬ 
säumnis ist nicht zulässig. Hat ein Werktätiger 
aus erloschenen Schadenersatzansprüchen Scha¬ 
denersatz geleistet, kann er diesen zurückfordern. 

Die in § 265 Abs. 1 Satz 1 AGB geregelte 
Dreimonatsfrist beginnt, wenn der für die Bear¬ 
beitung von Schadensfällen verantwortliche Mit¬ 
arbeiter des Betriebes Kenntnis vom Schaden und 
vom Verursacher erlangt hat. 

Die in § 265 Abs. 1 Satz 2 geregelte Frist ist 
dann von Bedeutung, wenn die schuldhafte Schä¬ 
digung des sozialistischen Eigentums durch die 
Arbeitspflichtverletzung gleichzeitig als Straftat 
verfolgt wird und das dafür zuständige Organ bei 
seiner abschließenden Entscheidung über den 
Schadenersatzanspruch aus materieller Verant¬ 
wortlichkeit nicht entscheiden konnte. Als ab¬ 
schließende Entscheidungen sind dabei alle Ent¬ 
scheidungen zu werten, durch die eine begonnene 
Strafverfolgung beendet (abgeschlossen) wird, 
unabhängig davon, ob der betreffende Werktätige 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen, freige¬ 
sprochen, von Strafe abgesehen oder das Strafver¬ 
fahren eingestellt wurde. Der Betrieb hat dann die 
Möglichkeit, die materielle Verantwortlichkeit 
unabhängig von ihrer Geltendmachung im Straf¬ 
verfahren noch innerhalb von drei Monaten nach 
Kenntnis der abschließenden Entscheidung vor 
der Konfliktkommission bzw. der Kammer für 
Arbeitsrecht des Kreisgerichts geltend zu machen. 


Die Dreimonatsfrist nach § 265 Abs. 1 Satz 2 
AGB beginnt, wenn der für die Bearbeitung von 
Schadensfällen verantwortliche Mitarbeiter des 
Betriebes Kenntnis von der abschließenden Ent¬ 
scheidung erlangt hat. 

Die Zweijahresfrist nach § 265 Abs. 1 Satz 1 
AGB hat auf die Frist nach § 265 Abs. 1 Satz 2 
AGB keinen Einfluß. 

Die Zweijahresfrist beginnt unabhängig vom 
Bekanntwerden des Schadens und des Verursa¬ 
chers mit dem Eintritt des Schadens. 

Der Beginn und das Ende der Fristen sind auf 
der Grundlage der §§ 470 und 471 ZGB zu be¬ 
stimmen. 

5.6. 

Die Verwirklichung 

der materiellen Verantwortlichkeit 

bei kleineren Schäden 

Bei Schäden bis zu 10 % des monatlichen Tarif¬ 
lohnes des betreffenden Werktätigen ist eine 
Geltendmachung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit nicht erforderlich, wenn der Werktätige 
sich schriftlich zum Ersatz des Schadens verpflich¬ 
tet hat (vgl. § 265 Abs. 2 Satz 2 AGB). 

Anliegen dieser Regelung ist es, den Betrieben 
bei kleineren Schäden die Inanspruchnahme der 
Konfliktkommission bzw. des Kreisgerichts zu er¬ 
sparen. Das entbindet den Betrieb jedoch nicht 
davon, auch in diesen Fällen die Voraussetzungen 
der materiellen Verantwortlichkeit zweifelsfrei 
festzustellen, bei fahrlässig verursachten Schäden 
die Gesamtheit aller Umstände (§ 253 AGB) zu 
beachten und auch die Fristen nach § 265 Abs. 1 
AGB einzuhalten. 

Zu brachten ist auch, daß der Werktätige die 
schriftliche Erklärung freiwillig abgeben muß. 
Das schließt nicht aus, daß er vom Betrieb dazu 
aufgefordert werden kann. 

Erklärt der Werktätige sich nicht freiwillig zur 
Wiedergutmachung des Schadens durch die Ab¬ 
gabe einer schriftlichen Erklärung bereit, hat der 
Betrieb die materielle Verantwortlichkeit auch in 
diesen Fällen geltend zu machen. Das gilt auch 
dann, wenn der Werktätige trotz abgegebener 


91 Vgl. auch „Ordnung über die gewerkschaftliche Pro¬ 
zeßvertretung und Mitwirkung im arbeitsrechtlichen 
Verfahren, Beschluß des Sekretariats des Bundes¬ 
vorstandes des FDGB vom 1. 8. 1979“, AuA, 
1979/11, S. 503 ff. 
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schriftlicher Erklärung keinen Schadenersatz lei¬ 
stet. t 

Abgegebene schriftliche Erklärungen des 
Werktätigen nach § 265 Abs. 2 Satz 2 AGB kön¬ 
nen nicht für vollstreckbar erklärt werden. Lohn¬ 
einbehaltungen sind auf ihrer Grundlage ebenfalls 
nicht möglich, es sei denn, der Werktätige hat das 
mit dem Betrieb nach § 127 Abs. 2 Buchst, d 
AGB vereinbart. 

) 

5.7. 

Die Selbstbehebung des Schadens 
durch den Werktätigen 

Schadenersatz aus materieller Verantwortlichkeit 
hat der Werktätige nach § 260 Abs. 2 AGB in 
Geld zu leisten. Das gilt nur dann nicht, wenn er 
den Schaden auf Grund einer Vereinbarung mit 
dem Betrieb durch Arbeitsleistungen selbst be¬ 
hebt. Daraus folgt, daß diese Form der Wieder¬ 
gutmachung auf Schäden begrenzt ist, die der 
Werktätige durch Beschädigung von Sachen 
schuldhaft verursacht hat. 

Liegen die Voraussetzungen für eine Selbst¬ 
behebung des Schadens durch Arbeitsleistungen 
des betreffenden Werktätigen vor, so sollte der 
Betrieb dieser Form der Wiedergutmachung den 
Vorrang vor der Schadenersatzleistung in Geld 
geben und eine entsprechende Vereinbarung mit 
dem Werktätigen abschließen. 92 

Die Selbstbehebung des Schadens durch Ar¬ 
beitsleistungen stellt eine Form der Verwirkli¬ 
chung der materiellen Verantwortlichkeit dar. 
Der Abschluß der Vereinbarung mit dem Werktä¬ 
tigen setzt demzufolge voraus, daß die Vorausset¬ 
zungen für die Anwendung der materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit erfüllt sind. Weiterhin ist zu be¬ 
achten, daß der Betrieb vom Werktätigen nicht ir¬ 
gendeine Arbeitsleistung verlangen darf, sondern 
diese muß immer auf die Behebung des schuldhaft 
verursachten Schadens gerichtet sein. 

Bei allen fahrlässig verursachten Schäden ist 
die vom Werktätigen zu erbringende Arbeitslei¬ 
stung unter Beachtung der Gesamtheit aller Um¬ 
stände (§ 253 AGB) festzulegen. Sie darf wert¬ 
mäßig (Höhe der eingesparten Lohnkosten) die 
Höhe der materiellen Verantwortlichkeit für fahr¬ 
lässig verursachte Schäden nicht überschreiten. 
Der Abschluß der Vereinbarung ist, wie die Gel¬ 
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit, 
nur innerhalb der in § 265 Abs. 1 AGB festgeleg¬ 
ten Fristen zulässig. 


Umstritten ist die Frage, ob der Betrieb in den 
Fällen, in denen der vom Werktätigen zu behe¬ 
bende Schaden 10 % seines monatlichen Tarif¬ 
lohnes übersteigt, die Vereinbarung erst nach 
Geltendmachung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit und einer rechtskräftigen Entscheidung 
des angerufenen Organs abschließen darf. 

Eine Selbstbehebung des Schadens durch Arbeitslei¬ 
stungen des Werktätigen war bereits im Gesetzbuch 
der Arbeit vorgesehen. Aus der darin enthaltenen 
Regelung (§ 112 Abs. 3 i. Verb. m. § 115 Abs. 3) 
leitete die Praxis ab, daß es sich dabei (wie auch bei 
der Verpflichtung des Werktätigen zur Wiedergut¬ 
machung kleinerer Schäden gemäß § 115 Abs. 2 
GBA) um spezifische Formen der Verwirklichung 
der materiellen Verantwortlichkeit handelt, die eine 
Geltendmachung nicht erfordern bzw. an Stelle der 
Geltendmachung treten bzw. dieser gleichgesetzt 
sind. 93 

Diese Verfahrensweise hat sich bewährt. Anzeichen 
dafür, daß Werktätige dabei unrechtmäßig zur 
Selbstbehebung von Schäden herangezogen wurden, 
gab es nicht. 

An dieser Rechtslage und an den Formen der 
Verwirklichung der materiellen Verantwortlich¬ 
keit hat das Arbeitsgesetzbuch nichts geändert. Es 
sieht in § 260 Abs. 2 AGB ebenfalls die Selbstbe¬ 
hebung von Schäden auf der Grundlage einer 
Vereinbarung zwischen dem Werktätigen und 
dem Betrieb vor, regelt diese jedoch nicht mehr in 
Verbindung mit der Geltendmachung der mate¬ 
riellen Verantwortlichkeit. 

Aus der Regelung in § 265 Abs. 2 Satz 2 AGB 
wird nun teilweise abgeleitet, daß der Abschluß 
einer Vereinbarung über die Selbstbehebung von 
Schäden, die 10 % des monatlichen Tariflohnes 
des Werktätigen übersteigen, nur im Ergebnis der 
Geltendmachung der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit und einer rechtskräftigen Entscheidung 
des angerufenen Organs zulässig sei. 94 Als Be¬ 
gründung wird vor allem die dadurch gewährlei¬ 
stete größere Rechtssicherheit der Werktätigen 
angeführt. 

Dem ist entgegenzuhalten, daß die Rechtssi¬ 
cherheit der Werktätigen bei der Selbstbehebung 


92 Vgl. auch Konfliktkommissionsordnung, §§ 28 
Abs. 1, 37 Abs. 3 und 43 Abs. 1. 

93 Vgl. G. Kirmse/G. Kirschner/W. Rudelt, „Die ar¬ 
beitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit des 
Werktätigen“, Schriftenreihe über Arbeitsrecht, 
H. 18, Berlin 1973, S. 227 ff. 

94. Vgl. R. Schlegelj „Selbstbeheben von Schäden“, 
AuA, 1979/7, S. 323 f. 




von Schäden auch ohne vorherige Geltendma¬ 
chung und Entscheidung des angerufenen Organs 
gewährleistet wird. Einmal setzt der Abschluß ei¬ 
ner entsprechenden Vereinbarung über die 
Selbstbehebung des Schadens immer Willens¬ 
übereinstimmung zwischen dem Werktätigen und 
dem Betrieb voraus. Zum anderen hat der Werk¬ 
tätige jederzeit das Recht, eine Überprüfung der 
abgeschlossenen Vereinbarung durch die Kon¬ 
fliktkommission bzw. der Kammer für Arbeits¬ 
recht des Kreisgerichts zu verlangen, wenn bei ihm 
Zweifel an seiner materiellen Verantwortlichkeit 
und damit an der abgeschlossenen Vereinbarung 
und ihrer Übereinstimmung mit der sozialisti¬ 
schen Gesetzlichkeit auftreten. 

Gegen eine vorherige Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit und dementspre¬ 
chende Entscheidung durch das angerufene Or¬ 
gan spricht vor allem auch der dadurch eintre¬ 
tende Zeitverlust bei der Selbstbehebung des 
Schadens. Der Betrieb wird in der Regel daran in¬ 
teressiert sein, den Schaden möglichst schnell be¬ 
hoben zu bekommen. Ja in einer Reihe von Fällen 
wird er die Reparatur der beschädigten Sache 
kaum bis zur Entscheidung des angerufenen Or¬ 
gans hinausschieben können. 

Aus den dargelegten Gründen ist an der bishe¬ 
rigen Rechtsauffassung festzuhalten und der Ab¬ 
schluß der Vereinbarungen über die Selbstbche- 
bung von Schäden, unabhängig von der Höhe des 
Schadens, ohne vorherige Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit zuzulassen. 95 

An die Form der Vereinbarung stellt das Ar¬ 
beitsgesetzbuch keine besonderen Anforderun¬ 
gen. Sie sollte jedoch im Interesse der Rechtssi¬ 
cherheit des Werktätigen und auch des Betriebes 
schriftlich abgeschlossen werden. Außerdem 
sollte in analoger Anwendung des § 265 Abs. 3 
AGB die zuständige betriebliche Gewerkschafts¬ 
leitung vom beabsichtigten Abschluß der Verein¬ 
barung informiert werden. 

Erklärt der Werktätige sich zum Abschluß der 
Vereinbarung über die Selbstbehebung des 
Schadens nicht bereit, kann der Betrieb die mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit nur über ihre Geltend¬ 
machung verwirklichen. 

Behebt der Werktätige den Schaden trotz ab¬ 
geschlossener Vereinbarung nicht, muß der Be¬ 
trieb die materielle Verantwortlichkeit ebenfalls 
geltend machen. 

Vereinbarungen über die Selbstbehebung von 
Schäden können nicht für vollstreckbar erklärt 
werden. Ebenso ist es unzulässig, auf ihrer Grund¬ 


lage Einbehaltungen vom Lohn vorzunehmen 
(vgl. § 127 AGB). 

5.8. 

Die Durchsetzung 

rechtskräftiger Entscheidungen 

über die materielle Verantwortlichkeit 

In der Regel erfüllen die Werktätigen die ihnen 
durch die Konfliktkommissionen und staatlichen 
Gerichte auferlegten Schadenersatzverpflichtun¬ 
gen freiwillig. Ist das nicht der Fall, kann der Be¬ 
trieb zu ihrer Durchsetzung die Hilfe der Gerichte 
in Anspruch nehmen. 

Alle in den Beschlüssen der Konfliktkommis¬ 
sionen enthaltenen Festlegungen über die Wie¬ 
dergutmachung von Schäden aus materieller Ver¬ 
antwortlichkeit einschließlich der Selbstbehebung 
von Schäden durch Arbeitsleistungen können auf 
Antrag des Betriebes vom Kreisgericht für voll¬ 
streckbar erklärt und danach vollstreckt werden 
(vgl. § 58 KKO i. Verb. m. §§ 85 ff. ZPO). 

Rechtskräftige Entscheidungen staatlicher 
Gerichte und verbindliche gerichtliche Einigun¬ 
gen über die Wiedergutmachung von Schäden aus 
materieller Verantwortlichkeit können ebenfalls 
vollstreckt werden (vgl. §§ 85 ff. ZPO). 

Ein vollstreckbarer Titel berechtigt den Be¬ 
trieb zur Lohneinbehaltung im Rahmen der Be¬ 
stimmungen über die Pfändung von Arbeitsein¬ 
kommen (vgl. § 127 Abs. 2 AGB und §§ 96 ff. 
ZPO). 

5.9. 

Der Verzicht auf die volle Erfüllung 
rechtskräftiger Schadenersatz¬ 
verpflichtungen 

Nach § 266 AGB hat der Betrieb das Recht, auf 
den Schadenersatzanspruch aus materieller Ver¬ 
antwortlichkeit zu verzichten. Dieser Verzicht 
setzt immer voraus, daß der Werktätige einen an¬ 
gemessenen Teil der Schadenersatzsumme ver¬ 
einbarungsgemäß'gezahlt hat und durch vorbildli¬ 
che Arbeitsdisziplin erwarten läßt, daß er künftig 


95 Vgl. W. Rudelt, „Selbstbeheben von Schäden - eine 
Ansichtssache?“, AuA, 1980/3, S. 130 f. und auch 
H. Grützmacher, „Selbstbehebung von Schäden als 
Form der Ersatzleistung durch den Werktätigen“, 
AuA, 1978/11, S. 517 ff. 
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das sozialistische Eigentum achten wird. Daraus 
ergibt sich, daß es sich hier immer um einen nach¬ 
träglichen Verzicht auf einen Teil des Schadener¬ 
satzanspruches handelt. 

Durch die Regelung in § 266 AGB,wird der 
Werktätige angehalten, seine Schadenersatz¬ 
pflicht in der festgelegten Höhe termingemäß zu 
erfüllen und durch vorbildliche Arbeitsdisziplin 
nachzuweisen, daß er die richtigen Schlußfolge¬ 
rungen aus seinem arbeitspflichtverletzenden und 
zum Eintritt eines Schadens am sozialistischen Ei¬ 
gentum führenden Handeln gezogen hat. Dadurch 
kann er gleichzeitig auch die Höhe der von ihm zu 
erbringenden Schadenersatzleistung nachträglich 
beeinflussen. 

Der Werktätige hat jedoch keinen Rechtsan¬ 
spruch auf den Verzicht und er kann ihn demzu¬ 
folge auch nicht gegen den Willen des Betriebes 
durchsetzen. 

Aufgabe des Betriebes ist es, den Verzicht bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen als 
Mittel zur Anerkennung vorbildlicher sozialisti¬ 
scher Arbeitsdisziplin unter Beachtung der not¬ 
wendigen Wiedergutmachung des Schadens ver^ 
antwortungsbewußt anzuwenden. Das setzt vor¬ 
aus, daß in den Betrieben eindeutige Verantwor¬ 
tungsregelungen darüber bestehen, welche Mitar¬ 
beiter die Erfüllung der Schadenersatzverpflich¬ 
tungen durch die Werktätigen zu kontrollieren 
und das Vorliegen der Voraussetzungen des Ver¬ 
zichts zu prüfen haben und wer zur Abgabe von 
Verzichtserklärungen berechtigt ist. 

Aus § 24 Abs. 1 Buchst, b und § 25 AGB 
kann abgeleitet werden, daß die zuständige be¬ 
triebliche Gewerkschaftsleitung und der Ver¬ 
trauensmann im Namen der Gewerkschaftsgruppe 
das Recht haben, dem dafür verantwortlichen 
Leiter einen Verzicht vorzuschlagen. 

Der Verzicht stellt eine von dem dafür verant¬ 
wortlichen Leiter im Namen des Betriebes abge¬ 
gebene Willenserklärung gegenüber dem Werktä¬ 
tigen dar, die zum Erlöschen des Schadenersatz¬ 
anspruches in der angegebenen Höhe führt. Der 
Verzicht ist dem Werktätigen unter Angabe der 
Gründe schriftlich mitzuteilen (vgl. § 266 Abs. 2 
AGB). 
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Kapitel XIV 

Schadenersatzleistungen des Betriebes 


1.1. 

Grundfragen 

Das sozialistische Arbeitsrecht garantiert mit der 
Gesamtheit seiner Normen die verfassungsmäßi¬ 
gen Rechte der Werktätigen auf Schutz der Ge¬ 
sundheit und Arbeitskraft sowie des persönlichen 
Eigentums. 1 Es orientiert insbesondere mit dem 
AGB, der Arbeitsschulzverordnung, der Verord¬ 
nung über den Havarieschutz 2 auf die Schaffung 
solcher objektiven und subjektiven Vorausset¬ 
zungen für die Vorbereitung und Durchführung 
der materiellen Produktion, daß unmittelbare Ge¬ 
fahren für Leben und Gesundheit sowie Schäden 
am gesellschaftlichen und am persönlichen Eigen¬ 
tum der Werktätigen ausgeschlossen werden. Die 
Regelung der Schadenersatzleistungen im AGB 
ist von folgenden Grundsätzen getragen: 

- erstens durch Ausnutzung aller sich aus den so¬ 
zialistischen Gesellschaftsverhältnissen erge¬ 
benden Möglichkeiten Schadensfällen sowie 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten vor¬ 
zubeugen und sie zu vermeiden 3 und 

- zweitens Schadenersatz in den vom 14. Kapitel 
des AGB vorgesehenen Fällen und Umfang zu 
leisten, wenn dennoch materielle und gesund¬ 
heitliche Schäden beim Werktätigen eingetre¬ 
ten sind. 

Das Prinzip der Vermeidbarkeit von Schadensfällen 
ergibt sich aus der grundsätzlichen Erkenn- und Be¬ 
herrschbarkeit der objektiven Gesetzmäßigkeiten 
in Natur und Gesellschaft sowie deren bewußter 
Anwendung und Ausnutzung durch den Menschen. 
Mit der Rechtsentwicklung auf dem Gebiet des Ar- 
beits- und Zivilrechts wurde das Prinzip der Ver¬ 
meidbarkeit von Arbeitsunfällen und Berufskrank¬ 
heiten zum allgemeinen Rechtsprinzip der Scha¬ 
densvorbeugung und -Verhütung weiterentwickelt. 

Die Schädigung der Gesundheit und Arbeits¬ 
fähigkeit, des persönlichen Eigentums und der 
Vermögensrechte des Werktätigen sind zunächst 
soziale Beeinträchtigungen. Sie äußern sich ent¬ 


weder in einer zeitweiligen oder dauernden Min¬ 
derung des Arbeitsvermögens und des darauf be¬ 
ruhenden Erwerbs von Einkünften oder in einem 
zeitweiligen bzw. dauernden Ausschluß des Er¬ 
werbs von Einkünften durch Arbeitsleistungen, 
dadurch geminderter Rentenansprüche bzw. in 
einer Minderung des vor dem Schadensfall vor¬ 
handenen Bestandes an persönlichem Eigentum 
des Werktätigen. Allen Formen ist gemeinsam, 
daß sie die auf der Grundlage des Qualifika¬ 
tionsniveaus und der Arbeitsleistung des Werktä¬ 
tigen erreichten Lebensbedingungen beeinträch¬ 
tigen, das Prinzip der Verteilung nach der Arbeits¬ 
leistung in seiner Wirkungsweise verletzen und 
damit insgesamt eine Störung in den Arbeitsver¬ 
hältnissen darstellen. Es gehört deshalb zum An¬ 
liegen des Arbeitsrechts, die Werktätigen vor 
Nachteilen zu bewahren. Ist dies nicht möglich, 
muß gesichert werden, daß aus der Beeinträchti¬ 
gung von Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, des 
persönlichen Eigentums und der Vermögens¬ 
rechte der Werktätigen keine sozialen Nachteile 
erwachsen und eingetretene Schäden in dem ge¬ 
setzlich vorgesehenen Umfang ersetzt werden: 
Diesem Grundsatz entsprechen alle arbeitsrecht¬ 
lichen Normen der Schadenersatzleistung des Be¬ 
triebes. Außerdem sind diese Bestimmungen in 
einen Komplex von Rechtsnormen eingebettet, 
die allesamt der Sicherung der erreichten Lebens¬ 
bedingungen des Werktätigen dienen. Neben den 
Bestimmungen über die Schadenersatzleistungen 
der Betriebe sind hier vor allem die Normen über 
die Leistungen der Sozialversicherung bei Ar- 


1 Vgl. insbesondere die Artikel 11 und 35 der Verfas¬ 
sung, aber auch die Artikel 24, 25, 34 und 36, die 
damit in engem Zusammenhang stehen. 

2 Vgl. ASVO und VO vom 13. 8. 1981 über den Ha¬ 
varieschutz, GBl. I Nr. 27 S. 329. 

3 Vgl. §§ 252 Abs. 1, 201, 205 Abs. 1, 217 Abs. 1 
AGB und § 2 Abs. 1 und 2 der VO über den Hava¬ 
rieschutz, a. a. O., sowie die Rechtsvorschriften 
über die Schadensverhütung, §§ 323 ff. ZGB. 
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beitsunfall und Berufskrankheit 4 (§§ 285, 286 
AGB), die betrieblichen Unterstützungspflichten 
bei der Schädigung der Gesundheit durch Ar¬ 
beitsunfall und Berufskrankheit (§ 219 AGB), 
die Förderungsmaßnahmen für Werktätige, deren 
Arbeitsfähigkeit gemindert ist (§ 5 AGB) sowie 
die Gewährleistung von Teilbeschäftigung für In¬ 
validenrentner (§ 160 Abs. 4 AGB) zu nennen. 

Die Bestimmungen über die Schadenersatzlei¬ 
stungen des Betriebes sind auf die Wiederherstel¬ 
lung der Arbeitsfähigkeit gerichtet und auf die 
Schaffung solcher Bedingungen, die es dem Werk¬ 
tätigen auch bei geminderter Arbeits- und Er¬ 
werbsfähigkeit ermöglichen, am gesellschaftli¬ 
chen Arbeitsprozeß teilzunehmen, wobei zu er¬ 
bringende Mehraufwendungen nicht von ihm zu 
tragen sind. 

Das Risiko, bei der Teilnahme am Arbeitspro¬ 
zeß Schäden zu erleiden, wird somit nicht dem 
Werktätigen angelastet, sondern die Gesellschaft 
steht dafür in Form von Schadenersatzleistungen 
seitens der Betriebe im Schadensfall ein. 

Die Rechtsvorschriften über die Schadener¬ 
satzleistungen des Betriebes tragen über die Si¬ 
cherung der bisherigen sozialen Lebensbedingun¬ 
gen des geschädigten Werktätigen vor allem auch 
zu einer dauerhaften Konfliktlösung 5 zwischen 
Betrieb und Werktätigen bei. Sie sind auf die 
Durchsetzung bzw. Wiederherstellung solcher 
Beziehungen gerichtet, die dem sozialistischen 
Charakter der Arbeit entsprechen. Die dauer¬ 
hafte Konfliktlösung wird u. a. vor allem durch 
den Umfang der Schadenersatzansprüche, die 
Folgeschäden mit einschließen sowie besondere 
Unterstützungspflichten usw. gewährleistet. Auch 
die Verpflichtung des Betriebes zur Schaden¬ 
ersatzleistung bei Drittverursachung des Scha¬ 
dens (vgl. § 273 AGB) entspricht diesem Grund¬ 
satz. 

Neben der Funktion, die bisherigen Lebens¬ 
bedingungen des Werktätigen auch im Schadens¬ 
fall zu gewährleisten und Konflikte dauerhaft zu 
lösen, sind den Bestimmungen über Schadener¬ 
satzleistungen der Betriebe auch andere Wirkun¬ 
gen wesenseigen, die auf die Durchsetzung der so¬ 
zialistischen Gesetzlichkeit und die Festigung des 
Rechtsbewußtseins der Werktätigen gerichtet 
sind. Es handelt sich hierbei um eine mittelbare 
erzieherische Einwirkung auf das Betriebskollek¬ 
tiv, in deren Vordergrund die Schadenswieder¬ 
gutmachung steht. 6 

Für alle Schadenersatzleistungen, die der Be¬ 
trieb zu erbringen hat, werden mit den Rechtsvor- 
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Schriften der §§ 218 und 252 AGB allgemeingül¬ 
tige Verhaltensmaßstäbe festgelegt. Sie orientie¬ 
ren die Leitung des Betriebes darauf, die Ursa¬ 
chen und begünstigenden Bedingungen für den 
Eintritt.von Schäden, Arbeitsunfällen sowie Be¬ 
rufskrankheiten unverzüglich unter Mitwirkung 
der Werktätigen festzustellen und zu beseitigen, 
sowie Maßnahmen festzulegen, um weitere Schä¬ 
den, Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten zu 
vermeiden. Des weiteren existieren bereits im 
Vorfeld der Ursachenforschung und -beseitigung 
von Schadensfällen im Zusammenhang mit der 
wissenschaftlichen Arbeitsorganisation und dem 
Gesundheits- und Arbeitsschutz elementare 
Pflichten des Betriebes, die auf die Einschränkung 
gesundheitsgefährdender Arbeitsbedingungen 
(§ 74 Abs. 3 AGB), sowie auf die Gestaltung und 
Erhaltung sicherer, erschwernisfreier sowie die 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit fördernde 
Arbeitsbedingungen (§ 201 Abs. 1 AGB) gerich¬ 
tet sind. Diese Bestimmungen, richtig angewen¬ 
det, lösen bei jeder vom Betrieb zu erbringenden 
Schadenersatzleistung erzieherische Impulse 
nicht nur für den Unfall- bzw. Schadenverursa¬ 
cher, sondern für das gesamte Betriebskollektiv 
aus. 

1 . 2 . 

Die Arten betrieblicher 
Schadenersatzleistungen 

' Das AGB unterscheidet zwei Hauptarten der 
Schadenersatzleistungen 

- Schadenersatz bei Arbeitsunfall und Berufs¬ 
krankheit (§§ 267-269) und 

- Schadenersatz in anderen Fällen (§§ 270, 271 

AGB). x 

Letztere lassen sich weiterhin unterteilen in: 

- Schadenersatzleistungen bei Pflichtverletzun¬ 
gen des Betriebes aus dem Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis bzw. der Vorbereitung des Arbeitsver¬ 
trages (§ 270 Abs. 1 AGB), 

- Ansprüche auf Aufwendungs- und Schadener- 


4 Vgl. Kapitel XV sowie Schriftenreihe zum Arbeits¬ 
gesetzbuch der DDR, H. 13, Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten. Berlin 1980 

5 Vgl. G. Kirmse, Schriftenreihe zum Arbeitsgesetz¬ 
buch der DDR, H. 12, Schadenersatzleistungen des 
Betriebes, Berlin 1980, S. 10 ff. 

6 Vgl. Gesetz über die Versicherung der volkseigenen 
Wirtschaft vom 15. 11. 1968, GBl. I Nr. 21 S. 355. 




satz bei der Verhütung oder Minderung von 
Schäden bzvv. der Abwehr von Gefahren (§271 
Abs. 1 AGB) und 

- Schadenersatzleistungen bei der Verwendung 
persönlichen Eigentums zur Erfüllung der Ar¬ 
beitsaufgabe (§ 271 Abs. 2 AGB). 

Diese Unterteilung ist notwendig, um die unter¬ 
schiedlichen Tatbestände juristisch zu fixieren, 
ihre Voraussetzungen und Anspruchsgrundlagen 
herauszuarbeiten, sowie den - in einigen Fällen — 
differenzierten Umfang des Schadenersatzes fest¬ 
zulegen. 

Mit dem 14. Kapitel des AGB wurden sämtliche, 
vom bisherigen Arbeitsrecht geregelten Ansprü¬ 
che des Werktätigen auf Schadenersatz entweder 
durch den Wegfall früher bestehender Beweisla¬ 
sten oder die Vergrößerung des Umfangs des 
Schadenersatzanspruchs erweitert, bzw. wurden 
Anspruchsgrundlagen, die den Schutz des Werk¬ 
tätigen vor Schäden an seinem persönlichen Ei¬ 
gentum beinhalten, neu geschaffen. Bei den neu 
geschaffenen Anspruchsgrundlagen handelt es 
sich um die Ansprüche auf Aufwendungs- und 
Schadenersatz bei der Verhütung oder Minderung 
von Schäden bzw. der Abwehr von Gefahren bzw. 
um den Schadenersatzanspruch bei der Verwen¬ 
dung persönlichen Eigentums zur Erfüllung der 
Arbeitsaufgabe. 

Neben den hier erörterten Rechtsvorschriften auf 
Schadenersatz enthält das AGB darüber hinausge¬ 
hende, spezielle Tatbestände der Ersatzpflicht des 
, Betriebes gegenüber dem Werktätigen. Gemeint 
sind die Regelungen zur Vermeidung rechtlich unzu¬ 
lässiger Lohn- und Gehaltsversprechen (§44 Abs. 2 
AGB), die der Sicherung der sozialistischen Lohndis¬ 
ziplin und dem Schutz des Werktätigen dienen, so¬ 
wie die Bestimmungen zum Ersatz des entgangenen 
Verdienstes bei der rechtskräftigen Aufhebung einer 
Maßnahme zur Beendigung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses (§ 60 Abs. 3 AGB). Beide Normen sind 
zugunsten des Werktätigen großzügig ausgestaltete 
Schutzvorschriften und zugleich selbständige An¬ 
spruchsgrundlagen für entgangene bzw. zugesicherte 
Geldeinkünfte im Zusammenhang mit dem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis. Bei diesen Anspruchsgrundlagen 
handelt es sich nicht um Schadenersatzleistungen im 
Sinne des 14. Kapitels des AGB. Diese Feststellung 
ist mit der Konsequenz verbunden, daß sich der 
Werktätige zur Durchsetzung derartigerAnsprüche 
über die Konfliktkommission bzw. das Gericht 
nicht der Konstruktion des § 270 Abs. 1 AGB be¬ 
dienen muß, demzufolge auch keine Pflichtverlet¬ 
zungen des Betriebes aus dem Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis nachzuweisen hat. 7 

In gleicher Weise sind die durch Arbeitsleistun¬ 


gen erworbenen Lohn- und Prämienansprüche zu 
beurteilen, die entweder gar nicht oder nur in fehler¬ 
hafter Höhe ausgezahlt wurden. Die Rechtsgrund¬ 
lage für derartige Ansprüche sind die entsprechen¬ 
den lohnrechtlichen bzw. prämienrechtlichen Be¬ 
stimmungen (vgl. § 102 Abs. 1 und §§ 116 ff. 
AGB). „Wird allerdings . . . durch Pflichtverletzun¬ 
gen des Betriebes im Sinne von § 270 Abs. 1 AGB 
dem Werktätigen Schaden in Form einer Ver¬ 
dienstminderung oder eines Verdienstausfalls zuge¬ 
fügt, dann besteht Anspruch auf Schadenersatz.“ 8 
Ist Arbeitsausfall infolge berufspraktischer Un¬ 
terweisung (§ 113 AGB), Warte- und Stillstandszei¬ 
ten (§114 AGB) sowie Naturereignisse, Verkehrs¬ 
störungen oder anderer nicht vom Werktätigen zu/ 
vertretende Umstände (§ 115 AGB) Ursache für 
den Verdienstausfall bzw. die Verdienstminderung, 

• dann kann in diesen Fällen ebenfalls nicht von 
Schadenersatz im Sinne des § 270 Abs. 1 AGB ge¬ 
sprochen werden. 

Im Gegensatz zu diesen besonderen An¬ 
spruchsgrundlagen beinhaltet der § 239 AGB, der 
dem Betrieb die Verpflichtung auferlegt, für die 
von den Werktätigen im Zusammenhang mit der 
Arbeit und der gesellschaftlichen Tätigkeit in den 
Betrieb mitgebrachten Gegenstände ordentliche 
und sichere Aufbewahrungsmöglichkeiten bereit¬ 
zustellen 9 , keine selbständige Anspruchsgrund¬ 
lage. Schäden, die auf Grund derartiger Pflicht¬ 
verletzungen eintreten, sind nach § 270 Abs. 1 
AGB zu ersetzen. 

Zu weiteren, von Schadenersatzleistungen abgrenz- 
baren Ansprüchen gehören: 

- Lohnansprüche bei Nichterfüllung von Lei¬ 
stungsmaßstäben (§ 110 AGB) 

- Sicherung des Mindestiohnes bei Ausschuß oder 
Qualitätsminderung (§ 109 AGB) 

- Überbrückungsgeld (§ 121 AGB) 

- Entschädigungszahlungen (§ 122 AGB) 

— Erstattung von Gebühren und Kosten der Aus- 
und Weiterbildung (§ 152 Abs. 3 AGB) 

— Ausgleichszahlung für Freistellungen von der Ar¬ 
beit (§ 182 ff. AGB) und die 

- Erstattung unvermeidbarer Kosten bei Unterbre¬ 
chung oder vorfristiger Beendigung des Erho¬ 
lungsurlaubs (§ 198 Abs. 3 AGB). 


7 Vgl. Urteil des OG vom 29. 9. 1978 - ÖAK - 20/78 
— in: AuA. 1979/9, S. 430, in dem es heißt: „Der 
Anspruch eines Werktätigen auf Lohnnachzahlung 
nach einer im gerichtlichen Verfahren rechtskräftig 
erfolgten Aufhebung einer betrieblichen Kündigung 
folgt unmittelbar aus § 60 Abs. 3 AGB.“ 

8 G. Kirmse, a. a. O., S. 17. 

9 a. a. O., S. 87 ff. 
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Sofern spezielle rechtliche Anspruchsgrund lagert 
vorliegen, gehen sie demzufolge dem Schadenersatz¬ 
anspruch vor. Mit der Durchsetzung des besonderen 
Anspruchs ist eine Schadenersatzleistung dafür aus¬ 
geschlossen. 

Schadenersatzleistungen des Betriebes sind ferner 
von Sach- und Geldleistungen der Sozialversiche¬ 
rung zu unterscheiden (§ 280 AGB). 


1.3. 

Die Pflichten des Betriebes 

im Zusammenhang 

mit der Schadenersatzleistung 

Die soziale, vor allem aber auch die erzieherische 
Wirksamkeit der Schadenersatzleistung hängt im 
wesentlichen von der Unmittelbarkeit zwischen 
Schadensfall und Schadenersatzleistung ab. Der 
Betrieb hat demzufolge bei materiellen Schäden 
am persönlichen Eigentum des Werktätigen sowie 
bei Schäden im Zusammenhang mit Arbeitsunfall 
und Berufskrankheit eine Reihe eng miteinander 
verbundener Rechtspflichten selbständig, d. h. 
ohne Antragstellung des Werktätigen wahrzu¬ 
nehmen. 

Diese Pflichten erstrecken sich zunächst auf 
eine unverzügliche Überprüfung, ob die tatbe¬ 
standsmäßigen Voraussetzungen für eine Ver¬ 
pflichtung zur Schadenersatzleistung vorliegen 10 , 
einschließlich der Überprüfung, inwieweit Scha¬ 
denersatzansprüche auf der Grundlage der §§ 267 
Abs. 2 und 270 Abs. 2 AGB auszuschließen 
sind 11 . Rechtsgrundlage dafür ist § 13 AGB, der 
u. a. die Betriebsleiter verpflichtet, in ihrem Ver¬ 
antwortungsbereich die Verwirklichung des Ar¬ 
beitsrechts zu sichern. Ferner wird von diesen 
Rechtspflichten die Verpflichtung des Betriebes 
eingeschlossen, das Überprüfungsergebnis dem 
geschädigten Werktätigen mitzuteilen und ihn bei 
einem abschlägigen bzw. teilweise abschlägigen 
Bescheid in bezug auf Schadenersatzleistungen 
über die Rechtsmittel ’zu belehren. Diese Mittei¬ 
lungmuß eindeutig und verständlich sein. Aus ihr 
muß hervorgehen, „für welche Schäden oder an¬ 
dere Nachteile zunächst Ersatz geleistet wird, 
über welche Schäden möglicherweise noch Unter¬ 
suchungen laufen und in welchem Umfang eine 
Schadenersatzleistung abgelehnt wird“ 12 . 

Ebenso sind Anerkenntnisse über Schadener¬ 
satzleistungen dem Grunde nach möglich, wenn 
zwar beim Werktätigen noch kein Schaden einge¬ 
treten, jedoch den Umständen nach zu erwarten 


ist und die übrigen Anspruchsvoraussetzungen 
vorliegen (z. B. Arbeitsunfall bzw. Berufskrank¬ 
heit). Ergibt die betriebliche Überprüfung der 
Anspruchsvoraussetzungen, daß Schadenersatz 
teilweise bzw. in voller Höhe zu gewähren ist, 
dann ist die Schadenersatzleistung unverzüglich 
zu erbringen. 

Zusammenfassend obliegen dem Betrieb im 
Zusammenhang mit der Schadenersatzleistung 
folgende Rechtspflichten: 

- die Pflicht zur Erforschung der Ursachen und 
die Ermittlung der begünstigenden Bedingun¬ 
gen für den Eintritt des Schadensfalles, 

- die Pflicht zur Festlegung von Maßnahmen zur 
Vermeidung von Schäden, 

- die Pflicht zur Überprüfung der gesetzlichen 
Voraussetzungen für eine Schadenersatzlei¬ 
stung, 

- die Pflicht, dem geschädigten Werktätigen das 
betriebliche Überprüfungsergebnis mitzutei¬ 
len, 

- die selbständige und unverzügliche Leistungs¬ 
pflicht bei Vorliegen der gesetzlich geforderten 
Voraussetzungen sowie 

- die Verpflichtung, den Werktätigen zu unter¬ 
stützen. 

1.4. 

Zum Schadensbegriff 
und zum Umfang 

betrieblicher Schadenersatzleistungen 

Dem 14. Kapitel des AGB über die Schadener¬ 
satzleistungen des Betriebes liegt kein einheitli¬ 
cher Schadensbegriff zugrunde. Aufgrund der 
Unterschiedlichkeit der Anspruchsgrundlagen 
war es nicht möglich, einen einheitlichen Scha¬ 
densbegriff zu fixieren, und das Gesetz verzichtet 
hier — im Gegensatz zu den Rechtsvorschriften 
über die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit der 
Werktätigen - folgerichtig auf eine Legaldefini¬ 
tion des Schadens. 

Aus der Analyse der Anspruchsgrundlagen 
auf Schadenersatzleistungen des Betriebes lassen 
'sich folgende Schadensarten ableiten: 

- entgangene und noch entgehende, auf Arbeit 
beruhende Einkünfte 


10 Vgl. die Abschnitte 2.1., 3.1. und 4.1. dieses Kapi¬ 
tels. 

11 Vgl. die Abschnitte 2.4. und 3.3. dieses Kapitels. 

12 G. Kirmse, a. a. O., S. 14. 
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- Schäden, die sich aus Aufwendungen bzw. 
Mehraufwendungen ergeben 

- Sachschäden sowie 

- Entschädigungen für erlittene Nachteile. 

Für Schadenersatzleistungen bei Arbeitsunfall 
bzw. Berufskrankheit (§ 267 AGB) sowie Pflicht¬ 
verletzungen des Betriebes aus dem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis oder bei der Vorbereitung des 
Arbeitsvertrages (§ 270 Abs. 1 AGB) ergibt sich 
der gesetzliche Umfang des Schadenersatzanspru¬ 
ches aus § 268 AGB. 

Für die Ansprüche auf Aufwendungs- und 
Schadenersatz bei der Verhütung oder Minderung 
von Schäden bzw. der Abwehr von Gefahren 
(§ 271 Abs. 1 AGB) und Schadenersatzleistung 
bei Verwendung persönlichen Eigentums zur Er¬ 
füllung der Arbeitsaufgabe (§ 271 Abs. 2 AGB) 
kann die Bestimmung des § 268 AGB keine An¬ 
wendung finden. Hier ergibt sich der Umfang des 
vom Betrieb zu leistenden Schadenersatzes un¬ 
mittelbar aus den genannten Anspruchsgrundla¬ 
gen. 13 Diese Rechtsauffassung wird gesetzge¬ 
bungstechnisch dadurch zum Ausdruck gebracht, 
daß der Umfang der Schadenersatzleistung für 
Arbeitsunfall und Berufskrankheit unmittelbar im 
Anschluß an die Beschreibung der tatbestands¬ 
mäßigen Voraussetzungen festgelegt wird,, wei¬ 
tere Anspruchsgrundlagen auf Schadenersatzlei¬ 
stungen nachgestellt werden und hinsichtlich ihres 
Umfangs ausdrücklich nur bei Schadenersatz für 
Pflichtverletzungen des Betriebes aus dem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis auf die §§ 268 ff. AGB Be¬ 
zug genommen wird. Die sich daran anschließen- 
den'Anspruchsgrundlagen umfassen im Falle des 
§271 Abs. 1 AGB den Ersatz der Aufwendun¬ 
gen, die den Umständen nach für erforderlich ge¬ 
halten werden konnten, sowie die Entschädigung 
für eingetretene Nachteile und im Falle des § 271 
Abs. 2 AGB die Kosten, die zur Beseitigung der 
Beschädigung bzw. zum Ersatz der zerstörten Sa¬ 
che erforderlich sind. 

Sollte zu den arbeitsrechtlichen Anspruchsgrundla¬ 
gen auf Schadenersatzleistungen eine andere 
Rechtsauffassung bezogen werden, würden zwangs¬ 
läufig die vom Gesetzgeber ausdrücklich beabsich¬ 
tigten Unterschiede im Umfang der Schadenersatz¬ 
leistungen aufgehoben. Eine solche Rechtsanwen¬ 
dung wäre demzufolge rechtswidrig. Die Anwen¬ 
dung des zivilrechtlichen Grundsatzes, daß der ma¬ 
teriell Geschädigte durch den Schadenersatz so zu 
stellen ist, als wäre das schädigende Ereignis nicht 
eingetreten (vgl. § 337 Abs. 1 ZGB), ist auch nur in¬ 
soweit anwendbar, insofern dadurch der Umfang ar¬ 


beitsrechtlicher Ansprüche inhaltlich nicht abgeän¬ 
dert wird, denn arbeitsrechtliche Ansprüche auf 
Schadenersatzleistungen sind gegenüber zivilrechtli¬ 
chen Schadenersatzansprüchen das speziellere 
Recht (lex specialis). 

Für die Schadenersatzleistungen des Betriebes 
gelten die nachfolgenden Grundsätze: 

- erstens, die im 14. Kapitel des AGB geregelten 
Schadensarten treffen nicht gleichermaßen auf 
alle Anspruchsgrundlagen auf Schadenersatz 
zu; 

- zweitens, Schadenersatz ist stets nur in dem von 
der Anspruchsgrundlage vorgesehenen Um¬ 
fang zu leisten; 

- drittens, sind mehrere Anspruchsgrundlagen 
auf Schadenersatzleistungen gleichzeitig er¬ 
füllt, bestehen Schadenersatzansprüche in die¬ 
sem Umfang. 

Einer besonderen Betrachtung bedarf ferner 
die Schadenersatzleistung für sogenannte imma¬ 
terielle Schäden (Ersatz für den Verlust der dem 
Werktätigen zustehenden Rechte). Solche Scha¬ 
densfälle liegen vor, wenn z. B. durch pflichtwi¬ 
drige Nichtgewährung des Erholungsurlaubs bzw. 
des Hausarbeitstages die Realisierung dieser An¬ 
sprüche gesetzlich ausgeschlossen ist (vgl. §§ 196 
Abs. 1 und 185 Abs. 2 AGB). Sie liegen auch vor, 
wenn der Werktätige einen gesetzlichen Freistel¬ 
lungsanspruch besaß, die Freistellung vom Be¬ 
trieb pflichtwidrig nicht gewährt wurde und Sinn 
und Zweck der Freistellung nachträglich nicht 
mehr erfüllt werden können; wenn also beispiels¬ 
weise die eigene Eheschließung bzw. der Woh¬ 
nungswechsel zwischenzeitlich vollzogen wurden 
(vgl. § 184 AGB). 

Zur Diskussion stehen hier ausschließlich nur 
Rechtsverluste. Materielle Schäden, die aufgrund 
eines solchen Rechtsverlustes eingetreten sind (z. B. 
Kosten für die Inanspruchnahme von Dienstleistun¬ 
gen bei pflichtwidriger NichtgewährUng des Hausar¬ 
beitstages), begründen die Verpflichtung des Be¬ 
triebes zur Schadenersatzleistung gemäß § 270 
Abs. 1 AGB. 14 


13 Eine andere Rechtsauffassung dazu wird von 
G. Kirmse, a. a. O., S. 9 vertreten. Er ist der An- 

. sicht, daß für den Schadensumfang grundsätzlich der 
§ 268 AGB für alle Schadensarten anzuwenden ist. 
Dieser Auffassung können wir uns jedoch nicht an¬ 
schließen. 

14 Vgl. R. Uhlmann, Arbeitsrecht der DDR, Lehrma¬ 
terial für das Fernstudium, Bd. 2, zweiter Teil, Ber¬ 
lin 1978, S. 72 ff. 
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Für derartige Rechtsverluste ist in den Rechts¬ 
vorschriften über die Schadenersatzleistungen des 
Betriebes keine selbständige Anspruchsgrundlage 
vorgesehen. Obwohl es sich in diesen Fällen um 
Pflichtverletzungen des Betriebes aus dem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis handelt, kann der nichtver¬ 
mögensrechtliche Schaden (Rechtsverlust) nicht 
auf der Grundlage des § 270-Abs. 1 AGB ersetzt 
werden, weil hinsichtlich des Schadensumfangs 
ausdrücklich auf die Vorschriften der §§ 268, 269 
AGB verwiesen wird, die jedoch nur materielle 
Schadensarten zum Gegenstand haben. Dieser 
Zustand ist unbefriedigend. 

In der Arbeitsrechtsliteratur gibt es hinsichtlich der 
Durchsetzbarkeit derartiger Rechtsverluste als 
Schadenersatz unterschiedliche Auffassungen. Die 
Mehrheit der Autoren spricht sich jedoch für eine 
Schadenersatzleistung aus. 15 

Eine endgültige, vor allem die sozialen 
Aspekte berücksichtigende und der Durchsetzung 
der Gesetzlichkeit dienende Lösung kann u. E. 
nur durch die analoge Anwendung des § 270 
Abs. 1 AGB auf die Fälle der immateriellen Scha¬ 
denszufügung herbeigeführt werden. 

Vom Umfang der Schadenersatzleistung des 
Betriebes sind solche Leistungen zu unterschei¬ 
den, die dem Werktätigen aufgrund betrieblicher 
Maßnahmen zur Hilfe und Untetstützung im Falle 
von Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit gemäß 
§ 219 AGB gewährt werden. Solche Maßnahmen 
zur Hilfe und Unterstützung können sein: 

Unterstützung bei hauswirtschaftlichen An¬ 
forderungen .. .; 

— Zurverfügungstellung betrieblicher Sozialein¬ 
richtungen wie Ferien- und Erholungseinrich¬ 
tungen, medizinische Einrichtungen oder 
auch die Teilnahme Hinterbliebener am Be¬ 
triebsessen; ' 

- Einleitung von Rehabilitations- und Qualifi¬ 
zierungsmaßnahmen und weitgehende Unter¬ 
stützung bei ihrer Durchführung.“ 16 

In der Regel tragen solche Unterstützungslei¬ 
stungen dazu bei, den Schaden bzw. die notwendi¬ 
gen Mehraufwendungen des geschädigten Werk¬ 
tätigen zu mindern. Es versteht sich von selbst, 
daß eine Aufrechnung von Maßnahmen zur Hilfe 
und Unterstützung auf die Höhe des gesetzlichen 
Schadenersatzanspruches unzulässig ist (vgl. 
§ 268 Abs. 2 und 3 AGB). 

Im übrigen stehen dem Werktätigen, der einen 
Arbeitsunfall erlitten hat bzw. an einer Berufs¬ 
krankheit erkrankte, die Ansprüche auf Hilfe und 


Unterstützung auch dann zu, wenn Schadener¬ 
satzleistungen gemäß § 267 Abs. 2 AGB auszu- 
schließeri sind. 


2 . 

Schadenersatz bei Arbeitsunfall 
und Berufskrankheit 

2 . 1 . 

Voraussetzungen 

Die wesentlichen Elemente, die die Weiterent¬ 
wicklung der Rechtsnormen über die Schadener¬ 
satzleistungen der Betriebe bei Arbeitsunfall und 
Berufskrankheit charakterisieren, sind: Erstens 
der Wegfall der Nachweispflicht des Werktätigen, 
daß der Arbeitsunfall bzw. die Berufskrankheit 
eingetreten ist, weil der Betrieb die ihm im Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutz obliegenden Pflich¬ 
ten nicht erfüllt hat und zweitens die Erweiterung 
des Schadenersatzanspruches des Werktätigen, 
der nunmehr auch die Minderung der Rentenan¬ 
sprüche durch Arbeitsunfall und Berufskrankheit 
mit einschließt. Handelte es sich früher bei diesen 
Bestimmungen um eine Form der materiellen 
Verantwortlichkeit aus Pflichtverletzungen des 
Betriebes auf dem Gebiet des Arbeits- und Ge¬ 
sundheitsschutzes, so handelt es sich heute um 
eine Form der Schadenersatzleistung des Betrie¬ 
bes. 

In der juristischen Literatur werden ähnliche For¬ 
men häufig mit unterschiedlichen Begriffen wie: Ge¬ 
fährdungshaftung, Erfolgshaftung, objektive Ver¬ 
antwortlichkeit, Verantwortlichkeit aus Quellen er¬ 
höhter Gefahr usw. umschrieben. Das ZGB prägte 
für diese Arten der Verantwortlichkeit den Begriff 
der „erweiterten Verantwortlichkeit“. 17 


15 Vgl. G. Kirmse, a. a. O., S. 15 ff. und S. 83 ff.; 

I. Hovenbitzer, Besondere Rechte der werktätigen 
Frau und Mutter, H. 10, Schriftenreihe zum Ar¬ 
beitsgesetzbuch der DDR, S. 23. 

16 G. Kirmse, a. a. O., S. 11. 

17 Vgl. dazu M. Posch, Schutz des Lebens, der Ge¬ 
sundheit und des Eigentums vor'Schadenszufügung, 
Grundriß Zivilrecht, H. 8, Berlin 1977, S. 68, der 
auf die Notwendigkeit einer einheitlichen Begriffs¬ 
verwendung im Zivilrecht aufmerksam macht. 
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Gemäß § 267 AGB ist das Entstehen eines 
Schadenersatzanspruches des Werktätigen allein 
an den Eintritt eines Arbeitsunfalles (§ 220 
Abs. 1 AGB) oder einer Berufskrankheit (§ 221 
AGB) gebunden. Für beide Begriffe beinhalten 
die §§ 220 Abs. 1 und 221 AGB eine Legaldefini¬ 
tion, die die Rechtsanwendung wesentlich erleich¬ 
tert. Danach ist ein Arbeitsunfall eine Verletzung 
eines Werktätigen im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsprozeß. Die Verletzung muß durch ein 
plötzliches, von außen einwirkendes Ereignis her¬ 
vorgerufen worden sein. Die Anerkennung eines 
Unfalls als Arbeitsunfall ist demnach an drei 
Merkmale gebunden, die allesamt vorliegen müs¬ 
sen, damit Schadenersatzansprüche entstehen 
können. Dies sind: 

1. eine Verletzung im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsprozeß 

2. die Plötzlichkeit und 

3. die Verletzung durch ein von außen einwir¬ 
kendes Ereignis. 18 

Die im § 221 AGB enthaltene Definition der 
Berufskrankheit beinhaltet folgende Merkmale, 
die als Voraussetzung für die Anerkennung einer 
Erkrankung als Berufskrankheit zu prüfen sind: 

1. Es muß sich um eine Erkrankung handeln, die 
durch arbeitsbedingte Einflüsse bei der Aus¬ 
übung bestimmter beruflicher Tätigkeiten 
bzw. Arbeitsaufgaben hervorgerufen wird. 

2. Diese Erkrankung muß in der Liste der Be¬ 
rufskrankheiten genannt sein. 

Gegenwärtig sind die anerkannten Berufs¬ 
krankheiten in der Anlage zur 1. DB zur VO über 
die Verhütung, Meldung und Begutachtung von 
Berufskrankheiten - Liste der Berufskrankheiten 
vom 21. 4. 1981 (GBl. I Nr. 12 S. 139) zusam¬ 
mengefaßt. 19 Die Entscheidung, ob ein Ar¬ 
beitsunfall bzw. eine Berufskrankheit vorliegt, 
trifft die Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. die 
Verwaltung der Sozialversicherung beim Kreis¬ 
vorstand des Freien Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes (§ 222 AGB). Gegen die Entscheidung ist 
ein Einspruch seitens des Werktätigen bei den Or¬ 
ganen zur Entscheidung von Streitfällen auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten möglich. Das Verfahren und die Ein¬ 
spruchsfrist sind den §§ 302 und 303 AGB zu ent¬ 
nehmen. Ein eventuelles Verschulden des Betrie¬ 
bes bzw. eine Pflichtverletzung auf dem Gebiet 
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes seitens des 
Betriebes gehören nicht zu den Tatbestands¬ 
merkmalen über die Schadenersatzleistungen des 
Betriebes bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit. 


Eine Prüfung ist demzufolge in diesem Zusam¬ 
menhang nicht notwendig. Sie ist dann erforder¬ 
lich, wenn es darauf ankommt, die Ursachen be¬ 
stimmter Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
aufzudecken, um sie zu beseitigen. 


2 . 2 . 

Umfang 

2 . 2 . 1 . 

Die Elemente des Schadenersatzes 
Liegen die Voraussetzungen für den Schadener¬ 
satz (Arbeitsunfall oder Berufskrankheit) vor, 
dann hat der Werktätige einen Schadenersatzan¬ 
spruch für den Schaden, der über die Sach- und 
Geldleistungen der Sozialversicherung der Arbei¬ 
ter und Angestellten gemäß § 285 AGB hinaus 
eingetreten ist. 

Dieser Schadenersatzanspruch umfaßt gemäß 
§ 268 Abs. 1 Buchstabe 

a) die entgangenen und noch entgehenden auf 
Arbeit beruhenden Einkünfte einschließlich 
der Minderung des Rentenanspruches, 

b) die notwendigen Mehraufwendungen, insbe¬ 
sondere zur Wiederherstellung der Gesund¬ 
heit und Arbeitsfähigkeit und zur Teilnahme 
am Arbeitsprozeß und am gesellschaftlichen 
Leben, sowie 

c) den Sachschaden. 

2 . 2 . 2 . 

Die entgangenen und noch entgehenden 
auf Arbeit beruhenden Einkünfte 

Der Begriff „auf Arbeit beruhende Einkünfte“ ist 
weder mit den Begriffen Durchschnittslohn 20 bzw. 


18 Vgl. Kapitel X. 

19 Vgl. auch VO über die Verhütung, Meldung und 
Begutachtung von Berufskrankheiten vom 
26. 2. 1981, GBl. I Nr. 12 S. 137. 

20 Zum Begriff Durchschnittslohn vgl. die z. Z. gel¬ 
tende VO vom 21, 12. 1961 über die Berechnung 
des Durchschnittsverdienstes und über die Lohnzah¬ 
lung, GBl. II Nr. 83 S. 551; Ber. GBl. II 1962 Nr. 2 
S. 11, i. d. F. der 2. VO vom 27. 7. 1967, GBl. II 
Nr. 73 S. 511, Ber. GBl. II Nr. 118 S. 836. 

Zum Beispiel werden Lohn und Zuschläge für Über¬ 
stundenarbeit und die Vergütung der Arbeitsbereit¬ 
schaft nicht vom Durchschnittslohn erfaßt (vgl. § 3 
Abs. 2 Buchst, a o. g. VO), sie sind jedoch Bestand¬ 
teil der auf Arbeit beruhenden Einkünfte. 


24 Arbeitsrecht Lehrbuch 
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Nettodurchschnittsverdienst 21 noch mit dem Ar¬ 
beitseinkommen 22 des Werktätigen aus dem be¬ 
stehenden Arbeitsrechtsverhältnis identisch. Er 
bildet eine eigenständige Kategorie des sozialisti¬ 
schen Arbeitsrechts, die demzufolge unabhängig 
von den obengenannten Begriffen zu interpretie¬ 
ren ist. In Abhängigkeit von 

— der Arbeit, die der Werktätige gelegentlich 
oder mit einer gewissen Regelmäßigkeit inner¬ 
halb und außerhalb von Arbeitsrechtsverhält¬ 
nissen leistet, 

v, — der Dauer der Arbeitsunfähigkeit bzw. vermin¬ 
derten Arbeitsfähigkeit infolge Arbeitsunfall 
oder Berufskrankheit, 

— einer u. U. erforderlichen Invalidisierung, 

— den Leistungen der Sozialversicherung oder 
anderen anrechnungspflichtigen Leistungen 
(vgl. § 268 Abs. 2 Satz 1 AGB) sowie 

— den Einkünften, die der Werktätige aufgrund 
zumutbarer Arbeit erhält oder trotz Zumut¬ 
barkeit zu verdienen unterläßt (vgl. § 268 
Abs. 2 Satz 2 AGB) 

werden die Anteile der entgangenen und noch ent¬ 
gehenden auf Arbeit beruhenden Einkünfte, die in 
jeweiliger Höhe einen Schadenersatzanspruch be¬ 
gründen, vielfach und von Sachverhalt zu Sach¬ 
verhaltvariieren, ermittelt. Der Schadenersatzlei¬ 
stung geht demzufolge eine gewissenhafte Ermitt¬ 
lung der durch den Arbeitsunfall bzw. die Berufs¬ 
krankheit tatsächlich entgangenen bzw. noch ent¬ 
gehenden auf Arbeit beruhenden Einkünfte vor¬ 
aus. Im Sinne des Begriffes der auf Arbeit beru¬ 
henden Einkünfte sind nicht nur der Lohn, Lohn¬ 
zuschläge und Ausgleichzahlungen, die der Werk¬ 
tätige in Abhängigkeit von der vereinbarten Ar¬ 
beitsaufgabe und der erbrachten Arbeitsleistung 
erhalten haben würde, als Schaden zu betrachten. 
Er schließt vielmehr auch diejenigen entgangenen 
Einkommen ein, die der Werktätige bei Nichtein¬ 
tritt des Arbeitsunfalles bzw. der Berufskrankheit 
im Rahmen des rechtlich Zulässigen, aufgrund 
von Arbeitsleistungen außerhalb des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses erworben haben würde. Der 
Schadenersatzanspruch auf entgangene und noch 
entgehende auf Arbeit beruhende Einkünfte 
schließt somit alle Einkünfte ein, die der Werktä¬ 
tige aufgrund arbeitsrechtlicher, zivilrechtlicher 23 
und anderer Rechtsvorschriften durch Arbeitslei¬ 
stung erzielt haben würde, wenn der Arbeitsunfall 
bzw. die Berufskrankheit nicht eingetreten wäre. 
Unter dem Begriff auf Arbeit beruhende Ein¬ 
künfte sind demzufolge sowohl der Durchschnitts¬ 
lohn sowie davon nicht erfaßte Bestandteile des 


Arbeitseinkommens, wie entgangene Erfüllungs¬ 
prämien einschließlich der Jahresendprämie und 
Jubiläumsprämien, Vergütungen aus Erfinder¬ 
und Neuerertätigkeit als auch Einkünfte aus frei¬ 
williger zusätzlicher Arbeit, einschließlich ne¬ 
benberuflicher Tätigkeit (z. B. als Dozent bzw. 
Autor) sowie Vergütungen oder Entschädigungen 
für ehrenamtliche Tätigkeit zu fassen. 24 

Für die Einbeziehung solcher entgangener, auf 
Arbeit beruhender Einkünfte in die Schadener¬ 
satzleistung des Betriebes ist es unerheblich, ob sie 
der Werktätige 

- einmalig, 

- gelegentlich oder 

- mit gewisser Regelmäßigkeit 

erworben hätte; erheblich sind diese Faktoren je- 


21 Der Nettodurchschnittsverdienst ist ein Begriff des 
Sozialversicherungsrechts der DDR, vgl. § 69 der 
VO zur Sozialpflichtversicherung der Arbeiter und 
Angestellten - SVO - vom 17. 11. 1977, GBl. I 
Nr. 35 S. 373. Er ist umfassender als der Begriff des 
Durchschnittslohnes, Leistungen, die die Sozialver¬ 
sicherung auf seiner Grundlage erbringt, sind auf die 
Schadenersatzleistung des Betriebes anzurechnen 
(§ 268 Abs. 2 AGB). 

22 Zum Arbeitseinkommen der Werktätigen gehören: 

1. Die Arbeitsvergütung, die sich aus der Lohnzah¬ 
lung (Tariflohn, Mehrleistungslohn, Leistungs¬ 
zuschlägen und Lohnzuschlägen) sowie den 
Prämien (Jahresendprämie, auftragsgebundene 
Prämien, Initiativprämien sowie Zielprämien) 
zusammensetzt; 

2. Die Ausgleichszahlungen, die z. B. bei Nichter¬ 
füllung der Arbeitsnormen (§ 110 AGB), bei 
Arbeitsausfall (§§ 113-115 AGB), der Freistel¬ 
lung (§§ 182-184 und 186-188 AGB) gezahlt 
werden, sowie das Überbrückungsgeld (§ 121 
AGB); 

3. Die Entschädigungszahlungen wie Aufwands¬ 
entschädigung, Tage- und Wegegeld, Reiseko¬ 
sten, Werkzeuggeld, Bekleidungsgeld, Heim¬ 
arbeiterzuschläge usw.); 

4. Sonstige Zahlungen wie Jubiläumsprämien, Bü¬ 
chergeld, einmalige Unterstützungen usw. 

Die hierin enthaltenen Entschädigungszahlungen 
sowie einige andere darin enthaltene Geldleistun¬ 
gen des Betriebes sind im Regelfall aus den Scha¬ 
denersatzleistungen auszuschließen. Wenn die Ar¬ 
beitsleistung infolge von Arbeitsunfall und Berufs¬ 
krankheit nicht erbracht wurde, konnten dafür auch 
keine Aufwendungen gemacht werden. 

23 Vgl. R. Uhlmann, a. a. O., S. 76. 

24 Vgl. G. Kirschner, Schadenersatzleistungen des Be¬ 
triebes, NJ,. 1978/1, S. 14 und G. Kirmse, a. a. O., 

5. 42 ff. 
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doch für den Umfang der Schadenersatzansprü¬ 
che. 

Davon ausgehend ist folgende Begriffsbestim¬ 
mung möglich: 

Zu den auf Arbeit beruhenden Einkünften im 
Sinne des § 268 Abs. 1 AGB zählen alle, den indi¬ 
viduellen Lebensstandard prägenden Einkünfte, 
die der Werktätige durch Arbeitsleistung inner¬ 
halb und außerhalb eines Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
ses in Übereinstimmung mit bestehenden Rechts¬ 
vorschriften einmalig, gelegentlich oder mit ge¬ 
wisser Regelmäßigkeit erwerben würde, jedoch 
infolge von Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit 
nicht erwerben kann. 25 

Zu den auf Arbeit beruhenden Einkünften zählen 
nicht: 

- Entschädigungszahlungen (§ 122 AGB) der ver¬ 
schiedensten Art, die sich aus dem Reisekosten¬ 
recht bzw. rahmenkollektiwertraglichen Rege¬ 
lungen ergeben, 

- Trinkgelder, die branchenüblich an Werktätige 
gezahlt werden, 

- Einnahmen aus Vermietungen, 

- Einkaufsberechtigungen, Preis- oder Steuerer¬ 
mäßigungen und ähnliche Vergünstigungen aus 
dem Arbeitsrechtsverhältnis, soweit es sich nicht 
um Deputate handelt. 26 

Hinsichtlich des' Schadenersatzanspruches des 
Werktätigen gegen den Betrieb werden die Lei¬ 
stungen der Sozialversicherung, Leistungen aus 
der zusätzlichen Altersversorgung der Intelligenz 
und aus sonstigen Versorgungen angerechnet, die 
der Werktätige im Zusammenhang mit dem Ar¬ 
beitsunfall bzw. der Berufskrankheit erhält (§ 268 
Abs. 2 AGB). Daraus ist zu entnehmen, daß die 
entgangenen bzw. noch entgehenden auf Arbeit 
beruhenden Einkünfte aus dem Arbeitsrechts¬ 
verhältnis (in der Regel der Durchschnittslohn, 
Teile davon, aber auch vom Durchschnittslohn 
nicht erfaßte Bestandteile des Arbeitseinkom¬ 
mens) erst dann Bestandteil der betrieblichen 
Schadenersatzleistung werden, wenn 
-•sie durch Leistungen der Sozialversicherung 
(Krankengeld in Höhe des Nettodurchschnitts¬ 
verdienstes) nicht voll abgedeckt werden (vgl. 
§ 285 AGB i. Verb. m. § 69 SVO), bzw. wenn 

— diese Leistungen der Sozialversicherung nach 
der 78. Woche auslaufen (vgl. § 27 i. Verb. m. 
§ 32 SVO) und 

- sie von den für zumutbare Arbeit erhaltenen 
oder trotz Zumutbarkeit zu verdienen unter¬ 
lassenen Einkünften nicht abgedeckt werden 
(vgl. § 268 Abs. 2 Satz 2 AGB). 


Diese Regelung verfolgt konsequent den 
Grundsatz, daß der Werktätige stets im Umfang 
des tatsächlichen Schadens, der durch Arbeitsun¬ 
fall bzw. Berufskrankheit hervorgerufen wurde, 
zu entschädigen ist und ihm, sofern dafür Voraus¬ 
setzungen bestehen, in bestimmtem Umfang 
Pflichten zur Schadensminderung wie beispiels¬ 
weise durch berufliche Rehabilitation, den Ab¬ 
schluß eines Qualifizierungs-, Änderungs- bzw. 
Überleitungsvertrages zugemutet werden kön¬ 
nen. Die durch Arbeitsunfähigkeit wegen Ar¬ 
beitsunfall bzw. Berufskrankheit geminderten 
Rentenansprüche gehen in den Schadenersatzan¬ 
spruch mit ein. Schaden in Form geminderter 
Rentenansprüche kann allerdings erst dann ein- 
treten, wenn überhaupt Voraussetzungen für ei¬ 
nen Rentenanspruch gegeben sind. Dabei entsteht 
der Schadenersatzanspruch dann, „wenn die 
Summe aller Renten niedriger ist, als die Renten, 
die ohne den Arbeitsunfall bzw. die Berufskrank¬ 
heit gezahlt worden wären. Diese Differenz hat 
der Betrieb durch monatliche Schadenersatzlei¬ 
stungen (Geldrente) auszugleichen.“ 27 

In Abhängigkeit davon, ob dem Werktätigen 
auf Arbeit beruhende Einkünfte einschließlich 
der geminderten Rentenansprüche einmalig oder 
regelmäßig entgehen, ist festzulegen, ob eine ein¬ 
malige Schadenersatzleistung bzw. Schadenersatz 
in Form monatlich wiederkehrender Leistungen 
zu zahlen ist. Einkünfte des Werktätigen aus zu¬ 
sätzlichen Versicherungsverträgen wie z. B. Un¬ 
fall- und Krankentagegeldversicherung dürfen auf 
die Schadenersatzleistung nicht angerechnet wer¬ 
den (§ 268 Abs. 3 AGB). 

Abschließend kann festgestellt werden, daß 
der Werktätige durch diese Gruppe von Schaden¬ 
ersatzleistungen rechtlich so,gestel!t ist, als seien 
seine auf Arbeitsleistung beruhenden Einkünfte 
einschließlich der daraus erwachsenden Renten¬ 
ansprüche durch Arbeitsunfähigkeit infolge von 
Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit nicht ge¬ 
schmälert worden. Arbeitsrechtlich wird damit 
der individuelle soziale Lebensstandard garan¬ 
tiert, der vor dem Schadensfall bestand. 


25 Vgl. zu der gegebenen Definition die Begriffsbe¬ 
stimmung von G. Kirmse, a. a. O., S. 42, die hierfür 
zur Grundlage genommen wurde. 

26 a. a. O., S. 43 ff. 

27 a. a. O., S. 48 
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2.2.3. 

Die notwendigen Mehraufwendungen 
zur Wiederherstellung 
der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit 
sowie zur Teilnahme am Arbeitsprozeß 
und am gesellschaftlichen Leben 
Mit dieser Gruppe von Schadenersatzansprüchen 
werden Mehraufwendungen erfaßt, die der Werk¬ 
tätige zur Wiederherstellung der Gesundheit und 
Arbeitsfähigkeit, zur Teilnahme am Arbeitspro¬ 
zeß und dem gesellschaftlichen Leben notwendig 
erbringen muß, um in gewohnter Weise am Ar¬ 
beitsprozeß, am gesellschaftlichen Leben usw. 
teilnehmen zu können. Das Merkmal der Not- 
.Wendigkeit der Aufwendungen ist ein selbständig 
zu prüfendes Kriterium und für die Entstehung 
entsprechender Ansprüche wesentlich. Notwen¬ 
dig sind Aufwendungen stets dann, wenn die mit 
der Schadenersatzleistung angestrebten Ziele 

— Wiederherstellung der Gesundheit und 'Ar¬ 
beitsfähigkeit sowie 

- Teilnahme am Arbeitsprozeß und am gesell¬ 
schaftlichen Leben ohne diese entweder gar 
nicht oder nur bedingt durchgesetzt werden 
können. 

Damit ist zugleich gesagt, daß für die Berech¬ 
nung dieser Ansprüche, die vor dem Arbeitsunfall 
bzw. der Berufskrankheit erbrachten Aufwen¬ 
dungen des Werktätigen die entscheidende Be¬ 
zugsgröße bilden. Es kann keine pauschale Festle¬ 
gung erfolgen, weil die Werktätigen entsprechend 
ihren individuellen Lebensgewohnheiten, ihrer 
gesellschaftlichen Betätigung, ihren kulturellen 
und geistigen Interessen, Aufwendungen zu die¬ 
sem oder jenem Zweck erbringen. In vielen Fällen 
wird für den Werktätigen auch der Ersatz be¬ 
stimmter Lebensgewohnheiten, Interessen und 
Neigungen infolge des Arbeitsunfalls bzw. der Be¬ 
rufskrankheit durch andere erforderlich. Insofern 
ist eben gleichermaßen von der erlittenen Schädi¬ 
gung wie von den früher bestandenen und nach 
der Schädigung noch vorhandenen Möglichkeiten 
der Teilnahme am Arbeitsprozeß und dem gesell¬ 
schaftlichen Leben bei der Festlegung, Berech¬ 
nung oder Schätzung der notwendigen Mehrauf¬ 
wendungen auszugehen. 

Bedeutsam ist ferner, daß es sich bei den im 
§ 268 Abs. 1 Buchstabe b genannten notwendi¬ 
gen Mehraufwendungen nicht um eine ausschließ¬ 
liche Aufzählung handelt. Somit sind alle weiteren 
Aufwendungen, die der Werktätige notwendi¬ 
gerweise erbringen muß, Gegenstand, eines ent¬ 
sprechenden Schadenersatzanspruches. 


Von Kirschner 28 wurden folgende Gruppen 
von Mehraufwendungen herausgearbeitet: 

,,a) Aufwendungen, für die Wiedereingliederung 
in den Arbeitsprozeß (z. B. Beträge, die der 
Werktätige für seine Qualifizierung und da¬ 
mit für seine weitere Teilnahme am Arbeits¬ 
prozeß ausgibt); 

b) Aufwendungen zur Teilnahme am geistig¬ 
kulturellen Leben (Aufwendungen dieser 
Art lassen sich nur in Abhängigkeit von der 
gesellschaftlichen Stellung des Werktätigen, 
von den Folgen der Gesundheitsbeeinträch¬ 
tigung auf die weitere Lebensgestaltung und 
von den individuellen Interessen des Werktä¬ 
tigen an der weiteren Teilnahme am geistig¬ 
kulturellen Leben bestimmen); 

c) Aufwendungen für die Befriedigung mate¬ 
rieller Bedürfnisse (z. B.-Aufwendungen für 
einen Pfleger, eine Haushaltshilfe, Ausgaben 
für den Mehrverbrauch von Wäsche und Be¬ 
kleidung); 

d) Aufwendungen für die erhöhte Inanspruch¬ 
nahme von Dienstleistungen.“ 

Sofern die Aufwendungen für die weitere 
Teilnahme am gesellschaftlichen und politischen 
Leben nicht schon unter den im Punkt b) genann¬ 
ten Aspekt erfaßt sind, ist eine gesonderte Her¬ 
vorhebung erforderlich. Gleichfalls scheint es ge¬ 
boten, die Aufwendungen zur Wiederherstellung 
der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit besonders 
zu betonen, da der Gesetzgeber mit den Neurege¬ 
lungen des AGB die Schadenersatzansprüche des 
Werktätigen um diesen Anspruch erweiterte. 
Selbstverständlich handelt es sich dabei nur um 
solche Mehraufwendungen, die die von der So¬ 
zialversicherung der Arbeiter und Angestellten 
getragenen Kosten für Geld- und Sachleistungen, 
Arznei-, Heil- und Hilfsmittel, Behandlungen in 
Krankenhäusern, Kuren usw. übersteigen (z. B. 
zusätzliche Kosten, die mit der Rehabilitation ent¬ 
stehen, kosmetische Behandlungen usw.). 

Dazu gehören auch diejenigen Aufwendun¬ 
gen, die die Familienangehörigen des Werktätigen 
für Besuche im Krankenhaus bzw. einer Kurein¬ 
richtung erbringen, wie 

- erlittene Lohnausfälle 

- Fahrkosten usw. 29 


28 Vgl. G. Kirschner, a. a. O., S. 15. 

29 Vgl. Bericht des Präsidiums des OG auf der 3. Ple¬ 
nartagung am 30.8. 1972, Ziff. 2.3.3., in: NJ, 
1972/19 S. 566 sowie G. Kirmse, a. a. O., S. 49. 


372 




Notwendige Mehraufwendungen als Schaden¬ 
ersatzleistungen können ebenfalls als einmalige 
Leistungen (z. B. Ersatz der Kosten für den Um¬ 
bau eines Pkw auf Handbedienung bei Beinampu¬ 
tation) bzw. als regelmäßig wiederkehrende Lei¬ 
stungen auftreten (z. B. Ersatz der Kosten für 
Benzin, Schmierstoffe und Verschleiß am Pkw, 
den der Beinamputierte zur weiteren Teilnahme 
am Arbeitsprozeß und am gesellschaftlichen Le¬ 
ben nutzen muß). 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
daß die vom § 268 Abs. 1 Buchstabe b erfaßten 
Schadenersatzansprüche den Werktätigen so stel¬ 
len, als seien von ihm keine Mehraufwendungen 
für die Wiederherstellung der Gesundheit und 
Arbeitsfähigkeit sowie zur Teilnahme am Ar¬ 
beitsprozeß und am gesellschaftlichen Leben zu 
tragen. 

2.2.4. 

Der Sachschaden 

Die Regelung über den Ersatz des Sachschadens 
bezieht sich auf alle Gegenstände, die vom Werk¬ 
tätigen genutzt werden, unabhängig davon, ob sie 
sein persönliches Eigentum sind oder nicht, sofern 
sie im Zusammenhang mit einem Arbeitsunfall 
beschädigt oder zerstört werden bzw. verloren ge¬ 
hen. Von dieser Regelung wird auch, der Sach¬ 
schaden erfaßt, der an Bekleidung und anderen 
Gegenständen des Werktätigen im Zusammen¬ 
hang mit der Erkrankung an einer Berufskrank¬ 
heit der Gruppe 39 (von Tieren auf den Menschen 
übertragbare Krankheiten) und 40 (Tropen¬ 
krankheiten) entsteht. 30 

Sachschäden können als Totalschäden - Ver¬ 
lust, Zerstörung (nicht behebbare Schäden) - 
oder als Beschädigungen - Beeinträchtigung der 
Gebrauchsfähigkeit (behebbare Schäden) - auf¬ 
treten. Sachschäden sind stets Vermögensschäden. 
Sie sind in Geld berechenbar. Bei Totalschäden ist 
für die Ermittlung der Schadenssumme der jewei¬ 
lige Zeitwert, nicht der Anschaffungswert zu¬ 
grunde zu legen. Wertminderung durch Ver¬ 
schleiß sowie Einnahmen durch Restverwertung 
sind zu berücksichtigen. Bei Beschädigungen er¬ 
gibt sich die Höhe des Schadens aus der Gesamt¬ 
heit der notwendigen Kosten für die Beseitigung 
des Schadens (z. B. Materialkosten, Reparaturko¬ 
sten usw.). Der Werktätige ist durch die Schaden¬ 
ersatzleistung materiell so zu stellen, als wäre das 
schädigende Ereignis nicht eingetreten (vgl. § 337 
Abs. 1 ZGB). „Wird bei Reparatur der Sache de¬ 
ren Wert erhöht (z. B. durch Ersatz bereits wert¬ 


geminderter Teile durch neue), ist der Betrieb in 
diesem Umfang nicht zur Schadenersatzleistung 
verpflichtet;“ 31 er erwirbt einen Rückforderungs¬ 
anspruch in Höhe des Wertzuwachses gegenüber 
dem Werktätigen. 

Im Regelfall wird die Höhe des Sachschadens 
exakt berechenbar sein, ist sie jedoch nur mit ei¬ 
nem nicht vertretbaren Aufwand festzustellen, 
kann der Schaden unter Würdigung aller Um¬ 
stände auch geschätzt werden (vgl. § 336 Abs. 2 
ZGB). Gegen die Anwendung dieses Grundsatzes 
auf die Schadensregulierung zwischen Betrieb und 
Werktätigem dürften auch im außergerichtlichen 
Verfahren (Einigung) keine Bedenken erhoben 
werden. Bei der Durchsetzung dieser Gruppe von 
Schadenersatzansprüchen darf der Betrieb den 
Werktätigen nicht auf von diesem abgeschlossene 
Versicherungsverträge (wie Hausrat- und Kasko¬ 
versicherungen) verweisen, denn gemäß § 268 
Abs. 3 AGB haben Leistungen der Staatlichen 
Versicherung der DDR aus Versicherungsver¬ 
hältnissen zugunsten des Werktätigen oder seiner 
Hinterbliebenen keinen Einfluß auf die Höhe des 
Schadenersatzanspruches. 

Der Begriff des Sachschadens im Sinne des 
§ 268 Abs. 1 Buchstabe c wurde im AGB nicht 
definiert. Inhalt und Umfang lassen sich jedoch 
zweifelsfrei aus der Gesamtheit der Rechtsvor¬ 
schriften •. über die Schadenersatzleistungen des 
Betriebes erschließen. 32 

i 

2.3. 

Der Umfang des Schadenersatzes 
bei Folgeschäden 

Die Konzeption des AGB über die Schadener¬ 
satzleistungen des Betriebes bei Arbeitsunfall 
bzw. Berufskrankheit umfaßt auch Folgeschäden, 
die u. U. beim Werktätigen erst nach Jahren ein- 
treten. Diese Feststellung stützt sich auf die Be¬ 
stimmung des § 267 Abs. 1 AGB, die die Ver¬ 
pflichtung zutp Schadenersatz von der Kausalbe¬ 
ziehung zwischen Arbeitsunfall bzw. Berufs¬ 
krankheit und den dadurch entstandenen Schaden 


30 Vgl. Liste der Berufskrankheiten, Anlage zu 1. DB 
zur VO über die Verhütung, Meldung und Begut¬ 
achtung von Berufskrankheiten - Liste der Berufs¬ 
krankheiten-vom 21. 4. 1981, GBl. INr. 12S. 139. 

31 G. Kirmse, a. a. O., S. 52 

32 Vgl. F. Kunz, „Auf eigene Kosten, auch auf eigene 
Gefahr?“, AuA, 1981/8, S. 365 ff. 
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abhängig macht. Für das Entstehen von Ersatz¬ 
ansprüchen für Folgeschäden ist demnach die 
Feststellung notwendig, daß die Folgeschäden ur¬ 
sächlich auf eine frühere Berufskrankheit bzw. 
einen Arbeitsunfall zurückzuführen sind. Diese 
Kausalität ist entweder vom behandelnden Arzt 
bzw. in komplizierten Fällen von einer Gutachter¬ 
kommission auf der Grundlage der früheren Ent¬ 
scheidung der Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. 
der Verwaltung der Sozialversicherung beim Kreis¬ 
vorstand des FDGB, daß ein Arbeitsunfall oder 
eine Berufskrankheit vorlag, festzustellen. Der 
Umfang des Schadenersatzanspruches umfaßt in 
diesen Fällen erneut alle Ansprüche, die sich aus 
§ 268 Abs. 1 AGB ergeben. 


2.4. 

Der Ausschluß von Schadenersatz¬ 
ansprüchen beim Arbeitsunfall 

Eine Schadenersatzpflicht bei einem Arbeitsun¬ 
fall besteht nicht, wenn der Werktätige trotz ord¬ 
nungsgemäßer Belehrung, Unterweisung und 
Kontrolle aus grober Mißachtung seiner Pflichten 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz diese vorsätz¬ 
lich verletzt, dadurch der Arbeitsunfall herbeige¬ 
führt worden ist und der Betrieb dafür keine Ursa¬ 
che gesetzt hat (§ 267 Abs. 2 AGB). Demnach 
sind Schadenersatzansprüche infolge einer Be¬ 
rufskrankheit nicht ausschließbar. 

An die mit dem § 267 Abs. 2 AGB gegebene 
Möglichkeit, Schadenersatzansprüche auszu- 
schließen, knüpft der Gesetzgeber besonders 
strenge und exakt nachzuweisende Anforde¬ 
rungen. Sie bestehen in folgendem: 

1. Der Werktätige muß vorsätzlich Pflichten des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes verletzt 
haben. 

2. Die Pflichtverletzung muß aus grober Mißach¬ 
tung der bestehenden Anforderungen began¬ 
gen worden sein. 

3. Die grobe Mißachtung der Pflichten und de¬ 
ren vorsätzliche Verletzung muß ursächlich 
für den Arbeitsunfall sein. 

4. Der Betrieb darf keine Ursache für den Ar¬ 
beitsunfall gesetzt haben. 

5. Der Betrieb muß die ordnungsgemäße Beleh¬ 
rung, Unterweisung und Kontrolle des Werk¬ 
tätigen nachweisen. 

Alle 5 genannten Kriterien müssen positiv ent¬ 
schieden werden, damit die Schadenersatzansprü¬ 


che rechtswirksam ausgeschlossen werden kön¬ 
nen. 

Die vorsätzliche Pflichtverletzung im Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutz ' 

Der Begriff des Vorsatzes wurde in § 252 Abs. 4 
AGB definiert. Danach handelt vorsätzlich, wer 
seine Arbeitspflichten bewußt verletzt bzw. das 
sozialistische Eigentum bewußt schädigt oder sich 
mit diesen Folgen seines Handelns bewußt abfin¬ 
det. Das setzt voraus, daß der Werktätige seine 
Pflicht und das damit geforderte Handeln und 
Verhalten kennt, sich aber nicht für, sondern ge¬ 
gen das gebotene Handeln und Verhalten ent¬ 
scheidet und damit seine Pflicht bewußt verletzt. 
Vom Gesetz wird Vorsatz im Hinblick auf die be¬ 
gangene Pflichtverletzung gefordert. Der Vorsatz 
muß sich nicht auch auf den eingetretenen Unfall 
erstrecken. 33 

Des weiteren muß der Werktätige gegen 
Pflichten des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
verstoßen. Eine allgemeine Verletzung von Ar¬ 
beitspflichten, die nicht zugleich auch Pflichten 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sind, erfül¬ 
len dieses Tatbestandsmerkmal nicht. 

Die vorsätzliche Pflichtverletzung aus grober 
Mißachtung bestehender Anforderungen 
Neben der vorsätzlichen Pflichtverletzung im Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutz fordert der Gesetz¬ 
geber das Hinzutreten eines weiteren Tatbe¬ 
standsmerkmals, nämlich die vorsätzliche Verlet¬ 
zung aus grober Mißachtung der obliegenden 
Pflichten. Der Vorsatz als qualifizierendes Merk¬ 
mal allein reicht nicht aus. Es muß „eine erhebli¬ 
che Schuldschwere, d. h. ein besonderes Ausmaß 
der Verantwortungslosigkeit vorliegen. Damit soll 
der Ausschluß der Schadenersatzpflicht auf be¬ 
sonders krasse Fälle beschränkt werden“. 34 

Eine solche grobe Mißachtung liegt beispiels¬ 
weise vor, wenn 

- sich der Werktätige Erziehungsbemühungen 
zur Einhaltung der Pflichten im Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz hartnäckig widersetzt; 

- der Werktätige auf das Gefahrvolle seiner 
Pflichtverletzung hingewiesen wurde und sie 
dennoch wiederholt; 

- sicherheitstechnische Einrichtungen zerstört 
werden. 3 . 5 

33 Vgl. R. Sander, „Ausschluß der Schadenersatz¬ 
pflicht des Betriebes bei ArbeitsunfällGn“, AuA, 
1978/2, S. 93. 

34 a. a. O., S. 94 

35 Diese Kriterien wurden von R. Sander, ebenda, her¬ 
ausgearbeitet. 
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V 


Sie liegt auch dänn vor, 

- wenn der Werktätige das Tragen von Körper¬ 
schutzmitteln unterläßt (vgl. § 206 AGB), 

- vorhandene Sicherheitstechniken nicht benutzt 
werden usw. 

Zur Ursächlichkeit der vorsätzlichen Pflichtver¬ 
letzung für den eingetretenen Arbeitsunfall 
Der Arbeitsunfall muß die kausale Folge der vor¬ 
sätzlichen Pflichtverletzung aus grober Mißach¬ 
tung sein. Das heißt, die Pflichtverletzung muß mit 
Notwendigkeit den Arbeitsunfall hervorgebracht 
haben. Die Pflichtverletzung muß dabei Hauptur¬ 
sache sein. 

Hauptursache wäre eine Pflichtverletzung dann, 
wenn der Werktätige beim Schleifen eines Meißels 
keine Schutzbrille trägt und sich dadurch eine Au¬ 
genverletzung zuzieht; Nebenursache wäre das 
Nichttragen der Schutzbrille, wenn durch die innere 
Beschaffenheit der Schleifscheibe diese durch die 
gegebenen Fliehkräfte zerbirst und der Werktätige 
dadurch eine Augenverletzung erleidet. 

Die Haupt- und Nebenursachen sind von den 
Bedingungen zu unterscheiden, sie bilden beson¬ 
dere Formen der Bedingungen. 36 

Die Konstruktion des § 267 Abs. 2 AGB be¬ 
rücksichtigt die Tatsache, daß der Betrieb in un¬ 
terschiedlicher Weise Ursachen für den Eintritt 
eines Arbeitsunfalles setzen kann. Das kann zu¬ 
nächst dadurch geschehen, daß 

- die geforderte Arbeitssicherheit nicht gewähr¬ 
leistet wurde (vgl. § 205 Abs. 1 AGB) bzw. 

- die Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Ar¬ 
beitsstätten nicht überprüft wurden und sie sich 
deshalb nicht in dem geforderten technischen 
Zustand befanden (vgl. § 205 Abs. 3 AGB). 

Ursachen für den Eintritt eines Arbeitsunfalls 
können aber auch durch 

- mangelhafte Arbeitsorganisation, Anleitung 
und Kontrolle, 

- Arbeitspflichtverletzungen von Betriebsange¬ 
hörigen bzw. 

- Erteilung von Arbeitsaufträgen gesetzt werden, 
die nur durch Außerkraftsetzen von sicherheits¬ 
technischen Einrichtungen ausführbar sind. 

Schadenersatzleistungen können demzufolge 
nur dann ausgeschlossen werden, wenn allein die 
vorsätzliche Pflichtverletzung des Werktätigen als 
Unfallursache anzusehen ist. Hat der Betrieb sei¬ 
nerseits Ursachen gesetzt, bleibt er schadener¬ 
satzpflichtig. 


Ordnungsgemäße Belehrung, Unterweisung und 
Kontrolle seitens des Betriebes 
Dieses Tatbestandsmerkmal soll den Betrieb zu 
einer regelmäßigen und disziplinierten Arbeit mit 
den Werktätigen auf dem Gebiet des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes veranlassen. Die Belehrun¬ 
gen und die Kontrolle über die Einhaltung des in 
den Belehrungen Vorgetragenen bzw. Demon¬ 
strierten, sind wesentliche Bestandteile einer sol¬ 
chen Arbeit. 

Wurden die Belehrungen in dem vom Gesetz 
festgelegten Umfang durchgeführt, dann erfüllen 
sie auch das Merkmal der ordnungsgemäßen Be¬ 
lehrung gemäß § 267 Abs. 2 AGB. Das AGB 
nennt die Belehrung und Unterweisung als ne¬ 
beneinanderstehende Begriffe, fordert damit aber 
nicht zweierlei. Damit wird lediglich der Tatsache 
Rechnung getragen, daß die Belehrung sowohl 
durch theoretischen Unterricht als auch durch 
praktische Vorführungen, Demonstrationen und 
Unterweisungen erfolgen kann. „Keinesfalls ist 
mit der Formulierung des § 267 Abs. 2 AGB be¬ 
absichtigt, daß der Betrieb erstens die ordnungs¬ 
gemäße Belehrung und zweitens die ordnungs¬ 
gemäße Unterweisung nachzuweisen hat. Viel¬ 
mehr sind Belehrung und Unterweisung iden¬ 
tisch.“ 37 Ordnungsgemäß ist die Belehrung und 
Unterweisung dann, wenn die gegebenen oder 
möglichen Gefahrenmomente unmißverständlich 
aufgezeigt wurden. 

Schließlich hat der Betrieb die ordnungsgemäße 
Kontrolle der Werktätigen bei der Verwirkli¬ 
chung ihrer Pflichten im Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz nachzuweisen. Diese Kontrollpflicht 
erfüllt der Betrieb, dann, wenn er entsprechend 
den bestehenden Schwerpunkten im Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutz in vertretbaren Zeitab¬ 
ständen regelmäßige Kontrollen durchführt. Ord¬ 
nungsgemäße Kontrolle erfordert deshalb nicht 
die Kontrolle aller Arbeitsverrichtungen im Hin¬ 
blick auf die Einhaltung der Gesundheits- und 
Arbeitsschutzvorschriften. „Grundsätzlich kön¬ 
nen die Leiter und leitenden Mitarbeiter darauf 
vertrauen, daß die Werktätigen ihrer Verantwor¬ 
tungsbereiche die ihnen übertragenen Aufgaben 
entsprechend ihren Kenntnissen, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten und den ihnen erteilten Weisungen 
erfüllen.“ 38 


36 Vgl. dazu Kleines politisches Wörterbuch, Berlin 
1967, S. 661. 

37 R. Sander, a. a. O., S. 94. 

38 ebenda 
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In Anbetracht der strengen Anforderungen an 
den Ausschluß der Schadenersatzansprüche bei 
einem Arbeitsunfall dürfte eine solche Entschei¬ 
dung seitens des Betriebes nur gerechtfertigt sein, 
wenn sie lückenlos begründbar ist und keinerlei 
Zweifel am Hergang des Unfalls bestehen. Ein 
Ausschluß der Schadenersatzpflicht bei Arbeits¬ 
unfall gemäß § 270 Abs. 2 AGB ist nicht möglich. 

In zwei weiteren Fällen entfallen Schadener¬ 
satzansprüche automatisch: 

1. Liegen Unfälle vor, die hinsichtlich der Lei¬ 
stungen der Sozialversicherung dem Arbeits¬ 
unfall gleichgestellt sind (Wegeunfall, Unfälle 
bei organisierten gesellschaftlichen, kulturel¬ 
len oder sportlichen Tätigkeiten, dann entfal¬ 
len Schadenersatzansprüche. Diese Ausle¬ 
gung ergibt sich unmittelbar aus § 267 Abs. 1 
AGB, der Schadenersatzansprüche ausdrück¬ 
lich an das Vorhandensein eines Arbeitsünfal- 
les gemäß § 220 Abs. 1 AGB bzw. einer Be¬ 
rufskrankheit gemäß § 220 AGB bindet. In 
diesen Fällen besteht demnach Anspruch auf 
Leistungen der Sozialversicherung in Höhe 
des Nettodurchschnittsverdienstes gemäß 
§ 285 AGB. Eine Ausnahme bilden die 
während der Ausübung des Dienstes bei den 
bewaffneten Organen bzw. der Zollverwal¬ 
tung der DDR erlittenen Körper- und Ge¬ 
sundheitsschäden. Sie werden wie Folgeschä¬ 
den eines Arbeitsunfalles bzw. einer Berufs¬ 
krankheit behandelt (vgl. § 220 Abs. 4 AGB). 

2. Die außergewöhnliche Gefährdung, die Al¬ 
koholgenuß für die Arbeitssicherheit mit sich 
bringt, erfordert besondere Rechtsvorschrif¬ 
ten, die den Werktätigen veranlassen, den Al¬ 
koholgenuß in der entsprechenden Zeit vor 
bzw. während der Arbeitszeit zu unterlassen. 
Paragraph 220 Abs. 5 AGB legt deshalb fest, 
daß ein Unfall, als dessen Ursache Alkohol¬ 
mißbrauch des Werktätigen festgestellt wird, 
nicht als Arbeitsunfall gilt. 


2 . 5 . 

Schadenersatzansprüche 
der Hinterbliebenen beim Tod 
des Werktätigen infolge Arbeitsunfall 
bzw. Berufskrankheit 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten mit Todes¬ 
folge gehören zu den Ausnahmeerscheinungen im 
sozialistischen Arbeitsprozeß. Ihre Anzahl wurde 


und wird auf Grund komplexer Maßnahmen, die 
unter anderem auch eine arbeitsrechtliche Ausge¬ 
staltung erfahren haben, ständig zurückgedrängt. 
Tritt infolge eines Arbeitsunfalles oder einer Be¬ 
rufskrankheit der Tod eines Werktätigen ein, ist 
der Betrieb verpflichtet, den Hinterbliebenen den 
durch Verlust des gesetzlichen Unterhaltsan¬ 
spruchs entstandenen Schaden zu ersetzen. Der 
Betrieb hat die Bestattungskosten zu tragen 
(§ 269 Abs. 1 AGB). Zu dem arbeitsrechtlichen 
Begriff der Hinterbliebenen gehören alle Perso¬ 
nen, denen der Werktätige nach familienrechtli¬ 
chen Normen gesetzlich unterhaltsverpflichtet 
war bzw. gewesen wäre. Dazu können gehören: 

- der Ehegatte; 

- der geschiedene Ehegatte bei Vorliegen einer 
gerichtlichen Unterhaltsentscheidung; 

- leibliche und an Kindesstatt angenommene Kin¬ 
der bis zur wirtschaftlichen Selbständigkeit; 

- volljährige Kinder, die infolge körperlicher und 
geistiger Gebrechen eine wirtschaftliche Selb¬ 
ständigkeit nicht erwerben können bzw. verlie¬ 
ren; 

- Enkel; 

- Eltern bzw. Elternteile und 

- Großeltern bzw. Großelternteile. 39 

Für die Inanspruchnahme der Schadenersatz¬ 
leistungen der Hinterbliebenen aus § 269 AGB ist 
es unerheblich, ob der gesetzliche Unterhaltsan¬ 
spruch schon vor dem Tod des Werktätigen be¬ 
stand, oder ob er erst danach entstanden ist (z. B. 
steht dem nach dem Todesfall geborenen Kind des 
Werktätigen für den weggefallenen Unterhaltsan¬ 
spruch ein Anspruch auf Schadenersatz zu). 40 Die 
unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen bzw. de¬ 
ren juristische Vertreter können nur die in § 269 
Abs.-1 Satz 1 AGB festgelegten Schadenersatz¬ 
ansprüche geltend machen, dahingegen können 
die erbberechtigten Hinterbliebenen auch An¬ 
sprüche aus § 268 Abs. 1 Buchst, a bis c AGB ein¬ 
fordern, die vor dem Tode des Werktätigen ent¬ 
standen waren. 

Höhe und Dauer des Schadenersatzanspru¬ 
ches der Hinterbliebenen sind ebenfalls an die fa¬ 
milienrechtlichen Grundsätze gebunden. > 

Die Bestattungskosten „richten sich nach den 
örtlichen Bedingungen, Möglichkeiten und Ge¬ 
pflogenheiten. Zu den Bestattungskosten gehören 


39 Vgl. Familienrecht, Lehrbuch, Berlin 1972, 
Kap. VII, S. 330 ff. sowie §§ 17 ff., 25 ff., 29 ff. Und 
81 ff. FGB. 

40 Vgl. G. Kirschner, a. a. O., S. 15. 
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nicht nur die mit der Erd- oder Feuerbestattung 
verbundenen Kosten, sondern auch die Kosten für 
Trauerkleidung, für eine übliche und angemes¬ 
sene Traueranzeige u. ä.; Kosten für die ständige 
Grabpflege zählen dagegen nicht zu den Bestat¬ 
tungskosten.“ 41 

Auf den Umfang des Schadenersatzes finden 
die Bestimmungen der §§ 267 Abs. 2 und 268 
Abs. 2 und 3 AGB entsprechende Anwendung, 
d. h., 

- der Unterhalts-Schadenersatz kann ausge¬ 
schlossen werden, wenn die gesetzlich gefor¬ 
derten Bedingungen dafür vorliegen (vgl. 
Abschn. 2.4.); 

- die Leistungen der Sozialversicherung, Lei¬ 
stungen aus der zusätzlichen Altersversorgung 
der Intelligenz und aus sonstigen Versorgungen 
sind den anspruchsberechtigten Hinterbliebe¬ 
nen anzurechnen; 

- anzurechnen ist ferner, was der Hinterbliebene 
auf Grund ihm zumutbarer Arbeit erhält oder 
trotz Zumutbarkeit zu verdienen unterläßt. 

Der Anspruch auf Schadenersatz ist vom-Un- 
terhaltsberechtigten beim Betrieb geltend zu ma¬ 
chen. Wird die Schadenersatzleistung durch den 
Betrieb versagt, kann Klage beim Kreisgericht er¬ 
hoben werden. Die Konfliktkommission ist nicht 
zuständig. 42 


3 . 

Schadenersatzleistungen 

bei Pflichtverletzungen des Betriebes 

aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 

3 . 1 . 

Voraussetzungen 

Das Anliegen dieser Bestimmung ist der Ersatz 
des Schadens, den der Werktätige durch Pflicht¬ 
verletzung des Betriebes aus der Vorbereitung des 
Arbeitsvertrages, der Verwirklichung des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses bzw. dessen Beendigung 
erleidet. Mit der Bestimmung des § 270 Abs. 1 
AGB sollen Störungen bei der Verwirklichung des 
Prinzips der Verteilung nach der Arbeitsleistung 
ausgeschlossen, die Wahrung der Sorgfaltspflich¬ 
ten bei der Vorbereitung von Arbeitsrechtsver¬ 
hältnissen stimuliert und das verfassungsmäßige 


Recht auf Schutz der Gesundheit und des persön¬ 
lichen Eigentums während des Bestehens des Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses einschließlich der Been¬ 
digung durchgesetzt werden. Für den Ersatz des 
entgangenen Verdienstes bei einer rechtskräfti¬ 
gen Aufhebung eines Änderungs- bzw. Aufhe¬ 
bungsvertrages, einer Vereinbarung über die Auf¬ 
lösung des Arbeitsvertrages im Überleitungsver¬ 
trag, einer fristgemäßen Kündigung bzw. fristlo¬ 
sen Entlassung ist § 60 Abs. 3 AGB anstelle des 
§ 270 Abs. 1 AGB anzuwenden. 

Die Schadenersatzpflicht des Betriebes gemäß 
§ 270 Abs. 1 AGB tritt ein, wenn folgende Vor¬ 
aussetzungen vorliegen: 

- Der Betrieb muß Pflichten aus dem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis bzw. bei der Vorbereitung des 
Arbeitsvertrages verletzt haben. 

- Dem Werktätigen muß ein Schaden entstanden 
sein. 

— Die Verletzung bzw. Nichterfüllung der be¬ 
trieblichen Pflichten aus dem Arbeitsrechts¬ 
verhältnis muß ursächlich für den beim Werktä¬ 
tigen eingetretenen Schaden sein. 

Eine sogenannte objektive Pflichtverletzung 
ist ausreichend, um Schadenersatzansprüche ent¬ 
stehen zu lassen, sofern die übrigen Vorausset¬ 
zungen ebenfalls gegeben sind. Daraus folgt, daß 
auch nicht schuldhaft begangene Arbeitspflicht¬ 
verletzungen von Werktätigen (Notstand, Notwehr, 
Pflichtenkollision usw.) zur Schadenersatzlei¬ 
stung des Betriebes führen, sofern dadurch ande¬ 
ren Werktätigen Schaden zugefügt wurde und ein 
Ausschluß des Schadenersatzanspruchs gemäß 
§ 270 Abs. 2 AGB nicht möglich ist. 

3 . 1 . 1 . 

Pflichtverletzungen 

aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 

Die Konzeption des § 270 Abs. 1 AGB ist nicht 
von der Absicht getragen, den Betrieb als juristi¬ 
sche Person generell für die von Betriebsangehö¬ 
rigen begangenen, allgemeinen Rechtspflichtver- 
ietzungen materiell einstehen zu lassen, wenn da¬ 
durch anderen Betriebsangehörigen Sohaden zu¬ 
gefügt wurde. 

Daher ist auch 

— die Entstehung von arbeitsrechlichen Schaden¬ 
ersatzansprüchen des Werktätigen gegenüber 
dem Betrieb ausdrücklich auf Fälle von Pflicht- 


41 ebenda 

42 Vgl. § 1 Abs. 1 Ziff. 2 der 1. DB zur ZPO vom 
25. 10. 1977, GBl. I Nr. 32 S. 349. 
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Verletzungen aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 
. reduziert worden und 

— die Gewährleistung eines weitergehenden 
Schutzes vor Schadenszufügungen, die sachlich, 
räumlich und zeitlich nicht im Zusammenhang 
mit dem Arbeitsrechtsverhältnis des Schadens¬ 
verursachers stehen, Ayfgabe des sozialisti¬ 
schen Zivilrechts. 43 

Die Prüfung, ob der Betrieb Pflichten aus dem 
Arbeitsrechtsverhältnis bzw. dessen Vorbereitung 
verletzt hat, ist grundsätzlich von der Beantwor¬ 
tung zweier Fragen abhängig: , 

1. Was sind Pflichten des Betriebes aus dem Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis und wodurch werden sie 
sachlich bzw. inhaltlich begrenzt? 

2. Wessen Handlungen können und müssen in 
welchem Umfang als Pflichtverletzungen des 
Betriebes gewertet werden? 

Die Pflichten, die der Betrieb im Arbeits¬ 
rechtsverhältnis dem Werktätigen gegenüber zu 
erfüllen hat, ergeben sich: 

a) aus den normativen Rechtsakten des sozialisti¬ 
schen Staates (z. B. der Verfassung, dem AGB 
und weiteren Rechtsvorschriften arbeitsrecht¬ 
lichen Charakters) und 

b) dem Arbeitsrechtsverwirklichungsprozeß 44 
(z. B. aus den in diesem Zusammenhang ge¬ 
schaffenen kollektivvertraglichen Vereinba¬ 
rungen, aus den auf der Grundlage des § 12 
AGB vom Betriebsleiter gemeinsam mit der 
Betriebsgewerkschaftsleitung getroffenen be¬ 
trieblichen Regelungen, 45 aus den Vereinba¬ 
rungen in arbeitsrechtlichen Verträgen zwi¬ 
schen Betrieb und Werktätigen sowie aus Ver¬ 
fügungen und Weisungen des Einzelleiters). 
Pflichten des Betriebes aus dem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis finden demzufolge ihre inhaltli¬ 
che Begrenzung und Abgrenzung zu anderen 
Rechtspflichten durch die normativen Rechtsakte 
des sozialistischen Staates mit arbeitsrechtlichem 
Charakter und den sich ausschließlich auf dieser 
Grundlage vollziehenden Rechtsverwirkli¬ 
chungsprozeß. Darin sind die Pflichten, die die 
Werktätigen des Betriebes in Erfüllung ihrer Ar¬ 
beitsaufgaben wahrzunehmen haben und die in 
Funktionsplänen oder in anderer geeigneter Form 
schriftlich festgelegt wurden, eingeschlossen. Das 
heißt Pflichten, die Betriebsangehörige innerhalb 
ihrer Arbeitsaufgabe als Teil der betrieblichen 
Gesamtarbeit wahrzunehmen haben, sind stets 
auch als Pflichten des Betriebes aus dem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis zu beurteilen. 


Zwei Beispiele sollen die hier vorgenommene Ab¬ 
grenzung verdeutlichen: 

1. Ein Betriebsschlosser verursacht beim Aus¬ 
wechseln der Heizkörper in den Umkleideräu¬ 
men durch Unachtsamkeit beim Elektroschwei¬ 
ßen Brandflecke auf der Lederjacke eines Kolle¬ 
gen, der nach Schichtende gerade den Betrieb 
verlassen will. Der Schlosser handelt in Erfül¬ 
lfing seiner Arbeitsaufgabe und eines ihm über¬ 
tragenen Arbeitsauftrages. Für die von ihm be¬ 
gangene Arbeitspflichtverletzung hat der Be¬ 
trieb gemäß § 270 Abs. 1 AGB einzustehen. Es 
handelt sich dem geschädigten Werktätigen ge¬ 
genüber um eine Pflichtverletzung des Betriebes 
aus dem Arbeitsrechtsverhältnis. 

2. Das zur Durchführung der Heizungsreparatur in 
den Umkleideräumen befindliche Elektro- 
schweißgerät erweckt die Neugier eines Kolle¬ 
gen, der sich zum Arbeitsbeginn gerade umgezo¬ 
gen hat. Auf einem Stück Abfallrohr versucht er, 
obwohl er noch nie ein Schweißgerät in der Hand 
hatte, eine Schweißnaht zu ziehen. Dabei verur¬ 
sacht er Brandflecke an der Bekleidung eines 
Werktätigen, der nach Schichtschluß gerade 
den Betrieb verlassen will. Diese Handlung steht 
mit der Arbeitsaufgabe des schadenverursa¬ 
chenden Werktätigen in keinerlei Zusammen¬ 
hang. Gemäß §§ 324,330 ZGB ist der Schaden¬ 
verursacher dem Geschädigten gegenüber zum 
Schadenersatz verpflichtet, der Betrieb hat keine 
Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis ver¬ 
letzt. 


43 Vgl. §§ 323 ff. ZGB. 

44 Diese Form der Systematisierung der Pflichten des 
Betriebes aus dem Arbeitsrechtsverhältnis ent¬ 
spricht durchaus dem Erkenntnisstand der marxi¬ 
stisch-leninistischen Rechtstheorie, die zwischen 
normativen Rechtsakten und Rechtsanwendung so¬ 
wie Rechtsnorm und Individualakt entsprechend 
differenziert. 

Vgl. Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie 
des Staates und des Rechts, Bd. 4, Berlin 1976, 
S. 309 ff. und Marxistisch-leninistische Staats- und 
Rechtstheorie, Lehrbuch, Berlin 1975, S. 439 ff. 

45 Solche betrieblichen Regelungen sind beispielswei¬ 
se: 

- der Betriebskollektivvertrag (§ 28 AGB) 

- der Frauenförderungs- und Jugendförderungs¬ 
plan (§§ 30 f. AGB) 

- Vereinbarungen über die Lohnformen (vgl. § 104 
AGB) 

- die Arbeitsordnung des Betriebes (§ 91 AGB) 
und andere betriebliche Ordnungen 

- der Urlaubsplan (§ 197 AGB) 

- betriebliche Arbeitsschutzinstruktionen bzw. 
Werkstandards des Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutzes (vgl. § 202 Abs. 2 AGB) usw. 
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Das AGB geht davon aus, daß die Verwirkli¬ 
chung des Arbeitsrechts insgesamt und damit auch 
die Erfüllung der dem Betrieb obliegenden Pflich¬ 
ten zugleich Angelegenheit und Aufgabe des Be¬ 
triebsleiters und jedes einzelnen Betriebsangehö¬ 
rigen ist. Daraus folgt, daß der Betrieb als juristi¬ 
sche Person, die in diesen unterschiedlichen Ebe¬ 
nen begangenen Arbeitspflichtverletzungen als 
eigene zu vertreten hat. 

„Der .Betrieb* im Sinne von § 17 Arbeitsge¬ 
setzbuch ist also die Gesamtheit aller Mitarbeiter 
des Betriebes, ist das Betriebskollektiv. Deshalb 
ist der Betrieb als juristische Person, als nach der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung arbeitende, 
wirtschaftlich und rechtlich selbständige Einheit 
bzw. als nach dem Haushaltsprinzip arbeitende 
Einrichtung, für das Handeln aller seiner Mitar¬ 
beiter verantwortlich, wenn diese in Erfüllung der 
dem Betrieb obliegenden Aufgaben tätig werden 
und dabei (anderen Betriebsangehörigen) Scha¬ 
den zufügen.“ 46 ^ 

Aus der Feststellung, daß die Verwirklichung 
des Arbeitsrechts im Betrieb Angelegenheit des 
Betriebes ist, folgt weiterhin, daß der Betrieb in 
bestimmtem Umfang auch Pflichtverletzungen 
anderer (aus unterschiedlichen Rechtsgründen im 
Betrieb arbeitender bzw. anwesender Werktäti¬ 
ger) zu vertreten hat, aus denen Betriebsangehö¬ 
rigen Schaden erwächst. 

Dazu bedarf es der Erläuterung des Personen¬ 
kreises, der zwar nicht zum Betriebskollektiv zu 
zählen ist, dessen Pflichtverletzungen jedoch un¬ 
ter bestimmten Voraussetzungen dem geschädig¬ 
ten Betriebsangehörigen gegenüber vom Betrieb 
zu vertreten sind. Dazu zählen zunächst alle be¬ 
triebsfremden Werktätigen, die aufgrund 

- eines Qualifizierungsvertrages zur Erreichung 
des Qualifizierungszieles in einem anderen Be¬ 
trieb gemäß § 153 Abs. 2 Buchst, c AGB, 

- eines Lehrvertrages gemäß § 135 Abs. 3 AGB 
sowie 

- einer vorübergehenden Übertragung einer an¬ 
deren Arbeit in einem anderen Betrieb gemäß 
§§ 85 und 86 AGB zeitweilig im Betrieb einge¬ 
setzt sind. 

Dazu gehören schließlich auch betriebsfremde 
Werktätige, die nicht aus arbeitsrechtlichen 
Gründen, sondern zur Erfüllung von zivil- und 
wirtschaftsrechtlichen Verträgen (Dienstlei- 
stungs-, Transport- und Lieferverträge, Verträge 
zur Durchführung von Investitionen und Rationa¬ 
lisierungsmaßnahmen usw.) im betreffenden Be¬ 
trieb arbeiten, sowie Besucher des Betriebes. 


Es begründen, wie bereits dargelegt, nicht alle 
Pflichtverletzungen der aus den verschiedenen 
Rechtsgründen im Betrieb Anwesenden die mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit des Betriebes gemäß 
§ 270 AGB. Für die Ermittlung des Umfangs der 
Pflichtverletzungen des genannten Personenkrei¬ 
ses, die der Betrieb zu vertreten hat, gelten fol¬ 
gende, differenzierte Kriterien: 

- Bei Pflichtverletzungen von Werktätigen, die 
auf Grund von Lehr- und Qualifizierungsver¬ 
trägen sowie einer vorübergehenden Übertra¬ 
gung einer anderen Arbeit zeitweilig im Betrieb 
eingesetzt sind, muß die Pflichtverletzung, die 
die Schadenersatzleistung des Betriebes be¬ 
gründen soll, arbeitsrechtlichen Charakter tra¬ 
gen. Der Umfang der Arbeitspflichten dieser 
Werktätigen wird vor allem durch die Art des 
zeitweiligen Einsatzes bestimmt (z. B. Lehr- 
bzw. Qualifizierungsvertrag). Daneben sind die 
entsprechenden Arbeitspflichten auch aus den 
übertragenen Arbeitsaufgaben, den erteilten 
Weisungen usw. ableitbar. Werktätige, die auf 
Grund eines Delegierungsvertrages im Betrieb 
arbeiten, zählen zum Betriebskollektiv. Verur¬ 
sachen sie durch Pflichtverletzungen einen 
Schaden, dann tritt die Verpflichtung des Be¬ 
triebes zur Schadenersatzleistung gegenüber 
dem geschädigten Werktätigen ein. 

- Bei Pflichtverletzungen von Werktätigen in Er¬ 
füllung abgeschlossener zivil- und wirtschafts¬ 
rechtlicher Verträge kann die Abgrenzung der¬ 
jenigen Pflichtverletzungen, die zur Schadener¬ 
satzleistung des Betriebes führen, von denjeni¬ 
gen, die sie ausschließcn, nur von Zweck unc^ 
Anliegen der Tätigkeit dieser Werktätigen in 
Erfüllung der zivil- und wirtschaftsrechtlichen 
Verpflichtungen erfolgen. Dabei sind auch die 
entsprechenden Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutzvorschriften mit zu beachten. 
Pflichtverletzungen, die außerhalb des vertrag¬ 
lichen Anliegens und der damit verbundenen 
Arbeit liegen, hat der Betrieb nur zu vertreten, 
wenn sie durch sein Zutun möglich wurden oder 
wenn der Betrieb zugleich eigene Pflichtverlet¬ 
zungen begangen hat. 47 

- Bei Pflichtverletzungen von Besuchern ist der 
Betrieb nur dann zur Schadenersatzleistung 
verpflichtet, wenn er in diesem Zusammenhang 
eigene Pflichtverletzungen begangen hat (un- 


46 G. Kirmse, *ä. a. O., S. 66. 

, 47 Vgl. dazu OG-Urteil vom 19. 7. 1963 - Za 29/63 -, 
in: AuA, 1964/7, S. 165. 
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genügende Belehrung, mangelhafte Beaufsich¬ 
tigung bzw. Dulden einer unkontrollierten Be¬ 
wegungsfreiheit von Besuchern im Betrieb 
usw.). 

3.1.2, 

Zum Schaden und zur Kausalität 

Das Vorhandensein eines Schadens ist eine weite¬ 
re, grundlegende Voraussetzung für die Schaden¬ 
ersatzleistung des Betriebes gemäß § 270 Abs. 1 
AGB. Der Schaden kann in unterschiedlichen 
Formen auftreten: 

— Zerstörung, Verlust bzw. Wertminderung von 
Gegenständen^ die persönliches Eigentum des 
Werktätigen sind (Sachschaden); 

— Vermögensnachteile durch Beeinträchtigung 
der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit; 

— Aufwendungen zur Beseitigung der Schadens¬ 
folgen einschließlich notwendiger Mehrauf¬ 
wendungen (Folgeschaden). 

Zwischen der Pflichtverletzung des Betriebes 
und dem beim Werktätigen eingetretenen Scha¬ 
den muß ein Kausalzusammenhang bestehen. 
Dieser ursächliche Zusammenhang ist dann gege¬ 
ben, „wenn das pflichtverletzende Handeln des 
Werktätigen oder eines Dritten als arbeitsrechtli¬ 
che Pflichtverletzung des, Betriebes charakteri¬ 
siert werden kann und der für den Eintritt des 
Schadens des Werktätigen notwendige, wesentli¬ 
che und bestimmende Umstand war. Die Ursäch¬ 
lichkeit drückt die Identität zwischen Pflichtvcr- 
letzer und Schädiger aus.“ 48 

Der geforderte kausale Zusammenhang liegt 
bereits dann vor, wenn der Betrieb durch eine von 
ihm zu vertretende Pflichtverletzung auch eine 
Ursache für den Eintritt des Schadens gesetzt hat. 
Auf eine mögliche Mitverursachung oder ein Mit¬ 
verschulden des'geschädigten Werktätigen kann 
der Betrieb sich nicht berufen. 49 


3 . 2 . 

Der Umfang des Schadenersatzanspruches 
bei Pflichtverletzungen des Betriebes 
aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 

Paragraph 270 Abs. 3 AGB schreibt vor, daß für 
den Umfang des Schadenersatzanspruches die Be¬ 
stimmungen der §§ 268 und 269 sinngemäß An¬ 
wendung finden. Insofern kann im allgemeinen 
auf die Ausführungen in Abschnitt 2.2. verwiesen 
werden, und es sind hier nur noch einige Beson¬ 
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derheiten zu erwähnen, die dem besseren Ver¬ 
ständnis dieser Regelung dienen sollen. 

Paragraph 270 Abs. 3 AGB berücksichtigt die 
Tatsache, daß durch Pflichtverletzungen des Be¬ 
triebes aus dem Arbeitsrechtsverhältnis auch die 
Gesundheit und Arbeitsfähigkeit des Werktätigen 
geschädigt werden kann, ohne daß diese Schädi¬ 
gung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit zu¬ 
gleich die Tatbestandsmerkmale des Arbeitsun¬ 
falls bzw. der Berufskrankheit erfüllt. ' 

Eine solche Situation ist beispielsweise gegeben, 
wenn der Werktätige einen Wegeunfall erleidet, weil 
der Betrieb seiner Streupflicht nicht nachgekommen 
ist oder der Werktätige in der Betriebspoliklinik ver¬ 
sehentlich mit einem kontraindizierten Medikament 
behandelt wird, das zur Verschlechterung seines Ge¬ 
sundheitszustandes führt. 

In diesen und ähnlichen Fällen besteht den¬ 
noch ein Anspruch auf Schadenersatz im gleichen 
Umfang wie bei Arbeitsunfall bzw. Berufskrank¬ 
heit. Voraussetzung für die Entstehung eines 
Schadenersatzanspruchs ist die Pflichtverletzung 
des Betriebes, der Schaden beim Werktätigen so¬ 
wie die Kausalität zwischen Pflichtverletzung und 
eingetretenem Schaden. 


3 . 3 . 

Der Ausschluß des Schadenersatzanspruches 
bei Pflichtverletzungen des Betriebes 
aus dem Arbeitsrechtsverhältnis 

Die Verpflichtung zum Schadenersatz entfällt, 
wenn der Betrieb die Umstände, die zum Schaden 
geführt haben, trotz Ausnutzung aller ihm durch 
die sozialistischen Produktionsverhältnisse gege¬ 
benen Möglichkeiten nicht abwenden konnte 
(§ 270 Abs. 2 AGB). 

Mit dieser Regelung wurde ein begrenzter, ob¬ 
jektiver Maßstab für den Ausschluß von Schaden¬ 
ersatzleistungen seitens der Betriebe geschaffen, 
der sich von den Ausschließungsgründen der ar¬ 
beitsrechtlichen Verantwortlichkeit der Werktä¬ 
tigen (§§ 252 ff. AGB) wesentlich unterscheidet. 
Während die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit 
der Werktätigen stets an das Verschulden gebun¬ 
den ist (vgl, § 254 Abs. 1 und § 260 Abs. 1 AGB) 
und demzufolge das Vorliegen von Schuldaus¬ 
schließungsgründen zur Nichtanwendung der ar- 


48 Arbeitsrecht der DDR, Berlin 1970, S. 559. 

49 Vgl. auch G. Kirmse, a. a. O., S. 70. 



beitsrechtlichen Verantwortlichkeit des Werktä¬ 
tigen führt, besitzt das Verschuldensprinzip für die 
‘Ausschließung bzw. Befreiung von der Schaden¬ 
ersatzleistung des Betriebes keine Bedeutung. 
Maßgebend für die Befreiung von der Pflicht zur 
Schadenersatzleistung ist allein die Feststellung, 
daß die Umstände, die zum Schaden führten, für 
den Betrieb objektiv unabwendbar waren. 
Das bedeutet, daß abwendbare Umstände, 
die aus subjektiven Ursachen nicht abgewendet 
wurden (mangelhafte Führungs- und Leitungstä¬ 
tigkeit, Verschulden von leitenden Mitarbeitern 
oder Werktätigen ohne Leitungsfunktion), nur im 
Hinblick auf die Ursachenforschung von Scha¬ 
densfällen bedeutsam sind, nicht aber für die Prü¬ 
fung einer möglichen Befreiung des Betriebes von 
der Schadenersatzleistung. Die Feststellung der 
objektiven Abwendbarkeit des Schadens schließt 
eine Befreiung von der Schadenersatzleistung aus. 

§ 270 Abs. 2 AGB geht von den dem Betrieb 
durch Ausnutzung aller durch die sozialistischen 
Produktionsverhältnisse gegebenen Möglichkei¬ 
ten zur Schadensabwendung aus. Das bedeutet, 
daß „bei der Beurteilung, ob die zum Schaden 
führenden Umstände hätten abgewendet werden 
können,... zu beachten (ist), welche Möglichkei¬ 
ten „ihm“, d. h. dem betreffenden Betrieb, durch 
die sozialistischen Produktionsverhältnisse gege¬ 
ben waren.“ 50 Das schließt die Feststellung ein, 
daß die einem Großbetrieb gegebenen Möglich¬ 
keiten anders zu beurteilen sind, als diejenigen ei¬ 
nes mittleren oder kleineren Betriebes. 51 

Bei der Prüfung der Befreiung von der Scha¬ 
denersatzleistung des Betriebes ist demnach von 
den betrieblichen Möglichkeiten zur Abwendung 
des Schadens auszugehen. Die betrieblichen Mög¬ 
lichkeiten umfassen alle real durchführbaren Maß¬ 
nahmen zur Schadensabwendung und -minde- 
rung, die durch die materiell-technischen, finan¬ 
ziellen und personellen Bedingungen sowie durch 
das Zusammenwirken des Betriebskollektivs, der 
verschiedenen Betriebsteile, einschließlich der 
Kooperation mit anderen Betrieben gegeben 
sind. 52 

Der Begriff „Betrieb“ im Sinne des § 270 
Abs. 2 AGB erstreckt sich auf das gesamte Be¬ 
triebskollektiv und umfaßt damit alle Möglichkei¬ 
ten, die sich für die Leitung des Betriebes und die 
Werktätigen auf der Grundlage der sozialistischen 
Gemeinschaftsarbeit und kameradschaftlichen 
Zusammenarbeit ergeben. Für den Betrieb sind 
deshalb Schadensumstände objektiv abwendbar, 
wenn der Betriebsleiter, leitende Mitarbeiter oder 


Werktätige objektive Möglichkeiten zur Scha¬ 
densabwendung besaßen. 

Werden nach gewissenhafter Prüfung solche 
Möglichkeiten zur Schadensabwendung für den 
Betrieb verneint; dann entfällt die Verpflichtung 
zum Schadenersatz, und zwar auch dann, wenn in 
anderen Betrieben eine solche Möglichkeit be¬ 
standen hätte. 

Die Bestimmung des § 270 Abs. 2 AGB zur 
Befreiung des Betriebes von der Schadenersatz¬ 
leistung ist auf die Fälle der Schadenersatzleistung 
bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit nicht an¬ 
wendbar. Diese Feststellung ergibt sich sowohl 
aus der Gesetzessystematik, die für beide Arten 
der Schadenersatzleistung gesonderte Bestim¬ 
mungen für den Ausschluß von Schadenersatzlei¬ 
stungen vorsieht, als auch aus der Tatsache, daß 
die Anwendung des § 270 Abs. 2 AGB auf die 
Fälle des § 267 AGB contra legem wäre. Scha¬ 
denersatzansprüche sind hier allein an deri Ar¬ 
beitsunfall bzw. die Berufskrankheit gebunden. 
Die Anwendung des § 270 Abs. 2 würde den 
§ 267 AGB verletzen. 

In umgekehrter Weise ist der Ausschluß von 
Schadenersatzansprüchen gemäß § 270 Abs. 1 
AGB auch dann nicht durch die Bestimmung des 
§ 267 Abs. 2 AGB möglich, wenn der Werktätige 
einen Gesundheitsschaden erlitten hat. Die Be¬ 
freiung von der Schadenersatzleistung kann hier 
nur durch den Nachweis erfolgen, daß der Betrieb 
trotz Ausnutzung der ihm durch die sozialistischen 
Produktionsverhältnisse gegebenen Möglichkei¬ 
ten die Umstände, die zum Schaden führten, ob¬ 
jektiv nicht abwenden konnte. 


50 M. Posch, „Schutz des Lebens, der Gesundheit und 
des Eigentums-vor Schadenszufügung“, Grundriß 
Zivilrecht, H. 8, Berlin 1977, S. 55. 

51 ebenda 

52 a. a. O., S. 53 
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4 . 

Der Aufwandsersatz 

und die Entschädigung 

für eingetretene Nachteile 

bei der Verhütung 

oder Minderung von Schäden 

bzw. bei der Abwehr von Gefahren 

4 . 1 . 

V oraussetzungen 

Die Voraussetzungen für das Entstehen der Scha¬ 
denersatzansprüche gemäß § 271 Abs. 1 AGB 
sind folgende: 

- Der Werktätige muß aus gesellschaftlicher 
Verantwortung heraus handeln. 

- Ziel seiner Handlungen muß die Verhütung 
oder Minderung von Schäden bzw. die Abwehr 
von Gefahren im Interesse des Betriebes sein. 

- In diesem Zusammenhang mußten von ihm 
Aufwendungen gemacht bzw. Nachteile hinge¬ 
nommen werden. 

Der Einsatz aus gesellschaftlicher Verantwor¬ 
tung umfaßt mehr als die unmittelbaren betriebli¬ 
chen Interessen. Ein Werktätiger handelt auch 
dann aus gesellschaftlicher Verantwortung, wenn 
er betrieblich gebilligte bzw. wegen mangelhafter 
Arbeitsorganisation, Disziplin und Ordnung ak¬ 
zeptierte Schäden bzw. Gefahren zu mindern, zu 
verhindern bzw. abzuwehren sucht. Mit der For¬ 
mulierung „aus gesellschaftlicher Verantwor¬ 
tung“, will der Gesetzgeber das gesamtgesell¬ 
schaftliche Interesse schützen und betriebsinter¬ 
nen oder betriebsegoistischen Interessen entge¬ 
genwirken. Ziel ist der Schutz des sozialistischen 
Eigentums in seiner Gesamtheit. Bei der Beant¬ 
wortung der Frage, ob der Werktätige aus gesell¬ 
schaftlicher Verantwortung heraus gehandelt hat, 
ist demzufolge nicht ausschließlich von den be¬ 
trieblichen Erfordernissen und Interessen auszu¬ 
gehen, sondern es ist das gesamtgesellschaftliche 
Interesse zu berücksichtigen. Zwischen dem Ein¬ 
satz aus gesellschaftlicher Verantwortung heraus 
zur Verhinderung von Schäden im Interesse des 
Betriebes besteht kein Widerspruch, da jeder 
Schaden am sozialistischen Eigentum des Betrie¬ 
bes zugleich dem gesamtgesellschaftlichen Inter¬ 
esse widerspricht. . 

Die Handlung aus gesellschaftlicher Verant¬ 
wortung muß auf die Verhütung bzw. Minderung 


von Schäden oder die Abwehr von Gefahren im 
Interesse des Betriebes gerichtet sein. Damit sind 
eine Reihe von Schlußfolgerungen verbunden. 
Zunächst muß, der Werktätige im Interesse des 
Betriebes handeln, mit dem ihn ein Arbeitsrechts¬ 
verhältnis verbindet. Handelt der Werktätige im 
Interesse eines anderen Betriebes, dann ist dieses 
Tatbestandsmerkmal nicht gegeben. Schadener¬ 
satzansprüche können dann nicht nach arbeits¬ 
rechtlichen, sondern nur nach zivilrechtlichen 
Grundsätzen geltend gemacht werden (vgl. § 355 
ZGB), die den Werktätigen jedoch in gleichem 
Umfang schützen. 

Das Gesetz bindet die Ersatzansprüche an den 
Einsatz aus gesellschaftlicher Verantwortung her¬ 
aus zur Verhinderung bzw. Minderung von Schä¬ 
den oder zur Abwehr von Gefahren. Daraus er¬ 
gibt sich, daß der Erfolg der vom Werktätigen er¬ 
griffenen Maßnahmen zur Schadens- bzw. Gefah¬ 
renabwendung für die Schadenersatzleistung un¬ 
erheblich ist. Der Werktätige hat demzufolge auch 
dann Schadenersatzansprüche, wenn ihm die Lö¬ 
schung eines Brandes, die Verhinderung einer 
Havarie oder eines Diebstahls usw. mißlang. 

Bei Gefahren ist es ferner unerheblich, wo¬ 
durch sie verursacht werden. Sie können sowohl 
von Arbeitsprozessen und -verfahren als auch von 
Sachen und Personen ausgehen. Bedeutsam ist le¬ 
diglich die Feststellung, daß es sich um eine Ge¬ 
fahr für den Betrieb handelt, wobei sich die Ge¬ 
fahren sowohl auf die Angehörigen des Betriebs¬ 
kollektivs als auch auf die Sach- und Vermögens¬ 
werte des Betriebes beziehen können. Ferner ist 
es für Schadenersatzansprüche nicht von Belang, 
ob der Werktätige innerhalb oder außerhalb sei¬ 
ner Arbeitsaufgabe Maßnahmen zur Verhinde¬ 
rung von Schäden bzw. der Abwehr von Gefahren 
einleitet. Nach dem Gesetzestext sind Schadener¬ 
satzansprüche selbst dann gegeben, wenn der 
Werktätige aufgrund der vereinbarten Arbeits¬ 
aufgabe zur Abwehr von Schäden und Gefahren 
verpflichtet war. Eine dem entgegenstehende 
Auslegung des §271 Abs. 1 AGB kann schon 
deshalb nicht vorgenommen werden, weil jeder 
Werktätige verpflichtet ist, das sozialistische Ei¬ 
gentum vor Beschädigung und Verlust zu schützen 
(vgl. § 80 AGB). 

Anders ist die Frage allerdings dann zu ent¬ 
scheiden, wenn die Umstände, die zum Schaden 
oder zur Heraufbeschwörung von Gefahren führ¬ 
ten, vom Werktätigen durch eigene schuldhafte 
Arbeitspflichtverletzungen gesetzt wurden. In 
diesen Fällen ist der Werktätige nach den Be- 
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Stimmungen der §§ 260 ff. AGB selbst materiell 
verantwortlich zu machen. Das Handlungsmotiv 
bestände in diesen Fällen nicht in der Abwehr von 
Schäden und Gefahren aus gesellschaftlicher Ver¬ 
antwortung heraus, sondern in dem Versuch, 
Schäden und Gefahren abzuwenden, die durch 
Arbeitspflichtverletzungen erst geschaffen wur¬ 
den. 

4.2. 

Umfang 

Das Gesetz bindet an die vom Werktätigen zur 
Verhinderung bzw. Minderung von Schäden oder 
die Abwehr von Gefahren eingeleiteten Maß¬ 
nahmen bzw. Handlungen keine qualitativen An¬ 
forderungen. Es muß sich lediglich um Maßnah¬ 
men und Handlungen handeln, die generell geeig¬ 
net waren, den Schaden zu verhindern bzw. zu 
mindern oder Gefahren abzuwenden. Schadener¬ 
satzansprüche bestehen demzufolge auch, wenn 
effektivere Mittel zur Schadens- oder Gefahrenab¬ 
wendung eingesetzt werden konnten. Selbst fahr¬ 
lässig begangene Pflichtverletzungen beim Ver¬ 
such der Schadens- oder Gefahrenabwendung dürf¬ 
ten nicht zu Lasten des Werktätigen gehen (z. B. 
wenn der Werktätige versucht, einen Brand mit 
einem dafür ungeeigneten Handfeuerlöscher zu 
löschen). 

Diese weitgehende Auslegungsmöglichkeit 
des § 271 Abs. 1 AGB trägt der Tatsache Rech¬ 
nung, daß es sich bei der Verhinderung bzw. Min¬ 
derung von Schäden oder der Abwehr von Gefah¬ 
ren stets um Ausnahmesituationen handelt, die 
zudem oft außerhalb der Arbeitsaufgabe des 
Werktätigen liegen können, der Werktätige nicht 
speziell für die Abwehr der drohenden Schäden 
und Gefahren ausgebildet war usw. 

Dem-Werktätigen werden die Aufwendungen 
ersetzt, die er den Umständen nach für erforder¬ 
lich halten konnte, um den Schaden bzw. die Ge¬ 
fahr abzuwenden. Die Aufwendungen, die der 
Werktätige in diesem Zusammenhang erbringt, 
können unterschiedlicher Art sein. Darunter sind 
sowohl finanzielle und materielle Aufwendungen 
als auch Aufwendungen an Freizeit zu verstehen 
(z. B. Miete eines Fahrzeuges nach Ausfall des be¬ 
triebseigenen LKW, um eine Lieferverpflichtung 
des Betriebes zu erfüllen; Sonntagsarbeit eines 
Monteurs, um Mängel einer gelieferten Anlage zu 
beseitigen usw.). 

Aufwendungen, die den Umständen nach als 


erforderlich angesehen werden konnten, sind die¬ 
jenigen, die der Verhinderung bzw. Minderung 
des Schadens oder der Abwehr der Gefahr ver¬ 
hältnismäßig entsprechen. Das heißt, die Aufwen¬ 
dungen haben in der Regel geringer zu sein als der 
drohende bzw. zu erwartende Schaden, und die 
Aufwendungen mußten zur Abwendung des 
Schadens bzw. der Gefahr als geeignet angesehen 
werden können. Dabei ist von den subjektiven 
Möglichkeiten des Werktätigen auszugehen und 
insbesondere seine Qualifikation sowie die Hand¬ 
lungssituation zu berücksichtigen. 

Schließlich besitzt der Werktätige auch einen 
Anspruch auf Entschädigung für eingetretene 
Nachteile. Die hier vom Gesetz erfaßten Nach¬ 
teile können sowohl materieller als auch immate¬ 
rieller Natur sein (Freizeitverlust). Insofern wer¬ 
den von dieser Bestimmung alle Schäden erfaßt, 
die der Werktätige im Zusammenhang mit der 
Abwehr des Schadens bzw. der Gefahr erleidet. 
Erleidet der Werktätige dabei einen Schaden an 
seiner Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, dürfte in 
der Regel vom Eintritt eines Arbeitsunfalls (vgl. 
§ 220,Abs. 1 AGB) auszugehen sein. In diesem 
Fall sind die Schadenersatzansprüche nach 
§ 268 ff. zu bemessen und lediglich davon nicht 
erfaßte Aufwendungen bzw. darüber hinausge¬ 
hende Verluste wären nach § 271 Abs. 1 AGB zu 
ersetzen. 


5. 

Schadenersatz bei der Verwendung 
persönlichen Eigentums 
zur Erfüllung der Arbeitsaufgabe 
(§ 271 Abs. 2 AGB) 


Voraussetzungen ^ 

Mit dieser Bestimmung wird dem Werktätigen ein 
besonderer Rechtsschutz für sein persönliches Ei¬ 
gentum gewährt, das er mit betrieblicher Geneh¬ 
migung zur Erfüllung seiner Arbeitsaufgabe ver¬ 
wendet. Zugleich wird mit der für den Betrieb 
festgelegten Schadenersatzregelung darauf orien¬ 
tiert, Genehmigungen zur Verwendung persönli¬ 
chen Eigentums gewissenhaft zu prüfen und nur in 
Ausnahmefällen zu erteilen. 

Der Werktätige muß zunächst persönliches 
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Eigentum zur Erfüllung der Arbeitsaufgabe ver¬ 
wenden. Der Begriff „persönliches Eigentum“ 
wurde mit § 23 ZGB definiert: „Zum persönli¬ 
chen Eigentum gehören insbesondere die Arbeits¬ 
einkünfte und Ersparnisse, die Ausstattung der 
Wohnung und des Haushaltes, Gegenstände des 
persönlichen Bedarfs, die für die Berufsausbil¬ 
dung, Weiterbildung und Freizeitgestaltung er¬ 
worbenen Sachen sowie Grundstücke und Ge¬ 
bäude zur Befriedigung der Wohn- und Erho¬ 
lungsbedürfnisse des Bürgers und seiner Fami¬ 
lie . . 

Im wesentlichen wird es sich bei der Verwen¬ 
dung persönlichen Eigentums zur Erfüllung der 
Arbeitsaufgabe um Sachen wie Werkzeuge, Fahr¬ 
zeuge usw. handeln. An den Begriff des persönli¬ 
chen Eigentums dürfen keine überspitzten Anfor¬ 
derungen gestellt werden. Benutzt z. B. ein Werk¬ 
tätiger ein ihm nicht gehörendes, aber zur ständi¬ 
gen Nutzung überlassenes Motorrad, um seinen 
Weg zur Arbeit zurückzulegen und erteilt der Be¬ 
trieb dpm Werktätigen die Genehmigung, damit 
Arbeitsaufgaben (Kundendienst) zu ■ erfüllen, 
kann daraus nicht auf die Ablehnung eventueller 
Schadenersatzansprüche geschlossen werden. 
Eine solche Rechtsauslegung würde den Grund¬ 
sätzen des sozialistischen Arbeitsrechts wider¬ 
sprechen. Der Betrieb hat auch hier die Verant¬ 
wortung zu tragen, da ihm die Entscheidung Vor¬ 
behalten ist, in welchem Umfang eine betriebliche 
Genehmigung erteilt wird und schließlich mit der 
Nutzung des betreffenden Gegenstandes betrieb¬ 
lichen Interessen entsprochen wird. 

Schadenersatzleistungen des Betriebes treten 
nur dann ein, wenn die Verwendung des persönli¬ 
chen Eigentums mit. betrieblicher Genehmigung 
erfolgte. Damit ist die Frage verbunden, wer dem 
Werktätigen diese Genehmigung erteilen kann. 
Hierbei ist von den Bestimmungen zum Wei- 
v sungsrecht (§§ 82 ff. AGB) und der Arbeitsord¬ 
nung des Betriebes auszugehen. Danach kann 
eine solche Genehmigung durch den Betriebslei¬ 
ter bzw. den dem Werktätigen unmittelbar über¬ 
geordneten leitenden Mitarbeiter erteilt werden. 
Wird eine Genehmigung durch einen nichtbefug¬ 
ten Leiter erteilt, ist zu prüfen, ob es für den 
Werktätigen erkennbar war, daß ein nichtbefugter 
Leiter die Genehmigung erteilt hat. War dies für 
den Werktätigen offenkundig, ist davon auszuge¬ 
hen, daß keine betriebliche Genehmigung vor¬ 
liegt. Diese Rechtsauffassung ist zulässig, da dem 
betreffenden Werktätigen die ihm weisungsbe¬ 
rechtigten Mitarbeiter bekannt sind. Das AGB 


beinhaltet dafür spezielle Vorschriften (vgl. § 92 
Abs. 2 AGB). Zugleich ist eine solche Rechtsan¬ 
wendung im Interesse einer hohen Disziplin und 
Ordnung im Betrieb sowie zum Schutz des dem 
Betrieb anvertrauten sozialistischen Eigentums 
notwendig. Die Genehmigung des Betriebes zur 
Verwendung persönlichen Eigentums darf sich 
nur auf die Erfüllung von Arbeitsaufgaben er¬ 
strecken. Wurde eine Genehmigung zur Verwen¬ 
dung persönlichen Eigentums zu anderen Zwek- 
ken erteilt, die nicht Bestandteil der Arbeitsauf¬ 
gabe des Werktätigen sind, liegen die anspruchs¬ 
begründenden Voraussetzungen gemäß § 271 
Abs. 2 AGB nicht vor. In diesen Fällen wird je¬ 
doch stets davon auszugehen sein, daß zwischen 
dem Betrieb und dem Werktätigen ein zivilrecht¬ 
licher Vertrag zustande gekommen ist, so daß 
u. U. eine Nutzungsgebühr seitens des Betriebes 
zu entrichten ist. 53 - 

Schließlich muß das persönliche Eigentum des 
Werktätigen bei der Verwendung zur Erfüllung 
der Arbeitsaufgabe beschädigt oder zerstört wer¬ 
den, damit Schadenersatzansprüche entstehen 
können. Für das Entstehen des Schadenersatzan¬ 
spruches ist es unerheblich, durch wen die Sache 
beschädigt oder zerstört wurde. Schadenersatzlei¬ 
stungen seitens des Betriebes sind auch dann an 
den Werktätigen zu entrichten, wenn der Schaden 
durch Dritte verursacht wurde. 

Der Grund für die Beschädigung bzw. Zerstö¬ 
rung ist ebenfalls unerheblich, wesentlich ist die 
Kausalbeziehung: Benutzung des persönlichen 
Eigentums zur Erfüllung der Arbeitsaufgabe und 
dabei eingetretene'Beschädigung bzw. Zerstö¬ 
rung. 

Der Betrieb darf den Werktätigen im Zusam¬ 
menhang mit derartigen Schadensfällen nicht auf 
eventuell bestehende Hausrats- oder Kaskoversi¬ 
cherungen verweisen, um sich damit seiner gesetz¬ 
lichen Verpflichtung zum Schadenersatz zu ent¬ 
ziehen. 


5.2. _ 

Umfang 

Die Verpflichtung des Betriebes zur Schadener¬ 
satzleistung gemäß § 271 Abs. 2 AGB tritt auch 
dann ein, wenn der Werktätige durch eigene Ar¬ 
beitspflichtverletzungen den Schaden schuldhaft 
verursachte. Sie ist nur insoweit ausgeschlossen, 


53 Vgl. G. Kirmes, a. a. O., S. 98. 
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wie der Werktätige gemäß §§ 260 bis 264 mate¬ 
riell verantwortlich wäre (vgl. § 271 Abs. 2 Satz 2 
AGB). Das heißt eine entsprechende Abwendung 
von Schadenersatzleistungen seitens des Betrie¬ 
bes ist nur dann möglich, wenn die Voraussetzun¬ 
gen der arbeitsrechtlichen materiellen Verant¬ 
wortlichkeit des Werktätigen 

- Arbeitspflichtverletzung, 

- Verschulden, 

- Eintritt eines Schadens sowie 

- Kausalität zwischen Arbeitspflichtverletzung 

und eingetretenem Schaden 

vorliegen. 54 

In Abhängigkeit von der Schuldform, in der 
der Werktätige den Schaden verursachte, kann 
der Betrieb Schadenersatzansprüche entweder 
teilweise (bei fahrlässig verursachtem Schaden 
gemäß § 261 Abs. 2 AGB) bzw. ganz (bei vorsätz¬ 
lich verursachtem Schaden gemäß § 261 Abs. 3 
AGB bzw. bei fahrlässig unter Alkoholeinfluß 
verursachtem Schaden gemäß § 263 AGB) ab¬ 
wenden. 

Der zu leistende Schadenersatz ergibt sich aus 
der Differenz zwischen dem Wert, den die be¬ 
schädigte bzw. zerstörte Sache vor dem Schadens¬ 
fall besaß, zu dem Wert, den die Sache nach dem 
Schadensfall noch besitzt bzw. aus den Kosten für 
die Wiederherstellung des Gebrauchswertes der 
betreffenden Sache. 

Die Nebenkosten zur Wiederherstellung des 
Gebrauchswertes gehen ebenso in die Schadens¬ 
höhe ein wie die Kosten, die zur Abwendung von 
Folgeschäden erforderlich sind. Zum Beispiel ge¬ 
hen die Kosten für den Abschleppdienst bei Kraft¬ 
fahrzeugen mit in die Schadenersatzleistung ein. 
Die Verpflichtung des Betriebes zur Schadener¬ 
satzleistung ist auf Fälle der Zerstörung bzw. der 
Beschädigung beschränkt. Im Sinne des § 271 
Abs. 2 AGB handelt es sich um eine vollständige 
Aufzählung. Somit tritt eine Verpflichtung zur 
Schadenersatzleistung nicht ein, wenn das persön¬ 
liche Eigentum, das zur Erfüllung der Arbeitsauf¬ 
gabe genutzt wird, verloren geht oder gestohlen 
wird. Dem Werktätigen werden damit entspre¬ 
chende Sorgfaltspflichten übertragen, die er auch 
bei der Nutzung gesellschaftlichen Eigentums zu 
erfüllen hat (vgl. § 80 Abs. 1 AGB). 


6 . 

Die Pflicht des Werktätigen 

zur Schadensminderung 

bzw. zur Abwendung von Folgeschäden 

Die allgemeine Verpflichtung aller Werktätigen, 
das sozialistische Eigentum vor Beschädigung und 
Verlust zu schützen (§ 80 Abs. 1 AGB), gilt auch 
für alle Tatbestände, wo der Werktätige entweder 
im Zusammenhang mit einem Arbeitsunfall bzw. 
einer Berufskrankheit, durch Pflichtverletzungen 
des Betriebes oder durch das Vorliegen anderer 
Schadensfälle einen Schadenersatzanspruch er¬ 
worben hat. Gerade weil derartige Schadener¬ 
satzansprüche vorliegen, erfordert die Pflicht zum 
Schutz des sozialistischen Eigentums entspre¬ 
chende Bemühungen und Handlungen, um den an 
ihn zu entrichtenden Schadenersatz zu mindern 
und Folgeschäden soweit wie möglich abzuwen¬ 
den. Für Schadenersatzleistungen bei Arbeitsun¬ 
fall und Berufskrankheit bzw. Pflichtverletzungen 
des Betriebes aus dem Arbeitsrechtsverhältnis be¬ 
inhaltet § 268 Abs. 2 Satz 2 AGB eine generelle 
Regelung zur Durchsetzung der Schadensabwen- 
dungs- bzw. -minderungspflicht. Danach sind die 
Einkünfte, die der Werktätige auf Grund ihm zu¬ 
mutbarer Arbeit erhält oder trotz Zumutbarkeit zu 
verdienen unterläßt (z. B. Ablehnung einer beruf¬ 
lichen Rehabilitation oder eines Qualifizierungs-, 
Änderungs- oder Uberleitungsvertrages) auf den 
Anspruch gegen den Betrieb anzurechnen. 

Für die Tatbestände des § 271 Abs. 1 und 2 
AGB gilt die Pflicht zur Schadensabwendung bzw. 
-minderung in gleicher Weise. (So kann z. B. der 
Werktätige das bei einer Gefahrenabwendung für 
den Betrieb beschädigte Moped nicht einer weite¬ 
ren Verschlechterung preisgeben, weil der Betrieb 
ihm Schadenersatz zu leisten hat.) 

Eine Pflichtverletzung zur Schadensminde¬ 
rung bzw. -abwendung von Folgeschäden ist dem¬ 
zufolge auf die Höhe der betrieblichen Sohadener- 
satzleistungen anzurechnen, wenn folgende Vor¬ 
aussetzungen vorliegen: 

1. Der Werktätige muß objektive und subjektive 
Möglichkeiten zur Schadensminderung bzw. 
zur Abwendung von Folgeschäden besessen 
haben. 

2. Der Werktätige muß durch schuldhaftes Ver- 


54 Vgl. dazu Kapitel XIII. 
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halten vom Gebrauch fieser Möglichkeiten 
Abstand genommen haben. 

Die Pflicht zur Schadensminderung bzw. zur 
Abwendung von Folgeschäden bezieht sich stets 
nur auf die Höhe des vom Betrieb zu leistenden 
Schadenersatzes entsprechend dem jeweilig zu¬ 
grunde liegenden Tatbestand. Sie kann sich nie¬ 
mals auf die Verhinderung der anspruchsbegrün¬ 
denden Voraussetzungen selbst erstrecken, weil 
dadurch der Schadenersatzanspruch aufgehoben 
würde. 


7. 

Der Anspruchsgegner des Werktätigen 

und die Durchsetzung 

von Schadenersatzansprüchen 

7.1. 

Der Anspruchsgegner 

Die Rechtsnormen des 14. Kapitels des AGB re¬ 
geln die Schadenersatzansprüche der Werktätigen 
gegenüber dem Betrieb, mit dem sie durch ein Ar- 
f beitsrechtsverhältnis verbunden sind. 'Demzu¬ 
folge wird konzeptionell davon ausgegangen, daß 
im Normalfall dieser Betrieb die Ursachen und 
Gründe, die zur Schadenersatzleistung verpflich¬ 
ten, auch zu vertreten hat. Zugleich trägt jedoch 
‘die Konzeption des AGB auch der Tatsache 
Rechnung, daß in einigen Fällen solche Beson¬ 
derheiten vorliegen können, die eine abweichende 
Behandlung und Durchsetzung der Schadener¬ 
satzleistung im Interesse der Werktätigen ermög¬ 
lichen müssen. 

Solche Besonderheiten sind dann gegeben, 
wenn ein Werktätiger zum Erwerb eines Qualifi- 
zierungs- bzw. Ausbildungszieles in einem ande¬ 
ren Betrieb arbeitet oder auf der Grundlage der 
Übertragung einer anderen Arbeit vorüberge¬ 
hend in einem anderen Betrieb eingesetzt ist 
und der Einsatzbetrieb Pflichten aus diesen 
Rechtsverhältnissen verletzt. Arbeitet der 
Werktätige auf Grund eines Delegierungsvertrages 
(§ 50 AGB) in einem anderen Betrieb, dann sind 
für Schäden, die aus diesem Arbeitsrechtsverhält¬ 
nis entstanden sind, ohnehin die Rechtsvorschrif¬ 
ten über die Schadenersatzleistungen des Betrie¬ 
bes gemäß dem 14. Kapitel des AGB anzuwen¬ 
den. 


Die Feststellung, daß vom Grundsatz her stets 
der Betrieb, mit dem den Werktätigen ein Arbeits¬ 
rechtsverhältnis verbindet, der Anspruchsgegner 
für die Durchsetzung von Schadenersatzansprü¬ 
chen ist, wird durch die Bestimmung des § 15 
Abs. 1 AGB belegt. Sie wird weiterhin durch die 
Anspruchsgrundlagen der §§ 267 Abs. 1, 270 
Abs. 1, 271 Abs. 1 und 2 AGB untermauert, die 
stets von der Schadenersatzleistung, dem Auf¬ 
wendungsersatz bzw. der Entschädigung für ein¬ 
getretene Nachteile durch den Betrieb ausgehen. 
Demzufolge ist der Betrieb des Werktätigen auch 
dann Anspruchsgegner für die Durchsetzung von 
Schadenersatzansprüchen, wenn sie von Dritten 
verursacht wurden. Eine Verweisung des geschä¬ 
digten Werktätigen an den Dritten, der den Scha¬ 
den verursacht hat, ist rechtswidrig. Dafür bieten 
die Normen des AGB keinerlei Rechtsgrundlage. 

Schadenersatzansprüche gegen Dritte kann 
der Werktätige dann geltend machen, wenn der 
Betrieb für das schadenverursachende Handeln 
des Dritten nicht einzustehen hat. Diese Scha¬ 
denersatzansprüche sind dann allerdings nicht 
auf der Grundlage der Normen des 14. Kapitels 
des AGB, sondern auf der Grundlage der zivil- 
rechtlichen Bestimmungen über den Schutz des 
Lebens, der Gesundheit und des Eigentums vor 
Schadenszufügung (§§ 330 ff. ZGB) durchzuset¬ 
zen. Für die Anwendung der zivilrechtlichen Be¬ 
stimmungen über die Wiedergutmachung des 
Schadens dürfte es allerdings eine Ausnahme ge¬ 
ben, nämlich, wenn die Beziehung des Werktäti¬ 
gen zum schadensverursachenden Dritten arbeits- 
rechtlicher Natur war. Die Beziehungen zum 
schadensverursachenden Dritten sind dann ar- 
beitsrechtlicher und nicht zivilrechtlicher Natur, 
wenn der Werktätige auf Grund eines Qualifizie- 
rungs- bzw. Lehrvertrages. (§§ 153 Abs. 2 Buch¬ 
stabe c bzw. 135 AGB) sowie einer vorüberge¬ 
henden Übertragung einer anderen Arbeit in ei¬ 
nem anderen Betrieb (§§ 85, 86 AGB) eingesetzt 
ist. 

Für die Partner des Arbeitsrechtsverhältnisses 
ist der Einsatzbetrieb in diesen Fällen zwar Drit¬ 
ter, der arbeitsrechtliche Charakter der Ansprü¬ 
che auf Schadenersatz für Schäden, die im Zu¬ 
sammenhang mit einem solchen Einsatz erlitten 
wurden, bleibt davon jedoch unberührt. 

Mit dieser Möglichkeit der Durchsetzung ar¬ 
beitsrechtlicher Schadenersatzansprüche beim 
verursachenden Einsatzbetrieb wird zugleich ge¬ 
sellschaftlichen Erfordernissen entsprochen. An¬ 
sprüche können dort durchgesetzt werden, wo sie 
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verursacht wurden bzw. eingetreten sind. Zeit- 
und kostenaufwendige Schadensausgleichungen 
zwischen dem Stammbetrieb und dem Einsatzbe¬ 
trieb entfallen dadurch, und dem Werktätigen 
wird rasch Schadenersatz geleistet. 

Auch wenn der Betrieb bei der Schadenver¬ 
ursachung durch Dritte Schadenersatz leistet, 
kann der Werktätige weitergehende zivilrechtliche 
Schadenersatzansprüche (z. B. Ausgleichsan¬ 
sprüche nach § 338 Abs. 3 ZGB) gegenüber dem 
Dritten geltend machen (vgl. § 273 Satz 2 AGB). 
Soweit der Betrieb bei Schadenverursachung 
durch Dritte an den Werktätigen Schadenersatz 
leistet, gehen die Schadenersatzansprüche des 
Werktätigen gegenüber Dritten auf den Betrieb 
über (vgl § 273 Satz 1 AGB). 

7 . 2 . 

Die Durchsetzung 

von Schadenersatzansprüchen 

Aus der Pflicht des Betriebsleiters, die Verwirkli¬ 
chung des Arbeitsrechts in seinem Verantwor¬ 
tungsbereich zu sichern (§ 13 AGB), ergibt sich 
auch die Pflicht, Schadensfälle der Werktätigen 
gewissenhaft zu prüfen und bei Vorliegen der 
Voraussetzungen die Ansprüche zu erfüllen. Die 
Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen über 
die Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfäl¬ 
len wird somit stets eine Ausnahme bleiben. 

Bei bestehenden Arbeitsstreitfällen zwischen 
dem Werktätigen und dem Betrieb über Höhe und 
Umfang von Schadenersatzleistungen des Betrie¬ 
bes kann sich der Werktätige im Rahmen der ver¬ 
fahrensrechtlichen Vorschriften 55 an die Organe 
zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen wenden 
(vgl. § 297 AGB). Zur Durchsetzung von Scha¬ 
denersatzansprüchen Hinterbliebener entfällt die 
Anrufung der Konfliktkommission. 56 

8 . 

Die Verjährung 

8 . 1 . 

Inhalt und Wirkung der Verjährung 

Mit dem Arbeitsgesetzbuch wurden alle Vor¬ 
schriften über die Verjährung von Ansprüchen 
der Werktätigen gegenüber dem Betrieb und der 


Ansprüche des Betriebes gegenüber den Werktä¬ 
tigen weitgehend vereinheitlicht. 

Die Verjährung von Schadenersatzansprü¬ 
chen der Werktätigen gegenüber dem Betrieb 
richtet sich nach den Vorschriften der §§ 272 und 
128 Absätze 2 bis 5 AGB. 

Die Verjährung von Schadenersatzansprü¬ 
chen bedeutet, daß der anspruchsberechtigte 
Werktätige mit Ablauf der Verjährungsfrist die 
Erfüllung des Anspruchs nicht mehr mit Hilfe der 
Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen 
durchsetzen kann (§ 128 Abs. 2 Satz 1 AGB). 
Das heißt, mit der Einrede der Verjährung vor der 
Konfliktkommission bzw. dem Gericht kann der 
schadenersatzpflichtige Betrieb die Durchsetzung 
der vom Werktätigen verspätet geltend gemach¬ 
ten Schadenersatzansprüche abwenden. Dadurch 
unterscheiden sich die Verjährungsfristen zu¬ 
gleich von den materiell-rechtlichen Ausschlußfri¬ 
sten (vgl. § 265 AGB), deren Geltendmachen vor 
der Konfliktkommission bzw. dem Gericht nach 
Fristablauf ausgeschlossen ist und die Konflikt¬ 
kommission bzw. das Gericht von Amts wegen 
zwingt, den Antrag bzw. die Klage abzuweisen. 

Hinsichtlich der Verjährung von Schadener¬ 
satzansprüchen der Werktätigen ist allerdings zu 
beachten, daß in Ausnahmefällen die Organe zur 
Entscheidung von Arbeitsstreitfällen den Betrieb 
auch noch nach eingetretener Verjährung zur Er¬ 
füllung der Ansprüche auf Arbeitseinkommen 
verpflichten können, wenn dafür schwerwiegende 
Gründe vorliegen und es im Interesse des Werktä¬ 
tigen dringend geboten erscheint (§ 128 Abs. 2 
Satz 2 AGB). 

Dieser Grundsatz wurde mit dem Urteil des 
Obersten Gerichts vom 1. Dezember 197 8 57 zu¬ 
gunsten des Werktätigen erweitert. Danach sind 
auch neuererrechtliche Ansprüche nach Ablauf der 
Verjährungsfrist mittels Einspruch bei der Kon¬ 
fliktkommission bzw. Klage beim Preisgericht 
noch durchsetzbar. Im Interesse des Werktätigen 
ist es auch nach Ablauf der Verjährungsfrist drin- 


55 Vgl. Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Zi¬ 
vil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen - ZPO - 
vom 19. 6. 1975, GBl. I Nr. 29; Konfliktkommis¬ 
sionsordnung vom 12. 3. 1982 GBl. I Nr. 13 S. 274 
sowie §§ 297 ff. AGB. 

56 Vgl. 1. DB zur Zivilprozeßordnung - Zuständigkeit 
des Kreisgerichts in Arbeitsrechtssachen - vom 
25. 10. 1977, GBl. I Nr. 32 S. 349. 

57 Urteil des OG vom 1. 12. 1978 - OAK 31/78 - in: 
NJ, 1979/3. 
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gend geboten, Schadenersatzansprüche des ge¬ 
schädigten Werktätigen zu erfüllen. 58 Besonders 
auch deshalb, weil die Schadenersatzleistung des 
Betriebes bei Vorliegen der Voraussetzungen 
r selbständig zu erbringen ist. Unabhängig davon 
soll das Rechtsinstitut der Verjährung von Scha¬ 
denersatzansprüchen des Werktätigen gegenüber 
, dem Betrieb den Werktätigen veranlassen, seiner¬ 
seits auf die Gestaltung und Klärung der Rechts¬ 
beziehungen innerhalb einer wohlbemessenen 
Frist Einfluß zu nehmen. Es orientiert auf die ord- 
nungs- und fristgemäße Beseitigung von Arbeits¬ 
streitfällen, indem dafür auch dem geschädigten 
Werktätigen in bestimmtem Umfang Verantwor¬ 
tung übertragen 1 wird. Neben der Pflicht des Be¬ 
triebes zur eigenverantwortlichen Prüfung der 
Voraussetzungen für eventuelle Schadenersatzlei¬ 
stungen und deren ordnungsgemäße Erfüllung, 
trägt somit auch das Rechtsinstitut der Verjäh¬ 
rung zur selbständigen Gestaltung der Rechtsbe¬ 
ziehungen zwischen den Partnern des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses bei. 

Für alle Arten der Schadenersatzansprüche 
gilt eine Verjährungsfrist von 3-Jahren. Die Ver¬ 
jährungsfrist beginnt am 1. Tag des Monats, der 
dem Tag folgt, an dem der Ansprüchsberechtigte 
Kenntnis vom Schaden und vom Ersatzpflichtigen 
erlangt (§ 272 Satz 2 und 3 AGB). Hat der Be¬ 
trieb Schadenersatz in Form wiederkehrender 
Leistungen zu gewähren, verjähren nur die fällig 
gewordenen Teilleistungen (§ 272 Satz 4 AGB). 


8 . 2 . 

Die Kenntnis vom Schaden 
und dem Ersatzpflichtigen 

Mit der Bindung des Beginns der Verjährungsfrist 
an die Kenntniserlangung vom Schaden und vom 
Ersatzpflichtigen wird der Tatsache Rechnung ge¬ 
tragen, daß dem Werktätigen sowohl der Schaden 
als auch der Ersatzpflichtige erst lange nach Scha¬ 
denseintritt bekannt werden kann, und es wird ihm 
dafür der erforderliche Rechtsschutz gewährt. 

Schon aus den unterschiedlichen, in § 268 
Abs. 1 Buchstabe a bis c geregelten Schadensar¬ 
ten ist ersichtlich, daß der Werktätige nicht zu ei¬ 
nem Zeitpunkt Kenntnis von allen Schäden erlan¬ 
gen kann. Die entgangenen, auf Arbeit beruhen¬ 
den Einkünfte sind dem Werktätigen in ihrer tat¬ 
sächlichen Höhe erst mit Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit bekannt; während noch entge¬ 


hende, auf Arbeit beruhende Einkünfte zu diesem 
Zeitpunkt überhaupt noch nicht abzusehen sind, 
ebenso die dadurch geminderten Rentenansprü¬ 
che. 

Gleichfalls wird der Werktätige von den not¬ 
wendigen Mehraufwendungen, insbesondere zur 
Wiederherstellung der Gesundheit und Arbeits¬ 
fähigkeit und zur Teilnahme am Arbeitsprozeß 
und am gesellschaftlichen Leben, ebenfalls erst zu 
einem späteren Zeitpunkt nach Eintritt des schä¬ 
digenden Ereignisses erfahren, während der Sach¬ 
schaden zumeist unmittelbar danach feststeht. 

Es ist deshalb erforderlich, bei einer Mehrheit 
von geltend gemachten Ansprüchen für jeden An¬ 
spruch den Ablauf der Verjährungsfrist gesondert 
zu prüfen. Kenntnis vom Schaden erlangt der 
Werktätige deshalb stets dann, wenn er die jewei¬ 
lige, in einem Geldbetrag ausgedrückte Größe ei¬ 
nes Schadensbestandteiles erfährt (z. B. Kosten¬ 
rechnung über eine Reparatur bzw. Dienstlei¬ 
stungen, Gehalts- bzw. Lohnstreifen, ärztliches 
Gutachten über eine geminderte Erwerbsfähig¬ 
keit, Aufnahme einer anderen Tätigkeit usw.). 

Die Kenntniserlangung eines Schadens dem 
Grunde nach kann nicht ausreichen, um den Lauf 
der Verjährungsfrist in Gang zu setzen. Dies 
würde bedeuten, daß der Werktätige z. B. bei der 
Kenntniserlangung eines späteren Gesundheits¬ 
schadens auf Grund eines Arbeitsunfalls bzw. ei¬ 
ner Berufskrankheit die damit möglicherweise 
verbundene Verdienstminderung vorab dem 
Grunde nach durchsetzen müßte, um die Verjäh¬ 
rungsfrist zu wahren. 

In gleicher Weise erlangt der Werktätige auch 
nicht stets mit dem Eintritt eines Schadens Kennt¬ 
nis vom Ersatzpflichtigen. Es wäre verfehlt, aus 
der Gesamtanlage des 14. Kapitels des AGB' 
schließen zu wollen, daß stets der Betrieb, mit dem 
den Werktätigen ein Arbeitsrechtsverhältnis ver¬ 
bindet, als Ersatzpflichtiger anzusehen ist. Zu¬ 
nächst muß doch festgestellt werden, ob der Be¬ 
trieb überhaupt den Schadenseintritt zu vertreten 
hat. Beispielsweise können die Ursachen für eine 
Berufskrankheit aus einer früheren Tätigkeit in 
einen) anderen Betrieb herrühren. Spätfolgen ei¬ 
nes Arbeitsunfalles können in einem anderen Be¬ 
trieb auftreten. Ebenso kann bei einem Sachscha¬ 
den an mitgebrachten Gegenständen, die persön¬ 
liches Eigentum des Werktätigen sind, die Ersatz- 


58 Dafür sprechen sich Wandtke und Zierholz aus. 
Vgl. „Fristen im AGB“, NJ, 1981/1, S. 15 ff. 
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pflicht des Betriebes ausgeschlossen sein, wenn er 
von einem Dritten verursacht wurde und der Be¬ 
trieb dafür keine Ursachen gesetzt hat usw. 

Kenntnis vom Ersatzpflichtigen erlangt der 
Werktätige deshalb stets dann, wenn er erfährt, 
wer den entstandenen Schaden tatsächlich verur¬ 
sacht hat. 


8.3. 

Erneuter Beginn und Ruhen 
der Verjährungsfrist 

Die Verjährungsfrist beginnt erneut bei schriftli¬ 
cher Anerkennung des Anspruchs, bei Einigung 
über den Anspruch vor einem Organ zur Ent¬ 
scheidung von Arbeitsstreitfällen lind teilweiser 
Erfüllung desselben (vgl. § 128 Abs. 3 Buchsta¬ 
be a bis c AGB). Das bedeutet, daß die Verjäh¬ 
rungsfrist dann erneut zu laufen beginnt, wenn 
vom Ersatzpflichtigen der Anspruch in einer juri¬ 
stisch verbindlichen Form zwar anerkannt wurde, 
die Schadenersatzleistung jedoch noch nicht oder 
nicht vollständig erbracht wurde. Der Werktätige 
erhält damit erneut eine ausreichende Frist, um 
seine Ansprüche in der ihm zustehenden Höhe 
durchsetzen zu können. 

In die Verjährungsfrist wird die Zeit nicht ein¬ 
gerechnet, während der der Werktätige Schaden¬ 
ersatzansprüche vor einem Organ zur Entschei¬ 
dung von Arbeitsstreitfällen geltend macht, und 
zwar bis zur rechtskräftigen Entscheidung oder 
Rücknahme des Antrages bzw. der Klage. Ferner 
wird auch die Zeit nicht eingerechnet, wo eine 
Rechtsverfolgung unmöglich ist (vgl. § 128 Abs. 4 
Buchstaben a und b AGB). Das heißt, die Verjäh¬ 
rungsfrist ruht während der Rechtsverfolgung und 
in den Zeiten, in denen eine Rechtsverfolgung 
nicht möglich ist (z. B. Krankheit, Auslandsauf¬ 
enthalt usw.). Damit werden eventuelle nachtei¬ 
lige Folgen aus einer langwierigen Rechtsverfol¬ 
gung bzw. der objektiven Unmöglichkeit einer 
Rechtsverfolgung vom Werktätigen zur Durch¬ 
setzung seiner Schadenersatzansprüche abgewen¬ 
det. 



Kapitel XV 

Die Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten 


1 . 

Begriff, Geltungsbereich, 

Bedeutung und Prinzipien 
der Sozialversicherung 

1 . 1 . 

Der Begriff der Sozialversicherung 

Die Sozialversicherung der Arbeiter und Ange¬ 
stellten in der DDR ist eine vom sozialistischen 
Staat geschaffene und vom Freien Deutschen Ge¬ 
werkschaftsbund geleitete Einrichtung zur Ge¬ 
währleistung der sozialen Sicherheit der Arbeiter 
und Angestellten und ihrer Familienangehörigen 
bei Arbeitsunfähigkeit, bei Mutterschaft, im Alter 
und im Falle des Todes. Auf der Grundlage und in 
Durchsetzung der Artikel 35 und 36 der Verfas¬ 
sung ist sie als soziales Versicherungssystem aus¬ 
gestaltet, das den Werktätigen materielle Sicher¬ 
stellung garantiert, wenn sie aus den angeführten 
Gründen ständig oder zeitweilig nicht arbeitsfähig 
sind oder eine gesundheitliche Betreuung zum 
Schutz der Arbeitskraft notwendig ist. 

Auf der Grundlage rechtlicher Regelungen 
und sich daraus ergebender Ansprüche der Arbei¬ 
ter, Angestellten und ihrer Familienangehörigen 
erfolgt die materielle Sicherstellung durch Sach- 
und Geldleistungen. 

Die Sozialversicherung der Arbeiter und An¬ 
gestellten ist in der DDR die Hauptform zur 
Verwirklichung des verfassungsmäßigen Rechts 
der Bürger auf materielle Sicherstellung bei 
Krankheit, Invalidität und im Alter. Sie ist eine 
Pflichtversicherung, d. h., daß der Beitritt kraft 
Gesetzes erfolgt. Jeder Werktätige ist während 
der Dauer seines Arbeitsrechtsverhältnisses bei 
der Sozialversicherung pflichtversichert (vgl. § 2 
SVO). Mit der Aufnahme der Tätigkeit im Rah¬ 
men eines Arbeitsrechtsverhältnisses wird gleich¬ 
zeitig ein Sozialversicherungsrechtsverhältnis be¬ 
gründet. 

Mit der auf dem VIII. Parteitag der SED im 


Jahre 1971 beschlossenen Hauptaufgabe und dem 
davon abgeleiteten sozialpolitischen Programm 
setzte ein neuer Abschnitt sozialpolitischer Ent¬ 
wicklung in der DDR ein. In Vorbereitung dieser 
Entwicklung erfolgte bei der Sozialversicherung 
eine bedeutsame Umgestaltung durch die Verbin¬ 
dung der Pflichtversicherung mit einer Freiwilli¬ 
gen Zusatzrentenversicherung (FZR). Dadurch 
wird jedem Werktätigen mit einem Verdienst 
über 600 Mark monatlich die Möglichkeit gege¬ 
ben, sich durch den Beitritt zur FZR höhere Lei¬ 
stungen bei Arbeitsunfähigkeit und im Alter zu si¬ 
chern. 

Die vom sozialistischen Staat geschaffene und 
durch Rechtsnormen ausgestaltete Sozialversi¬ 
cherung wird gemäß Artikel 45 der Verfassung 
von den Gewerkschaften geleitet. Das heißt, daß 
die Leitung und Verwaltung der Sozialversiche¬ 
rung von den Werktätigen selbst wahrgenommen 
wird. Das gilt gleichermaßen für die Entscheidung 
von Streitigkeiten, für die eigene Beschwerde¬ 
kommissionen existieren. 

Die zur Ausgestaltung der Sozialversicherung 
erforderlichen Rechtsvorschriften erläßt, in Über¬ 
einstimmung mit dem Bundesvorstand des 
FDGB, der Ministerrat der DDR. Diese Rechts¬ 
normen bilden in ihrer Einheit das Sozialver¬ 
sicherungsrecht als Teil des sozialistischen Ar¬ 
beitsrechts der DDR. 

1 . 2 . 

Der Geltungsbereich 

der Sozialversicherung 

der Arbeiter und Angestellten 

Der Grad sozialer Sicherheit wird in der sozia¬ 
listischen Gesellschaft in hohem Maße auch da¬ 
von bestimmt, in welchem Umfang die Gesell¬ 
schaftsmitglieder in die Sozialversicherung ein¬ 
bezogen sind. 

In der DDR besteht der Verfassungsauftrag, 
jedem Bürger das Recht auf Schutz seiner Ge- 





sundheit und Arbeitskraft, auf Fürsorge bei Inva¬ 
lidität und im Alter zu garantieren. Diese Aufgabe 
wird wesentlich durch die Sozialversicherung er- 
„ füllt. Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit, die 
Sozialversicherung so zu gestalten, daß möglichst 
die gesamte Bevölkerung von ihr erfaßt wird. 
Kraft der Regelung im AGB,'daß alle Werktäti¬ 
gen während der Dauer eines Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses bei der Sozialversicherung pflichtversi¬ 
chert sind (§ 278 Abs. 1 AGB), wird der überwie¬ 
gende Teil der Bevölkerung von der Sozialversi¬ 
cherung der Arbeiter und Angestellten erfaßt. 
Neben diesen in einem Arbeitsrechtsverhältnis 
stehenden Werktätigen erfaßt die Sozialversiche¬ 
rung auch die in eigener Praxis tätigen Ärzte, 
Zahnärzte, Tierärzte und freiberuflich tätige Kul¬ 
tur- und Kunstschaffende. Gleiches trifft auf Stu¬ 
denten und wissenschaftliche Aspiranten der Uni¬ 
versitäten, Hoch- und Fachschulen zu (vgl. 
Abschn. 2.5.). 

Die aufgeführten Personengruppen genießen 
umfassenden Versicherungsschutz, der sich auch 
auf die Familienangehörigen erstreckt. Versiche¬ 
rungsschutz besteht ebenfalls für alle Rentner und 
deren Familienangehörige. Er wird auch allen 
Empfängern von Sozialfürsorgeunterstützung in 
Form von Sachleistungen gewährt (vgl. § 8 Sozial- 
fürsorge-VO). 

Der Geltungsbereich der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten ist daher nicht 
identisch mit dem in den §§ 15 bis 17 AGB nor¬ 
mierten Geltungsbereich des AGB, sondern 
geht weit über diesen hinaus. Er erfaßt auch 
einen großen Teil der Bevölkerung, der in keinem 
Arbeitsrechtsverhältnis steht. 1 

Die Sozialversicherung der Arbeiter und An¬ 
gestellten gewährt allen in einem Arbeitsrechts¬ 
verhältnis stehenden Werktätigen Versicherungs¬ 
schutz ohne Unterschied der Staatsangehörigkeit. 
Das gilt auch für Leistungen nach der Rentenver¬ 
ordnung. Hat jedoch der Versicherte seinen stän¬ 
digen Wohnsitz nicht in der DDR, so besteht der 
Rentenanspruch gegenüber der Sozialversiche¬ 
rung in der DDR nur, wenn entsprechende zwi¬ 
schenstaatliche Vereinbarungen mit dem Land, in 
dem er seinen ständigen Wohnsitz hat, getroffen 
wurden (§ 1 Renten-VO). 

Dieser zwischenstaatlichen Vereinbarung be¬ 
darf es auch, wenn ein sozialversicherter Bürger 
Versicherungsschutz im Ausland genießen will. 


1.3. 

Entwicklung und Bedeutung 
der Sozialversicherung 

1 . 3 . 1 . 

Die Entwicklung der Sozialversicherung 

Die nlaterielle Unterstützung und gegenseitige 
Hilfe bei Krankheit war seit Bestehen der Arbei¬ 
terklasse fester Bestandteil der Klassensolidarität. 
Schon die mittelalterlichen Gesellenbruderschaf¬ 
ten zahlten den „Pfennig“ in die Gesellenkassen, 
die zunächst religiösen Zwecken, dann aber im¬ 
mer mehr beruflichen Unterstützungszwecken 
dienten. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts schuf 
sich die Arbeiterklasse eigene Unterstützungskas¬ 
sen mit eigener Finanzierung und eigener Verwal¬ 
tung. Damit entstanden zugleich erste Formen ei¬ 
nes politisch-organisatorischen Zusammenschlus¬ 
ses. Lediglich für die Bergarbeiter gab es zu dieser 
Zeit schon die ersten staatlich verwalteten Knapp¬ 
schaftskassen. Nach langen Kämpfen und Klas¬ 
senauseinandersetzungen kam es 1845 durch die 
Preußische Gewerbeordnung zu ersten rechtli¬ 
chen Regelungen über die Beitrittspflicht zu den 
Unterstützungskassen, die sich jedoch nur im ge¬ 
ringen Umfang durchsetzten. 

1848 forderte der „Bund der Kommunisten“ 
mit dem von Marx und Engels entwickelten Pro¬ 
gramm „17 Forderungen der Kommunistischen 
Partei in Deutschland“ den Staat auf, die Sozial¬ 
versicherung voll in seine Verantwortung zu neh¬ 
men. Hierzu formulierte das Programm in 
Punkt 16: „Der Staat garantiert allen Arbeitern 
ihre Existenz und versorgt die zur Arbeit Unfähi¬ 
gen“. Die Erfüllung dieser Forderung erfolgte im 
bescheidenen Umfang in den achtziger Jahren 
durch die deutsche Bourgeoisie. 1878 trat das 
„Sozialistengesetz“ in Kraft. Dieses Ausnahme¬ 
gesetz verbot alle Organisationen der sozialde¬ 
mokratischen Partei und alle Gewerkschaften, so¬ 
fern sie sozialistische Ziele verfolgten. Sozialde¬ 
mokraten wurden ausgewiesen, ausgesperrt, ent¬ 
lassen und über einige Städte wurde der kleine Be¬ 
lagerungszustand verhängt. Die deutsche Sozial¬ 
demokratie, in die Illegalität getrieben, verfolgt 
und geächtet, nahm den Kampf auf und gewann an 
Stärke und Einfluß. Schon drei Jahre später mußte 
die Regierung unter Bismarck erkennen, daß die 


1 Vgl. hierzu VO vom 9: 12. 1977 über die SV bei der 
Staatlichen Versicherung der DDR, GBl. I 1978 
Nr. 1 S. 1. 
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Sozialdemokratie mit Terror nicht zu vernichten 
war, und sie ergänzte ihn durch Korruption in 
Form von „Sozialreformen“, durch Kranken- und 
andere Versicherungen. Hierdurch verbesserte 
sich in bestimmtem Umfang die Lage der kranken, 
der unfallgeschädigten oder der wegen Invalidität 
oder Alter aus der Produktion ausgeschiedenen 
Arbeiter. Mit dem Krankenversicherungsgesetz 
von 1883 wurden alle Arbeiter (ausgenommen 
Landarbeiter) gegen Krankheit,versichert, wobei 
zwei Drittel der Versicherungsbeiträge von den 
Arbeitern selbst und ein Drittel von den Unter¬ 
nehmern zu leisten waren. Das Unfallversiche¬ 
rungsgesetz von 1884, veranlaßt durch eine un- 
gemein schnelle Zunahme der Arbeitsunfälle, si¬ 
cherte dem verunglückten Arbeiter Versiche¬ 
rungsschutz in einem bestimmten Umfang. Die 
1889 eingeführte Alters- und Invalidenversiche¬ 
rung bestimmte die Versicherungspflicht für Ar¬ 
beiter und untere Beamte, wobei die Hälfte der 
Beiträge von den Arbeitern zu leisten war. Alters- 
. Versicherung erhielt aber nur, wer 70 Jahre alt war 
und 30 Jahre lang Beiträge gezahlt hatte. 

Diese „Fürsorge“ für den alten, kranken dder 
verunglückten Arbeiter sollte über das Elend und 
die Not des gesunden Arbeiters hinwegtäuschen. 
Dabei war all das, was positiv und zukunftswei¬ 
send in der Sozialgesetzgebung war, all das, was 
die soziale »Lage des Proletariats verbesserte und 
seinen Kampf erleichterte, erst von der revolutio¬ 
nären Arbeiterbewegung erzwungen worden. 

Die erreichten Verbesserungen erfüllten aber 
bei weitem nicht die von der Arbeiterklasse erho¬ 
benen Forderungen. Zudem waren die Vorstel¬ 
lungen über eine staatliche Sozialversicherung 
i noch sehr unkonkret. Erst Lenin entwickelte all¬ 
gemeingültige Prinzipien für die Schaffung einer 
staatlichen Sozialversicherung, wie sie den Anfor¬ 
derungen sozialistischer Sozialpolitik entspricht. 
Sie sind als die Leninschen Versicherungsprinzi¬ 
pien in die Geschichte eingegangen und lauten: 
„Die beste Form für die Versicherung der Arbei¬ 
ter ist ihre staatliche Versicherung, aufgebaut auf 
folgenden Grundsätzen: 

a) Sie muß die Arbeiter sicherstellen für alle Fälle 
des Verlustes der Arbeitsfähigkeit (Unfall, 
Krankheit, Alter, Invalidität, für Arbeiterin¬ 
nen außerdem Schwangerschaft und Geburt, 
Versorgung von Witwen und Waisen nach dem 
Tode des Ernährers) oder für den Fall, daß sie 
infolge von Arbeitslosigkeit des Lohns verlu¬ 
stig gehen. 


b) Die Versicherung muß alle in Lohn stehenden 
Personen und ihre Familien umfassen. 

c) Alle Versicherten müssen entschädigt werden 
nach dem Prinzip der Vergütung des vollen 
Lohnes, wobei alle Ausgaben für die Versiche¬ 
rung auf die Unternehmer und den Staat ent¬ 
fallen müssen. 

d) Alle Arten von Versicherungen müssen von 

einheitlichen Versicherungsorganisationen 
verwaltet werden, die nach territorialem Typ 
und auf dem Prinzip der völligen Selbstverwal¬ 
tung durch die Versicherten aufzubauen 
sind.“ 2 1 

Diese Versicherungsprinzipien, die auch in 
den „Sozialpolitischen Richtlinien“ der SED vojn 
30. 12.1946 enthalten waren, sind in die Geburts¬ 
urkunde der Sozialversicherung in der DDR, 
den Befehl Nr. 28 der SMAD vom 28. 1. 1947, 
eingegangen. Neben diesen Prinzipien berück¬ 
sichtigte die auf der Grundlage des Befehls ergan¬ 
gene „Verordnung über Sozialpflichtversiche- 
rung“ die jahrzehntealten Forderungen und kon¬ 
kreten Vorstellungen der deutschen Gewerk¬ 
schaftsbewegung und die Erfahrungen, die die 
sowjetischen Gewerkschaften beim Aufbau und 
bei der Leitung ihrer Sbzialversicherung gesam¬ 
melt hatten. 

Von Anfang an wurden damit die Gestaltung 
und der Aufbau der einheitlichen Sozialversiche¬ 
rung fester Bestandteil der revolutionären Umge¬ 
staltung der Gesellschaft und des Aufbaus der so¬ 
zialistischen Gesellschaft in der DDR. 

1.3.2. 

Die Sozialversicherung als Bestandteil 
sozialistischer Sozialpolitik 

Die Sozialpolitik des sozialistischen Staates ist ge¬ 
kennzeichnet durch die Gesamtheit von Aktivitä¬ 
ten und Maßnahmen zur Herausbildung der sozia¬ 
listischen Lebensweise. 3 Ein wesentlicher Be¬ 
standteil sozialistischer Lebensweise sind soziale 
Sicherheit und Geborgenheit für alle Bürger. Die 
Sozialversicherung hat dazu einen wichtigen Bei¬ 
trag zu leisten. Die weitere Ausprägung des 
sozialen Versicherungssystems ist ein ständiger 
Prozeß, der den ökonomischen Möglichkeiten 
entsprechend gestaltet wird. Zunehmend hat sich 
die Sozialversicherung unter Leitung der Gewerk- 


2 W. I. Lenin, Werke, Bd. 17, Berlin 1966, S. 467. 

3 Vgl. Marxistisch-leninistische Sozialpolitik, Berlin 
1975, S. 15. 
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schäften harmonisch in die gesellschaftliche Ge¬ 
samtentwicklung eingeordnet und ist nicht mehr 
auf die in der Vergangenheit vorherrschende 
Schutzfunktion begrenzt. Ihre planmäßige Ent¬ 
wicklung durch den sozialistischen Staat, ihre 
Einheitlichkeit, ihr hohes Leistungsvermögen und 
ihre Stabilität sind ein bedeutender Faktor sozia¬ 
ler Sicherheit. Neben dem Recht auf Arbeit als 
dem entscheidenden Grundrecht für die Gewähr¬ 
leistung sozialer Sicherheit ist die Sozialversiche¬ 
rung von großer sozialpolitischer Bedeutung, 
wenn das Recht auf Arbeit aus Krankheits- und 
Altersgründen nicht wahrgenommen werden 
kann. Sie trägt damit „zur Erhaltung des normalen 
Lebensstandards auch bei Verlust des Verdien¬ 
stes“ 4 bei. 

Wie in allen Bereichen sozialistischer Sozial¬ 
politik steht auch für die Sozialversicherung stän¬ 
dig die Frage, wie mit den vorhandenen Mitteln 
eine höchstmögliche Bedürfnisbefriedigung er¬ 
zielt werden kann und wie zugleich ökonomische 
Effektivität erreicht wird. Die Sozialversicherung 
kann und darf ihre Mittel nicht nur für die Versor¬ 
gung der Werktätigen bei Krankheit, im Alter 
usw. verwenden, so wichtig und bedeutungsvoll 
das auch für die soziale Sicherheit jedes einzelnen 
ist. Ein Prinzip des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes ist das Prinzip der Vermeidbarkeit von 
Krankheit und Unfällen (vgl. Kapitel X). Die 
Sozialversicherung verwendet ihre Mittel mit dem 
Ziel der immer besseren Betreuung der Werk¬ 
tätigen und nimmt durch ihre gesamte ifätigkeit 
Einfluß auf sozialistische Denk- und Verhaltens¬ 
weisen und die Erziehung zur gesunden Lebens¬ 
weise. Dabei fördert sie auch Maßnahmen des 
vorbeugenden Gesundheitsschutzes. 

Die Sozialversicherung läßt sich bei der Lei¬ 
stungsgewährung und Mittelverwendung von die¬ 
ser Erkenntnis leiten. Damit leistet sie ihren Bei¬ 
trag,zur Erfüllung der Hauptaufgabe in ihrer Ein¬ 
heit von Wirtschafts- und Sozialpolitik. Sie ist Be¬ 
standteil und Ergebnis dieser Einheit, indem sie 
vorsorgend auf das Arbeitsvermögen der Werktä¬ 
tigen einwirkt und zugleich durch soziale Versor¬ 
gung materielle Sicherheit garantiert, wenn das 
Arbeitsvermögen nicht einsetzbar ist. 

In diesem einheitlichen Wirken setzt sie Po¬ 
tenzen für bewußte Aktivitäten im Arbeitsprozeß 
frei. Soziale Sicherheit wirkt somit auf die Steige¬ 
rung der Arbeitsproduktivität. „Dabei sind wir 
uns natürlich stets dessen bewußt, daß sozialpoliti¬ 
sche Fortschritte nicht automatisch zu höheren 
ökonomischen Ergebnissen führen. Dafür müssen 


vielmehr durch die politisch-ideologische Ar¬ 
beit ... entsprechende Voraussetzungen geschaf¬ 
fen werden.“ 5 

Die Leistungen der Sozialversicherung, insbe¬ 
sondere die Geldleistungen,, sind kein Schaden¬ 
ersatz für entgangenen Lohn oder für die-Einbuße 
von Gesundheit, sondern eine'„soziale Versor¬ 
gung, abgestuft nach dem Maß der Beeinträchti¬ 
gung der Arbeitskraft“ 6 . Auf der Grundlage und 
in Verwirklichung des sozialpolitischen Pro¬ 
gramms hat die Leistungsgewährung ein hohes 
Niveau erreicht. Damit werden die dem Sozialis¬ 
mus wesenseigenen Möglichkeiten genutzt, um 
die durch Arbeitsunfähigkeit oder infolge Renten¬ 
alter entstehenden sozialen Ungleichheiten zu 
mindern. 

1 . 3 . 3 . 

Das Zusammenwirken der Sozialversicherung 

der Arbeiter und Angestellten 

mit anderen Versicherungseinrichtungen 

Neben der Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten besteht die Sozialversicherung bei 
der Staatlichen Versicherung der DDR, die etwa 
15 % der Bevölkerung erfaßt. 7 Bis 1956 bestan¬ 
den beide als einheitliche 'Einrichtung. Mit der 
Übertragung der gesamten politischen, organisa¬ 
torischen und finanziellen Leitung der Sozialver¬ 
sicherung an den FDGB ergab sich die Notwen¬ 
digkeit, für die nicht im FDGB organisierten selb¬ 
ständigen Gewerbetreibenden, Handwerker usw. 
eine eigene Sozialversicherung bei der Staatlichen 
Versicherung der DDR zu schaffen..Heute sind in 
ihr der überwiegende Teil der Mitglieder soziali¬ 
stischer Produktionsgenossenschaften, aber auch 
die Mitglieder der Kollegien der Rechtsanwälte, 
Inhaber von Handwerksbetrieben und private Ge¬ 
werbetreibende versichert. Ihr Aufbau, die Lei¬ 
stungen, der Versicherungsschutz für Familienan¬ 
gehörige usw., besonders aber ihre Ausgestaltung 
als Pflichtversicherung entsprechen weitgehend 
der Sozialversicherung der Arbeiter und Ange¬ 
stellten. Viele Leistungsarten sind gleich. Es gibt 
zwar für die Sach- und Geldleistungen getrennte 


4 Sowjetisches Arbeitsrecht, Berlin 1974, S.,337. 

5 G. Ebert/H. Milke/H. Siewert, • „Leistungsprinzip 
und Sozialpolitik“, Einheit, 1975/3, S. 304. 

6 Marxistisch-leninistische Sozialpolitik, a. a. O., 
S. 231.’ 

7 Rechtsgrundlage ist die VO vom 9. 12. 1977 über 
die SV bei der Staatlichen Versicherung der DDR, 
a.a. O. 
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Sozialversicherungsordnungen, dagegen aber für 
beide Versicherungen eine einheitliche Renten¬ 
verordnung. Aus dieser Tatsache ergibt sich auch 
das enge Zusammenwirken beider Sozialversiche¬ 
rungen in der Praxis, so z. B. bei der Realisierung 
von Schadenersatzansprüchen der Sozialversiche¬ 
rung der Arbeiter und Angestellten. 


1 . 4 . 

Die Prinzipien der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten 

Die Prinzipien der Sozialversicherung leiten sich 
aus der wissenschaftlich begründeten marxi¬ 
stisch-leninistischen Sozialpolitik ab, insbeson¬ 
dere aus den Leninschen Versicherungsprinzipi¬ 
en, den Klassenkampferfahrungen der Arbeiter¬ 
klasse und aus der sozialistischen Praxis auf die¬ 
sem Gebiet. Sie haben in den Normen des Sozial¬ 
versicherungsrechts ihren Niederschlag gefunden 
und wirken orientierend für Rechtsetzung und 
Rechtsverwirklichung. 

Die Prinzipien enthalten die entscheidenden 
politisch-ideologischen Anforderungen an die 
Fortentwicklung der Sozialversicherung, wie sie 
sich aus der immer besseren Durchsetzung der 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik erge¬ 
ben. 

1.4.1. 

Die Verbindung des Leistungsprinzips 
mit der Gewährleistung sozialer Sicherheit 
in der Sozialversicherung 

Das Leistungsprinzip ist ein Grundprinzip bei der 
Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft. Das 
Prinzip „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem 
nach seiner Leistung“ bringt das Recht und die 
Pflicht jedes Bürgers zum Ausdruck, entspre¬ 
chend seinem Vermögen für die sozialistische Ge¬ 
sellschaft zu arbeiten und enthält den Anspruch, 
entsprechend der Qualität und Quantität der Ar¬ 
beit am Konsumtionsfonds beteiligt zu werden. 

Mit dem sozialistischen Arbeitsrecht gewähr¬ 
leistet der sozialistische Staat, „daß das materielle 
und kulturelle Lebensniveau der Werktätigen 
hauptsächlich über das Arbeitseinkommen erhöht 
und das Leistungsprinzip als Grundprinzip der 
Verteilung im Sozialismus konsequent durchge¬ 
setzt wird ...“ (§ 95 Abs. 1 AGB). 

Auch das Gebiet der Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten wird wesentlich vom 
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Leistungsprinzip bestimmt. Die Höhe des Kran¬ 
kengeldes und der Renten wird z. B. weitgehend 
vom Verdienst abhängig gemacht. Berücksichtigt 
man allerdings, daß der große Komplex der 
Sachleistungen unabhängig vom Verdienst ge¬ 
währt wird, so wird erkennbar, daß neben dem 
Leistungsprinzip ein weiteres Prinzip wirksam 
wird, das sogar überwiegend den Sozialversiche¬ 
rungs-Fonds beeinflußt, nämlich die Verteilung 
unabhängig von der Arbeitsleistung. 8 

Marx hat in. der „Kritik des Gothaer Pro¬ 
gramms“ in Auseinandersetzung mit der klein¬ 
bürgerlichen Auffassung von der „gerechten Ver¬ 
teilung des unverkürzten Arbeitsertrags“ die 
Notwendigkeit der Bildung gesellschaftlicher 
Konsumtionsfonds begründet. 

Dazu gehört auch der „Fonds für Arbeits¬ 
unfähige etc.. “ 9 Marx stellte fest, daß die ge¬ 
sellschaftlichen Konsumtionsfonds in dem Maße 
zunehmen, wie die neue Gesellschaft sich ent¬ 
wickelt. 

Durch die Verteilung über diese Fonds und die 
damit verbundene immer bessere Befriedigung 
der Bedürfnisse aller Bürger werden soziale Un¬ 
terschiede in unserer Gesellschaft gemindert. 
Wenngleich sich Sozialpolitik nicht darin er¬ 
schöpft, bestimmte aus gesundheitlichen, familiä¬ 
ren und anderen Gründen sozial benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen zu unterstützen, oder so¬ 
ziale Disproportionen zu beseitigen, 10 so ist aber 
die systematische Einschränkung solcher Unter¬ 
schiede und noch bestehender Disproportionen 
eine wesentliche Seite sozialistischer Sozialpolitik. 


8 Kutta unterscheidet in ihrer Dissertation „Die Rea¬ 
lisierung der sozialen Grundrechte durch das soziali¬ 
stische Arbeitsrecht unter dem Aspekt der Einheit 
von Leistungs- und Versorgungsprinzip“, Berlin 
1976, Sektion Rechtswissenschaft an der Hum¬ 
boldt-Universität (unveröffentlicht), zwischen Ver- 
sicherungs- und Versorgungsprinzip. Sie benutzt die 
Bezeichnung „Versicherungsprinzip“ für alle Lei¬ 
stungen der Sozialversicherung, die auf dem Lei¬ 
stungsprinzip beruhen und die als Äquivalenz für ge¬ 
zahlte Beiträge erbracht werden. Das „Versor¬ 
gungsprinzip“ gilt für SV-Leistungen unabhängig 
von der Arbeits- und damit Beitragsleistung. 

9 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 19, Berlin 1962, 
S. 19. 

10 G. Ebert/H. 1 Milke/H. Siewert, ..Leistungsprinzip 
und Sozialpolitik“, a. a. O., S. 304 f. 




1.4.2. 

Das Prinzip der Einheit von Pflicht- 
und freiwilliger Versicherung 

Die Sozialversicherung der Arbeiter und Ange¬ 
stellten ist als Pflichtversicherung und freiwillige 
Versicherung ausgestaltet. Ursprünglich war sie 
nur eine Pflichtversicherung. Seit 1971 kann 
durch Abschluß einer Zusatzversicherung, der 
FZR, der Versicherungsschutz erweitert werden. 

Bei der Pflichtversicherung wird das Sozial¬ 
versicherungsrechtsverhältnis kraft Gesetzes be¬ 
gründet. Gemäß § 278 AGB und § 2 SVO beginnt 
es mit dem im Arbeitsvertrag vereinbarten Tag 
der Arbeitsaufnahme. Das soziale Versicherungs¬ 
system ist damit in der DDR vornehmlich als 
Pflichtversicherung ausgestaltet, weil das den ge¬ 
sellschaftlichen und individuellen Interessen am 
besten entspricht. Der sozialistische Staat garan¬ 
tiert und übernimmt gemäß den Artikeln 35 und 
36 der Verfassung die materielle Sicherstellung 
und Fürsorge bei Krankheit, Unfällen, im Alter 
und bei Invalidität. Dazu wird ein Teil des von der 
sozialistischen Gesellschaft gemeinsam geschaf¬ 
fenen gesellschaftlichen Konsumtionsfonds ver¬ 
wendet. 

Die Pflichtversicherung kann seit einigen Jah¬ 
ren mit einer freiwilligen Zusatzversicherung er¬ 
gänzt werden. Werktätige mit einem monatlichen 
Einkommen von mehr als 600 Mark haben die 
Möglichkeit, eine „Freiwillige Zusatzrentenversi¬ 
cherung“ abzuschließen. Damit erwerben sie ei¬ 
nen zusätzlichen Anspruch zu den Leistungen aus 
der Pflichtversicherung und können mit Hilfe des 
Betriebes und des sozialistischen Staates ihre so¬ 
ziale Sicherheit und die ihrer Familie bei Mutter¬ 
schaft, Krankheit, Invalidität und im Alter erhö¬ 
hen. Bis zur Einführung der FZR konnte dieser 
Kreis von Werktätigen bei Geldleistungen und 
Renten nur im Rahmen der Pflichtversicherung 
versorgt werden. Entsprechend dem Versiche¬ 
rungsprinzip wurde die Geldleistung auf der Basis 
des beitragspflichtigen Verdienstes, der bis zu 
600 Mark beträgt, berechnet. Während der Le¬ 
bensstandard dieser Werktätigen - und das ist der 
überwiegende Teil aller Werktätigen - von einem 
über 600 Mark liegenden Lohn bestimmt wurde, 
erfolgte bei Krankengeldzahlung und Rentenzah¬ 
lung ein sozial spürbarer Einschnitt. Das Ein¬ 
kommen über 600 Mark mußte bei der Berech¬ 
nung unberücksichtigt bleiben. 

Durch den Abschluß der FZR erhält nunmehr 
jeder Werktätige mit einem monatlichen Brutto¬ 
verdienst von mehr als 600,- M das bei Arbeits¬ 


unfähigkeit wegen Krankheit gezahlte Kranken¬ 
geld in Höhe der gleichen Prozentsätze vom 
Nettodurchschnittsverdienst wie Werktätige mit 
einem solchen Verdienst bis zu 600,- M und er¬ 
wirbt gleichzeitig einen Anspruch zur Zusatz¬ 
alters- bzw. Zusatzinvalidenrente. Im Todesfall 
entsteht für seine Familienangehörigen der An¬ 
spruch auf Zusatzhinterbliebenenrente. 

Eine zusätzliche Vorsorge durch Abschluß ei¬ 
ner FZR liegt somit in der individuellen Verant¬ 
wortung des Werktätigen. In Abhängigkeit von 
seiner Entscheidung und seiner Leistung erhöht 
die Gesellschaft ihren Anteil zur Erhöhung der 
sozialen Sicherheit. 

1.4.3. 

Das Prinzip 

des umfassenden Versicherungsschutzes 
Umfassender Versicherungsschutz ist einmal da¬ 
hingehend zu verstehen, daß ein möglichst hoher 
Anteil der Werktätigen und ihrer Familien diesen 
Schutz genießt. Zum anderen ist hierunter auch 
der Umfang der Versicherung zu verstehen, d. h., 
in welchen Fällen Versicherungsschutz geboten 
wird. 

Jeder Werktätige, der ein Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis begründet hat, genießt Versicherungs¬ 
schutz. Dieser Versicherungsschutz kann das Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis überdauern, wenn Ansprüche 
auf Sozialversicherungs-Leistungen innerhalb von 
3 Wochen nach Beendigung eines Arbeitsrechts¬ 
verhältnisses eintreten (§ 7 Abs. 1 SVO). Fami¬ 
lienangehörige erhalten auch die im AGB bzw. in 
der SVO festgelegten Leistungen, ohne Subjekt 
eines eigenen Sozialversicherungsrechtsverhält¬ 
nisses zu sein. Ihr Versicherungsschutz ergibt sich 
aus dem bestehenden Sozialversicherungsrechts¬ 
verhältnis de/ pflichtversicherten Familienange¬ 
hörigen. Relativ unabhängig von einem bestehen¬ 
den Sozialversicherungsrechtsverhältnis ist dage¬ 
gen der Versicherungsschutz, der bei Unfällen im 
Rahmen organisierter gesellschaftlicher, kulturel¬ 
ler oder sportlicher Tätigkeit gewährt wird. Das 
Sozialversicherungsrechtsverhältnis kann hier 
auch durch Eintritt eines vom erweiterten Versi¬ 
cherungsschutz erfaßten Unfalls begründet wer¬ 
den. Wesentlicher Inhalt des umfassenden Versi¬ 
cherungsschutzes ist die Vielfalt der Formen der 
Versorgung und Betreuung der Werktätigen. Be¬ 
deutsam ist hierbei auch die Tatsache, daß der 
Versicherungsschutz für alle Arbeiter und Ange¬ 
stellten einheitlich durch eine Versicherungsein¬ 
richtung gewährleistet wird. 
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Bis 1945 bestanden auf dem heutigen Territorium 
der DDR über 1 400 verschiedene Versicherungs¬ 
einrichtungen, wie die Allgemeinen Ortskranken¬ 
kassen, Angestelltenversicherungskassen, Knapp¬ 
schaftsversicherungen der Bergleute, Beamtenkas¬ 
sen, Post- und Eisenbahnversicherungskassen usw., 
die auch in sich nochmals nach den verschiedenen 
Versicherungsarten unterteilt waren, wie Kranken-, 
Unfall-, Alters-, Invaliden-, Arbeitslosen-, Witwen- 
und andere Versicherungen. 

Die Sozialversicherung der Arbeiter und An¬ 
gestellten vereinigt in sich dagegen alle Versiche¬ 
rungsarten und gewährt Leistungen bei Krank¬ 
heit, Invalidität, Arbeitsunfall, Berufskrankheit, 
für Mutter und Kind, im Alter und für Hinterblie¬ 
bene. Die Leistungsarten werden immer wei¬ 
ter ausgebaut. Mit der erfolgreichen Verwirkli¬ 
chung des sozialpolitischen Programms sind allein 
in den Jahren seit 1971 mehr als 25 Leistungen 
und Leistungskomplexe der Sozialversicherung 
erhöht, vervollkommnet oder neu eingeführt 
worden. Dazu gehören die Freiwillige Zusatzren¬ 
tenversicherung, die weitere Ausgestaltung des 
Rentenrechts, mehrere Rentenerhöhungen, hö¬ 
heres Pflegegeld, die Verlängerung des Schwan¬ 
gerschafts- und Wochenurlaubs, materielle Lei¬ 
stlingen an alleinstehende Werktätige bei fehlen¬ 
dem Krippenplatz, das Mütter jahr, höhere einma¬ 
lige Geburtenbeihilfen, monatlicher Zuschuß zum 
Familienaufwand, höheres Krankengeld und Ver¬ 
längerung der Bezugsdauer, umfangreichere 
Sachleistungen, Heil- und Hilfsmittel und Kuren. 

1.4.4. 

Die Verwaltung der Sozialversicherung 
durch die Versicherten 
über ihre Gewerkschaften 

„Die Gewerkschaften leiten die Sozialversiche¬ 
rung der Arbeiter und Angestellten auf der 
Grundlage der Selbstverwaltung der Versicher¬ 
ten.“ (Art. 45 Abs. 3 der Verfassung) Die Sozial¬ 
versicherung „ist ein wichtiges Arbeitsgebiet der 
Gewerkschaften bei der allseitigen Vertretung der 
Interessen der Werktätigen. Die Leitung erfolgt 
entsprechend den Prinzipien des demokratischen 
Zentralismus durch die gewählten Organe des 
FDGB, der Industriegewerkschaften und Ge¬ 
werkschaften . . .“ (§ 274 Abs. 2 AGB). 

Mit diesen Grundsatzbestimmungen ist festge¬ 
legt, daß die Leitung der Sozialversicherung auf 
breiter demokratischer Grundlage von der größ¬ 
ten Massenorganisation der Arbeiterklasse und 
damit von den Versicherten selbst verwirklicht 


wird. Damit ist die Leninsche Forderung nach 
Verwaltung durch die Versicherten selbst erfüllt. 

Die sozialpolitischen Richtlinien der SED von 
1946 enthielten als einen programmatischen 
Punkt die Selbstverwaltung der Sozialversiche¬ 
rung. Sie wurde 1956 verwirklicht, als LPG-Mit- 
glieder, Handwerker usw. in die Sozialversiche¬ 
rung der Staatlichen Versicherung eingeordnet 
wurden. Danach wurde entsprechend der Forde¬ 
rung des 4. FDGB-Kongresses die gesamte politi¬ 
sche, organisatorische und finanzielle Leitung der 
Sozialversicherung an den FDGB übertragen. 
Von diesem Zeitpunkt ab leitet und verwaltet der 
FDGB die Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten in eigener Verantwortung auf der 
Grundlage der vom sozialistischen Staat in Über¬ 
einstimmung mit dem FDGB erlassenen Rechts¬ 
normen. Damit organisiert die Arbeiterklasse 
über ihre größte Klassenorganisation die Sozial¬ 
leistungen vom Krankengeld bis zur Rente. 

ökonomisch bedeutsam ist, daß durch diese 
Form der Verwaltung kein kostspieliger Verwal¬ 
tungsapparat notwendig ist. Die ehrenamtliche 
Arbeit trägt zugleich dazu bei, die Werktätigen in 
ihrem Verhalten zur Sozialversicherung zu erzie¬ 
hen. Das Prinzip der Selbstverwaltung hat auch 
zum Inhalt - und das ergibt sich als logische Folge 
- daß auftretende Konflikte von den Versicherten 
selbst über eigene Organe - die Beschwerde¬ 
kommissionen - gelöst werden und damit der Ge¬ 
richtsweg ausgeschlossen ist. 


1.4.5. 

Das Prinzip der staatlichen Finanzierung 
der Sozialversicherung 
in Verbindung mit der Beitragszahlung 
der Betriebe und der Versicherten 

Aus dem Grundrecht auf Versorgung bei Krank¬ 
heit, Invalidität und im Alter (Art. 35 Abs. 3 und 
Art. 36 der Verfassung) ergibt sich die Pflicht des 
sozialistischen Staates, die dafür notwendigen Ko¬ 
sten zu übernehmen. Da aber die Versorgung „auf 
der Grundlage. eines sozialen Versicherungssy¬ 
stems“ (Art. 35 Abs. 3) erfolgt, ergibt sich daraus 
gleichzeitig, daß sich auch der Versicherte mit ei¬ 
nem eigenen Beitrag an den Kosten beteiligen 
muß. Dieser Anteil der Versicherten ist jedoch re¬ 
lativ gering und deckt nur etwa 25 % der Ausga¬ 
ben. Der sozialistische Staat und die sozialisti¬ 
schen Betriebe finanzieren den Hauptteil der 
Ausgaben. Im Jahre 1949, bei Gründung der 
DDR, war ein staatlicher Zuschuß noch nicht 
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möglich. Seitdem hat sich jedoch folgender Wan¬ 
del vollzogen: 

Entwicklung der Einnahmen, Ausgaben und des 
Staatszuschusses der Sozialversicherung der Ar¬ 
beiter und Angestellten in den einzelnen Fünf- 
jahrplanzeiträumen (in Millionen Mark) 11 



Einnahmen 

Ausgaben 

Staats¬ 

zuschuß 

1951-1955 

26 452,8 

27 077,8 

625,0 

1956-1960 

31 088,3 

34 798,8 

3 710,5 

1961-1965 

34 336,2 

44 276,1 

9 939,9 

1966-1970 

37 656,8 

54 427,4 

16 770,6 

v 1971-1975 

46 541,5 

77 953,5 

31 412,0 

1976-1980 

60 656,0 

107 907,3 

47 251,3 


Wenn § 279 Abs. 2 AGB bestimmt, daß die 
Ausgaben der Sozialversicherung „durch den so¬ 
zialistischen Staat, durch Beiträge und Unfallum¬ 
lage der Betriebe sowie durch Beiträge der Werk¬ 
tätigen finanziert werden“, so ergibt sich schon 
aus dieser Reihenfolge die Rolle des Staates bei 
der Bildung des Sozialversicherungs-Fonds. Die 
gewaltige Zunahme des Staatszuschusses seit 
1971 macht die Wirkung des sozialpolitischen 
Programms des VIII. Parteitages der SED deut¬ 
lich erkennbar. Demgegenüber beträgt der 
Pflichtversicherungsbeitrag der Werktätigen un¬ 
verändert 10 % ihres monatlichen beitragspflich¬ 
tigen Bruttoverdienstes mit einer Höchstgrenze 
von 600 Mark, also höchstens 60 Mark. Die Be¬ 
triebe dagegen zahlen 12,5 % von diesem Brutto¬ 
verdienst als Beitrag in den Haushalt der Sozial¬ 
versicherung. Erhöht der Werktätige durch Bei¬ 
tritt zur FZR seinen Beitragsanteil auf 10 % vom 
Verdienst über 600 Mark hinaus, 12 so hat der Be¬ 
trieb diesen Beitragsanteil in der gleichen Höhe zu 
zahlen (§ 10 FZR-VO). Wenn nach 25jähriger 
Zugehörigkeit zur FZR die Beitragspflicht des 
Werktätigen endet, zahlt der Betrieb seinen An¬ 
teil dennoch weiter (§ 13 FZR-VO). 


2 . 

Die Leitung der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten 

2 . 1 . 

Die Leitung durch 
die Vorstände des FDGB 

Die Ausgestaltung des Sozialversicherungsrechts 
ist gemäß Art. 35 der Verfassung Aufgabe des 
Staates. Die Bestimmung des Inhalts der Sozial¬ 
versicherung, des Leistungsumfangs, der Ren¬ 
tengewährung, die Festlegung der Entwicklung, 
die Einordnung in die Gesundheitspolitik, die 
Schaffung richtiger und notwendiger Relatio¬ 
nen zu anderen Formen sozialistischer Sozialpoli¬ 
tik, das alles ist Teil der staatlichen Sozialpolitik. 
Bei der Gestaltung der Einheit von Wirtschafts¬ 
und Sozialpolitik wachsen diese Aufgaben weiter. 
Da in dieser Einheit die Sozialpolitik einen ent¬ 
scheidenden Stimulus der Wirtschaftspolitik dar¬ 
stellt, muß der sozialistische Staat die Beziehun¬ 
gen in ihrem Wechselverhältnis sorgsam ausge¬ 
stalten. Das hat unter Beachtung der Erfüllung 
der Hauptaufgabe so zu geschehen, daß aktuelle 
Forderungen im richtigen Verhältnis zur Strategie 
der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninisti¬ 
schen Partei erfüllt werden. 

Eine andere Frage ist, wie der sozialistische 
Staat diese Aufgabe löst, mit welchen Mitteln, 
Kräften und Methoden. Die Antwort auf diese 
Frage ergibt sich aus dem Inhalt der sozialistischen 
Staatsmacht: Er ist geprägt von der sozialistischen 
Demokratie, von den vielfältigen differenzierten 
Formen der Mitwirkung der Werktätigen bei der 
Ausübung der Staatsmacht. 

Die Mitwirkung der Werktätigen auf dem Ge¬ 
biet der Sozialversicherung wird über den FDGB 
organisiert und geleitet. Als größte Klassenorga¬ 
nisation der Arbeiterklasse vertritt der FDGB die 


11 Die Zahlangaben sind der Schrift von Thude/H. Pü- 
schel, ABC der Sozialversicherung, Berlin 1979, 
entnommen. 

12 Gemäß § 8 der FZR-VO beträgt der Beitrag zur 
FZR 10 % des Einkommens über 600 Mark monat¬ 
lich. Mit Eintritt kann der Werktätige entscheiden, 
ob er 

a) für das tatsächliche Einkommen über 600 Mark 
monatlich oder 

b) für das Einkommen über 600 Mark bis 
1 200 Mark monatlich Beiträge bezahlen will. 
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Interessen aller Werktätigen und damit auch aller 
versicherten Arbeiter und Angestellten. Er ver¬ 
fügt über die günstigsten'Voraussetzungen zur 
Leitung dieser vom Staat geschaffenen Einrich¬ 
tung im Auftrag der Versicherten. Sie selbst üben 
als Organisierte im FDGB die erforderlichen 
Funktionen zur Gewährleistung einer hohen Lei¬ 
stungsfähigkeit und sozialer Sicherheit durch die 
Sozialversicherung aus. Der überwiegende Teil 
der Versicherten sind Angehörige der herrschen¬ 
den Arbeiterklasse in der DDR. Es ist Ausdruck 
ihres Willens, wenn bereits im grundlegenden Ge¬ 
setz unserer Republik, in Artikel 45 Abs. 3 der 
Verfassung, festgelegt ist, daß die Gewerkschaf- - 
ten die Sozialversicherung der Arbeiter und An¬ 
gestellten leiten. Im 1. Kapitel des AGB „Grund¬ 
sätze des sozialistischen Arbeitsrechts“, wird in 
§ 8 Abs. 4 diese Feststellung noch einmal aus¬ 
drücklich wiederholt. Im 15. Kapitel „Sozialversi¬ 
cherung der Arbeiter und Angestellten“ ergänzt 
§ 274 Abs. 2 diesen Grundsatz: „Die Leitung (der 
Sozialversicherung) erfolgt entsprechend den 
Prinzipien des demokratischen Zentralismus 
durch die gewählten Organe des Freien Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes, der Industriege¬ 
werkschaften und Gewerkschaften auf der 
Grundlage der Verfassung der DDR, der Satzung 
und Beschlüsse des Freien Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes sowie der Gesetze und anderen 
Rechtsvorschriften.“ 

Die zur Ausgestaltung der Sozialversicherung 
notwendigen Rechtsnormen - das Sozialversiche¬ 
rungsrecht — werden vom sozialistischen Staat er¬ 
lassen. Das geschieht in enger Zusammenarbeit 
mit und,nach Zustimmung des FDGB. Die not¬ 
wendigen organisatorischen Maßnahmen zur Lei¬ 
tung und Gestaltung der Sozialversicherung wer¬ 
den durch Beschlüsse der leitenden Organe des 
FDGB festgelegt. Es handelt sich hierbei nicht um 
Rechtsnormen, sondern um gewerkschaftliche 
Organisationsanweisungen, die jedoch normati¬ 
ven Charakter tragen. Es sind vom Staat sanktio¬ 
nierte gewerkschaftliche Richtlinien (vgl. § 275 
Abs. 1 AGB) zur Versorgung der Werktätigen 
mit bestimmten Sachleistungen. Sie sind nicht 
nur für die Versicherten, sondern auch für alle 
Vertragspartner der Sozialversicherung wie Ge- 
sundheits- und Kureinrichtungen, Apotheken, 
Optiker, Orthopäden usw. verbindlich. 

Zur Leitungstätigkeit hat das Präsidium des 
Bundesvorstandes des FDGB „Grundsätze der 
Leitung der Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten durch die Gewerkschaften“ be¬ 


schlossen. 13 Entsprechend diesen Grundsätzen 
leitet der Bundesvorstand - sein Präsidium und 
Sekretariat - die Sozialversicherung und trifft alle 
Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung. 
Als beratendes Organ beruft der Bundesvorstand 
einen „Zentralen Rat für Sozialversicherung“. 
Die Bezirksvorstände des FDGB leiten die So¬ 
zialversicherung in ihrem Territorium und leiten 
die FDGB-Kreisvorstände sowie Bezirksvor¬ 
stände der IG und Gewerkschaften an. Der von 
ihnen berufene „Rat für Sozialversicherung“ ist 
als beratendes Organ tätig. 

Die FDGB-Kreisvorstände leiten die Sozial¬ 
versicherung in ihrem Territorium. Auch hier gibt 
es den „Rat für Sozialversicherung“. 

2 . 2 . 

Die Leitung der Sozialversicherung 
durch die Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitung 

Die Leitung der Sozialversicherung im Betrieb 
wird durch die Betriebsgewerkschaftsleitung 
(§ 22 Abs. 2 Buchst, i AGB) wahrgenommen. Sie 
trifft in den ihr durch Rechtsvorschriften und 
Richtlinien des FDGB-Bundesvorstandes über¬ 
tragenen Fällen die notwendigen Entscheidungen, 
sofern der Betrieb die Geldleistungen der Sozial¬ 
versicherung auszahlt (§ 275 Abs. 1 AGB). 

Eine ganz wesentliche Aufgabe besteht darin, 
daß sie im Rahmen ihrer Mitwirkungsrechte ihr 
Kontrollrecht zur Wahrung der Rechte der Werk¬ 
tätigen ausübt (§ 24 Abs. 1 Buchst, e AGB). So 
hat sie zu kontrollieren, daß Geldleistungen rich¬ 
tig berechnet und ausgezahlt, Beiträge und Unfall¬ 
umlagen termingerecht abgeführt werden. Die 
regelmäßige Auswertung des Krankenstandes 
und des Unfallgeschehens durch den Betriebslei¬ 
ter, die Durchführung von Maßnahmen zur Besei¬ 
tigung von Krankheits- und Unfallursachen unter¬ 
liegen ebenfalls ihrer Kontrolle (§ 275 Abs. 2 
AGB). 

Die Rechtspflicht der Betriebe, die erforderli¬ 
chen Voraussetzungen für die Durchführung der 
Aufgaben auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
zu schaffen und die Gewerkschaftsleitungen zu 
unterstützen, ergibt sich aus § 277 AGB. 

Von besonderer Bedeutung ist für die Be¬ 
triebsgewerkschaftsleitung die politisch-ideologi- 


13 Siehe Informationsblatt des FDGB Nr. 5 1978. 
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sehe Erziehungsarbeit unter den Werktätigen zur 
verantwortungsvollen Nutzung der von der So¬ 
zialversicherung gebotenen Möglichkeiten zur' 
Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Gesund¬ 
heit. Das beginnt bei Maßnahmen der Gesund¬ 
heitsaufklärung und -erziehung, setzt sich fort 
über die Förderung verantwortungsvollen Verhal¬ 
tens aller Arbeiter und Angestellten und reicht bis 
zur eigenverantwortlichen Entscheidung über die 
Nichtgewährung oder gar Rückforderung von 
Leistungen bei groben oder wiederholten Verstö¬ 
ßen gegen ärztliche Anordnungen oder bei Miß¬ 
brauch von Leistungen (vgl. § 289 AGB 
i. Verb. m. §§ 81 bis 84 SVO). 


2 . 3 . 

Die Aufgabe 

der Räte für Sozialversicherung 
und der Bevollmächtigten 
für Sozialversicherung 

„Die Betriebsgewerkschaftsleitungen lösen ihre 
Aufgaben mit Hilfe der Räte für Sozialversiche¬ 
rung und der in den Gewerkschaftsgruppen ge¬ 
wählten Bevollmächtigten für Sozialversiche¬ 
rung“ (§ 275 Abs. 3 AGB). Die Mitglieder des 
Rates werden von der Betriebsgewerkschaftslei¬ 
tung berufen. Er ist das beratende und helfende 
Organ der Betriebsgewerkschaftsleitung bei der 
Organisierung der gewerkschaftlichen Arbeit auf 
dem Gebiet der Sozialversicherung und der 
Durchführung ihrer Aufgaben. Gemeinsam mit 
den in den Gewerkschaftsgruppen gewählten 
SV-Bevollmächtigten leisten sie an der Basis 
wichtige ehrenamtliche Arbeit, die wesentlich da¬ 
für ist, daß die früher bei Versicherungseinrich¬ 
tungen kostspieligen Verwaltungsapparate unse¬ 
rer Sozialversicherung fremd sind. Der Rat orga¬ 
nisiert gemeinsam mit den Abteilungsgewerk¬ 
schaftsleitungen und den SV-Bevollmächtigten 
die soziale Betreuung erkrankter Werktätiger. In 
den „Grundsätzen der Leitung der Sozialversiche¬ 
rung“ wird den Betriebsgewerkschaftsleitungen 
wegen der Vielfältigkeit der Aufgaben der Räte 
empfohlen, die Bildung folgender Arbeitsgruppen 
beim Rat für Sozialversicherung zu beschließen: 
Krankenbetreuung — Renten — FZR - Kontrolle. 

Der SV-Bevollmächtigte unterstützt den Ver¬ 
trauensmann bei der Organisierung der gewerk¬ 
schaftlichen Interessenvertretung in der Gewerk¬ 
schaftsgruppe und arbeitet eng mit dem Arbeits¬ 


schutzobmann zusammen. Er ist als gewählter 
Gewerkschaftsfunktionär für die Fragen der So¬ 
zialversicherung in der Gewerkschaftsgruppe zu¬ 
ständig. Er organisiert die soziale Betreuung er¬ 
krankter Mitglieder der Gewerkschaftsgruppe, 
fördert den Gesundheitsschutz und Maßnahmen 
zur Senkung des Krankenstandes. 

2 . 4 . 

Die Verwaltung 

der Sozialversicherung des FDGB 

Die Leitung der Sozialversicherung ist Aufgabe 
der gewählten Gewerkschaftsorgane des FDGB in 
allen Leitungsebenen. Eng damit verbunden sind 
viele Verwaltungsaufgaben wie Planung und Be¬ 
wirtschaftung der Mittel, Abschluß von Verträgen 
mit Partnern wie Gesundheitswesen, Ärzte, Indu¬ 
strie, Handwerk und andere vielfältige Verwal¬ 
tungstätigkeit. Hierzu ist eine Verwaltung not¬ 
wendig, die zugleich auch die Aufgabe hat, Ver¬ 
sicherte zu betreuen, bei denen die Leistungsge¬ 
währung (z. B. Krankengeldzahlung) nicht im Be¬ 
trieb erfolgt. Besonders umfassende Aufgaben 
bringt die Rentengewährung mit sich. Zur Wahr- 
nahme dieser Aufgaben besteht im FDGB eine 
„Verwaltung der Sozialversicherung des FDGB“. 
Sie führt im Auftrag des Bundesvorstandes sowie 
der anderen Vorstände des FDGB die Aufgaben 
der Sozialversicherung durch. Sie gliedert sich in 
die Verwaltung des Bundesvorstandes, der Bezirks¬ 
vorstände und der Kreis- bzw. Stadtvorstände. 
Der Direktor wird durch den jeweiligen Vorstand 
des FDGB berufen. 

Die Aufgaben und Rechte der Verwaltung für 
Sozialversicherung werden in den §§ 276 AGB 
und 103 SVO in Grundsätzen geregelt. Zur ein¬ 
deutigen Klarheit der Stellung im Rechtsverkehr 
wird in § 103 Abs. 4 SVO bestimmt, daß die beim 
FDGB bestehende „Verwaltung der Sozialversi¬ 
cherung des FDGB“ juristische Person ist. 
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3 . ' 

Die Sozialversicherungs¬ 
rechtsverhältnisse 

i 

3 . 1 . 

Die Rechtsverhältnisse 
im System der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten 

Die Verwirklichung der Aufgaben der Sozialver¬ 
sicherung der Arbeiter und Angestellten vollzieht 
sich im Rahmen verschiedener Rechtsverhältnis¬ 
se, die ihrem sozialen Inhalt nach auf die mate¬ 
rielle Sicherstellung der Werktätigen und deren 
Familienangehörige bei Arbeitsunfähigkeit in¬ 
folge Krankheit und Unfall, Invalidität usw. ge¬ 
richtet sind. 

Untersucht man die im Rahmen der Sozialver¬ 
sicherung der Arbeiter und Angestellten existie¬ 
renden, ddrch den sozialistischen Staat festgeleg¬ 
ten Rechte und Pflichten näher, wird die Existenz 
unterschiedlicher Rechtsverhältnisse deutlich, die 
sich voneinander sowohl durch ihren konkreten 
Inhalt wie auch durch die beteiligten Rechtssub¬ 
jekte unterscheiden, insgesamt in ihrer Aufgaben¬ 
stellung und Ausgestaltung aber der sozialpoliti¬ 
schen Aufgabenstellung der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten unterworfen sind. 

Es handelt sich dabei vor allem um die Rechts¬ 
verhältnisse zwischen den Werktätigen und deren 
Familienangehörigen einerseits und der Sozial¬ 
versicherung der Arbeiter und Angestellten ande¬ 
rerseits, um die Rechtsverhältnisse zwischen den 
Betrieben und der Sozialversicherung und 
schließlich um die Rechtsverhältnisse der Leitung 
der Sozialversicherung. 

Während die Rechtsverhältnisse der Versi¬ 
cherten unmittelbar deren materielle Sicherstel¬ 
lung zum Gegenstand haben, sind die Rechtsver¬ 
hältnisse zwischen den Betrieben und der Sozial¬ 
versicherung der Arbeiter und Angestellten sowie 
die zwischen den Vorständen und Leitungen des 
FDGB zum Zwecke der Leitung der Sozialversi¬ 
cherung auf die Leitung, Planung und Realisie¬ 
rung der Rechtsverhältnisse der Versicherten aus¬ 
gerichtet. 


3 . 2 . 

Die Rechtsverhältnisse 
zwischen den Werktätigen, 
ihren Familienangehörigen 
und der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten 

3.2.1. 

Der Inhalt der Rechtsverhältnisse 
Die Rechtsverhältnisse der Arbeiter, Angestell¬ 
ten und weiterer bei der Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten versicherter Personen¬ 
gruppen 14 und deren Familienangehörigen wer¬ 
den wie alle Rechtsverhältnisse in der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft von der Gesamtheit der mate¬ 
riellen Lebensbedingungen der Gesellschaft, in 
letzter Instanz durch die ökonomische Basis, die 
sozialistischen Produktionsverhältnisse, be¬ 
stimmt. Sie wirken auf die Reproduktion der Ar¬ 
beitskraft, auf die Entwicklung, Erhaltung und 
den Schutz des Arbeitsvermögens der Werktäti¬ 
gen und garantieren die Realisierung der verfas¬ 
sungsmäßigen Grundrechte auf Schutz der Ge¬ 
sundheit und Arbeitskraft, auf materielle Sicher¬ 
heit bei Krankheit und Unfällen, auf Fürsorge im 
Alter und bei Invalidität. 

Die Rechte und Pflichten im Rahmen eines 
Sozialversicherungsrechtsverhältnisses bestim¬ 
men das gesellschaftlich notwendige Verhalten 
beider Partner, damit die Arbeitskraft des Werk¬ 
tätigen als wichtigste Produktivkraft erhalten 
bleibt bzw. wiederhergestellt wird und der Werk¬ 
tätige mit seiner Familie soziale Sicherheit ge¬ 
nießt. 

Die Rechte der Versicherten erstrecken sich 
auf die Gewährung von Sach-, Geld- und Renten¬ 
leistungen. Sie werden teilweise unmittelbar ge¬ 
genüber der Sozialversicherung, teilweise aber 
auch gegenüber Einrichtungen des staatlichen 
Gesundheitswesens sowie den freipraktizierenden 
Ärzten und Zahnärzten und Einrichtungen, die 
zur Sozialversicherung in einem Vertragsverhält¬ 
nis stehen, geltend gemacht. Bei der Inanspruch¬ 
nahme von Ärzten und Zahnärzten, gleich ob 
s 


14 Die Sozialversicherung der Arbeiter und Angestell¬ 
ten betreut neben den Arbeitern und Angestellten 
Lehrlinge, Studenten und Aspiranten, in eigener 
Praxis tätige Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und freibe¬ 
ruflich tätige Kultur- und Kunstschaffende sowie 
auch Sozialfürsorgeempfänger und die Familienan¬ 
gehörigen dieses Personenkreises. 
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diese in staatlichen Einrichtungen des Gesund¬ 
heitswesens oder in eigener Praxis tätig sind, be¬ 
gründet das bestehende Sozialversicherungs¬ 
rechtsverhältnis den Anspruch auf kostenlose 
medizinische Betreuung und Versorgung. 

Im Rahmen der medizinischen Betreuung 
entsteht jedoch ein weiteres eigenständiges 
Rechtsverhältnis, das vom Sozialversicherungs¬ 
rechtsverhältnis abzugrenzen ist. So sind z. B. die 
Pflicht zur Hilfeleistung und zu höchster Sorgfalt 
bei der medizinischen Behandlung Gegenstand 
dieses besonderen Rechtsverhältnisses. Zwischen 
dem Sozialversicherungsrechtsverhältnis und dem 
medizinischen Betreuungsverhältnis existieren 
jedoch vielfältige Verknüpfungen. So lösen z. B. 
Anordnungen des Arztes sowohl im medizini¬ 
schen Betreuungsverhältnis als auch im Sozial¬ 
versicherungsrechtsverhältnis rechtliche Konse¬ 
quenzen aus. 

In den Sozialversicherungsrechtsverhältnissen 
der Werktätigen dominieren eindeutig deren 
Rechte als Ausdruck der vom sozialistischen Staat 
garantierten sozialen Sicherheit. Die Pflichten der 
Werktätigen. gegenüber der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten verlieren dadurch 
nicht an Bedeutung. Als wesentliche Pflichten 
sind die Pflicht zur Entrichtung des eigenen Bei¬ 
trages und die Pflichten im Zusammenhang mit 
der Inanspruchnahme von Leistungen der Sozial¬ 
versicherung zu nennen (vgl. § 289 AGB, § 30 
SVO). Paragraph 289 AGB enthält sowohl An¬ 
forderungen an die Versicherten mit politisch¬ 
moralischem Charakter, aber auch Rechtspflich¬ 
ten, die durch § 30 SVO eine weitergehende Aus¬ 
gestaltung erfahren. 

Den versicherten Werktätigen obliegen im 
einzelnen folgende Rechtspflichten: 

Die Pflicht, den Eintritt der Arbeitsunfähig¬ 
keit zu melden. 

Der Eintritt einer ärztlich bescheinigten Arbeitsun¬ 
fähigkeit ist innerhalb von 3 Kalendertagen derjeni¬ 
gen Stelle zu melden, die das Krankengeld auszahlt, 
also dem Betrieb oder der zuständigen Verwaltung 
für Sozialversicherung. Die Meldefrist beginnt am 
Tag nach der ärztlichen Arbeitsbefreiung zu laufen, 
wobei die Meldung in der Regel durch Übersendung 
des Arbeitsbefreiungsscheines vorgenommen wird. 
In Ausnahmefällen, z. B. bei Krankenhausaufent¬ 
halt, kann die Meldung auch anderweitig vollzogen 
werden, wenn die Übersendung des Arbeitsbefrei¬ 
ungsscheines nicht sofort möglich ist. 


x 

Die Pflicht, ärztliche Anordnungen zu befol¬ 
gen und die festgelegten Behandlungstermine ein¬ 
zuhalten. 

Während der Zeit der Arbeitsunfähigkeit ist der ver¬ 
sicherte Werktätige verpflichtet, die ärztlichen An¬ 
ordnungen einzuhalten und zu den festgelegten Be¬ 
handlungsterminen zu erscheinen. Er darf in dieser 
Zeit keine andere Tätigkeit ausüben und muß alles 
unterlassen, was dem Heilungsprozeß nicht förder¬ 
lich ist (z. B. Alkoholmißbrauch). 

Die Pflicht zur Einhaltung der Ausgehzeit. 

Die strikte Einhaltung der Ausgehzeit besitzt für den 
Heilerfolg große Bedeutung. Soweit der behan¬ 
delnde Arzt keine Bettruhe anordnet und dem Pa¬ 
tienten im Rahmen einer individuellen oder der ge¬ 
setzlichen Festlegung (§ 30 Abs. 2 a SVO) Ausgang 
gestattet, ist diese Anordnung als fester Bestandteil 
der ärztlichen Behandlung zur Wiederherstellung 
der Gesundheit des Werktätigen zu betrachten. 

Die Pflicht zur Vorstellung vor der Ärztebera¬ 
tungskommission. 

Ordnet der behandelnde Arzt die Vorstellung vor 
der Ärzteberatungskommission an, ist der Werktä¬ 
tige verpflichtet, dem nachzukommen. Dies gilt 
auch, wenn die Vorstellung durch den Leiter des Be¬ 
triebes, die Betriebsgewerkschaftsleitung und den 
Betriebsarzt unter Einbeziehung des behandelnden 
Arztes veranlaßt wird oder wenn def Kreisarzt ge¬ 
mäß § 8 Abs. 4 der AO über die Arbeitsbefreiung 
die Vorstellung anordnet. 

Die Pflicht, während der Zeit der Arbeitsun¬ 
fähigkeit den Wohnort nicht zu verlassen. 

Der Werktätige hat sich während der Zeit der Ar¬ 
beitsunfähigkeit an seinem Wohnort aufzuhalten. 
Als Ausnahme gilt der Aufenthalt in einer stationä¬ 
ren Einrichtung bzw. einer Kureinrichtung. Will der 
Werktätige ansonsten in dieser Zeit seinen Wohnort 
stunden- oder auch tageweise verlassen, bedarf es 
dazu der Zustimmung der Betriebsgewerkschaftslei¬ 
tung oder der Verwaltung für Sozialversicherung 
beim Kreis- bzw. Stadtvorstand des FDGB. Maß¬ 
geblich ist ausschließlich die Entscheidung der Be¬ 
triebsgewerkschaftsleitung bzw. der Verwaltung für 
Sozialversicherung, die Zustimmung durch den be¬ 
handelnden Arzt vermag die erforderliche Entschei¬ 
dung der befugten Organe nicht zu ersetzen (§ 30 
Abs. 2 d SVO). 

Die Pflicht, einen Aufenthaltswechsel zu mel¬ 
den. 

Erfolgt während der Zeit der Arbeitsunfähigkeit ein 
Wechsel des ständigen Aufenthalts, ist dies der das 
Krankengeld auszahlenden Stelle innerhalb von drei 
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Kalendertagen zu melden (§ 30 Abs. 2 e SVO). Die 
Frist beginnt einen Tag nachdem der Aufenthalts¬ 
wechsel vorgenommen wurde. Die Meldung kann 
sowohl schriftlich wie qrtch mündlich vorgenommen 
werden (§ 30 Abs. 2e SVO). 

Die Pflicht, Leistungen der Sozialversicherung 
nicht unberechtigt in Anspruch zu nehmen. 

Für die Inanspruchnahme der Leistungen bei Ar- - 
beitsunfähigkeit stellt der Arbeitsbefreiungsschein 
die wichtigste Unterlage dar. Er besitzt Urkunden¬ 
charakter; Eintragungen dürfen nur vom behan¬ 
delnden Arzt bzw. von der Ärzteberatungskommis¬ 
sion vorgenommen werden. Veränderungen seitens 
des Werktätigen lösen strafrechtliche Konsequenzen 
aus. Soweit dadurch auch Leistungen seitens der So¬ 
zialversicherung bewirkt werden, ist dies als Lei¬ 
stungsmißbrauch aufzufassen. Ein Leistungsmiß¬ 
brauch liegt aber auch dann vor, wenn sich der 
Werktätige z. B. durch Vortäuschung von Be¬ 
schwerden eine ärztliche Feststellung über das Vor- 
liegen einer Arbeitsunfähigkeit erschleicht. Der 
Werktätige ist verpflichtet, dem behandelnden Arzt 
gegenüber wahrheitsgemäße Angaben über seinen 
gesundheitlichen Zustand bzw. aufgetretene Be¬ 
schwerden zu machen. 

Die Pflicht, mit den von der Sozialversiche¬ 
rung zur Verfügung gestellten Hilfsmitteln sorg¬ 
sam umzugehen. 

Soweit von der Sozialversicherung Hilfsmittel, z. B. 
Prothesen, Krankenfahrzeuge usw. zur Verfügung 
gestellt werden, verbleiben diese in deren Eigentum. 
Die Versicherten sind zum sorgfältigen Umgang mit 
diesen Hilfsmitteln verpflichtet, sie haben sie vor Be¬ 
schädigungen und Verlust zu bewahren. 

3 . 2 . 2 . 

Die Begründung, Änderung, 

Beendigung und das Ruhen 
des Sozialversicherungsrechtsverhältnisses 
Das Rechtsverhältnis entsteht, soweit keine ande¬ 
ren gesetzlich vorgesehenen rechtserheblichen 
Tatsachen wirken (z. B. bei Studenten), mit dem 
Tag der arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeits¬ 
aufnahme, und zwar um 0.00 Uhr. Voraussetzung 
ist allerdings, daß im Arbeitsrechtsverhältnis zu¬ 
mindest ein Verdienst von 75 M monatlich erzielt 
wird. Zur Entstehung des Rechtsverhältnisses be¬ 
darf es keiner besonderen Willenserklärungen, es 
entsteht kraft gesetzlicher Regelungen (§ 2 SVO, 

§ 1 der Ersten DB zur SVO) im Rahmen der 
Pflichtversicherung. Das zunächst auf die Pflicht¬ 
versicherung beschränkte Rechtsverhältnis ent¬ 
steht zwischen dem Werktätigen und seinen Fa¬ 
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milienangehörigen einerseits 15 , und der Sozial¬ 
versicherung der Arbeiter und Angestellten an¬ 
dererseits. Die Beziehungen der Familienange¬ 
hörigen zur Sozialversicherung existieren in Ab¬ 
hängigkeit bzw. als Bestandteil des einheitlichen 
Rechtsverhältnisses der Versicherten, vermögen 
jedoch im weiteren Verlauf (z. B. im Falle des 
Todes des Versicherten) die Form eines selbstän¬ 
digen Rechtsverhältnisses anzunehmen. 16 

Nachdem für die große Mehrheit der Werktä¬ 
tigen die Möglichkeit besteht, der Freiwilligen Zu¬ 
satzrentenversicherung beizutreten, ergibt sich 
durch die auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beru¬ 
hende Beitrittserklärung eine Erweiterung des be¬ 
stehenden Rechtsverhältnisses für den Versicher¬ 
ten und auch für seine Familienangehörigen (so¬ 
weit dies unter rentenrechtlichen Aspekten gese¬ 
hen wird). Eine erneute Änderung dieses einheit¬ 
lichen Rechtsverhältnisses kann durch den-in der 
Praxis einen Ausnahmefall darstellenden — Aus¬ 
tritt aus der FZR bewirkt werden, wonach sich die 
Rechte und Pflichten des Versicherten (mit Aus¬ 
nahme erworbener erhöhter Rentenansprüche) 
im Hinblick auf die Geldleistungen bei Krankheit 
usw. sowie auf die Beitragszahlung wieder auf die 
im Rahmen der Pflichtversicherung existierenden 
reduzieren. 

Von einer Beendigung des Rechtsverhältnis¬ 
ses ist nur dann auszugehen, wenn sämtliche zwi¬ 
schen Versicherten, Familienangehörigen und der 
Sozialversicherung existierenden rechtlich gere¬ 
gelten Beziehungen erloschen sind. In der Regel 


15 Vgl. zum Begriff der Familienangehörigen §9 
Abs. 3 SVO und § 2 der 1. DB zur SVO. 

16 Zu der Frage, ob das SV-Rechtsverhältnis ein vom 
Arbeitsreehtsverhältnis abgeleitetes oder ein selb¬ 
ständig entstehendes Rechtsverhältnis ist, bestehen 
unterschiedliche Auffassungen. Eine abschließende 
Auffassung kann noch nicht dargelegt werden, da 
zur Theorie der Rechtsverhältnisse speziell im Ar¬ 
beitsrecht noch weitere Untersuchungen erfolgen 
müssen. Zu den bisher vertretenen Auffassungen 
vgl. R. Heuse, „Aufgaben des Arbeitsrechts auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung als Bestandteil sozia¬ 
listischer Sozialpolitik“, SuR, 1978/4, S. 355 ff.; 
R. Schlegel, „Das Sozialversicherungsverhältnis als 
Rechtsverhältnis“, Sozialversicherung und Arbeits¬ 
schutz, 1979/6, S. 9; R. Heuse/R. Schlegel, „Sozial¬ 
versicherung der Arbeiter und Angestellten“, 
Lehrmaterial für das Fernstudium, Humboldt-Uni¬ 
versität, Sektion Rechtswissenschaft, Berlin 1979, 
Bd. 2, Teil 2, S. 13 ff.; Grundriß Arbeitsrecht, Ber¬ 
lin 1979, S. 24 ff. 


tritt dies erst im Todesfall ein. Das Ausscheiden 
aus der Pflichtversicherung infolge Beendigung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses führt zu einer 
Unterbrechung des Sozialversicherungsrechts¬ 
verhältnisses. Dieses wird in der Regel durch 
Neubegründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
in der bisherigen Form weitergeführt. Soweit je¬ 
doch kein neues Arbeitsrechtsverhältnis begründet 
wird bzw. der Versicherte infolge längerer Frei¬ 
stellung von der Arbeit keiner Arbeitstätigkeit 
nachgeht, tritt eine inhaltliche Veränderung im 
Sozialversicherungsrechtsverhältnis ein. Dies 
kann in der Hinsicht geschehen, daß sich das wei¬ 
ter bestehende Rechtsverhältnis auf Rentenan¬ 
sprüche und die Gewährung von Sachleistungen 
reduziert (§ 8 SVO), daß nur Sachleistungen (§ 4 
SVO) gewährt werden oder die bislang bestehen¬ 
den Beziehungen bis auf die Rentenansprüche 
völlig erlöschen. Im letzteren Falle ruht das 
Rechtsverhältnis bis zum Zeitpunkt des Eintrittes 
rechtserheblicher Tatsachen (z. B. durch Errei¬ 
chen der Altersgrenze), die eine Realisierung der 
erworbenen, bis zu diesem Zeitpunkt ruhenden' 
Ansprüche auf Rente bewirken. 

Daß die Beendigung eines Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses nicht gleichzeitig die Beendigung eines 
Sozialversicherungsrechtsverhältnisses bewirkt, 
wird u. a. auch an den existierenden Regelungen 
über den nachwirkenden Versicherungsschutz 
deutlich. So werden nach § 7 SVO auch dann 
noch Sach- und Geldleistungen gewährt, wenn die 
anspruchsbegründenden Voraussetzungen inner¬ 
halb von 3 Wochen nach dem Ausscheiden aus 
der Pflichtversicherung (infolge Beendigung des 
Arbeitsrechtsverhältnisses, bei unbezahlter Frei¬ 
stellung von der Arbeit gemäß § 24fj AGB oder 
längerer vereinbarter unbezahlter Freistellung 
von der Arbeit) eintreten. Wie schon anderweitig 
erwähnt, vermag auch der bislang mitversicherte 
Familienangehörige ein selbständiges Rechtsver¬ 
hältnis zu begründen, wenn das Rechtsverhältnis 
des versicherten Werktätigen infolge Tod be¬ 
endet wird und nunmehr die Hinterbliebenen 
eigene Rechte gegenüber der Sozialversicherung 
(Anspruch auf Hinterbliebenenrente u. a. Sachlei¬ 
stungen) entsprechend den geltenden Rechtsvor¬ 
schriften erwerben. 


3 . 3 . 

Die Rechtsverhältnisse 
zwischen den Betrieben 
und der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten 

Die Erfüllung der sozialpolitischen Funktion der 
Sozialversicherung setzt eine entsprechende Un¬ 
terstützung durch die Betriebe voraus. Diese wur¬ 
den mit § 277 AGB verpflichtet, die Werktätigen 
über die Vorteile eines Beitritts zur FZR aufzu¬ 
klären, Beiträge einzubehalten und abzuführen 
sowie Geldleistungen der Sozialversicherung aus¬ 
zuzahlen. Damit entstehen zwischen den Betrie¬ 
ben und der Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten rechtliche Beziehungen bzw. selb¬ 
ständige Rechtsverhältnisse, die ihrem Inhalt nach 
im wesentlichen durch die Existenz von Rechts¬ 
pflichten der Betriebe gekennzeichnet sind. Diese 
Pflichten sind sowohl unmittelbar gegenüber der 
Sozialversicherung der Arbeiter und Angestell¬ 
ten, als auch gegenüber den Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitungen und ihren Kommissionen und 
Bevollmächtigten und nicht zuletzt aüch gegen¬ 
über den Werktätigen in Gestalt der Einbehaltung 
und Abführung der Beiträge sowie der Auszah¬ 
lung von Geldleistungen zu erfüllen. 

Das Sozialversicherungsrechtsverhältnis der 
Betriebe ist mit dem der Werktätigen eng ver¬ 
knüpft, weist aber keine Identität auf. Die Be¬ 
triebe haben im Sozialversicherungsrechtsver¬ 
hältnis der Werktätigen sowohl für die Werktäti¬ 
gen wie auch für die Sozialversicherung Pflichten 
zu erfüllen, ohne selbst Partner dieses Rechtsver¬ 
hältnisses zu sein. Gegenüber den Werktätigen 
handeln die Betriebe im Hinblick auf die Einbe¬ 
haltung und Abführung deren Beiträge zur So¬ 
zialversicherung noch im Rahmen des Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses, hinsichtlich der Auszahlung 
von Geldleistungen als Beauftragte der Sozialver¬ 
sicherung, mit der sie durch ein eigenes, dement¬ 
sprechend ausgestaltetes Rechtsverhältnis ver¬ 
bunden sind. 

Im Sozialversicherungsrechtsverhältnis ' der 
Werktätigen besitzen die Betriebe keine Ent¬ 
scheidungsbefugnis. Ihre Handlungen erfolgen 
auf der Grundlage der sozialversicherungsrechtli¬ 
chen Regelungen bzw. in Zweifels- und Streitfäl¬ 
len auf der Grundlage von Entscheidungen der 
Betriebsgewerkschaftsleitung oder auch der Be¬ 
schwerdekommissionen für Sozialversicherung. 
Im Rahmen ihres Rechtsverhältnisses sind die Be- 
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triebe verpflichtet, Geldleistungen, die aus den 
abzuführenden Beiträgen zu finanzieren bzw. mit 
diesen zu verrechnen sind, ordnungsgemäß an die 
Werktätigen auszuzahlen, Aufzeichnungen in den 
Lohnabrechnungsunterlagen der Werktätigen 
über den beitragspflichtigen und den von der FZR 
umfaßten Verdienst sowie über die Zahl der Ar¬ 
beitsausfalltage vorzunehmen, die Zugehörigkeit 
zur FZR und den Bezug bestimmter Rentenlei¬ 
stungen zu vermerken, die erforderlichen Eintra¬ 
gungen im Ausweis der Werktätigen für Arbeit 
und Sozialversicherung vorzunehmen, Auskünfte 
und Meldungen auf sozialversicherungsrechtli¬ 
chem Gebiet zu erteilen bzw. zu erstatten, Auf¬ 
wendungen der Betriebsgewerkschaftsleitungen 
in Erfüllung sozialversicherungsrechtlicher Auf¬ 
gaben zu tragen und auch Schadenersatz zu lei¬ 
sten, wenn durch fehlerhafte Anwendung der so¬ 
zialversicherungsrechtlichen Bestimmungen 
Überzahlungen von Geldleistungen bewirkt wer¬ 
den oder in anderer Weise durch Pflichtverletzun¬ 
gen der Sozialversicherung ein Schaden zugefügt 
wird (§§ 92 ff. SVO). 

Das Rechtsverhältnis der Betriebe zur Sozial¬ 
versicherung umfaßt auch die Beziehungen zur 
Betriebsgewerkschaftsleitung auf sozialversiche¬ 
rungsrechtlichem Gebiet, und zwar einmal unter 
dem Aspekt der Herbeiführung und Realisierung 
individueller Entscheidungen über Leistungsan¬ 
sprüche der Werktätigen und zum anderen im 
Hinblick auf die Schaffung der sonstigen Voraus¬ 
setzungen und die Unterstützung und Zusam¬ 
menarbeit mit der Betriebsgewerkschaftsleitung, 
dem Rat für Sozialversicherung und den Bevoll¬ 
mächtigten für Sozialversicherung. 


3 . 4 . 

Die Rechtsverhältnisse 

der Leitung der Sozialversicherung 

Soweit Beziehungen zwischen den gewerkschaft¬ 
lichen Vorständen und Leitungen einschließlich 
der Verwaltungen für Sozialversicherung bei den 
Vorständen des FDGB der rechtlichen Regelung 
unterliegen, existieren sie in Form von Rechtsver¬ 
hältnissen. Es ist jedoch zu betonen, daß die recht¬ 
lichen Regelungen die Leitungsbeziehungen der 
Sozialversicherung nur in einem bestimmten Um¬ 
fang erfassen. Überwiegend werden sie auf der 
Grundlage der Satzung und der Beschlüsse des 
FDGB und seiner Gewerkschaften gestaltet. Die 


Beziehungen zwischen dem sozialistischen Staat 
und dem FDGB auf sozialversicherungsrechtli¬ 
chem Gebiet (insbesondere auch auf dem Gebiet 
des Haushalts der Sozialversicherung) werden 
nicht vom Sozialversicherungsrecht, sondern vom 
Staats- und Verwaltungsrecht geregelt. Es handelt 
sich hier nicht um Beziehungen aus der Leitung 
der Sozialversicherung, die allein vom FDGB aus¬ 
geübt wird. Rechtsverhältnisse der Leitung der 
Sozialversicherung entstehen vor allem im Zu¬ 
sammenhang mit dem Tätigwerden der Be¬ 
schwerdekommissionen für Sozialversicherung: 
Deren Beschlüsse wirken sowohl im Rechtsver¬ 
hältnis zwischen den Werktätigen und der Sozial¬ 
versicherung, im Rechtsverhältnis zwischen den 
Betrieben und der Sozialversicherung, aber auch 
direkt im System der Leitung der Sozialversiche¬ 
rung, indem sie auf die einheitliche und richtige 
Anwendung der Rechtsvorschriften auf dem Ge¬ 
biet der Sozialversicherung im Zusammenhang 
mit aufgetretenen Streitfällen oder der Überprü¬ 
fung von Eingaben hinwirken, 17 


17 Vgl. dazu Ziff. 2 der Richtlinie über die Wahl, Auf¬ 
gaben und Arbeitsweise der Beschwerdekommis¬ 
sionen für Sozialversicherung des FDGB vom 21. 2. 
1978, GBl. I Nr. 8 S. 109. 
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4 . 

Der Anspruch der Versicherten 
auf Sachleistungen 

4 . 1 . 

Begriff, Umfang und Voraussetzungen 
für die Gewährung von Sachleistungen 

Sachleistungen sind alle diejenigen Leistungen, 
die im Wege einer Heilbehandlung oder damit zu¬ 
sammenhängend zur Erhaltung, Wiederherstel¬ 
lung oder Verbesserung der Gesundheit und Lei¬ 
stungsfähigkeit, zur Linderung von Krankheiten 
und zur Betreuung und Versorgung bei Schwan¬ 
gerschaft und Mutterschaft gewährt werden. Sie 
umfassen die Kosten für ärztliche und zahnärztli¬ 
che Behandlung, stationäre Behandlung, prophy¬ 
laktische, Heil- und Genesungskuren, Arznei-, 
Heil- und Hilfsmittel und für Fahrten und Trans¬ 
porte. 

Die Finanzierung der Sachleistungen erfolgt 
im Rahmen des bestehenden Sozialversicherungs¬ 
rechtsverhältnisses ausschließlich durch die So¬ 
zialversicherung. Die Versicherten und deren 
Familienangehörige sind an den entstehenden 
Kosten in keiner Weise beteiligt. 

Die Gewährung von Sachleistungen erfolgt 
nach Notwendigkeit. Im Rahmen des Sozialversi¬ 
cherungsrechtsverhältnisses erfolgt die Gewäh¬ 
rung von Sachleistungen zeitlich unbegrenzt. So¬ 
weit die Sachleistung nicht in der Inanspruch¬ 
nahme ärztlicher Heilbehandlung besteht, setzt 
die Gewährung ärztliches Tätigwerdens bzw. 
ärztliche Anordnungen voraus. 

Die Versicherten und deren Familienangehö¬ 
rige können den Arzt ihres Vertrauens wählen. 
Zur Gewährleistung einer kontinuierlichen ärzt¬ 
lichen Behandlung können der Versicherte 
und seine Familienangehörigen innerhalb eines 
Quartals jeweils nur eine ärztliche Behand¬ 
lungsstelle in Anspruch nehmen. Ausnahmefälle 
stellen die erforderlich werdende gleichzeitige In¬ 
anspruchnahme eines Arztes und eines Zahnarz¬ 
tes und bestimmter Fachärzte dar. In allen ande¬ 
ren Fällen erfolgt der Wechsel des behandelnden 
Arztes auf der Grundlage eines Überweisungs¬ 
scheines des behandelnden Arztes oder in be¬ 
gründeten Fällen auf der Grundlage einer Ge¬ 
nehmigung zum Arztwechsel durch die Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitung bzw. die Verwaltung für So¬ 
zialversicherung (§ 19 Abs. 2 SVO). 


4 . 2 . 

Die Arten der Sachleistungen 

Ärztliche und zahnärztliche Behandlungen erfol¬ 
gen in den Einrichtungen des staatlichen Gesund¬ 
heitswesens sowie durch Ärzte und Zahnärzte in 
eigener Praxis, die zur ärztlichen Behandlung zu¬ 
gelassen sind. Das bestehende Sozialversiche¬ 
rungsrechtsverhältnis begründet den Anspruch 
auf ärztliche Behandlung, deren Kosten durch die 
Sozialversicherung getragen werden. Durch die 
ärztliche Behandlung selbst entsteht jedoch, wie 
schon erwähnt, ein medizinisches Betreuungsver¬ 
hältnis, das mit dem Sozialversicherungsrechts¬ 
verhältnis in bestimmter Weise verbunden, mit 
ihm jedoch nicht identisch ist. Bei Aufnahme und 
Durchführung der ärztlichen und der zahnärztli¬ 
chen Behandlung ist der Anspruch auf Heilbe¬ 
handlung, deren Kostenträger die Sozialversiche¬ 
rung ist, durch Vorlage des Versicherungsauswei¬ 
ses nachzuweisen. 

Soweit stationäre Behandlung und Betreuung 

erforderlich werden, erfolgt diese in Krankenhäu¬ 
sern und anderen Einrichtungen des staatlichen 
Gesundheitswesens sowie in Krankenhäusern und 
Entbindungsheimen, die mit der Sozialversiche¬ 
rung in einem Vertragsverhältnis stehen. Der Ver¬ 
sicherte bzw. dessen Familienangehörige können 
auch hier unter den zur Verfügung stehenden Ein¬ 
richtungen wählen. Alle Kosten der stationären 
Behandlung werden von der Sozialversicherung 
übernommen. Dazu zählen die Kosten der ärztli¬ 
chen Behandlung, Kosten für Medikamente, son¬ 
stige Therapie, Unterbringungs- und Verpfle¬ 
gungskosten. 

Die Kostenübernahme erfolgt unbefristet, so¬ 
lange eine Heilbehandlung erforderlich ist. Ob 
eine Heilbehandlung in einer stationären Einrich¬ 
tung erforderlich ist, entscheidet deren ärztlicher 
Leiter. Seine Entscheidung fußt auf § 20 Abs. 2 
SVO, wonach Heilbehandlung solange erforder¬ 
lich ist, wie dadurch die Krankheit geheilt oder so 
gebessert bzw. gelindert werden kann, daß es kei¬ 
ner stationären Behandlung mehr bedarf. 

In der Regel erfolgt die Aufnahme in eine sta¬ 
tionäre Einrichtung auf der Grundlage eines 
Überweisungsscheines. Der Versicherte bzw. des¬ 
sen Familienangehörige haben bei stationärer Be¬ 
handlung den bestehenden Versicherungsschutz 
durch Vorlage des Versicherungsausweises nach¬ 
zuweisen. 

Die Sozialversicherung übernimmt auch die 
Kosten für eine Hauskrankenpflege, wenn „die 
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häuslichen Verhältnisse, der Zustand des Kran¬ 
ken oder sonstige Gründe die Pflege des Kranken 
im Hause zur Durchführung einer Heilbehand¬ 
lung geboten erscheinen lassen“. Die Organisa¬ 
tion und Durchführung der Hauskrankenpflege 
obliegt dem staatlichen Gesundheitswesen (§ 20 
Abs. 3 SVO). Hauskrankenpflege ist eine spezifi¬ 
sche Form der Heilbehandlung, sie wird durch un¬ 
ter ärztlicher Anleitung stehendes medizinisches 
Pflegepersonal geleistet. 

Kuren, die unter prophylaktischen, Heil- und 
Genesungsaspekten gewährt werden, sind Maß¬ 
nahmen zur medizinischen und sozialen Betreu¬ 
ung. 

Kuren sind für die Versicherten und deren 
Familienangehörige kostenlos, die Sozialversiche¬ 
rung übernimmt alle entstehenden Kosten für 
ärztliche Betreuung bzw. Heilbehandlung, Thera¬ 
pie, Verpflegung und Unterbringung. Grundlage 
für die Gewährung einer Kur ist der gemeinsame 
Kurvorschlag des behandelnden Arztes und der 
BGL, über den die jeweils zuständige Kurkom¬ 
mission entscheidet. Sie besteht bei den FDGB- 
Kreisvorständen bzw. auch als Kommission der 
Betriebsgewerkschaftsleitung in , denjenigen 
Betrieben, die ein eigenes Kurenkontingent be¬ 
sitzen bzw. eine Orientierungsziffer zur Vergabe 
von Kuren erhalten. Entscheidungen der Kur- 
Kommissionen sind endgültig (§ 21 SVO). 

Die Sozialversicherung übernimmt die Kosten 
für ärztlich verordnete Arznei-, Heil- und Hilfs¬ 
mittel (§ 22 SVO), Versicherte und Familienan¬ 
gehörige haben für Arzneien keinerlei Kostenan¬ 
teile zu tragen. Bei der Verordnung von orthopä¬ 
dischen Prothesen- und Ballenschuhen sehen die 
entsprechenden Richtlinien vor, daß die An¬ 
spruchberechtigten einen Teil der Kosten, die 
auch beim Tragen normaler Schuhe entstehen 
würden, zu übernehmen haben. Größere Hilfs¬ 
mittel verbleiben im Eigentum der Sozialversiche¬ 
rung, soweit dies in Richtlinien des FDGB-Bun- 
desvorstandes vorgesehen ist. 

Arzneimittel werden ärztlich verordnet und 
durch Apotheken abgegeben. Uber Art und Um¬ 
fang entscheidet ausschließlich der Arzt, der vom 
Standpunkt einer ausreichenden und wirtschaftli¬ 
chen Versorgung auszugehen hat. Unter Arz¬ 
neien sind auf der Grundlage staatlicher Festlegun¬ 
gen geprüfte, für die Verwendung durch Auf¬ 
nahme in das Arzneimittelregister zugelassene 
Medikamente zu verstehen, die der Heil- bzw. 
prophylaktischen Behandlung zur Wiederherstel¬ 
lung bzw. Aufrechterhaltung der Gesundheit, der 
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Linderung von Krankheiten dienen oder gegen 
eine Verschlimmerung von Krankheiten gerichtet 
sind. 

Unter Heilmitteln sind äußerlich anzuwen¬ 
dende Maßnahmen der medizinischen Behand¬ 
lung zu verstehen. Zu den Heilmitteln zählen 
Massagen, medizinische Bäder, elektro-physikali- 
sche Behandlungen, Krankengymnastik usw., die 
ärztlich verordnet werden. Sie werden in Einrich¬ 
tungen des staatlichen Gesundheitswesens und 
anderen Einrichtungen, die zur Sozialversiche¬ 
rung in einem Vertragsverhältnis stehen, verab¬ 
reicht. 

Hilfsmittel stellen solche Gegenstände dar, die 
der Aufrechterhaltung der gesundheitlichen Lei¬ 
stungsfähigkeit dienen, eine Heilbehandlung un¬ 
terstützen, Leiden lindern bzw. einer Verschlim¬ 
merung entgegenwirken. Zu diesen Hilfsmitteln 
zählen insbesondere Brillen, Einlagen, Bandagen, 
auch orthopädische Schuhe, Hörgeräte, Blinden¬ 
führhunde, Krankenfahrzeuge usw. Hilfsmittel 
werden auf der Grundlage einer ärztlichen bzw. 
fachärztlichen Verordnung abgegeben. Bei Bril¬ 
len ist auch eine Verordnung durch Optiker zuläs¬ 
sig. Der bestehende Versicherungsschutz' ist bei 
der Abgabe nachzuweisen. Bei größeren Hilfsmit¬ 
teln ist ein entsprechender Antrag auf Gewährung 
bei der zuständigen Verwaltung für Sozialversi¬ 
cherung zu stellen. 

Körperersatzstücke, die. gleichfalls auf der 
Grundlage einer fachärztlichen Verordnung bei 
der zuständigen Verwaltung für Sozialversiche¬ 
rung zu beantragen sind, dienen dem Ausgleich 
körperlicher Fehler bzw. fehlender Gliedmaßen. 
Zu den Körperersatzstücken zählen Arm- und 
Beinprothesen, aber auch Perücken. Eine spezifi¬ 
sche Form der Körperersatzstücke stellt der 
Zahnersatz dar. Zahnersatz ist auf die orale Re¬ 
habilitation ausgerichtet; sie soll durch Zahnver¬ 
luste entstandene Beeinträchtigungen des Kau- und 
Sprechvermögens sowie des Aussehens ausglei- 
chen. Über die Gewährung von Zahnersatz, des¬ 
sen Kosten die Sozialversicherung mit Ausnahme 
der für verwendete Goldlegierungen und für 
schuldhaft in Verlust geratenen Zahnersatz über¬ 
nimmt, entscheidet der behandelnde Zahnarzt. 

Kosten für Erweiterungen und Umarbeitun¬ 
gen von Prothesen werden von der Sozialversiche¬ 
rung übernommen; die Kostenübernahme erfolgt 
auch bei Reparaturen von Zahnersatz, sofern die 
Reparatur nicht durch schuldhaftes Verhalten des 
Trägers notwendig wurde. Die Entscheidung, ob 
schuldhaftes Verhalten vorliegt, trifft die BGL 


bzw. die Verwaltung für Sozialversicherung. Dies 
trifft im übrigen auch auf den Verlust von Zahner¬ 
satz zu. Die Gewährung von Zahnersatz ist seitens 
der Sozialversicherung nicht genehmigungspflich¬ 
tig, der behandelnde Zahnarzt prüft lediglich die 
Anspruchsberechtigung auf der Grundlage des 
Versicherungsausweises und trägt in diesen den 
Zahnersatz ein. 

Beschwerden gegen zahnärztliche» Entschei¬ 
dungen zur Gewährung von Zahnersatz wie auch 
Beanstandungen über die prothetischen Leistun¬ 
gen sind an den zuständigen Kreisarzt zu richten, 
der die Überprüfung veranlaßt. Das Beschwerde¬ 
recht wird dem Patienten wie auch der Sozialver¬ 
sicherung als Kostenträger eingeräumt. Die über¬ 
prüfende Einrichtung veranlaßt in begründeten 
Fällen die erforderlichen Maßnahmen bzw. veran¬ 
laßt bei Mängeln deren Beseitigung. 

Die Sozialversicherung trägt die Kosten für 
notwendige Fahrten der Versicherten und deren 
Familienangehörigen zur nächstgelegenen ärztli¬ 
chen bzw. zahnärztlichen Behandlungsstelle, zur 
Durchführung einer Heilbehandlung, einer ange¬ 
ordneten ärztlichen Begutachtung, einer Entbin¬ 
dung, einer Kur und zur Versorgung mit Heil- und 
Hilfsmitteln sowie Körperersatzstücken und 
Zahnersatz (§ 23 SVO). 

Anspruch auf Kostenübernahme besteht bei 
notwendigen Fahrten unter Zugrundelegung des 
Weges zur nächstgelegenen Behandlungsstelle 
bzw. Versorgungseinrichtung. Werden weiter ab¬ 
gelegene Behandlungsstellen bzw. Versorgungs¬ 
einrichtungen aufgesucht, sind die entstehenden 
Mehrkosten vom Versicherten selbst zu tragen. Es 
werden die Fahrtkosten nach den Sätzen der öf¬ 
fentlichen Verkehrsmittel übernommen (bei der 
Eisenbahn 2. Klasse). Bei Krankentransporten ist 
das Deutsche Rote Kreuz in Anspruch zu nehmen, 
das den Transport zu Lasten der Sozialversiche¬ 
rung durchführt. Weitere Einzelheiten der Ko¬ 
stenübernahme (auch hinsichtlich der Überfüh¬ 
rungskosten im Falle des Todes eines Versicher¬ 
ten) werden durch Richtlinien des Bundesvor¬ 
standes des FDGB geregelt. 


5 . 

Der Anspruch der Versicherten 

auf Krankengeld 

und andere Geldleistungen 

5 . 1 . 

Begriff und Arten der Geldleistungen 

Geldleistungen der Sozialversicherung sind Lei¬ 
stungen, die bei Verdienstausfall infolge Krank¬ 
heit, Unfall, Quarantäne, Mutterschaft und Pflege 
der Kinder zum Zwecke der materiellen Sicher¬ 
stellung der Werktätigen und ihrer Familienan¬ 
gehörigen befristet gewährt werden. Zu diesen 
Geldleistungen zählen das Krankengeld, die 
Unterstützung für alleinstehende Werktätige bei 
Pflege erkrankter Kinder, die Unterstützung bei 
Freistellung von der Arbeit zur Betreuung der 
Kinder während der Zeit der Erkrankung des 
nicht berufstätigen Ehegatten, das Schwanger¬ 
schafts- und Wochengeld, die Mütterunterstüt¬ 
zung und der monatliche Zuschuß zum Familien- 
aufwand. Zu den Geldleistungen zählen auch die 
Geburtenbeihilfe für Familienangehörige Berg¬ 
baubeschäftigter und die Bestattungsbeihilfen. 

5 . 2 ., 

Der Anspruch auf Krankengeld 

Anspruch auf Krankengeld haben Werktätige bei 
bestehendem Versicherungsschutz, die wegen 
Krankheit, Arbeitsunfall oder Berufskrankheit, 
Quarantäne oder wegen einer Kur von der Arbeit 
befreit sind (§ 24 SVO). 

Während die Arbeitsbefreiung wegen Qua¬ 
rantäne durch die entsprechende Entscheidung 
des staatlichen Gesundheitswesens und bei einer 
Kur durch Aushändigung des Kurschecks für die 
festgelegte Zeit bewirkt wird, erfolgt die Arbeits¬ 
befreiung bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krank¬ 
heit, Arbeitsunfall und Berufskrankheit auf der 
Grundlage einer gesonderten gesetzlichen Rege¬ 
lung, der AO vom 1. 7. 1974 über die Arbeitsbe¬ 
freiung bei Arbeitsunfähigkeit, GBl. I Nr. 34 
S. 326. 

Die Entscheidung über das Vorliegen der Ar¬ 
beitsunfähigkeit bewirkt gleichzeitig den arbeits¬ 
rechtlichen Anspruch auf Freistellung von der 
Arbeit wie den Anspruch auf Krankengeld. 
Nach § 1 der genannten Anordnung sind die be¬ 
handelnden Ärzte und Zahnärzte des staatlichen 
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Gesundheitswesens und alle in eigener Praxis nie¬ 
dergelassenen Ärzte und Zahnärzte zur Feststel¬ 
lung und Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit 
befugt. Zur Bescheinigung ist ein einheitlicher 
Vordruck „Ärztliche Bescheinigung über Ar¬ 
beitsbefreiung bei Arbeitsunfähigkeit“ zu ver¬ 
wenden, der neben den Personalien unter ande¬ 
rem Angaben über die Art der Erkrankung und 
die Zeitdauer der Arbeitsbefreiung enthält. Die 
Arbeitsbefreiung wegen Krankheit usw. ist dar¬ 
über hinaus auch im Ausweis für Arbeit und So¬ 
zialversicherung einzutragen. 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, Ar¬ 
beitsunfall oder Berufskrankheit besteht dann, 
wenn der Werktätige nicht mehr in der Lage ist, 
seine Arbeitsaufgabe, auch nicht unter erleich¬ 
ternden Bedingungen, zu erfüllen. Nicht jede ge¬ 
sundheitliche Störung führt zur Arbeitsunfähig¬ 
keit. In nicht wenigen Fällen vermag eine ent¬ 
sprechende Heilbehandlung, auch verbunden mit 
der Übertragung von Schonarbeit, den Werktäti¬ 
gen bei Aufrechterhaltung seiner Arbeitstätigkeit 
gesundheitlich wiederherzustellen, ohne daß Ar¬ 
beitsunfähigkeit eintritt. 

Die ärztliche Entscheidung über das Vorliegen 
einer Arbeitsunfähigkeit erfolgt unter Berück¬ 
sichtigung verschiedener Faktoren. Sie basiert auf 
dem wissenschaftlichen Erkenntnisstand über die 
Art, Schwere und den voraussichtlichen Verlauf 
der Krankheit und wird letztlich vom Bedürfnis 
nach baldiger Wiederherstellung der Gesundheit 
bestimmt. 

Arbeitsunfähigkeit besteht auch für die Dauer 
einer prophylaktischen, Heil- oder Genesungskur 
einschließlich der anschließenden Schonungszeit, 
beim zeitweiligen Fehlen von für die Berufsaus¬ 
übung erforderlichen Körperersatzstücken und 
auch für die Zeitdauer der Unterbringung in einer 
stationären Einrichtung zum Zwecke einer ärztli¬ 
chen Begutachtung, wenn diese von der Sozialver¬ 
sicherung, z. B. in einem Rentenantragsverfah¬ 
ren, veranlaßt wurde. 

Eine Arbeitsbefreiung kann in der Regel für 
die Zeitdauer von 7 Kalendertagen vorgenom¬ 
men und bescheinigt werden, Ausnahmen sind im 
Rahmen des § 2 Abs. 1 der Anordnung möglich. 
Eine rückwirkende Arbeitsbefreiung ist bis zu 
3 Tagen zulässig. Soweit keine Arbeitsbefreiung 
bis zu 3 Tagen erfolgt, hat der behandelnde Arzt 
vor Ablauf der festgelegten Arbeitsbefreiung über 
deren Fortdauer bzw. Beendigung zu entscheiden. 

Zur Unterstützung der behandelnden Ärzte 
werden Ärzteberatungskommissionen tätig. Ih- 
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nen sind Werktätige vorzustellen, die mehr als 35 
Tage von der Arbeit befreit sind und denen unter 
Berücksichtigung ihres Gesundheitszustandes 
eine Vorstellung zugemutet werden kann. Die 
Vorstellung wird vom behandelnden Arzt veran¬ 
laßt, der zur Vorstellung auch in anderen, von der 
Zeitdauer der Erkrankung unabhängigen Fällen 
berechtigt ist. Jeder in ärztlicher Behandlung be¬ 
findliche Werktätige kann seinerseits eine Vor¬ 
stellung bei der Ärzteberatungskommission bean¬ 
tragen. Vorstellungsberechtigt sind auch Be¬ 
triebsleiter, Betriebsgewerkschaftsleitungen und 
Betriebsärzte nach gemeinsamer Beratung, wobei 
der behandelnde Arzt einzubeziehen ist. Die 
Verwaltungen für Sozialversicherung können 
ebenfalls eine Vorstellung veranlassen. Der zu¬ 
ständige Kreisarzt hat das Recht, unabhängig von 
den allgemeinen Voraussetzungen die Vorstel¬ 
lung vor der Ärzeberatungskommission anzu¬ 
ordnen. 

Nach § 5 Abs. 2 der AO über die Arbeitsbe¬ 
freiung bei Arbeitsunfähigkeit sind die Ärztebera¬ 
tungskommissionen berechtigt, Überweisungen 
zur fachärztlichen oder stationären Behandlung 
vorzunehmen, Dispensairebetreuung oder auch 
die Übertragung von Schonarbeit zu veranlassen. 
Ihnen steht auch das Recht zu, die Arbeitsbefrei¬ 
ung eines Werktätigen zu beenden. 

Entscheidungen der Ärzteberatungskommis¬ 
sionen sind seitens des Werktätigen und des be¬ 
handelnden Arztes beschwerdefähig. Die Be¬ 
schwerde ist innerhalb einer Woche nach Ent¬ 
scheidung schriftlich oder mündlich bei der jewei¬ 
ligen Ärzteberatungskommission einzulegen. Die 
Beschwerde hat aufschiebende Wirkung; über sie 
ist innerhalb einer Woche zu entscheiden. Wird 
ihr nicht oder nur teilweise stattgegeben, ist die 
Beschwerde innerhalb der Wochenfrist dem 
Kreisgutachter zuzuleiten, der im Verlauf einer 
weiteren Woche über die Beschwerde endgültig 
entscheidet. 

Krankengeld wird, von Ausnahmen abgese¬ 
hen, längstens für 78 Krankeitswochen gezahlt. 
Wird ärztlich festgestellt, daß bis zum Ablauf der 
78. Woche aller Voraussicht nach die Wiederher¬ 
stellung derArbeitsfähigkeit nicht möglich sein 
wird, erfolgt die ärztliche Begutachtung zur Fest¬ 
stellung der Invalidität (§ 32 SVO). 

Im letzteren Fall obliegen den Ärztebera¬ 
tungskommissionen entsprechende Pflichten, so 
Invaliditätsgutachten zu erarbeiten und dem 
Kreisgutachter zu übermitteln. 

Ergibt die ärztliche Begutachtung, daß Invali- 
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dität vorliegt, wird Krankengeld gemäß § 37 
Abs. 1 SVO 

- bis zum Ablauf des Kalendermonats gezahlt, in 
welchem das Invaliditätsgutachten bei der Ver¬ 
waltung für Sozialversicherung eingeht, min¬ 
destens jedoch bis zum Ablauf der 26. Krank¬ 
heitswoche (bei bergbaulich Versicherten bis zur 
52. Krankheitswoche), wenn das monatliche 
Krankengeld höher ist als die Rente; 

- bis zum Ablauf des dem der Feststellung der In¬ 
validität vorausgehenden Kalendermonats, 
wenn die Rente höher ist als das Krankengeld. 

Ausnahmeregelungen existieren bei Tbc- 
Kranken, Kämpfern gegen den Faschismus und 
Verfolgten des Naziregimes, die eine Überschrei¬ 
tung der 78-Wochen-Frist unter den in den §§ 33 
und 34 SVO genannten Voraussetzungen zulas¬ 
sen. Sonderregelungen über die Zahlungsdauer 
bei Wiedererkrankung und beim Auftreten meh¬ 
rerer Krankheiten enthält § 35 SVO. 

Bei berufstätigen Altersrentnern wird Kran¬ 
kengeld gleichfalls gezahlt. Bei ärztlicher Fest¬ 
stellung, daß mit der Wiederherstellung der Ar¬ 
beitsfähigkeit nicht zu rechnen ist, besteht An¬ 
spruch auf Zahlung von Krankengeld mindestens 
für die Zeitdauer von 26 Wochen bzw. bis zum 
Ablauf des Kalendermonats, in welchem die ärzt¬ 
liche Feststellung bei der auszahlenden Stelle 
eingeht. 

Invalidenrentner, die noch in einem Arbeits¬ 
rechtsverhältnis stehen, erhalten für den Zeitraum 
einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit in¬ 
folge Krankheit Krankengeld im Rahmen der all¬ 
gemein geltenden Fristen, soweit es sich nicht um 
eine Arbeitsunfähigkeit infolge des Rentenleidens 
handelt. Allerdings bleibt der Anspruch auf 
Krankengeld bestehen, wenn nur eine vorüberge¬ 
hende Verschlimmerung des Rentenleidens vor¬ 
liegt (§ 38 Abs. 2 SVO). 

Bei ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit, Arbeitsunfall und Berufs¬ 
krankheit sowie bei Freistellung von der Arbeit 
infolge Quarantäne und Kur haben die versicher¬ 
ten Werktätigen Anspruch auf Krankengeld für 
jeden Arbeitstag. Die Höhe des Krankengeldes ist 
abhängig 

- von der Zeitdauer der Erkrankung unter Be¬ 
rücksichtigung der Anzahl der zu versorgenden 
Kinder und der Zugehörigkeit bzw. Nichtzuge¬ 
hörigkeit zur FZR; 

- von der Ursache der Arbeitsunfähigkeit bzw. 
der Freistellung; 

- von der Zugehörigkeit zu bestimmten Per¬ 


sonengruppen (§§ 282 ff. AGB, §§ 24 ff. SVO). 

Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit er¬ 
halten Werktätige für die Dauer von 6 Wochen im 
Kalenderjahr Krankengeld in Höhe von 90 % des 
auf einen Arbeitstag entfallenden Nettodurch- 
schnittsverdienstes/Der Zeitraum von 6 Wochen 
kann sich aus einer Erkrankung oder auch aus 
mehreren Erkrankungen zusammensetzen. Ab 
7. Krankheitswoche tritt eine Staffelung des 
Krankengeldes in Abhängigkeit von der Zahl der 
Kinder bzw. der Zugehörigkeit zur FZR ein. 

Werktätige, deren monatlicher Bruttodurch¬ 
schnittsverdienst 600 M übersteigt und die der 
FZR nicht angehören, erhalten Krankengeld zwi¬ 
schen 50 % des auf einen Arbeitstag entfallenden 
beitragspflichtigen Bruttodurchschnittsverdien¬ 
stes (Werktätige ohne bzw. mit einem Kind) und 
65 % (bei 2 Kindern) bis 90 % (bei 5 und mehr 
Kindern) des auf einen Arbeitstag entfallenden 
Nettodurchschnittsverdienstes. 

Bei einer Beendigung des Arbeitsrechtsver¬ 
hältnisses während der Krankheit infolge Kündi¬ 
gung des Werktätigen oder fristloser Entlassung 
wird Krankengeld in Höhe des Satzes gezahlt, auf 
welchen der Werktätige ab 7. Krankheitswoche 
Anspruch hätte. Gleiches gilt für den Fall, wenn 
die Krankheit bzw. Arbeitsunfähigkeit im Zeit¬ 
raum von 3 Wochen nach Ausscheiden aus der 
Pflichtversicherung eintritt. 

Beruht die Arbeitsunfähigkeit auf einem Ar¬ 
beitsunfall gemäß § 220 Abs. 1 und 2 AGB bzw. 
gemäß § 220 Abs. 3 AGB, auf Unfallfolgen ge¬ 
mäß § 220 Abs. 4 AGB oder liegt eine Berufs¬ 
krankheit gemäß § 221 AGB vor, erhalten die 
Werktätigen für die Zeitdauer der Arbeitsunfä¬ 
higkeit Krankengeld in Höhe des täglichen Netto¬ 
durchschnittsverdienstes. Krankengeld in dieser 
Höhe wird auch bei stationärer Beobachtung we¬ 
gen des Verdachts einer Berufskrankheit und bei 
einer Kur als Folge eines Arbeitsunfalles bzw. ei¬ 
ner Berufskrankheit gezahlt. 

Der Anspruch auf Zahlung des Krankengeldes 
in dieser Höhe setzt das Vorliegen einer Aner¬ 
kennungsentscheidung der zuständigen Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitung bzw. Verwaltung für Sozial¬ 
versicherung gemäß § 222 AGB voraus. 

Bei Quarantäne besteht für die Zeitdauer des 
ärztlich angeordneten Fernbleibens vom Arbeits¬ 
platz Anspruch auf Krankengeld in Höhe von 
90 % des täglichen Nettodurchschnittsverdien¬ 
stes, sofern während dieser Zeit keine Verpflich¬ 
tung zur Übernahme einer anderen Arbeit be¬ 
steht. 
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Bei einer Erkrankung im Verlauf des Kalen¬ 
derjahres werden die erbrachten Leistungen we¬ 
gen Arbeitsunfall und Berufskrankheit und wegen 
Quarantäne zeitlich nicht angerechnet. 

Bei Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit, Ar¬ 
beitsunfall oder Berufskrankheit sowie bei Qua¬ 
rantäne erhalten Lehrlinge Krankengeld in Höhe 
des Nettolehrlingsentgeltes. Unter den gleichen 
Voraussetzungen wird Krankengeld in Höhe des 
Nettodurchschnittsverdienstes an Kämpfer gegen 
den Faschismus und Verfolgte des Faschismus ge¬ 
zahlt. Bei dem genannten Personenkreis finden 
wiederum die allgemeinen Regelungen über die 
Höhe des Krankengeldes keine Anwendung. 


5 . 3 . 

Der Anspruch auf Unterstützungen 

Unterstützungen werden an alleinstehende Werk¬ 
tätige, die zur Pflege ihres erkrankten Kindes von 
der Arbeit freigestellt sind, sowie an Werktätige, 
die zur Betreuung der Kinder während der Er¬ 
krankung des nichtberufstätigen Ehegatten frei¬ 
gestellt wurden, gezahlt (§§ 40 bis 43 SVO). 

In ersterem Fall erhalten die freigestellten 
Werktätigen für die Dauer bis zu zwei Arbeitsta¬ 
gen eine Unterstützung in Höhe von 90 % des täg¬ 
lichen Nettodurchschnittsverdienstes, bei einer 
längeren Freistellung eine Unterstützung in Höhe 
des Krankengeldes, auf das bei eigener Arbeitsun¬ 
fähigkeit ab 7. Krankheitswoche Anspruch beste¬ 
hen würde. Die Gewährung der Unterstützung ist 
zeitlich gestaffelt, sie' beträgt für Alleinstehende 
mit einem Kind 4 Wochen im Kalenderjahr, bei 
2 Kindern 6 Wochen, bei 3 Kindern 8 Wochen 
usw. 

Die Unterstützung in Höhe von 90 % des Net¬ 
todurchschnittsverdienstes wird bei jeder erneu¬ 
ten Freistellung zur Pflege des erkrankten Kindes 
für zwei Tage gewährt. Vergünstigungen für 
Kämpfer gegen den Faschismus, Verfolgte des Fa¬ 
schismus und für Lehrlinge regelt § 40 Abs. 3 
SVO. 

Das Erfordernis der Pflege des erkrankten 
Kindes muß durch eine ärztliche Bescheinigung 
riachgewiesen werden. Der Kreis der Anspruchs¬ 
berechtigten wird durch § 41 SVO bestimmt. 

Bei Freistellung zur Betreuung des Kindes in¬ 
folge Quarantäne in Kindereinrichtungen wird 
gleichfalls eine Unterstützung im Rahmen des 
§ 40 SVO gewährt. Der Zeitraum des Bezugs der 


Unterstützung wird auf die in § 40 Abs. 2 SVO 
genannten Fristen nicht angerechnet. 

Die Unterstützung bei Freistellung zur Be¬ 
treuung der Kinder während der Erkrankung des 
nichtberufstätigen Ehegatten ist auf vier Wochen 
im Kalenderjahr begrenzt und wird in Höhe des 
Krankengeldes gewährt, auf welches der Werktä¬ 
tige bei eigener Arbeitsunfähigkeit ab 7. Krank¬ 
heitswoche Anspruch hätte. Die Erkrankung des 
nichtberufstätigen Ehegatten ist durch ärztliche 
Bescheinigung nachzuweisen. Eine weitere An¬ 
spruchsvoraussetzung besteht in der Tatsache, 
daß die Betreuung der Kinder durch andere Per¬ 
sonen oder Einrichtungen nicht möglich ist. Den 
Betrieben obliegt die Pflicht, den Werktätigen er¬ 
forderliche Hilfe bei der Organisierung einer Be¬ 
treuung durch andere zu gewähren. Die Unter¬ 
stützung wird auch anteilig gewährt, wenn sich die 
Freistellung nur auf einen Teil der täglichen Ar¬ 
beitszeit erstreckt. 


5 . 4 . 

Der Anspruch auf Schwangerschafts¬ 
und Wochengeld, Mütterunterstützung 
und Zuschuß zum Faniilienaüfwand 

Während der Zeit des Schwangerschafts- und 
Wochenurlaubs (insgesamt 26 bzw. 28 Wochen) 
wird Schwangerschafts- und Wochengeld in Höhe 
des Ncttodurchschnittsvcrdienstes gezahlt. Der 
Anspruch auf Schwangerschaftsgeld ist durch 
Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung über den 
voraussichtlichen Tag der Entbindung, der An¬ 
spruch auf Wochengeld durch Vorlage der stan¬ 
desamtlichen Bescheinigung über die Geburt 
nachzuweisen. Bei einer vorzeitigen Entbindung 
verlängert sich der Anspruch auf Wochengeld um 
die Zeit des nicht in Anspruch genommenen 
Schwangerschaftsurlaubs, bei verspäteter Entbin¬ 
dung wird Schwangerschaftsgeld bis zum Tage der 
Entbindung, also auch über die Dauer von sechs 
Wochen hinaus, gewährt. Werktätige Frauen, die 
auf Grund von Maßnahmen der Jugendhilfe oder 
infolge Todes der Mutter ein Kind im Alter unter 
20 Wochen aufnehmen und betreuen, werden 
Frauen mit Anspruch auf Wochengeld gleichge¬ 
stellt (§§ 44 f. SVO). 

Mütterunterstützung (§§ 46 ff. SVO) erhalten 

- werktätige Mütter, die nach dem Wochenur¬ 
laub für das zweite und jedes weitere geborene 
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Kind zur Pflege des Kindes längstens bis zum 
Ende des ersten Lebensjahres des zuletzt gebo¬ 
renen Kindes von der Arbeit freigestellt sind; 
- alleinstehende werktätige Mütter für die Zeit¬ 
dauer der Freistellung nach dem Wochenur¬ 
laub, wenn für das Kind kein Krippenplatz zur 
Verfügung gestellt werden kann. 

Der Kreis der Anspruchsberechtigten wird 
durch § 46 Abs. 2 und 3 SVO bestimmt, die Höhe 
der Mütterunterstützung durch § 47 SVO. Da¬ 
nach beträgt die monatliche Mütterunterstützung 
mindestens 250 M für vollbeschäftigte Mütter mit 
einem Kind, bei zwei Kindern 300 M, bei drei und 
mehr Kindern 350 M und wird im übrigen in Höhe 
des Krankengeldes gewährt, auf das die Mutter 
bei eigener Arbeitsunfähigkeit ab 7. Krankheits¬ 
woche Anspruch hätte. Bei Teilbeschäftigung bis 
bzw. vor Beginn des Schwangerschaftsurlaubes 
wird die Unterstützung anteilig gewährt. Wird 
Anspruch auf Mütterunterstützung auf Grund ei¬ 
ner Freistellung wegen Fehlens eines Krippen¬ 
platzes erhoben, ist eine Bescheinigung des zu¬ 
ständigen staatlichen Organs vorzulegen. 

Während des Bezugs von Mütterunterstüt¬ 
zung ist es zulässig, zusätzlichen Verdienst durch 
stunden- oder tageweise Aushilfstätigkeit zu er¬ 
zielen. Diese Aushilfstätigkeit ist nur in dem Be¬ 
trieb zulässig, mit dem ein Arbeitsrechtsverhältnis 
besteht. Soweit der aus der Aushilfstätigkeit er¬ 
zielte Verdienst die Differenz zwischen Mütterun¬ 
terstützung und dem der Berechnung der Mütter¬ 
unterstützung zugrunde liegenden Nettodurch¬ 
schnittsverdienst nicht übersteigt, wird die Müt¬ 
terunterstützung in voller Höhe gewährt. Über¬ 
steigt der Verdienst aus der Aushilfstätigkeit diese 
Differenz, erfolgt eine anteilige Anrechnung des 
übersteigenden Betrages auf die im Folgemonat 
zu zahlende Mütterunterstützung. 

' Sonderregelungen über die Gewährung der 
Mütterunterstützung an Lehrlinge sowie über die 
Zahlung eines monatlichen Zuschusses für im 
Lehrverhältnis stehende Mütter enthalten die 
§§ 50 bis 53 SVO. 

Ein monatlicher Zuschuß zum Familienauf¬ 
wand (§§ 54 f. SVO) in Höhe von 200 M wird an 
Mütter mit einem Kind bis zu drei Jahren gewährt, 
die wegen Fehlens eines Krippenplatzes vorüber¬ 
gehend ihre Berufstätigkeit unterbrechen mußfen 
und in diesem Zeitraum ein weiteres Kind gebä¬ 
ren. Dieser Zuschuß wird nur dann gewährt, wenn 
kein Anspruch auf Mütterunterstützung besteht. 
Er wird vom Monat der Geburt an bis zur Wieder¬ 
aufnahme der Berufstätigkeit, längstens jedoch 


bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres des 
zuletzt geborenen Kindes gezahlt. 

5 . 5 . 

Der Anspruch auf Bestattungsbeihilfe 

Die Sozialversicherung gewährt beim Tode eines 
Werktätigen und auch eines Familienangehörigen 
eine Bestattungsbeihilfe (§§ 56 ff. SVO). Sie be¬ 
trägt bei Werktätigen mindestens 160 M und 
höchstens 400 M, bei Familienangehörigen min¬ 
destens 80 M und höchstens 200 M. Der Berech¬ 
nung werden bei Werktätigen 70 % des monatli¬ 
chen beitragspflichtigen Bruttodurchschnittsver¬ 
dienstes, bei Familienangehörigen 35 % des mo¬ 
natlichen Bruttodurchschnittsverdienstes des 
Werktätigen zugrunde gelegt. 

Die §§ 57 bis 59 SVO enthalten Sonderrege¬ 
lungen über die Höhe der Bestattungsbeihilfe für 
besondere Personengruppen. Anspruchsberech¬ 
tigt ist derjenige, der die Kosten der Bestattung 
trägt. Entstehen keine Bestattungskosten, so steht 
die Beihilfe dem Ehegatten, den Kindern oder den 
Eltern in dieser Reihenfolge zu. 


i 
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6 . 

Allgemeine Grundsätze 

für die Gewährung von Geldleistungen 

6 . 1 . 

Das Antragsprinzip 

Für die Gewährung von Geldleistungen der So¬ 
zialversicherung gilt das Antragsprinzip. Anträge 
sind im Betrieb zu stellen, wenn der Betrieb Geld¬ 
leistungen der Sozialversicherung auszahlt, an¬ 
sonsten bei der für den Wohnort des Antragstel¬ 
lers zuständigen Verwaltung für Sozialversiche¬ 
rung des Kreis- bzw. Stadtvorstandes des FDGB. 

Die Antragstellung wird durch Vorlage ärztli¬ 
cher oder anderer erforderlicher Bescheinigungen 
und Unterlagen bewirkt. Ein zusätzlicher Antrag 
ist nicht erforderlich. Wird z. B. ein Werktätiger 
wegen Krankheit von der Arbeit befreit und legt 
dieser die ärztliche Bescheinigung im Betrieb 
vor, gilt dies zugleich auch als Antrag auf Gewäh¬ 
rung des Krankengeldes, soweit die Krankengeld¬ 
zahlung im Betrieb erfolgt. 

Die Auszahlung der Geldleistungen erfolgt im 
Betrieb bzw. bei der Verwaltung für Sozialversi¬ 
cherung des Kreis- bzw. Stadtvorstandes des 
FDGB. Letzteres ist dann zutreffend, wenn die 
Befugnis zur Berechnung und Auszahlung an Be¬ 
triebe nicht übertragen wurde, wenn ein Anspruch 
auf einen monatlichen Zuschuß zum Familien¬ 
aufwand besteht und wenn Werktätige auf Grund 
mehrerer Arbeitsrechtsverhältnisse und einer an¬ 
deren Tätigkeit pflichtversichert sind (§§ 92 
Abs. 2, 55, 76 Abs. 3 SVO). 

Die Auszahlung in den Betrieben erfolgt an 
den betrieblich festgelegten Lohn- bzw. Gehalts¬ 
zahltagen, bei der Verwaltung für Sozialversiche¬ 
rung in Abständen von jeweils 10 Tagen. Abwei¬ 
chende Regelungen existieren für die Zahlung des 
Krankengeldes bei einer Kur und bei einem Auf¬ 
enthalt in einer Tbc-Heilstätte, für die Auszah¬ 
lung der Mütterunterstützung und des Zuschusses 
zum Familienaufwand. 


6 . 2 . 

Die Nichtgewährung von Krankengeld 

Bestimmte Pflichtverletzungen des Werktätigen 
während der Zeit der Arbeitsunfähigkeit führen 
zum Wegfall bzw. Nichtentstehen des Anspruches 


auf Krankengeld. Dies trifft zu 

- bei verspäteter Meldung der Arbeitsunfähig¬ 
keit bis zum Tage der Meldung, 

- bei- unbegründeter Nichtbefolgung der Über¬ 
weisung zur Vorstellung bei der Ärztebera¬ 
tungskommission für die Dauer der Nichtbefol¬ 
gung, 

- beim Verlassen des Wohnortes ohne vorherige 
Zustimmung der Betriebsgewerkschaftsleitung 
bzw. der Verwaltung für Sozialversicherung für 
die Dauer der Abwesenheit vom Wohnort, 

- bei unterlassener Meldung des Aufenthalts- 
.wechsels innerhalb., des Wohnortes bis zum 
Tage der Meldung (§ 81 SVO). 

Voraussetzung für das Eintreten dieser 
Rechtsfolge ist die schuldhafte Verletzung ent¬ 
sprechender Rechtspflichten, d. h., daß der Werk¬ 
tätige die Pflichten vorsätzlich oder fahrlässig im 
Sinne des § 252 Abs. 3 und 4 AGB verletzt haben 
muß. 

Soweit eine schuldhaft begangene Pflichtver¬ 
letzung festgestellt wird, ist darüber und über die 
damit verbundenen Rechtsfolgen ein Beschluß 
der Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. eine Ent¬ 
scheidung der Verwaltung für Sozialversicherung 
zu treffen. Dem Werktätigen ist der Beschluß bzw. 
die Entscheidung schriftlich zur Kenntnis zu brin¬ 
gen, wobei die Gründe unter rechtlichen und tat¬ 
sächlichen Aspekten anzuführen sind. Beschluß 
bzw. Entscheidung sind des weiteren mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 81 
SVO hat die Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. 
die Verwaltung für Sozialversicherung keine Be¬ 
fugnis, eine von der gesetzlichen Regelung abwei¬ 
chende Entscheidung (z. B. einen „Teilentzug“) 
zu fällen. Der Wegfall des Anspruches wird un¬ 
mittelbar durch die gesetzliche Regelung bewirkt; 
der Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. der Ver¬ 
waltung für Sozialversicherung obliegt es ledig¬ 
lich, das Vorliegen der gesetzlichen Vorausset¬ 
zungen anhand der im konkreten Fall vorliegen¬ 
den Fakten zu prüfen und das Ergebnis dieser Prü¬ 
fung im Beschluß bzw. in einer Entscheidung zu¬ 
sammenzufassen. 

In anderen Fällen von Pflichtverletzungen 
durch den Werktätigen während der Zeit der Ar¬ 
beitsunfähigkeit kann die Betriebsgewerkschafts¬ 
leitung bzw. die Verwaltung für Sozialversiche¬ 
rung durch Beschluß bzw. Entscheidung die Ge¬ 
währung von Krankengeld ganz oder teilweise 
versagen. Zutreffend ist dies 

- bei groben oder wiederholten Verstößen gegen 
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ärztliche Anordnungen einschließlich der fest¬ 
gelegten Ausgehzeit sowie bei ungerechtfertig¬ 
ter Inanspruchnahme von Leistungen der So¬ 
zialversicherung, 

— bei unbegründeter Ablehnung eines notwendi¬ 
gen Krankenhaus- oder Heilstättenaufenthalts, 
beim unbegründeten Verlassen des Kranken¬ 
hauses, der Heilstätte oder Kureinrichtung und 
auch bei vorzeitiger Entlassung aus diesen Ein¬ 
richtungen wegen eines Verstoßes gegen die 
Hausordnung oder der Nichtbefolgung ärztli¬ 
cher Anordnungen, 

- bei Arbeitsunfähigkeit wegen einer Körperver¬ 
letzung infolge Alkoholmißbrauchs, schuldhaf¬ 
ter Beteiligung an einer Schlägerei oder Bege¬ 
hung einer strafbaren Handlung (§ 82 SVO). 

Obwohl § 82 Abs. 2 SVO als Voraussetzung 
für die Anwendung der in § 82 Abs. 1 SVO ge¬ 
nannten Sanktionen nicht ausdrücklich das Vor¬ 
liegen schuldhaft begangener Pflichtverletzungen 
fordert, ist in analoger Anwendung von § 81 
Abs. 2 SVO von dieser Voraussetzung auszuge¬ 
hen. Die Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. die 
Verwaltung für Sozialversicherung hat zu prüfen 
bzw. festzustellen, ob der Werktätige die Pflicht¬ 
verletzungen vorsätzlich oder fahrlässig begangen 
hat. Hinsichtlich der Feststellung einer Beteili¬ 
gung an einer Schlägerei oder Begehung einer 
strafbaren Handlung ist die Betriebsgewerk¬ 
schaftsleitung bzw. die Verwaltung für Sozialver¬ 
sicherung an die abschließende Entscheidung des 
zuständigen Rechtspflegeorgans gebunden. 

Ergibt die Überprüfung, daß der Werktätige 
Pflichtverletzungen schuldhaft begangen hat, ist 
weiterhin festzustellen, welche „Ursachen und 
Bedingungen sowie sonstige Umstände“ zur 
Pflichtverletzung führten (§ 82 Abs. 2 SVO). Die 
Berücksichtigung der Gesamtheit aller Umstände 
ist für eine differenzierte Entscheidung von großer 
Bedeutung. Der Betriebsgewerkschaftsleitung 
bzw. der Verwaltung für Sozialversicherung 
wurde im Fall des § 82 SVO die Befugnis einge¬ 
räumt, nicht nur über das Vorliegen der Voraus¬ 
setzungen für ein Versagen der Gewährung von 
Krankengeld, sondern auch über den Umfang des 
Versagens auf der Grundlage der im § 82 Abs. 2 
SVO genannten Kriterien zu entscheiden. 

Zur Klärung der Umstände, die zur Pflichtver¬ 
letzung führten, ist mit dem betroffenen Werktä¬ 
tigen eine Aussprache zu führen. Dem Werktäti¬ 
gen ist dabei Gelegenheit zu geben, auch alle ent¬ 
lastenden Umstände vorzutragen. Wie im Fall des 
§ 81 SVO ist die Betriebsgewerkschaftsleitung 


bzw. die Verwaltung für Sozialversicherung ver¬ 
pflichtet, das gänzliche oder teilweise Versagen 
von Krankengeld durch einen Beschluß bzw. eine 
Entscheidung herbeizuführen, die dem Werktäti¬ 
gen schriftlich, mit Gründen und einer Rechts¬ 
mittelbelehrung versehen, zuzustellen sind. 

Unabhängig von Pflichtverletzungen im So¬ 
zialversicherungsrechtsverhältnis besteht auch bei 
Vollzug einer Freiheitsstrafe und während einer 
Untersuchungshaft kein Anspruch auf Geld- (und 
Sachleistungen der Sozialversicherung. Eine 
Nachzahlung der Geldleistungen erfolgt dann, 
wenn das Verfahren endgültig eingestellt wird, das 
Gericht die Eröffnung des Hauptverfahrens ab¬ 
lehnt, ein freisprechendes Urteil ergeht bzw. ein 
Freispruch im Rahmen eines Wiederaufnahme¬ 
oder Kassationsverfahrens (§ 83 SVO). 

6 . 3 . 

Die Rücjkforderung von Geldleistungen 

Eine Rückforderung von bereits gezahltem Kran¬ 
kengeld ist zulässig, i 

- wenn nach Krankengeldzahlung Pflichtverlet¬ 
zungen des Werktätigen nach § 82 Abs. 1 SVO 
bekannt werden und Betriebsgewerkschaftslei¬ 
tung bzw. Verwaltung für Sozialversicherung 
das Versagen von Krankengeld beschließen 
(§ 82 Abs. 3 SVO), 

- wenn bei Vorauszahlungen von Krankengeld 
(z. B. bei einem Kuraufenthalt) die Anspruchs¬ 
voraussetzungen (z. B. durch vorzeitigen Ab¬ 
bruch oder auch durch Nichtantritt der Kur) 
nicht eingetreten sind (§ 84 SVO i. Verb. m. 
§ 126 Abs. 2a AGB), 

- wenn das Krankengeld fehlerhaft errechnet 
oder unrichtig ausgezahlt wurde (§ 84 SVO 
i. Verb. m. § 126 Abs. lc AGB). 

Im Fall des § 82 Abs. 3 SVO ist die Rückfor¬ 
derung unverzüglich geltend zu machen. Zahlt der 
Werktätige nicht freiwillig zurück oder erklärt er 
sich nicht schriftlich zur Rückzahlung bereit, ist 
der Rückzahlungsanspruch innerhalb von 2 Mo¬ 
naten nach Feststellung der in § 82 Abs. 1 und 2 
SVO genannten Voraussetzungen bei der Kreis¬ 
beschwerdekommission für Sozialversicherung 
geltend zu machen. In anderen Fällen der Rück¬ 
forderung beträgt die Geltendmachungsfrist 
2 Monate vom Tag der Auszahlung der Geldlei¬ 
stung an gerechnet. Hat der Werktätige die Über¬ 
zahlung vorsätzlich oder fahrlässig verursacht 
oder war die Überzahlung so erheblich und da- 
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durch für den Werktätigen offensichtlich, ist für 
die Geltendmachung des Ruckforderungsanspru¬ 
ches vor der Kreisbeschwerdekommission die 
Frist nach § 86 SVO (i. Verb. m. § 128 AGB) zu¬ 
treffend, d. h. eine Frist von 3 Jahren, die am er¬ 
sten Tage des Monats zu laufen beginnt, der dem 
Tag folgt, an welchem der Anspruch gegenüber 
dem Werktätigen geltend gemacht werden konn¬ 
te. 

6.4. 

Materielle Verantwortlichkeit 
der Versicherten 

Bei schuldhaft verursachter Beschädigung und 
schuldhaft verursachtem Verlust von Hilfsmitteln, 
die dem Versicherten von der Sozialversicherung 
zur Verfügung gestellt worden sind, kann der Ver¬ 
sicherte im Rahmen der Grundsätze der §§ 260 
bis 266 AGB materiell verantwortlich gemacht 
werden. Gleiches trifft zu, wenn der Sozialversi¬ 
cherung durch Nichtbefolgung ärztlicher oder 
zahnärztlicher Anordnungen Schäden entstehen 
(§ 85 SVO). Die materielle Verantwortlichkeit ist 
durch die Verwaltung für Sozialversicherung beim 
Kreis- bzw. Stadtvorstand des FDGB bei der 
Kreisbeschwerdekommission geltend zu machen. 

6.5. 

Schadenersatzleistungen des Betriebes 

Eine Schadenersatzpflicht des Betriebes gegen¬ 
über der Sozialversicherung besteht 

— im Fall von Überzahlungen von Geldleistungen 
infolge fehlerhafter Anwendung von Rechts¬ 
vorschriften, soweit eine Verrechnung der 
Überzahlung mit dem Beitragsaufkommen zu 
Lasten der Sozialversicherung vorgenommen 
wurde (§ 99 SVO), 

— im Fall eines Schadens der Sozialversicherung, 
der dunph fehlerhafte Verdienstbescheinigun-. 
gen oder andere Bescheinigungen oder durch 
Unterlassen der Meldepflichten hervorgerufen 
wurde (§ 100 SVO), 

— im Fall der Leistung der Sozialversicherung we¬ 
gen eines Arbeitsunfalles oder einer Berufs¬ 
krankheit, deren Eintritt seitens des Betriebes 
abwendbar war (§ 101 SVO). 

Ein Rückforderungsanspruch gegenüber dem 
Werktätigen geht einem Schadenersatzanspruch 
infolge Überzahlung vor, wenn der Werktätige 


den Schaden durch eine schuldhafte Pflichtverlet¬ 
zung verursacht hat. 

Für Streitigkeiten über derartige Schadener¬ 
satzansprüche isf die Beschwerdekommission für 
Sozialversicherung zuständig. 

6 . 6 . 

Verjährung, 

Pfändbarkeit von Leistungen 
und Übergang 

von Schadenersatzansprüchen 

Für Ansprüche aus Sozialversicherungsrechtsver¬ 
hältnissen gelten spezielle Verjährungsbestim¬ 
mungen, und zwar hinsichtlich der Ansprüche der 
Werktätigen auf Leistungen, der Rückzahlungs¬ 
ansprüche der Sozialversicherung gegenüber 
Werktätigen und der Ansprüche der Sozialversi¬ 
cherung gegenüber den Betrieben auf Abführung 
der Beiträge und der Unfallumlage sowie der An¬ 
sprüche der Betriebe gegenüber der Sozialversi¬ 
cherung auf Erstattung zuviel abgeführter Bei¬ 
träge und der Unfallumlage. Mit Ausnahme des 
letztgenannten Falles, in dem ein Anspruch nur 
für das laufende Kalenderjahr und das vorausge¬ 
gangene Kalenderjahr geltend gemacht werden 
kann, gilt eine einheitliche Verjährungsfrist. Sie 
beträgt 3 Jahre und beginnt am ersten Tag des 
Monats, der dem Tag folgt, an welchem der An¬ 
spruch geltend gemacht werden kann (§§ 86 ff. 
SVO). 

Keine Verjährungsregelung wurde hinsicht¬ 
lich der Schadenersatzleistungen der Betriebe ge¬ 
genüber der Sozialversicherung getroffen. Die 
Verfasser vertreten die Auffassung, daß für derar¬ 
tige Ansprüche die Verjährungsfrist nach § 87 
Abs. 1 SVO analog anzuwenden ist. 

Die Pfändbarkeit von Leistungen der Sozial¬ 
versicherung richtet sich nach den allgemeinen 
und speziellen Rechtsvorschriften, d. h. nach den 
Bestimmungen der ZPO und der 2. DB zur ZPO 
vom 1. 12. 1977 über die Pfändbarkeit von Geld¬ 
leistungen der Sozialversicherung, GBl. I Nr. 37 
S. 427. 

Soweit einem Werktätigen wegen einer Kör¬ 
perverletzung ein zivilrechtlicher Schadenersatz¬ 
anspruch gegenüber einem Dritten zusteht und 
der Werktätige wegen dieser Körperverletzung 
Geldleistungen der Sozialversicherung erhält, 
geht der Schadenersatzanspruch in Höhe dieser 
Leistungen auf die Sozialversicherung über. Dies 
gilt im übrigen auch für Sachleistungen der Werk- 
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tätigen, Rentner, Familienangehörigen und ande- 7. 

rer Anspruchsberechtigter sowie für die von der Rentenleistungen 

Sozialversicherung gewährte Bestattungsbeihilfe • 

(§ 91 Abs. 1 SVO). § 91 Abs. 2 SVO bestimmt, 

daß auf die Dauer der Zahlung des Krankengeldes 7.1. 

nach § 25 Abs. 1 SVO die Zeit nicht angerechnet Die Rentenarten 

wird, für welche Schadenersatzansprüche auf die 

Sozialversicherung übergegangen sind. Renten sind Leistungen der Sozialversicherung, 

die monatlich wiederkehrend in der Regel in 
Abhängigkeit vom maßgebenden Durchschnitts¬ 
verdienst und der Dauer der Zugehörigkeit zur 
Pflicht- und freiwilligen Zusatzrentenversiche¬ 
rung für eine unbegrenzte oder auch begrenzte 
Zeit zur materiellen Sicherstellung der Werktä¬ 
tigen und deren Familienangehörigen im Alter, 
' bei Invalidität oder Körperschäden gewährt wer¬ 

den, sowie an Hinterbliebene im Falle des Todes 
des Versicherten. 

Auf der Grundlage der für alle Bürger der 
DDR einheitlich geltenden Rentenregelungen 
werden an Werktätige bzw. deren Familienange¬ 
hörige folgende Renten gewährt: 

Altersrente und Zusatzaltersrente 
„ Invalidenrente und Zusatzinvalidenrente 

Hinterbliebenenrente und Zusatzhinterbliebe¬ 
nenrente 

Kriegsbeschädigtenrente 

Unfallrente 

Unfallhinterbliebenenrente ' 

Ubergangsrente 

Bergmannsaltersrente 

, Bergmannsinvalidenrente 

Bergmannsvollrente 

Bergmannsrente 

Bergmannshinterbliebenenrente. 

Bestimmte Werktätige haben auf der Grund¬ 
lage besonderer Regelungen bzw. besonderer 
Versicherungen Anspruch auf Renten- bzw. Ver- 
' sorgungsleistungen, die teilweise auch von der 

Staatlichen Versicherung der DDR gewährt wer¬ 
den. Dazu zählen die Zusätzliche Altersversor¬ 
gung der Intelligenz, die Versorgung der Angehö¬ 
rigen der bewaffneten Organe und der Zollver¬ 
waltung, die Versorgung für die Angehörigen der 
Reichsbahn und Post u. a. 

7.2. 

Grundsätze der Rentengewährung 
und -berechnung 

Die Rentengewährung erfolgt auf der Grundlage 
eines Antrages an die Verwaltung für Sozialversi- 


415 





cherung. Beginn der Gewährung, Wegfall, Wie¬ 
deraufleben des Rentenanspruches usw. unterlie¬ 
gen besonderen gesetzlichen Regelungen 
(§§ 63 ff. Renten-VO). ^ 

Oie Gewährung der Altersrente erfolgt bei 
Männern ab Vollendung des 65. und bei Frauen 
ab Vollendung des 60. Lebensjahres, wenn eine 
mindestens 15jährige versicherungspflichtige Tä¬ 
tigkeit vorliegt. Der Zeitraum der nachzuweisen¬ 
den versicherungspflichtigen Tätigkeit verringert 
sich für Frauen, die mehr als 2 Kinder geboren 
haben bzw. die zeitweise durch Betreuung eines 
ständig pflegebedürftigen Familienangehörigen 
keine Berufstätigkeit ausüben konnten. 

Frauen, die 5 und mehr Kinder geboren ha¬ 
ben, brauchen keinerlei versicherungspflichtige 
Tätigkeit nachzuweisen. Ihnen wird ab Vollen¬ 
dung des 60. Lebensjahres die Altersrente in 
Höhe der gesetzlich festgelegten Mindestrente 
gewährt, soweit kein Anspruch auf eine höhere 
Rente aus versicherungspflichtiger Tätigkeit bzw. 
freiwilliger Rentenversicherung besteht (§§ 3 ff. 
Renten-VO)^ 

Grundlage der Berechnung bilden die letzten 
20 Jahre versicherungspflichtiger Tätigkeit, aus 
denen der beitragspflichtige monatliche Durch¬ 
schnittsverdienst ermittelt wird, die Anzahl versi¬ 
cherungspflichtiger Tätigkeitsjahre, Zurech¬ 
nungszeiten zu diesen Tätigkeitsj ähren und ge¬ 
zahlte Beiträge zur früher bestehenden freiwilli¬ 
gen Rentenversicherung der Sozialversicherung. 
Die Errechnung der monatlichen Rente erfolgt 
unter Zugrundelegung eines Festbetrages von 
110 M, der mit einem Steigerungsbetrag in 
Höhe von 1 % des beitragspflichtigen Durch¬ 
schnittsverdienstes für jedes Jahr versicherungs¬ 
pflichtiger Tätigkeit addiert wird. Die Jahre ver¬ 
sicherungspflichtiger Tätigkeit werden ergänzt 
durch Zurechnungszeiten für Arbeitslosigkeit vor 
dem 31. 12. 1945 und für jedes geborene Kind 
(§§ 5 f. Renten-VO). 

Dieses System der leistungsgerechten Ren¬ 
tenberechnung wird ergänzt durch eine Mindest¬ 
rentenregelung und eine Staffelung der Mindest¬ 
beträge in Abhängigkeit von den Arbeitsjahren. 
Bei der Alters-, aber auch bei weiteren Renten¬ 
arten werden des weiteren Zuschläge für Ehegat¬ 
ten und Kinder gewährt (§§ 17 u. 18 Renten-VO). 

Invalidenrente wird bei Minderung des Lei¬ 
stungsvermögens und einer Verdienstminderung 
um jeweils mindestens zwei Drittel gewährt, wenn die' 
Schädigung des Leistungsvermögens in absehba¬ 
rer Zeit nicht behebbar ist. Ein Drittel des Ver¬ 


dienstes gilt als nicht überschritten, wenn der ge¬ 
setzliche Mindestlohn monatlich nicht überschrit¬ 
ten wird. Anspruch auf Invalidenrente besteht 
nach mindestens 5jähriger versicherungspflichti¬ 
ger Tätigkeit (Ausnahmen bestehen für Jugendli¬ 
che und für Frauen, die 5 und mehr Kinder gebo¬ 
ren haben) und wenn die Invalidität während die¬ 
ser Tätigkeit bzw. innerhalb von 2 Jahren nach 
dem Ausscheiden aus dieser Tätigkeit eingetreten 
ist. Auch hier sind Ausnahmen vorgesehen; z. B. 
besteht der Anspruch bei unterbrochenen Tätig- ' 
keiten auch dann, wenn insgesamt eine 15jährige 
versicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt wor¬ 
den ist. Für die Rentenberechnung gelten die 
Grundsätze über die Berechnung der Alters¬ 
rente unter Berücksichtigung einiger Besonder¬ 
heiten (§§ 8 ff. Renten-VO). 

Hinterbliebenenrente wird gewährt an Witwen 
bzw. Witwer und an Kinder des Verstorbe¬ 
nen. Die Anspruchsvoraussetzungen für Witwen 
und Witwer bestehen in der Erreichung des 60. 
bzw. 65. Lebensjahres, im Vorliegen einer Invali¬ 
dität oder im Vorhandensein eines Kindes unter 
3 Jahren bzw. von zwei Kindern unter 8 Jahren. Der 
Verstorbene muß die Voraussetzungen für den 
Bezug einer Rente erfüllt und die finanziellen 
Aufwendungen für die Familie überwiegend er¬ 
bracht haben. Bei Witwen bzw. Witwern beträgt 
die Rente 60 % der Rente des Verstorbenen, bei 
Halbwaisen 30 % und bei Vollwaisen 40 %. Die 
Mindestrente beträgt bei Witwen bzw. Witwern 
270 Mark, bei Halbwaisen 100 und bei Vollwai¬ 
sen 150 Mark. 

Eine besondere Form der Hinterbliebenen¬ 
rente stellt die Übergangshinterbliebenenrente 
dar, die an alle Witwen bzw. Witwer gezahlt wird, 
wenn der Verstorbene die Aufwendungen für die 
Familie überwiegend erbrachte und kein An¬ 
spruch auf eine Witwen- bzw. Witwerrente be¬ 
steht. Die Zeitdauer der Ubergangshinterbliebe¬ 
nenrente ist auf 2 Jahre begrenzt, sie beträgt mo¬ 
natlich 270 Mark (§§ 19 ff. Renten-VO). 

Unfallrenten werden gewährt, wenn durch 
Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit ein Körper¬ 
schaden von mindestens 20 % eingetreten ist. Die 
Unfallrente beträgt bei einem Körperschaden von 
100 % zwei Drittel des beitragspflichtigen monatli¬ 
chen Durchschnittsverdienstes der letzten 12 Ka¬ 
lendermonate vor dem Unfall, bei einem geringe¬ 
ren Körperschaden einen entsprechenden Anteil 
nach dem festgestellten Prozentsatz. Zu dieser 
Summe werden noch Festbeträge (20 Mark bei 
einem Körperschaden von mehr als 50 % und 
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80 Mark ab 66 2 /3 %) zugerechnet, bei einem 
Körperschaden von 66 2 /3 % und mehr beträgt 
die Mindestrente 340 Mark. Wenn der Ver¬ 
sicherte an den Folgen eines Arbeitsunfalles oder \ 
einer Berufskrankheit verstorben ist, werden Un- 
fallhinterbliebcnenrenten an Witwen bzw. Witwer 
und an Kinder gewährt (§§ 23 ff. Renten-VO). 

Wenn die Gefahr besteht, daß bei Weiterbe¬ 
schäftigung unter den gegebenen Arbeitsbedin¬ 
gungen eine Berufskrankheit entstehen, wieder¬ 
entstehen oder sich verschlimmern kann und des¬ 
halb ein Arbeitsplatzwechsel erfolgt, besteht An¬ 
spruch auf eine Übergangsrente, soweit der Ar¬ 
beitsplatzwechsel mit einer Verdienstminderung 
verbunden ist. Die Übergangsrente wird in Höhe 
der Verdienstminderung, höchstens in Höhe von 
50 % einer zu berechnenden Unfallrente für die 
Dauer der Verdienstminderung, längstens für 
2 Jahre gewährt (§ 32 Renten-VO). 

Empfänger von Renten und an deren Stelle 
gewährter Versorgungen erhalten zusätzlich Pfle¬ 
gegelder, wenn ihre Leiden durch Heilbehandlung 
in absehbarer Zeit nicht behoben, gebessert und 
gelindert werden können und sie der Pflege durch 
andere Personen bedürfen. Das Pflegcgeld wird 
in Abhängigkeit des Zeitaufwandes für die Pflege 
nach Stufen gewährt. Hochgradig Sehschwache 
und Blinde erhalten ein Blindengled, Schwer¬ 
beschädigte ein Sonderpflegegeld (§§ 55 ff. Ren¬ 
ten-VO). 

Renten für Bergleute und deren Hinterbliebe¬ 
ne unterliegen vergünstigenden Regelungen, die 
den hohen Leistungen der Bergleute und den von 
den Betrieben zu entrichtenden erhöhten Bei¬ 
tragsanteilen entsprechen (§§ 50 ff. Renten-VO; 
§§ 28 f. FZR-VO). 

7 . 3 . 

Die Gewährung von Zusatzrenten 

Mit der Gewährung von Zusatzrenten wird dem 
Anliegen entsprochen, Renten in zunehmendem 
Maße den Arbeitsverdiensten anzugleichen. Zu¬ 
satzalters-, -invaliden- und -hinterbliebenenren- 
ten werden gewährt, wenn der Versicherte der 
Freiwilligen Zusatzrentenversicherung beigetre¬ 
ten war und im übrigen die allgemeinen Voraus¬ 
setzungen für die Rentengewährung im Rahmen 
der Pflichtversicherung vorliegen. 

Grundlage der Berechnung der Zusatzrenten 
bildet das während der Zugehörigkeit zur FZR er¬ 
zielte monatliche Durchschnittseinkommen über 


600 Mark, für welches der entsprechende Beitrag 
entrichtet worden ist. Die monatliche Zusatzrente 
für Alters- und Invalidenrentner setzt sich 

- aus 2,5 % des vorgenannten Durchschnittsein¬ 
kommens für jedes Jahr der Zugehörigkeit zur 
FZR, 

- aus 1 % des vorgenannten Durchschnittsein¬ 
kommens für jedes Jahr der Zurechnungszei¬ 
ten, 

- aus 2,5 % des vorgenannten Durchschnittsein¬ 
kommens bis maximal 1 200 Mark für zusätzli¬ 
che Versicherungszeiten, die älteren Werktäti¬ 
gen gewährt werden, zusammen. 

Die Zusatzwitwen-(witwer)-Rente beträgt 
60 % der Zusatzrente des Versicherten, in glei¬ 
cher Höhe wird auch die Zusatzübergangshinter¬ 
bliebenenrente gewährt. Bei Halbwaisen beträgt 
die Zusatzwaisenrente 30 % der Zusatzrente des 
verstorbenen Elfernteiles, bei Vollwaisen 40 % 
der Zusatzrente des Elternteiles mit höherem Zu¬ 
satzrentenanspruch (§§ 20 ff. FZR-VO) 

7 . 4 . 

Der Anspruch auf mehrere Renten 

Rentenverordnung und FZR-VO enthalten de¬ 
taillierte Bestimmungen für den Fall, daß ein An¬ 
spruch auf mehrere Renten bzw. Versorgungslei¬ 
stungen besteht. Beispielhaft sollen hier die we¬ 
sentlichsten Grundsätze dargestellt werden (vgl. 
§§ 50 bis 53 Renten-VO): 

- Bei Anspruch auf zwei gleichartige Renten der 
Sozialpflichtversicherung (z. B. Alters- und In¬ 
validenrente) wird nur die höhere Rente gewährt. 

- Bei einem Anspruch auf zwei nicht gleichartige 
Renten der Sozialpflichtversicherung (z. B. Al¬ 
ters- und Hinterbliebenenrente) wird die hö¬ 
here Rente voll, die niedrigere in Höhe von 
25 % der errechneten Rente gezahlt. Handelt 
es sich bei einer der beiden Renten um eine 
Unfallrente, wird die höhere Rente voll und 
die niedrigere in Höhe von 50 % der errech¬ 
neten Rente gezahlt. 

- Bei einem Anspruch auf Rente der Sozialversi¬ 
cherung neben einem Anspruch auf zusätzliche 
Altersversorgung der Intelligenz wird die 
Rente der Sozialversicherung ohne den Festbe¬ 
trag (110 Mark), bei Unfall- oder Unfallhin¬ 
terbliebenenrente in Höhe des nach dem bei¬ 
tragspflichtigen monatlichen Durchschnitts¬ 
verdienstes errechneten Betrages gewährt. 

- Bei einem Anspruch auf Rente der Sozialversi- 
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cherung und eine gleichartige Versorgung wird 
die Rente der Sozialversicherung nur dann ge¬ 
zahlt, wenn sie die höhere Leistung ist oder 
beide Leistungen gleich hoch sind. Bei nicht 
gleichartigen Leistungen wird die Rente der 
Sozialversicherung voll gezahlt, wenn sie die 
höhere Leistung darstellt bzw. die gleiche Höhe 
wie die Versorgungsleistung hat. Eine gekürzte 
Zahlung erfolgt, wenn die Rente der Sozialver¬ 
sicherung die niedrigere Leistung ist. 

Bei einem Anspruch auf Zusatzrente und zu¬ 
sätzliche Altersversorgung der Intelligenz wird 
die Zusatzrente in Höhe der zusätzlichen Al¬ 
tersversorgung gewährt, sofern die Zusatzrente 
auf Grund der Beitragszahlung nicht höher ist 
(§ 28 f. FZR-VO). 

i 


8 . 

Die Entscheidung 

von Sozialversicherungsstreitfällen 

8 . 1 . 

Stellung, Aufgaben und Zuständigkeit 
der Beschwerdekommissionen 
für Sozialversicherung 

Die Beschwerdekommissionen für Sozialversi¬ 
cherung des FDGB sind gewählte Organe der 
Gewerkschaften. 18 Ihnen obliegt die Aufgabe, 

- durch Entscheidung von Streitfällen auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung die Gewährung 
gesetzlich zustehender Leistungen zu sichern 
und damit zur einheitlichen und richtigen Ver- 
wirklichunjg der sozialversicherungsrechtlichen 
Bestimmungen beizutragen; , 

- in Durchführung der Verfahren Inhalt und 
Zielstellung der sozialversicherungsrechtlichen 
Regelungen zu erläutern und dadurch soziali¬ 
stisches Denken und Handeln der Werktätigen 
zu fördern; 

- auf die Beseitigung von Ursachen und Bedin¬ 
gungen von Streitfällen hinzuwirken; 

- durch Überprüfung der Bearbeitung von Ein¬ 
gaben an die Verwaltung für Sozialversiche¬ 
rung zur Wahrung der sozialistischen Gesetz¬ 
lichkeit beizutragen. 

Die Zuständigkeit der Beschwerdekommis¬ 
sionen erstreckt sich 

- auf Streitfälle wegen der Gewährung von Ren¬ 
tenleistungen, Geld- und Sachleistungen, der 
Anerkennung von Arbeitsunfällen und Berufs¬ 
krankheiten sowie aus der Anwendung von 
Rechtsvorschriften über den erweiterten Versi¬ 
cherungsschutz, der Gewährung von Versor¬ 
gungen der Deutschen Reichsbahn und der 
Deutschen Post, aus der Durchführung der 
Freiwilligen Zusatzrentenversicherung; 

- auf Streitfälle wegen Rückforderung von Geld¬ 
leistungen und wegen materieller Verantwort¬ 
lichkeit für gewährte Heil- und Hilfsmittel so¬ 
wie wegen Rückforderung bzw. Erlaß von 


18 Grundlage der Arbeit ist die Richtlinie des Minister- 
rates der DDR und des Bundesvorstandes des 
FDGB über die Wahl, Aufgaben und Arbeitsweise 
der Beschwerdekommissionen für Sozialversiche¬ 
rung des FDGB vom 21. 2. 1978, GBl. I Nr. 8 
S. 109. 
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Rückforderungen überzahlter Renten und Ver¬ 
sorgungsleistungen ; 

— auf Streitfälle aus Ansprüchen der Verwaltung 
für Sozialversicherung gegen Betriebe. 

Zuständig ist jeweils die für die Betriebsge¬ 
werkschaftsleitung bzw. Verwaltung für Sozial¬ 
versicherung zuständige Kreisbeschwerdekom¬ 
mission. Für Einsprüche gegen Beschlüsse der 
Kreisbeschwerdekommissionen ist die Bezirks¬ 
beschwerdekommission zuständig. 

8 . 2 . 

Einspruchsberechtigte 
und Einspruchsfrist 

Einspruchsberechtigt sind Werktätige, Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitungen, die Verwaltungen für So¬ 
zialversicherung und der Staatsanwalt. Bei Ent¬ 
scheidungen über die Anerkennung von Arbeits¬ 
unfällen und Berufskrankheiten kann auch der 
Betriebsleiter Einspruch einlegen. Bei Streitfällen 
aus Rückforderungen und Forderungen der aus¬ 
zahlenden Stelle sowie aus Forderungen gegen¬ 
über den Betrieben können alle am Verfahren Be¬ 
teiligten und der Staatsanwalt gegen den Beschluß 
der Kreisbeschwerdekommission Einspruch ein¬ 
legen. 

Der Einspruch ist schriftlich oder mündlich 
einzulegen, die Einspruchsfrist beträgt 2 Wochen 
nach Aushändigung oder Zustellung des Be¬ 
schlusses der Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. 
Verwaltung für Sozialversicherung. Innerhalb 
dieser Frist muß der Einspruch bei der zuständi¬ 
gen Beschwerdekommissiori vorliegen, wobei die 
Frist auch als gewahrt gilt, wenn der Einspruch in 
diesem Zeitraum der Post oder einem anderen 
gewerkschaftlichen oder staatlichen Organ über¬ 
geben wird. Bei einem Einspruch gegen den Be¬ 
schluß der. Kreisbeschwerdekommission gilt wie¬ 
derum eine Frist von 2 Wochen nach Aushändi¬ 
gung bzw. Zustellung des Beschlusses. Bei unver¬ 
schuldeter Fristversäumnis ist auf Antrag Befrei¬ 
ung von den Folgen der Fristversäumnis zu ertei¬ 
len. Im Fall des Vorliegens schwerwiegender 
Gründe und wenn dies im Interesse des Werktäti¬ 
gen dringend geboten ist, kann ein verspätet ein¬ 
gelegter Einspruch als rechtzeitig behandelt wer¬ 
den, auch wenn der Werktätige die Ursachen für 
die Fristversäumnis zu vertreten hat. 


8 . 3 . 

Arbeitsweise der Beschwerdekommissionen 

Die Beratungen der Beschwerdekommissionen 
finden in der Regel öffentlich statt, insbesondere 
sollen Werktätige aus dem Betrieb, Bevollmäch- 
tigte^für Sozialversicherung, Mitglieder des Rates 
für Sozialversicherung und der Gewerkschaftslei¬ 
tung sowie Mitarbeiter der Verwaltung für Sozial¬ 
versicherung an den Beratungen teilnehmen. Für 
die Durchführung der Beratungen gelten weiter¬ 
hin Regelungen über die Teilnahme von Gutach¬ 
tern, über die Anwesenheit und Vertretung der 
Beteiligten, über die Rechte anderer Beratungs¬ 
teilnehmer, über die Beschlußfassung der Be¬ 
schwerdekommissionen usw. Beschlüsse der 
Kreisbeschwerdekommissionen können mit ei¬ 
nem Einspruch bei der Bezirksbeschwerdekom¬ 
mission angefochten werden, der Beschluß der 
Bezirksbeschwerdekommission ist endgültig, er 
wird mit Aushändigung oder Zustellung rechts¬ 
kräftig. 

Gebühren werden durch die Beschwerdekom¬ 
missionen nicht erhoben, den Werktätigen wer¬ 
den auch keine Auslagen auferlegt. Notwendige 
Aufwendungen sind aus dem Haushalt der Sozial¬ 
versicherung zu erstatten. Auch in Streitfällen 
zwischen den Verwaltungen für Sozialversiche¬ 
rung und den Betrieben sind keine Gebühren zu 
entrichten, notwendige Aufwendungen sind von 
den Beteiligten selbst zu tragen; im Falle der Ent¬ 
scheidung zugunsten der Verwaltung für Sozial¬ 
versicherung kann der Betrieb zur Erstattung der 
Kosten verpflichtet werden, die der Sozialver¬ 
sicherung im Zusammenhang mit der Nachweis¬ 
führung über ihre Forderungen entstanden sind. 
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Kapitel XVI 

Entscheidung von Arbeitsstreitfällen und Streitfällen 
auf dem Gebiet der Sozialversicherung 


l. 

Die Entscheidung 
von Arbeitsstreitfällen 

1 . 1 . 

Die Durchsetzung 

der sozialistischen Gesetzlichkeit 

im Arbeitsrecht - 

ein Grundanliegen 

des sozialistischen Staates 

Der Prozeß der weiteren Gestaltung der entwic¬ 
kelten sozialistischen Gesellschaft verlangt die 
konsequente Durchsetzung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit. 1 Der Sicherung und Gewährlei¬ 
stung der Einhaltung der arbeitsrechtlichen Rege¬ 
lungen kommt dabei eine besondere Bedeutung 
zu. 

Wenn auch das Handeln der Menschen in zu¬ 
nehmendem Maße von sozialistischen Prinzipien 
bestimmt und damit die freiwillige, bewußte Ein¬ 
haltung des sozialistischen Arbeitsrechts immer 
mehr zur Gewohnheit wird, darf man nicht ver¬ 
kennen, daß die Gestaltung sozialistischer Bezie¬ 
hungen zwischen Gesellschaft, Staat und Bürgern 
ein komplizierter Prozeß ist, in dem auch Mei¬ 
nungsverschiedenheiten über Rechte und Pflich¬ 
ten im Arbeitsprozeß, Streitfälle und Rechtsver¬ 
letzungen auftreten. Ihre Ursachen sind vielfältig. 

Oft liegen den Arbeitsstreitfällen Ursachen 
zugrunde, die sich aus der unterschiedlichen Ent¬ 
wicklung des sozialistischen Rechtsbewußtseins 
ergeben. Auch Unzulänglichkeiten in der betrieb¬ 
lichen Leitungstätigkeit führen zu Arbeitsstreit¬ 
fällen. Eine weitere Ursache für Arbeitsstreitfälle 
ist die mangelnde Rechtskenntnis von Leitern und 
Werktätigen. 

, Auftretende Arbeitsstreitfälle wirken sich, 
unabhängig von ihren Ursachen, immer negativ 
auf das Betriebsgeschehen, das Arbeitsklima, die 
Arbeitsfreude, die Leistungsbereitschaft und da¬ 


mit letztlich auf die gesellschaftliche Entwicklung 
aus. Rechtsverletzungen vorzubeugen und Ar¬ 
beitsstreitfälle rasch zu lösen ist deshalb eine wich¬ 
tige Aufgabe des sozialistischen Staates und seiner 
Organe. 

1 . 2 . 

Die Organe 

zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen 

Die Gewährleistung der konsequenten Durchset¬ 
zung des sozialistischen Arbeitsrechts und der in¬ 
dividuellen arbeitsrechtlichen Rechte und Pflich¬ 
ten sind wichtige Aufgaben des sozialistischen 
Staates. Der sozialistische Staat muß sichern, daß 
durch verbindliche Entscheidungen das sozialisti¬ 
sche Arbeitsrecht durchgesetzt wird, auch gegen 
die Auffassung eines am Arbeitsrechtsverhältnis 
beteiligten Partners, wenn dieser sich nicht von 
der Notwendigkeit der Einhaltung der Normen 
des sozialistischen Arbeitsrechts überzeugen läßt. 
Es ist deshalb erforderlich, zur konsequenten 
Verwirklichung des sozialistischen Arbeitsrechts, 
zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen, Organe 
zu schaffen, die nicht am Arbeitsstreitfall beteiligt 
sind, die nicht an Weisungen übergeordneter 
Staats- und wirtschaftsleitender Organe gebunden 
sind und deren Hauptfunktion darin .besteht, die 
Durchsetzung des sozialistischen Arbeitsrechts zu 
sichern. 

Der sozialistische Staat hat sich zur Erfüllung 
dieser Aufgabe ein System von gesellschaftlichen 
und staatlichen Organen geschaffen. Auf der 
Grundlage eines Antrages, eines Einspruchs oder 
einer Klage werden Arbeitsstreitfälle in einem 
rechtlich geregelten Verfahren durch Konflikt- 


1 Vgl. Bericht des Zentralkomitees der Sozialistischen 
• Einheitspartei Deutschlands an den IX. Parteitag 
der SED, Berichterstatter: Genosse Erich Honek- 
ker, Berlin 1976, S. 113. 
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kommissionen, Kreisgerichte, Bezirksgerichte 
und das Oberste Gericht entschieden. 2 

Die Aufgabe dieser Organe besteht darin, 
durch verbindliche Entscheidungen von Arbeits¬ 
streitfällen zur strikten Einhaltung der sozialisti¬ 
schen Gesetzlichkeit beizutragen, den erzieheri¬ 
schen Einfluß des sozialistischen Arbeitsrechts zu 
verstärken sowie Maßnahmen zur Erhöhung der 
Effektivität bei der Sicherung der Funktionen des 
sozialistischen Arbeitsrechts festzulegen. Die Ar¬ 
beit und die Entscheidungen der Organe zur Ent¬ 
scheidung von Arbeitsstreitfällen besitzen somit 
eine große gesellschaftliche Bedeutung. Ihre 
Tätigkeit ist Machtausübung, sichert die Durch¬ 
setzung des sozialistischen Arbeitsrechts und ge¬ 
staltet sozialistische Arbeitsverhältnisse, die es 
den Leitern und Werktätigen ermöglichen, ihrer 
Verantwortung für die bewußte Wahrnehmung 
ihrer arbeitsrechtlichen Rechte und Pflichten 
immer besser gerecht zu werden. 

1 . 3 . 

Die Aufgaben der Organe 

zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen 

Die Gerichte haben die Aufgabe, die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung zu schützen, ge¬ 
setzlich garantierte Rechte und Interessen zu wah¬ 
ren und durchzusetzen sowie durch eine hohe 
Wirksamkeit des gerichtlichen Verfahrens dazu 
beizutragen, sozialistische Beziehungen im gesell¬ 
schaftlichen Zusammenleben der Bürger zu för¬ 
dern. 

Sie üben damit wichtige Funktionen im Prozeß 
der Rechtsverwirklichung aus. 

Das spezifische Mittel der Gerichte zur Erfül¬ 
lung ihrer Aufgaben ist die Rechtsprechung, un¬ 
abhängig davon, ob sie von staatlichen oder gesell¬ 
schaftlichen Gerichten ausgeübt wird. 

Die rechtlichen Regelungen lassen deshalb 
keinen Zweifel daran, daß im Mittelpunkt der Tä¬ 
tigkeit der Gerichte und ihrer gesellschaftlichen 
Wirksamkeit die Verpflichtung steht, in einem 
konzentrierten und zügigen Verfahren den Ar¬ 
beitsstreitfall zu entscheiden. 

Es ist aber unzureichend, die Aufgaben der 
Gerichte nur darin zu sehen, eine nicht den ar¬ 
beitsrechtlichen Regelungen entsprechende Ein¬ 
zelbeziehung zu korrigieren. Die Gerichte müssen 
über die Entscheidung des Einzelfalls hinaus 
Wege suchen, um ausgehend von den ständig 
wachsenden Anforderungen an die staatliche Tä¬ 


tigkeit ihrer Verantwortung für die Durchsetzung 
des sozialistischen Arbeitsrechts immer besser ge¬ 
recht zu werden. Es geht neben der Entscheidung 
von Arbeitstreitfällen zugleich um die Erhöhung 
des Verantwortungsbewußtseins der am Streitfall 
Beteiligten und die Beseitigung von Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen. Die Entscheidung 
von Arbeitsstreitfällen ist somit ein Ansatz- und 
Ausgangspunkt für weitere Maßnahmen der Ge¬ 
richte. Sie haben durch Gerichtskritik, Hinweise 
und Empfehlungen oder in anderer geeigneter 
Weise darauf hinzuwirken, daß Rechtsverletzun¬ 
gen, die im Verfahren festgestellt wurden, sowie 
Ursachen und Bedingungen des Rechtsstreites be¬ 
seitigt werden. 

Das Wesen der gerichtlichen Tätigkeit bei der 
Entscheidung von Arbeitsstreitfällen läßt sich wie 
folgt zusammenfassen: 

— Die Organe zur Entscheidung von Arbeits¬ 
streitfällen sind spezielle Organe zur Rechts¬ 
verwirklichung. Sie üben staatliche Macht aus. 
Durch eine verbindliche Entscheidung setzen 
sie das sozialistische Arbeitsrecht konsequent 
durch und gestalten den Inhalt der sozialisti¬ 
schen Arbeitsverhältnisse der Arbeiter und 
Angestellten so aus, wie das objektiv gesehen 
im Interesse der einzelnen und der Gesellschaft 
notwendig ist. 

- In Verbindung mit der Entscheidung von Ar¬ 
beitsstreitfällen haben die Gerichte auf die 
Entwicklung des Bewußtseines der Werktäti¬ 
gen und der Leiter einzuwirken, um sie zur be¬ 
wußten Einhaltung und Verwirklichung des so¬ 
zialistischen Arbeitsrechts zu erziehen und Ur¬ 
sachen und begünstigende Bedingungen für 
Rechtsverletzungen mit den ihnen zur Verfü¬ 
gung stehenden Mitteln zu bekämpfen. 

1 . 4 . 

Die Arbeitsweise der Organe 

zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen, 

Umfang und Grenzen ihrer Tätigkeit 

Die Spezifik der gerichtlichen Tätigkeit verlangt, 
die Gerichte mit Befugnissen auszustatten, die sie 
in die Lage versetzen, die ihnen obliegenden Auf¬ 
gaben zu erfüllen. Die verfahrensrechtlichen Be¬ 
stimmungen müssen deshalb den Erfordernissen 


2 Vgl. Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik vom 16. 6. 1977, GBl. I Nr. 10 
S. 185, § 297. 
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der zu lösenden Aufgaben Rechnung tragen. Ein 
gerichtliches Verfahren wird nur dann durchge¬ 
führt, wenn die Durchsetzung des sozialistischen 
Arbeitsrechts anderweitig nicht gewährleistet ist. 
Das arbeitsrechtliche Verfahren hat deshalb eine 
der Gewährleistung der Einhaltung und Verwirk¬ 
lichung des sozialistischen Arbeitsrechts dienende 
Rolle. Als ein spezifisches nur den Gerichten zur 
Verfügung stehendes Mittel, Arbeitsstreitfälle zu 
untersuchen und zu entscheiden, setzt es zunächst 
einen Antrag (bzw. Einspruch, Klage) voraus, um 
den Einsatz der staatlichen Autorität zur Durch¬ 
setzung des arbeitsrechtlichen Anspruchs, dessen 
Verwirklichung auf andere angemessene Art 
nicht möglich ist, zu erreichen. Die Gerichte wer¬ 
den somit aus konkretem Anlaß tätig, nämlich 
wenn der Streitfall an sie herangetragen wird. Sind 
sie mit dem Streitfall aber befaßt, haben sie das 
Verfahren konzentriert und zügig durchzuführen, 
die für die Entscheidung erheblichen Tatsachen 
aufzuklären, wahrheitsgemäß festzustellen und 
nach den Rechtsvorschriften zu entscheiden sowie 
zu veranlassen, daß begünstigende Bedingungen 
des Streitfalles beseitigt werden. 3 

Die Gerichte haben zur Einhaltung und Ver¬ 
wirklichung des Arbeitsrechts beizutragen, indem 
sie die Rechtsakte der zentralen staatlichen Füh¬ 
rungsorgane bis in die unteren Ebenen der staatli¬ 
chen Leitungsstruktur und Wirtschaftseinheiten 
und bis in die einzelnen Arbeitsrechtsverhältnisse 
durchsetzen. 

Als Organe der Rechtsverwirklichung sind die Ge¬ 
richte deshalb nicht befugt, eine Überprüfung ge¬ 
samtvolkswirtschaftlicher oder Zweigregelungen - 
unabhängig davon, in welcher rechtlichen Form die 
Zweigregelungen ergehen — vorzunehmen. Die Prü¬ 
fung, ob eine zentrale rechtliche Regelung der sozia¬ 
listischen Gesetzlichkeit entspricht oder nicht, hat 
durch die zentralen Organe zu erfolgen, die zum Er¬ 
laß der rechtlichen Regelungen befugt oder die dazu 
besonders berufen worden sind. 

Betriebliche Regelungen sowie individuelle 
Gestaltungen der Arbeitsrechtsverhältnisse, so¬ 
weit sie zulässig sind, müssen entsprechend dem 
Prinzip des demokratischen Zentralismus in 
Übereinstimmung mit den Regelungen auf höhe¬ 
rer Ebene ergehen. Die Gerichte dürfen deshalb 
nur solche betrieblichen Regelungen und indivi¬ 
duellen Gestaltungen der Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisse ihrer Entscheidung zugrunde legen, die in 
Übereinstimmung mit dem höherrangigen Recht 
stehen. 


Betriebliche Regelungen, die Rechtsvorschrif¬ 
ten übergeordneter Ebenen verletzen, sind nicht 
rechtswirksam. Für die gerichtliche Tätigkeit er¬ 
geben sich daraus folgende Konsequenzen: 

- Enthält die überbetriebliche Norm selbst end¬ 
gültige Regelungen, haben die Gerichte auf der 
Grundlage der überbetrieblichen Regelung zu 
entscheiden. 

Legt die überbetriebliche Regelung einen 
Rahmen fest, haben die Gerichte bei dessen 
Unterschreitung statt der widersprechenden 
betrieblichen Vorschrift den Mindestsatz und 
bei Überschreitung den Höchstsatz des überbe¬ 
trieblichen Rahmens ihrer Entscheidung über 
den Anspruch des Werktätigen zugrunde zu le¬ 
gen. 

- Enthält die überbetriebliche Regelung nur 
Grundsätze, haben die Gerichte bis zur Ände¬ 
rung der diesen Grundsätzen widersprechen¬ 
den betrieblichen Regelung die Entscheidung 
über den Antrag des Werktätigen aüszusetzen. 

Die Gerichte haben auch die Aufgabe und Be¬ 
fugnis, die Einhaltung der für die betrieblichen 
Regelungen vorgesehenen Rechtsformen und 
sonstige Wirksamkeitsvoraussetzungen zu über¬ 
prüfen. Ansprüche der Werktätigen können nur 
aus betrieblichen Regelungen abgeleitet werden, 
die entsprechend den vorgeschriebenen Voraus¬ 
setzungen wirksam zustandegekommen sind. 

Werden betriebliche Regelungen nicht in der 
vorgeschriebenen Rechtsform getroffen, ist für 
die Bestimmung des Umfangs und der Grenzen 
der gerichtlichen Tätigkeit zu beachten: 

- Werden die in der Rechtsform enthaltenen 
Elemente nicht erfüllt, z. B. fehlende Zustim¬ 
mung der zuständigen betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung zur Entscheidung des Leiters, 
fehlende Zustimmung des übergeordneten Or¬ 
gans zur Aufnahme von betriebsbedingten Ar¬ 
beitserschwernissen, die nicht im Katalog für 
Arbeitserschwernisse enthalten sind, in die Be¬ 
triebsliste, existiert keine wirksame betriebli¬ 
che rechtliche Regelung. Die Gerichte haben 
den Rechtsstreit auszusetzen und durch geeig¬ 
nete Maßnahmen auf eine der Rechtsform ent¬ 
sprechenden Regelung hinzuwirken. 

- Werden die in der Rechtsform enthaltenen 


3 Vgl. Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Zi¬ 
vil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen - Zivilpro¬ 
zeßordnung-vom 19. 6. 1975, GBl. I Nr. 29 S. 533, 

§ 2 . 
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Elemente übererfüllt, z. B. kollektivvertragli¬ 
che Regelung, obwohl eine Leiterentscheidung 
mit oder ohne Zustimmung der zuständigen be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsleitung gefordert 
wird, haben die Gerichte ihre Entscheidung auf 
der Grundlage dieser betrieblichen Regelung 
zu treffen und den Leiter auf die richtige 
Rechtsform hinzuweisen. 

— Ist die vertragliche Vereinbarung zwischen 
Werktätigem und Betrieb vorgeschrieben, 
können die Gerichte nur über einen Anspruch 
entscheiden, wenn eine Vereinbarung (Willens¬ 
übereinstimmung) zwischen den Beteiligten 
zustande gekommen ist. 

- Ist für eine Leiterentscheidung die gewerk¬ 
schaftliche Zustimmung vorgeschrieben, so ist 
die Leiterentscheidung solange nicht rechts¬ 
wirksam, als die Gewerkschaft nicht zuge¬ 
stimmt hat. Die Gerichte haben die Entschei¬ 
dung über den Antrag auszusetzen und durch 
geeignete Maßnahmen auf die Herbeiführung 
der fehlenden Zustimmung oder einer ander¬ 
weitigen Regelung hinzuwirken. Fehlt bei einer 
fristgemäßen Kündigung oder fristlosen Entlas¬ 
sung die geforderte Zustimmung der zuständi¬ 
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung, muß 
der Werktätige allerdings im Interesse der ein¬ 
deutigen Klärung des Bestehens von Rechten 
und Pflichten zwischen dem Werktätigen und 
Betrieb in jedem Fall Einspruch einlegen, wenn 
er die Rechtsunwirksamkeit herbeiführen will. 

1 . 5 . 

Die Mitwirkung der Werktätigen 
bei der Untersuchung, Entscheidung 
und Auswertung von Arbeitsstreitfällen 

Die Mitwirkung der Werktätigen bei der Untersu¬ 
chung und Entscheidung sowie Auswertung der 
Verfahren ist Ausdruck der sozialistischen De¬ 
mokratie und ein wichtiger Faktor für die Ge¬ 
währleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit. 
Die gesetzlichen Bestimmungen und rechtlichen 
Regelungen schenken deshalb der Ausgestaltung 
der Teilnahme der Werktätigen im gerichtlichen 
Verfahren als einer bedeutsamen Form der Aus¬ 
übung politischer Macht und der Selbsterziehung 
der Werktätigen große Beachtung. 

Die Einbeziehung der Werktätigen in die Ent¬ 
scheidung von Arbeitsstreitfällen erfolgt vor allem 
durch ihre Tätigkeit in den Konfliktkommissionen 
oder als Schöffen bei den staatlichen Gerichten. 


Sie nehmen damit unmittelbar teil an der Recht¬ 
sprechung und verwirklichen so ihr Grundrecht auf 
Mitbestimmung und Mitgestaltung als Ausdruck 
der politischen Machtausübung. 

Darüber hinaus haben die Gerichte Beauf¬ 
tragte von Kollektiven der Werktätigen und ge¬ 
sellschaftlichen Organisationen auf geeignete 
Weise am Verfahren zu beteiligen, wenn ihre 
Mitwirkung zur Aufklärung des Sachverhalts oder 
zur Erhöhung der Wirksamkeit des Verfahrens er¬ 
forderlich ist. Die Einbeziehung der Werktätigen 
in das Verfahren dient vor allem dem Ziel, Ursa¬ 
chen, Bedingungen und Auswirkungen des Ar¬ 
beitsstreitfalles zu überwinden, Rechtsverletzun¬ 
gen vorzubeugen und das sozialistische Rechts¬ 
bewußtsein entwickeln zu helfen (§ 4 ZPO). Die 
Beauftragten von Kollektiven und gesellschaftli¬ 
chen Organisationen haben das Recht, an den 
Verhandlungen teilzunehmen und Erklärungen, 
die die Auffassung ihres Kollektivs oder ihrer Or¬ 
ganisation über den Rechtsstreit und seine Ursa¬ 
chen, Bedingungen und Auswirkungen enthalten, 
wahrheitsgemäß abzugeben. 

Die Sicherung der umfassenden Mitwirkung 
der Werktätigen im arbeitsrechtlichen Verfahren 
entspricht dem Wesen der sozialistischen Gesell¬ 
schaft und schafft umfassende Garantien für die 
Sicherung ihrer Rechte und Interessen. 


1 . 6 . 

Die Rechte der Gewerkschaften bei der 
Entscheidung von Arbeitsstreitfällen 

Die Gewerkschaften als umfassendste Klassen¬ 
organisation der Arbeiterklasse wirken aktiv an 
der Gestaltung und Verwirklichung des sozialisti¬ 
schen Arbeitsrechts mit. Auf der Grundlage ihrer 
verfassungsmäßigen Rechte 4 üben die Gewerk¬ 
schaften die gesellschaftliche Kontrolle über die 
Wahrung der gesetzlich garantierten Rechte der 
Werktätigen aus, schließen mit Staatsorganen, 
wirtschaftsleitenden Organen und Betriebsleitern 
über alle die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen betreffenden Fragen Vereinbarun¬ 
gen ab und üben die Kontrolle über den Gesund- 


4 Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik vom 6. 4. 1968 i. d. F. des Gesetzes zur Ergän¬ 
zung und Änderung der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 7. 10. 1974, GBl. I 
- Nr. 47 S. 432, Art. 44, 45. 
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heits- und Arbeitsschutz in den Betrieben aus. 
DerFDGB hat das Recht, dem Minister der Justiz 
Vorschläge für die Wahl der Richter der Kam¬ 
mern und Senate für Arbe^tsrecht der Kreis- und 
Bezirksgerichte zu unterbreiten. Auch die Schöf¬ 
fen der Kammern für Arbeitsrecht bei den Kreis¬ 
gerichten, der Senate für Arbeitsrecht der Be¬ 
zirksgerichte und des Senats für Arbeitsrecht 
des Obersten Gerichts werden auf Vorschlag 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
gewählt (§ 299 AGB). 

Im Betrieb haben die zuständigen betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsleitungen das Recht, an der 
Durchführung und Auswertung von Beratungen 
der Konfliktkommissionen mitzuwirken und ihren 
Standpunkt zur Rechtsverletzung bzw. zum 
Rechtsstreit darzulegen. 

Zur Interessenvertretung der Werktätigen 
durch die Gewerkschaften gehört es auch, daß sie 
sich für die bewußte Einhaltung und Verwirkli¬ 
chung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen'im 
Betrieb einsetzen und dazu ihre Kontroll- und 
Informationsrechte gewissenhaft wahrnehmen 
(§§ 292, 300 AGB). 

Durch das Arbeitsgesetzbuch und die Zivil¬ 
prozeßordnung wurde die verfassungsmäßige 
Stellung der Gewerkschaften hinsichtlich der 
Mitwirkung im arbeitsrechtlichen Verfahren wei¬ 
ter konkretisiert. Hauptinhalt ihrer Tätigkeit im 
arbeitsrechtlichen Verfahren ist es, das sozialisti¬ 
sche Arbeitsrecht als Ausdruck der Übereinstim¬ 
mung der gesellschaftlichen und persönlichen In¬ 
teressen verwirklichen zu helfen und seine gesell¬ 
schaftliche Wirksamkeit zu erhöhen. Sie nutzen 
dazu die Formen der Prozeßvertretung (§ 301 
Abs. 1 AGB, § 5 Abs. I ZPO) sowie die Mitwir¬ 
kung (§ 301 Abs. 2 AGB, § 5 Abs. 2 ZPO) und 
verwirklichen so die in der Satzung festgelegten 
Rechte der Mitglieder, die Gewerkschaften zur 
Vertretung ihrer Rechte in Anspruch zu nehmen 
und kostenlose Rechtshilfe in arbeitsrechtlichen 
Fragen zu erhalten. 5 

Uber die Übernahme einer gewerkschaftli¬ 
chen Prozeßvertretung entscheiden auf Antrag 
eines Mitglieds die gewerkschaftlichen Vorstände 
und Leitungen. Stimmen sie dem Antrag auf Pro¬ 
zeßvertretung zu, wird der gewerkschaftliche Pro¬ 
zeßvertreter auf der Grundlage eines Auftrages 
seines Vorstandes bzw. seiner Leitung tätig. Bei 
der Entscheidung durch die gewerkschaftlichen 
Vorstände und Leitungen ist darauf zu achten, daß 
eine Prozeßvertretung nur abgelehnt werden darf, 
wenn feststeht, daß das Verlangen des Werktäti¬ 
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gen im Arbeitsstreitfall im offensichtlichen Ge¬ 
gensatz zur sozialistischen Gesetzlichkeit steht. 

Ist es erforderlich, im arbeitsrechtlichen Ver¬ 
fahren einen gewerkschaftlichen Standpunkt zu 
unterbreiten, obwohl kein Antrag auf gewerk¬ 
schaftliche Prozeßvertretung gestellt oder ein sol¬ 
cher abgelehnt wurde, wirkendie Gewerkschaften 
im Verfahren mit (§ 5 Abs. 2 ZPO). Die Vor¬ 
stände und Leitungen der Gewerkschaften haben 
in diesem Fall das Recht, Stellung zu nehmen, 
Empfehlungen zur Sachaufklärung zu geben, 
Beweisanträge zu stellen, eine Gerichtskritik 
sowie eine besondere Verfahrensauswertung 
durch das Gericht zu beantragen. 6 

i 

2 . 

Die Aufgaben und die Arbeitsweise 
der Konfliktkommissionen 

2 . 1 . 

Die Konfliktkommissionen - 
Organe zur Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
Ausdruck der sozialistischen Demokratie 

Entsprechend Artikel 92 der Verfassung der 
DDR sind die Konfliktkommissionen als gesell¬ 
schaftliche Gerichte Organe der Rechtsprechung 
in unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat. Ihre Tä¬ 
tigkeit ist eine Form der Rechtsverwirklichung. 
Ihnen obliegt es, die Herausbildung sozialistischer 
Beziehungen zwischen den Menschen zu fördern 
sowie dazu beizutragen, die schöpferische Kraft 
aller Betriebsangehörigen für die Erfüllung der 
ökonomischen und erzieherischen Aufgaben ein¬ 
zusetzen. 

Die Konfliktkommissionen sind gewählte Or¬ 
gane der Erziehung und Selbsterziehung der 
Werktätigen in den Betrieben und Einrichtungen, 
in staatlichen Organen und gesellschaftlichen Or¬ 
ganisationen. Gemäß § 297 AGB gehören die 
Konfliktkommissionen zu den Organen zur Ent- 


5 Satzung des FDGB I 2e, I 4a. 

6 Vgl. dazu auch Ordnung über die gewerkschaftliche 
Prozeßvertretung und Mitwirkung im arbeitsrechtli¬ 
chen Verfahren (Beschluß des Sekretariats des Bun¬ 
desvorstandes des FDGB vom 1. 8. 1979), Informa¬ 
tionsblatt des FDGB 1979/6. 






Scheidung von Arbeitsstreitfällen. Sie haben die 
Aufgabe, zur Festigung und Entwicklung soziali¬ 
stischer Arbeitsverhältnisse in den Betrieben bei¬ 
zutragen, das sozialistische Arbeitsrecht durchzu¬ 
setzen, die gesetzlich garantierten Rechte der 
Werktätigen zu sichern, zur Erhöhung des 
Rechtsbewußtseins der Werktätigen beizutragen 
und Rechtsverletzer zu einem gesellschaftsgemä¬ 
ßen Verhalten zu erziehen. Es ist nicht zuletzt 
ein Verdienst der Erziehungsarbeit und der Tätig¬ 
keit der Mitglieder der Konfliktkommissio¬ 
nen, wenn in zunehmendem Maße die Werktä¬ 
tigen ein solches Verhalten in der Arbeit aufwei¬ 
sen, das geprägt ist durch kameradschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit und gegenseitige Hilfe, durch das 
gesellschaftsgemäße Auftreten der einzelnen Mit¬ 
glieder der Arbeitskollektive bei der Gewährlei¬ 
stung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit. Es 
^.charakteristisch für die Bürger unseres Landes, 
die Durchsetzung des sozialistischen Rechts als 
ihre ureigenste Angelegenheit zu betrachten und 
aktiv bei der Erziehung aller zur bewußten Ein¬ 
haltung der sozialistischen Rechtsnormen mitzu¬ 
wirken und den Schutz des sozialistischen Eigen¬ 
tums zu gewährleisten, bewußt Disziplin und hohe 
Wachsamkeit zu üben. 

Gebildet und gewählt werden Konfliktkom¬ 
missionen in volkseigenen und ihnen gleichge¬ 
stellten Betrieben, in den Einrichtungen des Ge¬ 
sundheitswesens, der Kultur und Volksbildung, in 
kooperativen Einrichtungen der Landwirtschaft, 
in staatlichen Organen und Einrichtungen sowie 
in gesellschaftlichen Organisationen, wenn die 
Belegschaftsstärke über 50 Betriebsangehörige 
beträgt. Gesetzliche Grundlage für die Bildung 
und Wahl der Konfliktkommissionen sind das Ge¬ 
setz über die gesellschaftlichen Gerichte der 
Deutschen Demokratischen Republik (GGG) 7 
und der Beschluß des Staatsrates der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Tätigkeit 
der Konfliktkommissionen (KKO). 8 

Die KK-Mitglieder werden nach Diskussion 
über die Kandidatenvorschläge in den Gewerk¬ 
schaftsgruppen von der betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung in einer Belegschaftsversammlung 
vorgeschlagen. Sie werden für die Dauer der 
Wahlperiode der gewerkschaftlichen Vorstände 
und Leitungen von den Betriebsangehörigen in 
geheimer Wahl gewählt und sind ihnen rechen¬ 
schaftspflichtig. Ihr Tätigkeitsbereich soll nicht 
mehr als 300 Betriebsangehörige umfassen. Zu 
beachten sind hierbei die Bereiche der betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsleitungen. 


Vorgeschlagen und gewählt werden Werktäti¬ 
ge, die in ihrer Arbeit sowie im gesellschaftlichen 
Leben und persönlichen Verhalten vorbildlich 
sind und die Achtung sowie das Vertrauen der Be¬ 
triebsangehörigen besitzen. KK-Mitglieder müs¬ 
sen mindestens 18 Jahre alt sein. 

Die KK-Mitglieder können von ihren Wählern 
bei Verstößen gegen die Verfassung, die Gesetze 
oder sonstige Pflichten abberufen werden. 


2 . 2 . 

Die Leitung und Unterstützung 
der Konfliktkommissionen 

Die regelmäßige Anleitung und Unterstützung 
sowie die Schulung der Mitglieder der Konflikt¬ 
kommissionen gehört zum Aufgabengebiet der - 
Gewerkschaftsvorstände und -leitungen. 

Auf der Grundlage der sozialistischen Gesetz¬ 
lichkeit und der Beschlüsse der übergeordneten 
Gewerkschaftsleitungen und unter Beachtung der 
konkreten betrieblichen Situation sind die be¬ 
trieblichen Gewerkschaftsleitungen für die Wahl 
und die unmittelbare Anleitung der Konflikt¬ 
kommissionen verantwortlich. J 

Die Anleitung der Konfliktkommissionen 
durch die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
besteht insbesondere in der Information der Kon¬ 
fliktkommissionen über 

- die sich für den Betrieb ergebenden Aufgaben 
(in Zusammenarbeit mit dem staatlichen Lei¬ 
ter), 

- wichtige Fragen der politisch-ideologischen 
und ökonomischen Entwicklung im Betrieb, 

- Fragen der Entwicklung der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen und 

- in der Schulung der Konfliktkommissionen 
durch die Organisierung und Durchführung der 
zentral festgelegten planmäßigen monatlichen 
Schulung der Mitglieder der Konfliktkommis¬ 
sionen sowie von Wochenendschulungen, Er¬ 
fahrungsaustauschen und der Wahrnehmung 
anderer Schulungsmöglichkeiten. 


7 Gesetz über die gesellschaftlichen Gerichte der 
Deutschen Demokratischen Republik —GGG—vom 
25. 3. 1982, GBl. I Nr. 13 S. 269. 

8 Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik über die Tätigkeit der Konflikt¬ 
kommissionen — Konfliktkommissionsordnung — 
vom 12. 3. 1982,-GBl. I Nr. 13, S. 274. 
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Die Unterstützung der Konfliktkommissionen 
durch die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
erfolgt durch die \ 

— gründliche Vorbereitung und Auswertung der 
Konfliktkommissionsberatungen mit den Ar¬ 
beitskollektiven, 

— Teilnahme eines Vertreters der betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung an den Konfliktkommis¬ 
sionsberatungen und die Darlegung des Stand¬ 
punktes der jeweiligen Leitung zur Lösung des 
zu behandelnden Konflikts, 

— Auswertung der KK-Beratungen, wie der Be¬ 
schlüsse, Protokolle, Empfehlungen der Kon¬ 
fliktkommission, 

— Kontrolle der Erfüllung der vom Kollektiv 
übernommenen Verpflichtungen (vor allem zur 
Vorbeugung von künftigen Konflikten) und der 
des Betriebsleiters sowie der leitenden Mitar¬ 
beiter zur Auswertung der Berichte und Analy¬ 
sen über die Tätigkeit der Konfliktkommissio¬ 
nen und zu ihrer Unterstützung. 

— Information der einzelnen Leiter und Leitun¬ 
gen sowie der Kollektive und Mitarbeiter des 
Gesamtkollektivs über die Ergebnisse der 
KK-Beratungen mit dem Ziel der Erreichung 
eines erzieherischen Effekts, 

— Vorbereitung der Rechenschaftslegungen der 
Konfliktkommissionen vor dem Betriebskol¬ 
lektiv, 

— Veröffentlichung der Erfahrungen der Kon¬ 
fliktkommissionen bei der Erziehung der 
Werktätigen und der Überwindung der Ursa¬ 
chen für Rechtsstreitigkeiten und Rechtsverlet¬ 
zungen. 

Die Pflichten der Betriebsleiter bei der Anlei¬ 
tung und Unterstützung der Konfliktkommissio¬ 
nen beziehen sich gemäß § 29 des GGG und §§62 
ff. KKO auf die 

— Nutzung der Erfahrungen der Konfliktkommis- 

, sionen für die Verbesserung ihrer eigenen Lei¬ 
tungstätigkeit, 1 

— Informationen der KK-Mitglieder über die für 
ihre Tätigkeit wichtigen Probleme der Entwick¬ 
lung des Betriebes. 

Unterstützung ist den Konfliktkommissionen 
durch die Betriebsleiter und die leitenden Mitar¬ 
beiter des Betriebes vor allem zu geben 
durch 

— die Teilnahme an KK-Beratungen und eine 
entsprechende Auswertung dieser Beratungen 
im Leitungskollektiv, 

— das Festlegen von notwendigen Maßnahmen 
zur Verhinderung von gleichen Streitfällen, 


- das Zurverfügungstellen von Unterlagen, die 
die KK-Mitglieder zur Entscheidung des jewei¬ 
ligen Streitfalles und zur Beurteilung der jewei¬ 
ligen Sache kennen müssen, 

- die Schaffung von sachlichen Voraussetzungen 
auf Kosten des Betriebes für die Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen (Protokollführer, Be¬ 
reitstellung von erforderlichen gesetzlichen 
Unterlagen und notwendiger Literatur), 

- die Erstattung finanzieller Mittel, die die Mit¬ 
glieder der Konfliktkommission im Rahmen ih¬ 
rer gesellschaftlichen Tätigkeit beanspruchen 
(z. B. Fahrtkosten auch in Verbindung mit 
Schulungen). 

Die Betriebsleiter haben ihre Aufgaben bei 
der Anleitung und Unterstützung der Konflikt¬ 
kommissionen in enger Zusammenarbeit und 
Abstimmung mit den betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitungen zu erfüllen. 

Auch die Kreis- und Bezirksgerichte sowie die 
Staatsanwälte der Kreise und Bezirke haben kon¬ 
krete Aufgaben zur Unterstützung der Konflikt¬ 
kommissionen zu erfüllen. Gemäß §§ 23,24 GGG 
haben die staatlichen Gerichte die einheitliche 
Rechtsanwendung in der Tätigkeit der Konflikt¬ 
kommissionen hauptsächlich durch gerichtliche 
Überprüfung und Durchsetzung der Beschlüsse 
der Konfliktkommissionen zu sichern. Das ent¬ 
spricht der Forderung des § 22 Abs. 1 GGG, wo¬ 
nach das Oberste Gericht für die einheitliche 
Rechtsanwendung in der Tätigkeit der gesell¬ 
schaftlichen Gerichte und bei der gerichtlichen 
Überprüfung und Durchsetzung ihrer Beschlüsse 
verantwortlich ist. Schlußfolgernd daraus erfolgt 
die Anleitung der Konfliktkommissionen durch 
die staatlichen Gerichte, insbesondere durch die 
Rechtsprechung, und den gesellschaftlichen Ge¬ 
richten ist eine wirksame Unterstützung bei der 
richtigen Anwendung der Rechtsnormen zu ge¬ 
ben. Dazu haben die Gerichte während des Ver¬ 
fahrens (in allen Etappen) eng mit den Konflikt¬ 
kommissionen und den Gewerkschaften zusam¬ 
menzuarbeiten. So ergibt sich z. B. auch die Mög¬ 
lichkeit, bei der Auswertung von Ergebnissen der 
Rechtsprechung in den Rechtskommissionen Er¬ 
fahrungen zu verallgemeinern und auf Rechtskon¬ 
ferenzen der Gewerkschaften, an deren Vorberei¬ 
tung die staatlichen Gerichte beteiligt sind, zu be¬ 
raten bzw. zu behandeln. 

Eine enge Zusammenarbeit besteht auch zwi¬ 
schen den Konfliktkommissionen und den Staats¬ 
anwälten der Kreise und Bezirke, die nach § 24 
des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft der 
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DDR 9 die Aufgabe haben, die Konfliktkommis¬ 
sionen in ihrer Tätigkeit zu unterstützen, deren 
Beschlüsse auf ihre Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften zu prüfen, gegen ungesetzliche 
Entscheidungen Einspruch beim Kreisgericht ein¬ 
zulegen, in den in Rechtsvorschriften vorgesehe¬ 
nen Fällen die Durchführung von Beratungen bei 
den Konfliktkommissionen zu beantragen sowie 
Aufsichtsmaßnahmen zu ergreifen, wenn Organe 
oder Leitet ihre gesetzlichen Pflichten gegenüber 
den Konfliktkommissionen verletzen. Die Staats¬ 
anwaltschaft überwacht die strikte Einhaltung uhd 
einheitliche Anwendung des sozialistischen 
Rechts im engen Zusammenwirken mit den für die 
politische und fachliche Anleitung verantwortli¬ 
chen Gewerkschaften. 

Die staatsanwaltschaftliche Unterstützung der 
Konfliktkommissionen besteht darüber hinaus 
auch in der Mitwirkung der Staatsanwälte bei der 
Schulung der KK-Mitglieder. 

Die Wahrnehmung der Pflichten zur Anlei¬ 
tung und Unterstützung der Konfliktkommissio¬ 
nen durch die dafür verantwortlichen Organe hilft 
den Konfliktkommissionen, die ihnen übertrage¬ 
nen Aufgaben zur Bekämpfung und Vorbeugung 
von Rechtsverletzungen sowie zur Beilegung von 
Rechtsstreitigkeiten in hoher Qualität zu füllen. 

2.3. 

Die Tätigkeitsgebiete 
der Konfliktkommissionen 

Das Hauptfeld der Tätigkeit der Konfliktkommis¬ 
sionen ist die Beratung und Entscheidung über 
Streitfälle zwischen Werktätigen und dem Betrieb 
über das Bestehen und die Verwirklichung von 
Rechten und Pflichten aus dem Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis. Gemäß § 18 KKO sind sie zuständig für 
Streitfälle über arbeitsrechtliche Ansprüche nach 
dem AGB und anderen arbeitsrechtlichen Be¬ 
stimmungen einschließlich der Rahmenkollektiv¬ 
verträge, der Betriebskollektivverträge und der 
Arbeitsordnungen. 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme des 
Kreisgerichts ist die Beratung und Entscheidung 
durch die Konfliktkommission, wenn nicht auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen unmittelbar 
das Kreisgericht angerufen werden kann (vgl. 
dazu Abschn. 3.1.1. dieses Kapitels). 

Entsprechend § 18 Abs. 2 KKO entscheiden 
die Konfliktkommissionen in Arbeitsrechtssachen 
insbesondere über 


- Streitfälle aus der Begründung, Änderung und 
Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses so¬ 
wie der betrieblichen Beurteilungen und Lei¬ 
stungseinschätzungen, 

- Streitfälle über die leistungsgerechte Ent¬ 
lohnung des Werktätigen auf der Grundlage der 
geltenden Tarife und Eingruppierungsunter¬ 
lagen, über die Rechtswirksamkeit der ange¬ 
wandten Lohnformen, über die Differenzierung 
des Lohnes nach der Qualität und Quantität 
des Arbeitsergebnisses sowie über Zuschlags-, 
Ausgleichs- und Entschädigungszahlungen, 

- Streitfälle wegen Lohnrückforderungen des 
Betriebes, 

- Streitfälle über den Rechtsanspruch des Werk¬ 
tätigen auf Jahresendprämie und andere, insbe¬ 
sondere durch rahmenkollektivvertragliche 
oder betriebliche Festlegungen oder Vereinba¬ 
rungen begründete Prämienansprüche, 

- Einsprüche des Werktätigen gegen Diszipli¬ 
narmaßnahmen auf der Grundlage der betrieb¬ 
lichen Arbeitsordnung oder anderer Diszipli- 
narvorschriften, soweit nach diesen Diszipli- 
narvorschriften die Zuständigkeit der Kon¬ 
fliktkommission gegeben ist, 

- Schadenersatzansprüche des Betriebes oder 
des Werktätigen, 

- Streitfälle aus der Anwendung der Arbeitszeit¬ 
regelung, der Gewährung von Erholungsurlaub 
und Freistellung aus gesellschaftlichen und per¬ 
sönlichen Gründen, 

- Streitfälle über das Bestehen von Rechten und 
Pflichten aus dem Lehrverhältnis und der Aus- 
und Weiterbildung der Werktätigen, 

- Streitfälle auf dem Gebiet der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen, des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes, der sozialen 
Betreuung, der besonderen Förderung der 
Frauen und Jugendlichen, soweit sie arbeits¬ 
rechtliche Rechte und Pflichten betreffen, 

- Anträge auf Durchführung eines erzieheri¬ 
schen Verfahrens wegen Verletzung von Ar¬ 
beitspflichten, 

- bei Streitfällen zwischen der Kasse der gegen¬ 
seitigen Hilfe und ihren Mitgliedern über Dar¬ 
lehensrückzahlungen sowie bei Streitigkeiten, 
die sich aus einem mit dem Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis verbundenen Mietverhältnis (Werks¬ 
wohnung) ergeben, 


9 Gesetz über die Staatsanwaltschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 7. 4. 1977, GBl. I 
Nr. 10 S. 93. 
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- Streitfällen aus dem Neuererrecht entspre¬ 
chend der Neuererverordnung. 

Die Konfliktkommissionen beraten und ent¬ 
scheiden weiterhin über 

- Vergehen (§§ 25 bis 30 KKO) 

- Verfehlungen (§§ 31 bis 39 KKO) 

- Ordnungswidrigkeiten (§§ 40 bis 44 KKO) 

- Verletzung der Schulpflicht (§§ 45 bis 49 
KKO) 

- einfache zivilrechtliche Streitigkeiten (§§ 50 
bis 52 KKO) 


2 . 4 . 

Die Beratung von Arbeitsrechtssachen 
durch die Konfliktkommissionen 
(Vorbereitung, Durchführung 
und Abschluß der Beratung) 

Die Beratungen der Konfliktkommissionen wer¬ 
den mit großer Sorgfalt vorbereitet und gewissen¬ 
haft durchgeführt. Darin liegt insbesondere auch 
die jahrzehntelange erfolgreiche Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen und ihr aktiver Beitrag bei 
der richtigen Anwendung von Rechtsnormen, zur 
Verwirklichung des sozialistischen Rechts und zur 
ständigen Entwicklung des Rechtsbewußtseins 
der Bürger unseres sozialistischen Staates be¬ 
gründet. 

Eingeleitet wird ein Verfahren vor den Kon¬ 
fliktkommissionen in Arbeitsrechtssachen grund¬ 
sätzlich nur auf Antrag (§ 19 KKO) der Beteiligten 
eines Arbeitsrechtsverhältnisses oder aber ande¬ 
rer Antragsberechtigter (§ 19 Abs. 1 KKO). An¬ 
tragsberechtigte sind nach § 4 KKO auch Jugend¬ 
liche. In solchen Fällen sind die Erziehungsbe¬ 
rechtigten und gegebenenfalls Vertreter der Or¬ 
gane der Jugendhilfe, der Schule, der Jugendor¬ 
ganisation zur Beratung einzuladen. 

Ist die Zuständigkeit der Konfliktkommis¬ 
sion geprüft und festgestellt, hat der Vorsitzende 
der Konfliktkommission unverzüglich eine Be¬ 
sprechung mit den KK-Mitgliedern anzuberau¬ 
men. Die Mitglieder sind in dieser Beratung vom 
Inhalt des Antrages in Kenntnis zu setzen und es 
ist gemeinsam über die zweckmäßigste weitere 
Vorbereitung der KK-Beratung zu sprechen. 

Zur Vorbereitung der Beratung der Konflikt¬ 
kommission gehören 

- das Vertrautmachen mit den in Frage kom¬ 
menden Rechtsvorschriften, Grundsatzurteilen 
und der arbeitsrechtlichen Literatur, 


- die Einsichtnahme in betriebliche Unterlagen 
(§ 2 KKO), 

- die Absprache mit der betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung und dem Vertrauensmann über 
die Teilnahme des Arbeitskollektivs an der Be¬ 
ratung (§ 3 Abs. 5 KKO), 

- die Sicherung der ordnungsgemäßen Einladung 
und der öffentlichen Bekanntmachung minde¬ 
stens eine Woche vor Durchführung der Bera¬ 
tung (§ 3 KKO), 

- die Bereitstellung des Raumes und eines Proto¬ 
kollführers durch den zuständigen Leiter zu si¬ 
chern, 

- die Mitglieder der Konfliktkommission festzu¬ 
legen, die die jeweilige Beratung durchführen, 
und zwar unter Beachtung der Bestimmung des 
§ 6 KKO, daß mindestens vier Mitglieder an 
der Beratung teilnehmen müssen. 

Ist es erforderlich, mit dem Antragsteller we¬ 
gen eventueller Unklarheiten hinsichtlich des In¬ 
halts des Antrages zu sprechen, sollte das getan 
werden, ohne daß mit dieser notwendigen Vorbe¬ 
sprechung die eigentliche Beratung der Konflikt¬ 
kommission bereits erfolgt. 

Im Interesse einer schnellen Klärung des Ar¬ 
beitsstreitfalles sind die Beratungen innerhalb von 
vier Wochen nach Eingang des Antrages öffent¬ 
lich (§ 2 Abs. 3 KKO) mit mindestens 4 Mitglie¬ 
dern durchzuführen (§ 5 Abs. 1 KKO). (Wer als 
Mitglied einer Konfliktkommission an der Bera¬ 
tung und Entscheidung einer Sache nicht mitwirken 
darf, regelt § 6 KKO). 

Der Vorsitzende der Konfliktkommission gibt 
in der Beratung den Inhalt des Antrages bekannt 
und sorgt dafür, daß der Antragsgegner Gelegen¬ 
heit erhält, seinen Standpunkt darzulegen. 

Von der Qualität der Beratungen der Kon¬ 
fliktkommissionen hängt in hohem Maße der Ef¬ 
fekt der Erziehung der Rechtsverletzer zum künf¬ 
tig gesellschaftsgemäßen Verhalten ab. Es gilt also 
nicht nur die Beratung sorgfältig und gewissenhaft 
vorzubereiten, sondern gerade in der Beratung 
eine hohe erzieherische Wirksamkeit zu errei-' 
chen. Selbstverständlich ist jede Frage auf der 
Grundlage des geltenden Rechts zu behandeln 
und dafür Sorge zu tragen, daß Recht und Gesetz 
strikt eingehalten werden. Außerordentlich wich¬ 
tig ist dabei die Einschätzung der Persönlichkeit 
des Rechtsverletzers wie auch das Bestreben der 
KK-Mitglieder, Ursachen und Bedingungen, die 
zur jeweiligen Rechtsverletzung führten, zu er¬ 
gründen und festzustellen und dementsprechende 
Maßnahmen zu ihrer Überwindung in engster Zu- 
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Sammenarbeit mit der betrieblichen Gewerk¬ 
schaftsleitung und anderen gesellschaftlichen Or¬ 
ganisationen, mit dem Betriebsleiter, den Ar¬ 
beitskollektiven und auch mit dem betreffenden 
Rechtsverletzer darzulegen. Der Vorsitzende hat 
deshalb zu gewährleisten, daß alle Teilnehmer der 
Beratung ihre Auffassungen zum Sachverhalt, zu 
den Ursachen und Bedingungen der Rechtsstrei¬ 
tigkeit oder der Rechtsverletzung, zum Verhalten 
des Werktätigen und über die Wege zur Überwin¬ 
dung des Konflikts darlegen. Es ist die allseitige 
und unvoreingenommene Feststellung des Sach¬ 
verhalts zu garantieren sowie den Forderungen 
zur kameradschaftlichen und kritischen Ausein¬ 
andersetzung nachzukommen. 

Wichtig ist, den gewerkschaftlichen Stand¬ 
punkt zum jeweiligen Konflikt zu hören. Die Stel¬ 
lungnahme der Gewerkschaft drückt die Meinung 
der Klassenorganisation der Arbeiterklasse zum 
jeweiligen Konflikt aus und ist deshalb besonders 
wertvoll für den Erfolg der Beratung. 

Die Beratungen sollten sachlich geführt wer¬ 
den und von Objektivität, kameradschaftlichem 
Verhalten und gegenseitiger Hilfe im Interesse 
der Wahrung des sozialistischen Rechts geprägt 
sein. Nach erfolgter umfangreicher Diskussion der 
Teilnehmer der Beratung zur Wahrheitsfindung 
bzw. -feststellung sollte der Vorsitzende der Kon¬ 
fliktkommission einen Entscheidungsvorschlag 
unterbreiten, der von den Mitgliedern öffentlich 
zu diskutieren und gegebenenfalls durch Vor¬ 
schläge zu ergänzen ist. Wird ein einstimmiger Be¬ 
schluß nicht gefaßt, gilt der Mehrheitsbeschluß. 

Zum Abschluß der Beratung 
der Konfliktkommission 

Im Ergebnis der KK-Beratung wird die Ent¬ 
scheidung der Konfliktkommission (noch in der 
Beratung) offiziell bekanntgegeben. Es ist eindeu¬ 
tig zu sagen, ob dem Antrag ganz oder teilweise 
stattgegeben wird oder ob der Antrag abgelehnt 
wird. 

Bei erzieherischen Verfahren wegen Verlet¬ 
zung der Arbeitsdisziplin hat die Konfliktkommis¬ 
sion über den Ausspruch von Erziehungsmaß¬ 
nahmen, z. B. einer Rüge zu entscheiden. Sie kann 
aber auch von einer Erziehungsmaßnahme abse- 
hen, wenn durch die Beratung der erzieherische 
Zweck erreicht wurde bzw. andere Maßnahmen 
zur Erziehung des Disziplinverletzers bestätigen. 

Die wesentlichsten Gesichtspunkte, die für die 
Entscheidung der Konfliktkommission bestim¬ 
mend waren, sind vom Vorsitzenden vorzutragen. 


Nach der Beratung hat die Konfliktkommis¬ 
sion die Aufgabe, den Beschluß gemäß § 13 KKO 
schriftlich abzufassen und innerhalb von zwei 
Wochen an die Beteiligten zu übersenden. 

Die Konfliktkommission ist verantwortlich für 
die Kontrolle der Verwirklichung ihrer Beschlüsse 
(einschließlich Empfehlungen). Sie kann damit 
einzelne KK-Mitglieder beauftragen. 

Gebühren werden für die Tätigkeit der Kon¬ 
fliktkommission nicht erhoben (§ 14 Abs. 1 
KKO). 

2 . 5 . 

Maßnahmen zur Verstärkung 
der erzieherischen Wirksamkeit 
der Konfliktkommissionsberatung 

Wie bereits dargestellt, hängt die Einflußnahme 
auf die Erziehung des Rechtsverletzers wesentlich 
von der Vorbereitung und Qualität der Beratung 
der Konfliktkommission ab. Soweit es erforder¬ 
lich ist, nimmt die Konfliktkommission darauf 
Einfluß, daß der in der Beratung begonnene Er¬ 
ziehungsprozeß mit Hilfe gesellschaftlicher Kräf¬ 
te, vor allem mit Hilfe des Arbeitskollektivs, fort¬ 
geführt wird (§15 Abs. 1 KKO). 

Zur Förderung der erzieherischen Wirksam¬ 
keit ihrer Beratungen haben die Konfliktkommis¬ 
sionen das Recht, ihre Entscheidungen nach Öin- 
tritt der Rechtskraft für die Dauer von einer 
Woche im Betrieb öffentlich bekanntzuge¬ 
ben (§ 15 Abs. 2 KKO). Allerdings sollten die 
Konfliktkommissionen verantwortungsbewußt 
prüfen, ob die Veröffentlichung jeder Entschei¬ 
dung sinnvoll ist und auch eine erzieherische 
Wirksamkeit erreicht wird oder ob möglicher¬ 
weise der Betroffene ungerechtfertigt bloßgestellt 
wird.' 

Die Konfliktkommissionen sind auch berech¬ 
tigt, mit dem Ziel zur Festigung von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit beizutragen, Empfehlun¬ 
gen an die Leiter der Betriebe, staatlichen Organe 
und Einrichtungen und die Leitungen der gesell¬ 
schaftlichen Organisationen auszusprechen. In 
den Empfehlungen sollen Vorschläge zur Beseiti¬ 
gung von festgestellten Ursachen und Bedingun¬ 
gen von Rechtsstreitigkeiten und Rechtsverlet¬ 
zungen bzw. zur Überwindung von Mängeln und 
Ungesetzlichkeiten enthalten sein (§ 16 KKO). 

Die Leiter der Organe sind verpflichtet, auf 
die Empfehlungen innerhalb von 2 Wochen 
schriftlich zu reagieren. Wird dieser Verpflichtung 
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nicht nachgekommen oder wird einer Empfehlung 
unbegründet nicht entsprochen, hat die Konflikt¬ 
kommission das Recht, den übergeordneten Lei¬ 
ter oder das übergeordnete Organ darüber zu un¬ 
terrichten und zu fordern, daß diese die Leiter 
zum Nachholen des Versäumten veranlassen. 

2 . 6 . 

Einspruch und Durchsetzung 
der Entscheidung 

Im Interesse der konsequenten Durchsetzung des 
sozialistischen Rechts und der einheitlichen 
Rechtsanwendung besteht die Möglichkeit, durch 
das Einlegen von Rechtsmitteln eine noch nicht 
rechtskräftige Entscheidung durch ein staatliches 
Gericht überprüfen zu lassen. Nach § 19 GGG ist 
deshalb der Einspruch gegen Entscheidungen der 
gesellschaftlichen Gerichte zulässig. Uber den 
Einspruch haben die Kreisgerichte zu entschei¬ 
den. 

Das Einspruchsrecht gegen Entscheidungen 
der Konfliktkommissionen regelt im einzelnen 
§ 53 KKO. 

Einspruch können einlegen 

- der Antragsteller und der Antragsgegner bei 
Arbeitsstreitfällen und zivilrechtlichen Streitig¬ 
keiten (§ 53 Abs. 1 KKO), 

- der wegen eines Vergehens, einer Verfehlung, 
einer Ordnungswidrigkeit oder einer Schul¬ 
pflichtverletzung beschuldigte Bürger (§ 53 
Abs. 1 KKO). 

- im Falle einer Beleidigung, Verleumdung oder 
eines Hausfriedensbruches auch der Antrag¬ 
steller, 

- der Geschädigte, 

- der Staatsanwalt. 

. Der Einspruch ist schriftlich (nach Erhalt 
des Beschlusses) beim Kreisgericht innerhalb von 
14 Tagen einzulegen. Werktätige können ihren 
Einspruch auch zu Protokoll der Rechtsantrags¬ 
stelle des Kreisgerichts geben. Der Staatsanwalt 
kann gegen Entscheidungen der Konfliktkommis¬ 
sionen innerhalb einer Frist von drei Monaten 
(vom Tage der Beschlußfassung) Einspruch erhe¬ 
ben. 

In seltenen Fällen ergeben sich Schwierigkei¬ 
ten bei der Durchsetzung der Entscheidungen der 
Konfliktkommissionen. In der Regel sind die Bür¬ 
ger freiwillig bereit, die übernommenen oder ih¬ 
nen als Erziehungsmaßnahme auferlegten Pflich¬ 
ten freiwillig zu erfüllen. Geschieht das nicht, 


kann die Realisierung der festgelegten Maßnah¬ 
men entsprechend §§58 und 59 KKO zwangsweise 
durchgesetzt werden. Voraussetzung dafür aller¬ 
dings ist, daß der KK-Beschluß vom Kreisgericht 
für vollstreckbar erklärt ist. In den Fällen, in de¬ 
nen ein Bürger den Festlegungen eines Beschlus¬ 
ses nicht nachkommt, kann der Antragsberech- 
tigte die Vollstreckbarkeit darüber beim Kreisge¬ 
richt beantragen. 


3 . 

Das Verfahren 

vor den staatlichen Gerichten 

3 . 1 . 

Das Verfahren vor dem Kreisgericht 

3 . 1 . 1 . 

Die Zuständigkeit des Kreisgerichts 

Bevor ein Verfahren vor dem Kreisgericht einge¬ 
leitet werden soll, ist es erforderlich, sich Klarheit 
über die sachliche und örtliche Zuständigkeit des 
staatlichen Gerichts zu verschaffen. 

Die sachliche Zuständigkeit der staatlichen 
Gerichte in Arbeitsrechtssachen entspricht den 
Zuständigkeitsregelungen für die Konfliktkom¬ 
missionen. Allerdings darf nach den Bestimmun¬ 
gen des § 25 ZPO das staatliche Gericht grund¬ 
sätzlich erst tätig werden, wenn die Konfliktkom¬ 
mission über die Arbeitsrechtssache beraten und 
entschieden hat. Ist das noch nicht geschehen, so 
ist die Sache an diese abzugeben (§ 25 Abs. 1 
Satz 2 ZPO). 

Von diesem Grundsatz bestehen Ausnahmen. 
Das Kreisgericht ist unmittelbar zuständig, wenn 
in einem Betrieb keine Konfliktkommission be¬ 
steht. Das staatliche Gericht ist aber auch dann 
unmittelbar zuständig, wenn die Konfliktkommis¬ 
sion nach den Rechtsvorschriften nicht angerufen 
werden braucht. Dies trifft nach den Bestimmun¬ 
gen der §§ 1 bis 3 der 1. DB zur ZPO zu, wenn 

— der Werktätige in einem Neuererrechtsstreit 
Ansprüche gegen einen Betrieb erhebt, zu dem 
er in keinem Arbeitsrechtsverhältnis steht und 
zum Zeitpunkt der Einreichung des Neuerer¬ 
vorschlages nicht gestanden hat; 

- zwischen den Erben oder Hinterbliebenen ei¬ 
nes Werktätigen und dem Betrieb Streitigkei- 
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ten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis des Ver¬ 
storbenen bestehen; 

- eine Prozeßpartei sich in Untersuchungshaft 
oder im Strafvollzug befindet und Ansprüche 
aus einem vor der Verhaftung oder vor der 
Aufnahme in den Strafvollzug begründeten 
Arbeitsrechtsverhältnis geltend gemacht wer¬ 
den; 

- der Betrieb von dem Gläubiger eines Werktäti¬ 
gen als Drittschuldner in Anspruch genommen 
wird oder der Staatsanwalt gemäß § 111 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung gegen den Betrieb 
Klage erhebt. 

Das gleiche gilt, wenn 

- der Werktätige aktiven Wehrdienst leistet; 

- der Werktätige nicht mehr im Betrieb arbeitet, 
weil er ein Arbeitsrechtsverhältnis mit einem 
Betrieb in einem anderen Ort begründet hat. 

Die unmittelbare Zuständigkeit des staatli¬ 
chen Gerichts ist darüber hinaus gegeben, wenn 
die Konfliktkommission über einen gestellten 
Antrag nicht entschieden hat, weil 

- der Antragsgegner zweimal zu den Beratungen 
der Konfliktkommission unbegründet nicht er¬ 
schienen ist und der Sachverhalt nicht geklärt 
werden konnte; 

- eine Beratung nicht in der vorgeschriebenen 
Mindestbesetzung durchgeführt werden konnte 
(z. B. Ausschluß von Mitgliedern der Konflikt¬ 
kommission von der Mitwirkung, berechtigte 
Einwände gegen ihre Mitwirkung oder wenn 
Mitglieder wegen des persönlichen Interesses 
am Ausgang des Streitfalles nicht tätig werden 
können). 

Das Kreisgericht ist auch für die Verhandlung 
und Entscheidung von Arbeitsrechtssachen un¬ 
mittelbar zuständig, wenn wegen ihrer Bedeu¬ 
tung, Folgen oder Zusammenhänge der Staatsan¬ 
walt oder der Kreisvorstand des FDGB bis zur 
Durchführung der Beratung der Konfliktkommis¬ 
sion über einen gestellten Antrag die Verhand¬ 
lung vor dem Kreisgericht beantragt haben oder 
der Direktor des Kreisgerichts sie an das Kreisge¬ 
richt heranzieht. 

Die örtliche Zuständigkeit bestimmt, welches 
Gericht territorial zuständig ist. Grundsätzlich ist 
das Kreisgericht örtlich zuständig, in dessen Be¬ 
reich sich der Sitz der Konfliktkommission befin¬ 
det, die den Streitfall entschieden hat. 

Besteht im Betrieb keine Konfliktkommission 
oder braucht diese nicht angerufen zu werden, ist 
das Kreisgericht zuständig, in dessen Bereich der 
Betrieb seinen Sitz hat. Außer diesen Grundsatzre¬ 


gelungen sind bei der Bestimmung der örtlichen 
Zuständigkeit einige Sonderfälle zu beachten, die 
es dem Werktätigen ermöglichen sollen, seine 
Rechte ohne großen zusätzlichen, insbesondere 
auch zeitlichen Aufwand wahrzunehmen. Fällt 
z. B. der Arbeitsort des Werktätigen nicht mit 
dem Sitz des Betriebes zusammen (z. B. bei Mon¬ 
teuren), hat auf Antrag des Werktätigen auch das 
für den Arbeitsort zuständige Kreisgericht zu ent¬ 
scheiden, oder ist der Werktätige aus dem Betrieb 
ausgeschieden, ist'auch das Kreisgericht zustän¬ 
dig, in dessen Bereich der Werktätige zur Zeit der 
Einleitung des Verfahrens seinen Wohnsitz hat, 
wenn er es wegen der leichteren Wahrnehmung 
seiner Interessen beantragt und dadurch die Auf¬ 
klärung des Sachverhalts nicht wesentlich er¬ 
schwert wird (vgl. § 25 Abs. 2 und 3 ZPO). 
Kann die Zuständigkeit des Gerichts auf Antrag 
des Werktätigen begründet werden, entscheidet 
das angerufene Gericht über die Zuständigkeit 
durch ( Beschluß. Muß das Gericht seine Zustän¬ 
digkeit verneinen, weil dem gesellschaftlichen In¬ 
teresse an einer umfassenden Sachaufklärung und 
an der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte des 
Betriebes nicht ausreichend Rechnung getragen 
wird, stellt das angerufene Gericht seine Unzu¬ 
ständigkeit fest und verweist den Streitfall an das 
Kreisgericht, in dessen Bereich die Konfliktkom¬ 
mission bzw. der Betrieb seinen Sitz hat. 


3 . 1 . 2 . 

Die'Einleitung des Verfahrens 
Das Verfahren vor dem Kreisgericht wird durch 
Klage eingeleitet. Für die Entscheidung von Ar¬ 
beitsrechtssachen ist zu beachten, daß der Ein¬ 
spruch gegen die Entscheidung einer Konflikt¬ 
kommission (§ 8 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO) bzw. der im 
Strafverfahren gestellte Schadenersatzantrag ei¬ 
nes Geschädigten (z. B. des Betriebes) oder des 
Staatsanwaltes, wenn die Sache an die Kammer 
für Arbeitsrecht verwiesen wurde, einer Klage 
gleichsteht. 

Zur weitgehenden Erleichterung der Inan¬ 
spruchnahme der staatlichen Gerichte sieht die 
Zivilprozeßordnung die Möglichkeit vor, die 
Klage schriftlich bei jedem beliebigen Kreisge¬ 
richt einzureichen (§11 Abs. 1 ZPO). Allerdings 
ist dabei zu beachten, daß sie an das für die Ver¬ 
handlung und Entscheidung zuständige Gericht 
gerichtet sein muß. Diese Notwendigkeit ergibt 
sich aus der Festlegung in § 123 Abs. 1 Ziff. 2 
ZPO, in der gefordert wird, in der Klage das ange- 
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rufene Gericht zu bezeichnen. Diese Vorschrift 
erleichtert dem Kläger die Einhaltung der z. B. für 
einen Einspruch gegen einen KK-Beschluß zu be¬ 
achtenden Frist. Eine weitere Erleichterung für 
den Werktätigen besteht auch darin, daß die 
Klage auf sein Verlangen von der Rechtsantrag¬ 
stelle des Kreisgerichts aufzunehmen ist. Im In¬ 
teresse einer sachdienlichen, inhaltlichen Gestal¬ 
tung der Klage ist es für den Werktätigen ratsam, 
davon Gebrauch zu machen. 

Die Regelungen in § 12 ZPO geben dem Klä¬ 
ger notwendige Hinweise zum Inhalt der Klage¬ 
schrift. Es kommt bei der Erarbeitung des Inhalts 
der Klage auf eine klare, eindeutige Sachdarstel¬ 
lung an. Es wird deshalb gefordert, den Verklag¬ 
ten eindeutig zu bezeichnen, die Anträge zu for¬ 
mulieren und zu begründen sowie Beweismittel zu 
benennen und die im Besitz des Klägers befindli¬ 
chen Urkunden beizufügen. Für den konkreten 
Einzelfall bedeutet das z. B., darzulegen, gegen 
welchen Beschluß einer Konfliktkommission Ein¬ 
spruch eingelegt wird, zu begründen, warum dem 
Beschluß der Konfliktkommission nicht gefolgt 
werden kann und durch eine konkrete Antragstel¬ 
lung erkennen zu lassen, welche Entscheidung be¬ 
gehrt wird. Dazu sind für die Vorbereitung der zu 
treffenden Entscheidung wichtige Unterlagen wie 
z. B. Arbeitsvertrag, Kündigungsschreiben, Beur¬ 
teilung des Kägers beizulegen und falls Zeugen 
zur Sachaufklärung erforderlich sind, sind diese so 
zu benennen, daß eine Ladung erfolgen kann. 
Ohne daß damit zwingende gesetzliche Formvor¬ 
schriften für das Abfassen der Klageschrift aufge¬ 
stellt werden, orientieren die den Inhalt der Klage 
betreffenden Vorschriften der Zivilprozeßord¬ 
nung den Kläger darauf, die Klageschrift ord¬ 
nungsgemäß und sachbezogen auszuarbeiten. 
Eine solche Klageschrift trägt wesentlich zur ge¬ 
wissenhaften Vorbereitung und Durchführung 
des Verfahrens bei. 

Erheben der Leiter des Betriebes bzw. der 
Fachdirektor oder die Werktätigen die Klage 
nicht selbst, ist die Vollmacht dazu durch den für 
den Betrieb bzw. Werktätigen handelnden Ver¬ 
treter nachzuweisen. Nicht volljährige und hand¬ 
lungsunfähige Bürger werden im gerichtlichen 
Verfahren durch ihren Erziehungsberechtigten 
oder Vormund vertreten (§ 9 Abs. 2 ZPO). 

In bestimmten Fällen sind für das Erheben der 
Klage rechtlich festgelegte Fristen vorgesehen. Sie 
dienen dazu, auftretende Arbeitsstreitfälle mög¬ 
lichst schnell klären zu lassen. Hat bereits eine 
Konfliktkommission entschieden, steht dem 


Werktätigen bzw. dem Betrieb das Recht zu, ge¬ 
gen den Beschluß der Konfliktkommission inner¬ 
halb von 2 Wochen nach Erhalt Einspruch beim 
Kreisgericht einzulegen (§ 303 AGB). Ist im Be¬ 
trieb keine Konfliktkommission vorhanden oder 
ist das Kreisgericht ohne vorherige Anrufung der 
Konfliktkommission unmittelbar zuständig (vgl. 
§§ 1 bis 3 1. DB zur ZPO) sind folgende Ein¬ 
spruchsfristen für die Klageerhebung bei der 
Kammer für Arbeitsrecht des Kreisgerichts zu be¬ 
achten: 

— fristgemäße Kündigung, fristlose Entlassung - 
Einspruchsfrist von 2 Wochen nach Zugang 
(§ 60 Abs. 2 AGB); 

— Änderungs- und Überleitungsvertrag — bis zum 
Ablauf von 3 Monaten nach Aufnahme der an¬ 
deren Arbeit (§ 60 Abs. 2 AGB); 

— Aufhebungsvertrag - bis zum Ablauf von 
3 Monaten nach seinem Abschluß (§ 60 Abs. 2 
AGB); 

— Beurteilung und Leistungseinschätzung - Ein¬ 
spruchsfrist 3 Monate, beginnend mit Aushän¬ 
digung der Beurteilung (§ 69 AGB); 

— Disziplinarmaßnahmen — innerhalb von 2 Wo¬ 
chen nach Zugang. 

Maßgebend für die Wahrung der Frist ist der 
Eingang der Klage beim Gericht. Eine nach Ab¬ 
lauf der Frist erhobene Klage ist unzulässig. Das 
Gericht hat in diesem Fall keine Möglichkeit, eine 
Sachentscheidung zu treffen. Es müßte die Klage 
als unzulässig abweisen. Bevor es zu einer solchen 
Entscheidung kommt, ist die säumige Partei auf 
den Umstand der Fristversäumnis hinzuweisen 
und ihr Gelegenheit zu geben, einen Antrag auf 
Befreiung von den nachteiligen Folgen der 
Fristversäumnis zu stellen (§ 296 Abs. 5 AGB, 
§ 70 ZPO). Der Antrag ist binnen 2 Wochen nach 
Beseitigung des Hindernisses tei dem Gericht zu 
stellen und zu begründen, bei welchem die Hand¬ 
lung vorzunehmen war. Die Handlung ist gleich¬ 
zeitig nachzuholen. Dem Antrag ist stattzugeben, 
wenn der Werktätige unverschuldet eine Frist zum 
Einlegen des Einspruches versäumt hat. Die Ent¬ 
scheidung über den Antrag trifft das Gericht, das 
für die Entscheidung über die versäumte Hand¬ 
lung zuständig ist, durch Beschluß. Gegen diese 
Entscheidung ist nach § 158 ZPO die Beschwerde 
zulässig. Der Antrag auf Befreiung von den nach¬ 
teiligen Folgen der Fristversäumnis kann nicht 
mehr gestellt werden, wenn seit Ablauf der ver¬ 
säumten Frist ein Jahr verstrichen ist. 

Die Bestimmungen des § 296 Abs. 5 Satz 2 
AGB sehen noch eine zweite Möglichkeit vor, den 
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Werktätigen zu unterstützen, wenn er die Frist zur 
Einlegung eines Einspruchs versäumt hat. Nach 
dieser Regelung kann ein verspäteter Einspruch 
eines Werktätigen als rechtzeitig eingelegt behan¬ 
delt werden, wenn dafür schwerwiegende Gründe 
vorliegen und dies im Interesse des Werktätigen 
dringend geboten ist. Diese Bestimmung ist mit 
den Regelungen über die Befreiung von den nach¬ 
teiligen Folgen der Fristversäumnis nicht gleich¬ 
zusetzen. Es bedarf bei Vorliegen der genannten 
Gründe keines Antrages des Werktätigen. Es wird 
auch keine Befreiung von den nachteiligen Folgen 
der Fristversäumnis gewährt, sondern das Gericht 
behandelt den verspäteten Einspruch als rechtzei¬ 
tig eingelegt, wenn es aus den in § 296 Abs. 5 
Satz 2 AGB genannten Gründen im Interesse des 
Werktätigen gerechtfertigt ist, d. h., das Gericht 
hat von Amts wegen zu prüfen und zu entschei¬ 
den. Gegen die Entscheidung der Gerichte gibt es 
keine Rechtsmittel für den Werktätigen. Ein ver¬ 
späteter Einspruch wäre z. B. dann als rechtzeitig 
eingelegt zu behandeln, wenn sich herausstellt, 
daß der Werktätige keinen Einspruch eingelegt 
und damit die Einspruchsfrist versäumt hat, weil 
er nicht in der Lage war, die für ihn eintretenden 
negativen Folgen voll zu übersehen (z. B. nach¬ 
träglich eintretender Schaden bei Arbeitsunfäl¬ 
len). Die Erhebung der Klage hat neben der Ein¬ 
leitung des Verfahrens vor einem staatlichen Ge¬ 
richt noch die Wirkung, daß in die Verjährungs¬ 
frist solcher Ansprüche, die der Verjährung unter¬ 
liegen, nicht eingerechnet wird die Zeit von der 
Geltendmachung eines Anspruchs vor einem Or¬ 
gan zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung oder Rück¬ 
nahme des Antrages bzw. der Klage und auch der 
Lauf sonstiger Fristen unterbrochen wird. So wird 
z. B. ein Beschluß der Konfliktkommission, gegen 
den Einspruch erhoben wurde, nicht rechtskräftig. 
Die Rechtskraft tritt erst mit der Entscheidung des 
staatlichen Gerichts ein. 

3 . 1 . 3 . 

Die mündliche Verhandlung 

Die mündliche Verhandlung ist der wichtigste Teil 
des gerichtlichen Verfahrens. 

Ihrer gewissenhaften Vorbereitung kommt im 
Interesse einer rationellen und effektiven Be¬ 
handlung des arbeitsrechtlichen Verfahrens große 
Bedeutung zu. Der Richter hat nach Eingang ei¬ 
ner Klage zu prüfen, welche richterlichen Verfü¬ 
gungen erforderlich sind. Zunächst muß er 
sich Klarheit verschaffen, ob Gründe voriiegen, 


die eine Verhandlung zur Entscheidung zur Sache 
ausschließen (§31 ZPO). Darunter fallen z. B. 
die Prüfung der Zuständigkeit des Gerichts, der 
Partei- und Prozeßfähigkeit oder die Einhaltung 
der evtl, für die Klageerhebung bestehenden Fri¬ 
sten. Liegen solche Gründe vor und lassen sie sich 
nicht beseitigen, hat das Gericht die Klage durch 
Beschluß als unzulässig abzuweisen, wenn sie 
nicht zurückgenommen wird. 

Die weitere Prüfung der Klage durch das Ge¬ 
richt hat sich darauf zu erstrecken, ob die Klage 
ordnungsgemäß erhoben ist und ob der darge¬ 
stellte Sachverhalt geeignet erscheint, den Klage¬ 
antrag zu rechtfertigen. Bestehen darüber Zweifel, 
ist dem Kläger die Rechtslage zu erläutern und 
ihm Gelegenheit zu geben, die Klage innerhalb ei¬ 
ner festzusetzenden Frist zu ergänzen, zu ändern 
oder zurückzunehmen. Das Gericht kann zu die¬ 
sem Zweck eine Aussprache mit dem Kläger 
durchführen und ihm sachdienliche Hinweise, 
z. B. zur Ergänzung der Klage pder zur Rücknah¬ 
me, geben. Ist eine Klage auf Grund des darge¬ 
stellten Sachverhalts offensichtlich unbegründet, 
kann sie, wenn der Kläger sie nicht zurücknimmt, 
durch Beschluß bereits in diesem Stadium des 
Verfahrens abgewiesen werden. 

Liegen die Voraussetzungen für die Durchfüh¬ 
rung einer Verhandlung vor, veranlaßt der Vorsit¬ 
zende des Gerichts die Zustellung der Klage an 
den Verklagten, fordert diesen zur Stellungnahme 
auf, bestimmt den Termin zur mündlichen Ver¬ 
handlung. Im Zusammenhang mit der Terminbe¬ 
stimmung hat das Gericht zu prüfen, ob eine Ver¬ 
handlung im Betrieb durchgeführt werden muß, 
wenn die Bedeutung und die Auswirkungen der 
Sache den gesellschaftlichen Aufwand rechtferti¬ 
gen. Dies wird z. B. dann der Fall sein, wenn durch 
die Verhandlung maßgebender Einfluß auf die 
Gestaltung der betrieblichen Verhältnisse ge¬ 
nommen werden kann oder weitere Betriebsan¬ 
gehörige am Ausgang des Verfahrens unmittelbar 
interessiert sind. Ist eine Verhandlung im Betrieb 
nicht zweckmäßig, kann das Gericht die Anwe¬ 
senheit von Arbeitskollektiven, von Mitgliedern 
der Konfliktkommission, von Vertretern der Lei¬ 
tungen von Betrieben, von Gewerkschaftsfunk¬ 
tionären veranlassen, wenn diese zur Entschei¬ 
dung des Streitfalles beitragen können oder die 
Arbeitsrechtssache für diese beispielhafte Bedeu¬ 
tung besitzt. 

Steht der Verhandlungstermin und -ort fest, 
ordnet das Gericht die Ladung der Prozeßparteien 
und ihrer Vertreter bzw. die Beiziehung schriftli- 
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eher Unterlagen (z. B. Personalakten) an. In Ar¬ 
beitsrechtssachen ist der zuständige FDGB- 
Kreisvorstand von jedem Verhandlungstermin zu 
benachrichtigen und die persönliche Teilnahme 
der Prozeßparteien erforderlich. Erfordert es die 
Bedeutung der Sache, ist der Staatsanwalt zu in¬ 
formieren. 

Zwischen der Zustellung der Ladung und dem 
Verhandlungstermin muß ein Zeftraum von min¬ 
destens einer Woche liegen. 

Wird die Mitwirkung der Prozeßbeteiligten 
nicht beeinflußt, kann der Vorsitzende die Frist 
abkürzen. Dies sollte aber nur in Ausnahmefällen 
geschehen. Hat eine Prozeßpartei einen gesetzli¬ 
chen Vertreter bestellt oder ist ein Prozeßbevoll¬ 
mächtigter, ein gewerkschaftlicher Prozeßvertre¬ 
ter oder ein Prozeßbeauftragter vorgesehen, muß 
die Zustellung an diesen erfolgen. Ist wie in Ar¬ 
beitsrechtssachen die persönliche Teilnahme der 
Prozeßparteien erforderlich (§ 32 Abs. 4 ZPO), 
ist die Ladung auch an diese zuzustellen. 

Sind die Vorbereitungen durch das Gericht 
und die Verfahrensbeteiligten ordnungsgemäß 
abgeschlossen, findet auf ihrer Grundlage die 
mündliche Verhandlung statt. Sie bildet die Basis 
für die Entscheidung des Rechtsstreites (§42 
ZPO). Die Prozeßparteien müssen sich deshalb 
auf diese besonders gewissenhaft vorbereiten. 

In der mündlichen Verhandlung erörtert das 
Gericht mit den Prozeßparteien den Sachverhalt 
und die Möglichkeiten der Erfüllung des geltend 
gemachten Anspruchs. Das Gericht darf einen 
Rechtsstreit erst entscheiden, wenn es den für die 
Entscheidung erheblichen Sachverhalt geklärt 
und festgestellt hat. Die Prozeßparteien haben 
deshalb ihren Standpunkt vorzutragen, Beweis¬ 
mittel zu benennen und sachdienliche Anträge zu 
stellen (§ 45 ZPO). Das Gericht hilft den Parteien 
dabei insofern, daß es die Parteien auf die im kon¬ 
kreten Fall bestehenden Rechte und Pflichten 
hinweist, die sachdienliche Antragstellung unter¬ 
stützt und darauf hinwirkt, alle für die Entschei¬ 
dung bedeutsamen Umstände vollständig darzu¬ 
legen. Der erforderlichen Antragstellung durch 
die Parteien kommt in diesem Stadium des Ver¬ 
fahrens eine besondere Bedeutung zu, weil da¬ 
durch der Gegenstand des Verfahrens wesentlich 
bestimmt wird. Nach § 77 Abs. 1 ZPO hat näm¬ 
lich das Gericht, sofern ein Einspruch gegen einen 
Beschluß einer Konfliktkommission vorliegt, im 
Rahmen des vor der Konfliktkommission behan¬ 
delten Streitfalles oder sofern im Betrieb keine 
Konfliktkommission besteht bzw. das Kreisge¬ 


richt entsprechend den rechtlichen Regelungen 
unmittelbar zuständig ist, über die von den Par¬ 
teien gestellten Anträge zu entscheiden. Anträge, 
die nicht in Schriftsätzen enthalten sind oder von 
den bisher gestellten Anträgen der Prozeßpar¬ 
teien abweichen, sind in dem von den Prozeßpar¬ 
teien genehmigten Wortlaut in das Protokoll auf¬ 
zunehmen. Grundlage der Entscheidung bilden 
die zuletzt gestellten und genehmigten Anträge. 

Andere Verfahrensbeteiligte, wie Vertreter 
von Kollektiven, Mitglieder der Konfliktkommis¬ 
sion, Gewerkschaftsfunktionäre, erhalten in der 
mündlichen Verhandlung Gelegenheit, sich zu 
äußern. Diese Mitwirkung dient insbesondere der 
Erörterung von Ursachen und Bedingungen, die 
den Streitfall hervorbrachten bzw. begünstigten. 
Sollen allerdings Beauftragte von Kollektiven der 
Werktätigen und Konfliktkommissionen zur Fest¬ 
stellung von Tatsachen vernommen werden, sind 
die Bestimmungen über die Zeugenaussagen an¬ 
zuwenden (§ 58 ZPO i. Verb. m. §§ 55 bis 57 
ZPO). 

3.1.4. 

Der Abschluß des Verfahrens 

Das Verfahren in Arbeitsrechtssachen wird durch 

eine gerichtliche Handlung beendet. 

Dies geschieht durch Beschluß bei 

- der Einstellung des Verfahrens. 

Diese wird durch den Vorsitzenden verfügt, 
wenn bei einer Klagerücknahme innerhalb von 
2 Wochen nach Zustellung der Rücknahmeer¬ 
klärung die Fortsetzung des Verfahrens nicht 
beantragt wird (§ 30 Abs. 4 ZPO). Das Verfah¬ 
ren ist auch durch Beschluß einzustellen, wenn 
der Kläger trotz ordnungsgemäßer Ladung zum 
erneut angesetzten Verhandlungstermin bzw. 
beide Prozeßparteien zum Verhandlungster¬ 
min nicht erscheinen und auch nicht vertreten 
sind (§ 66 ZPO). 

- der Abweisung einer offensichtlich unbegrün¬ 
deten Klage (§ 28 Abs. 3 ZPO). 

- bei Vorliegen von Gründen, die eine Verhand¬ 
lung und Entscheidung zur Sache ausschließen, 
wenn sie sich nicht beseitigen lassen (§31 
Abs. 2 ZPO). 

- der Entscheidung über die Befreiung von den 
nachteiligen Folgen der Fristversäumnis (§ 70 
Abs. 3 ZPO). 

- der Verweisung an das zuständige Gericht 
(§ 27 Abs. 2 ZPO). 

Die Entscheidung des Gerichts ergeht durch 
Urteil, wenn das Gericht den für die Entscheidung 
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erheblichen Sachverhalt geklärt und festgestellt 
hat und die ZPO die Verfahrensbeendigung nicht 
durch Beschluß vorsieht. 

Dem Urteil sind diejenigen Tatsachen zu¬ 
grunde zu legen, die Gegenstand der mündlichen 
Verhandlung gewesen sind. Es ist von dem Rich¬ 
ter und den Schöffen zu treffen, die am letzten 
Verhandlungstermin teilgenommen haben. Der 
Inhalt des Urteils wird in § 78 ZPO bestimmt. Das 
Urteil, nachdem es von den beteiligten Richtern 
und Schöffen beraten, schriftlich abgefaßt und un¬ 
terschrieben wurde, ist am Schluß der mündlichen 
Verhandlung, spätestens innerhalb von 3 Arbeits¬ 
tagen nach der abschließenden Stellungnahme der 
Prozeßparteien (§ 64 ZPO) öffentlich zu verkün¬ 
den. Die Verkündung erfolgt durch Verlesen des 
vollständigen Urteils. Sind die Prozeßparteien 
abwesend, kann die Verlesung der Begründung 
unterbleiben. Ist die vollständige schriftliche Ab¬ 
fassung der Begründung bis zur Verkündung nicht 
möglich, ist der Urteilsspruch schriftlich abzufas¬ 
sen, vom Richter und den Schöffen zu unter¬ 
schreiben und zu verkünden. Der wesentliche In¬ 
halt der Begründung und das zulässige Rechtsmit¬ 
tel sind mündlich mitzuteilen. Das Gericht ist ver¬ 
pflichtet, das Urteil in diesen Fällen innerhalb ei- 
ner,Woche vollständig schriftlich abzufassen. Die 
Begründung ist vom Richter und den Schöffen zu 
unterschreiben. Das vollständige Urteil ist den 
Prozeßparteien unverzüglich, spätestens 2 Wo¬ 
chen nach Verkündung zuzustellen (§ 81 ZPO). 
Hat eine Prozeßpartei einen gesetzlichen Vertre¬ 
ter oder ist ein Prozeßbevollmächtigter oder ein 
gewerkschaftlicher Prozeßvertreter bestellt, so 
muß die Entscheidung an diesen zugestellt wer¬ 
den. Wird kein Rechtsmittel eingelegt, wird der 
Urteilsspruch mit Ablauf der für die Einlegung 
des Rechtsmittels vorgesehenen Frist rechtskräf¬ 
tig. Die rechtskräftige Entscheidung ist für die 
Prozeßparteien verbindlich. 

Die Bestimmungen über das Urteil sind auf 
Beschlüsse entsprechend anzuwenden (§ 84 
ZPO). 

3.1.5. 

Die Verfahrenskosten 

Die Kostenregelungen für das Verfahren in Ar¬ 
beitsrechtssachen gehen von der Überlegung aus, 
daß die konsequente Lösung jedes Arbeitsrechts¬ 
streites von unmittelbar gesellschaftlichem Inter¬ 
esse ist. Ungeklärte, schwebende Arbeitsstreitig¬ 
keiten wirken sich nachteilig auf das Arbeitsklima, 
die Arbeitsatmosphäre, die Arbeitsfreude und 


damit das Betriebsgeschehen aus. Die Kostenre¬ 
gelungen im arbeitsrechtlichen Verfahren müssen 
deshalb dem Anliegen entsprechen, arbeitsrecht¬ 
liche Streitfälle in Übereinstimmung mit dem Ge¬ 
setz zu klären, weil nur dadurch die negativen 
Auswirkungen auf das Betriebsgeschehen verhin¬ 
dert werden können. 

Die Regelungen über Kosten und Gebühren in 
§ 305 AGB sowie den Bestimmungen der §§ 168 
und 174 ZPO tragen diesem Anliegen Rechnung. 

Die wichtigsten Regelungen bestehen darin, 
daß für Arbeitsrechtssachen keine Gebühren 
erhoben werden. Auslagen (z. B. Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen) werden den 
Beteiligten nicht in Rechnung gestellt. 

Ihre außergerichtlichen Kosten trägt jede Pro¬ 
zeßpartei selbst. Unterliegt der Betrieb ganz oder 
teilweise, hat er die außergerichtlichen Kosten des 
Werktätigen einschließlich der Kosten eines vom 
Werktätigen beauftragten Rechtsanwalts zu tra¬ 
gen. 

In anderen Fällen kann der Betrieb dem 
Werktätigen die Kosten erstatten. 

3.1.6. 

Die Rechtskraft 

und die Durchsetzung der Entscheidung 

Die Entscheidungen der Konfliktkommissionen 
und staatlicher Gerichte, abgesehen von den Ent¬ 
scheidungen der Gerichte in zweiter Instanz, wer¬ 
den mit Ablauf der für die Einlegung des Rechts¬ 
mittels (Einspruch, Berufung) bestimmten Fristen 
rechtskräftig, soweit kein Rechtsmittel eingelegt 
wird. Wurde ein Rechtsmittel eingelegt, tritt die 
Rechtskraft mit der Entscheidung über den Ein¬ 
spruch bzw. die Berufung ein. Wird die Berufung 
zurückgenommen und innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung der Rücknahmeerklärung kein 
Antrag auf Fortsetzung des Verfahrens gestellt, 
wird das angefochtene Urteil mit Ablauf dieser 
Frist rechtskräftig. Mit Eintritt der Rechtskraft ist 
die Entscheidung für die Prozeßparteien verbind¬ 
lich (§ 83 Abs. 2 ZPO), d. h. mit ihr wird das Be¬ 
stehen oder Fehlen von Ansprüchen oder das 
Vorliegen von Rechtsverhältnissen endgültig fest¬ 
gestellt, und sie bildet die Grundlage, um das Er¬ 
gebnis der gerichtlichen Entscheidung mit staatli¬ 
chen Mitteln durchzusetzen. 

Die Entscheidungen der Gerichte werden auf 
Grund der hohen Autorität, die die Gerichte in 
der sozialistischen Gesellschaft besitzen, in der 
Regel freiwillig eingehalten. Die Durchsetzung 
der Entscheidung der Gerichte mit staatlichen 
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Mitteln ist deshalb nur in Ausnahmefällen erfor¬ 
derlich. 

Voraussetzung für die Vollstreckung ist die 
Rechtskraft der Entscheidung. Die Vollstreckung 
ist sofort nach Eintritt der Rechtskraft möglich, 
wenn der zur Erfüllung des vollstreckbaren An¬ 
spruchs Verpflichtete nicht freiwillig alle An¬ 
strengungen unternimmt, um die ihm obliegenden 
Verpflichtungen pünktlich zu erfüllen (vgl. §§ 83, 
86 Abs. 1, 88 Abs. 1 ZPO). 

Eine Besonderheit ist bei der Vollstrek- 
kung aus Beschlüssen der Konfliktkommissionen 
zu beachten. Soll aus einem solchen Beschluß voll¬ 
streckt werden, muß zuvor ein Antrag auf Erklä¬ 
rung der Vollstreckbarkeit dieser Entscheidung 
bei dem Kreisgericht gestellt werden, in dessen 
Bereich die Konfliktkommission ihren Sitz hat. 
Das Kreisgericht hat zu prüfen, ob der Konflikt¬ 
kommissionsbeschluß unter Beachtung der 
Rechtsvorschriften wirksam zustandegekommen 
und rechtskräftig ist und ob er einen vollstreckba¬ 
ren Inhalt hat (§§ 88 Abs. 2, 89 ZPO). Die Voll¬ 
streckung kann erst eingeleitet werden, nachdem 
das Kreisgericht den Beschluß der Konfliktkom¬ 
mission für vollstreckbar erklärt hat. 

Die Vollstreckung ist bei dem Kreisgericht zu 
beantragen, bei dem das Verfahren in erster In¬ 
stanz durchgeführt oder die Vollstreckbarkeitser¬ 
klärung erlassen wurde (§ 93 Abs. 1 ZPO). Der 
Sekretär des Kreisgerichts führt die Vollstreckung 
durch und bestimmt, welche Vollstreckungsmaß¬ 
nahmen durchzuführen sind (§§ 94, 86 ZPO). 

3 . 2 . 

Das Rechtsmittelverfahren 

Das Rechtsmittelverfahren dient der einheitlichen 
Rechtsanwendung und der Wahrung der Rechte 
der Prozeßparteien. Es wird eingeleitet durch die 
Einlegung der Berufung gegen in erster Instanz 
ergangene Urteile. Eine Beschwerde gegen eine 
im Strafverfahren ergangene Entscheidung über 
einen Schadenersatzantrag ist wie eine Berufung 
zu behandeln. Die Berufung führt zur Überprü¬ 
fung der Entscheidung durch das Bezirksgericht 
im angefochtenen Umfang in tatsächlicher und 
rechtlicher Hinsicht. 

Die Berufung ist bei dem Gericht einzulegen, 
das die Entscheidung erlassen hat. 

Berechtigt zum Einlegen der Berufung sind die 
Prozeßparteien. Die Berufungsfrist beträgt 2 Wo¬ 
chen und beginnt für jede Partei mit der Zustel¬ 


lung des Urteils. Durch die fristgerecht eingelegte 
Berufung wird der Eintritt der Rechtskraft des an¬ 
gefochtenen Urteils gehemmt. Hinweise zur Form 
und zum Inhalt der Berufung geben die Bestim¬ 
mungen der §§ 151, 152 ZPO. Für die Durchfüh¬ 
rung des Verfahrens sind die für das Verfahren vor 
dem Kreisgericht geltenden Bestimmungen ent¬ 
sprechend anzuwenden. Das Berufungsverfahren 
kann beendet werden durch 

- Rücknahme der Berufung; 

- Aufhebung des angefochtenen Urteils und an¬ 
derweitige Entscheidung; 

- Abweisung der Berufung; 

- Zurückweisung der Sache unter Aufhebung des 
angefochtenen Urteils zur erneuten Verhand- 

' lung und Entscheidung, wenn eine Beweisauf¬ 
nahme erforderlich und ihre Durchführung vor 
dem Bezirksgericht nicht zweckmäßig ist; \ 

- Abweisung einer verspätet eingelegten oder 
nicht fristgemäß ergänzten Berufung als unzu¬ 
lässig durch Beschluß; 

- Abweisung einer offensichtlich unbegründeten 
Berufung durch Beschluß. 

Zu beachten ist, daß eine Überprüfung durch 
das Oberste Gericht erfolgt, wenn das Verfahren 
in erster Instanz durch das Bezirksgericht durch¬ 
geführt wurde, weil der Staatsanwalt des Bezirks 
die Verhandlung vor dem Bezirksgericht bean¬ 
tragt oder der Direktor des Bezirksgerichts das 
Verfahren an das Bezirksgericht herangezogen 
hat (§§ 147 Abs. 1, § 26 Abs. 2 ZPO). 

Gegen Urteile, die in zweiter Instanz ergangen 
sind, ist kein Rechtsmittel zulässig. 


3 . 3 . 

Kassations- und Wiederaufnahmeverfahren 

Eine rechtskräftige Entscheidung staatlicher Ge¬ 
richte ist grundsätzlich verbindlich. Nur in Aus¬ 
nahmefällen ist es möglich, solche Entscheidun¬ 
gen zu überprüfen und erforderlichenfalls zu kor¬ 
rigieren. Gesetzlich vorgesehene Möglichkeiten 
dazu sind die Kassation und die Wiederaufnahme 
des Verfahrens (vgl. §§ 160ff., 163 ZPO). 

Die Kassation ist eine besondere Form des Ein¬ 
griffs in rechtskräftige Entscheidungen. Sie ist 
kein Rechtsmittel. Ihre Anwendung setzt voraus, 
daß die rechtskräftige Entscheidung auf einer 
Verletzung des Rechts beruht oder die Begrün¬ 
dung der Entscheidung gröblich unrichtig ist. Sie 
dient damit der Sicherung der sozialistischen Ge-" 
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setzlichkeit, der Einheitlichkeit in der Rechtsspre¬ 
chung und der Wahrung der Rechte der Bürger. 

Aus dieser besonderen Aufgabenstellung er¬ 
gibt sich, daß den Prozeßparteien kein Antrags¬ 
recht auf Kassation einer rechtskräftigen Ent¬ 
scheidung zusteht. Die Durchsetzung ihrer Funk¬ 
tion verlangt, das Antragsrecht nur Leitern be¬ 
stimmter Staatsorgane einzuräumen. So können 
der Generalstaatsanwalt oder der Präsident des 
Obersten Gerichts die Kassation rechtskräftiger 
Entscheidungen aller Gerichte der Deutschen 
Demokratischen Republik oder ihrer Begründung 
beim Obersten Gericht beantragen. Die Kassation 
einer Entscheidung des Kreisgerichts kann auch 
vom Staatsanwalt des Bezirkes oder vom Direktor 
des Bezirksgerichts beim Bezirksgericht beantragt 
werden. Der Antrag ist zu begründen. Er kann nur 
innerhalb eines Jahres seit Eintritt der Rechtskraft 
gestellt werden. Eine Befreiung von den nachteili¬ 
gen Folgen einer Fristversäumnis findet nicht 
statt. 

Die Prozeßparteien bzw. ihre Vertreter kön¬ 
nen bei den Antragsberechtigten eine Kassations¬ 
prüfung anregen. Ob ein Kassationsantrag gestellt 
wird oder nicht, liegt aber allein in der Entschei¬ 
dungsbefugnis der Antragsberechtigten. 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist wie 
auch die Kassation auf die Überprüfung und ge¬ 
gebenenfalls die Korrektur einer rechtskräftigen 
Entscheidung gerichtet. Der wichtigste Unter¬ 
schied zur Kassation besteht darin, daß die Pro¬ 
zeßparteien die Wiederaufnahme des rechtskräf¬ 
tig abgeschlossenen Verfahrens durch Klage 
selbst einleiten können, wenn die vom Gesetz ge¬ 
regelten Gründe vorliegen. Eine Wiederauf¬ 
nahme eines durch rechtskräftige Entscheidung 
eines Gerichts abgeschlossenen Verfahrens ist zu¬ 
lässig, wenn 

- Tatsachen oder Beweismittel bekannt werden, 
die dem Gericht und dem Kläger des Wieder¬ 
aufnahmeverfahrens zur Zeit der Entscheidung 
nicht bekannt waren und eine andere Entschei- . 
düng zu begründen in der Lage geeignet sind; 

- die Bestimmungen über die gesetzliche Vertre¬ 
tung einer Prozeßpartei verletzt wurden; 

- das Gericht unrichtig besetzt war oder ein Rich¬ 
ter oder Schöffe an der Entscheidung mitge¬ 
wirkt hat, der von der Teilnahme an der Ver¬ 
handlung ausgeschlossen war; 

- ein Richter oder Schöffe mitwirkte, der wegen 
1 einer Straftat rechtskräftig verurteilt wurde, die 

auf die Entscheidung in dieser Sache Einfluß 
gehabt haben kann. 


Die Klage ist innerhalb von 3 Monaten nach 
Kenntnis des Wiederaufnahmegrundes einzurei¬ 
chen. Sind nach dem Eintritt der Rechtskraft der 
Entscheidung 10 Jahre vergangen, ist eine Wie¬ 
deraufnahme nicht mehr zulässig. Zu beachten ist, 
daß eine Befreiung von den Folgen der Versäum¬ 
nis dieser Fristen nicht stattfindet. Zuständig für 
die Entscheidung über die Klage ist das Gericht, 
das in der Sache zuletzt entschieden hat, nach den 
für diese Instanz geltenden Verfahrensvorschrif¬ 
ten; 


Eine wesentliche Aufgabe des Staatsanwalts be¬ 
steht darin, über die Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit zu wachen. 10 Deshalb ist die 
Staatsanwaltschaft auch berechtigt, im Rahmen 
der ihr durch Rechtsvorschriften übertragenen 
Aufgaben und Befugnisse die Einhaltung des Ar¬ 
beitsrechts zu kontrollieren. Eine wichtige Kon¬ 
sequenz aus diesem Recht findet ihren Ausdruck 
in der Befugnis des Staatsanwalts, bei den Kon¬ 
fliktkommissionen, Gerichten und Beschwerde¬ 
kommissionen für Sozialversicherung des FDGB 
selbständig arbeits- bzw. sozialversicherungs¬ 
rechtliche Verfahren einzuleiten, Einspruch bzw. 
Protest gegen Entscheidungen dieser Organe ein¬ 
zulegen und in allen Verfahren mitzuwirken und 
Anträge zu stellen (§§ 291 Abs. 3, 304 AGB). 
Die Aufgabenstellung für den Staatsanwalt ist 
prinzipieller Natur. Er führt nicht schlechthin für 
die eine oder andere Partei einen Prozeß, sondern 
die konsequente Anwendung seiner Rechte dient 
der Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit, 
der Sicherung der sozialistischen Staats- und Ge¬ 
sellschaftsordnung, dem Schutz des sozialisti¬ 
schen Eigentums und der Rechte der Bürger. 
Wirkt der Staatsanwalt im Verfahren mit, behal¬ 
ten die Prozeßparteien ihre Stellung als Antrag¬ 
steller oder Antragsgegner bzw. Kläger und Ver¬ 
klagter. 

Leitet der Staatsanwalt selbst in Ausübung 
seines Klagerechts Verfahren ein, werden der 
Werktätige oder Betrieb in das Verfahren einbe¬ 
zogen. Die Stellung des Antragstellers oder Klä- 


10 §§ 1, 2, 21 des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik, a. a. O. 


4 . 

Die Mitwirkung des Staatsanwalts 
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gers erhält dabei der Beteiligte, zu dessen Gunsten 
der Staatsanwalt das Verfahren eingeleitet hat, 
d. h. die Beteiligten werden Prozeßparteien mit 
allen sich daraus für sie ergebenden Rechten und 
Pflichten. Sie haben das Verfahren, in das sie ein¬ 
bezogen wurden, wie ihr eigenes aktiv zu betrei¬ 
ben. Entscheidungen in den auf Antrag des 
Staatsanwalts eingeleiteten Verfahren wirken für 
und gegen die Beteiligten als Parteien. Sie werden 
aus diesen Entscheidungen unmittelbar berechtigt 
oder verpflichtet. Die Prozeßparteien haben 
selbstverständlich das Recht, in diesen Verfahren 
eigene Anträge zu stellen, sich dem Antrag des 
Staatsanwalts anzuschließen oder Rechtsmittel 
einzulegen. 

Die Rechte des Staatsanwalts, die Aufhebung 
fehlerhafter Beschlüsse der Konfliktkommission 
auch nach ihrer Rechtskraft zu beantragen, zu be¬ 
wirken, daß ein Verfahren vom Kreisgericht an das 
Bezirksgericht zur Verhandlung und Entschei¬ 
dung in erster Instanz herangezogen wird oder 
Kassation zu beantragen, werden in den Abschnit¬ 
ten 2.2.; 2.6.; 3.1.1.; 3.3. und 4. behandelt. 


5 . 

Das Verfahren 

vor den Beschwerdekommissionen 
für Sozialversicherung 

Gemäß § 303 AGB werden Streitfälle auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung für Arbeiter und 
Angestellte und solche über die Anerkennung ei¬ 
nes Unfalls als Arbeitsunfall oder einer Krankheit 
als Berufskrankheit in einem rechtlich geregelten 
Verfahren entschieden. 

Organe für das Verfahren von o. g. Streitfällen 
sind: 

- die Kreisbeschwerdekommissionen für Sozial¬ 
versicherung des FDGB, 

— die Bezirksbeschwerdekommissionen für So¬ 
zialversicherung des FDGB, 

— die Zentrale Beschwerdekommission für So¬ 
zialversicherung des FDGB. 

Die Beschwerdekommissionen für Sozialver¬ 
sicherung des FDGB sind gewählte Organe des 
FDGB. Ihre Wahl, Aufgaben und Arbeitsweise 
sind in einer Richtlinie geregelt. 11 

Ihre Aufgaben bestehen insbesondere darih, 

- durch Entscheidung von Streitfällen auf dem 
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Gebiet der Sozialversicherung den Werktätigen 
gesetzlich zustehende Leistungen zu gewähren 
und dabei die einheitliche Anwendung der 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Sozial¬ 
versicherung der Arbeiter und Angestellten zu 
sichern, 

- den Inhalt und die sozialpolitische Zielstellung 
der entsprechenden Rechtsvorschriften zu er¬ 
läutern, 

- die Werktätigen zum verantwortungsbewußten 
Verhalten zur Sozialversicherung zu erziehen, 

- die Überwindung von Ursachen und Bedingun¬ 
gen der Streitfälle anzustreben, 

- die Werktätigen über andere mögliche Ansprü¬ 
che aufzuklären. 

Auf der Grundlage des § 304 AGB ist der 
Staatsanwalt befugt, bei den Beschwerdekommis¬ 
sionen für Sozialversicherung des FDGB selb¬ 
ständig sozialversicherungsrechtliche Verfahren 
einzuleiten. Er hat das Recht des Einspruchs bzw. 
Protests gegen Entscheidungen dieser Organe und 
kann in allen Verfahren mitwirken sowie Anträge 
stellen. 

Gegen eine Entscheidung der Betriebsge¬ 
werkschaftsleitung oder der Verwaltung der So¬ 
zialversicherung kann der Werktätige Einspruch 
bei der Kreisbeschwerdekommission für Sozial¬ 
versicherung des FDGB einlegen. 

Gegen eine Entscheidung der Betriebsge¬ 
werkschaftleitung oder der Verwaltung der So¬ 
zialversicherung über die Anerkennung eines Ar¬ 
beitsunfalls oder einer Berufskrankheit kann der 
Betrieb Einspruch bei der Kreisbeschwerdekom¬ 
mission für Sozialversicherung des FDGB erhe¬ 
ben. 

Die Frist des Einspruchs beträgt 2 Wochen 
nach Zugang der Entscheidung. 

Die Beratungen der Beschwerdekommissio¬ 
nen sind sorgfältig vorzubereiten. Die Beschwer¬ 
dekommissionen tragen als über Streitfälle auf ih¬ 
rem Gebiet befugte Entscheidungsorgane eine 
hohe Verantwortung für die richtige Anwendung 
gesetzlicher Bestimmungen. Ihre Tätigkeit bedarf 
einer engen Zusammenarbeit mit ärztlichen Gut¬ 
achtern. Innerhalb von vier Wochen nach Eingang 
des Einspruchs ist derTermin derBeratung derKreis- 
bzw. Bezirksbeschwerdekommission festzulegen. 


11 Vgl. Beschluß und Richtlinie des Ministerrates der 
DDR und des Bundesvorstandes des FDGB über die 
Wahl, Aufgaben und Arbeitsweise der Beschwerde¬ 
kommissionen für Sozialversicherung des FDGB 
vom 21. 2. 1978, GBl. I Nr. 8 S. 109. 






Eine Woche vorher sind die Beteiligten zu ver¬ 
ständigen. Von beteiligten Jugendlichen am Ver¬ 
fahren sind die Erziehungsberechtigten einzula¬ 
den. An den in der Regel öffenlich durchzufüh¬ 
renden Beratungen der Beschwerdekommissio¬ 
nen sollten nach Möglichkeit Kollegen des Kol¬ 
lektivs, dem der beteiligte Werktätige angehört, 
der Bevollmächtigte für SV, Mitglieder des Rates 
für SV, der BGL sowie Mitarbeiter der Verwal¬ 
tung der Sozialversicherung teilnehmen. 

Der Werktätige ist berechtigt, sich durch einen 
Vertreter seiner Gewerkschaftsleitung oder einen 
anderen volljährigen Bürger beraten oder vertre¬ 
ten zu lassen (keine berufsmäßige Vertretung). 

Von der Teilnahme an der Beratung sind Mit¬ 
glieder der Beschwerdekommission auszuschlie¬ 
ßen, wenn 

- sie als Zeuge; Sachverständiger, Vertreter des 
Werktätigen oder in einer anderen Funktion 
bereits früher in dem Streitfall tätig gewesen 
sind, 

- sie zu einem Beteiligten in engen verwandt¬ 
schaftlichen oder sonstigen persönlichen Be¬ 
ziehungen stehen, 

- sie wegen eines eigenen Interesses am Ausgang 
des Verfahrens befangen sind. 

Sich zum Sachverhalt zu äußern, haben die an 
der Beratung Beteiligten das Recht. Dabei ist vom 
Vorsitzenden darauf zu achten, daß alle für die 
Beschlußfassung wichtigen Fragen behandelt 
werden. Die Beschlußfassung erfolgt mit Stim¬ 
menmehrheit. 

Die Beschwerdekommission ist verpflichtet, 
wenn sie den Einspruch gegen die Höhe einer Lei¬ 
stung der Sozialversicherung für begründet hält, 
die Höhe sowie den Beginn der Zahlung der er¬ 
höhten Leistung festzustellen. Das gilt auch bei 
Rückforderungen bzw. Forderungen entspre¬ 
chend Ziff. 11 und 12 der genannten Richtlinie. 
Im schriftlichen Beschluß der Beschwerdekom¬ 
mission ist ein unbegründeter Einspruch aus¬ 
drücklich festzustellen. Die Entscheidung der Be¬ 
schwerdekommission ist noch in der Beratung be¬ 
kanntzugeben. 

Im Beschluß der Kreisbeschwerdekommission 
hat die Rechtsmittelbelehrung zu erfolgen. Ein¬ 
spruch ist innerhalb von zwei Wochen nach Zu¬ 
gang bei der Bezirksbeschwerdekommission zu 
erheben. Der vom Vorsitzenden Unterzeichnete 
Beschluß ist innerhalb von zwei Wochen nach Be¬ 
schlußfassung gegen Empfangsbestätigung den 
Beteiligten zu übermitteln. 

Die Beschwerdekommissionen können dem 


Betriebsleiter, den Betriebsgewerkschaftsleitun¬ 
gen und den Verwaltungen der Sozialversicherung 
der Kreis- und Stadtvorstände des FDGB schrift¬ 
liche Empfehlungen z. B. zur sozialen Betreuung 
der Werktätigen oder zur Verbesserung des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes geben. Für die 
Kontrolle über die Durchführung ihrer Beschlüsse 
und die Verwirklichung der von ihr erteilten Emp¬ 
fehlung ist die Beschwerdekommission verant¬ 
wortlich. 

Einspruchsberechtigt gegen Entscheidungen 
der Kreis- und Bezirksbeschwerdekommissionen 
sind Werktätige, Betriebsgewerkschaftsleitungen, 
Verwaltungen der Sozialversicherung des FDGB. 
Einspruch gegen Entscheidungen über die Aner¬ 
kennung eines Arbeitsunfalls oder einer Berufs¬ 
krankheit können auch Betriebsleiter einlegen. 

Die Aufhebung rechtskräftiger Entscheidun-/ 
gen bzw. Beschlüsse der Kreis- bzw. Bezirksbe¬ 
schwerdekommissionen sind in den Ziff. 42 bis 44 
der o. g. Richtlinie geregelt. 

Für Verfahren vor den Beschwerdekommis¬ 
sionen für Sozialversicherung des FDGB erstattet 
die Sozialversicherung in jedem Fall aus ihrem 
Haushalt dem Werktätigen die notwendigen Auf¬ 
wendungen (§ 305 Abs. 3 AGB). 
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Kapitel XVII 

Internationale Aspekte des Arbeitsrechts 


1 . 

Die rechtliche Regelung 
der Arbeitsverhältnisse 
mit internationalem Element 


1 . 1 . 

Begriff und Erscheinungsformen 

der Arbeitsverhältnisse 

mit internationalem Element 

I 

Auf der Basis der weiteren Festigung der soziali¬ 
stischen Staatengemeinschaft und ihres wachsen¬ 
den Einflusses auf das internationale Kräftever¬ 
hältnis zugunsten des Sozialismus, des Friedens 
und des Fortschritts sowie der konsequenten 
Durchsetzung der friedlichen Koexistenz zwi¬ 
schen Staaten mit entgegengesetzten sozialöko¬ 
nomischen Systemen vollziehen sich jene Prozes¬ 
se, die eine Zusammenarbeit zum gegenseitigen 
Nutzen unter Beachtung der Souveränität der 
Staaten einschließen. 1 

Die DDR ist in diesen Prozeß integriert. Ihre 
Politik ist eine zutiefst nationale und internationa¬ 
listische zugleich. 2 Die Dialektik zwischen Natio¬ 
nalem und Internationalem spiegelt sich auch im 
Wesen und in den Aufgaben des sozialistischen 
Staates und seines Rechts wider. Eingedenk-der 
sozialistischen und der allgemein-demokratischen 
Völkerrechtsprinzipien ist die Tätigkeit des sozia¬ 
listischen Staates in der Innen- und Außenpolitik 
auf die Festigung der sozialistischen Staatenge¬ 
meinschaft, auf die Weiterführung der sozialisti¬ 
schen ökonomischen Integration, auf die Koopera¬ 
tion mit den Entwicklungsländern und den natio¬ 
nalen Befreiungsbewegungen sowie auf die kon¬ 
sequente Durchsetzung der friedlichen Koexi¬ 
stenz gerichtet. Auf dieser Grundlage erfolgt die 
wirtschaftliche, wissenschaftlich-technische und 
kulturelle Zusammenarbeit zwischen den soziali¬ 
stischen Staaten und mit Staaten mit unterschied¬ 


lichen sozialökonomischen Systemen zum gegen¬ 
seitigen Vorteil. 3 

Die Vertiefung und qualitative Weiterent¬ 
wicklung der Zusammenarbeit zwischen den so¬ 
zialistischen Staaten und Staaten mit, unterschied¬ 
lichen sozialökonomischen Systemen auf den Ge¬ 
bieten Wirtschaft, Wissenschaft und Technik führt 
zwangsläufig auch zu Konsequenzen für die recht¬ 
liche Ausgestaltung und Regelung der Arbeits¬ 
verhältnisse mit internationalem Element. Als 
Arbeitsrechtsverhältnisse mit internationalem 
Element werden diejenigen Beziehungen der 
Werktätigen bezeichnet, die Berührungspunkte 
zu den Rechts- bzw. Arbeitsrechtsordnungen 
anderer Staaten aufweisen. 

Arbeitsverhältnisse mit internationalem Element 
treten in unterschiedlicher Weise in Erscheinung. So 
sind z. B. Bürger der DDR in internationalen Orga¬ 
nisationen oder ausländischen Betrieben in der 
DDR tätig oder sie arbeiten zeitweilig im Rahmen 
der sozialistischen ökonomischen Integration in an¬ 
deren sozialistischen Staaten. Zunehmend werden 
Werktätige aus der DDR in Entwicklungsländern 
eingesetzt. Ebenso erfüllen Werktätige der DDR in 
kapitalistischen Ländern zeitweilig Aufgaben im 
Rahmen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. An¬ 
dererseits arbeiten Werktätige aus sozialistischen 
Staaten, Entwicklungsländern und kapitalistischen 
Staaten zeitweilig bzw. ständig in der DDR. Aus der 
Spezifik dieser hier beispielhaft aufgezählten Er¬ 
scheinungsformen der Arbeitsverhältnisse mit inter¬ 
nationalem Element ergeben sich notwendigerweise 
unterschiedliche rechtliche Methoden ihrer Rege¬ 
lung. 


1 Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der 
SED an den X. Parteitag der SED, Berlin 1981, 
S. 19. 

2 Vgl. E. Honecker, Die sozialistische Revolution in 
der DDR und ihre Perspektiven, Berlin 1978, 
S. 14 ff. 

3 Vgl. Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, in: Für Entspannung 
und dauerhaften Frieden in Europa, Berlin 1977 
S. 129 ff. 
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sehen ökonomischen Integration entstanden und 
entstehen und eine der Hauptmethoden zur Ver¬ 
wirklichung des RGW-Komplexprogramms dar¬ 
stellen. 6 Die rechtliche Regelung der sozialisti¬ 
schen Arbeitsverhältnisse muß dem Rechnung 
tragen. Sie ist in die Gesamtaufgabenstellung des 
sozialistischen Rechts bei der integrativen Ent¬ 
wicklung der Rechtsordnungen eingeordnet, um 
die günstigsten rechtlichen Bedingungen für die 
Vertiefung und Vervollkommnung der Zusam¬ 
menarbeit und Entwicklung der sozialistischen 
ökonomischen Integration zu sichern. 7 

Gegenwärtig muß davon ausgegangen wer¬ 
den, daß es sich bei den sozialistischen Arbeits¬ 
verhältnissen im Rahmen der sozialistischen öko¬ 
nomischen Integration trotz der vorhandenen und 
sich entwickelnden internationalen Aspekte noch 
überwiegend um einzelstaatlich organisierte, ge¬ 
leitete und auch rechtlich einzuordnende Verhält¬ 
nisse handelt. 8 Der Grund hierfür liegt in dem un¬ 
terschiedlichen ökonomischen Entwicklungsni¬ 
veau, in den historischen Besonderheiten und in den 
unterschiedlichen Traditionen in der Rechtsent¬ 
wicklung der einzelnen sozialistischen Staaten. 9 
Es ist notwendig, solche internationalen und na¬ 
tionalen rechtlichen Regelungen zu schaffen, die 
der historischen Entwicklungsetappe der soziali¬ 
stischen Staatengemeinschaft entsprechen. Dabei 
hängen Inhalt und Methoden der rechtlichen Re¬ 
gelung der Arbeitsverhältnisse mit internationa¬ 
lem Element in starkem Maße vom Charakter und 
Entwicklungsniveau dieser Arbeitsverhältnisse 
ab. 


1 . 2 . 

Zu den Arbeitsverhältnissen 
mit internationalem Element 
im Rahmen der 

sozialistischen ökonomischen Integration 

1 . 2 . 1 . 

Grundsätze der rechtlichen Regelung 

Die Tendenz der zunehmenden Internationalisie- 
rung der Arbeitsverhältnisse ist die Folge der 
Vervollkommnung der sozialistischen Produk¬ 
tionsverhältnisse, die der raschen Entwicklung der 
Produktivkräfte Raum bieten. Sie ist in gewisser 
Weise bereits Ergebnis der sozialistischen öko¬ 
nomischen Integration und erfordert sie in wach¬ 
sendem Maße. Mit der sozialistischen ökonomi¬ 
schen Integration wird zur bewußten und planmä¬ 
ßigen Gestaltung der Volkswirtschaften, zur Her¬ 
ausbildung einer modernen hocheffektiven Struk¬ 
tur der nationalen Wirtschaften, zur schrittweisen 
Annäherung und Angleichung ihres Entwick¬ 
lungsniveaus sowie zu tiefen und stabilen Verbin¬ 
dungen in den Hauptzweigen der Wirtschaft, Wis¬ 
senschaft und Technik beigetragen. 4 Durch die 
gemeinsame Planung, Koordinierung und Organi¬ 
sation der wirtschaftlichen und wissenschaftlich- 
technischen Zusammenarbeit werden neue For¬ 
men der Leitung und Organisierung der gesell¬ 
schaftlichen Arbeit auch mit rechtlichen Mitteln 
erforderlich, die diesem schrittweise vor sich ge¬ 
henden Vergesellschaftungsprozeß entsprechen 
und so zur bewußten Realisierung der Entwick¬ 
lungstendenzen der sozialistischen ökonomischen 
Integration beizutragen haben. 

Die Vertiefung der internationalen sozialisti¬ 
schen Arbeitsteilung und die dadurch notwendig 
werdende Verflechtung der Wirtschaftszweige 
impliziert auch Fragen der gemeinsamen Lösung 
der rationellen Nutzung des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens der sozialistischen Länder. 
Gegenwärtig bilden sich auf verschiedenen Ge¬ 
bieten Keimformen sozialistischer internationaler 
Arbeitsverhältnisse heraus. Sie entstehen insbe¬ 
sondere dann, wenn die Arbeitsprozesse nicht 
mehr durch die Tätigkeit einer einzelnen nationa¬ 
len Wirtschaftsorganisation erfaßt werden kön¬ 
nen, sondern sozialistischer internationaler Orga¬ 
nisationsformen der Produktion und gesellschaft¬ 
licher Arbeit bedürfen. 5 Solche internationalen 
gesellschaftlichen Organisationsformen existieren 
in den internationalen Wirtschaftsorganisationen 
(IWO), die im Zusammenhang mit der sozialisti- 


4 Vgl. Komplexprogramm des RGW, in: Grunddo¬ 
kumente des RGW, Berlin 1978, S. 48 ff. 

5 Vgl. M. Andrae, „Die rechtliche Regelung der Ar¬ 
beitsverhältnisse der Mitarbeiter internationaler 
Wirtschaftsorganisationen der RGW-Mitgliedslän- 
der“, Aktuelle Beiträge der Staats- und Rechtswis¬ 
senschaft, H. 158, Potsdam-Babelsberg 1977, S. 25. 

6 Vgl. Komplexprogramm des RGW, Abschn. 8, 
a. a. O., S. 92 f. 

7 Vgl. a. a. O., Abschn. 15/ S. 134 f. 

8 Vgl. M. Andrae, „Die rechtliche Regelung soziali¬ 
stischer internationaler Arbeitsverhältnisse“, SuR, 
1974/3, S. 405. 

9 Vgl. M. M. Boguslawski, Aktuelle Rechtsfragen der 
Wirtschaftsbeziehungen sozialistischer Länder, Ber¬ 
lin 1973, S. 35. 
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1 . 2 . 2 . 

' Die internationale einheitliche 
direkte Spezialregelung 

Die Tatsache, daß sich die Arbeitsverhältnisse mit 
internationalem Element von den allgemeinen 
Arbeitsverhältnissen dadurch unterscheiden, daß 
sie Berührungspunkte zu Rechtsordnungen ande¬ 
rer sozialistischer Staaten haben, macht es erfor¬ 
derlich, daß die sozialistischen Staaten im Inter¬ 
esse der Sicherung der arbeitsrechtlichen Stellung 
ihrer Werktätigen und deren sozialer Sicherheit 
im sozialistischen Ausland rechtliche Regelungen 
schaffen, die über die allgemeinen nationalen ar¬ 
beitsrechtlichen Regelungen hinausgehen. Sie be¬ 
rücksichtigen die Besonderheiten, die sich aus den 
Arbeitsverhältnissen mit internationalem Ele¬ 
ment ergeben. Diese internationalen Regelungen 
werden als internationale einheitliche direkte Spe¬ 
zialregelungen bezeichnet, d. h., sie lösen die ar¬ 
beitsrechtlich relevanten Sachverhalte (z. B. 
Höhe des Zusatzurlaubs, Beginn und Ende des 
Arbeitsrechtsverhältnisses u. a.) direkt. Anders 
ausgedrückt heißt das, daß an Stelle der nationa¬ 
len arbeitsrechtlichen Regelung eine einheitliche 
internationale Regelung tritt, die die konkreten 
Rechte und Pflichten der Werktätigen und Be¬ 
triebe festlegt. Auf der Grundlage der sozialisti¬ 
schen Völkerrechtsprinzipien 10 , insbesondere des 
-'Prinzips des sozialistischen Internationalismus, 
haben die sozialistischen Staaten im Zusammen¬ 
hang mit der wirtschaftlichen und wissenschaft¬ 
lich-technischen Kooperation im unterschiedli¬ 
chen Umfang internationale direkte arbeitsrecht¬ 
liche Spezialregelungen vereinbart. Sie beschrän¬ 
ken sich in der Regel auf einige ausgesuchte ar¬ 
beitsrechtliche bzw. sozialversicherungsrechtli¬ 
che Probleme, da es sich überwiegend noch um 
einzelstaatlich organisierte und geleitete Ver¬ 
hältnisse handelt. Gegenwärtig findet die interna¬ 
tionale einheitliche direkte Spezialregelung vor al¬ 
lem für den zwischenstaatlichen Arbeitskräfteaus¬ 
tausch Anwendung. 

Die sozialistischen Staaten gehen immer mehr 
dazu über, den Arbeitskräfteaustausch mit dem 
Prozeß der Kooperation und Spezialisierung zu 
verbinden, um über eine rationelle Nutzung des 
gesellschaftlichen Arbeitsvermögens die anste¬ 
henden Probleme der sozialistischen ökonomi¬ 
schen Integration besser lösen zu können. Gleich¬ 
zeitig wird so das vorhandene Arbeitskräftepo¬ 
tential der sozialistischen Staaten effektiver aus¬ 
gelastet. Die noch bestehenden Unterschiede im 
ökonomischen Entwicklungsniveau und das un¬ 


terschiedliche Arbeitskräftepotential in den ein¬ 
zelnen sozialistischen Staaten ermöglichen und er¬ 
fordern einen verstärkten Arbeitskräfteaus¬ 
tausch. In der Regel geschieht dies auf der Grund¬ 
lage bilateraler Abkommen. Diese ermöglichen 
am besten eine Übereinstimmung in der Frage der 
arbeitsrechtlichen Stellung der Werktätigen und 
deren sozialer Sicherheit unter Beachtung des 
konkret-historischen Entwicklungsniveaus auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts des jeweiligen Lan¬ 
des. Derartige bilaterale Abkommen wurden zwi¬ 
schen der DDR und der Volksrepublik Polen, der 
DDR und der Ungarischen Volksrepublik sowie 
der DDR und Kuba abgeschlossen. Auf ihrer 
Grundlage werden vor allem ausländische Werk¬ 
tätige in der DDR tätig. 

Die internationale einheitliche direkte arbeits¬ 
rechtliche Spezialregelung hat dabei die Beson¬ 
derheiten dieser Arbeitsverhältnisse mit interna¬ 
tionalem Element zu berücksichtigen. So haben 
z. B. die sozialistischen Staaten vereinbart, daß 
das individuelle Arbeitsrechtsverhältnis auf der 
Grundlage des Abkommens mit dem Betrieb in 
dem jeweiligen sozialistischen Staat begründet 
wird, in dem die (in der Regel auf 3 bis 4 Jahre be¬ 
grenzte) Beschäftigung erfolgt. Die Werktätigen 
sind in die Arbeits- und Betriebskollektive des 
Empfängerbetriebes eingegliedert und in die Lei¬ 
tung und Organisation des gesellschaftlichen Ar¬ 
beitsprozesses integriert. Aus diesem Grund fin¬ 
det für diese Arbeitsverhältnisse das Arbeitsreoht 
des sozialistischen Staates Anwendung, in dem die 
zeitweilige Beschäftigung erfolgt. Für die auslän¬ 
dischen Werktätigen in der DDR, die auf Grund 
derartiger Abkommen tätig werden, gilt demnach 
das sozialistische Arbeitsrecht der DDR, soweit in 
den internationalen Abkommen nichts anderes 
geregelt ist. Das Arbeitsrecht der DDR gilt auch 
für Arbeitsrechtsverhältnisse zwischen 11 

- Bürgern der DDR und in der DDR tätigen in¬ 
ternationalen Organisationen bzw. in der DDR 
tätigen Betrieben anderer Staaten; 

- Bürgern anderer Staaten, die ihren ständigen 
Wohnsitz in der DDR habön und in der DDR 
tätigen internationalen Organisationen; 

- Bürgern anderer Staaten und Betrieben der 
DDR, wenn sich der Arbeitsort in der DDR be¬ 
findet. 


10 Vgl. Völkerrecht, Lehrbuch Teil 1, Berlin 1981, 
S. 129 ff. 

11 Vgl. dazu § 16 AGB. 
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Weitere Arbeitsrechtsverhältnisse mit inter¬ 
nationalem Element im Rahmen der sozialisti¬ 
schen ökonomischen Integration entstehen mit 
der zeitweiligen Delegierung von'Werktätigen in 
andere sozialistische Staaten im Zusammenhang 
mit den vielfältigen wirtschaftlichen und wissen¬ 
schaftlich-technischen Beziehungen. Auch hier 
haben sich internationale einheitliche direkte 
Spezialregelungen herausgebildet, wenn auch nur 
in geringem Umfang. 12 Charakteristisch für diese 
Arbeitsrechtsverhältnisse ist, daß die Werktätigen 
aus der DDR auf Grund internationaler Wirt¬ 
schaftsverträge zeitweilig in andere sozialistische 
Staaten entsandt werden; dabei bleibt das Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis mit dem delegierenden Be¬ 
trieb der DDR bestehen. Diese Arbeitsverhält¬ 
nisse werden vom Arbeitsrecht der DDR geregelt 
und im einzelnen inhaltlich ausgestaltet. Das ent¬ 
spricht ihrem Charakter als einzelstaatlich ein¬ 
zuordnende Beziehungen. 

1.2.3. 

Die nationale direkte 
arbeitsrechtliche Spezialregelung 
Die nationale direkte arbeitsrechtliche Spezialre¬ 
gelung berücksichtigt die Besonderheiten der Ar¬ 
beitsverhältnisse mit internationalem Element. 
Ihre Bedeutung liegt darin, daß sie die innerstaat¬ 
lichen Voraussetzungen für eine effektive wirt¬ 
schaftliche und wissenschaftlich-technische Ko¬ 
operation zwischen den sozialistischen Staaten 
schafft. Sie berücksichtigt außerdem die Anforde¬ 
rungen an einen Auslandseinsatz und das Niveau 
der sozialen Sicherheit des sozialistischen Staates, 
von dem aus die zeitweilige Entsendung in ein an¬ 
deres sozialistisches Land erfolgt. 13 Die Gewähr¬ 
leistung der sozialen Sicherheit trifft gleicherma¬ 
ßen auch auf diejenigen Fälle zu, in denen DDR- 
Bürger mit ständigem Wohnsitz in der DDR im 
dienstlichen Auftrag länger als 6 Monate im Aus¬ 
land eine Tätigkeit ausüben. Die arbeitsrechtliche 
Spezialregelung bezieht sich dabei in erster Linie 
auf die besondere Arbeitszeit- und Urlaubsrege¬ 
lung sowie auf den Klimäzuschlag als zusätzliche 
Entschädigungszahlung. 14 Der umfassende so¬ 
ziale Schutz erstreckt sich aber nicht nur auf die ins 
Ausland delegierten Werktätigen, sondern im In¬ 
teresse der Sicherheit des Grundrechts auf Arbeit 
werden auch die Ehepartner arbeitsrechtlich ge¬ 
schützt. 15 Für die Arbeitsverhältnisse mit interna¬ 
tionalem Element ist die rechtliche Regelung in 
Form von innerstaatlichen Spezialregelungen in¬ 
soweit charakteristisch, als es um die Entsendung 


von Werktätigen ins Ausland geht, die aber mit 
dem entsendenden Betrieb im Arbeitsrechtsver¬ 
hältnis stehen. Es zeigt sich, daß sich die nationa¬ 
len direkten arbeitsrechtlichen Spezialregelungen 
organisch in die Bemühungen der sozialistischen 
Staaten einordnen, den Anforderungen der ver- 


12 Vgl. Bekanntmachung über das Inkrafttreten der 
Allgemeinen Bedingungen für die Montage und die 
Durchführung anderer technischer Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit den Lieferungen von Ma¬ 
schinen und Ausrüstungen zwischen den Organisa- 

* tionen der Mitgliedsländer des RGW (AMB/RGW 
1973) vom 15. 12. 1973, GBl. II Nr. 18 S. 277. 

13 Vgl. AO über Montagen und andere technische 
Dienstleistungen im Außenhandel vom 12. 3. 1960, 
GBl. I Nr. 22 S. 217 ff. Der § 12 dieser AO geht von 
dem Grundsatz aus, daß das Außenhandelsunter¬ 
nehmen durch entsprechende Vereinbarungen im 
Montage - oder Dienstleistungsvertrag mit seinem 
ausländischen Partner die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen hat, daß der Fachkraft weitestgehend ein 
solcher Arbeits- und Gesundheitsschutz gewährt 
wird, wie ihr dieser im Heimatland durch die gelten¬ 
den Bestimmungen zugesichert ist. Eine weitere na¬ 
tionale arbeitsrechtliche Spezialregelung ist die Ver¬ 
einbarung über Arbeits- und Lohnbedingungen bei 
Auslandsmontagen vom 30. November 1980, 

> registriert beim Staatssekretariat für Arbeit und 
Löhne unter Nr. 158/80, veröffentlicht in der Lose¬ 
blattsammlung „Das Arbeitsrecht der DDR“ unter 
Signatur 1/16, sowie die VO über die Arbeit und das 
Verhalten an Bord von Seeschiffen - Seemannsord¬ 
nung - vom 2. 7. 1969, GBl. II Nr. 58 S. 381 ff. 

14 Vgl. dazu die Vereinbarung über die arbeitsrechtli¬ 
chen Regelungen für dienstlich im Ausland tätige 
Bürger der DDR (RKV Nr. 168 a 1975) i. d. F. des 
1. bis 3. Nachtrages 1977. Hinsichtlich der Arbeits- 
zeitregulung ist die Festlegung getroffen, daß für 
DDR-Bürger, die einen Klimazuschlag und einen 
klimatisch bedingten Zusatzurlaub erhalten, die wö¬ 
chentliche Arbeitszeit von 43 V» Stunden auf 
40 Stunden verkürzt wird. 

15 Vgl. VO zur Sicherung arbeitsrechtlicher Ansprüche 

' mitreisender Ehepartner bei Delegierung ins Aus¬ 
land vom 21. 9. 1971, GBl. II Nr. 69 S. 595 f. So 
legt z. B. § 1 fest, daß für den Ehepartner, der vorher 
im Arbeitsrechtsverhältnis stand, dasselbe für die 
Dauer des Auslandsaufenthaltes ruht, wenn keine 
Delegierung durch den Betrieb des Ehepartners er¬ 
folgt. Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß 
das ruhende Arbeitsrechtsverhältnis mit dem Hei¬ 
matbetrieb ein befristetes Arbeitsrechtsverhältnis 
im Einsatzland nicht ausschließt (§ 4 dieser VO). 
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stärkten Zusammenarbeit zwischen den sozialisti¬ 
schen Staaten Rechnung zu tragen sowie die so¬ 
ziale Sicherheit der Werktätigen im Ausland zu 
erhöhen. 


1 . 3 . 

Die rechtliche Regelung 

der Arbeitsverhältnisse 

mit Werktätigen aus Entwicklungsländern 

Zunehmend arbeiten Werktätige aus Entwick¬ 
lungsländern in den sozialistischen Staaten. Dies 
geschieht vor allem auf der Grundlage bilateraler 
Abkommen, wobei das Augenmerk verstärkt auf 
fjunge Nationalstaaten mit sozialistischer Orien¬ 
tierung gerichtet ist. 16 In diesen Staaten reifen 
viele politische und ökonomische Probleme her¬ 
an, bei deren Lösung diese Länder auf Erfahrun¬ 
gen der sozialistischen Staaten zurückgreifen 
können. Gerade die Vermittlung von Erfahrun¬ 
gen wird zu einem wichtigen Element der kame¬ 
radschaftlichen Zusammenarbeit mit diesen Staa¬ 
ten. 17 Auf der Grundlage des proletarischen In¬ 
ternationalismus entwickelt sich eine vielfältige 
Kooperation, deren Ziel es ist, die Nationalstaa¬ 
ten im Kampf um die Verwirklichung des nationa¬ 
len Selbstbestimmungsrechts, gegen nationale 
und koloniale Unterdrückung und um Überwin¬ 
dung der vom Kolonialismus verursachten öko¬ 
nomischen Rückständigkeit zu unterstützen. 18 
Hierin eingeschlossen ist das Bemühen der soziali¬ 
stischen Staaten, bei der Herausbildung einer ei¬ 
genen Arbeiterklasse in diesen Ländern aktive 
Solidarität zu leisten. Ein Weg hierzu ist die zeit¬ 
weilige Beschäftigung der aus diesen Staaten ent¬ 
sandten Werktätigen in den sozialistischen Staaten 
bei gleichzeitiger Vermittlung von beruflichen Er¬ 
fahrungen sowie der Qualifizierung dieser Werk¬ 
tätigen im Prozeß der produktiven Tätigkeit. Im 
Arbeitsprozeß erhalten die ausländischen Werk¬ 
tätigen jene speziellen. Kenntnisse und Fähigkei¬ 
ten, die sie beim Aufbau ihrer Wirtschaft benöti¬ 
gen. Andererseits kommen die ausländischen 
Werktätigen in den Genuß der sozialen Errungen¬ 
schaften der sozialistischen Gesellschaft, indem 
sie auf der Basis der bilateralen Abkommen Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse mit sozialistischen Betrie¬ 
ben begründen und damit die gleichen arbeits¬ 
rechtlichen Rechte und Pflichten haben wie die in¬ 
ländischen Werktätigen. Dieser Grundsatz ist 
auch in den Abkommen enthalten, die die DDR 


mit progressiven Entwicklungsländern bisher ab¬ 
geschlossen hat, d. h., für die in der DDR tätigen 
Werktätigen aus diesen Ländern gilt das sozialisti¬ 
sche Arbeitsrecht insoweit, als die im Abkommen 
vereinbarten internationalen direkten Spezialre¬ 
gelungen nicht etwas anderes vorsehen. Derartige 
bilatefale Abkommeawurden zwischen der DDR 
und Algerien sowie Mocambique abgeschlossen. 

1 . 4 . 

Grundsätze zur Anwendung 
des Kollisionsrechts 

1 . 4 . 1 . 

Gegenstand und Funktion des Köllisionsrechts 
Das Kollisionsrecht der DDR ist im Rechtsan¬ 
wendungsgesetz erstmals umfassend geregelt 
worden. 19 Mit diesem. Gesetz wurde auf der 
Grundlage der anerkannten Normen des Völker¬ 
rechts ein in sich geschlossenes System des Kolli¬ 
sionsrechts der DDR geschaffen. 

Das Kollisionsrecht hat die Funktion, auf das¬ 
jenige Recht zu venveisen, das anzuwenden ist, 
wenn die zu regelnden Gesellschaftsverhältnisse 
andere (mindestens zwei) Rechtsordnungen berüh¬ 
ren. Da die Anwendung des Kollisionsrechts - 
trotz der Unterschiede der von den Rechtszwei¬ 
gen zu regelnden Gesellschaftsverhältnisse - ähn¬ 
liche Probleme aufwirft, zu deren Lösung eine 
ähnliche bzw. annähernd gleiche Regelungsme¬ 
thode notwendig ist, wurden die Verweisungs¬ 
normen (Kollisionsnormen) für die Gebiete des 
Zivil-, - Familien-, Wirtschaftsvertrags- und des 
Arbeitsrechts einheitlich im RAG zusammenge¬ 
faßt. 20 


16 Kommunique der Tagung des Politischen Beraten¬ 
den Ausschusses der Teilnehmerstaaten des War¬ 
schauer Vertrages, Neues Deutschland vom 
24. 11. 1978. 

17 Vgl. H. Mardek/R. Wünsche, „Die Beziehungen 
der DDR mit der nationalen Befreiungsbewegung 
und den Staaten Asiens, Afrikas und Lateinameri¬ 
kas“, Deutsche Außenpolitik, 1979/5, S. 63. 

18 Vgl. a. a. O., S. 55. 

19 Vgl. dazu das Gesetz über die Anwendung des 
Rechts auf internationale zivil-, familien- und ar¬ 
beitsrechtliche Beziehungen sowie auf internatio¬ 
nale Wirtschaftverträge (RAG) vom 5. 12. 1975, 
GBl. I Nr. 46 S. 748. 

20 Vgl. E. Espig/G.-A. Lübchen, „Zur gesetzlichen 
Neuregelung des Kollisionsrechts in der DDR“, 
SuR, 1973/1, S. 69 ff. 





Das Kollisionsrecht oder auch Verweisungsrecht 
wird in der Literatur dem Internationalen Privat¬ 
recht (IPR) zugeordnet oder als IPR bezeichnet. 21 
Das IPR wird wiederum überwiegend als Teil des 
Zivilrechts betrachtet. Die Bezeichnung als IPR wird 
zwar als verfehlt und irreführend bewertet, aber 
dennoch trotz aller Vorbehalte auch in den sozialisti¬ 
schen Staaten im Interesse der notwendigen interna¬ 
tionalen Verständigung weiter verwendet. 22 

Hauptanwendungsbereich des Kollisions¬ 
rechts der DDR ist die Bestimmung der Rechts¬ 
anwendung auf diejenigen Fälle, die nicht durch 
völkerrechtliche Verträge geregelt sind. Geben 
also die bilateralen oder multilateralen Verträge 
keine Auskunft darüber, welches materielle Recht 
auf die Rechtsbeziehungen mit internationalem 
Element anzuwenden ist, so muß mit Hilfe des 
RAG die Bestimmung des entsprechenden mate¬ 
riellen Rechts erfolgen. Für das Gebiet des Ar¬ 
beitsrechts sind in der Regel völkerrechtliche 
Vereinbarungen abgeschlossen. Dies trifft primär 
auf die Beziehungen zwischen der DDR und den 
anderen sozialistischen Staaten sowie Entwick¬ 
lungsländern zu, wo die bi- oder multilateralen 
Verträge Verweisungen auf das nationale Ar¬ 
beitsrecht enthalten. Derartige international ver¬ 
einbarte Verweisungsnormen werden ebenfalls 
als Kollisionsnormen bezeichnet. 23 Die Verwei¬ 
sungsnormen haben Vorrang vor den Kollisions¬ 
normen des RAG. Dadurch, daß die völkerrecht¬ 
lichen Verträge überwiegend die Bestimmung des 
nationalen Arbeitsrechts enthalten und dessen 
Spezialregelungen die Arbeitsverhältnisse mit in¬ 
ternationalem Element berücksichtigen, ist die 
kollisionsrechtliche Methode des RAG nicht die 
Hauptmethode zur Regelung dieser Verhältnis¬ 
se. 24 Soweit jedoch keine internationalen Verein¬ 
barungen über die Anwendung des nationalen 
Arbeitsrechts existieren, muß die Frage beant¬ 
wortet werden, welches nationale Arbeitsrecht 
anzuwenden ist. Dies ist Aufgabe des RAG, das 
diejenige Arbeitsrechtsordnung bestimmt, aus der 
die entsprechenden materiellen Arbeitsrechts¬ 
normen zu entnehmen sind. 

1 . 4 . 2 . 

Grundsätze des Rechtsanwendpngsgesetzes 
Die Grundsätze des RAG beruhen insbesondere 
auf dem völkerrechtlichen Grundprinzip der sou¬ 
veränen Gleichheit der Staaten. Dieses Grund¬ 
prinzip kommt darin zum Ausdruck, daß die ein¬ 
zelnen Kollisionsnormen des RAG mit ihren 
Verweisungen auf ausländische Rechtsordnungen 


keinen Unterschied zwischen sozialistischen und 
nichtsozialistischen Staaten machen. Die Pro¬ 
bleme in den arbeitsrechtlichen Beziehungen mit 
internationalem Element werden auf der Grund¬ 
lage der gegenseitigen Anerkennung der Rechts¬ 
ordnungen, der Gleichberechtigung und Nicht¬ 
diskriminierung sowie der Prinzipien der friedli¬ 
chen Zusammenarbeit gelöst. 

Das RAG dient der ordnungsgemäßen Gestal¬ 
tung der Rechtsbeziehungen mit internationalem 
Element und sichert die verfassungsmäßig garan¬ 
tierten Rechte der beteiligten Staatsbürger und 
Betriebe der DDR. Mit dem RAG bestimmt die 
DDR in Ausübung ihrer staatlichen Souveränität, 
welches Recht auf Rechtsverhältnisse mit interna¬ 
tionalem Element anzuwenden ist. Es soll zur 
Durchsetzung der friedlichen Koexistenz bei der 
Gestaltung von Rechtsverhältnissen beitragen, 
die eine Berührung zur Rechtsordnung nichtso¬ 
zialistischer Staaten haben. 25 Dem entsprechen 
folgende Grundsätze des RAG: 

- Da, wie schon ausgeführt, das RAG mit seinen 
Verweisungsnormen keinen Unterschied zwi¬ 
schen sozialistischen und nichtsozialistischen 
Staaten vornimmt, ist auch die Anwendung'des 
nationalen Arbeitsrechts anderer Staaten mög¬ 
lich. Dabei ist nicht zu übersehen, daß die An¬ 
wendung des nationalen Arbeitsrechts anderer 


21 Vgl. G.-A. Lübchen/A. Posch, ,,Zivilrechtsverhält¬ 
nisse mit Auslandsberührung“, Grundriß Zivilrecht 
H. 10, Berlin 1978, S. 18 ff. und die dort angege¬ 
bene Literatur; H. Finke, „Entwicklungstendenzen 
im Internationalen Privatrecht“, Aktuelle Beiträge 
der Staats- und Rechtswissenschaft, H. 187, Pots¬ 
dam-Babelsberg 1978, S. 5 ff. und die dort angege¬ 
bene Literatur. 

22 H. Finke, „Entwicklungstendenzen im Internatio¬ 
nalen Privatrecht“, a. a.O., S. 5. 

23 Vgl. dazu insbesondere die Abkommen zwischen 
der DDR und den anderen sozialistischen Staaten 
über die Sozialpolitik, in denen z. B. festgelegt ist, 
daß sich die Versicherungspflicht bei der Sozialver¬ 
sicherung nach den gesetzlichen Bestimmungen des 
Staates richtet, in dessen Territorium die für die 
Versicherung entscheidende Tätigkeit ausgeübt 
wird, soweit in Abkommen nichts anderes festgelegt 
ist. Kollisionsnormen enthalten aber auch die 
Rechtshilfeverträge zwischen den sozialistischen 
Staaten. 

24 Vgl. M. Andrae, „Die rechtliche Regelung soziali¬ 
stischer internationaler Arbeitsverhältnisse“, 
a. a. O., S. 405, insbesondere 415 ff. 

25 Vgl. E. Espig, „Das sozialistische Kollisionsrecht 
der DDR“,'NJ, 1976/12, S. 360. 
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Staaten in der DDR dort ihre Grenzen findet, 
wo sie zu Ergebnissen führen würde, die mit 
den Grundprinzipien der Staats- und Rechts¬ 
ordnung der DDR unvereinbar sind (Vorbe¬ 
haltsklausel, ordre public). In diesem Falle sind 
die entsprechenden Rechtsvorschriften der 
DDR bzw. ist das Arbeitsrecht der DDR anzu¬ 
wenden. 26 

Die kollisionsrechtliche Methode ordnet 
sich damit harmonisch in das System der rechtli¬ 
chen Regelung der Arbeitsverhältnisse mit in¬ 
ternationalem Element ein, wobei der umfas¬ 
sende Schutz der in- und ausländischen Werk¬ 
tätigen eine wesentliche Säule des sozialisti¬ 
schen Kollisionsrechts ist. Denn unabhängig 
davon, ob das Arbeitsrecht der DDR oder das 
ausländische Arbeitsrecht zur Anwendung 
kommt, immer gilt der völkerrechtliche Grund¬ 
satz, daß jeder Staat, der einem ausländischen 
Werktätigen die Einreise oder den Aufenthalt 
auf seinem Territorium gestattet, verpflichtet 
ist, „diesen als Rechtssubjekt anzuerkennen, 
ihn menschenwürdig zu behandeln und ihm 
Rechtsschutz zu gewähren“ 27 . 

- Die DDR gewährt über diese elementaren Vor¬ 
aussetzungen hinaus den ausländischen 
Werktätigen in der DDR das sogenannte 
regime national 28 , wonach der ausländische 
Werktätige die gleiche Rechtsstellung wie der 
inländische Werktätige einnimmt. 29 Hinsicht¬ 
lich der arbeitsrechtlichen Stellung werden die 
ausländischen Werktätigen den inländischen 
Werktätigen gleichgestellt, soweit in völker¬ 
rechtlichen Verträgen nicht etwas anderes ge¬ 
regelt ist. 30 Der Grundsatz der arbeitsrechtli¬ 
chen Gleichstellung kommt auch in dem glei¬ 
chen gerichtlichen Schutz für In- und Auslän¬ 
der zum Ausdruck. 31 

Eine besondere Bedeutung für die Gewäh¬ 
rung des regime national haben im Zusammen¬ 
hang mit der rechtlichen Regelung der Arbeits¬ 
verhältnisse mit internationalem Element die 
bilateralen Abkommen zwischen der DDR und 
den anderen sozialistischen Staaten über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sozialpo¬ 
litik. 

Nach diesen Abkommen werden die Bürger 
der DDR in den anderen sozialistischen Län¬ 
dern bezüglich der arbeitsrechtlichen Vor¬ 
schriften und der Sozialversicherung wie die ei¬ 
genen Staatsbürger behandelt. 32 Neben der 
Verweisung auf das nationale Arbeitsrecht ent¬ 
halten die bilateralen Abkommen internatio¬ 


nale (sozialversicherungsrechtliche) Spezialre¬ 
gelungen, die für beide Staaten einheitlich zur 
Anwendung kommen und den Vorrang vor in¬ 
nerstaatlichen Regelungen sowie dem RAG 
haben. 

- Dem Grundsatz des regime national tragen 
auch die Kollisionsregeln des RAG zum Ar¬ 
beitsrecht Rechnung. Danach wird davon aus¬ 
gegangen, daß die Zuordnung der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse mit internationalem Ele¬ 
ment nach zwei Anknüpfungsprinzipien er¬ 
folgt: 33 

Erstens ist das Recht des Staates anzuwenden, 


26 Vgl. dazu § 4 des RAG. 

27 Vgl. dazu Völkerrecht, Lehrbuch, a.a.O., S. 224. 

28 Vgl. G.-A. Lübchen/M. Posch, „Zivilrechtsverhält¬ 
nisse mit Auslandsberührung“, a. a. O., S. 40. 

29 Vgl. Gesetz über die Gewährung des, Aufenthaltes 
für Ausländerin der DDR-Ausländergesetz-vom 
28. 6. 1979, GBl. I Nr. 17 S. 149, insbesondere § 4 
zur Rechtsstellung des Ausländers in der DDR. 

30 Vgl. § 16 AGB, in dem das regime national zum 
Ausdruck kommt. Der Grundsatz der Gleichstel¬ 
lung kann allerdings auch dazu führen, daß der aus¬ 
ländische Werktätige in der DDR in den Genuß so¬ 
zialer Rechte kommen kann, die ihm im Heimatstaat 
nicht gewährt werden. 

31 Für das gerichtliche Verfahren ist die rechtliche 
Gleichbehandlung von Ausländern in § 181 Abs. 2 
ZPO ausdrücklich geregelt. 

32 Vgl. dazu VO über das Abkommen zwischen der 
Regierung der DDR und der Regierung der Rumä¬ 
nischen Volksrepublik über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Sozialpolitik vom 18. 7. 1957, 
GBl. I Nr. 67 S. 547 ff.; VO über das Abkommen 
zwischen der Regierung der DDR und der Regie¬ 
rung der Tschechoslowakischen Republik über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sozialpolitik 
vom 27. 6. 1957, GBl. 1 Nr. 50 S. 393; VO überdas 
Abkommen zwischen der Regierung der Ungari¬ 
schen Volksrepublik über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Sozialpolitik vom 18. 2. 1960, 
GBl. I Nr. 14 S. 136; Gesetz über den Vertrag zwi¬ 
schen der DDR und der UdSSR über die Zusam¬ 
menarbeit auf dem Gebiet des Sozialwesens vom 
10. 8. 1960, GBl. INr. 46 S. 453; VO über das Ab¬ 
kommen der Regierung der DDR und der Regie¬ 
rung der Volksrepublik Bulgarien über die Zusam¬ 
menarbeit auf dem Gebiet der Sozialpolitik vom 
10. 4. 1958, GBl. I Nr. 28 S. 353; Gesetz über den 
Vertrag vom 13. 7.1957zwischen derDDRundder 
Volksrepublik Polen über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Sozialpolitik vom 11. 12. 1957,' 
GBl. I Nr. 80 S. 669. 

33 Vgl. ausführlich zum Aufbau und zur Art der Kolli¬ 
sionsnormen G.-A. Lübchen/M. Posch, „Zivil- 
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in dem sich der Sitz des Betriebes befindet, mit 
dem das Arbeitsrechtsverhältnis besteht. 
Zweitens ist das Recht des Staates anzuwenden, 
in dem sich sowohl der Sitz des Betriebes als 
auch der Wohnsitz der ausländischen Werktäti¬ 
gen befinden. Die Arbeitsrechtsstellung der 
ausländischen Werktätigen richtet sich also 
nach dem anzuwendenden Recht. Das trifft 
auch auf die Fähigkeit zum Abschluß von Ar¬ 
beitsverträgen und auf deren Form zu. 34 Die 
beiden Anknüpfungsprinzipien erfassen die 
Rechtsanwendung bei Arbeitsrechtsverhältnis¬ 
sen mit internationalem Element vollständig, 
wobei das RAG erstmals von einer zweiseitigen 
Kollisionsnorm zur Regelung der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse mit internationalem Ele¬ 
ment ausgeht (vgl. § 27), d. h. die Anknüp¬ 
fungsgründe bzw. Verweisungsgründe lassen 
die Wahl zwischen zwei Rechtsordnungen zu. 35 
In diesen beiden Anknüpfungsprinzipien of¬ 
fenbart sich auch der kollisionsrechtliche 
Grundsatz, daß die Arbeitsrechtsverhältnisse 
mit internationalem Element nach dem Ar¬ 
beitsrecht des Staates zu beurteilen sind, zu des¬ 
sen Gesellschaftsverhältnissen diese Beziehun¬ 
gen am engsten sind bzw. in dessen Produk¬ 
tions- und Reproduktionsprozeß das Arbeits¬ 
rechtsverhältnis überwiegend eingeordnet ist. 36 
Das AGB geht gleichermaßen von dieser Ma¬ 
xime aus und schließt die Arbeitsrechtsverhält¬ 
nisse mit internationalem Element in seinen 
Geltungsbereich ein. So wird auf Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse zwischen Betrieben 37 der 
DDR und ausländischen Werktätigen das AGB 
angewendet. Das gleiche trifft zu, wenn auslän¬ 
dische Werktätige ihren ständigen Wohnsitz in 
der DDR haben und bei in der DDR befindli¬ 
chen internationalen Organisationen arbeiten. 
Bei diesen Arbeitsrechtsverhältnissen befinden 
sich der Sitz des Betriebes und der Arbeitsort in 
der DDR, so daß verallgemeinernd von dem 
Grundsatz auszugehen ist, daß auf die genann¬ 
ten Verhältnisse das Arbeitsrecht der DDR 
Anwendung findet. Dies ermöglicht erst eine 
einheitliche materiell-rechtliche Regelung für 
die in- und ausländischen Werktätigen und si¬ 
chert deren rechtliche Gleichbehandlung. 38 
Schließlich enthält das Kollisionsrecht der 
DDR im Interesse der rechtlichen Gleichbe¬ 
handlung und des Schutzes der in- und auslän¬ 
dischen Werktätigen in der DDR den Grund¬ 
satz, daß die Betriebe und die ausländischen 
Werktätigen in der DDR das anzuwendende 


Arbeitsrecht nicht im Arbeitsvertrag vereinba¬ 
ren können. Die sogenannte Parteiautonomie 
ist für die kollisionsrechtliche Methode der Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse mit internationalem 
Element abzulehnen. 39 Sie hat in das RAG kei¬ 
nen Eingang gefunden, soweit es das Arbeits¬ 
recht betrifft. 40 Damit trägt das RAG in dem 
von ihm geregelten Bereich zu klaren und stabi¬ 
len Rechtsbeziehungen im Rahmen der friedli¬ 
chen Zusammenarbeit zwischen Staaten mit 
entgegengesetzten Gesellschaftsordnungen 
bei. 

2 . 

Die internationale rechtliche Regelung 
der Arbeitsverhältnisse durch die 
Internationale Arbeitsorganisation 

2 . 1 . 

Die Ziele der internationalen 
rechtlichen Regelung 

Die Internationale Arbeitsorganisation (Interna¬ 
tional Labour Organization - ILO) wurde am 
11. April 1919 unmittelbar nach Beendigung des 


rcchtsverhältnisse mit Auslandsberührung“, 
a. a. O., S. 25 ff. 

34 Vgl. § 27 des RAG. 

35 Vgl. E. Espig, „Das sozialistische Kollisionsrecht 
der DDR“, a. a. O., S. 365. 

36 Der § 16 AGB, der einen wesentlichen Teil der Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisse mit internationalem Element 
regelt, stellt selbst keine einseitige Kollisionsnorm 
dar. Diese Bestimmung ist keine Verweisungs¬ 
norm, sondern eine materiell-rechtliche Norm, die 
den Geltungsbereich des AGB umreißt und als sol¬ 
che das Arbeitsrechtsverhältnis mit internationalem 
Element direkt regelt. Vgl. im Unterschied dazu die 
Auffassung von E. Espig, „Das sozialistische Kolli¬ 
sionsrecht . ..“, a. a. O., S. 365. 

37 Als Betriebe werden die in § 17 AGB genannten 
Einrichtungen, Staatsorgane usw. bezeichnet. 

38 Vgl. E. Espig, „Das sozialistische Kollisions¬ 
recht . .ebenda. 

39 Vgl. ebenso J. Szäszy, Internationales Arbeitsrecht, 
Budapest 1968 (engl.), S. 106 ff. 

40 Die Parteiautonomie ist nur für Wirtschaftsverträge 
zugelassen (vgl. § 12 Abs. 1 RAG). Im Gegensatz 
dazu haben einige sozialistische Staaten die Partei¬ 
autonomie im Kollisionsrecht bezüglich der Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse mit internationalem Element be¬ 
jaht. Vgl. z. B. Art. 32 desIPR-Gesetzes der VR Po¬ 
len und § 16 des IPR-Gesetzes der ÖSSR. 
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ersten Weltkrieges von den damaligen imperiali¬ 
stischen Hauptmächten gegründet. Ihre Grün¬ 
dung vollzog sich auf dem Hintergrund eines ob¬ 
jektiven historischen Prozesses, der durch die in¬ 
ternationale Arbeitsteilung und die dadurch be¬ 
dingte Internationalisierung der Produktion unter 
den Bedingungen des Hinüberwachsens des Kapi¬ 
talismus der freien Konkurrenz in den Imperia¬ 
lismus geprägt war. 41 Die gesetzmäßige Tendenz 
der Intemationalisierung des Kapitals hatte zur 
Folge, daß sich auch die kapitalistischen Arbeits¬ 
verhältnisse zunehmend internationalisierten. 

Viele Prozesse der internationalen KapitaL 
Verwertung konnten zwischen den imperialisti¬ 
schen Staaten nicht mehr ausschließlich mit Hilfe 
des nationalen Arbeitsrechts gelöst werden. Es 
wurden internationale Regelungen erforderlich, 
die auf der einen Seite den internationalen Kon- 
kurrenzbedingungen der imperialistischen Länder 
entsprachen und zum anderen gleiche Exploita¬ 
tionsbedingungen für die Kapitalverwertung in den 
einzelnen imperialistischen Staaten schaffen soll¬ 
ten. Dies traf zunächst in erster Linie auf gleiche 
Verwertungsbedingungen der Ware Arbeitskraft 
in den Arbeitsverhältnissen zu, namentlich auf die 
Gestaltung annähernd gleicher Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Arbeiterklasse. Die Schaf¬ 
fung gleicher Exploitationsbedingungen in den 
kapitalistischen Arbeitsverhältnissen der einzel¬ 
nen imperialistischen Staaten sollte mit Hilfe in¬ 
ternationaler Normen in Form von Übereinkom¬ 
men und Empfehlungen erreicht werden. Das Ziel 
der internationalen Regelungen bestand darin, die 
kapitalistischen Arbeitsrechtssysteme verstärkt 
anzugleichen, um die Konkurrenzfähigkeit auf 
dem internationalen Markt zu gewährleisten. 42 

Ein bedeutendes Motiv der Schaffung interna¬ 
tionaler Regelungen — und daraus wird in der bür¬ 
gerlichen Literatur auch kein Hehl gemacht - be¬ 
stand demnach darin, nach innen eine Politik der 
Festigung der imperialistischen Herrschaftsver¬ 
hältnisse durch Aussöhnung zwischen Kapital und 
Arbeit zu erreichen. Nach außen sollte der im 
Zuge der Großen Sozialistischen Oktoberrevolu¬ 
tion eingeleiteten allgemeinen Krise des Kapita¬ 
lismus begegnet werden. 43 Diese politischen Ziele 
der imperialistischen Staaten prägten auch den 
Charakter und die Methoden der IÜO im allge¬ 
meinen und den Normbildungsprozeß im beson¬ 
deren. Es mußte gerade in den zwanziger und 
dreißiger Jahren den in derr hochentwickelten im¬ 
perialistischen Staaten durch die revolutionäre 
Arbeiterbewegung erkämpften demokratischen 


Rechten Rechnung getragen werden. Dies betraf 
primär internationale Regelungen über den 8- 
Stunden-Tag, die Arbeitslosenunterstützung, die 
Vereinigungsfreiheit, die Nachtarbeit von Frauen 
und Jugendlichen, die Krankenversicherung, die 
Mindestlöhne u. a.' 

Mit der im Verlaufe des zweiten Weltkrieges 
einhergehenden tiefgreifenden Veränderung des 
internationalen Kräfteverhältnisses änderten sich 
auch die Rolle und der Platz der ILO im System 
der internationalen Beziehungen. Die ILO, die bis 
zum Ende des zweiten Weltkrieges eine autonome 
Organisation des Völkerbundes war, erhielt durch 
ein Abkommen mit der Organisation der Verein¬ 
ten Nationen, das am 14. Dezember 1946 in Kraft 
trat, den Status einer UNO-Spezialorganisation, 
was zugleich eine Änderung des ursprünglichen 
Statuts der ILO aus dem Jahre 1919 einschloß. In 
dem 1946 geänderten und heute gültigen Statut 
der ILO wird zum Ausdruck gebracht, daß sie mit 
ihren Mitteln und Methoden zur Festigung und 
Erhaltung des Weltfriedens beitragen muß. 44 Dies 
geschieht vor allem dadurch, daß Staaten mit un¬ 
terschiedlicher Gesellschaftsordnung internatio¬ 
nale Normen vereinbaren, die die Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Werk¬ 
tätigen zum Ziel haben, namentlich die der Arbei¬ 
terklasse in den nichtsozialistischen Ländern. Die 
internationalen rechtlichen Regelungen sind or¬ 
ganisch in die sozialen Aktivitäten der UNO ein¬ 
geordnet und somit auf die konsequente Durch¬ 
setzung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz 
gerichtet. 45 

Während bis zum Ende des zweiten Weltkrie¬ 
ges vor allem die europäischen imperialistischen 
Staaten der ILO das Gepräge gaben, änderte sich 
diese Situation nach dem zweiten Weltkrieg 
grundlegend. 46 Der wachsende Einfluß der sozia- 


41 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 22, Berlin 1960, 
S. 189 ff. 

42 Vgl. A. Manes, Der deutsche Regierungsentwurf für 
ein Weltarbeitsrecht, Berlin 1920, S. 4. 

43 Vgl. G. Schnorr, Das Arbeitsrecht als Gegenstand 
internationaler Rechtsetzung, München/Berlin 
1960, S. 51. 

44 Vgl. ILO-Statut vom 5.6. 1974, GBl. II Nr. 19 

, S. 366 ff. 

45 Vgl. Ch. Heinze/G. Richter, „Die Rolle der ILO in 
der internationalen Klassenauseinandersetzung“, 
Deutsche Außenpolitik, 1977/5, S. 80 ff. 

46 In den Jahren von 1934-1939 war die UdSSR Mit¬ 
glied der ILO, mit deren Hilfe Übereinkommen in 
der IAK angenommen wurden, die neue Maßstäbe 
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listischen Staaten, insbesondere seit den 50er Jah¬ 
ren, 47 die Verschärfung der antagonistischen Wi¬ 
dersprüche in den imperialistischen Staaten, der 
Zerfall des Kolonialsystems und die Entstehung 
unabhängiger Entwicklungsländer bzw. junger 
Nationalstaaten in Afrika, Asien und Lateiname¬ 
rika, trugen entscheidend dazu bei, daß sich das 
Kräfteverhältnis in der ILO zunehmend zugun¬ 
sten der progressiven Kräfte veränderte. Dies 
spiegelt sich vor allem in der inhaltlichen Seite der 
internationalen Normen wider, weniger in der 
Struktur und Arbeitsweise der ILO 48 . Die ILO 
wandte sich in den letzten Jahren verstärkt den 
grundlegenden politischen, ökonomischen und 
sozialen Rechten der Menschen zu, die einen zen¬ 
tralen Platz im ideologischen Klassenkampf ein¬ 
nehmen und eine wertvolle Hilfe im Kampf um die 
Verbesserung der sozialen Lage der Arbeiter¬ 
klasse in den nichtsozialistischen Staaten darstel¬ 
len. 

2 . 2 . 

Die Mitwirkung 

der sozialistischen Staaten 

an der Herausbildung progressiver 

internationaler rechtlicher Regelungen 

Die Schaffung internationaler Regelungen in 
Form von Übereinkommen und Empfehlungen 
steht im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit der so¬ 
zialistischen Staaten in der ILO. Sie lassen sich 
deshalb vor allem davon leiten, 

- die Prinzipien der friedlichen Koexistenz, die in 
den Grundprinzipien des demokratischen Völ¬ 
kerrechts ihren Niederschlag gefunden haben, 
konsequent zu verwirklichen; 

- den Kampf für die Verwirklichung der Ziele der ' 
ILO mit dem Kampf für die Einstellung des 
Wettrüstens zu verbinden; 

- die Völker Asiens, Afrikas und Lateinamerikas 
im antiimperialistischen Kampf gegen Kolonia¬ 
lismus und Neokolonialismus sowie gegen Ras¬ 
sismus zu unterstützen; 

- die Aktionseinheit der internationalen Ge¬ 
werkschaftsorganisationen zu fördern; 

- die Möglichkeiten der ILO zu nutzen, um ihre 
Erfahrungen auf dem Gebiet der sozialistischen 
Sozialpolitik und der Arbeitsgesetzgebung an¬ 
deren Ländern zu übermitteln; 

- an solchen progressiven Übereinkommen und 
Empfehlungen mitzuarbeiten, die die Werktä¬ 
tigen in den kapitalistischen Ländern und den 


Entwicklungsländern im Kampf um die Ver¬ 
besserung ihrer sozialen Lage unterstützen. 
Die Mitarbeit der sozialistischen Staaten 
an der Ausarbeitung internationaler Regelun¬ 
gen, die den Interessen der Arbeiterklasse in 
den kapitalistischen Ländern und den Interessen 
der sich in den Entwicklungsländern herausbil¬ 
denden Arbeiterklasse entsprechen, bilden einen 
Schwerpunkt der Arbeit der sozialistischen Staa¬ 
ten in der ILO. Die Urfterstützung der Arbeiter¬ 
klasse der kapitalistischen und Entwicklungslän¬ 
der durch die sozialistischen Staaten in der ILO ist 
zugleich konkreter Ausdruck des proletarischen 
Internationalismus. Die Mitwirkung der sozialisti¬ 
schen Staaten in der ILO ist Verwirklichung des 
Prinzips der Solidarität der Arbeiter aller Län¬ 
der. 49 Dieses Prinzip grenzt sich klar von dem 
Struktur- und Arbeitsprinzip der ILO ab. In der 
ILO herrscht das „Prinzip der Dreigliedrigkeit“. 
Es spielt als ideologische Grundlage der gesam¬ 
ten Tätigkeit der ILO eine äußerst destruktive 
Rolle. Nach dem Prinzip der Dreigliedrigkeit 
sind die Mitgliedstaaten nicht nur durch Dele¬ 
gierte der Regierungen, „sondern auch durch 
Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer“ ia 
der ILO vertreten. Sowohl die internationale Ar¬ 
beitskonferenz, die das oberste Organ der ILO ist, 
als auch deren andere Organe sind nach diesem 
Prinzip zusammengesetzt. Das Prinzip der Drei¬ 
gliedrigkeit ist ein wesentliches Charakteristikum 
der ILO und eine Besonderheit gegenüber ande¬ 
ren zwischenstaatlichen Organisationen im 
UNO-System. Es spiegelt in anschaulicher Weise 
die Absicht der Gründer der ILO wider, „sozialen 
Frieden“ zwischen Kapital und Arbeit herzustel¬ 
len. 50 Das Ziel des Prinzips der Dreigliedrigkeit 

für die Sozialpolitik der Mitgliedstaaten setzten. Vgl. 
Ch. Heinze/G. Richter, „Die Rolle der ILO in der 
internationalen Klassenauseinandersetzung“, 

a. a. O., S. 84. 

47 Die UdSSR ist im Jahre 1954 der ILO beigetreten. 
Die DDR ist nach Beendigung der imperialistischen 
Blockade erst im Jahre 1974 Mitglied der ILO ge¬ 
worden. 

48 Die Veränderung des internationalen Kräftever¬ 
hältnisses zeigt sich namentlich in der internationa¬ 
len Arbeitskonferenz. Weniger wirksam wird die 
Veränderung des internationalen Kräfteverhältnis¬ 
ses in den mit erheblichen Befugnissen ausgestatte¬ 
ten Organen der ILO wie dem Verwaltungsrat. 

49 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 18, Berlin 
1962, S. 161. 

50 Vgl. N. Valticos, Le droit international du travail, 
Paris 1970, S. 209. 
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besteht also darin, reformistische Illusionen in der 
Arbeiterbewegung zu fördern, die Interessen des 
Kapitals zur Aufrechterhaltung imperialistischer 
Herrschaftsverhältnisse abzusichem und eine 
ideologische Konvergenz zwischen Staaten mit ge¬ 
gensätzlichen politischen und ökonomischen 
Grundstrukturen zu suggerieren. Das Struktur- 
und Arbeitsprinzip der ILO steht damit in unmit¬ 
tfelbarer Beziehung zur „sozialen“ Gesamtstrate¬ 
gie des Kapitals: dem Sozialreformismus, dessen 
Wesen darin zum Ausdruck kommt, daß der anta¬ 
gonistische Grundwiderspruch zwischen Kapital 
und Arbeit verschleiert wird, um durch Reformen 
die Herrschaft der Monopolbourgeoisie aufrecht¬ 
zuerhalten. Eine bedeutende Anzahl der Über¬ 
einkommen und Empfehlungen der ILO beruht 
auf der bürgerlichen Doktrin des Sozialreformis¬ 
mus. Der Gedanke der Klassenharmonie zwi¬ 
schen Arbeiterklasse und Monopolbourgeoisie 
spielt heute eine entscheidende Rolle in der ILO, 
wobei von der angeblichen Unabhängigkeit der 
drei Gruppen, besonders der angeblichen Sozial¬ 
partner, ausgegangen wird. Für die sozialistischen 
Staaten ergibt sich deshalb die Aufgabe, das We¬ 
sen dieser reformistischen Ideologie zu enthüllen 
und das Konzept der „Klassenharmonie“ in der 
ILO zurückzudrängen. 

Die sozialistischen Staaten lassen sich trotz der 
sozialreformistischen Grundlage in der ILO von 
den Hinweisen Lenins über die Dialektik des 
Klassenkampfes leiten. Er wies darauf hin, daß im 
Klassenkampf verschiedene Erscheinungsformen 
von Kompromissen existieren, die sowohl den 
realen Kampfsituationen entsprechen und für die 
Arbeiterklasse eine notwendige Form des Klas¬ 
senkampfes darstellen als auch solche Kompro¬ 
misse, die den Opportunismus in der Arbeiterbe¬ 
wegung fördern. Letzteres gilt es zu bekämpfen. 51 
Den sozialistischen Staaten geht es primär darum, 
das Prinzip der Dreigliedrigkeit zur Unterstützung 
der internationalen Arbeiterbewegung und der 
Entwicklungsländer auszunutzen und sozialre¬ 
formistische Bestrebungen in der ILO einzu¬ 
schränken. 

2 . 3 . 

Die grundlegenden sozialen Rechte 

der Werktätigen als Inhalt I 

der Übereinkommen und Empfehlungen 

Mit Beendigung des zweiten Weltkrieges und der 
damit einhergehenden zunehmenden Verände¬ 


rung des internationalen Kräfteverhältnisses zu¬ 
gunsten der progressiven Kräfte in der ILO stehen 
in stärkerem Maße grundlegende soziale Rechte 
der Menschen im Vordergrund der internationa¬ 
len rechtlichen Regelung. Dies trifft primär auf 
folgende Rechte zu, die in den Übereinkommen 
der ILO eine rechtliche Normierung erfahren ha¬ 
ben: 

- Übereinkommen über die Anwendung der 
Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des 
Rechtes zu Kollektivverhandlungen (1949); 

- Übereinkommen über die Gleichheit des Ent¬ 
gelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte 
für gleichwertige Arbeit (1951); 

- Übereinkommen über die Mindestnormen der 
sozialen Sicherheit (1952); 

- Übereinkommen über den Mutterschutz (Neu¬ 
fassung 1952); 

- Übereinkommen über die Diskriminierung in 
Beschäftigung und Beruf (1958); 

- Übereinkommen über die Beschäftigungspoli¬ 
tik (1964); 

- Übereinkommen,über den bezahlten Jahresur¬ 
laub (Neufassung 1970); 

- Übereinkommen über das Mindestalter für die 
Zulassung zur Beschäftigung (1973). 

Die in diesen Übereinkommen enthaltenen 
grundlegenden Rechte stellen ohne Zweifel gün¬ 
stige Positionen für die Arbeiterklasse im Kampf 
um die Verbesserung ihrer sozialen Lage dar. 
Dennoch darf nicht übersehen werden, daß die 
imperialistischen Staaten in der ILO gegenwärtig 
von der bürgerlichen Menschenrechtsdoktrin aus¬ 
gehen, wonach die politischen, ökonomischen, so¬ 
zialen und kulturellen Rechte getrennt erschei¬ 
nen, was notwendigerweise eine Verschiebung der 
Prioritäten im Normbildungsprozeß der ILO im¬ 
pliziert. Nicht das grundlegende Menschenrecht - 
das Recht auf Arbeit, „worin sich die revolutionä¬ 
ren Ansprüche des Proletariats zusamtnenfas- 
sen“ 52 bildet die Schwerpunktaufgabe im Norm¬ 
bildungsprozeß, sondern die Fragen der Vereini¬ 
gungsfreiheit und der Zwangsarbeit. 53 Die ideolo¬ 
gische Position einiger imperialistischer Staaten in 
der ILO stimmt daher mit der bürgerlichen Men- 


51 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 31, Berlin 1966, 
S. 52 f. 

52 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 7, Berlin 1960, 
S. 42. 

53 Vgl. N. Valticos, „Les normes de l’oiten matiere du 
protection des droits du l’homme“, in: Revue des 
droit du l’homme Nr. 4, Paris 1971, S. 692 f. 
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schenrechtsdoktrin überein. Sie bringt zum Aus¬ 
druck, daß die bürgerlichen und politischen 
Rechte (wie z. B. Freiheit der Person, Meinungs¬ 
freiheit, Gewissens- und Glaubensfreiheit und 
Verbot der Zwangsarbeit) den rechtlichen Gege¬ 
benheiten der westlichen Staaten entsprechen, 
dagegen die UNO-Konvention über die ökonomi¬ 
schen, sozialen und kulturellen Rechte den Vor¬ 
stellungen kommunistischer Staaten näher 
steht. 54 Die imperialistische Konzeption stellt den 
Versuch dar, die Menschenrechtsfragen 

- auf Fragen des Schutzes der bürgerlichen Frei¬ 
heiten des einzelnen gegenüber dem Staat ein¬ 
zuengen, 

- als über den Staaten stehenden klassenneutra¬ 
len Bewertungsmaßstab zu betrachten, 

- als Instrument zur Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der sozialistischen Staaten zu 
mißbrauchen. 

Die bürgerliche Menschenrechtsdoktrin in der 
ILO widerspricht der UNO-Menschenrechtskon- 
vention, die vom Selbstbestimmungsrecht der 
Völker und der Einheit von ökonomischen und 
politischen Rechten ausgeht und die Beschrän¬ 
kung auf den einzelnen und sein Eigentum über¬ 
wunden hat. 55 

Dem mußte die ILO Rechnung tragen und 
grundlegende Rechte, die von der Menschen¬ 
rechtskonvention von 196 6 56 erfaßt werden und 
in den Kompetenzbereich der ILO fallen, auf¬ 
nehmen. Dabei sind für die künftigen Regelungen 
der ILO folgende progressive Aspekte der 
UNO-Konventionen zu berücksichtigen: 

1. Im Gegensatz zur bürgerlichen Doktrin geht 
die Konvention über die ökonomischen, so¬ 
zialen und kulturellen Rechte vom Grundsatz 
der Unteilbarkeit der Menschenrechte aus, 
d. h., die Verwirklichung der politischen 
Rechte ist ohne Ausübung der ökonomischen, 
sozialen und kulturellen Rechte unmöglich. 

2. In der UNO-Konvention wird auf die Einheit 
der grundlegenden Rechte der Menschen 
orientiert, d. h., die Einteilung der Rechte in 
verschiedene Gruppen (politische, soziale, 
ökonomische und kulturelle) erfolgt auf 
Grund der überwiegenden Wirkungsrichtung 
derselben, aber unter Berücksichtigung der 
Wechselbeziehung zueinander. Deshalb wird 
auch im Teil III dieser Konvention nicht vom 
Koalitionsrecht, sondern vom Recht auf Ar¬ 
beit ausgegangen. 

3. Erstmals wird in der UNO-Konvention das 
Recht auf soziale Sicherheit weiter gefaßt, als 


dies gegenwärtig die Regelungen der ILO zum 
Ausdruck bringen. Während sich in der ILO 
der Grundsatz der Sicherheit des Arbeiters 
vor den Wechselfällen des Lebens durchge¬ 
setzt hat (Übereinkommen Nr. 102), geht die 
UNO-Konvention darüber hinaus und erfaßt 
die Gesamtheit grundlegender Menschen¬ 
rechte, die die Arbeitsverhältnisse im weite¬ 
sten Sinne berühren. 

4. Es werden in der UNO-Konvention die 
grundlegenden Menschenrechte fixiert, die im 
Kampf gegen, die Arbeitslosigkeit und Aus¬ 
beutung de r werktätigen Massen in den nicht¬ 
sozialistischen Ländern eine bedeutende 
Rolle spielen. 

Die sozialistischen Staaten und die progressi¬ 
ven Kräfte in der ILO setzten und setzen sich kon¬ 
sequent für die Verwirklichung der UNO-Men- 
schenrechtskonzeption in der ILO ein. 

2 . 4 . 

Der Rechtscharakter 

der Übereinkommen und Empfehlungen 

der Internationalen Arbeitsorganisation 

Die Tatsache, daß an der Herausbildung interna¬ 
tionaler Regelungen in Form von Übereinkom¬ 
men und Empfehlungen Staaten mit unterschied¬ 
lichen politischen und ökonomischen Grund¬ 
strukturen mitwirken, schließt notwendigerweise 
ein, daß die Frage nach dem Rechtscharakter.der 
Übereinkommen und Empfehlungen nicht losge¬ 
löst von den Grundprinzipien des allgemein de¬ 
mokratischen Völkerrechts betrachtet werden 
kann. Der Rechtscharakter der internationalen 
Regelungen der ILO wird gleichsam durch die 
Gesetzmäßigkeiten der internationalen Bezie¬ 
hungen zwischen diesen Staaten determiniert. Die 
Übereinkommen der ILO sind daher Ergebnis 
und Ausdruck der konkreten Klassenkampfsitua¬ 
tion in dieser Organisation und spiegeln die Mög- 


54 Vgl. D. Projahn, Die Berufsfreiheit der Arbeitneh¬ 
mer und ihre Ausgestaltung in völkerrechtlichen 
Verträgen, Dissertation, Berlin (West) 1969, S. 137. 

55 Vgl. dazu ausführlich B. Graefrath, „Für eine kon¬ 
sequente Durchführung der Menschenrechtskon¬ 
vention der UNO“, in: Informationen und Berichte, 
Berlin 1978/2, S. 4. 

56 Vgl. Die Konventionen im Völkerrecht, Lehrbuch, 
Dokumente, Teil 2, Berlin 1973, S. 893 f. und 

S. 922 f. 
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lichkeit und Notwendigkeit wider, internationale 
rechtliche Regelungen durch die Mitgliedstaaten 
zu schaffen. Der Weg hierzu ist die Vereinbarung. 
Sie ist die Grundlage, mit der der Wille der Mit¬ 
gliedstaaten koordiniert werden kann. Die Ver¬ 
einbarung ist zwischen Staaten mit entgegenge¬ 
setzten politischen und ökonomischen Systemen 
die einzige Methode der Rechtsetzung, wobei 
zwei Etappen zu berücksichtigen sind, wenn es um 
die Herausbildung von Übereinkommen geht. Die 
erste Etappe bezieht sich auf die Annahme des 
Textes des Übereinkommens durch die interna¬ 
tionale Arbeitskonferenz, d. h. die Zustimmung 
der Mitgliedstaaten zum Inhalt der Übereinkom¬ 
men. Die zweite Etappe bezieht sich auf die Zu¬ 
stimmung der Mitgliedstaaten, an das Überein¬ 
kommen gebunden zu sein. Dies erfolgt mittels 
Ratifikation außerhalb der ILO. Dieser Vereinba- 
rungs- oder auch Rechtschöpfungsprozeß ist 
keine Synthese gegensätzlicher Ideologien, son¬ 
dern nicht mehr und nicht weniger als die gegen¬ 
seitige Anerkennung einer Verhaltensregel als 
rechtlich verbindlich. 57 

Deshalb werden die ratifizierten Überein¬ 
kommen der ILO auch als völkerrechtliche Ver¬ 
träge bezeichnet, wobei sie ihrem Wesen nach 
multilaterale Verträge sind. 58 Die Organisierung 
der zwischenstaatlichen Beziehungen auf der 
Grundlage der ratifizierten Übereinkommen ist 
eine Form des internationalen Klassenkampfes 
mit friedlichen Mitteln, um die Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten zu fördern. Gerade solche 
auf der Grundlage derartiger gegensätzlicher 
Klassenpositionen erzielten internationalen 
rechtlichen Regelungen sind für die ILO charak¬ 
teristisch, wobei sich die überwiegende / Anzahl 
der internationalen Regelungen in den Überein¬ 
kommen, die seit Existenz der ILO durch die in¬ 
ternationale Arbeitskonferenz angenommen 
wurden, auf das kapitalistische Arbeits- und So¬ 
zialrecht bezieht. 


Vereinbarungen (trates-loi) ableitet. Er verneint 
den Vertragscharakter der Übereinkommen der 
ILO, weil nach seiner Meinung durch die Überein¬ 
kommen keine entgegengesetzten Interessen der 
Partner befriedigt werden, sondern die internationa¬ 
len Normen durch gleichlaufende Interessen ge¬ 
schaffen werden. Dies sei das Merkmal der Verein¬ 
barung (conventions-lois). 60 Das Übereinkommen 
sei nicht erst durch die Ratifikation, sondern schon 
mit der Annahme durch die internationale Arbeits¬ 
konferenz eine rechtswirksame Vereinbarung. Die 
Übereinkommen seien daher bedingte Gesetze 
(„lois facültatives“). 61 Faupel sieht in der Art und 
Weise der Herausbildung internationaler Regelun¬ 
gen der ILO im Unterschied zu anderen völkerrecht¬ 
lichen Abmachungen eine Art Weltgesetzgebung 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, womit man die 
^Ratifikation für überflüssig halten könnte. 62 Fried 
sieht eine beschränkte Supranationalität in der 
ILO. 63 Diese Auffassungen spiegeln die extreme 
Richtung des Monismus wider, wonach sich das na¬ 
tionale Arbeitsrecht dem Völkerrecht absolut unter¬ 
zuordnen hat. 64 Die imperialistische Gesetzestheo¬ 
rie zielt insofern in 3 Richtungen: 

1. Abbau der Souveränität der Mitgliedstaaten un¬ 
ter den Bedingungen der friedlichen Koexistenz. 

2. Schaffung internationaler rechtlicher Regelun¬ 
gen von einem über dem Staat stehenden Organ 
zur Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
der Mitgliedstaaten. 

3. Leugnung des klassenmäßigen Wesens des Ver¬ 
einbarungscharakters der Übereinkommen der 
ILO. 

Diese Ziele der imperialistischen Gesetzestheorie 
stehen im Gegensatz zu den Grundprinzipien des 
demokratischen Völkerrechts und den Entwick¬ 
lungstendenzen in den internationalen Beziehungen 
zwischen Staaten mit unterschiedlichen politischen 
und ökonomischen Systemen. 

Im Gegensatz zu den ratifizierten Überein¬ 
kommen als völkerrechtlichen Verträgen löst die 


57 Vgl. G. Schirmer, Universalität völkerrechtlicher 
Verträge und internationaler Organisationen, Berlin 
1966, S. 83. 

58 Vgl. dazu A. N. Talalajew, Das Recht der interna¬ 
tionalen Verträge,,Berlin 1977, S. 38 ff.; Völker¬ 
recht, Lehrbuch, Teil 1, Berlin 1973, S. 224. 

59 Vgl. G. Scelle, L’Organisation du Travail et le BIT, 
Paris 1930, S. 182 ff. 

60 Vgl. a. a. O., S. 185. 

61 Vgl. ebenda. 

62 Vgl. R. Faupel, Der innerstaatliche Vollzug von 
Übereinkommen der ILO durch Tarifverträge, Dis¬ 
sertation, Frankfurt a. M. 1968, S. 24. 

63 Vgl. E. Fried, Rechtsvereinheitlichung im Interna¬ 
tionalen Arbeitsrecht, Frankfurt a. M. 1965, S. 51. 

64 Vgl. Völkerrecht, Lehrbuch, Teil 1, a. a. O., S. 78 


Seit der Existenz der ILO wird von einigen Vertre¬ 
tern der bürgerlichen Völker- und Arbeitsrechtswis¬ 
senschaft der Versuch unternommen, die Überein¬ 
kommen der ILO als „internationale Gesetze“ dar¬ 
zustellen. Abgeleitet wird diese imperialistische Ge¬ 
setzestheorie aus der sogenannten rechtsetzenden 
Vereinbarung und aus der ILO als internationales 
Gesetzgebungsorgan. Einer der profiliertesten Ver¬ 
treter der Gesetzestheorie ist Scelle S9 , der den Ge¬ 
setzescharakter aus der unterschiedlichen Willensü¬ 
bereinstimmung bei den rechtsgeschäftlichen Ver¬ 
trägen (traites-contracts) und den rechtesetzenden 
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Empfehlung keine rechtlichen Wirkungen für die 
Mitgliedstaaten aus. Eine Empfehlung begründet 
für die Mitgliedstaaten in völkerrechtlicher Hin¬ 
sicht keine juristische Verpflichtung, da es ihnen 
freisteht, ob und wie sie einer Empfehlung im in¬ 
nerstaatlichen Bereich entsprechen wollen. Ihr 
kommt ausschließlich die Bedeutung von nach¬ 
ahmenswerten, aber unverbindlichen internatio¬ 
nalen Regelungen zu. Dies wird auch durch eine 
klare Aufgabenstellung im Rahmen der ILO 
sichtbar. Die internationale Arbeitskonferenz 
wird sich ihrer immer dann bedienen, wenn sich 
der behandelte Gegenstand überhaupt nicht oder 
unter einem bestimmten Gesichtspunkt nicht für 
die sofortige Annahme eines Übereinkommens 
eignet. 65 Die internationale Arbeitskonferenz 
orientiert bei Empfehlungen auf deren Annahme, 
nicht aber auf die, Verbindlichkeitserklärung 
durch die Mitgliedstaaten. Aus diesem Grund hat 
das nichtratifizierte Übereinkommen die gleiche 
rechtliche Wirkung wie die Empfehlung, ihm fehlt 
die rechtliche Verbindlichkeit. 

Haben die Mitgliedstaaten die Übereinkom¬ 
men ratifiziert und sind diese in Kraft getreten, 
dann sind sie verpflichtet, die Übereinkommen 
entsprechend dem jeweiligen Verfassungssystem 
in ihr innerstaatliches Arbeitsrecht zu transfor¬ 
mieren. Bürgerliche Auffassungen, wonach die in¬ 
ternationalen Regelungen in Form der Überein¬ 
kommen und Empfehlungen die soziale Entwick¬ 
lung vorantreiben, oder die „soziale Weltgerech¬ 
tigkeit“ verwirklichen sollen 66 , gehen am Wesen 
dieser internationalen Dokumente vorbei. So 
richtig es ist, die Übereinkommen der ILO als be¬ 
deutendes Instrument zur Unterstützung der 
werktätigen Massen im Kampf um die Verbesse¬ 
rung ihrer sozialen Lage im Kapitalismus anzuse¬ 
hen, so illusionär ist die Annahme, mit ihrer Hilfe 
den sozialen Fortschritt in diesen Ländern zu ver¬ 
wirklichen. Die demokratischen Forderungen in 
den Übereinkommen und Empfehlungen sind das 
Ergebnis des nationalen und internationalen Klas¬ 
senkampfes. Die internationalen Regelungen 
vermögen den grundlegenden Ausbeutungscha¬ 
rakter der kapitalistischen Arbeitsverhältnisse 
nicht zu verändern oder aufzuheben, selbst wenn 
sich progressive Tendenzen mittels des bürgerli¬ 
chen Arbeitsrechts durchsetzen. Nach wie vor 
wird die soziale Lage der Arbeiterklasse durch die 
Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Produk¬ 
tion bestimmt, insbesondere durch das allgemeine 
Gesetz der kapitalistischen Akkumulation, das die 
Hauptursache der Arbeitslosigkeit darstellt. 67 Die 


Verwirklichung der demokratischen Forderungen 
hängt in entscheidendem Maße vom Kampf der 
Arbeiterklasse selbst ab. Die internationalen Re¬ 
gelungen sind insofern geeignet, der Arbeiter¬ 
klasse Orientierungen im ökonomischen und poli¬ 
tischen Kampf zu geben. 

Für die sozialistischen Staaten enthalten die 
seit 1919 durch die internationale Arbeitskonfe¬ 
renz angenommenen Übereinkommen überwie¬ 
gend Forderungen, die hinter dem Entwicklungs¬ 
niveau der sozialistischen Arbeitsverhältnisse lie¬ 
gen oder deren Wesen widersprechen. Die soziali¬ 
stischen Staaten lassen sich aber von dem Grund¬ 
satz leiten, daß die im gegenwärtigen internatio¬ 
nalen Klassenkampf erreichten sozialen Errun¬ 
genschaften für die werktätigen Massen und die 
damit einhergehenden Entwicklungstendenzen in 
der nationalen Arbeitsgesetzgebung Berücksich¬ 
tigung finden und insofern auch im Einzelfall als 
Anregung für die. sozialistische Arbeitsgesetzge¬ 
bung dienen können. 


65 Vgl. ILO-Statut, a. a. O., S. 370, Art. 19 Abs. 1. 

66 Vgl. G. Schnorr; Das Arbeitsrecht als Gegenstand 
internationaler Rechtssetzung, a. a. O., S. 33. 

67 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 20, Berlin 
1962, S. 256. 










Kapitel XVIII 

Die Herausbildung und Entwicklung des Arbeitsrechts 
in der DDR bis zum Erlaß des AGB 


1 . 

Uber den Begriff 
Geschichte des Arbeitsrechts 

Das Anliegen dieses Kapitels besteht darin, so¬ 
wohl die Herausbildung und Entwicklung des re¬ 
volutionär-demokratischen und sozialistischen 
Arbeitsrechts auf dem Gebiet der sowjetischen 
Besatzungszone und der DDR nach der Zerschla¬ 
gung des Hitlerfaschismus als auch bei der Schaf¬ 
fung der Grundlagen des Sozialismus darzustel¬ 
len. Vor allem kommt es darauf an zu erkennen, 
daß die Herausbildung des sozialistischen Ar¬ 
beitsrechts untrennbar mit dem Verlauf der sozia¬ 
listischen Revolution in der DDR verbunden ist, 
daß das Arbeitsrecht selbst einen wichtigen Bei¬ 
trag bei der Gestaltung der sozialistischen Ar¬ 
beitsverhältnisse geleistet hat und die gesellschaft¬ 
liche (vor allem ökonomische) Entwicklung und 
die Entwicklung des Arbeitsrechts eine Einheit 
bilden. 

„Nicht die Flucht in die Vergangenheit ist es, 
die uns dazu treibt, die Geschichte unseres 
Staatswesens und unserer Verfassung zu erfor¬ 
schen, sondern das Erfordernis des Verständnis¬ 
ses der Gegenwart. Wollen wir in die herrschen¬ 
den Zustände unserer Zeit umgestaltend eingrei- 
fen, so bedarf es des genauen Studiums dieser Zu¬ 
stände. Dieses Studium aber kann nur das Stu¬ 
dium unserer Geschichte sein.“ 1 Ein solches dia¬ 
lektisch-materialistisches Geschichtsverständnis 
ist für die Betrachtung der Geschichte eines 
Rechtszweiges notwendig. Das gilt auch für die 
Geschichte des Arbeitsrechts. 2 

Das Studium der Geschichte des Arbeitsrechts 
der DDR trägt dann zur Vervollkommnung des . 
Klassenbewußtseins und des sozialistischen 
Rechtsbewußtseins bei, wenn das gegenwärtige 
sozialistische Arbeitsrecht einerseits als historisch 
gewachsen begriffen wird und andererseits selbst 
als Verlauf von Geschichte, weil durch die mit 
Hilfe des sozialistischen Arbeitsrechts beeinflußte 


Entwicklung der sozialistischen Arbeitsverhält¬ 
nisse und der mit ihnen verbundenen gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse auch das Arbeitsrecht ständi¬ 
ger Weiterentwicklung bedarf. Auf das Studium 
der Geschichte eines Rechtszweiges bezogen ist 
das der Inhalt eines Ausspruches des Philosophen 
Hegel, wonach alles was geschieht, in der Ge¬ 
schichte geschieht. 

Unter der Geschichte des Arbeitsrechts wird 
der Entwicklungsprozeß des normativen Arbeits¬ 
rechts und der Arbeitsrechtsverwirklichung ent¬ 
sprechend den durch die jeweilige Gesellschafts¬ 
ordnung bedingten Entwicklungsgesetzmäßigkei¬ 
ten und dem Klassencharakter der Arbeitsver¬ 
hältnisse sowie der mit ihnen eng verbundenen ge¬ 
sellschaftlichen Verhältnisse verstanden. Ent¬ 
scheidend für die Geschichte des Arbeitsrechts ist 
somit die Geschichte der Arbeitsverhältnisse. 

Die Geschichte des revolutionär-demokrati- , 
sehen und des sozialistischen Arbeitsrechts ist ein 
Beweis dafür, wie durch die Veränderung und 
Weiterentwicklung der tatsächlichen Beziehun¬ 
gen der Menschen in der Produktion sich auch das 
Arbeitsrecht dementsprechend verändern und 
weiterentwickeln mußte. Die revolutionären Ver¬ 
änderungen im Charakter der sozialistischen Ar¬ 
beit bedingten kategorisch die Revolutionierung 
des Arbeitsrechts. So ermöglichten und erforder¬ 
ten beispielsweise die Aktivistenbewegung der er¬ 
sten Stunde, das Entstehen neuer sozialistischer 
Betriebs- und Arbeitskollektive und die Wettbe¬ 
werbs- und Neuererbewegung letztlich den Weg 


1 K. Polak, „Das Verfassungsproblem in der ge¬ 
schichtlichen Entwicklung Deutschlands“, in: Re¬ 
den und Aufsätze, Zur Entwicklung der Arbeiter- 
und-Bauern-Macht, Berlin 1968, S. 150. 

2 Zur Zeit gibt es keine umfassende monographische 
Darstellung der Geschichte des deutschen Arbeits¬ 
rechts bzw. des Arbeitsrechts der DDR. Beste¬ 
hende Arbeiten liegen mehr als 20 Jahre zurück. 
Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in Deutschland, Berlin 1956; 
F. Kunz, Das Recht auf Arbeit, Berlin 1955. 
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vom revolutionär-demokratischen zum sozialisti¬ 
schen Arbeitsrecht. Die Geschichte des Arbeits¬ 
rechts ist somit zugleich ein Teil der Geschichte 
der Arbeitsverhältnisse, die das Wesen, den Typus 
der neuen, sich herausbildenden sozialistischen 
Gesellschaft dokumentieren. 

Auch die Geschichte des Arbeitsrechts wider¬ 
spiegelt folglich „den Verlauf des objektiven und 
in seiner Mannigfaltigkeit gesetzmäßigen Ent¬ 
wicklungsprozesses der Gesellschaft vom Niede¬ 
ren zum Höheren, der mit der Bewegung von Ge¬ 
sellschaftsordnungen - ihrer Entstehung, Ent¬ 
wicklung, ihrem Untergang und ihrer Ablösung 
durch eine neue - identisch ist.“ 3 Nur in diesem 
Kontext kann es die Geschichte des Arbeitsrechts 
geben — wenn der Klassencharakter des Arbeits¬ 
rechts genau bestimmt wird. 

Die Geschichte des Arbeitsrechts ist somit 
nicht mit der chronologischen Abfolge des norma¬ 
tiven Arbeitsrechts identisch. Nicht erst (oder 
nur) die arbeitsrechtliche Gesetzgebung bringt 
den revolutionären Inhalt der Arbeitsverhältnisse 
hervor. Über die Geschichte des Arbeitsrechts 
lassen sich deshalb nur dann richtige Aussagen 
treffen, wenn die Einheit von Arbeitsrechtsetzung 
und Arbeitsrechtsverwirklichung berücksichtigt 
wird. 4 Nicht wirksam gewordene arbeitsrechtliche 
Bestimmungen oder durch die bürgerliche Klas¬ 
senjustiz faktisch wieder zurückgenommene 
„Fortschritte“ in der Arbeitsrechtsverwirklichung 
können also historisch nicht nur aus abstrakt¬ 
normativer Sicht eingeschätzt werden. Auch für 
die Arbeitsrechtsverwirklichung gilt, was Grote¬ 
wohl bereits 1946 betonte: „Durch die Konstitu¬ 
ierung eines bloßen Rechtsanspruches hat man 
noch längst nicht die Sache selbst herbeigeschafft. 
Dieser juristische Dogmatismus ist eine gefährli¬ 
che Illusion ... Die erste Frage darf nicht sein: 
Welche juristische Form schaffen wir - sondern 
weiche politische Linie schlagen wir ein.“ 5 Daraus 
„ergibt“ sich die notwendige Rechtsform, die ge¬ 
staltend und verändernd durch gezielte Aktion 
der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten unter 
Führung der marxistisch-leninistischen Partei auf 
die Beziehungen der Werktätigen und damit auf 
die Arbeitsverhältnisse einwirkt. 

Die Geschichte des Arbeitsrechts ist primär 
die Geschichte seiner Wirkungsweise, Wirkungs¬ 
richtung und Wirksamkeit in Abhängigkeit von 
der Entwicklung der für das Arbeitsrecht bestim¬ 
menden Gesellschaftsverhältnisse. Sie ist einer¬ 
seits ein Spiegelbild des Charakters der sozialisti¬ 
schen Arbeit, der sich ständig weiterentwickeln¬ 


den gesellschaftlichen Arbeitsverhältnisse sowie 
der sozialen Errungenschaften der Arbeiterklasse 
unter Führung ihrer marxistisch-leninistischen 
Partei. Sie ist andererseits die Geschichte der ar¬ 
beitsrechtlich vermittelten bzw. initiierten Gestal¬ 
tung der sozialistischen Arbeitsverhältnisse selbst. 
Sie verkörpert damit zugleich durch die ständige 
Vervollkommnung von Rechtsetzung und 
Rechtsverwirklichung den historisch überlegenen 
sozialistischen Rechtstyp gegenüber dem restau- 
rativen und reaktionären Charakter des bürger¬ 
lich-imperialistischen Arbeitsrechts. Mit einem 
solchen Begriff der Geschichte des Arbeitsrechts 
ist jeder bürgerlichen Auffassung von „Rechts¬ 
kontinuität“ 6 der Kampf angesagt. Eine „rechtli¬ 
che Kontinuität“ von kapitalistischem und soziali¬ 
stischem Arbeitsrecht ist historisch unmöglich. 
Das kapitalistische Arbeitsrecht ist stets Ausdruck 
und Bestandteil des Klassenkampfes der sich an¬ 
tagonistisch gegenüberstehenden Klassen Bour¬ 
geoisie und Proletariat und soll als bürgerliches 
Recht der Verewigung des kapitalistischen Ge¬ 
sellschaftssystems dienen. Das sozialistische Ar¬ 
beitsrecht dagegen ist der bewußte Vollzug des hi¬ 
storischen Fortschritts, geboren aus der Einsicht 
der Arbeiterklasse in das Wesen des Geschichts¬ 
prozesses, d. h. konkret in seine Gesetzmäßigkei¬ 
ten und Triebkräfte im Bereich der sozialistischen 
Arbeitsverhältnisse. 


3 Vgl. Philosophisches Wörterbuch, Bd. 1, Stich¬ 
wort: Geschichte, Leipzig 1974, S. 457. 

4 Vgl. auch G. Baranowski, „Über den Beitrag der 
Rechtsgeschichtswissenschaft zur Erkenntnis von 
objektiven Gesetzen und Gesetzmäßigkeiten des 
Rechts“, Schriftenreihe Methodologie der marxi¬ 
stisch-leninistischen Rechtswissenschaft, 1977/4, 
S. 60. 

5 O. Grotewohl, Werke, Bd. 1, Berlin 1954, S. 83 f. 

6 Zur Widerlegung der Konzeption von der Rechts¬ 
kontinuität vgl. Marxistisch-leninistische allge¬ 
meine Theorie des Staates und des Rechts, Bd. 2, 
Berlin 1974, S. 449 ff. 
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2 . 

Die historische Möglichkeit 
und Notwendigkeit der Herausbildung 
des sozialistischen Arbeitsrechts 
in der DDR 

2 . 1 . 

Gesellschaftliche Voraussetzungen 

Die Arbeiterklasse kann ihre historische Mission 
nur verwirklichen, wenn sie sich als Staat konstitu¬ 
iert und mit Hilfe des sozialistischen Rechts die 
sozialistische Revolution durchführt. 7 

Das Arbeitsrecht als Machtinstrument der 
Arbeiterklasse zur Leitung, Organisation und 
Entwicklung der Arbeitsverhältnisse hat im revo¬ 
lutionären Prozeß des Aufbaus und der Festigung 
der antifaschistisch-demokratischen Ordnung in 
der sowjetischen Besatzungszone sowie bei der 
Errichtung der sozialistischen Gesellschaft in der 
DDR eine große politische Bedeutung. Nach der 
Zerschlagung des Faschismus mußte eine neue 
deutsche Staatlichkeit erst geschaffen werden. 8 
Gerade davon hingen Wirkungsweise und Wirk¬ 
samkeit des Rechts weitgehend ab. Auch für die 
Herausbildung und Entwicklung eines revolutio¬ 
när-demokratischen Arbeitsrechts waren ent¬ 
sprechende gesellschaftliche Voraussetzungen 
notwendig, die dafür das historische Fundament 
bereiteten. „Die Aktionseinheit und die Hilfe 
durch die sowjetische Besatzungsmacht — das wa¬ 
ren die beiden Kraftströme, aus denen die erfolg¬ 
reichen demokratischen Veränderungen erwuch¬ 
sen.“ 9 Durch die Befreiungstat der Sowjetunion 
erhielt das deutsche \olk „die historische Chance, 
eine grundlegende Wende seiner Geschichte her¬ 
beizuführen“. 10 Dazu waren tiefgreifende revolu¬ 
tionäre Veränderungen erforderlich, die zugleich 
die Basis für den Aufbau einer neuen Staats- und 
Rechtsordnung bildeten. 

Die folgenden Voraussetzungen sind als die 
wichtigsten gesellschaftlichen Grundlagen für 
eine revolutionär-demokratische Arbeitsrechts¬ 
entwicklung zu nennen: 
ökonomische Voraussetzungen 

a) Die Beseitigung des Monopolkapitals, insbe¬ 
sondere die Enteignung der Betriebe von 
Nazi- und Kriegsverbrechern 11 und die Besei¬ 
tigung des Großgrundbesitzes 
Damit wurde der Weg frei für die schrittweise 
Beseitigung der Ausbeutung und für den 


neuen Charakter der sozialistischen Arbeit. 
Die Werktätigen waren zunehmend nicht mehr 
nur die Produzenten, sondern sie wurden auch 
Eigentümer der Produktionsmittel und Aus¬ 
übende der politischen Macht. Das Wesen ih¬ 
rer gesellschaftlichen Stellung prägte immer 
mehr auch den Inhalt ihrer Arbeitsrechtsstel¬ 
lung.. 

b) Die Entstehung des gesellschaftlichen Eigen¬ 
tums an Produktionsmitteln 

Durch die qualitativ veränderte Stellung der 
Produzenten zu den Produktionsmitteln bilde¬ 
ten sich gesellschaftliche Arbeitsverhältnisse 
heraus, die durch gegenseitige Hilfe und kame¬ 
radschaftliche Zusammenarbeit der Werktäti¬ 
gen gekennzeichnet vOaren. Es geht somit um 
eine revolutionäre Veränderung des Hauptge¬ 
genstandes des Arbeitsrechts. 

c) Die Erfassung und Lenkung der Arbeitskräf¬ 
te 12 

Hierbei handelte es sich um wirtschaftsleitende 
Maßnahmen zur Erfassung und zum Aus¬ 
tausch von Arbeitskräften, um entsprechend 
den wirtschaftlichen Erfordernissen das gesell¬ 
schaftliche Arbeitsvermögen so rationell wie 
möglich einzusetzen. Damit wurden entschei¬ 
dende Grundlagen geschaffen, das Grundrecht 
auf Arbeit für jeden Werktätigen zu garantie¬ 
ren. Hierin liegen zugleich historische Wurzeln 
unseres heutigen sozialistischen Arbeitsver¬ 
tragsrechts. 

Politische Voraussetzungen 

a) Die Aktionseinheit der Arbeiterklasse und die 
Schaffung einer einheitlichen marxistisch-le¬ 
ninistischen Kampfpartei 13 

Das Aktionsprogramm des ZK der KPD vom 


7 Vg. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Lehrbuch, Berlin 1975, S. 334. 

8 Vgl. Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, Berlin 1977, 
S. 49. 

9 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Abriß, Berlin 1978, S. 35. 

10 A. a. O., S. 73; vgl. auch K.-H. Schöneburg, Staat 
und Recht in der Geschichte der DDR, Berlin 
1973, S. 16 ff. 

11 Vgl. Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Abriß, a. a. O., S. 133 ff. 

12 Vgl. die Befehle der SMAD Nr. 65 vom 15.9. 
1945, Nr. 153 vom 29. 11. 1945 und Nr. 10 vom 
8. 1. 1947, in: Um ein antifaschistisch-demokrati¬ 
sches Deutschland, Berlin 1968. 

13 Vgl. Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Abriß, a. a. O., S. 125 ff. 
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11. Juni 1945 14 , die „Grundsätze und Ziele 
der SED“ 15 , die Proklamation über die 
„Grundrechte des deutschen Volkes“ vom 
19. September 1946 16 und die „Sozialpoliti¬ 
schen Richtlinien“ der SED vom 30. Dezem¬ 
ber 1946 17 enthalten nicht nur die Konzeption 
der Partei der Arbeiterklasse zur Staatsfrage, 
sondern bereits konkrete Vorstellungen über 
die Schaffung und Ausgestaltung eines revolu¬ 
tionär-demokratischen Arbeitsrechts. 

Die SED formulierte die — arbeitsrechtlich 
relevanten — sozialen Forderungen der Arbei¬ 
terklasse und verwirklichte sie gemeinsam mit 
der SMAD. So manifestierte sich bereits in den 
ersten anderthalb Jahren nach der Zerschla¬ 
gung der Hitlerdiktatur die führende Rolle der 
Partei der Arbeiterklasse in bezug auf Arbeits¬ 
rechtsetzung und -Verwirklichung. 

b) Die Bildung einheitlicher Gewerkschaften 18 
Durch den Wegfall der antagonistischen Klas¬ 
sengegensätze änderte sich qualitativ auch die 
Rolle der Gewerkschaften. Mit der Beseiti¬ 
gung der Ausbeutung wurde dem Gegenein¬ 
ander von Betrieb und- Gewerkschaft die 
Grundlage entzogen. Auf arbeitsrechtlichem 
Gebiet entstanden immer mehr gesetzliche 
Regelungen unter unmittelbarer gewerk¬ 
schaftlicher Mitwirkung oder wurden durch sie 
initiiert. Die Gewerkschaften erwarben sich 
große Verdienste vor allem in der Ausgestal¬ 
tung des Rahmenkollektivvertrags- und Tarif¬ 
vertragsrechts. Dies sowie ihre konstruktive 
Rolle im gesamten Prozeß der Verwirklichung 
des Arbeitsrechts trugen in hohem Maße zur 
Herausbildung eines revolutionär-demokrati¬ 
schen und sozialistischen Arbeitsrechts bei. 

c) Der Aufbau eines demokratischen Staatsappa¬ 
rates 19 x 

Für die Schaffung eines revolutionär-demo¬ 
kratischen Arbeitsrechts erlangte die Deutsche 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge eine 
große Bedeutung. Wichtig für die Arbeits¬ 
rechtsentwicklung war ferner die Befugnis der 
Landes- und Provinzialverwaltungen und spä¬ 
ter der Deutschen Wirtschaftskommission, all¬ 
gemeinverbindliche Rechtsvorschriften zu er¬ 
lassen. 20 

Politisch-juristische Voraussetzungen 

Es galt, vor allem die faschistische Arbeitsge¬ 
setzgebung zu beseitigen, wobei nach zwei 
Grundsätzen verfahren wurde: 

a) diejenigen arbeitsrechtlichen Bestimmungen, 


die typisch faschistischen Charakter trugen, 
durften nicht mehr ahgewendet werden, 21 
b) diejenigen ärbeitsrechtlichen Gesetze bzw: 
Normen, die kein faschistisches Gedankengut 
enthielten 22 oder deren Anwendung zur Auf¬ 
rechterhaltung der Stabilität des Arbeitsrechts 
' unbedingt geboten 23 war, waren weiterhin gel¬ 
tendes Recht. 

Die genannten gesellschaftlichen Vorausset¬ 
zungen für die Entstehung eines neuen Arbeits¬ 
rechts konnten nur im hartem Klassenkampf ge¬ 
gen die restaurativen Kräfte der Bourgeoisie und 
mit Hilfe der SMAD in Erfüllung der völkerrecht¬ 
lichen Verpflichtungen aus dem Potsdamer Ab¬ 
kommen und den anderen alliierten Vereinbarun¬ 
gen erkämpft werden. 


2 . 2 . 

Der Kampf der Arbeiterklasse 
um die Herausbildung 
eines revolutionär-demokratischen 
und sozialistischen Arbeitsrechts — 
Bestandteil des einheitlichen 
revolutionären Prozesses 

Die Geschichte des Arbeitsrechts ist schon immer 
auf das engste mit dem ökonomischen und politi¬ 
schen Klassenkampf verbunden. Die Ursache 


14 Vgl. Dokumente und Materialien zur Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung, Reihe III, Bd. 1, 
Berlin 1969, S. 18. 

15 Vgl. Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands . .., Bd. 1, Berlin 1951, S. 5. 

16 Vgl. a. a. O., S. 91. 

17 Vgl. a. a. O., S. 139 f. 

18 Vgl. Befehl der SMAD Nr. 2 in: Um ein antifa¬ 
schistisch-demokratisches Deutschland, a. a. O., 
S. 54 f. 

19 Vgl. Staatsrecht der DDR, Lehrbuch, a. a. O., 
S. 56 ff. 

20 Vgl. a. a. O., S. 56 und S. 60. 

21 Das betraf u. a. die faschistischen Zwangsarbeitsge¬ 
setze - Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 
und Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben - sowie das Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
und das Reichsbeamtengesetz. 

22 Das betraf z. B. das Jugendschutzgesetz, das Mut¬ 
terschutzgesetz, die Arbeitszeitordnung von 1938 
und das Arbeitsgerichtsgesetz von 1926. 

23 Das betraf die von den faschistischen Treuhändern 
diktierten Tarifordnungen. 
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liegt darin begründet, daß ein großer Teil der so¬ 
zialen Forderungen der Arbeiterklasse durch die 
Bourgeoisie nur erfüllt wurde, indem diese Forde¬ 
rungen in arbeitsrechtlichen Bestimmungen nor¬ 
mativ festgeschrieben wurden (z. B. der Kampf 
der Arbeiterklasse um den achtstündigen Nor¬ 
malarbeitstag, die Sanktionierung des Koalitions-, 
Streik- und Tarifrechts, der Mutter- und Jugend¬ 
schutz und nicht zuletzt die Festlegung und 
Durchsetzung sozialer Grundrechte, vor allem das 
Grundrecht auf Arbeit). Diese Forderungen 
drücken nicht nur die grundlegenden Lebensbe¬ 
dürfnisse der produzierenden Klasse aus, sondern 
sie sind oft zugleich auch juristisch erkämpfte 
Plattform für die Durchsetzung demokratischer 
Rechte und Freiheiten mit dem Ziel, die Bour¬ 
geoisie zu stürzen und die Macht der Arbeiter¬ 
klasse durch die Diktatur des Proletariats zu er¬ 
richten. „Wir dürfen nicht vergessen“, schrieb 
Lenin, „daß es in der gegenwärtigen Zeit kein an¬ 
deres Mittel gibt noch geben kann, um den Sozia¬ 
lismus näher zu bringen, als die volle politische 
Freiheit, als die demokratische Republik, als die 
revolutionär-demokratische Diktatur des Proleta¬ 
riats und der Bauernschaft.“ 24 Die Verbindung 
des Kampfes um Demokratie mit dem Kampf um 
Sozialismus 25 wird demnach auch und nicht zu¬ 
letzt im Kampf um ein demokratisches Arbeits¬ 
recht schon im kapitalistischen System sichtbar. 
Gerade unter den Bedingungen des Imperialismus 
führt der Kampf um Demokratie immer mehr 
dazu, daß „eine konsequente Demokratie sich auf 
der einen Seite in Sozialismus verwandelt und auf 
der anderen Seite den Sozialismus erfordert.“ 26 
Für die Geschichte des Arbeitsrechts der DDR 
bedeutet das, unser heutiges sozialistisches Ar¬ 
beitsrecht als Errungenschaft des jahrzehntelan¬ 
gen Kampfes der deutschen Arbeiterklasse sowie 
als ein wichtiges Ergebnis des proletarischen In¬ 
ternationalismus zu begreifen, d. h. auch als histo¬ 
risches Resultat des auf dem Boden der DDR er¬ 
folgreich gegen die Bourgeoisie geführten Klas¬ 
senkampfes. Die Herausbildung des revolutio¬ 
när-demokratischen und sozialistischen Arbeits¬ 
rechts in der sowjetischen Besatzungszone und 
nach der Staatsgründung der DDR ist somit nie¬ 
mals aus sich selbst heraus zu verstehen, sondern 
nur im Zusammenhang mit der bürgerlich-demo¬ 
kratischen und sozialistischen Revolution als Be¬ 
standteil jenes „einheitlichen revolutionären Pro¬ 
zesses , in dem es durch die schöpferische An¬ 
wendung der Leninschen Revolutionstheorie ge- 
l an g, »die antifaschistisch-demokratische Umge- 
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staltung mit dem Kampf um Sozialismus zu ver¬ 
binden“. 22 Die Entwicklung des Arbeitsrechts als 
Bestandteil dieses Prozesses zu verstehen, heißt 
zugleich, daß dem Arbeitsrecht in seiner schüt¬ 
zenden und organisierenden Rolle bei der Errich¬ 
tung des Sozialismus in der DDR eine große Be¬ 
deutung zukam. Zusammengefaßt zeigt sich das 
wie folgt: 

Erstens hat das Arbeitsrecht dazu beigetragen, 
daß sich im Bereich der Arbeit, und zwar insbe¬ 
sondere durch die Schaffung volkseigener Betrie¬ 
be und die Herausbildung des neuen Charakters 
der Arbeit in ihnen bereits in den Jahren bis 1949 
Elemente des Sozialismus entwickeln konnten. Es 
bildeten sich demokratische Arbeitsverhältnisse 
heraus, vor allem durch die konsequente Orientie¬ 
rung der Partei der Arbeiterklasse, die volkseige¬ 
nen Betriebe zu vorbildlichen Betrieben der Plan¬ 
erfüllung und der kontinuierlichen Produktions¬ 
steigerung 29 zu machen, sowie durch die Verwirk¬ 
lichung des Mitbestimmungsrechts der Gewerk¬ 
schaften gerade in bezug auf die Schaffung und 
den Ausbau eines Tarifvertragssystems, 30 das die 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktäti¬ 
gen planmäßig verbesserte. Diese Entwicklung 
war auch deshalb möglich, weil die Arbeitsgesetz¬ 
gebung—vom faschistischen Gedankengut befreit 
- selbst in den Rechtsformen konsequent bürger¬ 
lich-demokratischen Charakter hatte, in den nor¬ 
mativen Inhalten des Arbeitsrechts jedoch bereits 
revolutionär-demokratische (volksdemokrati¬ 
sche) Züge aufwies, die gegenüber dem Arbeits¬ 
recht der Weimarer Republik eine qualitative 
Höherenentwicklung darstellten. 

Zweitens wurden durch das Arbeitsrecht die¬ 
jenigen Bedingungen .mit beeinflußt, die den 
Übergang von der revolutionär-demokratischen 
Diktatur der Arbeiter und Bauern zur Diktatur 


24 W. I. Lenin, Werke, Bd. 9, Berlin 1966, S. 102. 

25 Vgl. Wissenschaftlicher Kommunismus, Lehrbuch 
Berlin 1974, S. 82 ff. 

26 W. I. Lenin, Werke, Bd. 25, Berlin 1960, S. 465. 

27 E. Honecker, „Auf sicherem Kurs, Zum 30. Jah¬ 
restag der Gründung der SED“, in: Reden und 
Aufsätze, Bd. 4, Berlin 1977, S. 297. 

28 Vgl. hierzu schon die Referate auf dem II. Partei¬ 
tag der SED, insbesondere W. Ulbricht, Der de¬ 
mokratische Neuaufbau in Wirtschaft und Verwal¬ 
tung, Protokoll der Verhandlungen des II. Partei¬ 
tages der SED, Berlin 1947, S. 325 ff 

29 Vgl. a. a. O., S. 326. 

30 Vgl. a. a. O., S. 331. 








des Proletariats ermöglichten. 31 Des weiteren för¬ 
derte es die Herausbildung sozialistischer Produk¬ 
tions- und ArbeitsVerhältnisse als Verhältnisse 
der kameradschaftlichen Zusammenarbeit und 
gegenseitigen Hilfe. Damit wirkte das Arbeits¬ 
recht objektiv auf den politischen Charakter der 
Mitbestimmung als Machtausübung der führen¬ 
den Arbeiterklasse und auf die Festigung ihres 
Bündnisses mit den Bauern und den anderen 
werktätigen Klassen und Schichten ein. Hierzu 
trug nicht unwesentlich bei, daß die verfassungs¬ 
mäßigen Grundrechte im Bereich der Arbeit nicht 
nur seit 1949, normativ garantiert waren, sondern 
Verfassungstext und Verfassungswirklichkeit vor 
allem durch die sozialistische Art und Weise zu 
produzieren, immer mehr zu einer Einheit wur¬ 
den. 

Drittens beeinflußte das Arbeitsrecht die wei¬ 
tere Herausbildung und Entwicklung sozialisti¬ 
scher Produktions- und Arbeitsverhältnisse bis 
zum Sieg des Sozialismus Anfang der 60er Jahre in 
erster Linie durch die Verstärkung seiner produk¬ 
tivitätsfördernden und effektivitätssteigernden 
Wirkungsrichtung. ' 

Das war durch die ständige Erhöhung der so¬ 
zialistischen Plan- und Arbeitsdisziplin und durch 
die Verbesserung der Arbeitsorganisation mög¬ 
lich. So hat auch das Arbeitsrecht als Machtin¬ 
strument der führenden Arbeiterklasse seinen 
spezifischen Beitrag geleistet, die Aufgaben der 
Übergangsperiode 32 vom Kapitalismus zum So¬ 
zialismus zu lösen und die Frage „Wer - wen?“ 
entscheiden zu helfen. 


2 . 3 . 

Wesen und Hauptmerkmale 

des Arbeitsrechts während der 

antifaschistisch-demokratischen Ordnung 

und der Übergangsperiode 

vom Kapitalismus 

zum Sozialismus in der DDR 

Das nach der Zerschlagung des Hitlerfaschismus 
in Deutschland existierende Arbeitsrecht war in 
seinen wichtigsten Teilen von faschistischem Ge¬ 
dankengut bestimmt und entsprach der zwischen 
1933 und 1945 gerade auch auf dem Gebiet der 
Arbeit vollzogenen vollständigen politischen Ent¬ 
rechtung der Werktätigen. 33 Die faschistische 
Zwangsarbeitsgesetzgebung hatte im Interesse 
der Vorbereitung und Durchführung des faschisti¬ 


schen Raubkrieges und auf Grund der rassisti¬ 
schen Exzesse nationalsozialistischer Ideologie 
nahezu alle durch die Arbeiterklasse in der Wei¬ 
marer Republik erkämpften bürgerlich-demokra¬ 
tischen Rechte wieder rückgängig gemacht. 34 Das 
faschistische Arbeitsrecht war seinem Wesen nach 
bürgerlich-imperialistisches Recht faschistischer 
Ausprägung. Es konnte deshalb überwiegend 
nicht mehr angewendet werden und war. selbst in 
den Rechtsformen für eine neue, demokratische 
Arbeitsgesetzgebung völlig ungeeignet. Hinzu 
kam erschwerend, daß das Arbeitsrecht nicht ko¬ 
difiziert war. Der Kampf der Arbeiterklasse um 
ein einheitliches Arbeitsgesetzbuch blieb so lange 
erfolglos, bis der erste sozialistische deutsche Staat 
die Kodifizierung des Arbeitsrechts durchsetzte. 
Die Situation im Arbeitsrecht war insoweit auch 
im Verhältnis zum Straf- und Zivilrecht verschie¬ 
den, denn hier konnte in erheblichem Umfang auf 
Regelungen des BGB und des StGB zurückgegrif¬ 
fen werden. 35 

Nach der Befreiung vom Hitlerfaschismus war 
es erforderlich, ein völlig neues Arbeitsrecht zu 
schaffen, das zunächst einen revolutionär-demo¬ 
kratischen und später sozialistischen Charakter 
trug. Die sich nach 1945 in der sowjetischen Be¬ 
satzungszone herausbildende antifaschistisch¬ 
demokratische Rechtsordnung umfaßte auch für 
das Arbeitsrecht folgende Bestandteile: 

- das neue, von antifaschistisch-demokratischen 
Organen geschaffene revolutionär-demokrati¬ 
sche Recht; 

— die Rechtsbestimmungen der SM AD; 


31 Zu den Bedingungen des Übergangs von der revo¬ 
lutionär-demokratischen Diktatur der Arbeiter 
und Bauern zur Diktatur des Proletariats vgl. Mar¬ 
xistisch-leninistische allgemeine Theorie des Staa¬ 
tes und des Rechts, Bd. 2, a. a. O., S. 405 ff. 

32 Zum Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus 
in der DDR vgl. Wissenschaftlicher Kommunis¬ 
mus, Lehrbuch, a. a. O., S. 351 ff. 

33 Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 48 ff. 

34 Folgende Gesetze und Verordnungen wurden z. B. 
außer Kraft gesetzt: das Betriebsrätegesetz, die Ta¬ 
rifvertragsordnung, die Schlichtungsordnung und 
allp Bestimmungen über die Mitbestimmungs¬ 
rechte der Werktätigen, vgl. dazu F. Kunz/ 
W. Tippmann, Die Entwicklung des Ar¬ 
beitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 53 ff. 

35 Vgl. Strafrecht, Allgemeiner Teil, Lehrbuch, Ber¬ 
lin 1976, S. 91 f.; Zivilrecht, Lehrbuch, Berlin 
1981, S. 56 ff. 
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- Normativakte des Alliierten Kontrollrates; 

- die übernommenen Rechtsvorschriften. 

Diese in ihren Bestandteilen nicht einheitliche 
Rechtsordnung demokratisch weiterzuentwickeln 
und zum Schutz der antifaschistisch-demokrati¬ 
schen Umwälzungen und zum Aufbau der Frie¬ 
denswirtschaft immer wirksamer einzusetzen, war 
in der Folgezeit ein wichtiges Anliegen der Partei 
der Arbeiterklasse, um so eine einheitliche demo¬ 
kratische Gesetzlichkeit in der sowjetischen Be¬ 
satzungszone zu ermöglichen. 36 

Diese Situation erfordert, eine qualitative Ein¬ 
schätzung des Arbeitsrechts von der Seite des 
Rechtstyps vorzunehmen. Wenn zunächst die 
Auffassung vertreten wurde 37 , das bestehende 
Arbeitsrecht sei noch bürgerliches (also kapitali¬ 
stisches) Recht, so hat sich das auf Grund umfang¬ 
reicher Untersuchungen über den Charakter der 
Staatlichkeit und der Rechtsordnung in der antifa¬ 
schistisch-demokratischen Umwälzung als unrich¬ 
tig erwiesen. Das nach 1945 in der sowjetischen 
Besatzungszone geschaffene und realisierte Ar¬ 
beitsrecht war kein bürgerliches Arbeitsrecht wie 
das der Weimarer Republik. Es enthielt von An¬ 
fang an neue qualitative Züge mit zunehmend re¬ 
volutionär-demokratischer Ausprägung, wodurch 
der bürgerlich-demokratische Charakter des Ar¬ 
beitsrechts immer weiter zurückgedrängt wurde. 
Das gilt schon für die ersten beiden Jahre nach der 
Zerschlagung des Hitlerfaschismus, also in etwa 
bis Ende 1947/Anfang 1948. 

„Mit dem Abschluß der Enteignung der 
Kriegsverbrecher und Monopolherren und dem 
Aufbau eines demokratischen Systems der staatli¬ 
chen Leitung des volkseigenen Sektors der Wirt¬ 
schaft hatte die Arbeiterklasse unter Führung der 
SED die ökonomische und materielle Basis für die 
revolutionär-demokratische Diktatur der Arbei¬ 
ter und Bauern geschaffen und die Fundamente 
für die Verwirklichung der Volkssouveränität ge¬ 
legt. Das Volk war zum Herren über ausschlagge¬ 
bende Produktionsmittel geworden. 

In einem hochindustriealisierten Land waren 
auf friedlichem und demokratischem Wege die 
Wurzeln des Imperialismus und Militarismus aus¬ 
gerottet worden. Die revolutionären Umwälzun¬ 
gen hatten zu tiefgreifenden Veränderungen in 
der Klassenstruktur geführt. Die Arbeiterklasse 
und die mit ihr verbündete werktätige Bauern¬ 
schaft waren zur herrschenden politischen Kraft 
geworden.“ 38 In der Arbeitsgesetzgebung waren 
die wichtigsten Rechte garantiert und gewährlei¬ 
stet. Der SMAD-Befehl Nr. 234 39 faßte diese 


Rechte zusammen und beinhaltete darüber hinaus 
Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsprodukti¬ 
vität und zur Verbesserung der Lage der Arbeiter 
und AngJstellten. Es ging um die Verbesserung 
der Arbeitsdisziplin und Arbeitsorganisation, die 
Einführung neuer Lohnformen, die Verbesserung 
des Arbeitsschutzes, der Gesundheitsfürsorge und 
eine neue Qualität der Berufsausbildung der 
Lehrlinge. Die höhere Entwicklungsphase der an¬ 
tifaschistisch-demokratischen Ordnung brachte 
damit einerseits eine neue Qualität des Arbeits¬ 
rechts hervor, andererseits war letztere eine Vor¬ 
aussetzung für die höhere Entwicklungsphase der 
antifaschistisch-demokratischen Umwälzung. So 
entstand ein revolutionär-demokratisches (volks¬ 
demokratisches) Arbeitsrecht. Inhaltlich handelt 
es sich hierbei um das Recht des zum sozialisti¬ 
schen Typ übergehenden Staates. „Seine Spezifik 
wird durch folgende Hauptmerkmale charakteri¬ 
siert. Erstens ist das Recht des Übergangs zum so¬ 
zialistischen Typ nicht der zum Gesetz erhobene 
Wille einer Klasse der Gesellschaft. Es drückt 
nicht nur die Interessen der Arbeiterklasse, der 
Bauernschaft oder eines Teils der Nichtwerktäti¬ 
gen aus ..., sondern stellt den zum Gesetz erho¬ 
benen Gesamtwillen der am Block der demokrati¬ 
schen Kräfte beteiligten Klassen und Schichten 
dar. Deshalb hat ein solches Recht keinen soziali¬ 
stischen, sondern volksdemokratischen Charak¬ 
ter.“ 40 

Mit der Errichtung der staatlichen Macht 
durch die Gründung der DDR und der Diktatur 
des Proletariats entsteht nicht automatisch ein so¬ 
zialistisches Arbeitsrecht. Die Errichtung der po¬ 
litischen Macht der Arbeiterklasse in Form der 
Diktatur des Proletariats ist jedoch eine unab¬ 
dingbare Voraussetzung auch für die Herausbil¬ 
dung des sozialistischen Arbeitsrechts, dessen 
vollständige Ausprägung vom Sieg der sozialisti¬ 
schen Produktionsverhältnisse (und damit der so¬ 
zialistischen Arbeitsverhältnisse) abhängig ist. 


36 Vgl. K.-H. Schöneburg, Staat und Recht in der Ge¬ 
schichte der DDR, a’ a. O., S.73 f. 

37. Vgl. K. Polak, „Arbeitsrecht und Klassenkampf“, 
in: Reden und Aufsätze, Zur Entwicklung der Ar- 
' beiter-und-Bauern-Macht, a. a. O., S. 145; vgl. 
auch R. Helm, „Probleme des Arbeitsrechts“, 
Einheit, 1948/4, S. 334 f. 

38 K.-H. Schöneburg, Staat und Recht in der Ge- 

- schichte der DDR, a. a. O., S. 109 f. 

39 In: Arbeit und Sozialfürsorge, 1947/20, S. 452 f. 

40 Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des 
Staates und des Rechts, Bd. 2, a. a. O., S. 444. 
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Erst das sozialistische Arbeitsrecht ist durch alle 
Eigenschaften und Merkmale des sozialistischen 
Rechtstyps 41 gekennzeichnet. Es wirkt auf die 
ständige qualitative Vervollkommnung der soziali¬ 
stischen Arbeitsverhältnisse ein, indem es ver¬ 
bindlich die Verhaltensweisen der Werktätigen 
normiert, die für die Realisierung ihrer Verant¬ 
wortung im Arbeitsprozeß objektiv erforderlich 
sind. 


2.4. 

Zur Periodisierung 
der Arbeitsrechtsentwicklung 
in der sowjetischen Besatzungszone 
und in der DDR 

/ 

Zu den Kriterien für die Periodisierung des sozia¬ 
listischen Rechts heißt es im Lehrbuch Marxi¬ 
stisch-leninistische Staats- und Rechtstheorie: 
„Die kommunistische Gesellschaft wird nicht mit 
einemmal vollständig aufgebaut. Der Aufbau 
vollzieht sich vielmehr in Etappen. Dementspre¬ 
chend durchläuft das sozialistische Recht ver¬ 
schiedene Entwicklungsstufen; dies sind Stufen 
eines einheitlichen sozialistischen Rechtstyps ... 
Die Periodisierung der sozialistischen Rechtsent¬ 
wicklung folgt im Prinzip der Periodisierung der 
Staatsentwicklung, denn beide beruhen auf den 
gleichen gesellschaftlichen Grundlagen. Die Pe¬ 
riodisierung der sozialistischen Rechtsentwick¬ 
lung ist letztlich vom Stand der Entwicklung der 
Produktivkräfte und der Produktionsverhältnisse, 
vom Stand des Klassenkampfes und der Klassen¬ 
struktur der sozialistischen Gesellschaft in den 
einzelnen Etappen ihrer Entwicklung aus vorzu¬ 
nehmen. Gleichzeitig muß berücksichtigt werden, 
daß die Beziehungen zwischen der Entwicklung 
der gesellschaftlichen Grundlagen des Rechts und 
der Entwicklung des Rechts weder schematisch 
noch automatisch sind.“ 42 Daraus folgt, daß die 
Periodisierung der Arbeitsrechtsentwicklung vor 
allem von der qualitativen Vervollkommnung der 
sozialistischen Arbeitsverhältnisse und der mit ih¬ 
nen eng verbundenen gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse, von der Durchsetzung der führenden Rolle 
der Arbeiterklasse sowie vom sozialen Entwick¬ 
lungsniveau der Arbeiter, Angestellten und der In¬ 
telligenz abhängt. Weiterhin muß berücksichtigt 
werden, daß die Beziehungentzwischen den Ar¬ 
beitsverhältnissen und dem normativen Arbeits¬ 
recht immer über den sozialistischen Staat vermit¬ 


telt werden, das Arbeitsrecht also keine bloße^ 
„Photographie“ seines Gegenstandes darstellt. 
Die Geschichte des Arbeitsrechts der DDR kann 
nicht erst mit der Gründung der DDR am 7. Ok¬ 
tober 1949 einsetzen. Die Periodisierung der Ge¬ 
schichte des Arbeitsrechts der DDR muß die Ar¬ 
beitsrechtsentwicklung in der sowjetischen Besat¬ 
zungszone nach der Zerschlagung des Hitlerfa¬ 
schismus einbeziehen, weil seit dieser Zeit der 
Entwicklungsweg eines Arbeitsrechts des soziali¬ 
stischen Rechtstyps bzw. des zum sozialistischen 
Typ übergehenden Staates vorgezeichnet ist. 

Drei große Perioden der Arbeitsrechtsent¬ 
wicklung sind erkennbar, die in sich jeweils meh¬ 
rere Etappen einschließen. 

1. Periode: 

Das Arbeitsrecht in der antifaschistisch-demokra¬ 
tischen Ordnung (1945 bis 1949) 

(Die Entwicklung des Arbeitsrechts vom bürgerli¬ 
chen Arbeitsrecht antifaschistisch-demokrati¬ 
scher Ausprägung zum revolutionär-demokrati¬ 
schen Arbeitsrecht) 

a) Etappe von der Zerschlagung des Hitlerfa¬ 
schismus bis zur Errichtung der revolutionär¬ 
demokratischen Diktatur der Arbeiter und 
Bauern (von 1945 bis Ende 1947/Anfang 
1948) 

b) Etappe bis zur Staatsgründung der DDR am 
7. Oktober 1949 

2. Periode: 

Das Arbeitsrecht der Übergangsperiode vom Ka¬ 
pitalismus zum Sozialismus in der DDR 
(1949 bis Anfang der 60er Jahre) 

a) . Etappe von der Gründung der DDR bis zum 

Beschluß über die Errichtung der Grundlagen 
des Sozialismus (1949 bis 1952) 

b) Etappe bis zum Sieg der sozialistischen Pro¬ 
duktionsverhältnisse 

(Etappe der Schaffung des sozialistischen Ar¬ 
beitsrechts) 

(1952 bis Anfang der 60er Jahre) 

3. Periode: 

Das sozialistische Arbeitsrecht 

a) Etappe der Wirkung des GB A als erster Kodi¬ 
fikation des sozialistischen Arbeitsrechts 

b) Etappe bis zur Errichtung des entwickelten 
Sozialismus 

(Die Wirkung des AGB als zweiter Kodifika¬ 
tion des sozialistischen Arbeitsrechts) 


41 Vgl. Marxistisch-leninistische Staats- und Rechts¬ 
theorie, Lehrbuch, a. a. O., S. 337 f. 

42 a. a. O., S. 338 f. 


461 




In jede Periode bzw. Etappe fallen normative 
Bestimmungen, die ihren Inhalt entscheidend 
mitbestimmen, so z. B. die erste Verfassung der 
DDR und das Gesetz der Arbeit von 1950 in der 
ersten Etappe der zweiten Periode oder die Wir¬ 
kung des GBA als der ersten Kodifikation des so¬ 
zialistischen Arbeitsrechts in der ersten Etappe 
der dritten Periode. Jede Periode ist weiterhin ge¬ 
kennzeichnet durch eine qualitative Höherent¬ 
wicklung der Beziehungen zwischen den Arbeits¬ 
verhältnissen; dem normativen Arbeitsrecht und 
der Qualität der Arbeitsrechtsverwirklichung. 
Dies soll im folgenden nachgewiesen werden. 


3. 

Das Arbeitsrecht 

in der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung von 1945 bis 1949 

3.1. 

Zur historischen Situation 
nach der Zerschlagung des Hitlerfaschismus 
und zum Beginn einer revolutionär¬ 
demokratischen Arbeitsrechtsentwicklung 

Mit dem Sieg der Sowjetunion über den Hitlerfa¬ 
schismus erhielt das deutsche Volk die geschichtli¬ 
che Chance, die Lehren aus der eigenen Ge¬ 
schichte zu ziehen, ein demokratisches und später 
sozialistisches Vaterland aufzubauen. Im Gegen¬ 
satz zur Sowjetunion und der Avantgarde der 
deutsche^ Arbeiterklasse waren die Westmächte 
an der Vernichtung des deutschen Imperialismus 
nicht interessiert. Sie wollten Deutschland zum 
Bollwerk gegen den Sozialismus, vor allem gegen 
die Sowjetunion, machen. Der deutsche Imperia¬ 
lismus hatte 1945 zwar eine schwere, aber letztlich 
nicht endgültige Niederlage erlitten. Die Politik 
der imperialistischen Besatzungsmächte führte 
zur Restaurierung des deutschen Imperialismus 
auf dem Territorium der westlichen Besatzungs¬ 
zonen. 

Auf dem Territorium der sowjetischen Besat¬ 
zungszone, der späteren DDR, war die Nie¬ 
derlage des deutschen Imperialismus ein für alle¬ 
mal besiegelt. Aber auch diese Niederlage vollzog 
sich nicht im historischen Selbstlauf. Sie war das 
Ergebnis härtesten Klassenkampfes, bis die Frage'' 


„Wer — wen?“ entschieden wurde. Honecker 
schreibt dazu: „In einem einheitlichen revolutio¬ 
nären Prozeß, in erbitterter Auseinandersetzung 
mit der imperialistischen Reaktion und ihren Hel¬ 
fershelfern gelang es, die antifaschistisch-demo¬ 
kratische Umwälzung zu verwirklichen und die 
sozialistische Revolution zum Siege zu führen.“ 43 
Dabei hat die Sowjetunion in jeder Lage geholfen, 
doch den Aufbau einer neuen Gesellschaft hat das 
Volk unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer 
revolutionären marxistisch-leninistischen Partei 
letztendlich selbst vollzogen. Ausgehend von der 
Erkenntnis, daß nur die angestrengte selbstlose 
Arbeit aller Werktätigen die Kriegsfolgen beseiti¬ 
gen, die Friedenswirtschaft in Gang bringen und 
entwickeln sowie ein menschenwürdiges Dasein 
ermöglichen kann, stellte sich die Partei der Ar¬ 
beiterklasse als Führer und Organisator der 
Volksmassen dieser heroischen Aufgabe. Durch 
faschistischen Mord und Terror selbst einer Viel¬ 
zahl ihrer Besten beraubt, organisierte die KPD 
bereits mehr als einen Monat vor der offiziellen 
militärischen Kapitulation Hitlerdeutschlands am 
8. Mai 194 5 44 aus der Emigration heraus den de¬ 
mokratischen Aufbau und die Versorgung der 
Bevölkerung in dem von der Roten Armee besetz¬ 
ten deutschen Gebiet. 45 Zunächst ging es darum, 
die Betriebe wieder aufzubauen, die Produktion 
in Gang zu setzen, die allernotwendigsten Le¬ 
bensbedürfnisse der Menschen zu befriedigen, 
kürz: Hunger, Not und Elend einen entschiedenen 
Kampf anzusagen. Vom Tage der Befreiung an 
wurde an der Beseitigung der Kriegsschäden und 
dem Neuaufbau einer friedlichen Wirtschaft (nach 
einem durch die Nazifaschisten geführten „tota¬ 
len“ Krieg) unter großen Anstrengungen und 
Entbehrungen gearbeitet. 

Beim Beseitigen der Trümmer, bei der In¬ 
gangsetzung lebenswichtiger Produktion, bei 
der Instandsetzung der Verkehrswege und Brük- 


43 E. Honecker, „Auf sicherem Kurs, Zum 30. Jah¬ 
restag der Gründung der SED“, a. a. O., S. 291. 

44 Vgl. Militärische Kapitulationsurkunde vom 8. 5. 
1945, in: Das Potsdamer Abkommen — Dokumen¬ 
tensammlung, Berlin 1975, S. 31 f. 

45 Vgl. Richtlinien des Politbüros des Zentralkomi¬ 
tees der Kommunistischen Partei Deutschlands für 
die Arbeit der deutschen Antifaschisten in dem von 
der Roten Armee besetzten deutschen Gebiet vom 
5. 4. 1945, in: Um ein antifaschistisch-demokrati¬ 
sches Deutschland, a. a. O., S. 5 ff.; K.-H. Schö¬ 
neburg, Staat und Recht in der Geschichte der 
DDR, a. a. O., S. 61 ff. 
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ken, der Wiedereröffnung von Gesundheits- und 
Bildungseinrichtungen - stets mit tatkräftiger 
Hilfe und Unterstützung der Sowjetarmee - bilde¬ 
ten sich die ersten Keimformen revolutionär-de¬ 
mokratischer Arbeitsverhältnisse der Menschen 
heraus. Arbeitsverhältnisse, die zunehmend von 
kameradschaftlicher Zusammenarbeit und gegen¬ 
seitiger Hilfe und durch das Ziel geprägt waren, 
eine antifaschistisch-demokratische Ordnung zu 
gestalten. Dies war zugleich die Basis für eine 
neue revolutionär-demokratische Staats- und 
Rechtsordnung, in der ein demokratisches Ar¬ 
beitsrecht seinen wichtigen Platz hatte. Doch 
diese Beziehungen bedurften der staatlichen Lei¬ 
tung und Lenkung, um dem vom faschistischen 
Raubkrieg hinterlassenen Chaos ein Ende zu be¬ 
reiten und neue, antifaschistisch-demokratische 
Verhältnisse zu schaffen. Vor allem waren um¬ 
fangreiche Maßnahmen zur Bildung antifaschisti¬ 
scher Verwaltungsorgane in den Städten und Ge¬ 
meinden erforderlich. Ihre schwierige Aufgabe 
war letztlich die „Steigerung der Produktion und 
die Sicherung der Arbeitsdisziplin, antifaschisti¬ 
sche Umerziehung der Belegschaft, Vereinbarung 
der Arbeitsbedingungen im Rahmen der allge¬ 
meinen Anweisungen, soziale Fürsorge.“ 46 Damit 
waren kurz und knapp durch die Partei der Arbei¬ 
terklasse wesentliche Grundaufgaben der antifa¬ 
schistisch-demokratischen Staats- und Rechts¬ 
ordnung gerade auch bei der Entwicklung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen in 
der ersten Nachkriegsperiode Umrissen, die in ei¬ 
ner Vielzahl späterer Dokumente und gesetzlicher 
Bestimmungen ergänzt und konkretisiert wurden. 
Selbstlose und unschätzbare Hilfe wurde den anti- 
faschistisch-demokratischen Kräften unter Füh¬ 
rung der Partei der Arbeiterklasse beim Aufbau 
des neuen Lebens und dem Ingangsetzen der Pro¬ 
duktion durch die Sowjetunion und die sowjeti¬ 
schen Besatzungsbehörden zuteil. 


3 . 2 . 

Die Hilfe der Sowjetunion 

bei der Herausbildung eines revolutionär- 

demokratischen Arbeitsrechts 

(Zur historischen Bedeutung 

der SMAD-Befehle) 

Am 9. Juni 1945 wurde die Sowjetische Militär¬ 
administration in Deutschland (SMAD) gebildet. 
Ihre Aufgabe bestand darin, für die gesamte so¬ 


wjetische Besatzungszone, dem Gebiet der heuti¬ 
gen DDR, in den damals noch existierenden Län¬ 
dern und Provinzen, in den Städten und Gemein¬ 
den, Besatzungsfunktionen auszuüben. 47 Doch 
die Offiziere der SMAD und die sowjetischen Mi¬ 
litäradministrationen in den Ländern und Provin¬ 
zen, die Leiter und Mitarbeiter in den sowjeti¬ 
schen Kommandanturen in den Kreisen und Städ¬ 
ten waren nicht „Besatzer“ im herkömmlichen 
Sinne von Siegern gegenüber Besiegten. „Ihre 
marxistisch-leninistische Bildung, internationali¬ 
stische Erziehung und praktischen Erfahrungen 
nicht nur auf militärischem, sondern auch auf poli¬ 
tischem, ökonomischem und kulturellem Gebiet 
befähigten sie, diese Arbeit auf der Grundlage der 
alliierten Abkommen im Interesse ihrer sowjeti¬ 
schen Heimat und zum Nutzen der deutschen 
Werktätigen zu leisten.“ 48 Sie erließen Befehle, 
Beschlüsse und Anordnungen, die auch und ge¬ 
rade für die Herausbildung eines revolutionär¬ 
demokratischen und sozialistischen Arbeitsrechts 
von wegweisender Bedeutung waren. Diese Nor¬ 
mativakte, die für alle Bürger, staatlichen und ge¬ 
sellschaftlichen Organisationen in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone verbindlich waren, bein¬ 
halteten insbesondere folgende Fragen: 49 

- Ausführung von gemeinsamen Beschlüssen der 
Antihitlerkoalition sowie von Gesetzen und Di¬ 
rektiven des Alliierten Kontrollrates, vor allem 
hinsichtlich der Entmilitarisierung und Entna¬ 
zifizierung Deutschlands; 

- Aufhebung faschistischer Rechtsvorschriften; 

- Maßnahmen zur Überwindung der unmittelba¬ 
ren Kriegsfolgen und zur Normalisierung des 
Lebens in den Städten und Dörfern; 


46 Um ein antifaschistisch-demokratisches Deutsch¬ 
land, a. a. O., S. 9. 

47 Vgl. Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Abriß, a. a. O., S. 79 f. sowie die 
Anordnung für die Sowjetische Militäradministra¬ 
tion über die Verwaltung der sowjetischen Besat¬ 
zungszone in Deutschland vom 6. 6. 1945 und den 
Befehl Nr. 1 des Obersten Chefs der SMAD über 
die Bildung der sowjetischen Militärverwaltung 
vom 9. 6. 1945, in: Um ein antifaschistisch-demo¬ 
kratisches Deutschland, a. a. O., S. 51 ff. 

48 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Abriß, a. a. O., S. 80. 

49 Vgl. K.-H. Schöneburg, Staat und Recht in der Ge¬ 
schichte der DDR, a. a. O., S. 22; vgl. auch I. Mel- 
zer/D. Fally-Sell, „Die SMAD-Befehle-wesentli¬ 
ches Element der Herausbildung des sozialisti¬ 
schen Rechts in der DDR“, NJ, 1980/4, S. 149 ff. 
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- Maßnahmen des wirtschaftlichen, politischen 
un^ kulturellen Aufbaus, die nur im Rahmen 
der gesamten sowjetischen Besatzungszone ge¬ 
löst werden konnten und daher nicht zur Kom¬ 
petenz der Landes- bzw. Provinzialverwaltun¬ 
gen gehörten; 

- Maßnahmen auf sozialem Gebiet, so über die 
Rechte der Werktätigen, den Arbeitsschutz, die 
Gleichberechtigung der Frau, den Jugend¬ 
schutz; 

- Maßnahmen zur Durchführung der von den Al- 
lüerten festgelegten Reparationslieferungen. 

Diese Aufzählung verdeutlicht, daß die 
SMAD auch die Schaffung einer neuen Arbeitsge¬ 
setzgebung als ein nicht zu unterschätzendes In¬ 
strument zur Herausbildung und Festigung der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung ansah. 
Nach der Beseitigung der Zwangsarbeitsgesetze 
der Nazizeit - «auf Grund des SMAD-Befehls 
Nr. 2 vom 10. Juni 194 5 50 durften Rechtsvor¬ 
schriften, die typisch faschistischen Charakter tru¬ 
gen, nicht mehr angewendet werden — war der 
Weg für ein demokratisches Arbeitsrecht frei. Der 
Befehl Nr. 2, bereits einen Tag nach der Bildung 
der SMAD erlassen, ließ die Gründung und Tä¬ 
tigkeit antifaschistischer Parteien und freier Ge¬ 
werkschaften zu. Letzteren wurde das ausdrückli¬ 
che Recht gewährt, zur „Wahrung der Interessen 
und Rechte der Werktätigen ... Kollektivverträge 
mit den Arbeitgebern zu schließen sowie Sozial¬ 
versicherungskassen ... zu bilden.“ 51 Gemeinsam 
mit dem Gründungsaufruf des ZK der KPD, 52 in 
dem zu den grundlegenden Fragen der künftigen 
Gestaltung des demokratischen Arbeitsrechts 
Stellung genommen wurde, 53 kann der SMAD- 
Befehl Nr. 2 als Geburtsurkunde des antifaschi¬ 
stisch-demokratischen Arbeitsrechts in der DDR 
bezeichnet werden. Auf dieser Grundlage wurden 
weitere SMAD-Befehle erlassen, die für eine re¬ 
volutionär-demokratische Verwirklichung des 
Arbeitsrechts prinzipielle Bedeutung hatten. So 
enthielt der SMAD-Befehl Nr. 65 vom 15. Sep¬ 
tember 1945 Grundsätze für Erhebungen, die ei¬ 
nen Überblick über die Arbeitskräftelage vermit¬ 
teln, und der SMAD-Befehl Nr. 153 vom 20. No¬ 
vember 1945 legte die notwendigen Maßnahmen 
zur .Sicherstellung von Arbeitskräften in den 
wichtigsten Wirtschaftszweigen 1 fest. 54 

Um zunächst eine Stabilität der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen zu garantieren und inflatio¬ 
nistischen Tendenzen des Schwarzmarkthandels 
zu begegnen, wurde durch den SMAD-Befehl 
Nr. I 55 bestimmt, daß Lohnsätze und Gehälter für 


Arbeiter und Angestellte, die vor dem Kriegsende 
bestanden, bestehen bleiben müssen. Gleichzeitig 
wurde kontrolliert, .daß weder Löhne und Gehäl¬ 
ter noch Preise für landwirtschaftliche Produkte 
und Industriewaren erhöht wurden. Schließlich sei 
noch der SMAD-Befehl Nr. 23 4 56 vom 9. Okto- 
-ber 1947 genannt, der große Bedeutung für die 
Gestaltung des Arbeitsrechts erlangte. Dazu sind 
in einem gesonderten Abschnitt Ausführungen 
enthalten. Trotz dieser grundlegenden Regelun¬ 
gen war es weder möglich noch notwendig, alle vor 
dem 8. Mai 1945 erlassenen gesetzlichen und ta¬ 
rifvertraglichen Regelungen sofort durch neue zu 
ersetzen, soweit sie nicht offen faschistisches Ge¬ 
dankengut enthielten 57 bzw. die maßlose Ausbeu¬ 
tung und faschistische Versklavung der Werktäti¬ 
gen zum Gegenstand hatten. 58 

Die SMAD wurde von Anfang an durch deut¬ 
sche Verwaltungsorgane unterstützt. Bereits im 
Sommer 1945 wurden für wichtige Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens deutsche Zentralver¬ 
waltungen gebildet, 59 und bereits bestehenden 
Landes- und Provinzialverwaltungen wurde das 
Recht gewährt, Gesetze und Verordnungen mit 
Gesetzeskraft zu erlassen. 60 So bestand die Auf¬ 
gabe der Deutschen Verwaltung für Arbeit und 
Sozialfürsorge, die zunächst als beratendes Organ 
für die SMAD gebildet worden war, u. a. darin, 
die gültige Gesetzgebung den veränderten gesell¬ 
schaftlichen Bedingungen anzupassen, neue Ge¬ 
setze und Normen auf den Gebieten der Arbeit, 


50 Abgedruckt in: Um ein antifaschistisch-demokrati¬ 
sches Deutschland, a. a. O., S. 54 f. 

51 ebenda 

52 Vgl. a. a. O., S. 56 ff. 

53 Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 64. 

54 In: Arbeit und Sozialfürsorge, 1946/1, S. 3 f. 

55 Befehl Nr. 1 des Stellvertreters des Obersten Chefs 
der SMAD vom 23. 7. 1945, in: Jahrbuch Arbeit 
und Sozialfürsorge, Bd. I, Berlin 1947, S. 289. 

56 In: Arbeit und Sozialfürsorge, 1947/20, S. 452. 

57 Vgl. K.-H. Schöneburg, Staat uncj Recht in der Ge¬ 
schichte der DDR, a. a. O., S. 72; Grundriß Zivil- 
recht, H. 1, Berlin 1978, S. 58. 

58 Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 63. 

59 Befehl Nr. 17 des Obersten Chefs der SMAD vom 
27. 7.1945, in: Um ein antifaschistisch-demokrati¬ 
sches Deutschland, a. a. O., S. 100 ff. 

60 Befehl Nr. 110 des Obersten Chefs der SMAD 
vom 22. 10. 1945, in: Um ein antifaschistisch-de¬ 
mokratisches Deutschland, a. a. O., S. 183. 
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der Sozialfürsorge und Sozialversicherung, zu 
schaffen und zu veröffentlichen sowie Literatur 
darüber herauszugeben. 61 Damit waren die Vor¬ 
aussetzungen gegeben, daß die Arbeiterklasse 
und ihre Verbündeten selbst mit Hilfe ihrer sowje¬ 
tischen Klassenbrüder ein zunächst antifaschisti¬ 
sches und später zunehmend sozialistisches Ar¬ 
beitsrecht aufbauen und verwirklichen konnten. 


3.3. 

Der Kampf um die Demokratisierung 
der Arbeitsverhältnisse 
und die charakteristischen Züge 
der Arbeitsrechtsentwicklung 

von 1945 bis 1949 

Der Kampf um die Herausbildung neuer, demo¬ 
kratischer Arbeitsverhältnisse und, damit eng 
verbunden, der Kampf um die'Gewährleistung 
demokratischer, sozialer Grundrechte der Werk¬ 
tätigen war ein zutiefst revolutionärer Prozeß. In 
realistischer Einschätzung der Situation ging die 
Partei der Arbeiterklasse davon aus, daß die Zeit 
nach der Zerschlagung des Hitlerfaschismus noch 
nicht reif war, die unmittelbare politische Herr¬ 
schaft der Arbeiterklasse zu manifestieren und die 
sozialistische Gesellschaftsordnung aufzubauen. 
Vielmehr stand die Schaffung eines antifaschi¬ 
stisch-demokratischen Regimes als dringendes 
Erfordernis auf der Tagesordnung, was „die rest¬ 
lose Vernichtung von Faschismus und Militaris¬ 
mus, die Enteignung der Konzerne, Banken und 
der Großgrundbesitzer, die Übernahme der 
Kommandohöhen in Staat und Wirtschaft durch 
Vertreter des werktätigen Volkes“ 62 erforderte. 
Dazu waren die Aktionseinheit der Arbeiterklas¬ 
se, die Gründung der Sozialistischen Einheitspar¬ 
tei Deutschlands und eine konsequente Bünd¬ 
nispolitik der Arbeiterklasse mit der werktätigen 
Bauernschaft und den anderen werktätigen 
Schichten die entscheidenden Voraussetzungen 
und zugleich die tragenden politischen Säulen. 
Auf dieser Grundlage begann die Arbeiterklasse 
in engem Bündnis mit der werktätigen Bauern¬ 
schaft und den anderen werktätigen Schichten 
unmittelbar nach Beendigung des zweiten Welt¬ 
krieges die Überreste der faschistischen Gewalt¬ 
herrschaft zu beseitigen und eine antifaschi¬ 
stisch-demokratische Gesellschafts-, Staats- und 
Rechtsordnung zu errichten. Neben dem Grün¬ 


dungsaufruf der KPD waren die Grundforderun-' 
gen der Arbeiterklasse vor allem in den auf dem 
Vereinigungsparteitag im April 1946 beschlosse¬ 
nen „Grundsätzen und Zielen der SED“ 63 und in 
dem Beschluß des Zentralsekretariats der SED 
vom 30. Dezember 1946 64 über die „Sozialpoliti¬ 
schen Richtlinien“ enthalten. 65 Diese Dokumente 
zeigten auch die Entwicklungsrichtung für ein 
künftiges demokratisches und sozialistisches Ar¬ 
beitsrecht auf und bildeten zugleich die Grundlage 
für die Formulierung der Grundrechte auf dem 
Gebiet der Arbeit in den Länder- und Provinzial¬ 
verfassungen aus den Jahren 1946/47. 66 Damit 
waren erstmals in der deutschen Geschichte de¬ 
mokratische Grundrechte verfassungsrechtlich 
gesichert und zur Grundlage und Richtschnur der 
neuen Arbeitsgesetzgebung geworden. 

, Die ökonomischen und politischen Umwäl¬ 
zungen schafften gleichzeitig die Voraussetzungen 
dafür, diese Grundrechte auszugestalten und zu 
konkretisieren und sie, im Gegensatz zu den in der 
Weimarer Verfassung postulierten Grundrechten, 
in der täglichen Praxis zu verwirklichen. Doch bis 
zur vollständigen Verwirklichung der entschei¬ 
denden sozialen Grundrechte wie den Grundrechten 
auf Arbeit, auf Mitbestimmung und auf Bildung 
bedurfte es eines harten Klassenkampfes gegen 
Naziaktivisten, Kriegsgewinnler und Teile der 
■ Bourgeoisie, die mehr oder weniger offen für die 
Restaurierung kapitalistisch-imperialistischer 
Verhältnisse auch in der sowjetischen Besat¬ 
zungszone eintraten. Es bedurfte insbesondere 
des einheitlichen und geschlossenen Vorgehens 
aller antifaschistisch-demokratischen Kräfte un¬ 
ter Führung der Partei der Arbeiterklasse. Mit 


61 Vgl. R. Helm, „Aufgaben und Tätigkeit der Juristi¬ 
schen Abteilung in der Deutschen Verwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge“, Arbeit und Sozialfür¬ 
sorge, 1946/13/14, S. 298. 

62 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Abriß, a. a. O., S. 81. 

63 a. a. O. 

64 a. a. O. 

65 Vgl. W. Thiel/P. Sander, „Sozialistische Einheits¬ 
partei Deutschlands -Initiator unserer Arbeitsge¬ 
setzgebung“, AuA, 1967/9, S. 271 f.; H. Wolf, 
„30 Jahre Arbeitsrecht in der DDR“, AuA, 
1979/9, S. 427 f. 

66 Vgl. K.-H. Schöneburg, Staat und Recht in der 
DDR, a. a. O., S. 100; L. Jelowik, „Die Heraus¬ 
bildung und Entwicklung der Grundrechte der 
Bürger in der DDR von 1945—1961“, SuR, 
1979/6, S. 492 ff. 
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großer Offenheit hat die SED auf ihrem II. Partei¬ 
tag im Jahre 1947 hierzu die Aufgaben abgesteckt 
und die Notwendigkeit der Bündnis- und Block¬ 
politik betont: „Wir sind nicht dumm genug, ange¬ 
sichts des Hitlererbes als Partei allein unserem 
Volke gegenüber die Verantwortung für den Auf¬ 
bau Deutschlands zu tragen. Das kann keine Par¬ 
tei, es sei denn, daß sie sich mit selbstmörde¬ 
rischen Absichten trüge. Für uns ist die Blockpoli¬ 
tik kein vorübergehendes Theater einer oder 
mehrerer Parteien, sondern unsere Blockpolitik 
kommt aus der inneren Erkenntnis, daß nur mit 
vereinten Kräften aller Parteien der Weg aus der 
Hitlerkatastrophe gebahnt werden kann.“ 67 Der 
II. Parteitag der SED entwarf ein Modell der 
künftigen Aufgaben und beschäftigte sich in gro¬ 
ßem Umfang zugleich mit der Entwicklung der 
Staats- und Rechtsordnung, einschließlich der 
weiteren Herausbildung eines revolutionär-de¬ 
mokratischen Arbeitsrechts. 68 

Pieck arbeitete im Bericht des Parteivorstan¬ 
des die wichtigsten revolutionären Aufgaben her¬ 
aus: 69 

- endgültige Entmachtung aller reaktionären 
Kräfte und Säuberung der Wirtschaft und Ver¬ 
waltung von nazistischen Elementen; 

- Erhöhung des Einflusses der Partei der Arbei¬ 
terklasse insbesondere in den Betrieben; 

- Entwicklung der politischen Akvititäten der 
Gewerkschaften; 

- demokratischer Neuaufbau der Wirtschaft; 

- Verbesserung der Lebenshaltung, der Ernäh¬ 
rung und Versorgung der werktätigen Massen; 

- Steigerung der Arbeitsleistungen und Hebung 
der Arbeitsmoral und Arbeitsdisziplin. 

Der II. Parteitag der SED wies damit den Weg 
sowohl für die Herausbildung demokratischer und 
sozialistischer Arbeitsverhältnisse als auch für ein 
demokratisches und sozialistisches Arbeitsrecht. 
Ulbricht unterstrich dazu: 

„Durch die Enteignung der Betriebe der Kon¬ 
zerne, der Kriegsverbrecher und der aktiven Nazis 
ist die Mehrzahl der Großbetriebe zu volkseige¬ 
nen Betrieben geworden ... Es sind die Grund¬ 
bedingungen geschaffen, damit die Wirtschaft in 
den Dienst des Volkes gestellt werden kann ... 
Der Arbeiter steht nicht mehr unter dem Druck 
der Arbeitslosigkeit.. . Unter diesen Bedingun¬ 
gen einer demokratischen Wirtschaftsordnung 
liegt das wirtschaftliche Schwergewicht bei den 
volkseigenen Betrieben .. . Die Steigerung der 
Produktion in den volkseigenen Betrieben ist die 
wichtigste politische und wirtschaftliche Aufgabe 
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in der Industrie. Die Enteignung der Betriebe war 
der erste Schritt. Aber die Hauptaufgabe ist es 
jetzt, zu beweisen, daß die volkseigenen Betriebe 
in jeder Hinsicht den privatkapitalistischen Be¬ 
trieben überlegen sind .. .“ 70 

Die fortschrittlichsten Arbeiter bewiesen, daß 
sie die Partei der Arbeiterklasse gut verstanden 
hatten. Im Laufe des Jahres 1948 zeigte sich, daß 
„die vom II. Parteitag begründete und durch den 
Befehl Nr. 234 von der SMAD unterstützte Wirt¬ 
schaftspolitik ihre ersten Früchte trug. Die klas¬ 
senbewußten Arbeiter und fortgeschrittene An¬ 
gehörige der technischen Intelligenz unterstützten 
den Kurs der Partei.“ 71 Am 1. Juli 1948 konnten 
bereits 51,9 % der Arbeiter im Leistungslohn ar¬ 
beiten. Die vom Jungaktivistenkongreß 1948 aus¬ 
gehende Aktivistenbewegung wurde sehr bald zu 
einer Massenbewegung. „Eine wachsende Zahl 
von Aktivisten ließ sich von ihrem Klassenbe¬ 
wußtsein und den davon geprägten moralischen 
Motiven leiten. Zugleich trug auch die Anwen¬ 
dung des Leistungsprinzips dazu bei, die Aktivi¬ 
stenbewegung zu verbreitern. Moralische und ma¬ 
terielle Triebkräfte bewirkten, daß sich die neue 
Einstellung zur Arbeit weiter herausbildete.“ 72 
Dieser komplizierte und zugleich widerspruchs¬ 
volle Prozeß war von einer fortschrittlichen Ar¬ 
beitsgesetzgebung und Arbeitsrechtsprechung 
begleitet. Sie trugen dazu bei, daß sich in der so¬ 
wjetischen Besatzungszone der antifaschistisch¬ 
demokratische Prozeß gegenüber den restaurati- 
ven Kräften durchsetzte und bereits in dieser Zeit 
Elemente, der künftigen sozialistischen Ordnung 
herausbilden konnten. Im folgenden werden ei¬ 
nige ausgewählte Rechtsinstitute bzw. Rechts¬ 
formen dargestellt: 

a) Die Lenkung und Vermittlung von Arbeits¬ 
kräften 

Zu einer wichtigen Voraussetzung für den de¬ 
mokratischen Neuaufbau der Wirtschaft und 
für die Verbesserung der Ernährung und Ver- 


67 M. Fechner, Eröffnungsansprache, Protokoll der 
Verhandlungen des 2. Parteitages der SED, Berlin 
1947, S. 54. 

68 Vgl. W. Ulbricht, Der demokratische Neuaufbau 
in Wirtschaft und Verwaltung, a. a. O., S. 331 ff. 

69 Vgl. W. Pieck, Bericht des Parteivorstandes, 
a. a. O., S. 83 ff. 

70 W. Ulbricht, Der demokratische Neuaufbau ..., 
a. a. O., S. 324 f. 

71 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 189. 

72 a. a. O., S. 192 








sorgung der Bevölkerung gehörte die planmä¬ 
ßige Lenkung und Vermittlung von Arbeits¬ 
kräften. Entsprechend den gesellschaftlichen 
Möglichkeiten ging es darum, das vorhandene 
Arbeitsvermögen zu erfassen bzw. zu registrie¬ 
ren und einzusetzen. Damit wurden auch erste 
Voraussetzungen für die Realisierung des 
Grundrechts auf Arbeit geschaffen. Der Kon- 
trollratsbefehl Nr. 3 vom 17. Januar 1946 über 
die Registrierung der im arbeitsfähigen Alter 
stehenden Bevölkerung, die Registrierung der 
Arbeitslosen und deren Unterbringung in Ar¬ 
beit sowie insbesondere die bereits genannten 
SMAD-Befehle Nr. 65 vom 15. September 
1945 und Nr. 153 vom 29. November 1945 
waren die normativen Grundlagen für eine 
staatliche Registrierung, Lenkung und Ver¬ 
mittlung von Arbeitskräften. 73 Dazu gehörten 
auch entsprechende Richtlinien der Deutschen -i 
Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge 74 , 
beispielsweise zur Schaffung von Arbeitsäm¬ 
tern, zur Erfassung aller arbeitsfähigen Bürger 
und deren Meldepflicht, zur Genehmigungs- 
pfliclit des Arbeitsplatzwechsels, zur Durch¬ 
führung von Umschulungen und die Möglich¬ 
keit von Arbeitseinweisungen für ehemalige 
Nazis und solche Bürger, die sich einer regel¬ 
mäßigen Arbeit entziehen wollten. Diese ge¬ 
setzlichen Maßnahmen und ihre konsequente 
Verwirklichung durch die demokratischen 
Staatsorgane ermöglichten es, einerseits dem 
Hunger und dem Spekulantentum erfolgreich 
zu begegnen, andererseits unter den gegebe¬ 
nen ökonomischen Möglichkeiten allen Bür¬ 
gern einen Arbeitsplatz zu sichern und damit 
eine erste Übersicht über das vorhandene Ar¬ 
beitskräftepotential zu gewinnen. So konnte 
schließlich im Artikel 15 der Verfassung des 
Landes Mecklenburg bestimmt werden: 
„Jeder Bürger hat ein Recht auf Arbeit. Er 
kann sich seinen Beruf frei wählen. Es ist Auf¬ 
gabe des Landes, durch Wirtschaftslenkung 
jedem Bürger Arbeit und Lebensunterhalt zu 
sichern.“ 75 

b) Die Mitbestimmung der Werktätigen 

Ein weiteres Grundrecht, das es nach 1945 zu 
entwickeln und durchzusetzen galt, war das 
Mitbestimmungsrecht der Werktätigen. Die 
Überwindung der Kriegsschäden, der demo¬ 
kratische Neuaufbau der Wirtschaft und die Si¬ 
cherung der sozialen Interessen der Werktäti¬ 
gen konnte nur durch die Arbeiterklasse und 
die mit ihr verbündeten Klassen und Schichten 


erfolgen und war ohne die Entwicklung und 
Verwirklichung des Mitbestimmungsrechts 
nicht denkbar. Deshalb schlossen sich der be¬ 
wußteste Teil der Arbeiterklasse und viele 
Werktätige unmittelbar nach dem Krieg in 
Gewerkschaften zusammen, um „eine Kampf¬ 
einheit zur völligen Vernichtung des Faschis¬ 
mus und zur Schaffung eines neuen demokrati¬ 
schen Rechts der Arbeiter und Angestellten zu 
werden.“ 76 

Doch gerade in der Mitbestimmung mußte 
sich der Klassenstandpunkt der Arbeiterklasse 
erst durchsetzen. 

Helm, einer der Mitbegründer des antifaschistisch¬ 
demokratischen Arbeitsrechts, erinnert sich: 

„In der Weimarer Republik war durch das Betriebs- 
rätegesetz von 1920 erstmalig das Mitbestimmungs¬ 
recht gesetzlich fixiert worden. Zweifellos handelte 
es sich — vom Standpunkt der bürgerlich-formalen 
Demokratie her gesehen - um ein fortschrittliches 
' Gesetz, das aber unter den Bedingungen des Fortbe¬ 
stehens des kapitalistischen Wirtschafts- und Gesell¬ 
schaftssystems seines demokratischen Kems alsbald 
beraubt wurde, reformistische Illusionen in der deut¬ 
schen Arbeiterklasse nährte und ihren Klasseninter¬ 
essen mehr schadete als nutzte. Die arbeiterfeindli¬ 
che Rechtsprechung des Reichsarbeitsgerichts 
höhlte das Betriebsrätegesetz zugunsten des Profit¬ 
interesses der .Arbeitgeber“ zusätzlich aus, indem 
es die Wahrnehmung des .Betriebsinteresses“ (also 
der Interessen der Unternehmer) durch die Betriebs¬ 
räte höher bewertete als die der Interessen der Ar¬ 
beiter und Angestellten (der .Arbeitsnehmer“). Die 
Nazis beseitigten später auch dieses Gesetz, da es der 
Durchsetzung ihrer .Betriebsführer-Gefolgschafts“- 
Ideologie im Wege stand. 

Als sich nach dem 8. Mai 1945 in der sowjetischen 
Besatzungszone boreits in zahlreichen Betrieben Be¬ 
triebsräte gebildet hatten, erließ der Alliierte Kon¬ 
trollrat am 10. April 1946 mit seinem Gesetz Nr. 22 
ein neues Betriebsrätegesetz für ganz Deutschland, 
das sich inhaltlich - von der Aufgaben- und von der 
Organisationsseite her — vielfach mit dem Betriebs- 
rätegesetz von 1920 deckte. Es galt nun, den Werk- 


73 Vgl. R. Helm, Grundfragen des Arbeitsrechts, 
Berlin 1948, S. 25. 

74 Vgl. SMAD-Befehle Nr. 65 vom 15. 9. 1945 und 
Nr. 153 vom 29. 11. 1945 sowie die Richtlinien 
vom 29. 11. 1945, Arbeit und Sozialfürsorge, 
1946/1, S. 3 f. 

75 Verfassung des Landes Mecklenburg vom 16. 1. 
1947 (Reg.-Bl. S. 1). 

76 Aufruf zur Gründung neuer freier Gewerkschaften 
vom 15. 6. 1945, in: W. Ulbricht, Über die Ge¬ 
werkschaften, Bd. 2, Berlin 1953, S. 8. 
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tätigen nicht nur die Unterschiede zwischen beiden 
Gesetzen, sondern vor allem die rechtliche und tat¬ 
sächliche Bedeutung des neuen Betriebsrätegesetzes 
für die Anwendung und Entwicklung des Mitbe¬ 
stimmungsrechts der Arbeiter und Angestellten in 
den Betrieben unter den Bedingungen der antifa¬ 
schistisch-demokratischen Ordnung klarzumachen 
und die reformistischen Auffassungen vom Verhält¬ 
nis zwischen ,Arbeitgeber* und »Arbeitnehmer* aus¬ 
zuräumen. Entscheidend war der Hinweis auf die 
anders gearteten Machtverhältnisse in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone, auf die bereits erreichten 
Klassenkampfpositionen der Arbeiterklasse, auf die 
Schwächung der kapitalistischen Kräfte durch 
Nichtzulassung von Unternehmerverbänden und 
durch andere Maßnahmen. 

Das KRG Nr. 22 gewährleistete zwar nicht die volle 
Mitbestimmung der Werktätigen über Produktion 
und Verteilung oder über wirtschaftspolitische Be¬ 
lange - und blieb insofern hinter den Forderungen 
des FDGB zurück —, aber es enthielt doch immerhin 
die eindeutige Festlegung, daß die Betriebsräte ,zur 
Wahrnehmung der beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen der Arbeiter und Angestellten in 
den einzelnen Betrieben* tätig werden sollten, also, 
anders als nach dem Betriebsrätegesetz von 1920, 
nicht zugleich auch Untemehmerinteressen zu ver¬ 
treten hatten. Damit waren rechtliche Möglichkeiten 
geschaffen, um die Positionen der Arbeiterklasse 
weiter zu stärken. 

Im Gegensatz zu den westlichen Besatzungszonen 
konnte in der sowjetischen Besatzungszone das neue 
Betriebsrätegesetz als juristisches Instrument zur 
Entwicklung und Förderung real-demokratischer 
Verhältnisse voll zur Geltung kommen. In dem 
Maße aber, wie die Gewerkschaften als größte Klas¬ 
senorganisation der Arbeiter sich bei uns zu einem 
entscheidenden Faktor im politischen und wirt¬ 
schaftlichen Leben entwickelten und die Interessen 
aller Werktätigen umfassend wahrnahmen, erwies 
sich das Nebeneinanderbestehen von Betriebsräten 
und Betriebsgewerkschaftsleitungen als Hemmnis 
für die Weiterentwicklung des Mitbestimmungs¬ 
rechts. Deshalb wurden in Verwirklichung der Be¬ 
schlüsse des FDGB-Bundesvorstandes vom No¬ 
vember 1948 die Aufgaben der Betriebsräte von den 
Betriebsgewerkschaftsleitungen übernommen.“ 77 

c) Die Herstellung der Tarifvertragsfreiheit 

Ein wesentliches Mittel, wirklich demokrati¬ 
sche Machtverhältnisse in den zum großen Teil 
noch privatkapitalistisch verwalteten Betrie¬ 
ben zu entwickeln und einheitliche Arbeits¬ 
und Lohnbedingungen durchzusetzen, war der 
Abschluß von Tarifverträgen und Betriebsver¬ 
einbarungen. Die Herstellung der Tarifver¬ 
tragsfreiheit war Ausdruck und Bedingung der 
sich entfaltenden ökonomischen und politi- 
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sehen Macht der Arbeiterklasse. Durch sie 
konnten nach und nach die vom faschistischen 
Staat diktatorisch erlasseneh und auf die 
Kriegswirtschaft orientierenden Tarifordnun¬ 
gen beseitigt und solche Arbeits- und Lohnbe¬ 
dingungen geschaffen werden, die den in den 
Beschlüssen der Partei der Arbeiterklasse ge¬ 
wiesenen demokratischen Grundsätzen des 
Arbeitsrechts entsprachen und dazu beitrugen, 
die neuen gesellschaftlichen Arbeitsverhält¬ 
nisse vor allem in der Produktion zu festigen 
und zu entwickeln. 

Nachdem 1946 der Abschluß von Tarifver¬ 
trägen in einzelnen Wirtschaftszweigen durch 
besondere Befehle der SMAD genehmigt und 
entsprechende Erfahrungen gesammelt wor¬ 
den waren, erteilte der Befehl Nr. 61 der 
SMAD den Freien Deutschen Gewerkschaften 
die generelle Erlaubnis, Tarifverträge mit den 
Betrieben oder ihren Vereinigungen abzu¬ 
schließen. 78 Dieser Befehl und der dazu her¬ 
ausgegebene Mustervertrag 79 legten fest, daß 
die Tarifverträge alle die Arbeitsverhältnisse 
betreffenden Fragen, die Arbeitsbedingungen, 
die Löhne sowie sonstige in den Tarifen enthal¬ 
tenen Bestimmungen regeln sollen. 80 Die Ta¬ 
rifverträge regelten also erstmalig rechtlich zu¬ 
sammenfassend und den neuen gesellschaftli¬ 
chen Verhältnissen entsprechend wesentliche 
Seiten der Arbeitsverhältnisse der Arbeiter 
und Angestellten. Die mit ihnen gesammelten 
Erfahrungen waren für die Weiterentwicklung 
des demokratischen Arbeitsrechts in den fol¬ 
genden Jahren bestimmend, 
d) Die Schaffung der Sozialversicherung 

Einen hervorragenden Platz in der Geschichte 
des Arbeitsrechts der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik nimmt die Schaffung der ein¬ 
heitlichen und demokratischen Sozialver¬ 
sicherung in der sowjetischen Besatzungszone 
ein. Durch sie wurde erstmals das Grundrecht 
auf materielle Sicherstellung bei Krankheit, 


77 R. Helm, Entwicklung eines neuen Arbeitsrechts 
für eine neue Gesellschaftsordnung, NJ, 1975/9 
S. 262 f. 

78 SMAD-Befehl Nr. 61 vom 14. 3. 1947, Arbeit und 
Sozialfürsorge, 1947/8, S. 168 ff.; vgl. auch 
G. Schaum, „Zum SMAD-Befehl Nr. 61“, eben¬ 
da. 

79 Abgedruckt in: Arbeit und Sozialfürsorge 1947/9 
S. 191 f. 

80 Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 74 ff. 







Invalidität und im Alter verwirklicht. Die für 
den kapitalistischen Staat kennzeichnende 
vielfältige Zersplitterung der Sozialver¬ 
sicherung dient nicht nur dem imperialistischen 
Profitstreben, sondern wirkt der Einheit der 
Arbeiterklasse entgegen und behindert ihren 
Kampf um die Verbesserung der Leistungen. 81 
Unter maßgeblicher Mitarbeit der Gewerk¬ 
schaften wurde bereits 1945 in den Ländern 
und Provinzen eine Reform der Sozialver¬ 
sicherung durchgeführt und die seit Jahrzehn¬ 
ten bestehende Forderung der Arbeiterklasse 
nach Vereinheitlichung und Selbstverwaltung 
realisiert. 82 Dieser Prozeß fand seinen vor¬ 
läufigen Abschluß durch den Befehl Nr. 28 
der SMAD. Durch ihn wurden die Verord¬ 
nungen über Pflichtversicherung, über die 
freiwillige und zusätzliche Versicherung und 
die Versicherung bei Arbeitslosigkeit in Kraft 
gesetzt. 83 Damit waren die rechtlichen Vor¬ 
aussetzungen geschaffen, eine demokratische, 
gerechte und leistungsorientierte Sozialver¬ 
sicherung für alle Werktätigen zu entwickeln, 
e) Zu den Forderungen der Arbeiterklasse und 
ihrer marxistisch-leninistischen Partei, die mit 
Hilfe der SMAD und der Rechtsvorschriften 
der deutschen Verwaltungsorgane realisiert 
wurden, gehörten auch: 

- die Durchsetzung des Grundsatzes „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ als wesentlicher 
Bestandteil des Leistungsprinzips unabhän¬ 
gig von Alter und Geschlecht der Werktäti¬ 
gen (vgl. SMAD-Befehl Nr. 253 vom 
17. August 1946); 

- das Recht auf den Schutz der Arbeitskraft 
der Werktätigen und die Arbeitsschutzkon¬ 
trolle der Werktätigen; 84 

- die Wiederherstellung einer einheitlichen 
Arbeitsgerichtsbarkeit 85 (vgl. SMAD-Be¬ 
fehl Nr. 28 vom 25. Januar 1946, der die 
Weitergeltung des Arbeitsgerichtsgesetzes 
in der Fassung von 1926 ermöglichte). In 
diesem Zusammenhang sei prinzipiell auf 
die positive Rolle der demokratischen Ar¬ 
beitsrechtsprechung verwiesen, die einen 
großen Anteil an der Herausbildung des re¬ 
volutionär-demokratischen Arbeitsrechts 
hatte. 

„Trotz Fehlens eines speziellen Kündi¬ 
gungschutzgesetzes (war) der einzelne 
Arbeiter und Angestellte praktisch vor 
jeder Willkür geschützt.“ 85 Gleiches galt 
z. B. für Entscheidungen auf dem Gebiet von 


Arbeitszeit und Erholungsurlaub sowie im 
Arbeitsschutz. 

3.4. 

Der SMAD-Befehl Nr. 234 - 
ein Höhepunkt der revolutionär- 
demokratischen Arbeitsrechtsentwicklung 
in der sowjetischen Besatzungszone 

Obwohl schon Ende 1947 erlassen, stellt der Be¬ 
fehl Nr. 234 der SMAD den normativen Höhepunkt 
in der Arbeitsrechtsentwicklung 87 der antifaschi¬ 
stisch-demokratischen Ordnung dar. 88 Er wurde 
deshalb auch völlig zu Recht als Aufbauplan zur 
Wiederherstellung der Volkswirtschaft bezeich¬ 
net. 89 In Zusammenfassung der bisherigen Ar- ' 
beitsgesetzgebung stellte er fest, daß „in der so¬ 
wjetischen Besatzungszöne die Errungenschaften 
der deutschen Arbeiterbewegung auf dem Ge¬ 
biete der Arbeitsgesetzgebung und die Rechte der 
Arbeiter und Angestellten nicht nur wiederherge¬ 
stellt, sondern in einem Maße erweitert worden 
(sind), wie es in der Geschichte Deutschlands 
noch nie der Fall war“. Trotz der erhöhten Ein¬ 
satzbereitschaft vieler Werktätiger waren die er¬ 
reichten Erfolge, gemessen an den Anforderun¬ 
gen des Wirtschaftsaufbaus, noch sehr beschei¬ 
den. Vor allem waren der Stand der Arbeitspro¬ 
duktivität und der Arbeitsdisziplin noch auf einem 
niedrigei) Niveau, und die Leitungen vieler Be- 


81 Aus historischer Sicht vgl. J. Kuczynski, „Die 
Hauptmotive der deutschen Sozialversicherung 
von Bismarck bis in die Gegenwart“, Arbeit und 
Sozialfürsorge, 1946/13/14, S. 298 ff.; H. Jen- 
dretzky u. a., Arbeit und Sozialfürsorge, 1947/5, 
S. 85 ff. 

82 Vgl. E. Fischer, „Zur Lage in der Sozialversiche¬ 
rung in der sowjetischen Besatzungszone und in 
Berlin“, Arbeit und Sozialfürsorge, 1946/2, 
S. 40 ff. 

83 Diese Verodnungen sindvom 28. 1. 1947, Arbeit 
und Sozialfürsorge, 1947/5, S. 91 ff. 

84 Vgl. R. Helm, Grundfragen des Arbeitsrechts, 
a. a. O., S. 33 ff. 

85 Vgl. a. a. O., S. 38 ff. 

86 a. a. O., S. 29 

87 Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 

Arbeitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 95. 

88 Vgl. R. Helm, „Fortentwicklung des Arbeitsrechts 
durch Befehl Nr. 234“, Arbeit und Sozialfürsorge, 
1947/20, S. 449 f. 

89 Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 95. 
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triebe nutzten nicht alle vorhandenen Möglichkei¬ 
ten, die Leistungen zu steigern. Der Befehl 
Nr. 234 machte sehr eindringlich auf diese Situa¬ 
tion aufmerksam und stellte die Leninschen For¬ 
derungen nach Steigerung der Arbeitsproduktivi¬ 
tät und Entfaltung der bewußten, eigenen Initia¬ 
tive der Werktätigen für den wirtschaftlichen Auf¬ 
schwung als Hauptbindeglied im System der 
Volkswirtschaft und als Schlüssel zur Lösung aller 
anderen wirtschaftlichen Probleme in den Mittel¬ 
punkt. Diese Situation berücksichtigend legte der 
Befehl Nr. 234 eine Reihe rechtlicher Maßnah¬ 
men fest, die der Steigerung der Arbeitsprodukti¬ 
vität, der Entwicklung der Arbeitsdisziplin, der 
Durchsetzung des Leistungsprinzips und der 
spürbaren Verbesserung der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen dienten. Im 
Vordergrund standen Maßnahmen zur Verbesse¬ 
rung der Arbeitsorganisation und der Arbeitsdis¬ 
ziplin. Dazu diente u. a. auch die Aufhebung aller 
faschistischen Betriebsordnungen und die Einfüh¬ 
rung einer neuen Arbeitsordnung, die von der 
Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfür¬ 
sorge in enger Zusammenarbeit mit dem FDGB 
ausgearbeitet worden war. 90 Diese Arbeitsord¬ 
nung beseitigte nicht nur die die Arbeiter diskri¬ 
minierenden Bestimmungen und Maßregelungen 
der alten Betriebsordnungen, sondern enthielt 
Regelungen, die der neuen Stellung der Werktäti¬ 
gen entsprachen, ihre bewußte Disziplin förderten 
und den Kampf gegen Bummelanten und Diszi¬ 
plinverletzer unterstützten. 

Darüber hinaus enthielt der Befehl Nr. 234 
eine Vielzahl konkreter Maßnahmen zur unmit¬ 
telbaren Verbesserung der Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen der Werktätigen, beispielsweise auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschut¬ 
zes, insbesondere für die Jugendlichen. 91 Weitere 
Maßnahmen waren die bessere Durchsetzung des 
Leistungsprinzips in der Entlohnung und die Ver¬ 
wirklichung des Grundsatzes „gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“, die Verbesserung der Berufsaus¬ 
bildung, die Erhöhung des Urlaubs, die Verbesse¬ 
rung der Ernährung durch die breite Einführung 
des Werkküchenessens, die Versorgung der 
Werktätigen mit Kleidung und Industriewaren 
und die Entwicklung des betrieblichen Gesund¬ 
heitswesens und der ärztlichen Betreuung. 

Der Befehl Nr. 234 stellte somit eine Zusam¬ 
menfassung und zugleich eine Erweiterung der 
neuen Arbeitsgesetzgebung dar und gab wesentli¬ 
che Impulse für die Weiterentwicklung nicht nur 
des Arbeitsrechts, sondern der gesamten ökono- 
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mischen, gesellschaftlichen und politischen Ver¬ 
hältnisse. Von besonderer Bedeutung war hierfür 
der Übergang zur zentralen Wirtschaftsplanung. 

Nachdem durch den SMAD-Befehl Nr. 32 92 
vom 12. Februar 1948 die Deutsche Wirtschafts¬ 
kommission (DWK) als zentrales staatliches Or¬ 
gan zur Leitung der Wirtschaft gebildet und ihr 
das Recht übertragen wurde, verbindliche Ver¬ 
ordnungen und Anordnungen zu erlassen, wurde 
auf Beschluß des Parteivorstandes der SED der 
Zweijahrplan für die Jahre 1949/1950 ausgear¬ 
beitet, der mit dem Halbjahresplan für 1948 ge¬ 
koppelt war. 93 Die mit dem Befehl Nr. 234 durch¬ 
geführten Verbesserungen der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen und die mit 
dem Zweijahrplan erweiterten Möglichkeiten zur 
Entwicklung der Arbeitsproduktivität führten zu 
einem großen Aufschwung der Gewerkschaftsar¬ 
beit, die ihren sichtbaren Ausdruck in der Aktivi¬ 
sten- und Wettbewerbsbewegung fand. 94 Durch 
sie erhielt die Losung: „So wie wir heute arbeiten, 
werden wir morgen leben“ Massencharakter und 
war künftig für den Kampf der Werktätigen um 
die Steigerung der Arbeitsproduktivität bestim¬ 
mend. 


4 . 

Die Entwicklung des Arbeitsrechts 
in der Übergangsperiode 
vom Kapitalismus 
zum Sozialismus in der DDR 

4 . 1 . 

Zu den Aufgaben des Arbeitsrechts 
in der Übergangsperiode 

In der -Übergangsperiode vom Kapitalismus zum 
Sozialismus in der DDR bildete sich ein revolutio- 


90 Vgl. Arbeit und Sozialfürsorge, 1947/20, S. 454. 

91 Vgl. die durch den SMAD-Befehl Nr. 234 geneh¬ 
migte Verordnung über Jugendarbeitsschutz vom 
13. 10. 1947; in: Arbeit und Sozialfürsorge, 
1947/20, S. 356. 

92 Im Um ein antifaschistisch-demokratisches 
Deutschland, a. a. O., S. 585 f. 

93 Vgl. W. Ulbricht, „Der deutsche Zweijahrplan“, 
in: Über die Gewerkschaften, Bd. II, a. a O 
S. 227 ff. 

94 Vgl. W. Ulbricht, „Das neue Verhältnis zur Ar¬ 
beit“, a. a. O., S. 285 ff. 







när-demokratisches und, in den Anfängen, ein so¬ 
zialistisches Arbeitsrecht heraus, das durch zwei 
wesentliche Merkmale gekennzeichnet war: 

1. Mit seinen Regelungen und ihrer Verwirkli¬ 
chung trug es zur Steigerung der Arbeitspro¬ 
duktivität in der DDR bei, und es entwickel¬ 
ten sich erste Ansätze einer produktionsorga¬ 
nisierenden und produktivitätsfördernden 
Wirkungsrichtung des Arbeitsrechts. 

2. Er gewährleistete normativ ein zunehmend 
besseres soziales Lebensniveau der Arbeiter¬ 
klasse und der werktätigen Intelligenz. 

Der III. Parteitag der SED im Juli 1950 kon¬ 
statierte, daß „die entscheidende sozialökonomi¬ 
sche Aufgabe, im Verlauf des Zweijahrplans das 
Übergewicht des volkseigenen Sektors in der ge¬ 
samten Volkswirtschaft herzustellen, gelöst wor¬ 
den“ ist. 95 „Mehrere Lohnerhöhungen und Preis¬ 
senkungen, der Ausbau des Gesundheits- und So¬ 
zialwesens und andere Maßnahmen verdeutlich¬ 
ten die Fortschritte.“ 96 Diese Feststellung der 
Partei der Arbeiterklasse konnte zu einem Zeit¬ 
punkt getroffen werden, als die erste Verfassung 
des sozialistischen Staates, in der die entscheiden¬ 
den Grundrechte auf dem Gebiet der Arbeit erst¬ 
malig verankert wurden, noch kein volles Jahr in 
Kraft war. Historisch nahezu gleichzeitig wurde 
das Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege 
der Arbeitskräfte, zur Steigerung der Arbeitspro¬ 
duktivität und zur weiteren Verbesserung der ma¬ 
teriellen und kulturellen Lage der Arbeiter und 
Angestellten erlassen. 97 

„Die SED unternahm große Anstrengungen, 
um weitere Formen der sozialistischen Organisa¬ 
tion der Arbeit in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben zu erproben und einzu¬ 
führen. Schritte hierzu waren seit Frühjahr 1951 
der Abschluß von Betriebskollektivverträgen 
(BKV) in nahezu 5 000 volkseigenen Betrieben, 
... (es) wurden Rolle und Aufgaben der Kollek¬ 
tivverträge erörtert, ihr grundlegender Unter¬ 
schied zu den Tarifverträgen unter kapitalisti¬ 
schen Verhältnissen geklärt. Die BKV gingen von 
den übereinstimmenden Interessen der Staats¬ 
macht und der Arbeiterklasse in der DDR, der 
Werkleitungen und der Belegschaften der Be¬ 
triebe aus ... Erneut vergrößerte sich die Zahl der 
Arbeiter im Leistungslohn beträchtlich.“ 98 Die 
Verordnung zum Schutze der Arbeitskraft vom 
25. Oktober 195 1 99 konnte bereits davon ausge¬ 
hen, daß es durch die Erhöhung der Arbeitspro¬ 
duktivität ... der Regierung möglich war, den ma¬ 
teriellen Wohlstand und das kulturelle Niveau der 


I 

Bevölkerung zu heben. „Deshalb ist es von be¬ 
sonderer Bedeutung, Leben und Gesundheit der 
Werktätigen zu schützen und die Arbeitskraft, das 
wertvollste' Gut des Volkes, zu erhalten.“ 100 Die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität ermöglichte 
die Revolutionierung des Arbeitsrechts. Die Re- 
volutionierung des Arbeitsrechts trug wiederum 
zur weiteren Steigerung der Arbeitsproduktitität 
bei. Ein Prozeß, der nicht widerspruchsfrei verlief. 
„Nach dem IV. Parteitag (1954) konzentrierte 
sich die Partei — unterstützt durch die Gewerk¬ 
schaften - in den volkseigenen Betrieben beson¬ 
ders darauf, die Selbstkosten zu senken, die Ren¬ 
tabilität der Betriebe und die Qualität der Er¬ 
zeugnisse zu erhöhen. Noch arbeitete ein Teil der 
volkseigenen Betriebe mit Verlust und bean¬ 
spruchte Zuschüsse aus dem Staatshaushalt. Zwi¬ 
schen der Steigerung der Arbeitsproduktivität 
und dem Wachstum der Durchschnittslöhne be¬ 
stand ein ernstes Mißverhältnis ... Nur durch eine 
höhere Rentabilität der Betriebe konnten die 
Volkswirtschaft kontinuierlicher entwickelt und 
mehr Mittel für die Akkumulation und für ein hö¬ 
heres Lebensniveau der Werktätigen erwirtschaftet 
werden.“ 101 Normativ verbesserte Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen, 102 insbesondere die Verbesserung 
des Lohn- und Arbeitszeitrechts, führten nicht auto¬ 
matisch zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität. 
Dennoch setzte gerade eine schwerpunktorien¬ 
tierte, wirtschaftszweigbetonte wirtschaftspoliti¬ 
sche Linie der SED neue soziale Aktivitäten der 
Werktätigen frei. 103 Hierzu trugen nicht zuletzt 

95 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 227. 

96 ebenda 

97 Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege der 
Arbeitskräfte, zur Steigerung der Arbeitsprodukti¬ 
vität und zur weiteren Verbesserung der materiel¬ 
len und kulturellen Lage der Arbeiter und Ange¬ 
stellten vom 19. 4. 1950, GBl. 1950 Nr. 46 
S. 349 ff. 

98 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 251. 

99 VO zum Schutze der Arbeitskraft vom 25. 10. 
1951, GBl. 1951 Nr. 127 S. 957. 

100 ebenda 

101 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 313. 

102 Vgl. VO über die weitere Verbesserung der Ar¬ 
beits- und Lebensbedingungen der Arbeiter und 
der Rechte der Gewerkschaften vom 10.121 1953, 
GBl. Nr. 129 S. 1219. 

103 Vgl. Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 311. 
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die seit 1952 für die einzelnen Wirtschaftszweige 
abgeschlossenen Rahmenkollektivverträge 
(RKV) bei, die die Arbeits- und Lohnbedingun¬ 
gen für die Wirtschaftszweige entsprechend ihrer 
volkswirtschaftlichen Bedeutung gestalteten. 104 
Ein weiterer Aufschwung der Wettbewerbs-Akti¬ 
visten- und Neuererbewegung beweist das. Das 
„Mehr, besser, billiger“ einiger weniger Aktivi¬ 
sten wurde zu einer Massenbewegung. 105 So 
konnte der V. Parteitag der SED im Juli 1958 
feststellen, daß es realistisch ist „während der 
nächsten Jahre die sozialistischen Produktions¬ 
verhältnisse in der DDR zum Siege zu führen und 
die Übergangsperiode vom Kapitalismus zum So¬ 
zialismus im wesentlichen abzuschließen.“ 106 
Dazu war auf ökonomischem Gebiet eine ver¬ 
stärkte Rekonstruktion der Betriebe, eine Kon¬ 
zentration, Spezialisierung und Standardisierung 
der Produktion notwendig. 107 Weiterhin galt es, die 
produktionsorganisierenden und disziplinieren¬ 
den Möglichkeiten des Arbeitsrechts verstärkt im 
Rahmen der Arbeitsrechtsverwirklichung zu nut¬ 
zen. Zu oft wurde in den Betrieben auf eine auto¬ 
matische Wirkung der arbeitsrechtlichen Norma¬ 
tivakte vertraut. Gleichzeitig reiften auch die hi¬ 
storischen Bedingungen für eine erste sozialisti¬ 
sche Kodifizierung des Arbeitsrechts heran. So 
wurde auf Beschluß des V. Parteitages der SED 
das erste sozialistische deutsche Arbeitsgesetz¬ 
buch der DDR erarbeitet und am 12. April 1961 
von der Volkskammer verabschiedet. Das Ar¬ 
beitsrecht trug somit dazu bei, die sozialistischen 
Eigentums-, Produktions- und Arbeitsverhält¬ 
nisse herauszubilden, zu entwickeln, zu fördern 
und zu gestalten. 

Zusammenfassend können vor allem folgende 
Aufgaben des Arbeitsrechts in der Übergangspe¬ 
riode vom Kapitalismus zum Sozialismus genannt 
werden: 

Das Arbeitsrecht hat durch die Arbeitsgesetz¬ 
gebung sowie die konsequente Arbeitsrechtsver¬ 
wirklichung dazu beigetragen, 

- daß der volkseigene Sektor im Bereich der 
Wirtschaft das für die Herausbildung sozialisti¬ 
scher Produktionsverhältnisse entscheidende 
qualitative und quantitative Übergewicht er¬ 
langen konnte; 

- daß sich die langfristige sozialistische Wirt¬ 
schaftsplanung immer mehr durchgesetzt hat; ' 

- daß der privatkapitalistische Sektor in die 
planmäßige Entwicklung der Wirtschaft einbe¬ 
zogen wurde; 

- daß sich die Wettbewerbs-, Aktivisten- und 


Neuererbewegung zu einer sozialistischen Mas¬ 
senbewegung entwickelt hat; 

- daß die Verbesserung der Produktions- und 
Arbeitsorganisation und die Entwicklung der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin arbeitsproduk¬ 
tivitätssteigernd wirkten und 

— daß die erreichte Verbesserung der sozialen 
Lebensbedingungen der Werktätigen normativ 
abgesichert und geschützt wurde. 

So prägten sich bereits in der Übergangspe¬ 
riode jene Wirkungen des Arbeitsrechts heraus, 
die es heute auszeichnen: es übt Einfluß auf den 
Nutzeffekt sowie die Qualität und Effektivität der 
gesellschaftlichen Arbeit und die Gewährleistung 
der sozialen Sicherheit der Werktätigen aus. 

4 . 2 . 

Die Entwicklung des Arbeitsrechts 
nach der Gründung der DDR 

Mit der Gründung der DDR wurde sowohl für die 
gesamte Staats- und Rechtsentwicklung als auch 
für die Entwicklung des Arbeitsrechts eine neue 
Etappe eingeleitet. Im Prozeß der antifaschi¬ 
stisch-demokratischen Umwälzungen waren die 
politische und ökonomische Macht des Kapitals 
gebrochen, volkseigene Betriebe aufgebaut, de¬ 
mokratische Verwaltungs- und Justizorgane ge¬ 
schaffen und eine neue Einstellung der Werktäti¬ 
gen zur Arbeit entwickelt worden. Die Arbeiter¬ 
klasse hatte ihre politische Führungsrolle manife- 
stiert und im engen Bündnis mit der Bauernschaft 
und allen fortschrittlichen Kräften ihre staatliche 
Macht errichtet. Daraus ergaben sich neue Bedin¬ 
gungen, um die auf dem gesellschaftlichen Eigen¬ 
tum an Produktionsmitteln beruhenden neuen 
Produktionsverhältnisse zu entwickeln und die 
Produktivkräfte zu fördern. Diese Aufgabe 
konnte und mußte, wie schon in der vorangegan¬ 
genen Periode, auch mit Hilfe des Arbeitsrechts 
gelöst werden. Dabei war davon auszugehen, 


104 Vgl. VO über die Wahrung der Rechte der Werktä¬ 
tigen und über die Regelung der Entlohnung der 
Arbeiter und Angestellten vom 20. 5. 1952, GBl 
Nr. 64 S. 377. 

105 Vgl. Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 313. 

106 A. a. O., S. 378; vgl. auch W. Ulbricht, Protokoll 
der Verhandlungen des V. Parteitages der SED, 
Berlin 1959, S. 39 ff. 

107 Vgl. Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 379. 
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daß die bestehenden gesetzlichen und kol- 
lektiwertraglichen Bestimmungen den gestie¬ 
genen Anforderungen nicht mehr gerecht 
werden konnten. Deshalb schenkte der neue 
Staat auch von Anfang an der Arbeitsgesetzge¬ 
bung und ihrer konsequenten Verwirklichung 
große Aufmerksamkeit. 108 An erster Stelle sind 
die durch die Verfassung der DDR vom 7. Okto¬ 
ber 1949 109 entsprechend den erreichten Aufbau¬ 
erfolgen und dem gestiegenen Bewußtsein der 
Werktätigen weiterentwickelten Grundrechte zu 
nennen. In den Artikeln 14 bis 18 der Verfassung 
waren die wichtigsten Grundrechte, wie das Recht 
auf Arbeit, das Recht auf Entlohnung entspre¬ 
chend der Arbeitsleistung, das Recht auf Freizeit 
und Erholung, das Recht auf Schutz der Arbeits¬ 
kraft und das Recht auf materielle Versorgung bei 
Krankheit, Invalidität und im Alter, neu formu¬ 
liert. Einen besonderen Fortschritt stellte das in 
Artikel 17 festgelegte Mitbestimmungsrecht der 
Werktätigen bei der Regelung der Produktion so¬ 
wie der Arbeits- und Lohnbedingungen dar. Ent¬ 
scheidend aber war, daß die Verfassung gleichzei¬ 
tig die Garantien für die Realität und Verwirkli¬ 
chung aller Grundrechte bot. So war bestimmt, 
daß die Ordnung des Wirtschaftslebens den 
Grundsätzen sozialer Gerechtigkeit entsprechen 
muß und die Wirtschaft dem Wohle des ganzen 
Volkes und der Deckung seines Bedarfs entspre¬ 
chend dem Leistungsprinzip zu dienen hat (Arti¬ 
kel 19). Im Artikel 21 war der Grundsatz der 
Wirtschaftsplanung erstmalig verfassungsrecht¬ 
lich verankert, und Artikel 144 erklärte die Ver¬ 
fassung zu unmittelbar geltendem Recht. Das 
Neue dieser Verfassungsbestimmungen bestand 
also darin, „daß die Grundrechte in ihrem wesent¬ 
lichen Teil als gesellschaftlich-staatliche Mitwir- 
kungs- und Gestaltungsrechte gefaßt und Garan¬ 
tien ihrer Wahrnehmung aufgenommen wur¬ 
den“. 110 In diesem Sinne war auch der im Arti¬ 
kel 18 enthaltene Verfassungsauftrag 
zu verstehen, unter mäßgeblicher Mitbe¬ 
stimmung der Werktätigen ein einheitliches 
Arbeitsrecht, eine einheitliche Arbeitsgerichts¬ 
barkeit und einen einheitlichen Arbeitsschutz 
zu schaffen. 

Dieser Aufgabe stellte sich die Regierung der 
DDR vom ersten Tage an. Es begann eine Periode 
intensiver gesetzgeberischer Arbeit zur Heraus¬ 
bildung des sozialistischen Arbeitsrechts. An er¬ 
ster Stelle ist das bereits am 12. Dezember 1949 
beschlossene Landarbeiterschutzgesetz zu nen¬ 
nen. 111 Es spricht für das Wesen des neu gebilde¬ 


ten Staates, daß eines der ersten Gesetze der 
Volkskammer die Neuregelung der Arbeitsver¬ 
hältnisse der Landarbeiter zum Gegenstand hatte. 
Dieses Gesetz war ein wichtiges normatives Er¬ 
gebnis der konsequenten Bündnispolitik der Par¬ 
tei der Arbeiterklasse. 


4.3. 

Das Gesetz der Arbeit (GdA) 
als erstes deutsches Arbeitsgesetz 
und die weitere Ausgestaltung des 
revolutionär-demokratischen Arbeitsrechts 

Der Verfassungsauftrag des Artikels 18 wurde 
insbesondere durch das Gesetz der Arbeit 112 und 
die auf ihm beruhende Nachfolgegesetzgebung 
realisiert. Das Gesetz der Arbeit (GdA) war das 
erste einheitliche Gesetzeswerk, das die Grund¬ 
rechte auf dem Gebiet der Arbeit zusammenfas¬ 
send darstellte und konkretisierte. Seinem Cha¬ 
rakter als Rahmengesetz entsprechend, legte es 
gleichzeitig die Grundprinzipien und die inhaltli¬ 
che Orientierung für die auf seiner Grundlage er¬ 
lassenen Verordnungen fest. 113 „Mit dem Gesetz 
der Arbeit begann die Schaffung eines sozialisti¬ 
schen Arbeitsrechts in der DDR.“ 114 1 

Im folgenden werden die wesentlichen norma¬ 
tiven Inhalte des GdA kurz umrissen: 
a) Das Recht auf Arbeit 

Im Vordergrund des GdA stand die Konkreti¬ 
sierung und Realisierung des Rechts auf Ar¬ 
beit. Der § 1 GdA definiert es als das Recht auf 
einen den Fähigkeiten entsprechenden und 
zumutbaren Arbeitsplatz. Das war von weg¬ 
weisender Bedeutung. Hierdurch wurde nicht 


108 Vgl. DDR, Werden und Wachsen, Berlin 1974, 
S. 186 ff. 

109 Gesetz über die Verfassung der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik vom 7. 10. 1949, GBl. Nr. 1 
S. 5. 

110 K.-H. Schöneburg, Staat und Recht in der DDR, 
a. a. O., S. 133. 

111 Gesetz zum Schutze der Arbeitskraft der in der 
Landwirtschaft Beschäftigten vom 12. 12. 1949, 
GBl. Nr. 16 S. 113. 

112 Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege der 
Arbeitskräfte ..., a. a. O. 

113 Vgl.'H. Wolf, „30 Jahre'Arbeitsrecht in der DDR“, 
a. a. O., S. 429; F. Kunz, Die Herausbildung 
des sozialistischen Arbeitsrechts, a. a. O., S. 431. 

114 DDR, Werden und Wachsen, a. a. O., S. 187. 
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nur festgestellt, daß die Arbeitslosigkeit als 
Geißel der Werktätigen in der DDR ein für al¬ 
lemal beseitigt ist, sondern es. wurden damit 
zugleich auch hohe Anforderungen an die Pla¬ 
nung und Lenkung der Arbeitskräfte, die Er¬ 
schließung von Arbeitskräftereserven und die 
planmäßige Entwicklung der Berufsausbil¬ 
dung gestellt. Festlegungen darüber enthielten 
sowohl die §§ 1 und 26 ff. GdA als auch einige 
nachfolgende Bestimmungen. 115 
Der Sicherung des Rechts auf Arbeit diente 
weiterhin die einheitliche Regelung des Kün¬ 
digungsrechts, insbesondere des Kündigungs¬ 
schutzes der Werktätigen. Entsprechend den 
im § 38 GdA festgelegten Grundsätzen 
wurden durch die Kündigungsverordnung 116 
die Garantien für die Verwirklichung des 
Grundrechts auf Arbeit und das Mitbe¬ 
stimmungsrecht der Gewerkschaften ver¬ 
stärkt. 

b) Das Recht auf Mitbestimmung 

Von großer Bedeutung für die Weiterentwick¬ 
lung des Arbeitsrechts und seine Verwirkli¬ 
chung in den Betrieben war die Regelung des 
Mitbestimmungsrechts der Arbeiter und An¬ 
gestellten. Durch sie wurden die Leistungen 
der Werktätigen in der Aktivisten- und Wett¬ 
bewerbsbewegung anerkannt, der gewachse¬ 
nen Rolle der Gewerkschaften als Klassenor¬ 
ganisation und Interessenvertreter aller Werk¬ 
tätigen Rechnung getragen und Regelungen 
geschaffen, die der weiteren Entwicklung brei¬ 
ten Raum boten. Der § 4 GdA fixierte erstma¬ 
lig die Rolle der Gewerkschaften als gesetzli¬ 
che Vertreter der Arbeiter und Angestellten 
zum Schutz ihrer Arbeitsrechte und Interessen 
in der Produktion, auf dem Gebiet des Arbeits¬ 
schutzes sowie bei der Einhaltung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen. Allen Staats- und 
Wirtschaftsorganen wurde die Pflicht aufer¬ 
legt, bei der Leitung der Produktion und der 
Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen der Werktätigen eng mit den Gewerk¬ 
schaften zusammenzuarbeiten, 
c) Die Weiterentwicklung des Kollektivvertrags¬ 
rechts 

Der effektiven Durchsetzung der Mitbestim¬ 
mung der Werktätigen unter den neuen politi¬ 
schen und ökonomischen Bedingungen diente 
auch die Weiterentwicklung des Kollektivver¬ 
tragsrechts. 

Ab 1947 117 wurden einheitliche Kollektivver¬ 
träge sowohl für volkseigene wie für Privatbe¬ 


triebe abgeschlossen. Zwischenzeitlich hatte 
sich aber der volkseigene Sektor der Wirtschaft 
entscheidend entwickelt. Sein Anteil am ge¬ 
sellschaftlichen Gesamtprodukt betrug 1950 
über ^ die Hälfte und in der Industrie sogar 
76 %. 118 Dieser Prozeß festigte die Stellung 
der Gewerkschaften, er war mit einem Wandel 
des Inhalts der Mitwirkungs- und Mitgestal¬ 
tungsrechte der Werktätigen verbunden und 
änderte auch den Charakter und die Funktion 
der Kollektivverträge. Deshalb wurden gemäß 
§ 7 GdA in den volkseigenen Betrieben gegen¬ 
seitige Verpflichtungen der Werktätigen und 
des Betriebes zur allseitigen Planerfüllung in 
Betriebsverträgen niedergelegt. Die Privatbe¬ 
triebe wurden verpflichtet, mit der Betriebs¬ 
gewerkschaftsleitung Betriebsvereinbarungen 
über die Wahrnehmung des Mitbestimmungs¬ 
rechts abzuschließen. Der Inhalt und das Zu¬ 
standekommen der Tarifverträge, der Be¬ 
triebsverträge und Betriebsvereinbarungen ■ 
wurden durch die Kollektivvertragsverord¬ 
nung 11 » geregelt. Auf den Abschluß von Rah¬ 
menkollektivverträgen für die Wirtschafts¬ 
zweige und Betriebskollektivverträgen in den 
volkseigenen Betrieben ist in einem anderen 
Zusammenhang bereits hingewiesen worden. 

Für die Förderung der Aktivisten- und 
Wettbewerbsbewegung und zur Steigerung der 


115 Vgl. VO über die Aufgaben der Arbeitsverwaltun¬ 
gen und über die Lenkung der Arbeitskräfte vom 
12. 7. 1951, GBl. Nr. 86 S. 687; Gesetz über den 
Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der 
Frau vom 27. 9. 1950, GBl. Nr. 111 S. 1037; Ge¬ 
setz über die Teilnahme der Jugend am Aufbau der 
Deutschen Demokratischen Republik und die För¬ 
derung der Jugend in Schule und Beruf, bei Sport 
und Erholung vom 8. 2. 1950, GBl. Nr. 15 S. 95 
sowie der nach dem Kriege besonders notwen¬ 
digen Einbeziehung von Schwerbeschädigten die 
1. Durchführungsbestimmung zu § 28 GdA vom 
18. 12. 1951, GBl. Nr. 154 S. 1185. 

116 VO über Kündigungsrecht vom 7. 6. 1951 GBl 
Nr. 69 S. 550. 

117 Vgl. SMAD-Befehl Nr. 61, a. a. O. 

118 Vgl. Geschichtliche Zeittafel der DDR 1949 bis 
1959, Berlin 1959, S. 358. 

119 VO über Kollektivverträge vom 8. 6. 1950, GBl. 
Nr. 66 S. 493; vgl. ferner R. Schneider, „Überden 
Betriebsvertrag“, NJ, 1951/5, S. 215 ff.; vgl. auch 
VO über den Neuabschluß der Kollektivverträge in 
den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Be¬ 
trieben für das Jahr 1952 vom 20. 5. 1952 GBl 
Nr. 64 S. 384. 
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Arbeitsproduktivität brachte das GdA eben¬ 
falls wesentliche Neuregelungen. Die Aktivi¬ 
stenbewegung wurde als die wichtigste gesell¬ 
schaftliche Kraft bei der Erfüllung der Wirt¬ 
schaftspläne zur Festigung der demokratischen 
Ordnung bezeichnet, und alle Staats- und 
Wirtschaftsorgane wurden verpflichtet, sie all¬ 
seitig zu fördern (§18 GdA). Im Vordergrund 
dieser Regelung wie auch der Verordnung zur 
Förderung der Aktivisten- und Wettbewerbs¬ 
bewegung 120 stand die allseitige berufliche und 
persönliche Förderung der Aktivisten und 
Neuerer und die Stiftung einer Reihe von Aus¬ 
zeichnungen und Ehrentiteln, wie „Held der 
Arbeit“, „Verdienter Aktivist“, „Verdienter 
Erfinder“, „Brigade der besten Qualität“ usw. 
d) Die Vereinheitlichung der Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen 

Erklärtes Anliegen des GdA und der Nachfol¬ 
geregelungen war es ferner, die Lohn- und Ar¬ 
beitsbedingungen der Werktätigen zu verein¬ 
heitlichen und sie entsprechend dem erreich¬ 
ten Stand der Produktionsverhältnisse und der 
Arbeitsproduktivität zu verbessern. Ein we¬ 
sentlicher Schritt hierbei waren die Verbesse¬ 
rung der Arbeitsorganisation und die Entwick¬ 
lung des Leistungsprinzips durch leistungsför¬ 
dernde Lohnformen (insbesondere Stücklohn¬ 
formen), die vorzugsweise durch Verordnun¬ 
gen erfolgten. 121 Ähnliches galt auch für die 
Regelung des Urlaubs, der Arbeitszeit und des 
, Arbeitsschutzes, des besonderen Schutzes von 
Frauen und Jugendlichen und für die weitere , 
Verbesserung der materiellen und kulturellen 
Lage der Arbeiter und Angestellten. Zusam¬ 
menfassend kann deshalb festgestellt werden: 
„Mit dem Gesetz der Arbeit begann die Partei, 
gemeinsam mit der Volkskammer, der Regie¬ 
rung und den Gewerkschaften, ein sozialisti¬ 
sches Arbeitsrecht in der DDR zu schaffen. 
Das Gesetz zeugte davon, daß in der DDR 
Grundforderungen verwirklicht wurden, für 
die die revolutionäre deutsche Arbeiterbewe¬ 
gung jahrzehntelang gekämpft hatte und die zu 
den elementarsten Menschenrechten gehö¬ 
ren.“ 122 


4.4. 

Die Herausbildung 

des sozialistischen Arbeitsrechts 

in der DDR 

Die 2. Parteikonferenz der SED im Juli 1952 
orientierte darauf, eine' sozialistische Gesell¬ 
schaftsordnung aufzubauen und wies den Weg für 
die Errichtung der Grundlagen des Sozialismus in 
allen gesellschaftlichen Bereichen. „Die politi¬ 
schen und ökonomischen Bedingungen sowie das 
Bewußtsein der Arbeiterklasse und der Mehrheit 
der Werktätigen sind soweit entwickelt, daß der 
Aufbau des Sozialismus zur grundlegenden Auf¬ 
gabe in der Deutschen Demokratischen Republik 
geworden ist.“ 123 Als ein Erfordernis wurde her¬ 
ausgestellt, daß, nachdem im Zusammenhang mit 
der demokratischen Umgestaltung in der DDR 
auf den wichtigsten Gebieten des staatlichen, wirt¬ 
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens ein 
neues Recht geschaffen wurde, nunmehr ein Ar¬ 
beitsgesetzbuch ausgearbeitet werden soll. Diese 
Forderung wurde auf der 24. Tagung des ZK der 
SED 124 und auf der 3. Parteikonferenz der 
SED 125 im März 1956 erneut bekräftigt. 

120 VO zur Förderung der Aktivisten- und Wettbe¬ 
werbsbewegung vom 27. 7. 1950, GBl. Nr. 84 
S. 715. 

121 Zum Beispiel VO über die Verbesserung der Ent¬ 
lohnung der Arbeiter und Angestellten in den 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
vom 17. 8. 1950, GBl. Nr. 93 S. 839; VO über die 
Erhöhung des Arbeitslohnes für qualifizierte Ar¬ 
beiter in den wichtigsten Industriezweigen vom 
28. 6. 1952, GBl. Nr. 84 S. 501; VO über die 
Rechte und Pflichten der Meister in den volkseige¬ 
nen und ihnen gleichgestellten Betrieben und über 
die Erhöhung ihrer Gehälter vom 28. 6.1952, GBl. 
Nr. 84 S. 504; VO über die Erhöhung der Gehälter 
für Wissenschaftler, Ingenieure und Techniker in 
der DDR vom 28. 6. 1952, GBl. Nr. 84 S. 510; 
Richtlinien zur Ausarbeitung und Einführung 
technisch begründeter Arbeitsnormen in den 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
vom 20; 5. 1952, GBl. Nr. 64 S. 401 u. v. a. 

122 Geschichte der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, a. a. O., S. 233. 

123 Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Bd. IV, Berlin (954, S. 73. 

124 Vgl. W. Ulbricht, Die Warschauer Konferenz und 
die neuen Aufgaben in Deutschland, Berlin 1955, 
S. 101. 

125 Vgl. W. Ulbricht, Der zweite Fünfjahrplan und der 
Aufbau des Sozialismus in der DDR, Berlin 1956, 
S. 139. 
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Die durch das GdA vorgezeichnete Grundli¬ 
nie für die weitere Gestaltung der Arbeitsverhält¬ 
nisse und die Vervollkommnung der Grundrechte 
wurde in den folgenden Jahren konsequent ver¬ 
wirklicht. Dabei mußten die Aufgaben des Arbeits¬ 
rechts als staatliches Leitungsinstrument zur För¬ 
derung der neuen Produktionsverhältnisse und 
zur Herausbildung neuer Beziehungen der Men¬ 
schen in der Arbeit durchgesetzt werden. Gleich¬ 
zeitig waren die Prinzipien der sozialistischen Ge¬ 
setzlichkeit und Gerechtigkeit zu verwirklichen 
und das Bewußtsein der Werktätigen auf die be¬ 
wußte Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft 
zu richten. Maßstab der rechtlichen Regelung 
mußte der sich immer deutlicher herausbildende 
neue Charakter der Arbeit sein, dessen weitere 
Ausprägung zugleich auch ein wichtiges Anliegen 
des sozialistischen Arbeitsrechts war und ist. Es 
folgte eine dem damaligen Entwicklungsstand der 
Produktions- und Arbeitsverhältnisse sowie dem 
Entwicklungsniveau der Produktivkräfte entspre¬ 
chende Arbeitsgesetzgebung, die davon ausging, 
daß nicht nur die Arbeitsverhältnisse als Haupt¬ 
gegenstand des Arbeitsrechts, sondern auch die 
mit den Arbeitsverhältnissen eng verbundenen 
gesellschaftlichen Verhältnisse weiter auszuge¬ 
stalten waren. Die Arbeitsrechtsverhältnisse wur¬ 
den zunehmend als Einheit von arbeitsrechtlichen 
Rechten und Pflichten der Betriebe und der 
Werktätigen auf der Grundlage objektiv überein¬ 
stimmender Interessen gestaltet. Es wurde ein sol¬ 
ches System von Rechtsnormen geschaffen, das 
den höheren Anforderungen an die Leitung und 
Planung der Arbeit, der Mitbestimmung der 
Werktätigen bei der Steigerung der Arbeitspro¬ 
duktivität und der stetigen Verbesserung ihrer 
Arbeits- und Lebensbedingungen entsprach. 

Im folgenden wird dies beispielhaft verdeut¬ 
licht: 

a) Verordnung über die Wahrung der Rechte der 
Werktätigen und die Regelung der Entlohnung 
der Arbeiter und Angestellten vom 20. Mai 

1952126 

Diese Verordnung war für die Durchsetzung 
des Leistungsprinzips, für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lohnbedingungen sowie für die 
Entwicklung der Funktion der Betriebskollektiv¬ 
verträge von großer Bedeutung. Sie wurde auf di¬ 
rekten Vorschlag des FDGB erlassen. Heute zur 
Selbstverständlichkeit geworden, war die Geset¬ 
zesinitiative der Gewerkschaften damals eine re¬ 
volutionäre Tat und Ausdruck für die neue, sich 
weiter festigende Stellung der Gewerkschaften als 
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Massen- und Klassenorganisation der Arbeiter¬ 
klasse im Sozialismus. In der Verordnung spiegel¬ 
ten sich sehr deutlich die Erfolge der Werktätigen 
im sozialisitschen Wettbewerb zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und die Sozialpolitik des 
Arbeiter-und-Bauern-Staates wider. Durch diese 
Verordnung wurde das bisher in den Tarif- und 
Kollektivverträgen zersplitterte Lohnrecht den 
gesellschaftlichen Verhältnissen entsprechend 
neu gestaltet und nach einheitlichen Grundsätzen 
für alle Arbeiter und Angestellten neu geregelt. 
Außerdem wurden die Betriebskollektivverträge 
von vielen Detailregelungen entlastet. Sie konn¬ 
ten damit stärker auf solche gegenseitigen Ver¬ 
pflichtungen von Betriebsleiter und Gewerk¬ 
schaftsleitung orientieren, die der Entfaltung der 
Initiative der Werktätigen im Wettbewerb zur Er¬ 
füllung der Planaufgaben, zur Steigerung der Ar¬ 
beitsproduktivität, zur Qualitätserhöhung und 
Kostensenkung usw. dienten. 127 Zu den bedeu¬ 
tenden Verbesserungen der Arbeits- und Lohn¬ 
bedingungen durch diese Verordnung gehörten 
die Ordnung der Lohnzahlung, die Regelung der 
Zuschlagszahlungen in den unterschiedlichsten 
Fällen, die Erhöhung der Krankengeld- und 
Lohnausgleichszahlungen bei Arbeitsunfall und 
Krankheit, die Gewährung von Freizeit zur 
Wahrnehmung gesellschaftlicher Funktionen und 
persönlicher Interessen, die einheitliche, normativ 
gesicherte Gewährung eines Hausarbeitstages 
u. a. 

Die Regelungen der Verordnung, die „eine im 
deutschen Arbeitsrecht noch nie dagewesene Si¬ 
cherung der Arbeiter und Angestellten aus den 
verschiedenen Wechselfällen des Arbeitsle¬ 
bens“ 128 darstellten, wurden durch eine Reihe 
weiterer Rechtsvorschriften ergänzt, 
b) Lohn-, Prämien- und Arbeitszeitregelungen 
Hervorzuheben sind hier die Verordnungen über 
die Lohnerhöhung in den Lohngruppen I bis IV 
und V bis VIII vom Juli bzw. Dezember 1953, eine 
Vielzahl von Prämienbestimmungen aus diesen 
Jahren sowie das Gesetz über die Verkürzung der 
Arbeitszeit vom Januar 1957, durch das für die 


126 VO über die Wahrung der Rechte der Werktätigen 
und die Regelung der Entlohnung der Arbeiter und 

" Angestellten vom 20. 5. 1952, GBl. Nr. 64 S. 377. 

127 Vgl. G. Schaum, „Zur Verordnung über die Wah¬ 
rung der Rechte der Werktätigen“, Arbeit und So¬ 
zialfürsorge, 1952/11, S. 246 f. 

128 Vgl. ebenda. 











Mehrzahl der Werktätigen die 45-Stunden-Ar- 
beitswoche eingeführt wurde. 

• Diese umfangreichen sozialen Verbesserun¬ 
gen im Arbeitsleben der 50er Jahre waren Aus¬ 
druck der kontinuierlichen Wirtschafts- und So¬ 
zialpolitik des Arbeiter-und-Bauern-Staates. Sie 
waren das Ergebnis des Ringens der Werktätigen 
um die Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
wurden nicht zuletzt auch durch die aktive und 
schöpferische Verwirklichung des Arbeitsrechts 
durch die Mehrheit der Werktätigen selbst er¬ 
reicht. 

c) Die Weiterentwicklung des Mitbestimmungs¬ 
rechts der Werktätigen und die neue Rolle der 
Gewerkschaften 

An den genannten Fortschritten hatte die stetige 
Weiterentwicklung des Mitbestimmungsrechts 
der Werktätigen und seine immer wirksamere An¬ 
wendung in der betrieblichen Praxis einen beson¬ 
deren Anteil. In diesem Entwicklungsprozeß ha¬ 
ben die Werktätigen zunehmend bewußter ihre 
Stellung als Eigentümer der Produktionsmittel, 
Produzenten und als Ausübende der Staatsmacht 
verstanden, woraus sich immer neue Impulse für 
die Entfaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
in der Produktion ergaben. 

Eine Voraussetzung hierfür war die ständige 
Entwicklung der arbeitsrechtlichen Stellung und 
Verantwortung der Gewerkschaften als Klassen¬ 
organisation der Arbeiter und Angestellten so¬ 
wohl bei der Führung des sozialistischen Wettbe¬ 
werbs als auch bei der Sicherung der Rechte der 
Werktätigen. Sie hatten umfangreiche Aufgaben 
bei der Entwicklung der Arbeitsverhältnisse und 
der Freisetzung der schöpferischen Kräfte der 
Werktätigen beim Aufbau der Grundlagen des 
Sozialismus zu erfüllen. Zur Erhöhung des Ein¬ 
flusses der Gewerkschaften und aller Werktätigen 
auf die Leitung, Planung und effektive Durchfüh¬ 
rung der Produktion wurden auf der Grundlage 
des GdA weitere Rechtsvorschriften erlassen, wie 
die Verordnung über die weitere Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbei¬ 
ter und der Rechte der Gewerkschaften vom 
10. Dezember 195 3. 129 Die Verordnung enthielt 
Bestimmungen, die das Grundrecht auf Mitbe¬ 
stimmung ausgestalteten, den Betriebsleitern 
konkrete Pflichten zur Verbesserung der Arbeits¬ 
bedingungen und zur Förderung des Wettbewerbs 
auferlegten und die Kontrollrechte der betriebli¬ 
chen Gewerkschaftsleitungen bei der Verwirkli¬ 
chung des Arbeitsrechts erheblich erweiterten. 
Weitere konkrete Bestimmungen hierzu sind z. B. 



in der Verordnung über das Erfindungs- und Vor¬ 
schlagswesen vom Februar 1953, in der Ordnung 
über Auszeichnungen in der Aktivisten- und 
Wettbewerbsbewegung vom November 1953 so¬ 
wie in dem Beschluß über die Unterstützung der 
Ständigen Produktionsberatungen vom April 
1959 enthalten. 

Lebensnaher Ausdruck der sozialistischen 
Demokratie und gleichzeitig des Vertrauens der 
Partei der Arbeiterklasse und des sozialistischen 
Staates in die Fähigkeit der Werktätigen, das Ar¬ 
beitsrecht aktiv und schöpferisch in der Praxis 
anzuwenden, waren eine Reihe weiterer 
gesetzlicher Bestimmungen, durch die die 
Befugnisse der Gewerkschaften und aller Werk¬ 
tätigen zur, selbständigen Rechtsverwirkli¬ 
chung erweitert und besonders deutlich hervorge¬ 
hoben wurden. Hierzu gehört die Verordnung 
über die Sozialversicherung der Arbeiter und An¬ 
gestellten 130 , die auf Initiative des Bundesvor¬ 
standes des FDGB im Jahre 1956 erlassen wurde. 
Durch sie wurden nicht nur die sozialen Leistun¬ 
gen für die Werktätigen erweitert, sondern vor al¬ 
lem die Leitung und Verwaltung der Sozialversi¬ 
cherung in die Hände der Werktätigen und ihrer 
Gewerkschaften übergeben. Damit war eine ent¬ 
scheidende Klassenkampfforderung der deut¬ 
schen Arbeiterklasse verwirklicht und eine bedeu¬ 
tende Errungenschaft im Kampf um soziale Si¬ 
cherstellung der Werktätigen im Arbeitsleben er¬ 
reicht. 

d) Arbeitsorganisation und disziplinarische Ver¬ 
antwortlichkeit r 

Der Verwirklichung des Arbeitsrechts durch die 
Werktätigen und der Erhöhung ihres Einflusses 
auf die Leitung und Planung der Betriebe dienten 
auch die Weiterentwicklung der Arbeitsordnun¬ 
gen in den Betrieben und die Schaffung von Diszi¬ 
plinarordnungen 131 in der zweiten Hälfte der 
50er Jahre. Sie waren wesentliche Schritte zur so¬ 
zialistischen Organisation der Arbeit, zur Festi- 


129 VO über die weitere Verbesserung der Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen der Arbeiter und der 
Rechte der Gewerkschaften, a. a. O. 

130 VO über die Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten vom 23. 8. 1956, GBl. Nr. 77, S. 681. 

131 Als eine der wichtigsten sei die Ordnung über die 
Pflichten und Rechte der Mitarbeiter der staatli¬ 
chen Verwaltungsorgane — Disziplinarordnung - 
vom 10. 3. 1955, GBl. Nr. 24 S. 217, genannt, die 
auch für leitende Wirtschaftsfunktionäre Gültig¬ 
keit hatte Und die Pflicht festlegte, Arbeitsord¬ 
nungen in den volkseigenen Betrieben zu schaffen. 
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gung von Arbeitsmoral und Arbeitsdisziplin und 
zur Sicherung^der Sozialistischen Gesetzlichkeit. 

e) Arbeitsrechtsprechung 

„Zu den juristischen Garantien der umfassenden 
Gewährleistung der'vom Arbeitsrecht ausgestal¬ 
teten verfassungsmäßigen Grundrechte gehört 
auch die Arbeitsrechtsprechung.“ 132 Deshalb leg¬ 
ten die Arbeiterklasse und ihr Staat von Anfang 
an auf die Demokratisierung der Arbeitsrecht¬ 
sprechung und die Erhöhung des Einflusses der 
Werktätigen auf die Sicherung ihrer Rechte größ¬ 
ten Wert. 

Nachdem die Justizorgane von aktiven Nazis 
gesäubert waren, wurde bereits am 25. Januar 
1946 durch den SMAD-Befehl Nr. 23 eine Ver¬ 
ordnung über Arbeitsgerichte in der sowjetischen 
' Besatzungszone 133 erlassen. Das war der Beginn 
de$ Aufbaus einer auf den Prinzipien sozialisti- * 
scher Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit beruhen¬ 
den und durch die Werktätigen selbst getragenen 
Arbeitsgerichtsbarkeit, die in den Jahren 
1952/1953 durch das Gerichtsverfassungsgesetz 
und die Verordnung über die Neugliederung und 
die Aufgaben der Arbeitsgerichte vom 30. April 
195 3 134 wichtige normative Grundlagen erhielt. 
Einen wesentlichen Anteil daran hat auch die Bil¬ 
dung und ständige Weiterentwicklung der Kon¬ 
fliktkommissionen seit dem Jahre 1953. 135 An der 
kontinuierlichen Entwicklung der Konfliktkom¬ 
missionen bis zu ihrem heutigen Stand als gesell¬ 
schaftliche Gerichte ist sehr deutlich der Entwick¬ 
lungsprozeß der sozialistischen Arbeitsverhält¬ 
nisse und des Bewußtseins der Werktätigen sowie 
ihr Einfluß auf die Verwirklichung des Arbeits¬ 
rechts seit der Gründung der DDR abzulesen. 

Seit dieser Zeit basiert die Effektivität der Ar¬ 
beitsrechtsprechung in der DDR auf der „unlös¬ 
baren Verbindung gesellschaftlicher und staatli¬ 
cher Organe in Gestalt der Konfliktkommissionen 
und der staatlichen Gerichte, die die Rechtspre¬ 
chung ausüben . . . Die Tätigkeit der Konflikt¬ 
kommissionen ist mit allen Rechtsgarantien aus¬ 
gestattet, die für eine erfolgreiche Rechtspre¬ 
chung notwendig sind. Gegen alle ihre Entschei¬ 
dungen ist das Rechtsmittel des Einspruchs vorge¬ 
sehen, über den nur ein staatliches Gericht in ei¬ 
nem rechtlich geregelten Verfahren entscheiden 
kann. Die Erfolge in der Tätigkeit der Konflikt¬ 
kommissionen bei der Ausübung der Arbeits¬ 
rechtsprechung sind vor allem auf die unablässige 
Förderung der ehrenamtlichen Tätigkeit, auf den 
großen Einfluß der Gewerkschaften, auf die An¬ 
leitung und Schulung der Mitglieder der Konflikt¬ 


kommissionen und eine straffe Leitung der 
Rechtsprechung zurückzuführen. In jeder Phase 
ihrer Entwicklung seit dem Jahre 1953 haben die 
Konfliktkommissionen die Anleitung durch die 
Gewerkschaften und die Förderung durch die 
staatlichen Gerichte gespürt.“ 136 Die Geschichte 
der Arbeitsrechtsprechung hat bewiesen, „daß die 
Beschlüsse und Richtlinien 137 auf dem Gebiete 
des Arbeitsrechts Beachtung weit über den Rah¬ 
men der Rechtsprechung hinaus gefunden haben. 
In einer Reihe wesentlicher Fragen haben die 
Richtlinien auch für die Gesetzgebung nützliche 
Wirkungen erzielt“. 138 

In Zusammenfassung der gesellschaftlichen 
Entwicklung beim Aufbau der Grundlagen des 
Sozialismus konnte auf dem V. Parteitag der SED 
im Juli 1958 festgestellt werden: „Auf dem Ge¬ 
biete des Arbeitsrechts haben wir bedeutende Ge- 


132 F. Kunz, „Die Grundrechte der Werktätigen und 
die Arbeitsrechtsprechung in der DDR“, AuA, 
1980/1, S. 31. 

133 In: Um ein antifaschistisch-demokratisches 
Deutschland, a. a. O., S. 230. 

134 VO über die Neugliederung und die Aufgaben der 
Arbeitsgerichte vom 30. 4. 1953, GBl. Nr. 63 
S. 693. 

135 Vgl. VO über die Bildung von Kommissionen zur 
Beseitigung von Arbeitsstreitfällen (Konflikt¬ 
kommissionen) in den volkseigenen Betrieben und 
ihnen gleichgestellten Betrieben und in den Ver¬ 
waltungen vom 30. 4. 1953, GBl. Nr. 63 S. 695; 
VO über die neuen Konfliktkommissionen vom 
28. 4. 1960 und die Richtlinie dazu, GBl. Nr. 33 
S. 347; VO über die Konfliktkommissionen vom 
1. 6. 1961 und die Richtlinie dazu, GBl. II Nr. 34 
S. 203; VO über die Konfliktkommissionen 
vom 17. 4. 1963 und die Richtlinien dazu, GBl. II 
Nr. 36 S. 237 sowie den Erlaß des Staatsrates der 
DDR über die Wahl und die Tätigkeit der Kon¬ 
fliktkommissionen - Konfliktkommissionsordnung 
- vom 4. 10. 1968, GBl. I Nr. 16 S. 287. 

136 W. Rudelt, „Die Gewährleistung der Grundrechte 
durch die Arbeitsrechtsprechung aus der Sicht der 
gerichtlichen Praxis“, Aktuelle Beiträge der 
Staats- und Rechtswissenschaft, H. 218, Pots¬ 
dam-Babelsberg, 1980, S. 42. 

137 Vgl. z. B. die Richtlinie 28 des Plenums des Ober¬ 
sten Gerichts der DDR zum Zusammenwirken der 
Gerichte mit den Konfliktkommissionen vom 
24. 3. 1976, GBl.-Sdr. Nr. 871, i. d. F. des Ände¬ 
rungsbeschlusses vom 22. 12. 1977, GBl. I 1978 
Nr. 5 S. 81. 

138 W. Rudelt, „Die Gewährleistung der Grundrechte 
durch die Arbeitsrechtsprechung aus der Sicht der, 
gerichtlichen Praxis“, a. a. O., S. 42. 
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setze geschaffen, die den westdeutschen Arbei¬ 
tern das Vorbild eines sozialistischen Arbeits¬ 
rechts geben. Die Weiterentwicklung der soziali¬ 
stischen Arbeitsverhältnisse verlangt jedoch ein 
umfassendes Arbeitsgesetzbuch, das der großen 
Rolle der Gewerkschaften und den neuen Pro¬ 
duktionsmethoden gerecht wird und die sozialisti¬ 
sche Arbeitsmoral und Arbeitsdisziplin weiter¬ 
entwickeln hilft.“ 139 Daran wurde nunmehr ver¬ 
stärkt gearbeitet, um ein Gesetzbuch zu schaffen, 
das sowohl die jüngste Entwicklung der volksde¬ 
mokratischen Ordnung berücksichtigt als auch für 
die Gestaltung der sozialistischen Arbeitsverhält¬ 
nisse geeignet war. 


5 . 

Die Entwicklung 

des sozialistischen Arbeitsrechts 

in der Periode des 

umfassenden Aufbaus des Sozialismus 

5 . 1 . 

Die erste Kodifizierung 

des sozialistischen Arbeitsrechts 

durch das Gesetzbuch der Arbeit (GBA) 

Nachdem Ende der 50er Jahre/Anfang der 60er 
Jahre die sozialistischen Produktionsverhältnisse 
in der DDR gesiegt hatten, konnte der VI. Partei¬ 
tag der SED den Übergang zum umfassenden 
Aufbau des Sozialismus beschließen. Dieser histo¬ 
rische Beschluß bestätigte erneut, daß sich die 
Kontinuität der gesellschaftlichen Entwicklung in 
der DDR in einem einheitlichen revolutionären 
Prozeß von der antifaschistisch-demokratischen 
Umwälzung bis zum Sieg des Sozialismus zeigt. In 
dem auf dem IX. Parteitag der SED im Jahre 1976 
beschlossenen Parteiprogramm heißt es deshalb; 
„Gestützt auf die Lehre des Marxismus-Leninis¬ 
mus, .wurde die revolutionäre Umgestaltung der 
Eigentumsverhältnisse an den entscheidenden 
Produktionsmitteln vollzogen und eine feste 
politische und ökonomische Basis für die Lösung 
der sozialen, kulturellen und ideologischen Aufgaben 
der sozialistischen Gesellschaft geschaffen. So¬ 
ziale Sicherheit und stetige Erhöhung des Lebens¬ 
niveaus für alle Werktätigen und die Herausbil¬ 


dung eines neuen Bewußtseins sind grundlegende 
Ergebnisse des sozialistischen Aufbaus.“ 140 
Die Lösung dieser Aufgabe wurde durch die 
sozialistische Staats- und Rechtsordnung und 
nicht zuletzt auch durch das sozialistische Arbeits¬ 
recht und seine Verwirklichung gefördert. Die 
Partei der Arbeiterklasse und der sozialistische 
Staat haben stets die fördernde Funktion des Ar¬ 
beitsrechts für die Entwicklung der sozialistischen 
Produktionsverhältnisse und Produktivkräfte be¬ 
tont und dafür gesorgt, daß die rechtlichen Rege¬ 
lungen den gesellschaftlichen Erfordernissen und 
ihrer Weiterentwicklung entsprachen. Nunmehr 
war die Zeit herangereift, erstmals in der deut¬ 
schen Geschichte eine einheitliche Kodifizierung 
des Arbeitsrechts zu schaffen. Dieses Gesetzbuch 
mußte der kontinuierlichen Fortentwicklung der 
Arbeitsverhältnisse dienen, den gestiegenen An¬ 
forderungen an ihre Leitung und Planung entspre¬ 
chen, die ständige und planmäßige Entwicklung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Werk¬ 
tätigen gewährleisten und breiten Raum für die 
Entfaltung ihrer schöpferischen Kräfte und der 
sozialistischen Demokratie in der Produktion bie¬ 
ten. Wie bereits erwähnt, wurde das Gesetzbuch- 
der Arbeit auf Beschluß des V. Parteitages der 
SED im Juli 1958 ausgearbeitet und am 12. April 
1961 von der Volkskammer verabschiedet, nach¬ 
dem in einer breiten Volksaussprache über 7 Mil¬ 
lionen Werktätige in 350 000 Versammlungen 
den Entwurf diskutiert und 23 000 Vorschläge 
zur Verbesserung, Ergänzung und Durchsetzung 
des GBA gemacht hatten. 141 Die Bedeutung des 
GBA bestand darin, daß es nach einer einheitli¬ 
chen Konzeption die bisherige Arbeitsgesetzge¬ 
bung, den gestiegenen gesellschaftlichen Erfor¬ 
dernissen entsprechend, zusammenfaßte und wei¬ 
terentwickelte. „Mit dem Erlaß des GBA fand der 
seit der Verfassung von 1949 mit dem Gesetz der 
Arbeit beschrittene Weg, das neue, sozialistische 
Arbeitsrecht zu entwickeln, seinen krönenden 
Abschluß.“ 142 


139 W. Ulbricht, Der Kampf um den Frieden, für den 
Sieg des Sozialismus, für die nationale Wiederge¬ 
burt Deutschlands als friedliebender, demokrati¬ 
scher Staat, Berlin 1958, S. 33. 

140 Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Berlin 1976, S. 7. 

141 Vgl. „Unser neues Gesetzbuch der Arbeit“, Schrif¬ 
tenreihe Arbeitsrecht, 1961/10, S. 11. 

142 F. Kunz/J. Michas, „Zwanzig Jahre sozialistisches 
Arbeitsrecht der DDR“ Au A, 1969/17/18, S. 547. 


Durch das GBA wurde das Arbeitsrecht der 
DDR, den damaligen gesellschaftlichen Entwick¬ 
lungsbedingungen entsprechend, in mehrfacher 
Hinsicht weiterentwickelt. So wurden erstmalig 
die Leitung des Betriebes und die Mitwirkung der 
Werktätigen einheitlich geregelt. Die Rechts¬ 
pflichten des Betriebsleiters als Beauftragtem der 
Arbeiter-und-Bauern-Macht wurden klar Umris¬ 
sen und damit wichtige rechtliche Voraussetzun¬ 
gen geschaffen, die Funktionen des sozialistischen 
Staates bei der planmäßigen Entwicklung der 
Volkswirtschaft besser zu verwirklichen. Dem 
diente auch die klare Regelung der Rechtsstellung 
und der Befugnisse der Gewerkschaften, insbe¬ 
sondere der betrieblichen Gewerkschaftsorgani¬ 
sationen. Der Rolle der Gewerkschaften im Sozia¬ 
lismus als Klassenorganisation der Arbeiter und 
Interessenvertreter aller Werktätigen entspre¬ 
chend wurden die Mitbestimmungs- und Mitge¬ 
staltungsrechte bedeutend erweitert. Das trug zur 
breiten Entfaltung der sozialistischen Demokratie 
und zur Festigung der Einheit von zentraler staat¬ 
licher Leitung und Planung und der bewußten und 
schöpferischen Teilnahme der Werktätigen an ihr 
bei. 

Einen bedeutenden Fortschritt stellte auch die 
Erstmals umfassende Ausgestaltung des Arbeits¬ 
vertragsrechts dar. Dadurch wurde der ausbeu¬ 
tungsfreie Charakter der Arbeitsverhältnisse 
rechtlich ausgestaltet, die völlige Gleichberechti¬ 
gung der Partner des Arbeitsvertrages gewährlei¬ 
stet, und es wurden die Garantien für die Realität 
des Grundrechts auf Arbeit erhöht. 

Der sozialistische Charakter der Arbeit und 
das neue Verhältnis der Werktätigen zu ihrer Ar¬ 
beit und zum Betrieb wurden darüber hinaus auch 
an allen anderen Rechtsinstituteri und -formen 
des GBA deutlich—so an der wirksameren Durch¬ 
setzung des Leistungsprinzips bei der Entlohnung, 
dem Schutz der Gesundheit und Arbeitskraft der 
Werktätigen, der Ausgestaltung der sozialisti¬ 
schen Arbeitsdisziplin, der Förderung der werktä¬ 
tigen Frauen und Jugendlichen sowie der Rege¬ 
lung der Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten. 
In allen Regelungen zeigte sich das qualitativ neue 
Entwicklungsniveau der sozialistischen Arbeits¬ 
verhältnisse beim Aufbau des Sozialismus und die 
sieh daraus ergebende Stellung der Werktätigen in 
der Produktion. 

Der umfassende Aufbau des Sozialismus ist 
durch eine rasche Entwicklung der Produktions¬ 
verhältnisse und Produktivkräfte in ihrer Einheit 
gekennzeichnet. Diese Dynamik der gesellschaft¬ 


lichen Entwicklung wurde dadurch berücksichtigt, 
daß das GBA einerseits wesentliche Seiten der 
Arbeitsverhältnisse und der eng mit ihnen ver¬ 
bundenen gesellschaftlichen Verhältnisse regelte ■ 
und andererseits die Grundlinien für die Weiter¬ 
entwicklung des gesamten Arbeitsrechts vor¬ 
zeichnete. 143 Das GBA trug 16 Jahre lang in einer 
entscheidenden Etappe des sozialistischen Auf¬ 
baus in der DDR dazu bei, die sozialistischen Ar¬ 
beitsverhältnisse zu vervollkommnen, die schöp¬ 
ferischen Kräfte der Werktätigen bei der Meiste¬ 
rung der wissenschaftlich-technischen Revolution 
zu entfalten, ihre Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen planmäßig zu verbessern und Gesetzlichkeit 
und Gerechtigkeit sowie Vollbeschäftigung und 
soziale Geborgenheit zu garantieren. 

Diese Aufgabe wurde auch durch die umfas¬ 
sende Arbeitsgesetzgebung der folgenden Jahre 
unterstützt, die in ihrer Grundstruktur durch das 
GBA vorgezeichnet war. Hervorzuheben ist vor 
allem das Zweite Gesetz zur Änderung und Er¬ 
gänzung des GBA 144 . Es trug den Erfordernissen 
der Leitung und Planung der Volkswirtschaft und 
der Betriebe Mitte der 60er Jahre Rechnung. Die 
Präambel und die Grundrechte der Werktätigen 
wurden präziser formuliert, die rechtliche Ver¬ 
antwortung der Leiter der Staats- und Wirt¬ 
schaftsorgane sowie der Betriebe für die allseitige 
Planerfüllung, die Steigerung der Arbeitsproduk¬ 
tivität und für die Sicherung der Rechte der Werk¬ 
tätigen erhöht wie auch die Rechte der Gewerk¬ 
schaften und die Formen der Masseninitiative der 
Werktätigen erweitert. Das Zweite Änderungsge¬ 
setz zum GBA trug zur stärkeren Durchsetzung 
des Leistungsprinzips bei und verbesserte die so¬ 
ziale Lage der Arbeiter und Angestellten (Erwei¬ 
terung der Fälle von bezahlter Freistellung, er¬ 
höhter Arbeitsschutz, Erweiterung der materiel¬ 
len Verantwortlichkeit des Betriebes u. a.). Das 
dynamische Verhältnis der Einheit von Wirt- ' 
Schafts- und Sozialpolitik, die in der auf dem 
VIII. Parteitag der SED im Juni 1971 beschlosse¬ 
nen Hauptaufgabe ihren konzentrierten Aus¬ 
druck fand, bestimmte auch die weitere Entwick¬ 
lung des Arbeitsrechts. 

Die Hauptaufgabe und das damit eng verbun 1 
dene sozialpolitische Programm der SED und der 


143 Vgl. F. Kunz, Die Herausbildung des sozialistischen 
Arbeitsrechts, NJ, 1979/10, S. 431. 

144 Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzbuches der Arbeit der DDR vom 23. 11. 
1966, GBl. I Nr. 15, S. 111. 
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Regierung 145 stellten die Entwicklung des Ar¬ 
beitsrechts vor neue Aufgaben und setzten neue 
Maßstäbe für seine konsequente Verwirklichung. 
Die Dialektik von Hauptaufgabe und Arbeits¬ 
recht besteht darin, daß einerseits die Qualität der 
arbeitsrechtlichen Regelungen und ihre prakti¬ 
sche Anwendung ein wirksames Mittel zur Steige¬ 
rung der Arbeitsproduktivität und damit zur Er¬ 
höhung des Nationaleinkommens darstellt und 
andererseits ein bedeutender Teil des Zuwachses 
an Nationaleinkommen zur Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen 
mit Hilfe arbeitsrechtlicher Regelungen einge¬ 
setzt wird. 

Daraus wird deutlich, daß die Erfüllung der 
Hauptaufgabe Anliegen aller Werktätigen und 
Ausdruck der objektiv bestehenden Überein¬ 
stimmung zwischen den gesamtgesellschaftlichen 
Interessen und den Interessen der Betriebskollek¬ 
tive sowie jedes einzelnen Werktätigen ist. In der 
Arbeitsgesetzgebung fand das seinen sichtbaren 
Ausdruck darin, daß wichtige Festlegungen zur 
planmäßigen Verbesserung der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Werktätigen in Form von 
Gemeinsamen Beschlüssen des ZK der SED, des 
Ministerrates der DDR und des Bundesvorstan¬ 
des des FDGB getroffen worden sind ünd weiter¬ 
hin getroffen werden. 146 Mit den Gemeinsamen 
Beschlüssen wurde eine Rechtsform entwickelt, 
die dem zutiefst sozialen Inhalt der Wirtschaftspo¬ 
litik der SED und der Regierung entspricht, den 
wahren Charakter sowie die Gestaltung der Ar¬ 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen 
verdeutlicht. 

Die Gemeinsamen Beschlüsse basieren auf 
den Erfolgen im Kampf um die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität, und die damit verbundenen 
sozialen Auswirkungen verleihen den Kollektiven 
neue Impulse bei der Entfaltung schöpferischer 
Initiativen im sozialistischen Wettbewerb. Im 
Gemeinsamen Beschluß vom 27. Mai 1976 heißt 
es u. a.: „Das alles bestärkt jeden Bürger der 
DDR im Gefühl sozialer Sicherheit und Gebor¬ 
genheit. So wie sich durch bewußte schöpferische 
Arbeit aller Werktätigen die ökonomische Lei¬ 
stungskraft unseres Landes erweitert, so wird sich 
unser aller Leben schöner und inhaltsreicher ge¬ 
stalten. Dabei ist auch künftig die wichtige Le¬ 
benserfahrung unseres Volkes ehernes Gesetz, 
daß nur das verbraucht werden kann, was vorher 
erarbeitet wurde.“ 147 

Auf der Basis der durch die Gemeinsamen Be¬ 
schlüsse vorgezeichneten Grundlinie zur Verwirk¬ 


lichung des sozialpolitischen Programms der SED 
wurden auf vielen Gebieten des Arbeitsrechts 
tiefgreifende soziale Verbesserungen durch die 
Gesetzgebung seit 1971 manifestiert. Beispielhaft 
wird auf die spürbare Verkürzung der Arbeitszeit 
und die Verlängerung des Erholungsurlaubs, auf 
die Förderung berufstätiger Mütter, die Verlänge¬ 
rung des Wochenurlaubs und die Einführung ei¬ 
ner bezahlten Freistellung, die Erhöhung der 
Renten, die Einführung einer freiwilligen Zusatz¬ 
rentenversicherung sowie die Erhöhung der Min¬ 
destlöhne und andere lohnpolitische Maßnahmen 
verwiesen. 

5 . 2 . 

Zur Notwendigkeit der Neukodifizierung 
des sozialistischen Arbeitsrechts 
nach dem VIII. Parteitag der SED 

Der VIII. Parteitag der SED stellte in bezug auf 
die Durchsetzung und Vervollkommnung des so¬ 
zialistischen Arbeitsrechts zwei grundsätzliche 
Forderungen: 

erstens die geltenden arbeitsrechtlichen Vor¬ 
schriften konsequent zu verwirklichen, so daß eine 
bewußte Staats- und Arbeitsdisziplin zur festen 
Gewohnheit der Werktätigen wird; 148 
zweitens faßte das Politbüro der SED auf der 
5. Tagung des ZK der SED im Jahre 1972 den Be¬ 
schluß, die Voraussetzungen für die Neugestal¬ 
tung des GBA zu schaffen. Daraufhin wurde eine 
zentrale Arbeitsgruppe gebildet, die die Arbeiten 
leitete, koordinierte und kontrollierte. 149 

Die Gründe für eine Neufassung des GBA und 
die Schaffung eines neuen und umfangreicheren 
Arbeitsgesetzbuches waren äußerst vielgestaltig. 
Im folgenden werden einige wesentliche Gründe 
kurz dargestellt: 150 


145 Vgl. Bericht des ZK der SED an den VIII. Partei¬ 
tag der SED. Berichterstatter: Genosse Erich Ho¬ 
necker, Berlin 1971, S. 38 ff. 

146 Vgl. Gemeinsame Beschlüsse vom 27. 4. 1972, 
vom 25. 9. 1973, vom 29. 4.1974, vom 27. 5.1976 
und vom 25. 9. 1979. 

147 Vgl. Neues Deutschland vom 29./30. 5.1976, S. 1. 

148 Bericht des ZK der SED an den VIII. Parteitag der 
SED, a. a. O., S. 67. 

149 Vgl. G. Grüneberg, Aus dem Bericht des Politbü¬ 
ros an die 5. Tagung des ZK der SED, Berlin 1972, 
S. 19. 

150 Vgl. dazu P. Sander, Zur Neukodifizierung des Ge¬ 
setzbuches der Arbeit, in: P. Sander/R. Schlegel, 
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a) Seit dem Sieg der sozialistischen Produktions¬ 
verhältnisse in der DDR war eine bedeutende 
Weiterentwicklung der gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnisse in allen Bereichen des gesell¬ 
schaftlichen Lebens zu verzeichnen. Die Pro¬ 
duktionsverhältnisse und Produktionsweise 
hatten sich harmonisch und kontinuierlich wei¬ 
terentwickelt, der Charakter der Arbeit wurde 
zunehmend durch das allmähliche Überwin¬ 
den wesentlicher Unterschiede zwischen gei¬ 
stiger und körperlicher Arbeit sowie durch die 
Zunahme des Anteils schöpferische Arbeit ge¬ 
prägt, die sozialistischen gesellschaftlichen Be¬ 
ziehungen vertieften sich und der Grad des so¬ 
zialistischen Bewußtseins erhöhte sich weiter: 
Von dieser Entwicklung wurden auch die vom 
sozialistischen Arbeitsrecht geregelten gesell¬ 
schaftlichen Beziehungen — namentlich die so¬ 
zialistischen Arbeitsverhältnisse - erfaßt. Sie 
entwickelten sich immer mehr zu Verantwor¬ 
tungsbeziehungen, die über den unmittelbar 
von der vereinbarten Arbeitsaufgabe erfaßten 
Arbeitsbereich hinausgingen und zu Bezie¬ 
hungen sozialistischer Gemeinschaftsarbeit 
heranreiften. Gerade die kollektiven Formen 
der Arbeitsverhältnisse (sozialistischer Wett¬ 
bewerb, sozialistischer Berufswettbewerb, 
Neuererbewegung, Jugendobjekte, die Rolle 
der Arbeitskollektive überhaupt) mußten 
durch eine neue Ausgestaltung wirksamer er¬ 
faßt werden. 

b) Damit in untrennbarem Zusammenhang stand 
das Erfordernis, den erreichten Stand der 
sozialen Sicherheit, der ständigen Ver¬ 
besserung des sozialen Lebensniveaus der 
Arbeiterklasse und der anderen Werktätigen 
normativ einheitlich zu erfassen. Als Beispiele 
seien die Neugestaltung des Lohn- und Ur¬ 
laubssystems, das inzwischen erreichte Niveau 
der sozialen Sicherheit für Mütter mit mehre¬ 
ren Kindern, für Schichtarbeiter, für Lehrlinge 
u. a. genannt. 

c) Eine Reihe von Rechtsvorschriften des GBA, 
das in einer jeweils in den Jahren 1963, 1966, 
1967 und 1968 geänderten Fassung vorlag, 
konnte mit dieser besonders seit dem 
VIII. Parteitag der SED vollzogenen stürmi¬ 
schen Verbesserung des sozialen Lebensni¬ 
veaus nicht mehr Schritt halten. Ein neues Ar¬ 
beitsgesetzbuch hatte insoweit auch höheren 
Anforderungen zu genügen, als es die künfti¬ 
gen Entwicklungstendenzen und -gesetzmä- 
ßigkeiten der entwickelten sozialistischen Ge¬ 


sellschaft in sich aufzunehmen hatte, um der 
gesellschaftsorganisierenden Rolle des Ar¬ 
beitsrecht weiter Rechnung zu tragen. 

d) Im Verlauf der Weiterentwicklung der Ar¬ 
beitsverhältnisse trat zwangsläufig ein Wider¬ 
spruch zwischen Inhalt und Form der ar¬ 
beitsrechtlichen Normativakte auf. Das GBA 
drohte zu einem Rahmengesetz zu werden, aus 
dem sich immer weniger konkrete Rechtsan¬ 
sprüche herleiten ließen. Im Jahre 1974 gab es 
einschließlich der Arbeitsschutzanordnungen 
etwa 1400 .arbeitsrechtliche Vorschriften. 
Auch aus diesem Grund wurde die Forderung 
des VIII. Parteitages der SED abgeleitet, ein 
künftiges Arbeitsrecht müsse für alle Werktä¬ 
tigen überschaubar, handhabbar und verständ¬ 
lich sein. Mit dem Erlaß des AGB begann zu¬ 
gleich die umfassendste Rechtsbereinigung in 
der Geschichte des Arbeitsrechts der DDR. 

e) Des weiteren waren nicht alle Normen des 
GBA wirksam geworden. Das AGB berück¬ 
sichtigt insofern die mehr als 30jährigen Er¬ 
fahrungen in der Einheit von Arbeitsrecht¬ 
setzung und Arbeitsrechtsverwirklichung 
und geht davon aus, daß sich letztlich aus jeder 
Norm konkrete arbeitsrechtliche Rechte und 
Pflichten ergeben müssen. 

f) Schließlich war es erforderlich, bei der Schaf¬ 
fung des neuen Arbeitsgesetzbuches auch die 
Erfahrungen der sozialistischen Bruderländer 
stärker als bisher zu berücksichtigen. 

Mit dem Erlaß des am 1. Januar 1978 in Kraft 
getretenen AGB hat sich die Arbeiterklasse der 
DDR ein Gesetzbuch geschaffen, in dem die Er¬ 
rungenschaften ihres Kampfes „zum Ausbau ei¬ 
ner leistungsfähigen Volkswirtschaft, zur unun¬ 
terbrochenen Mehrung des Volkseigentums, zur 
Erzielung einer hohen Effektivität der gesell¬ 
schaftlichen Arbeit und zur Stärkung der Arbei- 
ter-und-Bauern-Macht sowie die konsequente 
Verwirklichung der Ideale der Arbeiterklasse ih¬ 
ren umfassenden, rechtlichen Ausdruck“ 151 ge¬ 
funden haben. 


Sozialistisches Arbeitsrecht, Studienanleitung, 
Berlin 1974; F. Kunz/E. Pätzold, „Überschauba¬ 
res Arbeitsrecht - wirksames Mittel zur Lösung der 
Hauptaufgabe“, SuR 1973/10/11, S. 1757 ff. 

151 F. Kunz, Die Herausbildung des sozialistischen 
Arbeitsrechts, a. a. O., S. 432. 
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Kapitel XIX 

Zum Arbeitsrecht ausgewählter sozialistischer Staaten 


1 . 

Zur Entwicklung 

des sozialistischen Arbeitsrechts 

Die Entwicklung des sozialistischen Arbeitsrechts 
ist untrennbar mit der politischen Herrschaft der 
Arbeiterklasse verbunden. Das Arbeitsrecht dient 
ihr als Instrument zur Gestaltung der Arbeitsver¬ 
hältnisse der Arbeiter und Angestellten, ihrer Ar- 
beits- und Lebensbedingungen nach neuen Prin¬ 
zipien. 

Erstmalig entstand ein sozialistisches Arbeits¬ 
recht unter den Bedingungen der jungen Sowjet¬ 
macht. Die Sowjetunion, die heute auf eine mehr 
als sechzig jährige Entwicklung ihres Arbeits¬ 
rechts zurückblicken kann, hat damit der interna¬ 
tionalen Arbeiterbewegung auch auf diesem Ge¬ 
biet bleibende Erfahrungen übermittelt, die ins¬ 
besondere die Arbeitsrechtsentwicklung der nach 
dem zweiten Weltkrieg entstandenen sozialisti¬ 
schen Länder beeinflußt haben. • 

Den ersten Rechtsakt auf dem Gebiet des Ar¬ 
beitsrechts erließ die junge Sowjetmacht am 
29. Oktober 1917, d. h., am dritten Tag nach der 
siegreichen Großen Sozialistischen Oktoberrevo¬ 
lution, mit dem Dekret des Volkskommissariats 
für Arbeit über den 8-Stundentag. Die nachfol¬ 
genden Gesetzgebungsakte konnten bereits im 
Jahre 1918 zum ersten Arbeitsgesetzbuch der 
jungen Sowjetmacht zusammengefaßt werden. 
Die Bedeutung des ersten Arbeitsgesetzbuches 
für die internationale Arbeiterklasse wurde auf 
dem VIII. Parteitag im März 1919 hoch bewertet 
und als Ergebnis der Diktatur des Proletariats ge¬ 
würdigt, die die Forderungen des Proletariats 
verwirklicht. 1 

Von diesem Zeitpunkt an wurde die Kodifizie- 
rung des Arbeitsrechts in Übereinstimmung mit 
dem erreichten Stand der ökonomischen Entwick¬ 
lung und zu ihrer weiteren Festigung Bestandteil 
der staatlichen Leitungstätigkeit der Sowjet¬ 
macht, wurden die entscheidenden Grundlagen 


der Theorie des sozialistischen Arbeitsrechts und 
seiner Kodifizierung gelegt. 

Bereits im Jahre 1922 trat das Arbeitsgesetz¬ 
buch der RSFSR in Kraft, das noch unter maßgeb¬ 
licher Mitwirkung Lenins entstanden war. Dieses 
Arbeitsgesetzbuch legte den Grundstein für die 
Arbeitsgesetzgebung in der UdSSR für die nach¬ 
folgende Periode und war eine wesentliche 
Grundlage für die Arbeitsgesetzgebung der ande¬ 
ren Unionsrepubliken. 2 

Es beinhaltete bereits solche Grundsätze wie 
das Recht auf Arbeit, das Leistungsprinzip, die 
Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung und 
das Recht auf Schutz der Arbeitskraft. Ähnlich 
wie in der DDR entstand das sozialistische Ar¬ 
beitsrecht der anderen sozialistischen Länder mit 
der. Entwicklung eines sozialistischen Sektors der 
Volkswirtschaft. 3 

Eine typische Erscheinung dabei war das zeit¬ 
weilige Nebeneinander von neuen sozialistischen 
Rechtsakten und sanktionierten Vorschriften des 
alten bürgerlichen Rechts. Bei den Normen des 
zeitweilig beibehaltenen bürgerlichen Rechts 
handelte es sich ausschließlich um solche, die kei¬ 
nen Ausbeutungscharakter trugen und deren Inhalt 
modifiziert auf sozialistische Arbeitsverhältnisse 
anwendbar war, z. B. auf dem Gebiet des Arbeits¬ 
schutzes, der technischen Sicherheit u. a. Das We¬ 
sen des Arbeitsrechts wurde jedoch bereits zur 
damaligen Zeit von den neuen, den sozialistischen 
Normen geprägt: sie waren die bestimmenden, die 
herrschenden Normen. 


1 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, Moskau 1972, 
S. 121 (russ.) sowie Lehrbuch des sowjetischen Ar¬ 
beitsrechts, Berlin 1952, S. 83 ff. 

2 Vgl. dazu F. Kunz, „Bedeutsame Weiterentwick¬ 
lung des sowjetischen Arbeitsrechts“, NJ, 1971/1, 
S. 20 ff. 

3 Vgl. dazu ausführlich, H. Wolf, „Die Entwicklung 
des Arbeitsrechts in der Deutschen Demokratischen 
Republik“, Aktuelle Beiträge der Staats- und 
Rechtswissenschaft H. 223, Potsdam-Babelsberg 
1980. 
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Mit der Festigung der sozialistischen Produk¬ 
tionsverhältnisse wurden auch die arbeitsrechtli¬ 
chen Vorschriften vervollkommnet und zu einem 
wichtigen Instrument bei der Gestaltung soziali¬ 
stischer Arbeitsrechtsverhältnisse, der Herausbil¬ 
dung einer neuen Arbeitsorganisation und -diszi- 
plin und damit generell für die Steigerung der Ar¬ 
beitsproduktivität. Das sich entwickelnde neue 
Arbeitsrecht hatte zwei wichtige Aufgaben zu er-, 
füllen. Es mußte die neugeschaffenen sozialisti¬ 
schen Produktionsverhältnisse festigen helfen und 
die darauf beruhenden Arbeitsverhältnisse zum 
Vorbild aller Arbeitsverhältnisse im Lande gestal¬ 
ten. Gleichzeitig hatte es aber die Aufgabe, die in 
den noch kapitalistischen Betrieben herrschende 
Ausbeutung einschränken zu helfen, um sie 
schließlich völlig'zu überwinden. 

Das sozialistische Arbeitsrecht war für die Ar¬ 
beiterklasse der sozialistischen Länder ein wirk¬ 
sames Mittel zur Lösung dieser historischen Auf¬ 
gabe. Die in diesem Prozeß gesammelten Erfah¬ 
rungen der sozialistischen Staatengemeinschaft 
stehen heute der internationalen Arbeiterklasse 
zur Verfügung. Sie spielen auch eine wichtige 
Rolle für die jungen Nationalstaaten, die den 
nichtkapitalistischen Entwicklungsweg beschrei¬ 
ten. 

Entsprechend der Bedeutung des Arbeits¬ 
rechts für die Entwicklung der Arbeitsverhältnis¬ 
se, vor allem in der Sphäre der materiellen Pro¬ 
duktion, haben die kommunistischen und Arbei¬ 
terparteien der sozialistischen Länder dem Ar¬ 
beitsrecht stets große Aufmerksamkeit gewidmet. 
Bereits vor Erringung der politischen Macht durch 
die Arbeiterklasse waren wesentliche Grundsätze 
und Ideen des späteren Arbeitsrechts als politi¬ 
sche Forderungen der revolutionären Arbeiter¬ 
klasse markante Punkte der Parteiprogramme. In 
diesem Zusammenhang sei an solche Forderun¬ 
gen des internationalen Proletariats erinnert wie 
den 8-Stundentag, gleichen Lohn für gleiche Ar¬ 
beit, die Gleichberechtigung der Frau, staatlicher 
Arbeitsschutz, Sozialversicherung unter Mitwir¬ 
kung der Arbeiter, Arbeitsgerichtsbarkeit für die 
Arbeiter und anderes mehr. Die revolutionären 
Parteiprogramme enthielten stets auch prinzi¬ 
pielle Orientierungen für das künftige, neue, so¬ 
zialistische Arbeitsrecht. 

Mit der politischen und ökonomischen Ent¬ 
wicklung der sozialistischen Länder war die Ent¬ 
wicklung und freie Entfaltung einer starken Ge¬ 
werkschaftsbewegung untrennbar verbunden. Die 


einheitliche Gewerkschaftsbewegung in den so¬ 
zialistischen Ländern hat bei der Entwicklung des 
Arbeitsrechts eine hervorragende Rolle gespielt. 
Als Interessenvertreter der Werktätigen und 
Schulen des Sozialismus erfüllen sie heute, unter 
dem Schutz des sozialistischen Staates stehend, 
grundlegende Aufgaben bei der Gestaltung, 
Durchsetzung und Kontrolle der Einhaltung des 
Arbeitsrechts. Die gewerkschaftliche Interessen¬ 
vertretung der an der Macht befindlichen Arbei¬ 
terklasse, die die entscheidenden Produktionsmit¬ 
tel besitzt und zugleich die größte produzierende 
Klasse ist, schließt zwei wesentliche Momente in 
sich Cin: den Kampf um die Steigerung der Ar¬ 
beitsproduktivität und um die ständige Verbesse¬ 
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen. Darin 
drückt sich die Übereinstimmung von gesell¬ 
schaftlichen, kollektiven und individuellen Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse und aller Werktätigen 
aus. 

Das Arbeitsrecht der sozialistischen Länder 
wird von dem Grundgedanken einer notwendigen 
einheitlichen und starken sozialistischen Gewerk¬ 
schaftsbewegung mit getragen. Darin liegt eine 
der wichtigen Ursachen für die Effektivität des so¬ 
zialistischen Arbeitsrechts im Sinne der Errei¬ 
chung und Sicherung der vom Gesetzgeber in sei¬ 
nen Normen gestellten Zielen, Aufgaben und Me¬ 
thode des sozialistischen Arbeitsrechts und der 
dadurch ausgelösten schöpferischen Aktivitäten 
der Arbeiterklasse. 

Das heute geltende Arbeitsrecht der sozialisti¬ 
schen Länder existiert durchweg als kodifiziertes 
Arbeitsrecht, in der Regel mit einem Arbeitsge¬ 
setzbuch an der Spitze der normativen Regelun¬ 
gen. Die arbeitsrechtlichen Normativakte wurden 
dabei mehrfach ergänzt und novelliert, um sie mit 
den veränderten Erfordernissen in Übereinstim¬ 
mung zu bringen. 

Die Tatsache, daß die sozialistischen Länder in 
der Regel über Arbeitsgesetzbücher verfügen, de¬ 
ren Strukturen nach der Ausgestaltung der einzel¬ 
nen Rechtsinstitute ähnlich sind, obwohl auch 
die nationalen ökonomischen, historischen und 
traditionellen Erfahrungen und Ergebnisse be¬ 
rücksichtigt wurden, daß sich dabei eine im Prin¬ 
zip gleichartige Methode des Arbeitsrechts her¬ 
ausgebildet hat wie auch ein in der Form sich an¬ 
näherndes System der arbeitsrechtlichen Norma¬ 
tivakte entwickelte, verdeutlicht den Prozeß der 
Herausbildung der sozialistischen Theorie der 
Kodifizierung des Arbeitsrechts, zu dem alle Län- 
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der der sozialistischen Staatengemeinschaft heute 
beachtliche Beiträge leisten. 4 

Zusammenfassend macht der Prozeß der Ent¬ 
wicklung des Arbeitsrechts deutlich: 

1. Jede Etappe seiner Entwicklung entspricht den 
realen gewachsenen Bedingungen des entspre¬ 
chenden Landes und schafft Voraussetzungen für 
die weitere Entfaltung der sozialistischen Arbeits¬ 
verhältnisse zur Lösung der aktuellen volkswirt¬ 
schaftlichen Aufgaben. 

2. Jede Weiterentwicklung führte zu einer weite¬ 
ren Festigung der führenden Rolle der Arbeiter¬ 
klasse und trug zur weiteren Ausprägung des so¬ 
zialistischen Charakters der Arbeit bei. 

3. Jede Weiterentwicklung war mit einem An¬ 
steigen der Arbeitsproduktivität verbunden und 
führte zu einer Hebung des materiellen und kultu¬ 
rellen Lebensniveaus der Werktätigen und ihrer 
sozialen Sicherheit. 

4. Die Rechtsgarantien für die Werktätigen auf 
dem' 1 Gebiet der Arbeit wurden mit jedem Schritt 
der Kodifizierung weiter erhöht. Vor allem mit 
der Schaffung von Arbeitsgesetzbüchern wurde 
das Arbeitsrecht überschaubarer und handhabba¬ 
rer gestaltet. Die Kodifizierung des Arbeitsrechts 
in den sozialistischen Ländern ist ein demokrati¬ 
scher Prozeß der Machtausübung und deshalb mit 
der Festigung der sozialistischen Staatsmacht un¬ 
trennbar verbunden. 

In der Periode des Sieges der sozialistischen 
Produktionsverhältnisse entstanden in den mei¬ 
sten sozialistischen Ländern die ersten Arbeitsge¬ 
setzbücher. 

Im Mai 1950 wurde das erste Arbeitsgesetzbuch der 
SR Rumänien angenommen, im Jahre 1951 die Ar¬ 
beitsgesetzbücher in der Ungarischen VR und der 
VR Bulgarien. 

In der SFR Jugoslawien wurde das Gesetz über die 
Arbeitsverhältnisse von 1957 vom Grundgesetz 
über die Arbeitsverhältnisse 1965 abgelöst. In der 
CSSR ist seit Juni 1965 ein Arbeitsgesetzbuch in 
Kraft. Das AGB der VR Polen stammt aus dem 
Jahre 1974. ■ 

Mit dieser umfangreichen Gesetzgebungstä¬ 
tigkeit auf dem Gebiet des Arbeitsrechts war stets 
auch eine umfangreiche gesetzgeberische Arbeit 
auf dem Gebiet des Rentenrechts bzw. der Sozial¬ 
versicherung verbunden. 

Die gesetzmäßige Weiterentwicklung des Ar¬ 
beitsrechts vollzog sich in den einzelnen Ländern 
zwar unterschiedlich, d. h. in Abhängigkeit von 
der jeweiligen ökonomischen Entwicklung, war 
aber einheitlich auf die Schaffung von Arbeitsge¬ 


setzbüchern als Kernstück des jeweiligen nationa¬ 
len Arbeitsrechts gerichtet. 

' In der Sowjetunion traten am 1. Januar 1971 
die „Grundlagen der Arbeitsgesetzgebung der 
Union der SSR und der Unionsrepubliken“ in 
Kraft. 5 Diese „Grundlagen der Arbeitsgesetzge¬ 
bung ..bilden die Rahmenorientierung für die 
Ausarbeitung der Arbeitsgesetzbücher der ein¬ 
zelnen Unionsrepubliken, die in den Jahren ab 
1972 von den Obersten Sowjets der einzelnen 
Unionsrepubliken angenommen wurden. Eine 
solche Form der Arbeitsgesetzgebung wie in der 
Sowjetunion ermöglicht es, von einheitlichen 
Grundlagen ausgehend, Besonderheiten in den 
Arbeitsverhältnissen einzelner Unionsrepubliken 
gesetzgeberisch zu berücksichtigen. 6 

Das bedeutet, daß in den „Grundlagen der 
Arbeitsgesetzgebung ..die einzelnen Rechts¬ 
institute nur insoweit verbindlich geregelt werden, 
als sie für die gesamte Union gültig sind. Dabei 
handelt es sich z. B. um Regelungen wie 

- grundlegende Arbeitsrechte und -pflichten der 
Arbeiter und Angestellten (Art. 2); 

- Abgrenzung der Gesetzgebungstätigkeit zwi¬ 
schen der Union und den Unionsrepubliken 
(Art. 4, 107); 

- Normen zum Abschluß des Kollektivvertrages, 
zu seiner Wirksamkeit und seinem Hauptinhalt 
(Art. 6, 7); 

- Normen zum Arbeitsvertrag, seinem Inhalt und 
den Bedingungen seiner Auflösung (Art. 8 ff); 

- Arbeitszeit und Uberstundenbegrenzung 
(Art. 21 ff). 


4 Vgl. dazu F. Kunz, „Die Grundlagen der sowjeti¬ 
schen Arbeitsgesetzgebung und das Gesetzbuch der 
Arbeit der DDR“, NJ, 1971/3, S. 61 ff. sowie „Das 
neue Arbeitsgesetzbuch der RSFSR — Vorbild und 
Anregung“, SuR, 1972/12, S. 1900 ff. Die Erfah¬ 
rungen der sozialistischen Länder auf dem Gebiet 
der Kodifizierung des Arbeitsrechts wurden unter 
Beteiligung von Autoren der VRB, UVR, DDR, 
VRP, SRR, UdSSR und der CSSR in einem Sam¬ 
melband unter der Leitung yon S. A. Iwanow darge¬ 
legt: Die Kodifizierung des Arbeitsrechts der sozia¬ 
listischen Länder, Moskau 1979 (russ.) 

5 Mitteilungen des Obersten Sowjets der UdSSR 
Nr. 29, 1970, S. 165 (russ.). 

Der deutsche Text der „Grundlagen ...“ ist in SuR, 
1970/10, S. 1636 ff. enthalten. 

6 Vgl. dazu auch A. I. Stawzewa, „Die Kodifikation 
der Arbeitsgesetzgebung in der UdSSR“, Aktuelle 
Beiträge- der Staats- und Rechtswissenschaft, 
H. 164, Potsdam-Babelsberg 1977, S. 61 ff. 
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In den Arbeitsgesetzbüchern der Unionsrepu¬ 
bliken werden die grundsätzlichen Regelungen 
konkretisiert und den spezifischen Bedingungen 
der Arbeit entsprechend ausgestaltet. Dieser 
Rahmen wird in der Sowjetunion einmal durch 
wirtschaftszweigtypische Besonderheiten gesetzt, 
wie z. B. in den südlichen Unionsrepubliken mit 
ausgeprägter Landwirtschaft, Tierzucht, Obst-, 
Wein- und Teeanbau u. a., wie auch durch klima¬ 
tische Bedingungen, z. B. im hohen Norden und 
im fernen Osten. Im Interesse hoher Rechtssi¬ 
cherheit legt deshalb Artikel 107 der Grundlagen 
fest, in welchen Fragen die Unionsrepubliken die 
Vorschriften der „Grundlagen der Arbeitsgesetz¬ 
gebung ....“ erweitern können und in welchem 
Umfang. Dieser Umfang wird durch ge¬ 
sonderte Rechtsvorschriften der Union bestimmt. 
In der Ungarischen VR trat 1968 ein neues Ar¬ 
beitsgesetzbuch in Kraft. Mit diesem Arbeitsge¬ 
setzbuch wurde ein Regelungsprinzip durchge¬ 
setzt, nach dem nur die grundsätzlichen bzw. zen¬ 
tral zu regelnden Fragen im Arbeitsgesetzbuch 
selbst enthalten sind. 7 Das betrifft so wesentliche 
Rechtsinstitute wie z. B. den Geltungsbereich, die 
Rechte der Gewerkschaften, das Arbeitsrechts¬ 
verhältnis, die Arbeitszeit, die Entlohnung, den 
Gesundheitsschutz, die arbeitsrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit u. a. Das Arbeitsgesetzbuch wird 
durch eine Reihe von Anordnungen des Ministers 
für Arbeit konkretisiert, die sich auf solche Fragen 
beziehen wie die Vergütung für Nachtarbeit, 
Überstundenarbeit und Arbeitsbereitschaft, die 
Berechnung des Urlaubs, die sozialen und kultu¬ 
rellen Leistungen der Betriebe und die Tätigkeit 
der Schiedskommissionen für Arbeitssachen (Ar¬ 
beitsrechtsstreitigkeiten). 

In der VR Bulgarien trat im Jahre 1951 ein 
Arbeitsgesetzbuch in Kraft, welches in den Jahren 
1957 und 1973 ergänzt und 1975 durch das Ge¬ 
setz über die Veränderung und Erweiterung des 
Arbeitsgesetzbuches dem neuen System der Lei¬ 
tung der Volkswirtschaft angepaßt wurde. In Ver¬ 
bindung damit wurden eine Reihe weiterer 
Rechtsakte erlassen, die die Rechtsinstitute des 
Arbeitsgesetzbuches konkretisieren, so z. B. über 
die Vervollkommnung und Erhöhung des Arbeits¬ 
lohnes, über die Erhöhung der materiellen und 
moralischen Stimulierung, die Festigung der Ar¬ 
beitsdisziplin, die schrittweise Verkürzung des 
Arbeitstages und den Übergang zur 5-Tage-Ar- 
beitswoche. 

In der ÜSSR trat im Jahre 1975 ein neues Ar¬ 
beitsgesetzbuch in Kraft. Es ist das Resultat von 
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Novellierungen des Arbeitsgesetzbuches aus dem 
Jahre 1965 unter Beachtung der Erfahrungen und 
der erreichten Erfolge beim wirtschaftlichen Auf¬ 
bau des Landes. Es ist von der Konzeption getra¬ 
gen, eine möglichst einheitliche Verwirklichung 
der ökonomischen und sozialen Grundrechte zu 
sichern und eine allgemeine Rechtsvorschrift für 
den gesamten Bereich der gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnisse zu schaffen, in denen die Bürger an der 
gesellschaftlichen Arbeit teilnehmen. 8 D. h., daß 
im Arbeitsgesetzbuch der CSSR auch die Rege¬ 
lung der Arbeitsrechtsverhältnisse der Mitglieder 
von Produktionsgenossenschaften, vorwiegend 
der Produktionsgenossenschaften des Hand¬ 
werks, enthalten ist. 

Ein Vergleich der dargestellten Arbeitsge¬ 
setzbücher sozialistischer Staaten zeigt, daß sie, 
ungeachtet eines enger oder weiter gefaßten Re¬ 
gelungsgegenstandes, im wesentlichen gleiche 
Rechtsinstitute zum Inhalt haben. Das gilt unab¬ 
hängig davon, ob das jeweilige Arbeitsgesetzbuch 
von der Konzeption eines Rahmengesetzes aus¬ 
geht oder vom Grundsatz einer möglichst ge¬ 
schlossenen Aufnahme der für alle gleichermaßen i 
geltenden Regelungen im Rahmen seines Gel¬ 
tungsbereiches. 

Grundsätzlich gilt dies auch für das Arbeitsge¬ 
setzbuch der SR Rumänien, das am 1. März 1973 
in Kraft trat und alle Arbeitsrechtsinstitute erfaßt. 
Es hebt im Kapitel über die Rechte und Pflichten 
der Werktätigen, nach einer Darlegung der allge¬ 
meinen Rechte und Pflichten, speziell die dem 
Werktätigen in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
obliegenden Aufgaben hervor. Es beinhaltet 
grundsätzliche zweigspezifische Verhaltens¬ 
anforderungen für die Partner des Arbeitsrechts- - 
Verhältnisses. Es regelt daran anschließend die 
Fragen der Entlohnung, der Arbeitsdisziplin, des 
Arbeitsvertrages usw. bis hin zur Kontrolle der 
Arbeitsgesetzgebung. 9 

In der SFR Jugoslawien wurde im Jahre 1976 


7 Vgl. dazu G. Garanczy, „Erfahrungen in der VR 

Ungarn bei der Kodifizierung des Arbeitsrechts“, 
Aktuelle Beiträge der Staats- und Rechtswissen¬ 
schaft, H. 164, a. a. O., S. 112 ff. , ; 

8 Vgl. dazu J. Kostecka, „Probleme der Kodifizierung 
des Arbeitsrechts auf Grund der Erfahrung in der 
CSSR“, Aktuelle Beiträge der Staats- und Rechts- , 
Wissenschaft, H. 164, a. a. O., S. 91 ff. 

9 Vgl. dazu auch S. Ghimpu, „Aspekte der Kodifizie¬ 
rung des Arbeitsrechts in der SR Rumänien“, Aktu¬ 
elle Beiträge der Staats- und Rechtswissenschaft, 

H. 164, a. a. O. S. 69 ff. 
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das neue Arbeitsgesetzbuch (Das Gesetz über die 
assoziierte Arbeit) verabschiedet. Es löste das im 
Jahre 1965 erlassene Grundgesetz über die Ar- 
beitsverhältnisse ab. Es unterscheidet sich in In¬ 
halt und Gliederung wesentlich von den bisher 
behandelten Arbeitsgesetzbüchern. Dieser Un¬ 
terschied ist vor allem bedingt durch das beste¬ 
hende System der Leitung der Betriebe und die 
davon bestimmte Form und Verantwortung der 
Betriebe bei der Leitung, der Produktion, der Ge¬ 
staltung der Arbeitsverhältnisse und der davon 
abhängig geregelten Verhältnisse der Entloh¬ 
nung, der Stellung, Pflichten und Rechte der Ar¬ 
beitskollektive und ihrer Vertretungen. Entspre- > 
chend dieser Konzeption beinhaltet das Arbeits¬ 
gesetzbuch auch Fragen und Regelungen über die 
Außenbeziehungen der Betriebe. Es ist mit 
671 Paragraphen außerordentlich umfangreich; 
man kann es als Systemgesetz bezeichnen. 10 

Die Arbeitsgesetzbücher der sozialistischen 
Länder verkörpern jeweils die Erfahrungen der 
eigenen Entwicklung auf dem Gebiet der rechtli¬ 
chen Regelung der Arbeitsverhältnisse. Sie wider¬ 
spiegeln dabei nationale Besonderheiten und 
Traditionen, die in einzelnen Regelungen, in der 
Systematisierung der Arbeitsgesetzbücher und 
der anderen arbeitsrechtlichen Normativakte zum 
Ausdruck kommen. Die national bedingte Gestal¬ 
tung des Arbeitsrechts der sozialistischen Länder 
bringt jedoch in Inhalt, Ziel und Methode der ar¬ 
beitsrechtlichen Regelungen gleichzeitig die so¬ 
zialökonomischen und politischen Gemeinsam¬ 
keiten der Bruderländer als dominierende Merk¬ 
male zum Ausdruck. 

Das Arbeitsrecht der sozialistischen Länder ist 
seinem Wesen nach sozialistisches Recht, das vor 
allem charakterisiert und bestimmt wird durch 

— die ihm zugrunde liegende marxistisch-leninisti¬ 
sche Ideologie und die Aufgabe, Instrument des 
sozialistischen Staates zu sein; 

— den Hauptgegenstand der von ihm .geregelten 
Verhältnisse, nämlich den Arbeitsverhältnissen 
der Arbeiter und Angestellten in den sozialisti¬ 
schen und ihnen gleichgestellten Betrieben und 
Einrichtungen; 

— die demokratische Methode der Schaffung, 
Verwirklichung und Kontrolle seiner Einhal¬ 
tung unter aktiver Mitwirkung der Gewerk¬ 
schaften; 

— die ihm innewohnende Einheit von gesell¬ 
schaftlichen, kollektiven und persönlichen In¬ 
teressen, die es stimuliert und schützt; 

— seine Funktion als aktives staatliches Instru¬ 


ment zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
der sozialen Sicherstellung der Werktätigen 
und zur weiteren Ausprägung des sozialisti¬ 
schen Charakters der Arbeit; 

— seine Grundsätze, die national unterschiedlich 
nuanciert sind, aber einheitlich sozialistische 
Grundsätze der Gestaltung und Durchsetzung 
des Arbeitsrechts unter den landesspezifischen 
Bedingungen sind; 

— die in ihm zum Ausdruck kommende führende 
Rolle der Arbeiterklasse als die größte produ¬ 
zierende, die Produktionsmittel besitzende und 
machtausübende Klasse; 

— die mit seinen Regelungen gewährleistete Ga¬ 
rantie des Rechts auf Arbeit, frei von Ausbeu¬ 
tung und Unterdrückung, das nur im Sozialis¬ 
mus realisiert werden kann. 


/ 

2 . 

Zu einigen Rechtsinstituten 
des Arbeitsrechts 

der anderen sozialistischen Staaten 

Die einheitlichen gesellschaftlichen Grundlagen 
der sozialistischen Länder haben unter Beachtung 
der historischen Entwicklung der einzelnen Län¬ 
der, ihrer wirtschaftlichen Strukturen zur Heraus¬ 
bildung wesentlich übereinstimmender Rechtsin¬ 
stitute des Arbeitsrechts geführt. 

Zu den entscheidenden Grundsätzen,, die in 
der Regel ihre staatsrechtliche Verankerung in 
den Verfassungen der sozialistischen Länder ha¬ 
ben, gehören insbesondere: 

- das Recht auf Arbeit frei von Ausbeutung und 

Unterdrückung; '• 

- das Recht auf Mitbestimmung und Mitwirkung 
an der Leitung und Planung der Volkswirt¬ 
schaft und der Betriebe, welches die Werktäti¬ 
gen in der Regel über ihre Gewerkschaften 

. wahrnehmen; 

- das Recht auf gewerkschaftlichen Zusam¬ 
menschluß, in dem in besonderem Maße die 
Garantie des Rechts auf Mitbestimmung und 
Mitwirkung liegt, da die gewerkschaftliche Tä- 


10 Vgl. dazu K. Gligorov, Expose anläßlich der Verab¬ 
schiedung des Gesetzes über die assoziierte Arbeit, 
Bibliothek des Parlaments der SFR Jugoslawien, 
Belgrad 1977, S. 22. 
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tigkeit unter dem Schutz des sozialistischen 
Staates steht; 

— das Recht auf Lohn nach Qualität und Quanti¬ 
tät der Arbeitsleistung; 

— das Recht auf Erholungsurlaub; 

— das Recht auf Schutz der Arbeitskraft; 

— die Pflicht zur Einhaltung der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin; 

— das Recht auf materielle Versorgung bei vor¬ 
übergehender Arbeitsunfähigkeit durch 
Krankheit, Arbeitsunfall, Berufskrankheit, bei 
Mutterschaft, Invalidität und im Alter. 

Diese grundlegenden Rechte bestimmen in 
den sozialistischen Ländern den wesentlichen In¬ 
halt und die Struktur der Arbeitsgesetzbücher. 

Die Gliederung der Arbeitsgesetzbücher so¬ 
wie die Einordnung der einzelnen Rechtsinstitute 
und die Regelung ihres Umfanges erfolgten dabei 
in den einzelnen Ländern unterschiedlich. 

2 . 1 . 

Die Leitung des Betriebes 

und die Mitwirkung der Werktätigen 

Die in den Arbeitsgesetzbüchern der sozialisti¬ 
schen Länder fixierten Vorschriften über die Lei¬ 
tung der # Betriebe und die Mitwirkung der Werk¬ 
tätige sind ein Ausdruck des demokratischen Zen¬ 
tralismus, dem grundlegenden Leitungsprinzip 
des sozialistischen Staates. 

Die Arbeitsgesetzbücher der sozialistischen 
Länder legen deshalb sowohl die Form der Lei¬ 
tung der Betriebe fest, die grundsätzlich als Ein¬ 
zelleitung bei umfassender Mitwirkung der Werk¬ 
tätigen ausgestaltet ist, als auch die wichtigsten, 
rechtlich geregelten Formen der Mitwirkung und 
die dementsprechenden Rechte der Gewerk¬ 
schaftsleitungen in den Betrieben. 

In den Arbeitsgesetzbüchern der sozialisti¬ 
schen Länder wird meist von „der Leitung der Be¬ 
triebe“ gesprochen, ohne das Prinzip der Einzel¬ 
leitung besonders hervorzuheben. Die konkrete 
Ausgestaltung der Rechte und Pflichten ist je, 
doch, bis auf die Festlegungen im Arbeitsrecht der 
SFR Jugoslawien, grundsätzlich auf den Einzel¬ 
leiter bezogen. 

Die Mitwirkung der Werktätigen an der Lei¬ 
tung der Betriebe, die diese in der Regel über ihre 
Gewerkschaftsorganisationen und deren Organe 
wahrnehmen, ist in den Arbeitsgesetzbüchern der 
Sowjetunion, der CSSR, der Ungarischen VR, der 
SR Rumänien und der VR Bulgarien fest veran- 
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kert. Diese Mitwirkung erstreckt sich auf die Ge¬ 
staltung aller arbeitsrechtlichen Beziehungen der 
Werktätigen zu ihrem Betrieb, wobei die Formen 
und die Rechtswirksamkeit der Mitwirkung so¬ 
wohl grundsätzlich als auch im Rahmen der ein¬ 
zelnen Rechtsinstitute spezifisch ausgestaltet sind. 

Mitwirkung und Mitbestimmung erstrecken 
sich auf 

1. die Mitbestimmung der Gewerkschaften bei 
der Arbeitsgesetzgebung und der Schaffung 
zweiglicher Normen und betrieblicher Rege¬ 
lungen; 

2. die Durchsetzung des Arbeitsrechts im soziali¬ 

stischen Betrieb. Hier fallen unter den Begriff 
der Mitwirkung Handlungen der gewerk¬ 
schaftlichen Organe, wie bei der Ausarbeitung ! 

der Pläne, der Abgabe von Stellungnahmen zu 
Maßnahmen des Leiters, während unter dem 
der Mitbestimmung solche Handlungen zu ; 
verstehen sind, bei denen Entscheidungen des ! 
staatlichen Leiters von der gewerkschaftlichen 
Zustimmung abhängig sind (Wirksamkeits- j 

Voraussetzung); 1 

3. die umfassende Kontrolle über die Einhaltung 

des Arbeitsrechts im Betrieb; ' 

4. die organisierende Rolle der Gewerkschaften j 

bei der Entfaltung aller Formen der schöpferi- j 

sehen Masseninitiative, besonders im soziali- } 

stischen Wettbewerb, der Bewegung der j 

Neuerer, Erfinder und Rationalisatoren; 

5. den Schutz der Interessen und Rechte der j, 

Werktätigen bei Meinungsverschiedenheiten f 

über das Bestehen oder Nichtbestehen ar¬ 
beitsrechtlicher Rechte, Pflichten und An- j 

Sprüche. * ! 

Die Aufgaben der Gewerkschaften sind folg¬ 
lich sehr weitreichend und gesetzlich exakt be- | 

stimmt. , 

Ihre Rechtsstellung in der sozialistischen Ge- j 

Seilschaft wird dadurch charakterisiert, daß sie j 

- Vertragspartner namens der Werktätigen beim 
Abschluß von Vereinbarungen und Verträgen mit 
zentralen staatlichen und zweiglichen wirt¬ 
schaftsleitenden Organen sowie den Leitern i 

der Betriebe zur Regelung der Arbeitsverhält- 1 

nisse, der Arbeits- und Lohnbedingungen und 
~ g esetz licher Vertreter der Interessen der Werk¬ 
tätigen sind. 

Die Stellung der Gewerkschaften bei Bestehen 

kollektiver Selbstverwaltungsorgane unterschei¬ 
det sich davon erheblich. So bestehen z. B. in der 
SFR Jugoslawien im wesentlichen folgende drei 
gewerkschaftlichen Rechte: 









- Das Initiativrecht als eine Form der Anre¬ 
gungsmöglichkeit für die Gewährleistung der 
Rechte der Selbstverwaltungsorgane. 

- Das Forderungsrecht an den Betrieb, verbun¬ 
den mit der Verpflichtung des Betriebes, eine 
Stellungnahme zu der erhobenen Forderung 
abzugeben. 

- Das Verfahrenseinleitungsrecht bei Streitigkei¬ 
ten zwischen Werktätigen und Selbstverwal¬ 
tungsorganen. 

2 . 2 . 

Kollektiwertrag 

In den meisten sozialistischen Ländern 
werden zwischen den Leitungen der 
Betriebe und den Gewerkschaftsleitungen 
Betriebskollektivverträge abgeschlossen, 

in denen die Lohn- und Arbeitsbedingungen der 
Werktätigen geregelt werden. Der in der DDR 
gebräuchliche Rahmenkollektivvertrag für den 
Wirtschaftszweig existiert modifiziert auch in ei¬ 
nigen anderen sozialistischen Ländern. Zum 
Beispiel ist in der CSSR, ähnlich unserem RKV, 
ein überbetrieblicher Kollektivvertrag im 
Arbeitsgesetzbuch vorgesehen. In der SR Ru¬ 
mänien werden die Kollektivverträge, wie in den 
anderen sozialistischen Ländern, jährlich abge¬ 
schlossen. Die Ministerien können jedoch mit 
den Fachgewerkschaften Kollektivverträge bis zur 
Dauer von 5 Jahren abschließen. 

Alle Kollektivverträge müssen den gesetzli¬ 
chen Bestimmungen entsprechen. Es existieren 
zwei Formen der Kollektivverträge, zweigliche 
und betriebliche. Die Kollektivverträge haben in 
den sozialistischen Ländern erheblich an Bedeu¬ 
tung gewonnen, denn sie haben sich als eines der 
wichtigsten Instrumente zur Mobilisierung der 
Werktätigen für die Erfüllung und Übererfüllung 
der Volkswirtschaftspläne erwiesen. Die in der 
Regel in ihnen enthaltenen Verpflichtungen der 
Betriebs- und Gewerkschaftsleitungen und der 
Kollektive zur Erfüllung der Produktionsaufga¬ 
ben, zur Vervollkommnung der Arbeitsorganisa¬ 
tion und des Arbeitsschutzes, der Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen tragen we¬ 
sentlich zur Lösung solcher wichtigen Aufgaben 
bei wie der Durchsetzung der WAO, der effekti¬ 
veren Nutzung der gesellschaftlichen Arbeitsver¬ 
mögens usw. 


2 . 3 . 

Der Arbeitsvertrag 

Die sozialistischen Länder gehen bei den Re¬ 
gelungen über den Arbeitsvertrag von dem in den 
Verfassungen enthaltenen Recht auf Arbeit aus. 
Der Arbeitsvertrag ist für die Mehrheit der Werk¬ 
tätigen die Rechtsform der Begründung eines Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses und inhaltlich in die staat¬ 
liche Leitung und Planung der Arbeit eingeord¬ 
net. 

Für einen'bestimmten Kreis von Werktätigen 
wird das Arbeitsrechtsverhältnis auch durch Wahl 
oder Berufung begründet. Einheitlich für alle 
Formen' ist jedoch die Willensübereinstimmung 
zwischen Werktätigem und Betrieb. Die in der 
•DDR erforderliche Schriftform des Arbeitsver¬ 
trages ist auch in den anderen sozialistischen Län¬ 
dern üblich, sie ist jedoch nicht in jedem Fall zwin¬ 
gend vorgeschrieben. So kann in der Sowjetunion 
der Arbeitsvertrag auch mündlich abgeschlossen 
werden. In jedem Fall jedoch wird dort die Einstel¬ 
lung eines Werktätigen nochmals gesondert durch 
eine Leitungsanordnung über die Einstellung be- 
stätigt. Schriftliche Arbeitsverträge sind in der CSSR, 
der VR Bulgarien und der SR Rumänien vorge¬ 
schrieben. 

In der SFR Jugoslawien werden Arbeits¬ 
rechtsverhältnisse durch Selbstverwaltungsakt 
begründet; nachdem der Werktätige eine schriftli¬ 
che Erklärung über die Anerkennung der Rege¬ 
lung der Arbeitsrechtsverhältnisse im Betrieb ab¬ 
gegeben hat. 

In einigen Ländern ist die Vereinbarung einer 
Probe- bzw. Einarbeitungszeit möglich und z. T. 
vorgeschrieben, so in der Sowjetunion, der CSSR, 
der SR Rumänien. 

Das Arbeitsrecht der sozialistischen Länder 
gewährleistet, daß der Werktätige grundsätzlich 
die arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeit ausführt 
und Abweichungen davon nur in gesetzlich be¬ 
gründeten Fällen zulässig sind. Die Arbeitsge¬ 
setzbücher regeln deshalb die Gründe und Fristen, 
für die einem Werktätigen eine andere als die ar¬ 
beitsvertraglich fixierte Arbeitsaufgabe übertra¬ 
gen werden kann, sehr ausführlich. 

In der Sowjetunion wird dies als zeitweiliger 
Arbeitsplatzwechsel bezeichnet, der aus produk¬ 
tionsorganisatorischen Gründen, bei Vertretung 
eines fehlenden Arbeiters oder bei Betriebsunter¬ 
brechung möglich ist und auf einen Monat im Ka¬ 
lenderjahr begrenzt ist. In der SR Rumänien wird 
zwischen Delegierung, Beauftragung und zeitwei- 


489 



/ 


liger Versetzung eines Werktätigen unterschie¬ 
den. Für die Delegierung gilt ein Höchstzeitraum 
von 60 Tagen, für die Beauftragung von 6 Mona¬ 
ten, die in einigen gesetzlich besonders geregelten 
Fällen bis auf zwei J ahre aisgedehnt werden kann. 

Die Auflösung des Arbeitsvertrages ist in allen 
sozialistischen Ländern sowohl in gegenseitiger 
Übereinstimmung der Vertragspartner als auch 
durch einseitige Willenserklärung möglich. Die 
Auflösung des Arbeitsvertrages auf Initiative des 
Betriebes ist dabei in den meisten Fällen von der 
gewerkschaftlichen Zustimmung abhängig, außer 
in der SFR Jugoslawien. 

In der Sowjetunion kann ein Leiter auch 
auf Verlangen eines übergeordneten Ge¬ 
werkschaftsorgans entlassen werden, wenn er 
z. B. arbeitsrechtliche Bestimmungen oder kol¬ 
lektivvertragliche Verpflichtungen grob verletzt 
hat. Eine ähnliche Regelung gibt es auch in der SR 
Rumänien für solche Werktätige, die von einem 
übergeordneten Organ in einem Betrieb eingestellt 
wurden. In allen sozialistischen Ländern besteht 
für die Werktätigen ein weitreichender Schutz vor 
ungerechtfertigter Entlassung, der in Gestalt ge¬ 
setzlich geregelter Kündigungsgründe besteht. 
Darüber hinaus sind Kündigungsfristen geregelt, 
die dem Werktätigen ausreichend Zeit gewähren, 
damit er sich um eine andere Arbeitsstelle bemü¬ 
hen kann. Dabei gibt es Regelungen, nach denen 
die Kündigungsfrist vom Lebensalter des Werktä¬ 
tigen abhängt. So beträgt sie bei Werktätigen in 
der ÜSSR bis 30 Jahre einen Monat, von 30 bis 40 
Jahre zwei Monate und bei Werktätigen über 
40 Jahre drei Monate. 


2 . 4 . 

Arbeitsdisziplin 

und arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit 

Die Arbeitsgesetzbücher der sozialistischen Län¬ 
der widmen der sozialistischen Arbeitsdisziplin 
große Aufmerksamkeit und verdeutlichen deren 
Charakter als bewußte und freiwillige Disziplin, 
die auf dem Wege der Überzeugung und Erzie¬ 
hung durchgesetzt wird. Aus diesen Gründen steht 
an der Spitze dieser Regelungen die Verpflichtung 
zu ehrlicher und gewissenhafter Arbeit. 

Danach folgen die Maßnahmen der erzieheri¬ 
schen Einwirkung, die in einigen Arbeitsgesetz¬ 
büchern auch als Disziplinarstrafen bezeichnet 
werden. Dabei wird zwischen disziplinarischer 
und materieller Verantwortlichkeit unterschieden. 


Die sozialistischen Länder gehen überein¬ 
stimmend davon aus, daß die zunehmende Be¬ 
wußtheit der Werktätigen immer stärker zur ge¬ 
wissenhaften Erfüllung der Arbeitspflichten bei¬ 
trägt und ebenso zu einer bewußteren Wahrneh¬ 
mung der ihnen zustehenden Rechte auf schöpfe¬ 
rische Mitwirkung an der Leitung der Produktion. 
Deshalb ist die sozialistische Arbeitsdisziplin - in 
diesem Wechselverhältnis von Pflichten und 
Rechten - ein bedeutsamer Effektivitätsfaktor 
der Arbeit und auch ein Instrument für eine ver¬ 
besserte Arbeitsorganisation. Zwischen der Ar- ' 
beitsorganisation und der Arbeitsdisziplin besteht 
eine unmittelbare Wechselwirkung. Von dieser 
Erkenntnis ausgehend, regeln die Arbeitsgesetz- 
, bücher sowohl die Pflichten und Rechte der Leiter 
der Betriebe für die Gewährleistung einer hohen 
Arbeitsdisziplin als auch die Pflichten der Werktä¬ 
tigen und deren rechtlichen Schutz, wenn die ar¬ 
beitsrechtliche Verantwortlichkeit geltend ge¬ 
macht wird, sowie die Voraussetzungen für ihre 
Anwendung überhaupt. 

Zur Gewährleistung einer hohen Disziplin, 
Ordnung und Sicherheit im Betrieb verbinden die 
Arbeitsgesetzbücher die arbeitsrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit unmittelbar mit den Fragen der 
Arbeitsorganisation und der Schaffung betriebli¬ 
cher Arbeitsordnungen, so z. B. in der Sowjet¬ 
union, der SR Rumänien, der CSSR, der VR Bulga¬ 
rien, der Ungarischen VR und der SFR Jugosla¬ 
wien. Eine große Übereinstimmung besteht auch 
hinsichtlich der anwendbaren Erziehungsmaß- ■, 
nahmen. So wird in allen sozialistischen Ländern 
auf Disziplinverletzer mittels Verweises oder 
strengen Verweises durch disziplinarbefugte Ein- ! 
zelleiter oder kollektive Leitungsorgane Einfluß i 
genommen und als letzte und härteste Maßnahme [ 
die Auflösung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
festgelegt. In den einzelnen Ländern gibt es noch 
Differenzierungen. So z. B. die befristete Umäet- ■ 
zung (meist auf drei Monate befristet) in eine 
niedriger bezahlte Funktion in der Sowjetunion, 
der VR Bulgarien, in der SR Rumänien (z. T. 
auch eine Lohnminderung ohne Versetzung). In 
der CSSR legt das Arbeitsgesetzbuch die Mög¬ 
lichkeit des Entzuges von Prämien oder anderer 
Lohnbestandteile für den Zeitraum bis zu drei : 
Monaten fest wie auch die Versetzung in eine 
niedriger bezahlte Funktion für die gleiche Zeit. 

In der SFR Jugoslawien sieht das Arbeitsgesetz- , 
buch auch die Verhängung von Geldstrafen vor. 

Die materielle Verantwortlichkeit weist in den i 
einzelnen sozialistischen Ländern sowohl Ge- i 
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meinsamkeiten als auch unterschiedliche Rege¬ 
lungen auf. Gemeinsam ist das Verschuldensprin¬ 
zip und eine Differenzierung der materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit in eine begrenzte und eine volle 
Verantwortlichkeit. So wird in der Sowjetunion 
die begrenzte materielle Verantwortlichkeit bei 
fahrlässiger Schadensverursachung geltend ge¬ 
macht (maximal bis zu einem Drittel eines Mo¬ 
natslohnes, wobei der direkte Schaden als Be¬ 
rechnungsgrundlage dient). In der CSSR wird bei 
gleichen Voraussetzungen die Begrenzung des 
Schadenersatzes bis zu drei Monatslöhnen festge¬ 
legt. In der SR Rumänien wird grundsätzlich der 
volle direkte Schaden ersetzt. Wenn jedoch die 
pflichtverletzende Handlung eine Straftat dar¬ 
stellt, wird der volle Schaden in Anrechnung ge¬ 
bracht, d. h. auch der dem Betrieb entgangene 
Gewinn. Das Arbeitsgesetzbuch der SFR Jugosla¬ 
wien differenziert ebenfalls nach fahrlässiger und 
vorsätzlicher Schadensverursachung. Die 
Selbstverwaltungsorgane sind jedoch berechtigt, 
Pauschalbeträge festzulegen, wenn der Schaden 
nicht genau feststellbar ist. 

Die Geltendmachung des Schadens ist gesetz¬ 
lich vorgeschrieben und erfolgt durch die Lei¬ 
tungsorgane der Betriebe vor gesellschaftlichen 
oder staatlichen Gerichten. Die Werktätigen be¬ 
sitzen gegen solche Entscheidungen ein Ein¬ 
spruchsrecht. 

Interessant ist die Regelung in der SR Rumä¬ 
nien. Die dort praktizierte volle materielle Ver¬ 
antwortlichkeit macht es erforderlich, den Scha¬ 
denersatz vom Lohn des Werktätigen abzuziehen. 
Dazu wird eine Abzugsverordnung erlassen, die 
15 Tage nach Erlaß einen vollstreckbaren Titel 
bildet. Wird dann bei Nichtzahlung nicht voll¬ 
streckt, gehLder Schaden zu Lasten dessen, der 
schuld ist, daß die Abzugsmaßnahmen nicht ge¬ 
troffen wurden. 

Die volle materielle Verantwortlichkeit wird 
grundsätzlich in den Fällen angewendet, in denen der 
Schaden vorsätzlich herbeigeführt wurde oder die 
Handlung gleichzeitig eine Straftat darstellt (in 
der Sowjetunion) bzw. der Schaden durch eine 
Handlung verursacht wurde, die nicht mit den Ar¬ 
beitspflichten im Zusammenhang steht. 


2 . 5 . 

Arbeitszeit und Urlaub 

Die Arbeitsgesetzbücher der sozialistischen Län¬ 
der gehen bei der Regelung der Arbeitszeit von 
einer Normalarbeitszeit aus, von der es gesetzlich 
geregelte Verkürzungen für Schichtarbeiter, 
Werktätige im durchgehenden Schichtsystem und 
für Arbeiten unter besonders erschwerten Bedin¬ 
gungen gibt. Die Arbeitszeitregelungen beinhal¬ 
ten darüber hinaus die speziellen Afbeitszeit- 
schutzbestimmungen für Jugendliche und für 
Frauen. Auch die Teilzeitbeschäftigung ist in eini¬ 
gen Arbeitsgesetzbüchern ausgewiesen, z. B. in 
der Sowjetunion und in der CSSR. 

Die Normalarbeitszeit ist in allen Arbeitsge¬ 
setzbüchern gesetzlich geregelt und betrug bei 
Erlaß der Arbeitsgesetzbücher wöchentlich in der 
Sowjetunion 41 Stunden, in der SR Rumänien 
48 Stunden, in der CSSR 46 Stunden, in der VR 
Bulgarien 46 Stunden und der SFR Jugoslawien 
42 Stunden. 

Eine große Übereinstimmung weisen die 
Überstundenregelungen sowohl in der Definition 
und der jährlich zulässigen Zahl als auch in den 
Gründen ihrer Festlegung und ihrer Anordnung 
durch die Leitungen der Betriebe auf. Sie betra¬ 
gen in der 'Sowjetunion, der SR Rumänien 
120 Stunden und in der CSSR 150 Stunden. Die 
Festlegung der Lage der betrieblichen Arbeitszeit 
erfolgt grundsätzlich in den Betrieben selbst. 

Die Urlaubsregelungen der sozialistischen 
Länder sehen einen jährlich zu gewährenden be¬ 
zahlten Erholungsurlaub vor. In der Regel wird 
dabei von einem Grund- oder Mindesturlaub aus¬ 
gegangen, zu dem unterschiedliche Arten von Zu¬ 
satzurlaub gewährt werden, entweder nach der 
Anzahl der Arbeitsjahre, wie in der SR Rumäni¬ 
en, der CSSR und der VR Bulgarien, oder nach 
Wirtschaftszweigregelungen, wie in der Sowjet¬ 
union. ■ 

Der Grund- oder Mindesturlaub betrug mit 
der Einführung der Arbeitsgesetzbücher in der 
Sowjetunion 15 Arbeitstage, für Jugendliche bis 
zu 18 Jahren einen Monat. Der Zusatzurlaub wird 
kombiniert gewährt, d. h. sowohl für langjährige 
Tätigkeit als auch nach wirtschaftszweiglichen 
Regelungen; er wird besonders nach Schwierig¬ 
keitsgraden der Arbeit festgelegt. In der SR Ru¬ 
mänien beträgt der Urlaub 15 bis 24 Arbeitstage 
in Abhängigkeit vom Dienstalter (Arbeitsjahre). 
Auch in der CSSR und der VR Bulgarien beträgt 
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der Mindesturlaub zwei Wochen und steigert sich 
nach der Anzahl der Dienstjahre bis auf vier Wo¬ 
chen in der CSSR und 18 Tage Grundurlaub in 
der VR Bulgarien. Das Arbeitsgesetzbuch der 
SFR Jugoslawien überläßt die Urlaubsregelungen 
den Verwaltungsorganen der Betriebe. 


2 . 6 . 

Der Arbeitslohn 

In den sozialistischen Ländern ist der Arbeitslohn 
Haupteinkommensquelle der Werktätigen. Über 
den Lohn wird das sozialistische Leistungsprinzip 
im wesentlichen verwirklicht. Die sozialistische 
Lohnpolitik ist grundsätzlich eine leistungsorien¬ 
tierte Lohnpolitik, die zentral geleitet und geplant 
wird. In den meisten sozialistischen Ländern liegt 
diese Aufgabe bei den Ministerien für Arbeit bzw. 
Staatssekretariaten für Arbeit (und Löhne), die 
eng mit den zentralen Gewerkschaftsvorständen 
Zusammenarbeiten. Die leistungsorientierte 
Lohnpolitik, die von einer dynamischen Lohn¬ 
entwicklung begleitet ist, läßt es nicht zu, lohn¬ 
rechtliche, insbesondere tarifrechtliche Einzelbe¬ 
stimmungen in die Arbeitsgesetzbücher auf¬ 
zunehmen. Sie sind in der Regel in gesonderten 
Bestimmungen im Rahmen der Wirtschaftszweige 
oder auch direkt in Gesetzen, wie in der SR Ru¬ 
mänien im Gesetz über die Entlohnung der Werk¬ 
tätigen in den Einheiten (Betrieben) enthalten. 

In der Mehrzahl der sozialistischen Länder 
wird davon ausgegangen, daß der Arbeitslohn der 
für die individuelle Konsumtion der Werktätigen 
bestimmte Anteil am Nationaleinkommen ist, der 
nach dem Leistungsprinzip verteilt wird und auf 
den der Werktätige einen Rechtsanspruch besitzt, 
wenn er die Voraussetzungen erfüllt hat (die ge¬ 
forderte Arbeitsleistung erbracht hat). Dieser 
Lohn wird den Werktätigen nach vom sozialisti¬ 
schen Staat vorgegebenen Normen (Kriterien) 
gewährt und von diesem garantiert, ohne Rücksicht 
auf die ökonomische Situation des Betriebes. In den 
meisten sozialistischen Ländern besteht deshalb ein 
System lohnrechtlicher Regelungen, welches in 
seiner Struktur große Übereinstimmung aufweist. 
Die Hauptbestandteile dieses Systems sind die Ta¬ 
rifsysteme (Tariftabellen), die Lohnformen, die 
Arbeitsnormen und andere Kennziffern der Ar¬ 
beitsleistung, die in der Regel auf einen Wirt¬ 
schaftszweig bezogen festgelegt werden. 

Für die sozialistischen Länder ist die Anwen¬ 


dung zusätzlich zum Lohn wirkender Anteile am 
Arbeitseinkommen in Gestalt von Prämien cha¬ 
rakteristisch. Die Prämienregelungeri sind in den 
einzelnen Ländern unterschiedlich. Einheitlich 
jedoch ist der generelle Ausgangspunkt für die 
Anwendung der Prämien: sie sind auf die Planer¬ 
füllung bezogen und unterliegen voll dem 
Leistungsprinzip. Deshalb werden die Mittel für 
Prämien vorwiegend ergebnisabhängig eingesetzt. 
Dabei wird das Prinzip der Verbindung von indi¬ 
viduellen und kollektiven Leistungen vor allem 
über die Jahresprämien realisiert, die in einigen 
sozialistischen Ländern angewendet werden, so 
z. B. in der Sowjetunion, in der SR Rumänien. 
Auch in der CSSR läßt das Arbeitsgesetzbuch die 
Gewährung einer Jahresvergütung zu, die der in 
der DDR gebräuchlichen Jahresendprämie ent¬ 
spricht. 


2 . 7 . 

Die Entscheidung 
von Arbeitsstreitigkeiten 

In den sozialistischen Ländern wird die Entschei¬ 
dung von Arbeitsrechtsstreitigkeiten durch staat¬ 
liche und gesellschaftliche Gerichte wahrgenom¬ 
men, deren Bildung, Aufgaben und Arbeitsweise 
in den meisten Fällen in den Arbeitsgesetzbü¬ 
chern geregelt sind. Während sich in der rechtli¬ 
chen Regelung der vorher behandelten Rechtsin¬ 
stitute weitgehende Übereinstimmungen zeigten, 
widerspiegeln sich in den Regelungen über die 
Behandlung von Arbeitsrechtsstreitigkeiten man¬ 
nigfaltige nationale Besonderheiten,'Traditionen 
und Erfahrungen. Die wesentlichen Gemeinsam¬ 
keiten bestehen erstens darin, daß Arbeitsrechts¬ 
streitigkeiten zuerst dort entschieden werden, wo 
sie entstehen, d. h. im Betrieb, zweitens in der 
Mitwirkung der Gewerkschaften bei der Lösung 
von Streitfällen, drittens in dem ausgeprägten 
Schutz der Werktätigen, d. h. in ihrer Interessen¬ 
vertretung durch die Gewerkschaften und viertens 
schließlich in der staatlich-gerichtlichen Über¬ 
prüfbarkeit der Entscheidungen gesellschaftlicher 
Gerichte. 11 


11 Vgl. dazu ausführlich: Die Gewährleistung der 
Grundrechte der Werktätigen durch die Arbeits¬ 
rechtssprechung, Aktuelle Beiträge der Staats- und 
Rechtswissenschaft, H. 218, Potsdam-Babelsberg 
1980. 
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In der Sowjetunion existieren in den Betrieben 
Kommissionen zur Behandlung von Arbeits¬ 
rechtsstreitigkeiten, die paritätisch aus Vertretern 
des Betriebes und der Gewerkschaft gebildet wer¬ 
den. Sie entscheiden nur Arbeitsstreitfälle und 
führen nicht, wie z. B. in der DDR die Konflikt¬ 
kommissionen, erzieherische Verfahren durch. 
(Die Durchführung erzieherischer Verfahren ob¬ 
liegt in der Sowjetunion den Kameradschaftsge¬ 
richten.) Die Arbeitsweise der Kommissionen zur 
Behandlung von Arbeitsrechtsstreitigkeiten re¬ 
gelt sich nach einer speziellen Anordnung, den 
Vorschriften des Arbeitsgesetzbuches und der 
ZPO. Sie werden auf Antrag des Gewerkschafts¬ 
komitees tätig und fassen verbindliche Beschlüsse. 
Der Werktätige hat gegen eine Entscheidung der 
Kommission ein Einspruchsrecht bei der Gewerk¬ 
schaftsleitung seines Betriebes und beim Volksge¬ 
richt, der Einspruch hat aufschiebende Wirkung. 

In der CSSR liegt die Befugnis zur Behandlung 
von Arbeitsstreitigkeiten bei den betrieblichen 
Konfliktkommissionen und den staatlichen Ge¬ 
richten. Die Konfliktkommissionen behandeln 
praktisch alle Arbeitsrechtsstreitigkeiten, außer 
denen über die Entstehung und Beendigung von 
Arbeitsrechtsverhältnissen und daraus resultie¬ 
renden Ansprüchen des Betriebsleiters und des¬ 
sen Stellvertreter. Gegen Entscheidungen der 
Konfliktkommission ist der Einspruch bei Gericht 
zulässig. Eine Entscheidung der Konfliktkommis¬ 
sion ist rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht 
innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt der schriftli¬ 
chen Entscheidung Einspruch erhoben wird. In 
der SR Rumänien bestehen in den Betrieben von 
den Belegschaften gewählte Schiedskommissio¬ 
nen. Sie behandeln und entscheiden als gesell¬ 
schaftliche Organe der Rechtsprechung grund¬ 
sätzlich alle Streitigkeiten aus detn Arbeitsrechts¬ 
verhältnis. Gegen ihre Entscheidungen ist der 
Einspruch bei Gericht zulässig, über den inner¬ 
halb von 30 Tagen zu entscheiden ist. In der SFR 
Jugoslawien werden Arbeitsrechtsstreitigkeiten, 
die nicht auf gütlichem Wege regelbar sind, vor 
dem Verwaltungsorgan des Betriebes verhandelt. 
Antragsberechtigt sind die Arbeiter selbst und die 
Gewerkschaft. 


2 . 8 . 

Die Sozialversicherung 

Die in den sozialistischen Ländern bestehenden 
einheitlichen Sozialversicherungen gehören zu 
den großen Errungenschaften der Werktätigen; in 
sie sind alle Arbeiter und Angestellten und deren 
Familienmitglieder einbezogen. Die Leistungen 
der Sozialversicherungen sind sehr umfangreich. 
Sie finanzieren die medizinische Betreuung, ge¬ 
währen Beihilfen verschiedener Art, zahlen 
Krankengeld und die Renten. 

Die Leitung der Sozialversicherung liegt ent¬ 
weder bei den Gewerkschaften oder sie ist als 
staatliche Sozialversicherung ausgestaltet. Die 
Mittel der Sozialversicherung werden vom Staat 
und von den Betrieben aufgebracht. In einigen 
Ländern, z. B. der Ungarischen VR, leisten die 
Werktätigen einen eigenen Beitrag zur Sozialver¬ 
sicherung, die grundsätzlich als Pflichtversiche¬ 
rung ausgestaltet ist. 

Der Umfang der Regelungen auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung, die in den sozialistischen 
Ländern mit zum Arbeitsrecht gehören, hat dazu 
geführt, daß nur relativ wenige Regelungen in die 
Arbeitsgesetzbücher Eingang finden konten. 

In einigen Ländern werden deshalb nur die 
Leitung und die Grundsätze der Tätigkeit der So¬ 
zialversicherung in das Arbeitsgesetzbuch aufge¬ 
nommen sowie einige Leistungsarten, in anderen 
Ländern nur die Zuständigkeiten der Organe bei 
Streitfällen aus der Sozialversicherung festgelegt. 

Im Unterschied zu anderen Rechtsinstituten 
kann folglich auf diesem Gebiet eine große Diffe¬ 
renziertheit festgestellt werden, die sowohl histo¬ 
rische als auch gesetzestechnische Ursachen hat. 

Da die Gesetzgebung auf dem Gebiet der So¬ 
zialversicherung weitergehend ist als der Teil ih¬ 
res Regelungsgegenstandes, der die Arbeitsver- 
hältnisse der Arbeiter und Angestellten erfaßt, 
spricht einiges für einen selbständigen Rechts¬ 
zweig „Sozialversichung“. Die Arbeitsgesetzbü¬ 
cher in der Mehrzahl der sozialistischen Länder 
grenzen deshalb auch die in ihnen enthaltenen 
Regelungen ein, indem sie sich auf die Ansprüche 
der Arbeiter und Angestellten beschränken. 
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Kapitel XX 

Grundzuge des bürgerlichen Arbeitsrechts der Gegenwart 


1 . 

Der Klassencharakter 

des bürgerlichen Arbeitsrechts 

1 . 1 . 

Die soziale Lage 

der Werktätigen im Kapitalismus 

Die Lohnarbeit ist im Kapitalismus die Grundlage 
der Produktion. Während der Kapitalist über Pri¬ 
vateigentum an Produktionsmitteln verfügt und 
die Arbeitskraft des Lohnarbeiters kauft, verfügt 
der Lohnarbeiter über kein Privateigentum an 
Produktionsmitteln und ist gezwungen, seine Ar¬ 
beitskraft an den Kapitalisten zu verkaufen. „Der 
Prozeß, der das Kapitalverhältnis schafft, kann 
also nichts andres sein als der Scheidungsprozeß 
des Arbeiters vom Eigentum an seinen Arbeits¬ 
bedingungen .. .“ 1 1 

Die kapitalistischen Arbeitsverhältnisse sind 
Verhältnisse der Unterdrückung und Ausbeu¬ 
tung. Der Verkauf der Arbeitskraft ist für den Ar¬ 
beiter kein Akt der „freien“ Willensäußerung, 
sondern beruht auf ökonomischem Zwang, wenn¬ 
gleich die tatsächliche soziale Ungleichheit zwi¬ 
schen dem Kapitalisten und dem Lohnarbeiter 
hinter ihrer juristischen Gleichheit als Warenbe¬ 
sitzer, die den Austausch der Ware Arbeitskraft 
gegen Geld vollziehen, verdeckt bleibt. Der Kapi¬ 
talist beutet den Arbeiter aus und erzielt auf diese 
Weise den Mehrwert, den er sich aneignet. „Als 
der Feudalismus gestürzt und die ,freie* kapitali¬ 
stische Gesellschaft zur Welt gekommen war“, 
schrieb Lenin, „zeigte es sich sogleich, daß diese 
Freiheit ein neues System der Unterdrückung und 
Ausbeutung cjer Werktätigen bedeutet.“ 2 

Das ständige Streben des Kapitalisten nach 
höchstem Profit entsprechend dem ökonomischen 
Grundgesetz des Kapitalismus erfordert die zu¬ 
nehmende Ausbeutung der Werktätigen — ihre so¬ 
ziale Lage verschlechtert sich. Diese wird in der 


kapitalistischen Gesellschaft unmittelbar durch 
den Beschäftigungsgrad, durch die Höhe der Löh¬ 
ne, der Sozialleistungen und der Steuern, die 
Dauer der Arbeitszeit und des bezahlten Urlaubs, 
die Arbeitsbedingungen, die Möglichkeit zur Er¬ 
langung einer Allgemeinbildung und der notwen¬ 
digen Fachbildung und durch ähnliche Momente 
bestimmt. 

Besonders in den letzten Jahren hat sich die 
soziale Unsicherheit bedeutend verstärkt. Die Ur¬ 
sachen dafür liegen in der besonderen Art der 
Verflechtung der allgemeinen Krise des kapitali¬ 
stischen Systems mit den zyklischen Wirtschafts¬ 
krisen. Das Verhältnis zwischen den langfristig 
wirkenden, aus der allgemeinen Krise resultieren¬ 
den Faktoren und den zyklischen Krisenfaktoren 
verändert sich qualitativ. Die langfristig wirken¬ 
den Faktoren erlangen ein erheblich größeres 
Gewicht und werden in vielerlei Hinsicht bestim¬ 
mend für den Verlauf des Krisenzyklus. Waren es 
in der Vergangenheit beispielsweise vor allem 
Strukturkrisen in wichtigen Industriezweigen, so 
treten in der Gegenwart weitere Faktoren hinzu, 
die bisher allein der zyklischen Krise eigen waren, 
wie sinkende Wachstumsraten der Produktion bei 
steigender Inflation und anhaltend hohe weiter 
steigende Arbeitslosigkeit bei stagnierenden oder 
sinkenden Reallöhnen. 

Für die Einschätzung der sozialen Lage der 
Arbeiterklasse gewinnt die Tatsache an Bedeu¬ 
tung, daß sich ökonomische Krise und politische 
Labilität wechselseitig bedingen. Ausdruck der 
politischen Labilität sind vonallem die mannigfa¬ 
che Aushöhlung der bürgerlichen Demokratie 
und die politische Rechtsentwicklung. 3 In den 


1 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1970, 
S. 742. 

2 W. I. Lenin, Werke, Bd. 19, Berlin 1962, S. 7. 

3 Vgl. Bericht des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands an den X. Parteitag der 
SED. Berichterstatter: Genosse Erich Honecker, 
Berlin 1981, S. 14. 
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sechziger und siebziger Jahren war die Sozialpoli¬ 
tik ein entscheidender Faktor imperialistischer 
Machtausübung, weil sie sich auf ein relativ hohes 
und kontinuierliches Wachstumstempo der Wirt¬ 
schaft stützen konnte. Mit Beginn der Weltwirt¬ 
schaftskrise 1974/75 und unter dem Einfluß der 
langfristig wirkenden Krisenerscheinungen ist der 
staatliche Machtapparat immer weniger in der 
Lage, die sozialen Beziehungen und Verhältnisse 
zwischen Bourgeoisie und Arbeiterklasse zu regu¬ 
lieren. Es wird immer schwieriger, mit Hilfe einer 
Politik der Klassenharmonie bei gleichzeitigen 
sozialpolitischen Zugeständnissen die sozialen 
Klassenauseinandersetzungen zu dämpfen und 
die Arbeiterklasse an das kapitalistische System 
zu binden. Die imperialistische Globalsteuerung 
auf neokeynesianistischer Grundlage (wir verste¬ 
hen darunter staatliche Eingriffe in die Wirt¬ 
schaftspolitik, z. B. Regulierung der Inflations¬ 
entwicklung durch Preisstopp, Beeinflussung der 
Strukturentwicklung der Wirtschaft durch Inve¬ 
stitionslenkung und Investitionskontrolle, Ge¬ 
währleistung eines Minimums an sozialer Sicher¬ 
heit; der Gegensatz dazu ist die Marktwirtschafts¬ 
doktrin, vor allem die monetaristische Konzeption 
von Friedman, die als neoklassische oder neolibe¬ 
rale Theorie ausgegeben wird und die die uneinge¬ 
schränkte Handlungsfähigkeit der Großbourgeoi¬ 
sie fordert: freies Unternehmertum und freie 
Marktwirtschaft)- als eine entscheidende Voraus¬ 
setzung für die imperialistische Sozialpolitik funk¬ 
tioniert nicht mehr in der alten Weise und ist selbst 
zur Quelle chronischer Krisenerscheinungen ge¬ 
worden. 4 Es ist deshalb richtig, heute von einer 
Krise der imperialistischen Sozialpolitik zu spre¬ 
chen. Sie resultiert vor allem daraus, daß sich ei¬ 
nerseits die ökonomische Labilität und Krisenhaf¬ 
tigkeit des Kapitalismus ausweiten, daß sich der 
Kampf der Arbeiterklasse für die Verteidigung 
und den Ausbau ihrer Rechte Verstärkt sowie die 
Ausstrahlungskraft des realen Sozialismus ver¬ 
größert, die die Gewährung sozialpolitischer Zu¬ 
geständnisse im Interesse der Systemstabilisie¬ 
rung notwendiger denn je machen; andererseits 
wird die materielle Grundlage für eine verstärkte 
sozialpolitische Bindung der Arbeiterklasse an 
das Monopolkapital geringer. 5 

Der Grundwiderspruch des Kapitalismus ver- 
schärft sich in unserer Epoche vor allem infolge 
der wissenschaftlich-technischen Revolution. Die 
Nutzung neuer, moderner Produktivkräfte voll¬ 
zieht sich im Rahmen der kapitalistischen Eigen¬ 
tumsverhältnisse und ausschließlich zur Erzeu¬ 


gung eines Extraprofits. Weil durch das Profit¬ 
streben die Entwicklung der Produktivkräfte 
ständig vorwärtsgetrieben wird und auf ein neues 
System der gesellschaftlichen Produktion hin¬ 
drängt, verschärfen sich Ausbeutung und Unter¬ 
drückung. Unsichere Arbeitsplätze, zunehmende 
Arbeitslosigkeit durch technologisch bedingte 
Freisetzung von Arbeitskräften und eine weitge¬ 
hende Beschäftigung der Werktätigen unter ihrer 
Qualifikation bei Einführung neuester Technik 
sind die gravierenden Merkmale. Das Monopol¬ 
kapital benutzt die allgemeine Unsicherheit der 
Arbeitsverhältnisse zusätzlich als Druckmittel. 
Die Arbeitshetze wird enorm gesteigert, körperli¬ 
che und geistige Belastungen nehmen beträchtlich 
zu. Unzureichende Sicherheitstechnik und ge¬ 
sundheitsschädigende Einflüsse verschlechtern 
die Arbeitsbedingungen noch zusätzlich. Die An¬ 
zahl der Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
sowie der allgemeine Verschleiß der Arbeitskraft 
nehmen bedrohliche Ausmaße an. Frauen, Ju¬ 
gendliche und ausländische Arbeiter werden zu¬ 
sätzlich diskriminiert. 

Die Folgen der kapitalistischen Rationalisie¬ 
rung beschränken sich aber nicht nur auf die Er¬ 
höhung der Leistungsanforderungen. Sie zeigen 
sich beispielsweise auch darin, daß die Werktäti¬ 
gen unter dem ständigen Druck einer drohenden 
Entlassung weniger qualifizierte Tätigkeiten ak¬ 
zeptieren und damit einhergehende Lohneinbu¬ 
ßen hinnehmen müssen. Schließlich unternehmen 
die Monopole aus Profiterwägungen viel zu ge¬ 
ringe Anstrengungen, um den Anforderungen an 
eine neue moderne Berufsausbildung und Qualifi¬ 
zierung und damit an die Mobilität der Arbeits¬ 
kräfte gerecht zu werden. 

Um die gewerkschaftliche Gegenwehr gegen¬ 
über dem Abbau der demokratischen und sozialen 
Rechte der Werktätigen zu untergraben oder gar 
unmöglich zu machen, richtet die Monopolbour¬ 
geoisie ihre Angriffe insbesondere auf die Mitbe- 


4 Vgl. O. Reinhold, „Die ökonomische und die politi¬ 
sche Krise des Imperialismus“, Einheit, 1978/10, 
S. 1052 ff.,; ders., Verschärfung der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus und Arbeiterklasse, öko¬ 
nomische, politische und ideologische Probleme in 
Westeuropa, Berlin 1980, S. 62 ff.; H. Meißner, 
„Aktuelle Tendenzen in der bürgerlichen politi¬ 
schen Ökonomie“, IPW-Berichte, 1981/5, S. 11 ff. 

5 Vgl. M Premßler, „Zur Krise imperialistischer So¬ 
zialpolitik“, in: Wissenschaftliche Zeitschrift der 
Karl-Marx-Universität Leipzig, Gesellschafts- und 
Sprachwissenschaftliche Reihe, 1980/1, S. 39 ff. 
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Stimmung, die Tarifautonomie und die gewerk¬ 
schaftlichen Kampfrechte, vor allem auf das Streik¬ 
recht. So ist der soziale Bereich, auch dank der 
Vorbildwirkung des realen Sozialismus, zu einem 
der Hauptfelder des Klassenkampfes geworden. 
Man kann zu Recht sagen, daß die unmittelbaren 
ökonomischen und sozialen Interessen der Arbei¬ 
terklasse im Reproduktionsbereich gegenwärtig 
mit die wichtigsten Ausgangspunkte für Verände¬ 
rungen im Klassenbewußtsein, in der Klassenor¬ 
ganisation und in der Klassenaktion sind. 6 

Der Widerstand der Arbeiterklasse wirkt der 
Tendenz zur Verschlechterung der Arbeitsbedin¬ 
gungen und zur Verstärkung ihrer Ausbeutung 
entgegen. Er konzentriert sich besonders auf die 
Verteidigung ■ erkämpfter sozialer und gewerk¬ 
schaftlicher Rechte und auf den Auf- und Ausbau 
einer demokratischen Arbeitsrechtsordnung. 


1 . 2 . 

Ziel und Gegenstand 

des bürgerlichen Arbeitsrechts 

Der bürgerliche Staat - seinem Klassenwesen 
nach die Diktatur der Bourgeoisie - hat in der So¬ 
zialpolitik, die im wesentlichen mit Hilfe des Ar- 
beits- und Sozialrechts durchgesetzt wird, ein In¬ 
strument, um die sozialen Beziehungen zu regulie¬ 
ren, insbesondere, um den antagonistischen Wi¬ 
derspruch zwischen Bourgeoisie und Proletariat 
zu dämpfen. Damit ist zugleich der Gegenstand 
der Sozialpolitik bestimmt, die in Abhängigkeit 
von der Form des jeweiligen bürgerlichen Staates 
entsprechend ausgestaltet wird. •Imperialistische 
Sozialpolitik ist demnach durch die konkreten 
Methoden der Herrschaftsausübung der Mono¬ 
polbourgeoisie bestimmt. Sie ist vor allem darauf 
gerichtet, die notwendige Reproduktion der Ar¬ 
beitskraft der Werktätigen und damit die sozialö¬ 
konomischen Bedingungen für die Funktionsfä¬ 
higkeit des monopolistischen Reproduktionspro¬ 
zesses zu gewährleisten und die Arbeiterklasse 
und die anderen Werktätigen an das Monopolka¬ 
pital zu binden. 

Will man den Charakter der sozialpolitischen 
Maßnahmen im staatsmonopolistischen Kapita¬ 
lismus bestimmen, muß man beachten, daß diese 
nicht etwa allein dem Willen der Monopole und 
des imperialistischen Staates unterliegen, sondern 
in erster Linie ein Ergebnis des organisierten 
Kampfes der Arbeiterklasse sind. Insoweit zeigt 


die gesamte imperialistische Sozialpolitik den 
grundlegenden Widerspruch zwischen den Inter¬ 
essen der Monopole und ihres Staates (Sicherung 
des Ausbeutungsverhältnisses) und den Klassen¬ 
interessen der Arbeiter (Stärkung ihrer sozial¬ 
ökonomischen und politischen Positionen, Ein¬ 
schränkung und spätere Beseitigung der Macht 
des Monopolkapitals). 

Imperialistische Sozialpolitik ist heute das Zu¬ 
sammenwirken staatlicher Sozialpolitik mit den 
staatlich geförderten Methoden der betrieblichen 
Sozialpolitik der Monopole. Hierzu zählen Maß¬ 
nahmen, die unmittelbar der Reproduktion der 
Arbeitskraft dienen (wie Regelungen über Lohn, 
Arbeitszeit und Urlaub), weiterhin die Gewähr¬ 
leistung eines Mindestmaßes an sozialer Sicher¬ 
heit (beispielsweise auf den Gebieten des Arbeits¬ 
und Gesundheitsschutzes oder der Sozialversiche¬ 
rung), aber auch die unter den Bedingungen der 
wissenschaftlich-technischen Revolution notwen¬ 
digen Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
und schließlich die von den Unternehmern ange¬ 
wandten Praktiken, die die ökonomische und 
ideologische Korrumpierung der Werktätigen 
zum Ziel haben (wie die Vergabe von Werkswoh¬ 
nungen und die sogenannte betriebliche Vermö¬ 
gensbildung). Die verschiedenen Teilgebiete 
staatsmonopolistischer Sozialpolitik dienen einer 
einheitlichen Zielsetzung, sie gehören zum Un¬ 
terdrückungsmechanismus des bürgerlichen Staa¬ 
tes, sind aber im einzelnen - je nachdem, inwie¬ 
weit es den Werktätigen gelingt, ihre eigenen For¬ 
derungen durchzusetzen - in ihrer Bedeutung für 
die Arbeiterklasse Unterschiedlich zu bewerten. 

Bei der Durchsetzung der Sozialpolitik des 
, imperialistischen Staates nimmt das bürgerliche 
Arbeitsrecht einen zentralen Platz ein. Wie das 
bürgerliche Recht generell ist es der zum Gesetz 
erhobene Wille der herrschenden Klasse, dessen 
Inhalt in den materiellen Lebensbedingungen der 
Bourgeoisie gegeben ist. 

Die objektiven ökonomischen und Klassenwi¬ 
dersprüche der kapitalistischen Produktionsweise 
wirken auch im bürgerlichen Arbeitsrecht. Es 
kann sie weder beseitigen noch überwinden. Das 
festzustellen ist umso wichtiger, als gerade das 
bürgerliche Arbeitsrecht von den Beziehungen in 
der Produktion des materiellen Lebens und von 


6 Vgl. J. Schleifstein, „Zu einigen Fragen des Klas¬ 
senkampfes und der Entwicklung von Klassenbe¬ 
wußtsein in der BRD“, Leipziger Universitätsreden. 
Neue Folge, 1977/42, S. 14. 
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der wirklichen sozialen Ungleichheit der Indivi¬ 
duen in ihrem Verhältnis zueinander als Waren¬ 
besitzer zu abstrahieren und den klassenmäßigen 
Inhalt ihrer formalen Gleichheit zu vertuschen 
versucht. 

Der Stellenwert des bürgerlichen Arbeits- 
reclits erhöht sich im Imperialismus beträchtlich. 
Sein Inhalt wird nunmehr vom ökonomisch und 
politisch herrschenden Monopolkapital geprägt, 
das wegen der veränderten Existenzbedingungen 
des Imperialismus den Staat auch verstärkt in den 
Bereich der Arbeits- und Sozialbeziehungen ein¬ 
schaltet und mit Hilfe des Arbeitsrechts versucht, 
die sich verschärfenden Klassengegensätze zu 
kontrollieren und zu regulieren, um das imperiali¬ 
stische Profitsystem zu erhalten. 

Die Funktion des bürgerlichen'Arbeitsrechts 
der Gegenwart besteht im Schutz des kapitalisti¬ 
schen Systems, der Lohnsklaverei. Seine Normen 
. sind darauf gerichtet, das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln im Bereich der Arbeit zu ver¬ 
werten. Infolgedessen beeinflußt und bestimmt 
das Arbeitsrecht unmittelbar die Formen und Me¬ 
thoden der kapitalistischen Ausbeutung, die öko¬ 
nomische und soziale Stellung der Arbeiter und 
die Entwicklung des Klassenkampfes. Es ist ein 
Instrument zur Unterdrückung des Klassenkamp¬ 
fes der Arbeiterklasse und zur Verstärkung ihrer 
Ausbeutung. 

Bei der Charakterisierung des bürgerlichen 
Arbeitsrechts muß berücksichtigt werden, daß 
sein Anwendungsbereich erheblich gewachsen ist. 
Es erfaßt heute all die gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse. und unterwirft sie seiner Regelung, die die 
Lohnarbeit unmittelbar betreffen, sie tangieren 
oder mit ihr in einem generellen Zusammenhang 
stehen. 

Zu ihnen zählen die Tätigkeit der Gewerk¬ 
schaften, vor allem ihr Recht auf Koalition und 
ihre entscheidenden Betätigungs- und Kampf¬ 
rechte wie das Streikrecht oder die Tarifautono¬ 
mie. Weiterhin gehören dazu der Arbeitsvertrag 
als Mittel zur Gewinnung und Ausbeutung von 
Arbeitskräften, zur Festlegung der konkreten Ar¬ 
beitsbedingungen, die Kündigung bzw. Ent¬ 
lassung der Arbeitskräfte; geregelt werden 
solche entscheidenden Komplexe wie die Berufs¬ 
ausbildung und die Qualifizierung, der Arbeits¬ 
und Gesundheitsschutz, eingeschlossen die Si¬ 
cherheitstechnik und die Arbeitshygiene; schließ¬ 
lich erfaßt das Arbeitsrecht auch die staatliche 
Arbeitsvermittlung mit ihren Unterstützungsbei¬ 
hilfen bei Arbeitslosigkeit, die Festlegung der 


Rechte und Pflichten der Unternehmer wie der 
Arbeiter und Angestellten, z. B. in Form der Mit¬ 
bestimmungsgesetze, und die Entscheidung von 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten. 

Alle diese Verhältnisse bilden den Gegen¬ 
stand des Arbeitsrechts, das in den kapitalisti¬ 
schen Ländern zumeist nicht in Form einer ge¬ 
schlossenen Kodifikation besteht. Es muß als Ein¬ 
heit von staatlicher Gesetzgebung, administrati¬ 
ver und gerichtlicher Praxis, tarifvertraglicher 
Abmachungen zwischen den Unternehmerver¬ 
bänden und den Gewerkschaften sowie den staat¬ 
lich geförderten betrieblichen Maßnahmen ver¬ 
ständen werden. 

Das kapitalistische Arbeitsrecht als vielschich¬ 
tige und widerspruchsvolle Erscheinung ist wie 
kein anderer Bereich des bürgerlichen Rechts so¬ 
wohl von den Bedingungen und Ergebnissen des 
Klassenkampfes als auch im zunehmenden Maße 
von der Vorbildwirkung des Arbeitsrechts des 
realen Sozialismus beeinflußt. Die Existenz und 
die zunehmende Stärke des Sozialismus als Gesell¬ 
schaftssystem auf zwei Dritteln des europäischen 
Kontinents setzen vor allem in den Ländern West¬ 
europas Maßstäbe, die direkt und indirekt sti¬ 
mulierend auf die Forderungen und den Kampf 
der Arbeiterklasse zur Verbesserung ihrer sozia¬ 
len Lage wirken. 

Die Widersprüchlichkeit des kapitalistischen 
Arbeitsrechts zeigt sich in Folgendem: 

Erstens spiegelt seine gesetzliche und tarif¬ 
rechtliche Ausgestaltung und Handhabung nicht 
nur prinzipiell das Machtinteresse der Kapitali¬ 
sten wider, sondern es ist auch von den Ergebnis¬ 
sen geprägt, die die organisierte Arbeiterklasse 
bei ihrer Einflußnahme auf die Arbeitsgesetzge¬ 
bung erzielt hat. Das Arbeilsrecht ist zumindest in 
seinen entscheidenden politischen Aussagen und 
normativen Regelungen der unmittelbare Aus¬ 
druck des Kräfteverhältnisses zwischen den bei¬ 
den Grundklassen der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft auf sozialpolitischem Gebiet. Man kann da¬ 
von sprechen, daß im bürgerlichen Rechtssystem 
das Arbeitsrecht der Rechtszweig ist, der auf die 
Evolution der sozialen Wirklichkeit, auf Wand¬ 
lungen im Kräfteverhältnis der Klassen und auf 
Ereignisse des Klassenkampfes am empfindlich¬ 
sten reagiert, sich am dynamischsten entwickelt 
und sich am schnellsten verändert. 7 

Zweitens zeigt, wie Lenin nachwies, die Herr- 


7 I. Ja. Kisseljew, Sowremennyj kapitalism i trudo- 
woje sakonodatelstwo, Moskwa 1971, S. 4. 
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Schaftspolitik der Bourgeoisie stets „zwei Metho¬ 
den der Niederhaltung des Volks“. „Die erste ist 
die der Gewalt.“ 8 Das ist „die Methode der Ver¬ 
weigerung jeglicher Zugeständnisse an die Arbei¬ 
terbewegung, die Methode der Aufrechterhaltung 
aller alten und überlebten Institutionen, die Me¬ 
thode der unnachgiebigen Ablehnung von Re¬ 
formen .. . Die zweite Methode ist die Methode 
des .Liberalismus 1 , der Schritte in der Richtung 
auf die Entfaltung politischer Rechte, in der Rich¬ 
tung auf Reformen, Zugeständnisse usw.“ 9 Diese 
zwei Methoden des Regierens der Bourgeoisie 
sind stets miteinander verflochten und werden 
verschiedenartig kombiniert. Welche Methode 
dabei in den Vordergrund rückt, hängt vom Klas¬ 
senkräfteverhältnis und den 'konkreten Bedin¬ 
gungen des Klassenkampfes ab. Ganz offenbar ist 
das gegenwärtig und für die absehbare Zeit nicht 
mehr die Methode der Zugeständnisse und all das, 
was unter maßgeblicher Beteiligung sozialrefor¬ 
mistischer Parteien und Regierungen als Reform¬ 
politik für die siebziger Jahre kreiert und nur in 
seinen Ansätzen verwirklicht wurde. Die Re¬ 
formpolitik in diesem Bereich ist verstärkt autori¬ 
tären Herrschaftsmethoden gewichen. 

Die autoritären Herrschaftsmethoden werden, be¬ 
zogen auf das Arbeitsrecht, ideologisch in zwei 
Hauptrichtungen vorbereitet. Zum einen werden re¬ 
aktionäre bürgerliche Wirtschaftstheorien, z. B. die 
Theorie des Monetarismus (eine Auffassung, wo¬ 
nach das gesamte wirtschaftliche Geschehen ohne 
jeden staatlichen Eingriff durch die Gesetze des 
Marktes geregelt werden soll), reaktiviert, um den 
sozialen Abbau voranzutreiben. Zürn anderen wer¬ 
den tradeunionistische und syndikalistische Theo¬ 
rien mit Theorien der gewerkschaftlichen Über¬ 
macht, des pluralistischen Gemeinwohls und der So¬ 
zialpartnerschaft gekoppelt, um vor allem die Posi¬ 
tion der Gewerkschaften im sozialen Kampf zu 
schwächen. Zwischen diesen konzeptionellen Über¬ 
legungen der Monopolbourgeoisie und den Normen 
des Arbeitsrechts besteht ein enger Zusammenhang. 
Er zeigt sich u. a. in der Reduzierung staatlicher So¬ 
zialleistungen (staatliche Sozialleistung in erster Li¬ 
nie als Mittel zur Selbsthilfe), in der Beschränkung 
der Mitbestimmung auf eine sozialpartnerschaftlich 
angelegte Unterstützung der Unternehmer, in der 
Unterhöhlung der Tarifautonomie mit Hilfe soge¬ 
nannter von den Regierungen vorgegebenen Lohn¬ 
leitlinien bis hin zur Einführung staatlicher oder 
halbstaatlicher Tarifämter, in der Einengung ge¬ 
werkschaftlicher Kampfrechte, wobei vor allem das 
Streikrecht in die „Grauzone der Verfassungswid- 
rigkeit“ gerückt, dagegen aber ein Aussperrungs¬ 
recht der Unternehmer konstruiert und als legitime 

498 


Maßnahme anerkannt wird und schließlich in der 
Beschneidung des rechtlichen Status der Gewerk¬ 
schaften selbst. Besonders letzteres Vorgehen hat 
für die Arbeiterklasse schwerwiegende Konsequen¬ 
zen. Man braucht nur an das US-amerikanische 
Taft-Hartley-Gesetz und an seine modernen For¬ 
men in Westeuropa zu denken, so an die Entwürfe 
für ein Verbändegesetz in der BRD. 

Die herrschenden Kräfte in den kapitalisti¬ 
schen Ländern leugnen natürlich den Klassencha¬ 
rakter des Arbeitsrechts. Mit der einen oder ande¬ 
ren neueren theoretischen Zielsetzung, die sie für 
diesen Rechtszweig aus der jeweiligen ökonomi¬ 
schen oder Klassenkampfsituation ableiten, wol¬ 
len sie bestimmte Erscheinungen rechtfertigen, 
wobei sie ihre Bemühungen darauf konzentrieren, 
das Arbeitsrecht als ein wirksames Instrument der 
Klassenharmonie und der Integration der Werk¬ 
tätigen in das staatsmonopolistische System er¬ 
scheinen zu lassen. Das partnerschaftliche Ele¬ 
ment geben sie als das entscheidende Kriterium 
für das Arbeitsrecht aus. Es soll die „Überwin¬ 
dung des klassenkämpferischen Bewußtseins der 
Arbeiter und Angestellten“, die „Entideologisie- 
rung der modernen Betriebssituation“ u. ä. Ziel¬ 
setzungen erfüllen. Gleichzeitig wird die soziale 
Schutzaufgabe des Arbeitsrechts in den Hinter¬ 
grund gerückt. Stattdessen wird das Arbeitsrecht 
der Gegenwart als Leitbild eines gegenseitigen 
Rücksichtsrechts propagiert, welches angeblich 
das Miteinander von Kapitalisten und Arbeitern 
regelt und den Klassenkampf ausschaltet. 

Diejenigen Vertreter des Monopolkapitals, die zu¬ 
mindest die unterschiedliche Interessenlage zwi¬ 
schen Kapital und Arbeit und damit das Vorhanden¬ 
sein einer ständigen Konfliktsituation anerkennen, 
erweitern die Definition noch um den Gedanken, 
daß das Arbeitsrecht auch eine weitgehende Ord¬ 
nungsfunktion habe, um eben diese Konfliktsitua¬ 
tion abzuschwächen und zu kanalisieren. Sie spre¬ 
chen deshalb auch vom Arbeitsrecht als einem sy¬ 
stemgemäßen juristischen Instrumentarium, das die 
Interessengegensätze zwischen „Arbeitgebern“ und 
„Arbeitnehmern“ im Arbeitsleben durch die Bin¬ 
dung an bestimmte Verfahrensweisen (staatliche 
Schutzgesetze, Kollektivverträge, Schlichtungsver¬ 
einbarungen und Arbeitskämpfe) kanalisiere. 10 Da¬ 
gegen sind diejenigen Ideologen heute in der Min- 


8 W. I. Lenin, Werke, Bd. 24, Berlin 1969, S. 48. 

9 W. I. Lenin, Werke, Bd. 16, Berlin 1971, S. 356. 
10 Vgl. Materialien zum Bericht zur Lage der Nation 

1972, Deutscher Bundestag, 6. Wahlperiode, 
Drucksache VI/3080, Bonn (o. J.), S. 147. 







derzahl, die von der völlig realitätsfernen uneinge¬ 
schränkten Friedensfunktion des Arbeitsrechts 
sprechen. So ist in einem früheren BRD-Standard- 
lehrbuch des Arbeitsrechts davon die Rede, daß mit 
Hilfe des Arbeitsrechts „eine echte Volksgemein¬ 
schaft“ herbeigeführt werden könnte. 11 

Das bürgerliche Arbeitsrecht hat demnach 
folgende Funktionen: 

Erstens sollen die Ausbeuterordnung aufrecht¬ 
erhalten, die Bedingungen und Methoden der 
Ausbeutung fixiert und soziale Konflikte so gelöst 
werden, daß die bestehende Ordnung nicht ge¬ 
fährdet wird (Wahrung des „sozialen Friedens“ 
als Vorbedingung für eine im Kapitalismus angeb¬ 
lich mögliche „solidarische Gemeinschaft“). 

Zweitens sollen die Aneignung von Mehrwert 
abgesichert, Klassenkampfpositionen der Arbei¬ 
terklasse eingeengt und soziale Zugeständnisse 
nur gemacht werden, wenn sie den Interessen der 
Unternehmer nicht entscheidend zuwiderlaufen. 

Drittens soll der Klassencharakter verschleiert 
und der Eindruck erweckt werden, als wäre das 
Arbeitsrecht — zumindest das in Rechtsnormen 
gekleidete staatliche Arbeitsrecht - in den Hän¬ 
den des Staates ein neutrales Mittel des Aus¬ 
gleichs zwischen „Arbeitgeber“ und „Arbeit¬ 
nehmer“. 

Viertens soll die Willkür der kapitalistischen 
Eigentümer im Bereich der Arbeitsbeziehungen 
beschränkt und die Arbeiter vor „übermäßiger 
Ausbeutung“ geschützt werden. 12 

Das bürgerliche Arbeitsrecht enthält trotz sei¬ 
ner einheitlichen Klassenorientierung arbeits- 
und sozialrechtliche Normen, die in gewissem 
Umfang den Forderungen der Werktätigen ent¬ 
sprechen und deshalb auch einen relativ fort¬ 
schrittlichen Charakter tragen. Das heißt, daß im 
bürgerlichen Arbeitsrecht auch eine den Interes¬ 
sen des Monopolkapitals entgegengesetzte Ten¬ 
denz wirkt, die von der Arbeiterklasse initiiert ist, 
deren Interessen und Forderungen nahekommt 
oder ihnen teilweise entspricht. 

Daraus jedoch die Schlußfolgerung zu zie¬ 
hen, daß sich beide Methoden imperialistischer 
Machtausübung verselbständigen und es möglich 
wäre, in „arbeiterfeindliche Gesetzgebung“ und 
in „Sozialgesetzgebung“ zu unterscheiden, wäre 
irreführend. Es handelt sich nicht um zwei Kate¬ 
gorien von Akten, sondern um zwei Linien in der 
bürgerlichen rechtlichen Regelung der Arbeit, die 
sich gegenseitig bedingen und in den Gesetzen, in 
den Entscheidungen der Gerichte sowie selbst in 
den Tarifabkommen zum Ausdruck kommen. 


Ihrer sozialpolitischen Natur nach stellen die 
vom Proletariat der Bourgeoisie im Klassenkampf 
abgerungenen fortschrittlichen arbeitsrechtlichen 
Regelungen Zugeständnisse dar, die zum Teil er¬ 
heblich sind. Dazu zählen 

- die tarifvertragliche Absicherung von Lohn- 
und Gehaltserhöhungen, die Erweiterung der 
Urlaubszeit und die Gewährung eines Urlaubs¬ 
geldes; 

- der Ausbau des Sozialversicherungs- und Ren¬ 
tenrechts, insbesondere die Einführung der fle¬ 
xiblen Altersgrenze, die Erhöhung der Renten 
und vor allem die Lohnfortzahlung im Krank¬ 
heitsfall für eine begrenzte Zeit; 

— eine teilweise staatliche Förderung der berufli¬ 
chen Ausbildung und Umschulung durch die 
Übernahme der Kosten sowie eine Erweiterung 
der Fristen bei Kündigung und Entlassung 
durch die Gewährung von generellen Schutz¬ 
maßnahmen für einen bestimmten Personen¬ 
kreis für eine begrenzte Zeit und durch Verein¬ 
barung von finanziellen Absicherungen; 

— die Anordnung von Schutzmaßnahmen in Fäl¬ 
len von Automatisierung und Rationalisierung 
auf der Basis von Rationalisierungsschutzab¬ 
kommen, die zwischen den Gewerkschaften 
und den Unternehmerorganisationen abge¬ 
schlossen werden und die vorrangig darauf ge¬ 
richtet sind, die Entlassungsmöglichkeiten ein¬ 
zuschränken oder bei Entlassungen den Arbei¬ 
tern eine höhere materielle Abfindung zu ge¬ 
währen. 

Es werden auch bestimmte Zugeständnisse von sol¬ 
chen Unternehmern gemacht, die zeitweilig einen 
erhöhten Arbeitskräftebedarf haben oder sich eine 
qualifizierte Stammbelegschaft sichern wollen. Sie 
zahlen dann Löhne, die über die im Tarifvertrag ver¬ 
einbarte Höhe hinausgehen, oder gewähren be¬ 
stimmte betriebliche Sozialleistungen, wie die Ver¬ 
gabe von mietzinsgünstigen Werkswohnungen. 


11 Vgl. A. Hueck/H. C. Nipperdey, Grundriß des Ar¬ 
beitsrechts, Berlin (West)/Frankfurt a. M. 1970, 
S.'4. 

12. Vgl. M. Premßler, Arbeiterrechte in der BRD, So¬ 
zialdemagogie und Wirklichkeit, Berlin 1975, 
S. 12 ff.; I. Ja. Kisseljew, Trudowoje prawo w us- 
lowijach gossudarstwenno- monopolistitscheskogo 
kapitalisma, Moskwa 1979, S. 13 ff.; weiterhin: 
W. Däubler, Gesellschaftliche Interessen und Ar¬ 
beitsrecht, Köln 1974, S. 22; ders., Das Arbeits- 
I recht. Von der Kinderarbeit zur Betriebsverfas¬ 
sung, Reinbek bei Hamburg 1976, S. 31 ff. 
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Obwohl die Zugeständnisse z. T. erheblich 
sind, ändern sie nichts an dem grundlegenden 
Charakter des kapitalistischen Arbeitsrechts. Sie 
entsprechen nicht den Grundforderungen des 
Proletariats und sind zumeist zeitlich begrenzt. 
Oftmals entbehren sie einer realen rechtlichen 
Garantie oder die erkämpften Normen werden ih¬ 
res progressiven Anliegens entkleidet. Schließlich 
werden auch arbeitsrechtliche Konzessionen zu 
einem für die Monopolbourgeoisie günstigen' 
Zeitpunkt oder generell in Krisenzeiten wieder 
aufgehoben. Das geschieht zumeist in der Weise, 
daß steigende Preise gewährte Lohnerhöhungen 
wieder kompensieren oder sogar den erreichten 
Stand der Reallöhne abbauen. ( 

Manche Arbeitsrechtsordnungen der kapitali¬ 
stischen Länder beruhen neben dem normativen 
Teil und der rechtschaffenden Autonomie von 
Gewerkschaften und Unternehmerverbänden auf 
dem sogenannten Richterrecht, auch als arbeits¬ 
gerichtliche Rechtsfortbildung bezeichnet. Das 
trifft insbesondere auf Großbritannien und die 
BRD zu. Viele arbeitsrechtliche Bereiche haben 
dort im Interesse der Unternehmer keine gesetzli¬ 
che Regelung erfahren. Mit Hilfe des Richter¬ 
rechts setzen die Gerichte normative Regeln, 
wenn der Gesetzgeber noch nicht tätig geworden 
ist. Es ist auch möglich, daß die Richter ausdrück¬ 
lich von den vorhandenen Rechtsnormen abwei¬ 
chen, wenn sie der Auffassung sind, eine aktuelle 
„zeitbezogene Auslegung“ sei wichtiger als der 
Wortlaut der Norm. Die herrschende kapitalisti¬ 
sche Arbeitsrechtslehre bezeichnet es als rechts¬ 
politischen Mut, wenn von den Gerichten das 
„normative Ordnungsdefizit“ im Arbeitsrecht ab¬ 
gebaut wird und gleichzeitig der Arbeitsverfas¬ 
sung ein „beträchtliches Maß an rechtlicher Ela¬ 
stizität“ gewährt wird. In Wirklichkeit ist die bür¬ 
gerliche Konzeption vom Richterrecht ein wohl- 
.durchdachter Angriff auf errungene Rechte der 
Werktätigen. 13 

So wurden in der BRD viele bedeutsame Teilberei¬ 
che des Arbeitsrechts neu und zum Nachteil der Ar¬ 
beiterklasse geregelt, wie das sogenannte Arbeits¬ 
kampfrecht, die Rechte des Betriebsrates, die For¬ 
mulierung zusätzlicher „Treuepflichten“ der Arbei¬ 
ter und Angestellten als Kerngedanken eines soge¬ 
nannten personenrechtlichen' Gemeinschaftsver- 
hältnisses zwischen Arbeiter und Unternehmer. 

_ Typisch für das Arbeitsrecht der meisten kapi¬ 
talistischen Staaten ist eine lückenhafte und un¬ 
übersichtliche oder gar fehlende Kodifizierung. 

Auch diese Tatsache entspricht dem Wesen des 
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bürgerlichen Rechts generell. Je weniger demo¬ 
kratisch ein Staat ist, desto verschwommener sind 
die Formulierungen seiner Gesetze und desto 
verworrener ist das System der Gesetzgebung. 14 

Die Arbeiterbewegung hat schon frühzeitig 
ein einheitliches Arbeitsrecht gefordert, um mit 
seiner Hilfe auch eine einheitliche Interessenver¬ 
tretung zu garantjeren und die Werktätigen mit ih¬ 
ren Rechten besser vertraut zu machen. Zugleich 
sollten die gesetzgeberischen Vorbereitungen und 
parlamentarischen Debatten und Beschlußfas¬ 
sungen zum Anlaß genommen werden, um neue 
und unabdingbare Arbeiterforderungen zu stellen 
und sie in ein Arbeitsgesetzbuch aufnehmen zu 
lassen. Zu solchen Forderungen gehören in der 
Gegenwart vornehmlich das Recht auf Arbeit,'das 
Verbot von Massenentlassungen, die Verteidi¬ 
gung der Tarifautonomie, gleicher Lohn für glei¬ 
che Arbeit, eine demokratische Mitbestimmung, 
uneingeschränktes Koalitions- und Streikrecht’ 
Verbot der Aussperrung sowie der Ausbau eines 
ganzen Komplexes arbeitsrechtlicher Bestim¬ 
mungen zur Sicherung humanitärer Bedingungen 
im Arbeitsprozeß. 

Für das bereits vor mehr als 60 Jahren geforderte 
Arbeitsgesetzbuch haben sich die deutschen Ge¬ 
werkschaften später auch in der BRD konsequent 
eingesetzt. Uber den Entwurf eines Allgemeinen 
Arbeitsvertragsrechts ist man dort aber nicht hin¬ 
ausgekommen. Dieser Entwurf bringt keine größere 
Übersichtlichkeit der Materie, und es wurden nur 
formale Änderungen vorgenommen. Er orientierte 
sich an der reaktionären Rechtsprechung des ober- 
gericht. Inzwischen wurde die Arbeit daran einge¬ 
stellt. 

Das kapitalistische Arbeitsrecht dient als 
Machtinstrument des kapitalistischen Staates der . 
Verwertung des Privateigentums an den Produk¬ 
tionsmitteln im Bereich der Arbeit, sichert somit 
die kapitalistische Ausbeutung und läßt die soziale 
Lage der Arbeiter sich nur in dem von der Bour¬ 
geoisie vorgegebenen eng begrenzten Rahmen 
entwickeln. Deswegen müssen trotz des Wirkens 
der genannten progressiven Gegenteridenzen all 
die Versuche scheitern, die die dem kapitalisti¬ 
schen System immanenten reaktionären Arbeits¬ 
rechtsentwicklungen aus diesem System heraus 


13 Zur Erweiterung der rechtsschöpferischen Rolle der 
Gerichte vgl. W. A. Tumanow, Bürgerliche 
Rechtsideologie, Berlin 1975, S. 78 ff. 

14 K. P. Gorschenin, Kodifikazija trudowogo sakono- 
datelstwa, Moskwa 1967, S. 8. 








überwinden und eine menschengerechte Arbeits¬ 
gestaltung mit Hilfe einer humanitären Arbeitsge¬ 
setzgebung schaffen wollen. Der Kampf um ein 
fortschrittliches Arbeitsrecht muß deshalb in eine 
revolutionäre Gesamtstrategie der Arbeiterklasse 
eingebettet sein, an deren Spitze die kommunisti¬ 
schen Parteien stehen. Für die BRD stellt die 
Deutsche Kommunistische Partei fest, daß der 
Gegensatz zwischen dem arbeitenden Volk und 
dem Großkapital der grundlegende soziale Wi¬ 
derspruch der kapitalistischen Gesellschaft ist. 
Deshalb gilt es, mit der geeinten Kraft der arbei¬ 
tenden Menschen im Kampf gegen das Monopol¬ 
kapital eine Wende zu einem demokratischen und 
sozialen Fortschritt herbeizuführen und dabei Po¬ 
sitionen zu gewinnen, die ihnen und ihren Ge¬ 
werkschaften größere politische und ökonomische 
Einflußmöglichkeiten bieten . 15 


1 . 3 . 

Zur Entwicklung 

des bürgerlichen Arbeitsrechts 

Die bürgerlich-rechtlichen Regelungen im Be¬ 
reich der Arbeit bildeten sich mit den kapitalisti¬ 
schen Produktionsverhältnissen, mit der Entste¬ 
hung und Formierung der Bourgeoisie und des 
Proletariats als Klassen heraus. Zu dieser Zeit exi¬ 
stierte das Arbeitsrecht allerdings noch nicht als 
Rechtszweig. Die rechtlichen Regelungen, die die 
Modalitäten des Kaufs und Verkaufs der Ware 
Arbeitskraft betrafen, waren überwiegend im 
Verwaltungs- und im Zivilrecht angesiedelt. Ein 
einheitlicher Rechtszweig Arbeitsrecht bildete 
sich durchgängig erst während der dritten Etappe 
der allgemeinen Krise des Kapitalismus heraus. 

Die Entwicklung des bürgerlichen Arbeits¬ 
rechts war stets ein Teil der Klassenauseinander¬ 
setzungen . 16 In seinem Entstehen wurde es vom 
Widerspruch zwischen der Klasse des Feudaladels 
und der Bauern einerseits und zwischen der sich 
entwickelnden Bourgeoisie und dem sich als 
Klasse formierenden Proletariat andererseits ge¬ 
prägt. Hinzu traten die Widersprüche zwischen 
dem herrschenden Feudaladel und der zur Macht 
strebenden Bourgeoisie. Der Kauf und Verkauf 
der Ware Arbeitskraft setzte einen formal-recht¬ 
lich freien, keine Produktionsmittel besitzenden 
Arbeiter, den doppelt freien Lohnarbeiter im 
Marx’schen Sinne voraus. 

Den konkreten Entwicklungs- und Klassen¬ 


kampfbedingungen in den einzelnen Ländern wa¬ 
ren auch rechtliche Normen auf dem Gebiet der 
Arbeit adäquat. Als der Feudalismus in die Krise 
geriet, mußte sich das auch hierauf auswirken. 

Um der Krise zu begegnen, räumte der preußisch¬ 
deutsche Feudalismus bürgerlichen Unternehmern 
teilweise Rechte ein, die sonst nur dem Adel zustan¬ 
den. So hatten Unternehmer häufig einen besonde¬ 
ren Gerichtsstand, und einige hatten sogar das Juris¬ 
diktionsrecht. Wenn auch schon im 18. Jahrhundert 
im deutschen Raum tausende Arbeitskräfte persön¬ 
lich frei waren, und, da auch frei von jeglichen Pro¬ 
duktionsmitteln, ihre Arbeitskraft verkauften, so 
sorgte erst das preußische Edikt vom 9. Oktober 
1807 dafür, daß mit der Aufhebung der Gutsunter¬ 
tänigkeit vom Martini-Tag 1810 an die feudalen Fes¬ 
seln persönlicher Unfreiheit beseitigt und wenig¬ 
stens in Preußen der Weg zu massenweisen kapitali¬ 
stischen Ausbeutungsverhältnissen frei wurde. Das 
um so mehr, als 1810 auch der Zunftzwang aufgeho¬ 
ben wurde. Preußen war in dieser Hinsicht führend, 
es dauerte z. T. noch ein halbes Jahrhundert, ehe an¬ 
dere deutsche Länder folgten. 17 

Die ursprüngliche Akkumulation war — wie in 
den meisten anderen Ländern, so auch in Bran¬ 
denburg-Preußen - begleitet von einem akuten 
Mangel an Arbeitskräften und der damit verbun¬ 
denen rechtlichen Regelung eines Arbeitszwangs 
und einer detaillierten Reglementierung der Ar¬ 
beitsbedingungen. Erst mit zunehmender Konso¬ 
lidierung der kapitalistischen Produktionsweise 
erübrigten sich regelnde Eingriffe in die Arbeits¬ 
verhältnisse zugunsten des Kapitals. Sie wurden 
sogar als lästig und überflüssig empfunden und un- 


15 Vgl. Mannheimer Parteitag der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei, 20. bis 22. Oktober 1978, Pro¬ 
gramm, beschlossen am 21. Oktober 1978, Berlin 
1979, S. 28, 36, 52. 

16 Zur Geschichte des bürgerlichen deutschen Arbeits¬ 
rechts vgl. auch F. Kunz/W. Tippmann, Die Ent¬ 
wicklung des Arbeitsrechts in Deutschland, Berlin 
1956, S. 14 ff. 

17 Vgl. R. Schneider, „Zu den bürgerlichen Theorien 
über den Arbeitsvertrag im Kapitalismus bis zur 
Jahrhundertwende“, in: Festschrift für Erwin Jaco- 
bi, Berlin 1957, S. 363 f.; F. Kunz/W. Tippmann, 
Die Entwicklung des Arbeitsrechts in Deutschland, 
a. a. O., S. 14; hinsichtlich der Entwicklung erster 
arbeitsrechtlicher Regelungen in Brandenburg- 
Preußen bis 1800 vgl. H.-P. Zierholz, Die arbeits¬ 
rechtliche und strafrechtliche Stellung und Behand¬ 
lung der Arbeiterschaft in den kapitalistischen Pro¬ 
duktionsstätten in den Städten in Brandenburg und 
Preußen (1648-1800), Humboldt-Universität, Ber¬ 
lin 1977 (unveröffentlicht). 
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terblieben mehr und mehr. Das bedeutete natür¬ 
lich auch, daß der den Arbeitern bis dahin in ei¬ 
nem bestimmten Umfang gewährte Schutz eben¬ 
falls aufgehoben wurde. Schonungslose Ausbeu¬ 
tung der Werktätigen war die Folge. Oft wurde 
nicht einmal mehr auf die einfache Reproduktion 
der Arbeitskraft Rücksicht genommen. Kinder 
und Frauen waren hiervon besonders betroffen. 
Dem wachsenden Kampf der Werktätigen nach¬ 
gebend und um der Gefahr der physischen Dezi¬ 
mierung der Bevölkerung vorzubeugen, wurden 
unter der Bezeichnung „Fabrikgesetzgebung“ 
oder „Arbeitergesetzgebung“ Arbeitsschutzvor¬ 
schriften erlassen, die beispielsweise die Frauen- 
und Kinderarbeit einschränkten und das Truck¬ 
system verboten. Etwa zur gleichen Zeit fielen in 
einigen Ländern die bis dahin geltenden Streik- 
und Koalitionsverbote. 18 

In der Zeit des Übergangs zum Imperialismus 
entstanden Ballungszentren, in denen sich indu¬ 
strielle Produktionspotentiale und große Massen 
organisierter Arbeiter konzentrierten. Die Klas¬ 
senauseinandersetzungen nahmen an Umfang, 
Schärfe und Unerbittlichkeit zu. Auf rechtlichem 
Gebiet schlug sich das in einer Reihe von Zuge¬ 
ständnissen an die Arbeiterklasse, aber auch in 
verschärften Repressionen nieder. Als Beispiel 
hierfür sei die „Sozialgesetzgebung“ Bismarcks 
genannt, die mit dem Erlaß des „Sozialistengeset¬ 
zes zeitlich parallel lief. 19 Die Herrschaftsme¬ 
thoden der Bourgeoisie wurden zugleich brutaler 
und raffinierter. 

Mit dem Ziel, die kapitalistischen Ausbeu¬ 
tungsverhältnisse zu verschleiern, entwickelte sich 
die sogenannte historische deutsche Rechtsschule, 
deren Hauptvertreter Gierke war. 20 Eines ihrer 
Hauptanliegen bestand darin zu leugnen, daß der 
Arbeitsvertrag ein Vertrag über den Kauf und 
Verkauf der Ware Arbeitskraft ist. Sie begrün¬ 
dete dagegen die Theorie vom „personenrechtli¬ 
chen Gemeinschaftsverhältnis“ im Arbeitsrecht. 
Deren Kern bestand darin, aus dem mittelalterli- 
chen deutschen Lehnsverhältnis Treue- und Ge- 
hormsamspflicht der Arbeiter gegenüber ihren 
Unternehmern und die Fürsorgepflicht der Un¬ 
ternehmer gegenüber den Arbeitern für das zeit¬ 
genössische Arbeitsrecht herzuleiten. Es sollte 
eine Art Gefolgschaftsverhältnis zwischen Arbei¬ 
tern und Ausbeutern begründet werden. Diese 
Theorie beherrscht seitdem mehr oder weniger 
das bürgerliche Arbeitsrecht. Besondere Aus¬ 
wüchse erreichte sie in der arbeitsrechtlichen 
Konzeption der deutschen Faschisten. 


Der deutsche Faschismus unterstützte nicht nur 
schlechthin Gierkes Theorie, er wandte sich viel¬ 
mehr ausdrücklich gegen die beispielsweise von dem 
bürgerlichen Juristen Jacobi vertretene Auffassung 
vom Warencharakter der Arbeit, da diese die freie 
Verfügung des Werktätigen über seine Arbeitskraft 
implizierte und damit faschistischer Zwangsarbeit 
entgegenstand. Auch die heutigen bürgerlichen ar¬ 
beitsrechtlichen Konzepte in Japan und in der BRD 
beruhen auf den Arbeiten Gierkes und seiner An¬ 
hänger. 21 

Der erste Weltkrieg, von den herrschenden 
Klassen mit dem Ziel inszeniert, die Welt neu auf¬ 
zuteilen und die revolutionäre Arbeiterbewegung 
zu zerschlagen, mündete in die allgemeine Krise 
des Imperialismus. Mit dem Sieg der Großen So¬ 
zialistischen Oktoberrevolution beseitigte das rus¬ 
sische Proletariat erstmals in der Menschheitsge¬ 
schichte die imperialistische Unterjochung. 

Die Errichtung der Sowjetmacht in Rußland 
und deren Erfolge spornten das Proletariat der 
kapitalistischen Länder im Kampf für ökonomi¬ 
sche und politische Veränderungen an. Vielfach 
mündeten diese Auseinandersetzungen in revolu¬ 
tionäre Erhebungen, in deren Ergebnis der Bour¬ 
geoisie bedeutende Zugeständnisse abgerungen 
wurden. In Deutschland wurden beispielsweise 
der 8-Stunden-NormaIarbeitstag und die Allge¬ 
meinverbindlichkeit der Tarifverträge rechtlich 
fixiert. Allerdings wurden die in der Novemberre¬ 
volution erzwungenen Rechte sehr bald zum gro¬ 
ßen Teil wieder abgebaut und schließlich durch 
den Faschismus völlig liquidiert. 

Sie wurden durch eine ausgesprochen arbei- 


18 In diesem Zusammenhang ist neben den in einzelnen 
deutschen Staaten bis dahin schon in Kraft gesetzten 
Regelungen für den deutschen Raum vor allem die 
Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund vom 
21.6. 1869, BGBl. Nr. 26 S. 245 ff., zu nennen. 

19 Vgl. F. Kunz/W. Tippmann, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in Deutschland, a. a. O., S. 23 ff. 

20 Vgl. O. v. Gierke, Deutsches Privatrecht, Bd. 3, 
Schuldrecht, München/Leipzig 1917, S. 593 ff. 

21 Zu Auseinandersetzungen mit einer weiteren mo¬ 
dernen bürgerlichen” Arbeitsvertragstheorie, der 
EingliederungsthCbrie, vgl. F. Kunz, „Die Lehre 
von Karl Marx über den Charakter der Arbeit und 
ihre aktuelle Bedeutung für die Arbeitsrechtsent¬ 
wicklung in beiden deutschen Staaten“, in: Karl 
Marx, Begründer der Staats- und Rechtstheorie der 
Arbeiterklasse, Aktuelle Beiträge anläßlich des 
150. Geburtstages von Karl Marx, Berlin 1968 
S. 212. 
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terfeindliche Gesetzgebung ersetzt, die u. a. durch 
die Zwangsarbeit großer Bevölkerungsteile, die 
Aufhebung der Freizügigkeit der Werktätigen in 
der Wahl des Berufes und des Arbeitsplatzes, die 
Verlängerung der Arbeitszeit, die Verminderung 
des Arbeitseinkommens und die Aufhebung von 
Schutzvorschriften gekennzeichnet war. 

Zur gleichen Zeit erzwang die geeint han¬ 
delnde Arbeiterklasse in anderen Ländern vom 
herrschenden Monopolkapital umfangreiche 
Konzessionen. In den USA begann unter F. Roo- 
sevelt die Politik des New Deal (neuer Kurs), in 
deren Ergebnis eine Reihe von bedeutsamen 
Rechten der Arbeiterklasse in Gesetzen fixiert 
wurden. Eine ganz ähnliche Entwicklung vollzog 
sich in Frankreich. 

Mit der Zerschlagung des Hitlerfaschismus 
entstanden völlig neue Klassenkampfbedingun¬ 
gen. Der Sozialismus wurde zum Weltsystem. Die 
Ausstrahlung seiner sozialen Errungenschaften 
war so groß, daß das Monopolkapital nicht umhin 
kam, den Arbeitern grundlegende Rechte zuzuge¬ 
stehen, so u. a. das Streikrecht und das Recht auf 
Arbeit in der französischen, in der italienischen 
und in der japanischen Verfassung. Zugleich ver¬ 
stärkte es jedoch auch seine gegen die Arbeiter 
und ihre Interessen gerichteten Aktivitäten, z. B. 
durch die Annahme des berüchtigten Taft-Hart- 
ley-Gesetzes (USA - 1947) und das Verbot der 
Kommunistischen Partei (BRD - 1956). 

Auch in der Folgezeit ist die Entwicklung des 
bürgerlichen Arbeitsrechts von jener dialekti¬ 
schen Einheit von Gewalt und Reform, Repres¬ 
sion und Zugeständnis gekennzeichnet. 


1 . 4 . 

Die Intemationalisicrung 
des bürgerlichen Arbeitsrechts 

Die Entwicklung des Kapitalverhältnisses in der 
Gegenwart ist vor allem durch eine verstärkte 
Konzentration und Zentralisation des Monopol¬ 
kapitals bei gleichzeitig beschleunigter Interna¬ 
tionalisierung charakterisiert. Die Internationali¬ 
sierung vollzieht sich in verschiedenen Formen: 
die Bildung internationaler Monopole, die 
staatsmonopolistische Integration und die Bil¬ 
dung internationaler staatsmonopolistischer Ver¬ 
einigungen, darunter internationale Unterneh¬ 
merverbände. 


Die Einheit von Monopolisierung und Inter¬ 
nationalisierung führt zu einer weiteren Verschär¬ 
fung der Ausbeutung in den kapitalistischen Län¬ 
dern. Das Nationaleinkommen wird zuungunsten 
der Arbeiterklasse langfristig umverteilt. Die 
Kampfmöglichkeiten der Werktätigen werden 
durch staatsmonopolistische Instrumentarien auf 
politischem, ökonomischem und sozialem Gebiet 
weiterhin beschränkt. 

Zu diesen Instrumentarien, die international 
wirksam werden, gehört auch das Arbeitsrecht. 
Infolge der gleichen ökonomischen und politi¬ 
schen Interessen der Monopolbourgeoisie ent¬ 
wickelt sich die arbeitsrechtliche Gesetzgebung 
der kapitalistischen Länder in die gleiche Rich¬ 
tung. Die Hauptinstitute des Arbeitsrechts nähern 
sich einander an. Das betrifft vor allem die Rege¬ 
lung entscheidender Arbeiterrechte, aber auch 
solche über die Arbeitszeit, den Erholungsurlaub 
oder die Berufsausbildung. 

Die Mitbestimmungsgesetze bzw. -modelle sind bei¬ 
spielsweise „sozialpartnerschaftlich“ angelegt, die 
Kündigungs- und Entlassungsrechte gewähren 
durchweg einen geringen Schutz, womit das Recht 
auf Arbeit als juristisch nicht garantiert anzusehen 
ist. Das Streikrecht ist eingeschränkt und die Tarif¬ 
autonomie ausgehöhlt usw. 

Hauptinitiator für diesen Prozeß sind vor al¬ 
lem die internationalen Monopole, die über ver¬ 
schiedene Kanäle (z. B. eine umfangreiche Lob¬ 
by) auf die Arbeitsgesetzgebung im Sinne restrik¬ 
tiver Regelungen einwirken. Darüber hinaus exi¬ 
stieren in den internationalen Konzernen, wenn 
auch mit unterschiedlichen Bedingungen und 
Laufzeiten, einheitliche Tarifvereinbarungen. 
Teilweise sind diese Tarifvereinbarungen aber 
auch das Ergebnis gewerkschaftlicher Forderun¬ 
gen, die sich auf die Verbesserung der Lohnbedin¬ 
gungen, auf einen größeren Schutz der Arbeits¬ 
plätze und auf wirksame Rechte zur Interessen¬ 
vertretung der Werktätigen konzentrieren und die 
in Vorschlägen für eine „Charta der gewerk¬ 
schaftlichen Rechte und Freiheiten gegenüber den 
multinationalen Konzernen“ münden. 

Neben der Annäherung der nationalen Ar¬ 
beitsgesetze wird die Internationalisierung des 
Arbeitsrechts durch die Schaffung international 
einheitlichen Rechts für mehrere Länder oder In¬ 
tegrationsgruppen vorangetrieben. Es wird bei¬ 
spielsweise eine sozialpolitische und arbeitsrecht¬ 
liche Harmonisierung für die Länder Westeuropas, 





die den „Europäischen Gemeinschaften“ (EG) 
angehören, angestrebt. 22 

Die herrschenden Kreise verstehen darunter eine 
Zwischenstufe zwischen der einfachen Koordinie¬ 
rungstätigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten und der 
völligen Vereinheitlichung der Rechtssysteme und 
-normen auf EG-Ebene. Mit ihrer Hilfe soll angeb¬ 
lich ein Prozeß der sozialen Verbesserungen einge¬ 
leitet werden, der in den zurückgebliebenen Län¬ 
dern, Gebieten und sozialen Gruppen eine schnel¬ 
lere Entwicklung nehmen soll als dort, wo in sozialer 
Hinsicht günstigere Bedingungen bestehen. Die 
Praxis sieht jedoch völlig anders aus. So haben sich 
beispielsweise die Entwicklungsunterschiede in den 
Mitgliedsländern der EG, bezogen auf die Pro- 
Kopf-Einkommen, gerade in den letzten Jahren 
ständig vergrößert. Allein dies macht deutlich, daß 
es nicht das Ziel der herrschenden Kräfte ist, mit der 
Harmonisierung die Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen der Werktätigen zu verbessern, sondern in erster 
Linie günstigere Verwertungsbedingungen für das 
Kapital zu schaffen. 

Bei der in Angriff genommenen Harmonisie¬ 
rung setzen die EG-Organe für alle Gemein¬ 
schaftsländer geltende arbeits- und sozialrechtli¬ 
che Normen (sogenanntes Gemeinschaftsrecht) in 
Kraft, um wichtige Bereiche der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen, die wegen ihrer nationalen Un¬ 
terschiede den ökonomischen Integrationsprozeß 
der Mitgliedsländer behindern, in der Tendenz auf 
ein einheitliches Niveau zu bringen. Die Doku¬ 
mente der konzipierten Europäischen Sozialunion 
sprechen von einer gemeinschaftlichen sozialpoli¬ 
tischen Programmierung und von einem gemein¬ 
samen Sozial- und Arbeitsrecht. 

Ergebnisse dieser Bestrebungen sind Leit¬ 
linien, Aktionsprogramme und entsprechende 
Rechtsvorschriften. Gleichzeitig bildeten sich ent¬ 
sprechende EG-Institutionen heraus, wie der Mi¬ 
nisterrat, die Kommission, die Konsultationsor¬ 
gane mit dem Wirtschafts- und Sozialausschuß an 
der Spitze sowie Sozialkonferenzen, die zu sozial¬ 
partnerschaftlich orientierten Dreierkonferenzen 
ausgebaut wurden, an denen die EG-Organe, die 
Unternehmerverbände und die Gewerkschaften 
beteiligt sind. 

Die herrschenden Kreise verfolgen mit einem 
vereinheitlichten Sozial- und Arbeitsrecht meh¬ 
rere Ziele. Sie wollen die größer werdende Kluft 
zwischen dem, wenn auch nicht widerspruchs¬ 
freien Voranschreiten der ökonomischen Integra¬ 
tion und den ungelösten sozialpolitischen Proble¬ 
men wenigstens annähernd schließen, die Verwer¬ 


tungsbedingungen des Kapitals sichern sowie die 
Intemationalisierung der Klassenwidersprüche in 
Westeuropa kanalisieren. Des weiteren verfolgen 
die Monopole das Ziel, Löhne und Sozialleistun¬ 
gen auf ein „westeuropäisches Mittelmaß“ zu ni¬ 
vellieren. Dem sind jedoch erhebliche Grenzen 
gesetzt. Sie ergeben sich im Wesentlichen aus der 
ungleichen, und sprunghaften ökonomischen und 
politischen Entwicklung der einzelnen Länder 23 
sowie aus dem Klassenantagonismus und der Ver¬ 
schärfung des Klassenkampfes. 24 

Im EG-Arbeitsrecht gibt es vor allem vorwie¬ 
gend deklarative Regelungen, die häufig als so¬ 
ziale Grundrechte apostrophiert werden, wie das 
Recht auf „menschengerechte Gestaltung“ der 
Arbeits- und Lebensbedingungen oder das Recht 
auf Arbeit, die gar in einen EG-Grundrechtskata- 
log aufgenommen werden sollen, um den Ein¬ 
druck zu erwecken, die EG sei auf dem Wege zu 
einer „überstaatlichen sozialen Gemeinschaft“. 
Weiter gibt es Regelungen, die mit bestimmten 
Erfordernissen der ökonomischen Integration Zu¬ 
sammenhängen und vorrangig in deren Interesse 
erlassen werden. 

Dies betrifft z. B. die Gewährleistung einer ungehin¬ 
derten Wanderung der Arbeitskräfte im EG-Raum 
oder die Ausarbeitung eines einheitlichen Gesell¬ 
schaftsrechts. Gerade dieses Gesetzeswerk soll Hin¬ 
dernisse für grenzüberschreitende Kapitalbewegun¬ 
gen beseitigen helfen. Gleichzeitig wird die Absicht 
verfolgt, auf seiner Grundlage ein Mitbestimmungs¬ 
gesetz zu verabschieden, das Arbeitern und Ange¬ 
stellten ihre Repräsentation im Aufsichtsrat und im 
Betriebsrat dieser „europäisch organisierten Kapi¬ 
talgesellschaften“ vorgaukeln soll. 

Schließlich bestehen Regelungen, welche ein 
unmittelbares Ergebnis des von den Werktätigen 
geführten Kampfes um die Verbesserung ihrer so¬ 
zialen Lage sind. Dazu gehören z. B. Vorschriften 
über die Verkürzung der Arbeitszeit, die Verlän¬ 
gerung des Erholungsurlaubs oder die Erweite- 


22 Vgl. J. Dötsch/M. Premßler, EG und Arbeiterrech¬ 
te. Der Kampf um die sozialen Rechte der Werktäti¬ 
gen kapitalistischer Länder Westeuropas, Berlin 
1981, S. 48 ff. sowie Staatsrecht bürgerlicher Staa¬ 
ten, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 454 ff. 

23 Vgl, W. I. Lenin, Werke, Bd. 22, Berlin 1972, 
S. 300; vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 21, Berlin 
1970, S. 344 f. 

24 Vgl. O. Reinhold, Verschärfung der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus und Arbeiterklasse 

a. a. O., S. 62 ff. 
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rung sozialversicherungsrechtlicher Leistungen. 
Sie sind ein Erfolg des Kampfes der Arbeiter¬ 
klasse und Ausdruck des wachsenden Einflusses 
ihrer international enger zusammenwirkenden 
Organisationen. Zugleich darf aber nicht überse¬ 
hen werden, daß die in diesen Vorschriften veran¬ 
kerten sozialen Rechte hinsichtlich ihrer prakti¬ 
schen Durchsetzbarkeit in wesentlich geringerem 
Maße garantiert sind, als dies bei nationalen Re¬ 
gelungen der Fall ist. Die supranational gesetzten 
Normen enthalten zumeist einen sehr flexiblen 
Mechanismus zu ihrer Durchsetzung und die re¬ 
aktionäre Umfunktionierung soziälrechtlicher 
Regelungen, die vor allem die Gerichte vorantrei¬ 
ben, sind die Gründe dafür. 

Trotzdem geht dieser Internationalisierungs¬ 
prozeß schleppend voran. Die herrschenden 
Kräfte befürchten, daß die Arbeiterklasse ver¬ 
schiedener Länder ihre Kampfaktionen gemein¬ 
sam orgahisiert. In der Tat verstärkt die Unter¬ 
werfung unter ein Ausbeutungszentrum und die 
größere Wanderung der Werktätigen über Län¬ 
dergrenzen hinweg objektiv die Gemeinsamkeit 
ihrer Klassenlage als Ausgebeutete. Dieser Um¬ 
stand macht ein gemeinsames Vorgehen der west¬ 
europäischen Arbeiterklasse im Rahmen der 
EG objektiv notwendig und fördert es zugleich. 
Direkte arbeiterfeindliche Regelungen sind von 
den EG-Organen bisher nicht erlassen worden - 
sie sind nach wie vor der nationalen Gesetzgebung 
Vorbehalten -, wie das Schwergewicht arbeits¬ 
rechtlicher Aktivitäten generell noch bei den ein¬ 
zelnen Staaten liegt. Ein ausgebildetes System ei¬ 
nes EG-Arbeitsrechts existiert noch nicht, nur 
einzelne Elemente wurden international einheit¬ 
lich geregelt. 

Der Trend zur Internationalisierung des kapi¬ 
talistischen Arbeitsrechts ist aber unverkennbar. 
Deswegen ist es auch das erklärte Anliegen der 
kommunistischen Parteien in den kapitalistischen 
Ländern, daß die Arbeiterklasse und ihre Ge¬ 
werkschaften ihre Kämpfe um ein fortschrittliches 
Arbeitsrecht koordinieren, eine gemeinsame 
Strategie entwickeln, um ihre Ziele in gemeinsa¬ 
men Aktionen durchzusetzen. 


2 . 

Das bürgerliche Arbeitsrecht 
und die Regelung 
grundlegender Arbeiterrechte 


In diesem Abschnitt werden bestimmte arbeits¬ 
rechtliche Kategorien unter dem Begriff „Arbei¬ 
terrechte“ behandelt. Zu ihnen zählen wir vor al¬ 
lem das Recht auf Arbeit, die gewerkschaftlichen 
Organisations- und Kampfrechte (das Koalitions¬ 
recht, das Recht auf Tarifautonomie, das Streik¬ 
recht), die demokratischen Mitbestimmungs¬ 
rechte und das Recht auf gleiche rechtliche Be¬ 
handlung im Arbeitsprozeß. Ihre Hervorhebung 
gegenüber den weiteren arbeitsrechtlichen Kate¬ 
gorien, insbesondere zum Arbeitsvertrag und sei¬ 
nen einzelnen Elementen, ist eine Konsequenz 
aus der politisch-theoretischen Überlegung, wo¬ 
nach im Arbeitsrecht des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus neben der wesensbestimmenden 
und vom Monopolkapital getragenen systemkon¬ 
formen und systemstabilisierenden Tendenz auch 
die von den Werktätigen und ihren Klassenorga¬ 
nisationen getragene alternativ-demokratische 
Tendenz wirkt. Diese widerspiegelt die im Rah¬ 
men des antimonopolistisch-demokratischen 
Kampfes sich herausbildende Möglichkeit und 
Notwendigkeit, in den Arbeitsrechtsordnungen 
der kapitalistischen Industrieländer demokrati¬ 
sche Normen zu verankern, die substantiell den 
Interessen der Werktätigen entsprechen und dar¬ 
auf gerichtet sind, die Macht der Monopole zu¬ 
rückzudrängen. Diese Rechte gehen weit über die 
bürgerlich-demokratischen Grundrechte hinaus 
und können letztlich erst unter sozialistischen Be¬ 
dingungen realisiert werden. Ihr eminent poli¬ 
tisch-rechtlicher Wert liegt darin, daß sich in ihnen 
das Forderungsprogramm der Arbeiterklasse für 
eine demokratische Arbeitsrechtsordnung nieder¬ 
schlägt und das Monopolkapital und der imperia¬ 
listische Staat wegen ihrer veränderten Existenz¬ 
bedingungen gezwungen sind, diese Rechte for¬ 
mal anzuerkennen und mehr oder weniger in den 
Verfassungen oder in anderen Gesetzen zu pro¬ 
klamieren. Inwieweit eine solche Proklamation zu 
realen Verbesserungen für die Arbeiterklasse 
führt, hängt von deren politisch-ideologischem 
Reifegrad, ihrer Organisiertheit und Kampfbe¬ 
reitschaft ab. 

Gegenwärtig vermögen es die herrschenden 
Kräfte noch, die Proklamation von Arbeiterrech- 
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ten entweder als rechtlich unverbindliche Ab¬ 
sichtserklärung hinzustellen (z. B. beim Recht auf 
Arbeit), sie ihres revolutionären Sinngehalts 
durch rechtliche Konstruktionen zu berauben 
(z. B. beim Streikrecht) oder sie in sozialpartner¬ 
schaftliche, den Interessen des Kapitals entspre¬ 
chende Regelungen umzuwandeln (z. B. bei den 
Mitbestimmungsrechten). Wenn deshalb von den 
Arbeiterrechten und ihrer rechtlichen Regelung 
die Rede ist, so muß die Dialektik des Kampfes 
um sie unbedingt beachtet und der Eindruck ver¬ 
mieden werden, als würden die kapitalistischen 
Arbeitsrechtsordnungen diese Arbeiterrechte 
ohne größere Vorbehalte anerkennen. 


2 . 1 . 

Das Recht auf Arbeit 

Das Recht auf Arbeit steht seit geraumer Zeit im 
Zentrum der Klassenauseinandersetzung , 25 da 
seit Mitte der 70er Jahre die besondere Art der 
Verflechtung von allgemeiner und zyklischer 
Krise zu einer anhaltend hohen Massenarbeitslo¬ 
sigkeit führte. 

Anfang 1982 wurden für die kapitalistischen In¬ 
dustriestaaten 28,5 Millionen Arbeitslose offiziell 
- aus gewiesen, allein für Westeuropa mehr als 13 
Millionen. In der BRD gab es zum gleichen Zeit¬ 
punkt 1,9 Millionen Arbeitslose; das entspricht 
einer Arbcitslosenquote von 8,2 Prozent. Gleich¬ 
zeitig mußten in diesem Land 540 000 Arbeiter und 
Angestellte verkürzt arbeiten. Die offizielle 
Statistik weist jedoch im allgemeinen das reale 
Ausmaß der Arbeitslosigkeit nicht aus. Teilweise 
ist sie doppelt so hoch. Massenarbeitslosigkeit 
ist heute der konzentrierte Ausdruck für das men¬ 
schenfeindliche Wesen der kapitalistischen Aus¬ 
beutergesellschaft. 

Da der Verkauf der Ware Arbeitskraft im Ka¬ 
pitalismus die Grundlage für die Existenz der Ar¬ 
beiter ist, sind die sozialökonotnischen Auswir¬ 
kungen der Arbeitslosigkeit neben den psycho¬ 
sozialen und den politischen besonders schwer¬ 
wiegend. Zwar werden in den meisten Ländern 
aus Fonds, die die Werktätigen zum Teil aus ihren 
Pflichtbeiträgen selbst finanzieren müssen, finan¬ 
zielle Unterstützungen gewährt, aber diese liegen 
meist nicht nur erheblich unterhalb des bisherigen 
urchschnittsverdienstes, sondern sie sind auch 
zeitlich begrenzt, in der Regel bis zur Höchstdauer 
von 1 Jahr. Ein großer Teil der Werktätigen bleibt 
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von diesen Zahlungen von vornherein ausge¬ 
schlossen. Außer den genannten finanziellen 
Nachteilen, die die Arbeitslosen zu tragen haben, 
sind sie auch zahlreichen gesellschaftlichen Dis¬ 
kriminierungen ausgesetzt. So werden sie oft als 
Drückeberger charakterisiert. Das führte ande- 
rerseits zu rechtlichen Regelungen, die unter 
Androhung des Entzugs des Arbeitslosengeldes 
en Arbeitslosen zur Annahme weitaus schlechte¬ 
rer Arbeitsbedingungen verpflichten. 

In der Arbeiterklasse reift angesichts dieser Si¬ 
tuation zunehmend die Erkenntnis, daß die Ar¬ 
beitslosigkeit eine systembedingte Geißel des Ka¬ 
pitalismus ist. Marx bewies das anhand des allge¬ 
meinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumula¬ 
tion. Danach ist die Akkumulation des Kapitals 
die Quelle für das Entstehen und Wachsen der in¬ 
dustriellen Reservearmee 26 und in dem Maße 
„wie die Produktivkraft der Arbeit wächst, (stei¬ 
gert) das Kapital seine Zufuhr von Arbeit rascher 
als seine Nachfrage nach Arbeitern“. 27 Das Recht 
auf Arbeit wird deshalb in den Organisationen der 
Arbeiterklasse immer mehr als eine allgemeine 
politische Forderung angesehen, als ein Recht auf 
Selbstbestimmung der Arbeiterklasse in allen ge¬ 
sellschaftlichen Bereichen. 28 Es zählt zu den 
grundlegenden Menschenrechten und ohne seine 
Sicherung ist ein Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit nicht möglich. In diesem, seinem 
eigentlichen Sinne, ist es ein Recht auf ausbeu¬ 
tungsfreie Arbeit, das die bewußte Mitwirkung an 
der Losung der betrieblichen und gesellschaftli¬ 
chen Aufgaben ermöglicht und erfordert. Inso¬ 
weit kann es in der kapitalistischen Gesellschaft 
nicht verwirklicht werden. Trotzdem ist seine poli¬ 
tische Bedeutung für den revolutionären Kampf 
der Arbeiterklasse unbestritten. Marx machte dies 
in seiner Analyse der Klassenauseinandersetzun¬ 
gen in Frankreich 1848-1850 deutlich: „Das 
Recht auf Arbeit ist im bürgerlichen Sinn ein Wi¬ 
dersinn, ein elender, frommer Wunsch, aber hin¬ 
ter dem Rechte auf Arbeit steht die Gewalt über 
das Kapital, hinter der Gewalt über das Kapital 

25 Vgl. F. Kunz, „Das Recht auf Arbeit - eine politi¬ 
sche Herausforderung für den Kapitalismus“, SuR 
1979/6, S. 539. 

26 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, a a O S 

673 f. ' ■’ 

27 a. a. O., S. 665 

28 Vgl. z. B. „Bundesrepublik darf nicht Startrampe für 
die neuen USA-Atomraketen werden“, Bericht von 
Herbert Mies an den 6. Parteitag der DKP, ND vom 
30./31. 5. 1981, S. 5. 







die Aneignung der Produktionsmittel, ihre Un¬ 
terwerfung unter die assoziierte Arbeiterklasse, 
also die Aufhebung der Lohnarbeit, des Kapitals 
und ihres Wechselverhältnisses.“ 29 

Das Recht auf Arbeit existiert jedoch auch 
noch in einem zweiten Sinne, als Recht auf wirt¬ 
schaftliche Existenz. Das heißt: Juristisch als For¬ 
derung, einen Arbeitsvertrag abzuschließen und 
damit ein Arbeitsverhältnis zu begründen, öko¬ 
nomisch als Forderung, den Lebensunterhalt 
durch eigene Arbeit zu gewährleisten, also auf 
Verwendung der Arbeitskraft. 30 Als Recht auf ei¬ 
nen Arbeitsplatz überschreitet es noch nicht die 
Grenzen der kapitalistischen Ordnung, obwohl in 
ihr das Recht auf Arbeit auch in seiner eingeeng¬ 
ten Form nur in Ansätzen verwirklicht werden 
kann. Dabei ist die Tatsache zu berücksichtigen, 
daß zwar die Unsicherheit der Arbeitsplätze zum 
Wesen des Kapitalismus gehört, die Zahl der Ar¬ 
beitslosen jedoch sehr unterschiedlich sein kann. 
Sie reicht von der durch die Bourgeoisie bewußt 
herbeigeführten höheren Arbeitslosigkeit als Mit¬ 
tel imperialistischer Konjunkturpolitik bis hin zu 
ihrer Dämpfung, da die Bourgeoisie befürchtet, 
daß eine hohe Arbeitslosenziffer die Widersprü¬ 
che des Kapitalismus noch mehr verschärft. 

Obwohl der Kampf um die Durchsetzung die¬ 
ses Rechts nicht davon abhängig gemacht werden 
kann, ob es in die Verfassung oder in andere Ge¬ 
setze aufgenommen wurde, bietet seine juristische 
Verankerung für diesen Kampf günstigere Bedin¬ 
gungen. Deshalb ist in den meisten Verfassungen 
der kapitalistischen Länder keine entsprechende 
Regelung fixiert. Grundsätzlich gibt es keinen 
Rechtsschutz für Arbeitsplätze. Das gilt auch für 
solche Länder, wie Italien, Japan und Frankreich, 
in denen dieses Recht den Bürgern als abstrakt 
formulierte Verfassungsgarantie zuerkannt 
wird. 31 

Von besonderem Interesse ist die Regelung in der 
BRD. Das Grundgesetz dieses Landes enthält eben¬ 
sowenig wie die arbeitsrechtliche Gesetzgebung den 
Anspruch auf einen Arbeitsplatz. Aber das Recht 
auf Arbeit ist in den Länderverfassungen verankert 
worden und nach wie vor geltendes Recht. Die dar¬ 
aus entstehenden positiven rechtlichen Konsequen¬ 
zen für die Arbeiterklasse werden jedoch von der 
Rechtsprechung und der herrschenden Lehre ge¬ 
leugnet. Mit der grotesken Argumentation, daß die¬ 
ses Recht dem Recht auf Entfaltung der Persönlich¬ 
keit gegenüberstehe und es unvereinbar mit einer 
freien Berufs- und Arbeitsplatzwahl sei, werden die 
landesrechtlichen Bestimmungen lediglich als Pro¬ 


grammsatz ohne Anspruchscharakter abgetan. Da¬ 
bei beruft man sich fälschlicherweise auf die Wirt¬ 
schaftsordnung der BRD („soziale Marktwirt¬ 
schaft“) und auf Art. 31 des Grundgesetzes (Bun¬ 
desrecht bricht Landesrecht), um zu dem gewünsch¬ 
ten Ergebnis zu kommen: Es könne nur Surrogate 
für ein Recht auf Arbeit geben, die als Arbeitslosen¬ 
versicherung und -Vermittlung, als freie Berufswahl 
und bestenfalls als allgemeines Anliegen des Staates, 
eine Vollbeschäftigungspolitik zu betreiben, bereits 
existieren würden. Letztlich bliebe die Verwirkli¬ 
chung dieses Rechts aber allein der Initiative des ein¬ 
zelnen überlassen. Als subjektives Recht wäre es 
undenkbar. 

Dieser Argumentation und generell der ar- 
beits- und verfassungsrechtlichen Sachlage in al¬ 
len kapitalistischen Ländern ist vor allem entge¬ 
genzuhalten, daß bedeutsame internationale Ab¬ 
kommen ein Recht auf Arbeit normiert haben. Zu 
nennen sind insbesondere die Allgemeine Erklä¬ 
rung der Menschenrechte der Generalversamm¬ 
lung der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 
1948 mit ihrem Art. 23 Abs. 1, der das Recht auf 
Arbeit und den Schutz gegen die Arbeitslosigkeit 
regelt 32 , die Konvention über wirtschaftliche, so¬ 
ziale und kulturelle Rechte vom 16. Dezember 
1966, die in ihrem Art. 6 ein Recht auf Arbeit an¬ 
erkennt sowie die Teilnehmerstaaten verpflichtet, 
für seine Realisierung geeignete Schritte zu unter¬ 
nehmen 33 und die Europäische Sozialcharta aus 
dem Jahre 1961 (in der BRD seit 1965 in Kraft), 
deren Art. 1 Maßnahmen zur Gewährleistung der 
wirksamen Ausübung des Rechts auf Arbeit ent¬ 
hält. 34 


29 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 7, Berlin 1969, 
S. 42. 

30 Vgl. hierzu vor allem „Recht auf Arbeite eine politi¬ 
sche Herausforderung. Demokratie und Rechts¬ 
staat“. Kritische Abhandlungen zur Rechtsstaat¬ 
lichkeit in der Bundesrepublik, Bd. 38, Neu¬ 
wied/Darmstadt 1978; W. Däubler, Das Arbeits¬ 
recht 2. Ein Leitfaden für Arbeitnehmer, Reinbek 
bei Hamburg 1979, S. 27 ff. 

31 Vgl. F. Mancini, Constituzione e mocimento ope-< 
raio, Bologna 1976, S. 27 ff. und Colliard, Libertes 
Publiques, 4e edition, Paris 1972, S. 642 ff.; T. Mi- 
sawa/N. Ohashi/A. Wandtke, „Einblick ins japani¬ 
sche Arbeitsrecht“, AuA, 1981/6, S. 271. 

32 Völkerrecht, Dokumente, Bd. 1, Berlin 1980, 
S. 226. 

33 Völkerrecht, Dokumente, Bd. 2, Berlin 1980, 
S. 569. 

34 BGBl. II 1964.S. 1262. 
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Der Behauptung bürgerlicher Ideologen, wo¬ 
nach ein Recht auf Arbeit die Unternehmerfrei¬ 
heit, die Gewerbefreiheit und die Eigentums¬ 
rechte einschränke und damit gegen die Verfas¬ 
sung verstoße, ist entgegenzuhalten, daß die 
Mehrzahl der bürgerlichen Verfassungen die 
Wirtschaftsordnung des Landes nicht festschreibt, 
vielmehr Regelungen enthält (Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums oder Sozialisierungsermächtigung), 
die als verfassungsrechtliche Möglichkeiten und 
Gebote angesehen werden können, das Recht auf 
Arbeit als Recht auf wirtschaftliche Existenz zu 
realisieren. 

Die Rechtsordnungen und die politische Pra¬ 
xis zahlreicher kapitalistischer Länder sehen wei¬ 
tere Maßnahmen vor, die das Recht auf Arbeit 
unmittelbar angreifen. Dazu zählen die Anferti¬ 
gung „roter“ bzw. „schwarzer Listen“, um dem 
Unternehmer die Möglichkeit zu geben, unlieb¬ 
sam gewordenen Personen den Abschluß von Ar¬ 
beitsverträgen zu verwehren, die Berufsverbote 
für fortschrittliche Kräfte im öffentlichen Dienst 
oder die Zwangsverpflichtung zu zivilen Dienst¬ 
leistungen bzw. das Verbot des Arbeitsplatzwech¬ 
sels. Diese Arbeitsdienstpflicht beseitigt die juri¬ 
stisch-formelle Verfügungsgewalt der Werktäti¬ 
gen über ihre eigene Arbeitskraft und ist damit 
genau das Gegenteil von einem Recht auf Arbeit. 

Hierzu zählen auch die vielen sogenannten Arbeits- 
marktentlastungseffckte, unter denen das Job-Sha¬ 
ring vor allem in den USA als zukunftsträchtig be¬ 
trachtet wird. Es handelt sich darum, daß sich zwei 
oder mehrere Werktätige ip einen Arbeitsplatz und 
in den Lohn teilen. Zweifellos verspricht eine solche 
Form der Teilzeitarbeit wegen der höheren Arbeits¬ 
intensität auch höheren Profit, abgesehen davon, 
daß die Werktätigen die gemeinsame Verantwor¬ 
tung für die Erfüllung der Arbeitsaufgaben haben 
und ihr sozialer Schutz auf ein Minimum beschränkt 
ist. 

Während sich die Bourgeoisie nicht scheut, 
mitunter sogar von einem Recht des Kapitals auf 
Arbeitslose zu sprechen, („unsere Gesellschaft 
bekennt sich zum Recht auf Arbeitslosigkeit“? 5 ), 
haben die Gewerkschaften und die fortschrittli¬ 
chen Parteien, insbesondere die Kommunisten, 
das Recht auf Arbeit in den Katalog ihrer Grund¬ 
satzforderungen eingereiht. 


2 . 2 . 

Das Recht 

auf gewerkschaftliche Koalition 

Marx hat die objektiv bestehende Aufgabe der 
Gewerkschaften im Kapitalismus in dem Kernsatz 
zusamfnengefaßt, daß sie „Sammelpunkte des 
Widerstands gegen die Gewalttaten des Kapi¬ 
tals“ und „Hebel zur schließlichen Befreiung der 
Arbeiterklasse“ sein müssen. 36 Die Gewerkschaf¬ 
ten sind die umfassendsten Klassenorganisationen 
der Arbeiterklasse für die Durchsetzung ihrer 
ökonomischen und sozialen Interessen. Mit dem 
Erstarken der Arbeiterbewegung waren die herr¬ 
schenden Kräfte gezwungen, das Recht der Werk¬ 
tätigen auf gewerkschaftlichen Zusammenschluß 
(Koalitionsrecht) anzuerkennen. 

Es ist entweder in die Verfassungen aufgenommen 
worden, beispielsweise in Art. 9 des Grundgesetzes 
der BRD und in Art. 39 der italienischen Verfas¬ 
sung, oder die Art und Weise der Bildung der Orga¬ 
nisationen und die allgemeinen Grundlagen ihrer 
Tätigkeit wurden in speziellen Gesetzen geregelt. So 
konkretisiert das Statut der Rechte der Arbeitneh¬ 
mer von 1970 das in der Verfassung Italiens enthal¬ 
tene Koalitionsrecht und die Freiheit der gewerk- / 
schaftlichen Tätigkeit. In den USA und Großbritan¬ 
nien gibt es ausschließlich Spezialgesetze über die 
Gewerkschaften und die Rechte der Arbeiter und 
Angestellten, so der Labour Management Relations 
Act aus dem Jahre 1947, auch unter dem Namen 
Taft-Hartley-Act bekannt, und der Labour Reform 
Act von 1959, auch Landrum-Griffin-Act genannt. 

In Großbritannien wurde 1972 der Industrial Rela¬ 
tions Act in Kraft gesetzt, der 1974 durch den Trade 
Union and Labour Act ersetzt, welcher wiederum 
durch den Employment Act ergänzt wurde. 

Schließlich ist das Koalitionsrecht in den Kon¬ 
ventionen der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) Nr. 87 und 98 verankert, die von allen Mit¬ 
gliedstaaten der ILO ratifiziert worden sind. 

Koalitionen im Sinne des bürgerlichen Ar¬ 
beitsrechts sind korporative Zusammenschlüsse 
von Arbeitern oder Unternehmern zur Wahrung 
kollektiver Interessen; es sind insbesondere die 
Gewerkschaften und die Unternehmerverbände. 
Beide sind Formen des Klassenkampfes. Die Koa¬ 
litionen der Arbeiterklasse sind im Kapitalismus 
objektiv Kampfkoalitionen gegen die Bourgeoisie 
und ihren staatlichen Herrschaftsmechanismus. 

35 Wirtschaftswoche, Düsseldorf, vom 27. 5.1977, S. 20 

36 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 16, Berlin 1973, 

S. 152. 
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Ihre Mitglieder haben sich das Recht erkämpft, 
die Satzungen ihrer Organisation eigenständig zu 
erarbeiten, ihre Vertreter frei zu wählen und ihre 
Aktionsprogramme zu formulieren. Die staatli¬ 
chen Behörden haben sich dabei jeder Einmi¬ 
schung zu enthalten. Dabei ist zu betonen, daß die 
Koalitionsfreiheit der Gewerkschaften ein sub¬ 
stanzloser Rechtsbegriff wäre, würde sie nicht in 
untrennbarem Zusammenhang mit dem Streik¬ 
recht und der Tarifautonomie stehen. Zwischen 
ihnen bestehen weder scharfe Grenzen noch sind 
sie miteinander identisch. 37 

Wegen dieser Aspekte gewinnt der Zuwachs der 
Mitglieder in den Gewerkschaften ein besonderes 
Gewicht. Betrug die Zahl der Gewerkschaftsmit¬ 
glieder in den kapitalistischen Industrieländern in 
der Vorkriegsperiode rund 30 Millionen, so sind es 
heute mehr als 98 Millionen, mithin besteht ein Or¬ 
ganisationsgrad von 37 %. Jeder dritte Lohnarbeiter 
ist gewerkschaftlich organisiert. 38 In Großbritannien 
lag der gewerkschaftliche Organisationsgrad 1979 
bei 56 %. Mehr als 12 Millionen Mitgliedergehören 
den 109 Gewerkschaften an, die dem Gewerk¬ 
schaftsdachverband TuC angeschlossen sind. 

Die grundlegenden Rechte der Gewerkschaf¬ 
ten sind auch in der Charta der gewerkschaftlichen 
Rechte enthalten, die vom Weltgewerkschafts¬ 
bund 1954 angenommen wurde. Dazu gehören 
das Recht der freien Bildung von Gewerkschaften 
und das Verbot jeglicher Diskriminierung der ge¬ 
werkschaftlichen Tätigkeit, das Streikrecht sowie 
das Recht auf Abschluß von Kollektivverträgen. 

Da die konkrete Gestaltung der bürgerlichen 
Arbeits- und Sozialrechtsordnung maßgeblich 
vom organisierten Kampf der Arbeiterklasse ge¬ 
prägt ist, kommt deren rechtlicher Stellung und 
dem Ausbau ihrer antimonopolistischen Positionen 
eine besondere Bedeutung zu. Das gilt um so 
mehr, als die vom bürgerlichen Staat im Interesse 
der Monopole eingeleiteten „Antikrisenmaß¬ 
nahmen“ häufig ein Einfrieren der Löhne und 
Gehälter, die Kürzung der Sozialausgaben und 
eine Steigerung der Lebenshaltungskosten nach 
sich ziehen. Die Gewerkschaften erheben deshalb 
neue Forderungen, wie die nach Rationalisie- 
rungs- und Abgruppierungsschutz, nach gesamt¬ 
gesellschaftlicher Mitbestimmung und nach Inve¬ 
stitionskontrolle. Im allgemeinen findet der ge¬ 
werkschaftliche Kampf auf drei Hauptfeldern 
statt: der sozialökonomischen Ebene (aktive 
Lohnpolitik, Verbesserung sozialer Leistungen 
und Arbeitsbedingungen); der Verteidigung und 
des Ausbaus gewerkschaftlicher Rechte (für eine 


demokratische Betriebsverfassung und Mitbe¬ 
stimmung, für ein Recht auf Arbeit und gegen re¬ 
aktionäre Bestrebungen, die Koalitionsfreiheit, 
die Tarifautonomie, das Streikrecht und andere 
demokratische Rechte einzuschränken); der spe¬ 
zifisch politischen Ebene (gegen Berufsverbote 
und neofaschistische Umtriebe und für Frieden, 
Abrüstung und Entspannung). 

Trotz der offiziellen Anerkennung des Koali¬ 
tionsrechts kann von einer allgemeinen Sicherung 
der gewerkschaftlichen Rechte nicht die Rede 
sein. Unternehmerverbände und bürgerlicher 
Staat versuchen es zu unterlaufen, zu verletzen 
und in beträchtlichem Maße einzuschränken. Das 
geschieht in den einzelnen Ländern mit unter¬ 
schiedlicher Intensität und hängt vom bestehen¬ 
den Kräfteverhältnis zwischen den Klassen ab. 
Aber alle betrachten das Koalitionsrecht der Ge¬ 
werkschaften als Fremdkörper im bürgerlichen 
Arbeitsrecht. 39 

So mischen sich die bürgerlichen Staaten systema¬ 
tisch in das innere Leben der Gewerkschaften ein 
und sind bestrebt, diese Organisationen einer umfas¬ 
senden Kontrolle zu unterwerfen. Besonders deut¬ 
lich zeigt sich das am Landrum-Griffin-Act. Das Ge¬ 
setz verpflichtet die Gewerkschaften, dem Ministe¬ 
rium für Arbeit über ihre Statuten und Beschlüsse, 
insbesondere solche über Streiks und Tarifabschlüs¬ 
se, über die Höhe der Mitgliedsbeiträge und alle Fi¬ 
nanzoperationen sowie über ihre leitenden Funktio¬ 
näre Bericht zu erstatten. Die Wahl der letzteren 
kann der Arbeitsminister durch das zuständige Bun¬ 
desgericht unter dem Vorwand für unwirksam erklä¬ 
ren lassen, daß bei den Wahlen die Gesetze verletzt 
worden sind. Neben dem Arbeitsministerium hat 
auch die Nationale Arbeitsbehörde (National Labour 
Relations Board) Kontrollrechte gegenüber den 
Gewerkschaften. Sie hat vor allem die Aufgabe, alle 
gewerkschaftlichen Aktivitäten bei den Tarifver¬ 
handlungen zu überwachen. 40 In Großbritannien ist 


37 I. Ja. Kisseljew, Trudowje konflikty w kapitalistit- 
scheskom obschtschestwe sozialnoprawowyje 
aspekty, Moskwa 1978, S. 174. 

38 Vgl. M. Anders, „Zum Kern der Arbeiterklasse in 
den imperialistischen Ländern“, in: Grundfragen 
des antimonopolistischen Kampfes der Gegenwart, 
Berlin 1980, S. 73. 

39 Vgl. R. Geffken, Uber den Umgang mit dem Ar¬ 
beitsrecht. Ein Handbuch für Betroffene, Hamburg 
1979, S. 23; T. Misawa/N. Ohashi/A, Wandtke, 
Einblick ins japanische Arbeitsrecht, a. a. O., 
S. 27 f. 

40 Vgl. J. Dötsch, „Das Arbeitsrecht der USA - In¬ 
strument zur Disziplinierung der Arbeiterklasse“, 
NJ, 1980/2, S. 78. 
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1980 ein Employment Act (Beschäftigungsgesetz) in 
Kraft gesetzt worden, das traditionelle gewerk¬ 
schaftliche Rechte und Freiheiten außer Kraft setzt 
und den Staat ermächtigt, sich in innergewerkschaft¬ 
liche Angelegenheiten einzumischen. 41 Durch das 
spanische Arbeitsgesetz (Estat'uto de los Trabajado- 
res) vom Jahre 1979 werden die Rechte der Gewerk¬ 
schaftsorganisationen ebenfalls beträchtlich einge¬ 
engt. 42 

Das bürgerliche Arbeitsrecht läßt die Existenz 
mehrerer Gewerkschaftsorganisationen in einem 
Betrieb zu und anerkennt für jede das Recht, für 
ihre Mitglieder selbständig und unabhängig von 
den anderen zu handeln. Eine solche Regelung 
fördert zumeist die Spaltung der Arbeiterschaft 
und schwächt im allgemeinen die Positionen der 
Gewerkschaften, besonders beim Aushandeln 
neuer Tarifverträge. 

So formieren sich die japanischen Gewerkschaften 
traditionsgemäß aus Betriebsgewerkschaften, die in 
Industriegewerkschaften zusammengefaßt sind und 
deren Kampfkraft infolge ihrer relativen Selbstän¬ 
digkeit erheblich geschwächt ist. - Demgegenüber 
haben die britischen Gewerkschaften sogenannte 
closed shop-Vereinbarungen erkämpft, durch die 
die Unternehmensleitungen verpflichtet sind, aus¬ 
schließlich gewerkschaftlich organisierte Werktätige 
einzustellen. Gegen diese Regelung führen Staat und 
Unternehmer einen ständigen Kampf. 

Aus gleichem Grunde werden Streikbrecher 
begünstigt, oder es wird die negative Koalitions¬ 
freiheit als Rechtsgrundsatz eingeführt. Darunter, 
wird das Recht eines jeden Werktätigen verstan¬ 
den, sich nicht in den Gewerkschaften zu organi¬ 
sieren. Damit soll die Entwicklung von Klassen¬ 
bewußtsein und gewerkschaftlicher Solidarität 
verhindert und einer völligen Ausschöpfung des 
Koalitionsrechts entgegengewirkt werden. Un¬ 
mittelbar damit verbunden ist das Verbot der Mit¬ 
gliederwerbung im Betrieb. 

Generell ist die politische Tätigkeit der Ge¬ 
werkschaften zahlreichen Beschränkungen un¬ 
terworfen. Sie erstrecken sich besonders auf Mit¬ 
glieder kommunistischer Parteien, denen es ent¬ 
weder verboten ist, den Gewerkschaften beizutre¬ 
ten oder in ihnen leitende Funktionen zu beklei¬ 
den, so z. B. in den USA. 

Diese hier aufgezeigten rechtlichen Maßnah¬ 
men werden durch eine Fülle „theoretischer“ Be¬ 
gründungen flankiert, die unschwer die Paten¬ 
schaft der „pluralistischen Gemeinwohl“-Phrase 
und die Theorie der Sozialpartnerschaft erkennen 
lassen und die darauf hinauslaufen, das Bild von 


einer ^angeblichen „gewerkschaftlichen Über¬ 
macht“ und einer „bevorstehenden Machtergrei¬ 
fung durch die Gewerkschaften“, die zu einem 
„Gewerkschaftsstaat“ führen, in düsteren Farben 
zu zeichnen. Gleichzeitig werden tradeunionisti- 
sche und syndikalistische Theorien modernisiert. 
All dies dient dem alleinigen Zweck, den Gewerk¬ 
schaften die Eigenschaft von Klassenkampforga¬ 
nisationen abzusprechen und sie an das staatsmo¬ 
nopolistische Herrschaftssystem zu binden. 

Dieses Bemühen wird auch dadurch begünstigt, daß 
neben progressiven Gewerkschaften, die dem Sy¬ 
stem des Klassenwiderstandes der Arbeiterklasse 
zuzurechnen sind, nach wie vor ausgesprochen 
rechte Gewerkschaften existieren, die unter der 
Führung ihrer Funktionäre eine probürgerliche Poli¬ 
tik betreiben. Sie erhalten die besondere Unterstüt¬ 
zung der herrschenden Kräfte. Dazu zählt die US- 
amerikanische American Federation of Labor/ 
Congress of Industrial Organisation (AFL/CIO), 
mit rund 15 Millionen Mitgliedern der 
weitaus stärkste Gewerkschaftsverband der USA, de¬ 
ren Führer eine Politik der Klassenzusammenarbeit 
betreiben und den Gewerkschaftsapparat zum Zu¬ 
behör des staatsmonopolistischen Apparates ge¬ 
macht haben. Sie wirken aktiv bei der „Befriedung 
der Arbeitsbeziehungen“ mit und haben bisher er¬ 
folgreich das Zustandekommen eines einheitlichen 
gewerkschaftlichen Aktionsprogramms verhindern - 
können. 43 

Die hier genannten gewerkschaftsfeindlichen 
Bestrebungen sind in allen kapitalistischen Län¬ 
dern zu beobachten. 

So wurde in der BRD eine umfassende Doktrin über 
die Stellung der Gewerkschaften im Staatsgefüge er¬ 
arbeitet. Danach sollen sie öffentlich-rechtliche 
Funktionen übernehmen und auf diese Weise - 
rechtlich abgesichert - zum aktiven Mitgestalter der 
Politik des kapitalistischen Staates, zu „einem Stück 
Staat selbst“ werden. Ein geplantes Verbändegesetz 
stellt drei Ziele in den Mittelpunkt: eine Art staatli¬ 
ches Tarifamt zü errichten, das Taft-Hartley-Gesetz 



41 Employment Bill, Ordered, by the House of Com¬ 
mons, to be Printed, 1. April 1980, London, TuC- 
Handbook on the Employment Act 1980, London 
1980; J. Dötsch/M. Premßler, „Aktuelle Entwick¬ 
lungstendenzen des Arbeits- und Sozialrechts in 
Großbritannien“, NJ, 1981/7, S. 319 f. 

42 Vgl. horizont, 1980/7, S. 11. 

43 Zur grundsätzlichen Position der Gewerkschaften 
im Kapitalismus und zu ihrer Organisationsstruktur 
in den imperialistischen Hauptländern vgl. Staats¬ 
recht bürgerlicher Staaten, Lehrbuch, a. a. O., 

S. 42 ff., 202, 238, 266, 316 f., 349 f., 381 f., 421. - 
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mit seinen beträchtlichen Möglichkeiten zur Ein¬ 
schränkung von Streiks zu adaptieren und Mindest¬ 
anforderungen an die innere Struktur der Gewerk¬ 
schaften zu stellen. 44 

Derartig staatlich-rechtlich reglementiert wä¬ 
ren die Gewerkschaften nicht mehr in der Lage, 
ihre Aufgaben zu erfüllen. Ob und inwieweit diese 
Pläne jedoch durchgesetzt werden können, hängt / 
auch weitgehend von der Stärjce und Organisiert- 
heit der Gewerkschaften selbst ab. 

Die Existenz und das Wirken revolutionärer 
Gewerkschaften sind wesentliche Voraussetzun¬ 
gen dafür, daß die Arbeiterklasse demokratische 
Rechte und soziale Errungenschaften durchsetzen 
und behaupten kann. Dabei wird den Gewerk¬ 
schaften immer mehr bewußt, daß ihr demokrati¬ 
scher Kampf darauf gerichtet sein muß, die Macht 
der Monopole einzuschränken und schließlich zu 
überwinden; nur so können auf Dauer auch de¬ 
mokratische Arbeitsverhältnisse erreicht werden. 


2 : 3 . 

Die Tarifautonomie 

Die Tarifautonomie - eine wichtige Errungen¬ 
schaft des gewerkschaftlichen Kampfes - wird als 
autonome normative Regelungsbefugnis der Un¬ 
ternehmerverbände und der Gewerkschaften zur 
Gestaltung der Arbeitsverhältnisse verstanden. 
Die auch als soziale Koalitionen bezeichneten 
Verbände sind berechtigt, die Höhe der Löhne 
und Gehälter sowie die sonstigen Arbeitsbedin¬ 
gungen in „freier Selbstbestimmung“ zu regeln, 
einschließlich des Rechts der Werktätigen, ihren 
Forderungen auch mit Hilfe von Streiks besonde¬ 
ren Nachdruck zu verleihen. Diese Abreden sind 
rechtlich durchsetzbar. Der bürgerliche Staat setzt 
im allgemeinen nur, Rahmenbedingungen für die 
Gestaltung der Arbeitsbeziehungen, wie Mindest¬ 
arbeitsbedingungen oder Grundanforderungen 
an den Gesundheitsschutz. 

Eine Ausnahme von der rechtlichen Durchsetzbar- 
keit der Tarifverträge ist z. B. in Großbritannien an¬ 
zutreffen. Dort wird ihr Inhalt in der Regel nur als 
moralische Verpflichtung aufgefaßt, es sei denn, daß 
ausdrücklich verbindliche Normen aufgenommen 
werden. Ihre Erfüllung kann deshalb allenfalls nur 
durch gewerkschaftliche Kampfmaßnahmen er¬ 
zwungen werden, was die britischen Gewerkschaften 
aber eher in Kauf nehmen als eine Allgemeinver¬ 
bindlichkeit aller Tarifverträge, durch die sie z. B. 


auch zur Einhaltung des „Arbeitsfriedens“, während 
deren Laufzeit verpflichtet wären. 

Die: Tarifautonomie ist zumeist als ein verfas¬ 
sungsmäßig garantiertes Grundrecht ausgestaltet 
(Japan, BRD, Frankreich, Italien, Schweden). Sie 
kann deshalb auch den Verbänden (Tarifparteien) 
nicht durch einen staatlichen Akt entzogen wer¬ 
den. 

Die allgemeinen Arbeits- und Sozialbedin¬ 
gungen legen die Tarifparteien in den Tarifverträ¬ 
gen fest. Diese sind eine wichtige Rechtsquelle des 
bürgerlichen Arbeitsrechts. Eine dritte Seite darf 
in diese Verträge nicht eingreifen. Für ihre 
Rechtswirksamkeit ist keine staatliche Genehmi¬ 
gung erforderlich. Ein Verbot dieser Verträge 
oder ein Eingriff in ihre Rechtssubstanz ist grund¬ 
sätzlich unzulässig. 

- . ■ f 

Der Tarifvertrag wird hier als Oberbegriff für unter¬ 
schiedliche Bezeichnungen in den einzelnen Län¬ 
dern verwandt (USA und Großbritannien: Collec- 
tive agreement; BRD: Tarifverträge und Betriebs¬ 
vereinbarungen; Frankreich: Conventions collecti- 
ves und Accords collectives d’ etablissement; Italien: 
Contratti collettivi). Er ist eine schriftliche Verein¬ 
barung zwischen einer Gewerkschaft und einem Un¬ 
ternehmer bzw. einer Vereinigung von Unterneh¬ 
mern und umfaßt Normen in bezug auf den Ab¬ 
schluß, den Inhalt und die Beendigung von Arbeits¬ 
rechtsverhältnissen, insbesondere über Lohn und 
Urlaub und über Rationalisierungsschutz, über be¬ 
triebliche und betriebsverfassungsrechtliche Fragen 
sowie über die Rechte und Pflichten der Tarifver¬ 
tragsparteien. Zu den letzteren gehören auch 
Grundsätze über die Einhaltung und Durchführung 
des Tarifvertrages, u. a. die Schlichtung von Streit¬ 
fällen und die Einhaltung aller Bestimmungen wäh- 
. rend seiner Laufzeit, auch Friedenspflicht genannt, 
den Termin der Kündigung und die Kündigungsfrist. 

Der Vertrag begründet zunächst nur Rechte 
und Pflichten für Gewerkschaftsmitglieder, weil 
nur ihnen die Ergebnisse des gewerkschaftlichen 
Kampfes zugute kommen sollen. In den meisten 
Ländern erstrecken sich die erkämpften Rechte 
jedoch auf alle im jeweiligen Bereich tätigen Ar¬ 
beiter und Angestellten. 


44 Vgl. M. Premßler, „Zu einigen neuen Tendenzen 
der arbeitsrechtlichen Gesetzgebung in der BRD“, 
in: Tendenzen und Erscheinungsformen des agressi- 
ven und reaktionären Wesens des imperialistischen 
Staates und Rechts, Abhandlungen der Akademie 
der Wissenschaften der DDR, Berlin 1979, Nr. W 1, 
S. 135 ff. 
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Das trifft aber z. B. nicht auf Japan zu. Das japani¬ 
sche Gewerkschaftsgesetz von 1947 bestimmt, daß 
die rechtsverbindliche Wirkung von Tarifverträgen 
nur auf gewerkschaftlich Organisierte zutrifft. Infol¬ 
gedessen werden 76 Prozent der japanischen Werk¬ 
tätigen bei ihren individuellen Vereinbarungen 
durchweg schlechter gestellt. 

Die Tarifverträge ersetzen nicht die Arbeits- 
verträge. Letztere konkretisieren die in den Tarif¬ 
verträgen enthaltenen allgemeinen Bestimmun¬ 
gen für das konkrete individuelle Arbeitsrechts¬ 
verhältnis. , 

Tarifverträge können sich auf einen Betrieb 
(Firmentarifverträge), auf ein bestimmtes Territo¬ 
rium (regionale Tarifverträge) oder auf einen ge¬ 
samten Industriezweig (Verträge für den Tarifbe¬ 
reich) erstrecken. In den letzten Jahren gelang es 
den Gewerkschaften, auch internationale Tarif¬ 
verträge abzuschließen. Sie gelten besonders im 
Bereich der transnationalen Konzerne. 

In den westeuropäischen Ländern dominieren die 
Industriezweigverträge, in den USA wegen der 
Zersplitterung der Gewerkschaften die Firmenver¬ 
träge. Obwohl dieser traditionelle Unterschied be¬ 
stehen bleibt, nähern sich die einzelnen Formen der 
Struktur tarifvertraglicher Regelungen einander an. 
Während in den USA eine Tendenz zur Zentralisa¬ 
tion der Tarifverträge auf der Basis der einzelnen 
Wirtschaftszweige'zu beobachtet) ist, setzen sich die 
Gewerkschaften der westeuropäischen Länder ver¬ 
stärkt für Betriebsvereinbarungen ein. Das hängt ei¬ 
nerseits mit der zunehmenden Koordinierung des 
gewerkschaftlichen Vorgehens, andererseits mit ei¬ 
ner verstärkten Berücksichtigung betrieblicher Be¬ 
sonderheiten zusammen. 45 

AU diese Tarifverträge sind ein wichtiges In¬ 
strument des Klassenkampfes der Arbeiterklasse. 
In den Verhandlungen kommt zumeist unmißver¬ 
ständlich der Interessengegensatz zwischen Ar¬ 
beit und Kapital zum Ausdruck. Dabei ist jeder 
Teil bemüht, ein Maximum an Positionen für sich 
durchzusetzen. 46 

In einer Urabstimmung geben die Gewerk¬ 
schaftsmitglieder ihre ^Zustimmung zu dem von 
der Tarifkommission abgeschlossenen Vertrag. 
Diese Urabstimmung kann gegebenenfalls gleich¬ 
zeitig einen Streik beenden, der den Tarifver¬ 
handlungen einen größeren Nachdruck verleihen 
soll. Anderenfalls gehen die Vertragsverhandlun¬ 
gen und zumeist auch der Streikkampf weiter. 

Trotz aller Bedeutung, die die Tarifverträge 
für die Arbeiterklasse haben, muß einer Überbe¬ 
wertung derselben entgegengetreten werden. 


Bürgerliche Arbeitsrechtler behaupten oftmals, 
daß die auf der Ebene des Individualarbeitsver¬ 
trages lediglich formale Gleichstellung von Werk¬ 
tätigen und Unternehmern allein durch die Ein¬ 
richtung des Tarifvertragsrechts in eine tatsächli¬ 
che Chancengleichheit bei der Gestaltung der Ar¬ 
beitsbedingungen umgewandelt worden sei. Das 
entspricht nicht der tatsächlichen Situation, denn 
die politische und ökonomische Macht der Unter¬ 
nehmer können die Gewerkschaften nicht allein 
durch ihr Recht auf Abschluß von Tarifverträgen 
mit den Unterriehmerverbänden entscheidend be¬ 
schränken. Solche Behauptungen verfolgen des¬ 
halb auch nur den Zweck, die den Tarifverträgen 
zugedachte Ordnungsfunktion zu verschleiern 
und reformistische Illusionen unter den Werktäti¬ 
gen zu verbreiten. 

Diese grundsätzliche Aussage wird noch da¬ 
durch erhärtet, daß die MonQpolbourgeoisie und 
der bürgerliche Staat mit Hilfe verschiedener 
Formen und Methoden die Tarifautonomie ein¬ 
schränken. Der Staat nimmt immer mehr Einfluß 
auf die tarifvertraglichen Regelungen und wird 
damit zur aktiven Partei. Er zwingt die Gewerk¬ 
schaften, tarifvertragliche Bedingungen anzu¬ 
nehmen, die weit unterhalb ihrer Forderungen 
liegen. Die Vorstellung, daß der Tarifvertrag das 
Ergebnis einer freien Willenserklärung der Par¬ 
teien sei, stimmt deshalb mit der heutigen Wirk¬ 
lichkeit immer weniger überein. Die wesentlichen 
Einschränkungen der Tarifautonomie sollen in 
folgenden Punkten zusammengefaßt werden: 

Erstens verstärken die Unternehmerverbände 
den Grad ihrer Organisiertheit. In den Unter¬ 
nehmerverbänden sind 80 bis 90 % der Unter¬ 
nehmer organisiert. Der Anteil der Werktätigen, 
die in den Gewerkschaften organisiert sind, liegt 
noch unter der Hälfte dieser Zahl. Die Unterneh¬ 
merverbände koordinieren ihr Vorgehen gegen 
die Gewerkschaften. Solchen mächtigen Verbän¬ 
den wie der Confederation of British Industry, der 
Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberver¬ 
bände oder der Chamber of Commerce of the 
United States kommt u. a. auch die Aufgabe zu, 
demKampf gegen die Gewerkschaften und insbe¬ 
sondere die Tarifauseinandersetzungen zu organi- 


45 Vgl. I. Ja. Kisseljew, „Tarifverträge und der Kapita¬ 
lismus der Gegenwart - neue Erscheinungen! und 
Tendenzen“, SuR, 1976/10, S. 1080 ff. 

46 Vgl. M. Premßler, Arbeiterrechte in der BRD, So¬ 
zialdemagogie und Wirklichkeit, a. a. O., S. 58 ff. 
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sieren und zu steuern. Zu diesem Zweck geben sie 
regelmäßig Tarifkampfrichtlinien heraus. 

Zweitens wird das Streikrecht als wichtigstes 
Instrument zur Durchsetzung der Tarifautonomie 
beträchtlich ausgehöhlt und zusätzlich von der un¬ 
ternehmerischen Aussperrung Gebrauch ge¬ 
macht, um die Tarifverhandlungen mit einem un¬ 
ternehmerfreundlichen Ergebnis abschließen zu 
können (siehe auch Abschn. 6.2.4). 

Drittens wurde z. B. in der BRD die Theorie 
der sogenannten institutionellen Garantie der Ta¬ 
rifverträge entwickelt, die Beschränkungen recht- 
fertigen soll. Die praktischen Folgen dieser Theo¬ 
rie sind: Den Gewerkschaften wird der Status als 
Kampfkoalition abgesprochen, ihre sozialpartner¬ 
schaftlichen Pflichten werden betont, die Tarif¬ 
verträge werden als „Friedensverträge“ ausge¬ 
staltet (diese Interpretation macht es den Ge¬ 
werkschaften unmöglich, auf Veränderungen der 
Wirtschaftslage während des Geltungszeitraums 
der Tarifverträge zu reagieren) oder den Tarifver¬ 
trägen werden verstärkt ordnungspolitische Funk¬ 
tionen zuerkannt. 

Viertens umgehen die Unternehmer oftmals 
die tarifvertraglichen Festlegungen durch Einfüh¬ 
rung neuer Produktionsmethoden, Produktions¬ 
verlagerungen, Änderung von Arbeitsplatzstruk¬ 
turen und organisatorische Umgliederungen der 
Unternehmen. 47 

Fünftens werden die Grenzen der Tarifmacht 
auch darin gesehen, die freiwillige Schlichtung 
auszubauen und ein gesetzlich geregeltes Zwangs¬ 
schlichtungsverfahren einzuführen. Damit kann 
das freie Aushandeln des Lohnes und anderer Ar¬ 
beitsbedingungen durch die Verbände in ökono¬ 
misch und politisch extremen Notlagen durch den 
staatlichen Zwangsschiedsspruch ersetzt werden. 

So sichert sich der spanische Staat im 1979er Gesetz 
über das Statut der Werktätigen (Estatuto de los 
Trabajadores) umfassende Interventionsmöglich¬ 
keiten. Er legt nicht nur den nationalen, überbe¬ 
trieblichen Minimallohn fest, sondern entscheidet 
auch darüber, ob ein Zwangsschlichter bei den Ta¬ 
rifverhandlungen eingesetzt wird. Diese Möglichkeit 
besteht für den Fall, daß Gewerkschaften und Un¬ 
ternehmer zu keiner Einigung gelangen. 

Sechstens wird die Tarifautonomie beträcht¬ 
lich durch ihre Bindung an sogenannte gesamt¬ 
wirtschaftliche Belange eingeengt, Das sind recht¬ 
lich verbindliche oder unverbindliche, aber die 
Öffentlichkeit stark beeindruckende Orientie¬ 
rungsdaten sogenannter Sachverständigungs- 
räte für die Lohnentwicklung, die den höheren 


Lohnforderungen der Gewerkschaften gegen¬ 
übergestellt werden, um diese als Wachstums- und 
stabilitätsgefährdend abstempeln zu können. 

In Großbritannien galt für mehrere Jahre der Indu¬ 
strial Relations Act, der u. a. auch die gerichtliche 
Durchsetzbarkeit von Tarifverträgen garantierte 
und damit unter den in diesem Lande gegebenen 
Umständen einen disziplinierenden Einfluß auf die 
gewerkschaftliche Basis ermöglichte. Er wurde 
durch den Social contract, der die Gewerkschaften 
zur gemäßigten Lohnpolitik und zur Eindämmung 
der Streikbewegung verpflichtete, abgelöst. So wie 
bei der „Konzertierten Aktion“ in der BRD (ein 
Gremium von Vertretern der Unternehmerverbän¬ 
de, des Staates und der Gewerkschaften) war auch 
hier die Tariffreiheit nicht durch gesetzliche Lohn¬ 
kontrollen beschränkt, sondern die Gewerkschaften 
wurden an Lohnleitlinien gebunden, die zum Teil 
beträchtlich unterhalb der Inflationsrate lagen. Den 
Unternehmern wurden Strafen angedroht, sofern sie 
ausnahmsweise höhere Lohnzugeständnisse machet) 
sollten. 

Siebentens werden die Formen eines freiwilli¬ 
gen Eingehens auf eine gemäßigte Lohnpolitik 
von den Verfechtern reaktionär-konservativer 
Gesellschaftsvorstellungen bereits in Frage ge¬ 
stellt. Mit der Forderung nach einer „Sozialbin¬ 
dung der Tarifautonomie“ wird angestrebt, eine 
Art staatliches Tarif amt zu errichten, dasfdie 
Lohnentwicjklung in ein für das Monopolkapital 
angemessenes Verhältnis zur Profitentwicklung 
bringt und mit staatlichen Zwangsmitteln auch 
durchsetzt. 

Die Arbeiterklasse der kapitalistischen Län¬ 
der tritt entschlossen für die Tarifautonomie, für 
die Freiheit der Tarifverträge und für tarifvertrag¬ 
liche Regelungen ein, die ihre Arbeitsbedingun¬ 
gen verbessern. Sie ist sich dessen bewußt, daß 
eine Stärkung der tarifpolitischen Position der 
Gewerkschaften die Abwehr staatlich-rechtlicher 
Eingriffe einschließt. Nicht immer sehen die Ge¬ 
werkschaften jedoch die Gefahr, die sich aus der 
besonderen Variante des Monopolkapitals und 
des imperialistischen Staates ergibt, die generell 
im Vordergrund steht und beispielsweise in Groß¬ 
britannien, der BRD, Japan, Frankreich, Öster¬ 
reich und den skandinavischen Ländern prakti¬ 
ziert wird: die Herbeiführung eines politisch ver- 


47 Vgl. A. Ondrusch, „Tarifautonomie - wichtiges 
Grundrecht der Werktätigen im Kapitalismus“, 
AuA, 1980/3, S. 181 ff. 
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inittelten Konsensus zwischen Staat, Untemeh- 
merverbänden und Gewerkschaften, bei dem je 
nach Bedarf Lohn- und in Ausnahmefällen auch 
Preisstopps verordnet werden können. 


2 . 4 . 

Das Streikrecht 

Im engen Zusammenhang mit der Tarifautonomie 
steht das Recht zu streiken. Unter einem Streik 
versteht man eine gemeinsame, meist auf der 
Grundlage des gewerkschaftlichen Zusam¬ 
menschlusses organisierte Arbeitsniederlegung 
der Werktätigen, um soziale oder politische For¬ 
derungen durchzusetzen. Der Streik ist demnach 
einerseits eine wichtige Waffe der Gewerkschaf¬ 
ten, um die Tarifauseinandersetzungen zu ihren 
Gunsten zum Abschluß zu bringen. Andererseits 
— und hier liegt generell das Hauptgewicht — geht 
er weit über den Rahmen der Tarifautonomie hin¬ 
aus. Er ist eine der wichtigsten Formen des außer¬ 
parlamentarischen Kampfes der Arbeiterklasse 
der kapitalistischen Länder zur Realisierung ihrer 
politischen, ökonomischen und sozialen Interes¬ 
sen. Insoweit ist auch das Streikrecht keinesfalls 
darauf beschränkt, solche Forderungen durchzu¬ 
setzen, die zur Verbesserung der Arbeitsbedin¬ 
gungen dienen. Gleichwohl gehört dieses Ar¬ 
beiterrecht in die kapitalistischen Arbeitsrechts¬ 
ordnungen und spielt dort eine bedeutsame Rolle. 

Während der dritten Etappe der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus nahm die Streikbewegung 
einen gewaltigen Anstieg, der auch unter den Be¬ 
dingungen des Produktionsrückgangs und bei 
steigender Arbeitslosigkeit seit Mitte der siebziger 
Jahre anhielt und sogar eine größere soziale Breite 
erfahren hat. 

Waren in den sechziger Jahren in den entwickelten 
kapitalistischen Ländern im Durchschnitt pro Jahr 
etwa 37 Millionen Lohnarbeiter an Streikkämpfen 
beteiligt, gab es Ende der siebziger Jahre im Jahres¬ 
durchschnitt schon über 50 Millionen Streikende. 
Neben diesen quantitativen Merkmalen, die auch in 
den Begriffen wie Massenstreiks oder Streiks mit ge¬ 
neralstreikähnlichem Charakter zum Ausdruck 
kommen, weist die Streikbewegung aber auch neue 
qualitative Züge auf. Die Streikkämpfe werden här¬ 
ter, und Streikziele werden formuliert, die sozialö¬ 
konomische und politische Forderungen eng mitein¬ 
ander verbinden. Natürlich geht es nach wie vor um 
die Sicherung und Erhöhung der Reallöhne und um 
bessere soziale Absicherung bei Arbeitslosigkeit, 
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Unfall und im Alter, aber zunehmend werden 
Streikforderungen erhoben, die auf Sicherung der 
Arbeitsplätze, auf eine grundlegende Verbesserung 
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, auf die Ab¬ 
wehr von Folgen der kapitalistischen Nutzung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts, auf die 
Eindämmung der Steuerbelastungen und auf wirk¬ 
samere Mitbestimmungsrechte gerichtet sind. 

Während dieser Klassenauseinandersetzun¬ 
gen werden immer mehr sozialpartnerschaftliche 
Vorstellungen in der Gewerkschaftsbewegung 
abgebaut. Wegen des Widerstandes, den die Mo¬ 
nopolbourgeoisie und der bürgerliche Staat den 
berechtigten gewerkschaftlichen Forderungen 
entgegensetzen, z. B. durch Antistreikgesetze, 
Aussperrungen, Polizeieinsatz gegen Streikende 
und Verhaftung von Streikposten, wächst auch die 
Erkenntnis, daß ein großer Teil der sozialöko¬ 
nomischen Forderungen im engeren Sinne nicht 
vom Kampf um weitgehende demokratische Mit¬ 
bestimmung und Kontrolle und um die reale 
Sicherung des Streikrechts zu trennen ist. 

In Abhängigkeit vom Charakter der Forde¬ 
rungen unterscheidet man politische und ökono¬ 
mische Streiks 48 , Solidaritäts- und Demonstra¬ 
tionsstreiks, Streiks, die Gewerkschaften zu ihrer 
juristischen Anerkennung führen oder die mit der 
Rechtsprechung in Zusammenhang stehen, 
u. a. m. Hinsichtlich der Art und Weise ihrer 
Durchführung haben sich folgende Streikarten 
herausgebildet: spontane Streiks, Warnstreiks, 
Schachbrettstreiks, Schwerpunktstreiks, Bum¬ 
melstreiks, Dienst nach Vorschrift, Sitzstreiks, 
Sympathiestreiks, Sukzessivstreiks, Sick-out 
Streiks (verabredete Krankmeldung bei tatsächli¬ 
chem Vorliegen der Umstände), Verweigerung 
von Überstunden u. a. 49 

Das Streikrecht mußte als Ergebnis eines jahr¬ 
zehntelangen Kampfes in die Gesetzgebung aller 
kapitalistischen Länder aufgenommen werden. 

So ist es ausdrücklich in den Verfassungen Frank¬ 
reichs, Italiens und Schwedens normiert; in anderen 
Verfassungen ist es als Implizite-Regelung enthalten 


48 Zur Problematik einer Einteilung in „politische“ 
und „ökonomische“ Streiks vgl. A. On- 
drusch/M. Premßler, „Rezension zu I. Ja. Kissel- 
jew, Arbeitskonflikte in der kapitalistischen Gesell¬ 
schaft: sozialrechtliche Aspekte“, SuR, 1979/2 
S. 179 f. 

49 Vgl. I. Ja. Kisseljew, Trudowyje konflikty w kapita- 
listitscheskom obschtschestwe: sozialnoprawowyje 
aspekty, Moskwa 1978, S. 13 ff. und S. 166 ff. 





(Japan, BRD). Schließlich geht die einfache Gesetz¬ 
gebung mancher Länder auf das Streikrecht ein 
(USA, Großbritannien). Auch internationale Ver¬ 
träge, so z. B. die Europäische Sozialcharta in ihrem 
Art. 6, garantieren dieses Recht. 

Sein Inhalt wird jedoch unterschiedlich defi¬ 
niert und interpretiert. Dem liegt der Versuch des 
bürgerlichen Staates und der Bourgeoisie zugrun¬ 
de, mit allen Mitteln der Arbeiterklasse die unge¬ 
hinderte Ausübung des Streikrechts zu verweh¬ 
ren. 

Zunächst wird ein umfangreiches ideologi¬ 
sches Instrumentarium eingesetzt. Die herrschen¬ 
den Kreise behaupten, der Streik sei ein barbari¬ 
sches Relikt des 19. Jahrhunderts und würde das 
am Gemeinwohl orientierte wirtschaftliche und 
politische Ordnungssystem zerstören. Deswegen 
müßten Arbeitskonflikte allgemein „friedlich“ 
gelöst, der Streik zumindest auf einen Kernbe¬ 
reich eingegrenzt und seine Funktion darin gese¬ 
hen werden, das Arbeitsleben zu ordnen und zu 
befrieden. Koalitionsrecht, Tarifautonomie und 
Streikrecht würden heutzutage keine denknot¬ 
wendige Einheit mehr bilden. Diese Konzeption 
wird zum Teil von reaktionären und reformisti¬ 
schen Gewerkschaftsführern unterstützt, so daß es 
der Monopolbourgeoisie oftmals gelingt, Streik¬ 
kämpfe zu verhindern, zu kanalisieren, damit sie 
sich nicht zu größeren Klassenschlachten auswei¬ 
ten. 

Wie weit dabei die Manipulierung geht, zeigt folgen¬ 
des Beispiel: Die westeuropäischen Massenmedien 
vergleichen die weitaus höhere Streikbewegung in 
Großbritannien mit der wesentlich geringeren in der 
BRD und stellen diese Daten dem jeweils erreichten 
Bruttosozialprodukt gegenüber. Da das Bruttoso¬ 
zialprodukt in der BRD seit Jahren unbestreitbar be¬ 
trächtlich über dem von Großbritannien liegt, wird 
die Schlußfolgerung gezogen, daß das hauptsächlich 
an dem „militanten TUC mit seiner ständigen 
Streikbereitschaft“ und dem zur „Kooperation be¬ 
reiten und einsichtsvollen DGB mit seiner anerken¬ 
nenswerten Zurückhaltung bei Streikaktionen“ 
läge. Den Werktätigen beider Länder und darüber 
hinaus der Arbeiterklasse Westeuropas wird unter 
Mißachtung konkreter länderspezifischer Bedin¬ 
gungen und bei einem bewußten Vertauschen von 
Ursache und Wirkung suggeriert, es gäbe einen Zu¬ 
sammenhang zwischen starker Streikbewegung, ge¬ 
ringem Zuwachs des Bruttosozialprodukts und ei¬ 
nem niedrigen sozialen Niveau. 

Zum anderen ist e'in umfangreiches „rechtli¬ 
ches Ordnungssystem“ aufgebaut worden, um das 
Streikrecht auszuhöhlen und seine rechtliche Sub¬ 


stanz systematisch abzubauen. In seiner Folge 
wurden die Streiks in gesetzliche und ungesetzli¬ 
che eingeteilt. Dieses Vorgehen wird in einigen 
Ländern noch durch ausgesprochen terroristische 
Maßnahmen unterstützt (gewaltsames Einschleu¬ 
sen von Streikbrechern, Verhaftung der Streikpo¬ 
sten, Polizeimaßnahmen gegen Demonstrations¬ 
streiks usw.). Das „rechtliche Ordnungssystem“ 
setzt sich aus vielen Elementen zusammen, die 
hier bei weitem nicht alle aufgeführt werden kön¬ 
nen. Deshalb soll es am Beispiel der BRD und der 
USA untersucht werden: 

In der BRD hat das Bundesarbeitsgericht in 
mehr als 50 den Arbeitskampf betreffenden Ent¬ 
scheidungen die bestehende Verfassungslage auf 
den Kopf gestellt. Es hat das Streikrecht in ein 
Netzwerk von Regeln gepreßt, deren gesell¬ 
schaftspolitische Einordnung in der Praxis der 
Bedeutung eines Arbeitskampfgesetzes gleich¬ 
kommt, mit dem das entscheidende Kampfmittel 
der Arbeiterklasse ausgehöhlt wird. Danach ist 
ein Streik nur dann noch rechtmäßig, wenn er um 
tarifliche Regelungen geführt wird (wobei die 
Grenzen der Tarifautonomie zugleich die Gren¬ 
zen des Streiks sind), er sieb ausschließlich an den 
Unternehmer als den sozialen Gegenspieler wen¬ 
det (Streiks, die ein hoheitliches Verhalten des 
Staates erstreben, sind rechtswidrig), er von der 
Gewerkschaft organisiert oder übernommen ist 
(sogenannte wilde Streiks sind rechtswidrig), er 
die Friedenspflicht beachtet (diese ist schon dann 
verletzt, wenn eine Urabstimmung durchgeführt 
wird, die geeignet ist, den Unternehmer unter 
Druck zu setzen) und er nicht gegen Strafgesetze 
oder spezielle Streikverbote (etwa für Beamte) 
verstößt. 

Ein Streik ist in der BRD weiterhin nur dann 
rechtmäßig - und hier wird die Sozialpartner¬ 
schaftsdoktrin unmittelbar in die höchstrichterli¬ 
che Entscheidung eingeflochten —, wenn er nach 
Mitteln Und Zielen in einer sozialen Verhältnis¬ 
mäßigkeit steht und insbesondere Ultima ratio zur 
Durchsetzung der Forderungen ist, nicht sittenwi¬ 
drig ist und den Prinzipien fairer Kampfführung 
entspricht. Speziell diese für die Rechtmäßigkeit 
eines Streiks vorgesehenen unabdingbaren weite¬ 
ren Merkmale machen die Gemeinwohlphrase 
und die Phrase von der freiheitlich-demokrati¬ 
schen Grundordnung unmittelbar zum Rechts¬ 
prinzip. 50 „ 


50 Vgl. M. Premßler, Arbeiterrechte in der BRD, So¬ 
zialdemagogie und Wirklichkeit, a. a. O., S. 82 ff.; 
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Halten die Werktätigen und ihre Gewerk¬ 
schaften diese Grundregeln nicht ein, drohen ih¬ 
nen Sanktionen, vor allem werden sie für die öko¬ 
nomischen Verluste schadenersatzpflichtig ge¬ 
macht. 

Das gilt auch für andere Länder. So hat z. B. ein Ko- 
penhagener Arbeitsgericht 1977 gegen streikende 
dänische Druckereiarbeiter und ihre drei Gewerk¬ 
schaftsverbände Geldstrafen von insgesamt 12 Mil¬ 
lionen Kronen verhängt. Das Gesetz über die Ge¬ 
werkschaften und die Arbeitsverhältnisse in Groß¬ 
britannien sieht eine Haftung für Schäden vor, die 
infolge von Streiks aus verletzten Handelsverträgen 
entstanden sind. In Schweden führte das 1977 in 
Kraft getretene Gesetz über Mitbestimmung im Ar¬ 
beitsleben eine finanzielle Haftung ein, wenn wäh¬ 
rend der Laufzeit von Tarifabkommen die gewerk¬ 
schaftliche „Friedenspflicht“ verletzt wird. Daneben 
müssen die Werktätigen mit fristloser Entlassung' 
oder gar Bestrafung rechnen. Darüber hinaus kön¬ 
nen die Gerichte einstweilige Verfügungen erlassen, 
und der Einsatz von Polizei wird schließlich ebenfalls 
als rechtens angesehen. 

Während in der BRD das Streikrecht mit Hilfe 
des verfassungswidrigen Richterrechts ausgehöhlt 
wird, ist in den USA die Art und Weise der Re¬ 
glementierung des Streikrechts bereits in den Ge¬ 
setzen enthalten. Zunächst vertreten Rechtspre¬ 
chung und Arbeitsrechtslehre die Auffassung, daß 
Streiks nur zur Verbesserung der Wirtschafts- und 
Arbeitsbedingungen und gegen rechtswidrige 
Maßnahmen der Unternehmer zulässig sind. Alle 
anderen Arten von Streiks (politische Streiks, So¬ 
lidaritätsstreiks, Streiks der im Staatsdienst Be¬ 
schäftigten, Streiks, die während der Laufzeit ei¬ 
nes Tarifvertrages mit Friedenspflichtklausel aus¬ 
gerufen und als wilde Streiks diffamiert werden) 
sind illegal und damit verboten. Aber selbst gegen 
die als rechtmäßig anerkannten Streiks haben Un¬ 
ternehmer und die staatliche Exekutive der USA 
weitgespannte Abwehrrechte. Das fängt mit der 
Entlassung an, setzt sich über die Aussperrung 
fort und endet bei dem direkten Eingreifen der 
Regierung unter der persönlichen Verantwortung 
des Präsidenten. 

Nach dem berüchtigten Taft-Hartley-Act von 1947 
können Streiks hinausgeschoben und sogar gänzlich 
vereitelt werden, wenn sie mit dem „öffentlichen In¬ 
teresse“ nicht übereinstimmen. Dem Präsidenten 
der Vereinigten Staaten wird das Recht eingeräumt, 
einen drohenden oder bereits ausgebrochenen 
Streik dadurch zunichte zu machen, daß er beim zu-, 
ständigen Bundesgericht mit der Behauptung, der 
Streik bedrohe die Sicherheit der Nation, eine einst¬ 


weilige Verfügung beantragen kann, durch die der 
Gewerkschaft für die Dauer von 80 Tagen untersagt 
wird, den Streik weiterzuführen. Diese Frist wird als 
Abkühlungsfrist bezeichnet, in Wirklichkeit ist sie 
eine echte Abwürgefrist. Den Gewerkschaften wird 
die Verpflichtung auferlegt, alle Anstrengungen zu 
unternehmen, um sich unter Beteiligung der Natio¬ 
nalen Arbeitsbehörde mit den Unternehmern bzw. 
den Unternehmerverbänden zu einigen. Bisher 
wurde ein solches Notstandsverfahren, „Taft-Hart- 
Iey-Injunction“ genannt, in nahezu 40 Fällen seit 
Erlaß des Gesetzes angewandt, das in der Regel zur 
Beendigung oder zur Verhinderung des Arbeitskon¬ 
flikts geführt hat. 51 

Das wichtigste Instrument der Unternehmer 
gegen den Streik ist zweifellos die Aussperrung, 
der vom bürgerlichen Staat in verschiedenen Län¬ 
dern Rechtsschutz gewährt wird. Während sie 
z. B. in Italien und Frankreich als Bruch des Ar¬ 
beitsvertrages angesehen wird oder nur über die 
Einhaltung der vorgeschriebenen Kündigungsfrist 
mit der damit verbundenen Entschädigungszah¬ 
lung möglich ist, gibt es vor allem in der BRD eine 
umfassende Aussperrungsfreiheit. Durch die Ver¬ 
fassung nicht anerkannt, ist sie mit Hilfe des Rich¬ 
terrechts in die „reale Arbeitsverfassung“ der 
BRD eingegangen. 52 

Die Aussperrung gibt den Unternehmern die 
Möglichkeit, einer unbegrenzten Anzahl von Ar¬ 
beitern und Angestellten den Arbeitsplatz und 
den Verdienst solange zu entziehen, bis der damit 
verfolgte Zweck, einen Streik zu verhindern oder 
vorzeitigzu beenden, erreicht worden ist. Sie rich¬ 
tet sich gleichermaßen gegen Streikende wie Ar¬ 
beitswillige, gegen gewerkschaftlich Organisierte 
wie Nichtorganisierte. Ebenso betroffen sind Be¬ 
triebsratsmitglieder und Arbeitervertreter im 
Aufsichtsrat, Schwerbeschädigte, Schwangere 
und Wöchnerinnen, Personenkreise also, die sonst 
vor Entlassung und Kündigung stärker geschützt 
sind. In der Regel bleibt das Arbeitsverhältnis be¬ 
stehen (nicht auflösende, sondern suspendierende 
Wirkung), jedoch haben die Unternehmer viele 


weiterhin: W. Däubler, 1 Das Arbeitsrecht. Von der 
Kinderarbeit zur Betriebsverfassung, a. a. O., 
S. 125 ff.; R. Geffken, Uber den Umgang mit dem 
Arbeitsrecht..., a. a. O., S. 162 ff. 

51 Vgl. J. Dötsch, „Das Arbeitsrecht der USA - In¬ 
strument zur Disziplinierung der Arbeiterklasse“, 
NJ, 1980/2, S. 78 ff. 

52 A. Gndrusch/M. Premßler, „Die Aussperrung im 
Spiegel der BRD - Rechtsprechung“, NJ, 1980/11, 
S. 499. 







Möglichkeiten, das Arbeitsverhältnis definitiv 
aufzulösen. Nach Auffassung der Gerichte kön¬ 
nen sie dies bei längerer Dauer oder besonderer 
Intensität des Streiks tun oder wenn sie in der Zwi¬ 
schenzeit Arbeitsplätze eingespart oder anderwei¬ 
tig besetzt haben. 

In Großbritannien können die Unternehmer mit 
Hilfe der Aussperrung die Arbeitsverhältnisse strei¬ 
kender Werktätiger nach Belieben entweder sus¬ 
pendieren oder lösen. Sie ist aber auch durch die 
Gerichte als selbständige Kampfmaßnahme (offen¬ 
sive Aussperrung) anerkannt. 

Die Aussperrung beeinflußt den Streikkampf 
unmittelbar und schlagartig zugunsten der Mono¬ 
polbourgeoisie. Durch die massenhafte Anwen¬ 
dung äußersten ökonomischen Zwangs (Lohn¬ 
wegfall, evtl. Beendigung des Krankenversiche¬ 
rungsschutzes und Verlust des Arbeitsplatzes) 
wird Hunderttausenden von Arbeitern und Ange¬ 
stellten zumindest zeitweise ihre Existenzgrund¬ 
lage entzogen. Hinzu kommt, daß die gewerk¬ 
schaftlichen Streikfonds zusätzlich belastet wer¬ 
den und damit die finanziellen Unterstützungs¬ 
möglichkeiten zeitlich begrenzt werden müssen. 
Besonders schwerwiegend sind die Massenaus¬ 
sperrungen. 

So haben beispielsweise in der BRD die baden-würt¬ 
tembergischen Metallindustriellen 1971 einen Streik 
von ca. 120 000 Afbeitern und Angestellten mit 
einer Aussperrung von 300 000 Beschäftigten be¬ 
antwortet. In Schweden traten 1980 ca. 
100 000 Arbeiter und Angestellte in den Streik, um 
Lohnabkommen zu erkämpfen, die eine weitere 
Senkung des Reallohns nicht mehr zulassen. Im Ge¬ 
genzug schloß der Unternehmerverband 
800 000 Lohn- und Gehaltsempfänger von der Ar¬ 
beit aus. Diese Maßnahme führte zur schärfsten 
Klassenauseinandersetzung in Schweden seit mehr 
als 70 Jahren, in deren Verlauf seitens der Regie¬ 
rung sogar die Möglichkeit erwogen wurde, die 
Kampfmaßnahmen durch ein vom schwedischen 
Recht zugelassenes Zwangsgesetz zu beenden. 

Die „theoretische“ Grundlage für die Kon¬ 
struktion eines Aussperrungsrechts bildet die 
These von der sogenannten Kampfparität, d. h. 
jeder Seite werden die gleichen Verhandlungs¬ 
und Durchsetzungsmöglichkeiten eingeräumt. Sie 
wäre bei einer einseitigen Anerkennung des Streik¬ 
rechts gestört. In Wirklichkeit festigt die Aus¬ 
sperrung die aus der Nichteigentümer-Position 
der Arbeiterklasse herzuleitende politische, öko¬ 
nomische und soziale Ungleichheit und vergrößert 
sie noch. 


Die Rechtswidrigkeit der Aussperrung ist of¬ 
fensichtlich. Bezogen auf die BRD ist sie ein Ver¬ 
stoß gegen Grundrechte und Leitprinzipien des 
Grundgesetzes, insbesondere gegen seinen Art. 9 
Abs. 3, der allein schon mit seiner impliziten Re¬ 
gelung des Streikrechts zwingend ein Aussper¬ 
rungsrecht ausschließt. Denn neben einem verfas¬ 
sungsrechtlich garantierten Streikrecht kann es 
ein Aussperrungsrecht, dessen alleiniges Ziel es 
ist, das Streikrecht in seinem ökonomischen, so¬ 
zialen, politischen und juristischen Wert auszu¬ 
höhlen, nicht geben. Darüber hinaus verstößt die 
Aussperrung auch gegen internationale Abkom¬ 
men, insbesondere gegen die Europäische Sozial¬ 
charta, die ausdrücklich ein Streikrecht als „kol¬ 
lektive Maßnahme der Arbeitnehmer im Kon- 
fliktfall“ hervorhebt, aber in keiner Weise auf ein 
Aussperrungsrecht eingeht. 

Die Aussperrung gehört zu den Daumen¬ 
schrauben der wirtschaftlichen und politischen Reak¬ 
tion. Sie ausdrücklich gesetzlich verbieten zu las¬ 
sen und gleichzeitig die Aufnahme verfassungs¬ 
rechtlich eindeutiger Garantien für das Streik¬ 
recht zu verlangen, gehört zum Forderungskata¬ 
log der kommunistischen Parteien und progressi¬ 
ven Gewerkschaften. 


2 . 5 . 

Das Recht auf Mitbestimmung 

Bei der Mitbestimmung im Betrieb und in den Un¬ 
ternehmen 53 handelt es sich um eine Forderung, 
die nachdrücklich von den kommunistischen und 
Arbeiterparteien sowie von progressiven Ge¬ 
werkschaften erhoben wird. 54 Sie basiert auf der 


53 Dem deutschen Terminus „Mitbestimmung“ ent¬ 
sprechen die französichen Termini „participation“ 
(Beteiligung) und „cogestion“ (gemeinsame Lei¬ 
tung) sowie die englischen Termini „co-determina- 
tion“ (gemeinsamer Beschluß) und „joint regula- 
tion“ (gemeinsame Regulierung). Die Begriffe sind 
nicht immer eindeutig und spiegeln teilweise unter¬ 
schiedliche Erscheinungsformen wider. 

54 Es muß darauf hingewiesen werden, daß die kom¬ 
munistischen Parteien zur Mitbestimmung nicht nur 
viele gemeinsame Auffassungen haben, sondern 
auch unterschiedliche Meinungen vertreten; vgl. 
„Das Problem der Mitbestimmung und die Position 
der Kommunisten, Materialien eines internationa¬ 
len Symposiums“, Probleme des Friedens und des 
Sozialismus, 1980/5, S. 672 ff. und 1980/7, 
S. 908 ff. 
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Leninschen Idee über die Arbeiterkontrolle in der 
Produktion. Lenin hat nachgewiesen, daß es not¬ 
wendig ist, demokratische Forderungen zu erhe¬ 
ben und durchzusetzen, die ihrem Inhalt nach re¬ 
volutionär und in ihrer Entwicklung Maßnahmen 
des Übergangs zum Sozialismus sind. Ein Schritt 
dazu ist die Arbeiterkontrolle. Der Kampf um sie 
ist schon vor der vollständigen politischen Macht¬ 
eroberung durch das Proletariat möglich und 
notwendig. 55 

Diese Vorstellungen konnten unmittelbar nach dem 
zweiten Weltkrieg in einigen kapitalistischen Län¬ 
dern infolge des Aufschwungs der Arbeiterbewe¬ 
gung in Ansätzen in die Praxis umgesetzt werden. In 
Frankreich und in Italien z. B. fand das seinen Aus¬ 
druck in der Aufnahme des Rechts auf Mitbestim¬ 
mung in die Verfassung dieser Länder; ähnliche Be- 
Stimmungen sind auch in einzelnen Länderverfas¬ 
sungen der BRD enthalten. 

Die Forderung nach einer demokratischen 
Mitbestimmung, die zumeist mit den Forderungen 
nach demokratischer Nationalisierung und demo¬ 
kratischer Planung der Wirtschaft verbunden 
wird, ist darauf gerichtet, Einfluß auf die Leitung 
der Betriebe und Unternehmen zu gewinnen und 
damit die Macht des Kapitals einzuschränken. Es 
geht um die Kontrolle des Kapitals selbst. Im ein¬ 
zelnen bedeutet das, die Verfügung der Unter¬ 
nehmer über den Profit, die Produktionsmittel,' 
die Investitionen, den Arbeitskräfteeinsatz und 
die Preise zu kontrollieren. Gleichzeitig §oll eine 
solche Kontrolle auch die allgemeinen Lebens¬ 
und Arbeitsbedingungen verbessern helfen. Im 
Vordergrund steht dabei die Einflußnahme auf 
den Einsatz neuer Technik und Technologie, da 
die kapitalistische Rationalisierung mit ihren 
Auswirkungen auf die Beschäftigung, den Ar¬ 
beitsprozeß und die Arbeitsmethoden die Werk¬ 
tätigen besonders hart trifft. 

Man kann deshalb sagen; Ob die Mitbestim¬ 
mung Ziele im Leninschen Sinne hat, ist davon 
abhängig, inwieweit sie 

erstens die ökonomischen und politischen 
Grundlagen der Macht des Monopolkapitals anta¬ 
stet, 

zweitens bei der Verteilung der materiellen 
Güter Veränderungen zugunsten der Werktätigen 
bewirkt und < 

drittens zur Erweiterung der demokratischen 
Rechte für die breiten Schichten der Werktätigen 
beiträgt. 

Diese Positionen zu betonen ist deshalb wich¬ 


tig, weil die Monopolbourgeoisie heute im Gegen¬ 
satz zu den fünfziger und sechziger Jahren die Mit¬ 
bestimmung nicht mehr offen ablehnt. Sie be¬ 
kennt sich vielmehr in zunehmendem Maße for¬ 
mal zur Mitbestimmung, hat diese aber in ein inte- 
gratives Ordnungsinstrument umfunktioniert. Die 
erlassenen Gesetze enthalten in nur geringem Um¬ 
fang Zugeständnisse an die Arbeiterklasse. Hin¬ 
gegen haben sie die Ideologie und Praxis der So¬ 
zialpartnerschaft und der Integration der Arbei¬ 
terklasse in das kapitalistische System zum 
Rechtsprinzip erhoben. Mit dem Mechanismus 
einer so verstandenen Mitbestimmung sollen die 
Werktätigen faktisch an der Ausarbeitung von 
Maßnahmen beteiligt werden, die ihre eigene 
Ausbeutung forcieren und den Klassenkampfein¬ 
schränken. 

Dabei geht es um verschiedene Einzelziele: Die Mit¬ 
bestimmungsorgane und die gewerkschaftlichen 
Komitees sollen gespalten werden. Das Leistungs¬ 
vermögen der Werktätigen soll aktiviert und der 
„Betriebsfrieden“ gewahrt werden; Streikaktionen 
sollen nicht nur ihrer klassenpolitischen Zielsetzung 
beraubt werden, sondern als sozialpolitische Er¬ 
scheinung gänzlich verschwinden; sie soll als Mittel 
der Selbstdisziplinierung der Arbeiterklasse sowie 
als Ersatz für eine Sozialisierung der Produktions¬ 
mittel und als ideologisches Abwehrmittel gegen den 
Sozialismus dienen. 

Deshalb ist um die Mitbestimmung auch ein 
heftiger ideologischer Kampf zwischen den Kräf¬ 
ten und Organisationen entbrannt, die die Interes¬ 
sen der Arbeiterklasse verteidigen und denen, die 
für die Interessen des Kapitals auch auf diesem 
Gebiet eintreten. 

Gesetzliche Bestimmungen über die Rechte 
der Vertretung der Werktätigen im Betrieb, in den 
Unternehmen und in zweigspezifischen und ge¬ 
samtnationalen Wirtschaftsorganen gelten z. B. in 
Frankreich, der BRD, Österreich, Schweden, Dä¬ 
nemark und den Benelux-Ländern. In einigen 
Ländern sind - zum Teil zusätzlich - die Rechte 
einer Betriebsvertretung der Werktätigen zwi¬ 
schen den Gewerkschaften und den Unterneh¬ 
merorganisationen vereinbart worden (Italien, 
Schweden). 

Von der Struktur her sind zwei Formen der 
Mitbestimmung zu unterscheiden, die der Bildung 
eines eigenständigen Organs der Werktätigen 
(z. B. des Betriebsrates) und die Einbeziehung 


55 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 23, Berlin 1970, 
S. 356. 
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von Werktätigen in das bereits bestehende wirt¬ 
schaftliche Entscheidungsorgan (z. B. in den Auf¬ 
sichtsrat). 

Bei der ersten Form erhält die Arbeitervertre¬ 
tung im allgemeinen das Recht, in einer Reihe von 
betrieblichen und sozialen Fragen mitzuentschei¬ 
den. Das betrifft die Ordnung des Betriebes und 
das Verhalten der Werktätigen, die Regelung der 
täglichen Arbeitszeit, den Auszahlungsmodus der 
Arbeitsentgelte, die Aufstellung allgemeiner Ur¬ 
laubsgrundsätze, die Regelung personeller Ange¬ 
legenheiten, die Leitung der Sozialeinrichtungen 
sowie die Einhaltung der Arbeitsgesetzgebung. 
Mitunter werden,ihnen auch gewisse Konsulta¬ 
tions- und Informationsrechte über die wirtschaft¬ 
liche Tätigkeit eingeräumt, ohne daß sie in diese 
eingreifen können. Gerade in diesem wichtigen 
Bereich entscheidet allein und endgültig der Un¬ 
ternehmer. 

' Der allgemeine Handlungsrahmen für diese 
Organe ist am besten mit den Begriffen „Vertrau¬ 
en, Frieden, Diskretion“ charakterisiert. 56 So 
wird im Betriebsverfassungsgesetz der BRD 57 ein 
Pflichten- und Verantwortungskatalog aufge¬ 
stellt, der die Vertretungsorgane bei der Wahr¬ 
nehmung der Interessen der Belegschaft an die als 
Betriebserfordernisse umschriebenen Unterneh¬ 
merinteressen bindet. Danach müssen die Vertre¬ 
tungsorgane für einen ordnungsgemäßen Arbeits¬ 
ablauf sorgen und alle Anstrengungen unter¬ 
nehmen, damit der Betriebsfrieden nicht gestört 
wird. Für sie gilt ein völliges Kampfverbot, und 
jede parteipolitische Betätigung ist ihnen unter¬ 
sagt. Zusätzlich unterliegen sie noch der Schwei¬ 
gepflicht. 58 

Diese Bestimmungen lassen eine Arbeit der 
Betriebsräte nur im Rahmen der bestehenden, an 
den Profitinteressen ausgerichteten kapitalisti¬ 
schen Ordnung zu. Aber jede gesetzliche Ver¬ 
pflichtung, auf den Klassenkampf zu verzichten 
und ihn durch eine „Friedenspflicht“ und eine 
„partnerschaftliche Zusammenarbeit“ zu erset¬ 
zen, muß die Arbeiterklasse und ihre Organisa¬ 
tionen in ihrem Kampf um die Herbeiführung ei¬ 
ner Wende zu sozialem und demokratischem 
Fortschritt schwächen. 

Für die zweite Form der Mitwirkung werden 
Kollektivvertreter der Betriebsbelegschaft oder 
der Gewerkschaften in das oberste Entschei¬ 
dungsorgan (den Aufsichtsrat) des Unternehfnens 
mit einbezogen. Es handelt sich hier in der Regel 
um eine Form der Mitbestimmung in Großbetrie¬ 
ben (Konzernunternehmen). Sie ist gesetzlich 


u. a. für die BRD, Österreich und Schweden vor¬ 
geschrieben und findet auch in anderen Ländern 
(z. B. Frankreich) in zweigspezifischen und ge¬ 
samtnationalen Wirtschaftsorganen Anwendung. 
Dieses oberste Entscheidungsorgan setzte sich' 
bisher nur aus den Kapitaleignern zusammen, die, 
ohne in die operative Wirtschaftsführung einzu¬ 
greifen, die gesamte grundsätzliche Unterneh¬ 
menspolitik bestimmen. Trotz der Aufnahme der 
Arbeitervertreter in dieses Organ ist das Überge¬ 
wicht der Kapitalseite aufrechterhalten geblieben 
und gesetzlich abgesichert worden. Das geschieht 
entweder durch eine Dreiteilung des Gremiums 
(ein Drittel Aktionäre, ein Drittel Arbeitervertre¬ 
ter und ein Drittel „neutrale Angehörige der Öf¬ 
fentlichkeit“, die in der Regel aber auf der Aktio¬ 
närsseite stehen), so z. B. vorgesehen in den Mo¬ 
dellen für Großbritannien oder die EG, 59 oder 
durch einen raffinierten Mechanismus der Wahl 
und der Abstimmung, bei dem der Eindruck ent¬ 
steht, daß' eine Parität, zwischen Vertretern des 
Kapitals und der Werktätigen besteht. Die letzt¬ 
genannte Methode ist am augenfälligsten bei der 
sogenannten paritätischen Mitbestimmung in 
Großunternehmen der BRD angewandt worden. 
Das entsprechende Gesetz 60 sieht zwar vor, daß 
die Vertreter des Kapitals und der Werktätigen 
dem Aufsichtsrat zu gleichen Teilen angehören 
sollen, hebt diese Regelung aber durch folgende 
Bestimmungen wieder auf: 

Erstens durch die Zuordnung eines leitenden 
Angestellten zur Bank der Werktätigen, obwohl 
dieser im allgemeinen wegen seiner Funktion der 
Kapitalseite verpflichtet ist. 

Zweitens durch die Aufspaltung der Betriebs¬ 
belegschaft bei den Aufsichtsratswahlen in drei 
Gruppen - Arbeiter, Angestellte und leitende 
Angestellte -, die ihre jeweiligen Kandidaten 
selbst bestimmen, so daß eine einheitliche Interes- 


56 Vgl. W. Däubler, Das Arbeitsrecht. Von der Kin¬ 
derarbeit zur Betriebsverfassung, a. a. O., S. 200. 

57 Betriebsverfassungsgesetz vom 15. 1.1972, BGBl. I 
S. 13. 

58 Vgl. M. Premßler, Arbeiterrechte in der BRD, 
a. a. O., S. 132 ff.; R. Geffken, Uber den Umgang 
mit dem Arbeitsrecht. .., a. a. O., S. 124 ff. 

59 Vgl. J. Dötsch/M. Premßler, „Aktuelle Entwick¬ 
lungstendenzen des Arbeits- und Sozialrechts in 
Großbritannien“, a. a. O., S. 319; dies., EG und 
Arbeiterrechte, a. a. O., S. 63 ff. 

60 Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
(Mitbestimmungsgesetz) vom 4.5. 1976, BGBl. I 
S. 1153. 
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senvertretung der Werktätigen durch die Gewerk¬ 
schaften erheblich erschwert wird. 

Drittens durch die Möglichkeit, daß die Ver¬ 
treter der Anteilseigner den Aufsichtsratsvorsit¬ 
zenden allein bestimmen. Das geschieht dann, 
wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Mit¬ 
glieder bei seiner Wahl nicht zustandegekommen 
ist. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist außer¬ 
dem mit besonderen Vollmachten ausgestattet. 
Sollte ausnahmsweise die Votierung des leitenden 
Angestellten eine Pattsituation bewirken, so hat 
der Vorsitzende im pall der Stimmengleichheit bei 
einer erneuten Abstimmung über den selben Ge¬ 
genstand zwei Sfiir/men; ihm ist also das Recht des 
Stichentscheids zugebilligt worden. 

Dieses Übergewicht der Kapitalseite ist 
grundsätzlich bei allen Entscheidungen des Auf¬ 
sichtsrates in wirtschaftlichen, sozialpolitischen 
und Personalangelegenheiten gegeben. Die „pari¬ 
tätische Mitbestimmung“ reduziert sich daher auf 
eine zahlenmäßige Ausweitung der Sitze für die 
Vertreter der Werktätigen im Aufsichtsrat, die 
aber stets unterhalb der Parität liegt. Dadurch 
bleibt die Alleinbestimmung des Kapitals gesi¬ 
chert. 

Unabhängig vom Unterlaufen der Parität als 
unabdingbare formelle Voraussetzung für eine 
Einflußnahme der Werktätigen haben auch die 
Mitbestimmungsregelungen für Unternehmen die 
Klassenharmonie zum bestimmenden Element 
gemacht. Die Beteiligten werden rechtlich ver¬ 
pflichtet, diese sozialpartnerschaftlichen Vorstel¬ 
lungen einzuhalten. Im Mitbestimmungsgesetz 
Schwedens aus dem Jahre 1976 wurden diese 
Rechtspflichten sogar genutzt, um Streiks be¬ 
trächtlich zu erschweren. Schließlich setzt die 
Rechtsprechung einem möglichen Ausbau von 
Mitbestimmungspositionen erhebliche Barrieren 
entgegen. 61 

Aus alledem wird deutlich, daß die gegenwär¬ 
tig geltenden Mitbestimmungsgesetze oder die 
Modelle der herrschenden Kreise weit von einer 
echten demokratischen Mitbestimmung entfernt 
sind. Eine solche zu erkämpfen ist daher nach wie 
vor ein bedeutsames Anliegen der Arbeiterklasse 
und stets eine Frage des Kräfteverhältnisses zwi¬ 
schen Arbeit und Kapital, mithin eine Machtfrage. 


2 . 6 . 

Das Prinzip der Gleichberechtigung 

In den kapitalistischen Ländern werden be¬ 
stimmte Gruppen von Werktätigen, insbesondere 
Ausländer, ethnische Minderheiten, Jugendliche 
und vor allem Frauen politisch, ökonomisch und 
sozial diskriminiert. Angesichts dieser Situation 
arbeiten fortschrittliche Kräfte Programme aus, 
um das Prinzip der Gleichberechtigung auch im 
Arbeitsleben durchzusetzen und zu realisieren. 
Dabei geht es vorrangig um die Rechte der arbei¬ 
tenden Frau, deren Position stellvertretend für die 
anderen diskriminierten Gruppen hier behandelt 
werden soll. 

Zum Inhalt einer demokratischen Frauenpoli¬ 
tik gehören solche entscheidenden Rechte wie das 
Recht der Frau auf einen Arbeitsplatz, gleicher 
Lohn für gleichwertige Arbeit, berufliche Ausbil- 
dungs- und Aufstiegsmöglichkeiten einschließlich 
eines Bildungsurlaubs, besserer Arbeits- und Ge¬ 
sundheitsschutz und besondere Schutzmaßnah¬ 
men für Schwangere und Wöchnerinnen. 

Fast alle Verfassungen kapitalistischer Länder 
bekennen sich zum Gleichheitsgrundsatz. Ernst 
ebenso in mehreren internationalen Abkommen 
festgelegt. Die Wirklichkeit wird dem jedoch in 
keiner Weise gerecht. So sind die Frauen im Ar¬ 
beitsprozeß bereits quantitativ unterrepräsentiert. 
Obwohl siez. B. in der BRD 52,5 Prozent derBe- 
völkerung ausmachen, liegt ihr Anteil an den Be¬ 
schäftigten nur knapp über 37 Prozent. 62 Zu die¬ 
ser quantitativen Unterrepräsentation tritt zu¬ 
meist eine qualitative. Die Mehrheit der Frauen ist 
schlechter ausgebildet als die Männer. Sie sind 
deshalb gezwungen, einfachere und geringer ent¬ 
lohnte Tätigkeiten zu übernehmen. Zumeist ge¬ 
hören sie auch nicht zur Stammbelegschaft, son¬ 
dern werden auf Zeit oder mit geringerer Arbeits¬ 
stundenzahl (Teilzeitbeschäftigung) eingestellt. 
Sie sind aus diesen Gründen auch mit die ersten, 
die bei einem Rückgang der Produktion oder in¬ 
folge der kapitalistischen Rationalisierung entlas¬ 
sen werden. Deshalb sind sie häufiger und zumeist 
auch länger arbeitslos als Männer. So sind die 


61 Vgl. K.-H. Röder, „Das Mitbestimmungs-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts der BRD - eine Ent¬ 
scheidung zugunsten des Monopolkapitals“, NJ 
1979/6, S. 264 ff. 

62 Vgl. H. Däubler-Gmelin, Frauenarbeitslosigkeit, 
Reinbek bei Hamburg 1977, S. 44 f. 
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Frauen in Frankreich mit 40 Prozent an der Ge¬ 
samtzahl der Beschäftigten beteiligt, bei den Ar¬ 
beitslosen aber mit mehr als 55 Prozent. Für die 
Frauen ist demnach das Recht auf Arbeit in noch 
weitaus geringerem Umfang gewährleistet als für 
Männer. 

Besonders nachteilig wirkt sich für die Frauen 
die Lohndiskriminierung aus. Obwohl der verfas¬ 
sungsrechtliche Gleichheitsgrundsatz auch die 
Lohngleichheit von Mann und Frau bei gleichwer¬ 
tiger Arbeit umfaßt, Staat und Unternehmer 
Männer- und Frauenlöhne bei gleicher Arbeit 
deshalb nicht differenzieren dürfen, wird die 
Frauenarbeit als zusätzliche Profitquelle genutzt, 
indem die Löhne für Frauen im Durchschnitt um 
30 % geringer sind als die entsprechenden Löhne 
für Männer. Die Diskrepanz beträgt in Frankreich 
35 %, in der BRD 31 %, in Japan und den USA 
liegt sie bei über 40 %. 

Im wesentlichen werden zwei Methoden angewandt, 
entweder enthalten die Tarifverträge Frauenlohn¬ 
gruppen, die durch Abschlagsklauseln den Frauen 
20 bis 30 % weniger Lohn zugestehen. So gibt es in 
Großbritannien praktisch bis heute zwei Tarifstaffe¬ 
lungen, wobei in der Regel der höchste Satz der 
Frauenlohngruppe niedriger ist als der niedrigste 
Satz der Männerlohngruppe. Oder-es werden soge¬ 
nannte Leichtlohngruppen (vor allem in der BRD) 
geschaffen, die in der Tarifpraxis an die Stelle der 
Frauenlohngruppen traten. An das untere Ende der 
Lohngruppenskala wurden neue Lohngruppen ge¬ 
hängt, in denen die Tätigkeitsmerkmale neu be¬ 
schrieben sind. Die Einstufung erfolgt dabei vorwie¬ 
gend nach Merkmalen wie „körperlich leicht“ oder 
„körperlich schwer“ oder „möglich ohne vorherige 
Arbeitskenntnis und wegen ihrer geringen körperli¬ 
chen Belastung üblicherweise von Frauen ausge¬ 
führt“. 63 Unberücksichtigt bleibt die Bewertung der 
Arbeit nach Fingerfertigkeit, Geschicklichkeit oder 
nervlicher Belastung. 

Schließlich besteht eine weitere Form der Lohnbe¬ 
nachteiligung in der generellen Unterbewertung von 
Arbeiten, die vorwiegend Frauen ausüben. Das 
heißt, bestimmte Arbeiten werden einer Lohn- oder 
Gehaltsgruppe zugeordnet, die nicht im Verhältnis 
zu den Anforderungen anderer Lohn- und Gehalts¬ 
gruppen stehen. 

Die Lohndiskriminierungen verletzen nicht 
nur innerstaatliches Recht. Es gibt mehrere inter¬ 
nationale Übereinkommen, wonach gleiche Be¬ 
zahlung für gleichwertige Arbeit verlangt werden 
kann. Es sind dies Art. 4 Ziff. 3 der Europäischen 
Sozialcharta, Art. 2 Abs. 1 des ILO(Internatio- 
nale Arbeitsorganisation) —Übereinkommens 


Nr. 100 und Art. 2 des lLO-Ubereinkommens 
Nr. 111. Dazu zählt auch Art. 119desEWG-Ver- 
trages. 

Dieser Artikel verpflichtet die Mitgliedstaaten, den 
Grundsatz des gleichen Entgeltes für Männer und 
Frauen bei gleicher Arbeit anzuwenden. Gleichzei¬ 
tig stellt er klar, daß der Begriff des „Entgeltes“ 
nicht nur die üblichen Grund- und Mindestlöhne und 
-gehälter erfaßt, sondern auch alle sonstigen Vergü¬ 
tungen, die den Werktätigen auf Grund des Arbeits¬ 
verhältnisses zu zahlen sind. Ergänzt wird dieser 
Art. 119 noch durch zwei entscheidende Richt¬ 
linien. 64 

Die Aufnahme des Grundsatzes der Lohn¬ 
gleichheit und der generellen Gleichbehandlung 
von Mann und Frau in den EWG-Vertrag und die 
Richtlinien sind als Konzession an die Gewerk¬ 
schaften gedacht und waren auch im Hinblick auf 
die Gleichberechtigungspolitik der sozialistischen 
Länder zustandegekommen. Das Schicksal dieses 
Grundsatzes in der Rechtspraxis der EG-Länder 
zeigt einmal mehr, wie das Monopolkapital und 
die imperialistischen Staaten Rechtsvorschriften 
umgehen. 65 Zwar lösten die Richtlinien, die die 
Mitgliedstaaten verpflichten, alle diesbezüglichen 
Diskriminierungen zu beseitigen und ihre Rechts¬ 
und Verwaltungsvors'chriften zu bereinigen, in 
den meisten Mitgliedstaaten bestimmte Aktivitä¬ 
ten aus, teils in Gestalt gesetzlicher Regelungen, 
teils in Form von gerichtlichen Entscheidungen 
und von Verwaltungsanweisungen. Gegenstand 
spezieller Gesetze war die Frage der Lohngleich¬ 
heit z. B. in Großbritannien, in Dänemark und 
den Niederlanden. Die Lage der Frauen hat sich 
jedoch kaum verändert. 


63 W. Däubler, Das Arbeitsrecht 2. Ein Leitfaden für 
Arbeitnehmer, a. a. O., S. 376 ff. 

64 Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein¬ 
schaft vom 10. 2. 1975 zur Angleichung der Rechts- 

. Vorschriften der Mitgliedstaaten über die Anwen¬ 
dung des Grundsatzes des gleichen Entgeltes für 
Männer und Frauen, in: Amtsblatt der EG vom 
19. 2.1975, Nr. L 45, S. 19; Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaft vom 9. 2. 1976 zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand¬ 
lung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zu¬ 
gangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeits¬ 
bedingungen, in: Amtsblatt der EG vom 14. 2. 
1976, Nr. L 39, S. 40. 

65 Vgl. J. Dötsch/M. Premßler, EG und Arbeiterrech¬ 
te, a. a. O., S. 110 ff. 
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In Großbritannien traten 1975 das Gesetz über die 
Lohngleichheit (Hqual Pay Act) und das Gesetz über 
das Diskriminierungsverbot der Frau (Sex Discrimi- 
nation Act) 66 in Kraft. Trotzdem liegen dort die 
durchschnittlichen Löhne der 9 Millionen berufstä¬ 
tigen Frauen um etwa 40 % unter denen der Män¬ 
ner. Nicht wenigen Frauen wird die Zahlung von 
Überstundenzuschlägen verweigert. Gravierende 
Entlohnungsunterschiede ergeben sich daraus, daß 
die Mehrheit der Frauen in den schlechter und am 
schlechtesten bezahlten Berufsgruppen beschäftigt 
ist. Von den in den technischen Berufen mit einem 
relativ günstigen Lohnniveau 1976 insgesamt tätigen 
ca. 2,8 Millionen Werktätigen betrug der Anteil 
der Frauen nicht einmal 4 000. Die mit den Gesetzen 
eingeführte Überwachungskommission steht der 
' von den Unternehmern kraft ihrer ökonomischen 
Macht geübten Diskriminierungspraxis weitgehend 
hilflos gegenüber. Wo bestimmte Erfolge erreicht 
wurden, beruhten diese auf gewerkschaftlichen Ak¬ 
tionen, insbesondere auf den Streikkämpfen der 
Frauen selbst. 

Die mit geringfügigen Unterschieden im ge¬ 
samten EG-Raum anhaltende Diskriminierung 
der Frauen veranlaßte den Europäischen Ge¬ 
richtshof zu der Entscheidung, daß Frauen ihre 
lohnrechtliche Gleichbehandlung bei den inner¬ 
staatlichen Gerichten mit Hilfe der direkten Klage 
gegen die beteiligten kapitalistischen Unterneh¬ 
men durchsetzen können. 67 Es kam jedoch nicht 
zu der vorausgesagten Flut von Lohnklagen. Die 
Frauen unterliegen einem starken ökonomischen 
und psychischen Druck und müssen insbesondere 
den Verlust des Arbeitsplatzes befürchten, so daß 
sie zumeist darauf verzichten, in gerichtlichen 
Verfahren ihre Ansprüche durchzusetzen. 

Abschließend ist festzuhalten: Die arbeits- 
und sozialrechtliche Gleichstellung der Frauen ist 
durch den Erlaß entsprechender staatlicher und 
überstaatlicher Regelungen allein nicht zu ver¬ 
wirklichen, weil diese unmittelbar in die monopo¬ 
listischen Profitinteressen eingreifen müßten. 
Eine tatsächliche Veränderung zugunsten der 
Frauen ist nur möglich, wenn auch dieses Problem 
als Teilziel eines umfassenden Klassenkampfes 
begriffen und danach gehandelt wird. 


\ 
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3 . 

Hauptinstitute 

des bürgerlichen Arbeitsrechts 

3 . 1 . 

Der Arbeitsvertrag 

Marx wies nach, daß der Besitzer von Arbeitskraft 
und der Geldbesitzer „sich auf dem Markt (be¬ 
gegnen) und treten in Verhältnis zueinander als 
ebenbürtige Warenbesitzer, nur dadurch unter¬ 
schieden, daß der eine Käufer, der andre Verkäu¬ 
fer, beide also juristisch gleiche Personen sind.“ 68 
Dem entspricht im bürgerlichen Recht die allge¬ 
meine Vertragsfreiheit als Grundprinzip der Be¬ 
gründung und Ausgestaltung von Arbeitsrechts¬ 
verhältnissen. Unabhängig von unterschiedlichen 
Lehren über den Arbeitsvertrag 69 geht das bür¬ 
gerliche Arbeitsrecht davon aus, daß die Parteien 
des Arbeitsvertrages diesen ohne äußere Einmi¬ 
schung abschließen und hinsichtlich seiner Moda¬ 
litäten nach Belieben ausgestalten können. Dies 
bedeutet in der Praxis, daß, vermittelt durch die 
für die Werktätigen bestehende Lebensnotwen¬ 
digkeit des Verkaufes der Ware Arbeitskraft, die 
Unternehmer den Inhalt des Arbeitsvertrages frei 
bestimmen. Sie sind allerdings in ihrer Ermessens¬ 
freiheit durch die im Tarifvertrag oder in den Ge¬ 
setzen enthaltenen und zumeist von den Gewerk¬ 
schaften erkämpften Bedingungen eingeschränkt. 
Die Werktätigen haben keine andere Wahl, als 
sich mit den so diktierten Vertragsbedingungen 
abzufinden. 70 Bürgerliche Arbeitsvertragsfreiheit 


66 Vgl. Social and Labour Bulletin 1976, Nr. 1, S. 85 
oder Encyclopedia of Labour Relations Law. Gene¬ 
ral Editors B. A. Hepple and P. O’Higgins, Lon¬ 
don/Edinburgh 1972 (laufend), S. 1159 ff. 

67 Urteil des Gerichtshofes der EG vom 8. 4. 1975, 
Nr. 43/75, in: Europarecht, 1977/1, S. 43. 

68 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, a. a. O., S. 182. 

69 Zu den Lehren über den bürgerlichen Arbeitsver¬ 
trag vgl. u. a. F. Kunz, „Die Lehre von Karl 
Marx . . .“, a. a. O., S. 203 ff.; R. Schneider, Zur 
Theorie über den Arbeitsvertrag im Kapitalismus, 
Staat und Recht im Lichte des großen Oktober, Ber¬ 
lin 1957, S. 435 ff.; ders., „Zu den bürgerlichen 
Theorien über den Arbeitsvertrag im Kapitalismus 
bis zur Jahrhundertwende“, in: Festschrift für Erwin 
Jacobi, a. a. O., S. 362 ff. 

70 Vgl. hierzu auch W. Däubler, Das Arbeitsrecht 2, 
Ein Leitfaden für Arbeitnehmer, a. a. O., S. 56 ff. 
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ist deshalb eine reine Fiktion und wird dies um so 
mehr, je größer das Arbeitslosenheer, die indu¬ 
strielle Reservearmee, ist. 

Auch die modernen bürgerlichen Arbeitsver¬ 
tragsdoktrinen sind darauf gerichtet, das Unter¬ 
nehmerdiktat rechtlich zu stützen. Das trifft so¬ 
wohl auf die zu Beginn unseres Jahrhunderts von 
Gierke ins Leben gerufene Theorie vom Arbeits¬ 
rechtsverhältnis als personenrechtlichem Ge¬ 
meinschaftsverhältnis zu als auch auf die französi¬ 
sche Lehre vom Arbeitsvertrag als „Anschluß-“ 
oder „Mitgliedschaftsvertrag“. 

Während durch die Theorie vom personenrechtli¬ 
chen Gemeinschaftsverhältnis die Treuepflicht des 
Arbeiters gegenüber dem Unternehmer und dessen 
angebliche Fürsorgepflicht gegenüber ersterem be¬ 
tont wird, dessen Grundaussagen auch das heute be¬ 
stehende Arbeitsrecht in der BRD bestimmen 7 *, 
beinhaltet die französische Anschluß-Vertrags- 
Lehre den theoretischen und praktischen Zwang des 
Arbeiters, sich mit den vom Unternehmer vorge¬ 
schlagenen Bedingungen abzufinden. 

Der Arbeitsvertrag ist im wesentlichen ein In¬ 
strument zur individuellen Regelung der Begrün¬ 
dung, Ausgestaltung und Beendigung von Ar¬ 
beitsrechtsverhältnissen. Infolgedessen enthält 
er Vereinbarungen über die Arbeitsaufgabe, den 
Arbeitsort, den Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme, 
die Entlohnung, den Jahresurlaub, die Kündi¬ 
gungsregelungen und über andere Fragen. In ihm 
schlagen sich also individualisiert wesentliche 
Verkaufsbedingungen der Ware Arbeitskraft nie¬ 
der, so daß er letztlich als ein juristisches Mittel 
angesehen werden muß, welches die kapitalisti¬ 
schen Ausbeutungsverhältnisse fixiert, 72 

In einer Reihe von Ländern hat der unermüd¬ 
liche Kampf der Arbeiterklasse dazu geführt, daß 
in Rechtsvorschriften, gerichtlichen Grundsatz¬ 
entscheidungen bzw. in Kollektiv- und Tarifver¬ 
trägen auch Regelungen über den Arbeitsvertrag 
ihren Niederschlag gefunden haben. Derartige 
Regelungen sind durchaus nicht einheitlich, und 
sehr oft geben sie durch allgemeingehaltene For¬ 
mulierungen den Unternehmern breiten Raum 
für Auslegungen zuungunsten der Werktätigen. 
Allgemein gilt der Grundsatz, daß die Vertrags¬ 
freiheit durch Gesetz und Tarifvertrag beschränkt 
ist. 

Infolge der schon erwähnten eingeschränkten recht¬ 
lichen Verbindlichkeit der Tarifverträge in Japan 
werden die einzelnen Vertragsinhalte für die große 
Mehrheit der dort Beschäftigten durch das „betrieb¬ 
liche Unternehmerrecht“ bestimmt. 


Weitere Einschränkungen können sich aus 
höchstrichterlichen Entscheidungen ergeben. Al¬ 
lerdings beweist die Praxis des bürgerlichen Ar¬ 
beitsrechts, daß die Unternehmer versuchen, die 
dem Schutz der-Werktätigen dienenden Festle¬ 
gungen zu unterlaufen, und daß sich viele Werktä¬ 
tige aus Angst vor Arbeitslosigkeit und ihren Fol¬ 
gen mit ungünstigeren Bedingungen einverstan¬ 
den erklären. 

So ist in den USA durch Bundesgesetz und durch 
Gesetze der meisten Bundesstaaten die Diskriminie¬ 
rung aus rassischen, religiösen und anderen Grün¬ 
den verboten. In der Praxis ist sie jedoch z. B. durch 
schlechtere Arbeitsbedingungen für farbige Werktä¬ 
tige und niedrigeren Lohn für Frauen, Jugendliche 
und Farbige gang und gäbe. ( 

Andererseits gilt in vielen Ländern die soge¬ 
nannte Meistbegünstigungsklausel, mit deren 
Hilfe einzelnen Werktätigen wesentlich günsti¬ 
gere Bedingungen als gesetzlich oder tarifvertrag¬ 
lich vorgesehen im individuellen Arbeitsvertrag 
eingeräumt werden. Diese Regelung soll die Ar¬ 
beiterklasse spalten und ihr gemeinsames Vorge¬ 
hen erschweren. 

Kapitalistisches Profitstreben macht auch vor 
Kindern nicht halt. Ihre Ausbeutung erweist sich 
als besonders lukrativ, da sie für viele Arbeiten 
eine höhere Geschicklichkeit als Erwachsene auf¬ 
bringen und zudem nur einen Bruchteil des dafür 
vorgesehenen Lohnes erhalten. 73 So galt der 
Kampf der Arbeiterklasse seit jeher auch der Be- 


71 Vgl. J. Dötsch/M. Premßler, „Die Konstruktion 
vom .personenrechtlichen Gemeinschaftsverhältnis 1 
im westdeutschen Arbeitsrecht“, SuR, 1968/12, 
S. 1996. 

72 F. Kunz definiert den bürgerlichen Arbeitsvertrag 
wie folgt: „Der Arbeitsvertrag ist im, Kapitalismus 
Ausdruck der Tatsache, daß der Kapitalist als Ange¬ 
höriger jener Klasse, in deren Eigentum sich die 
Produktionsmittel befinden, und der Proletarier als 
Angehöriger der Klasse, die von den Produktions¬ 
mitteln getrennt ist, also der juristisch und von allen 
Produktionsmitteln freie Arbeiter, sich .wechselsei¬ 
tig als Privateigentümer anerkennen. Dies Rechts¬ 
verhältnis, dessen Form der Vertrag ist..., ist ein 
Willensverhältnis, worin sich das ökonomische Ver¬ 
hältnis widerspiegelt 1 .“ F. Kunz, „Die Lehre von 
Karl Marx . . .“, a. a. O., S. 208. 

73 Vgl. R. Hoppe, Dokumente zur Geschichte der 
Lage des arbeitenden Kindes in Deutschland von 
1700 bis zu Gegenwart, in: J. Kuczynski, Die Ge¬ 
schichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalis¬ 
mus, Teil I, Bd. 20, Berlin 1969, S. 265 ff. 
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seitigung der Kinderarbeit. In den meisten kapita¬ 
listischen Ländern ist sie gesetzlich verboten. Das 
Mindestalter für die Arbeit von Kindern und Ju¬ 
gendlichen ist auf 14 Jahre, in einigen Ländern — 
bei Beschäftigung in der Landwirtschaft - auf 
12 Jahre festgelegt. Diese Verbote und Beschrän¬ 
kungen werden in der Praxis jedoch vielfach miß¬ 
achtet. 

Neben der freien Werbung und Bewerbung 
von Arbeitskräften gewinnt in den kapitalisti¬ 
schen Ländern mit steigenden Arbeitslosenziffern 
die Vermittlung von Werktätigen durch Arbeits¬ 
ämter und ähnliche Einrichtungen zunehmend 
an Bedeutung. Das um so mehr, als vielfach die 
weitere Zahlung von Arbeitslosenunterstützung 
eingestellt wird, sofern der Werktätige nicht die 
vermittelte Arbeit (selbstverständlich zu den vom 
Unternehmer diktierten Bedingungen) annimmt 
und wenigstens für eine bestimmte Zeitdauer aus¬ 
übt. 

Angesichts der durch die allgemeine Krise des 
kapitalistischen Systems forcierten sozialen Unsi¬ 
cherheit, die u. a. durch Massenentlassungen und 
Dauerarbeitslosigkeit geprägt ist, gewinnen die 
Forderungen der Arbeiterklasse nach gesicherten 
Arbeitsplätzen und durchgreifendem gesetzlichen 
Kündigungsschutz zunehmend an Bedeutung. 74 
In den meisten kapitalistischen Ländern mußte 
zumindest partiell mit Hilfe von Regelungen für 
Kündigungen und Entlassungen den Forderungen 
der Arbeiterklasse Rechnung getragen werden. 
Sie sehen teils sehr spezifische, teils sehr allge¬ 
meingehaltene Kündigungs- bzw. Entlassungs¬ 
gründe, -termine, -fristen und -modalitäten vor. 
So gibt es beispielsweise unterschiedlich ausge¬ 
staltete Regelungen dieser Art in Großbritannien, 
Frankreich, Japan und in der BRD. 

Das‘japanische Arbeitsrecht verbietet die Entlas¬ 
sung der Werktätigen während und 30 Tage nach 
Beendigung der Arbeitsunfähigkeit wegen Arbeits¬ 
unfall oder Berufskrankheit sowie die Entlassung, 
von Frauen 30 Tage vor und nach der Entbindung 
und fordert ansonsten, die Entlassung 30 Tage zuvor 
anzukündigen. 75 

Aber auch in Ländern, in denen weiterge¬ 
hende Kündigungs(schutz)vorschriften existie¬ 
ren, muß die Arbeiterklasse einen beharrlichen 
Kampf für deren Durchsetzung führen. Mit Hilfe 
des Richterrechts wurden beispielsweise in der 
BRD mehrfache frühere Kurzerkrankungen des 
Werktätigen zum „personenbedingten“ Kündi¬ 
gungsgrund erklärt. 76 


Eine Studie zur Kündigungspraxis der BRD-Unter- 
nehmer weist aus, daß. 1978 rund 1,2 Millionen 
Kündigungen seitens der Unternehmer ausgespro¬ 
chen wurden; sie betrafen rund 7,4 % aller Beschäf¬ 
tigten. Von den gekündigten Werktätigen erhoben 
lediglich 8 % hei den Arbeitsgerichten Klage und 
nur 1,7 % aller Kläger erreichten auf streitbarem ge¬ 
richtlichem Weg die Rückkehr an den Arbeitsplatz. 
Dabei muß noch berücksichtigt werden, daß selbst 
bei dem völlig unsozial ausgestalteten Kündigungs¬ 
recht der BRD in rund 60 % aller Fälle dem Werktä¬ 
tigen zu unrecht gekündigt wurde. 

Mit besonderem Nachdruck fordert die Arbei¬ 
terklasse das Verbot von Massenentlassungen und 
wirksame Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
für freigesetzte Werktätige. In den USA, in Groß¬ 
britannien, Frankreich, Italien und in der BRD 
gibt es gesetzliche und tarifvertragliche Regelun¬ 
gen, die die Unternehmer verpflichten, vor Ent¬ 
lassungen mit den Gewerkschaften zu konferie¬ 
ren. Zuweilen ist sogar ein bescheidenes Mit¬ 
spracherecht staatlicher Institutionen (z. B. in der 
BRD) oder die Wiedereinstellungsbevorzugung / 
für entlassene Werktätige bei frei werdenden Ar¬ 
beitsstellen im gleichen Betrieb (z. B. in den 
USA) geregelt. 77 

Relativ häufig sind Vorschriften über 
Entschädigungszahlungen im Entlassungsfall zu 
finden. Sie differieren hinsichtlich ihrer Höhe und 
des Kreises der zu ihrem Empfang Berechtigten 
z. T. erheblich. 

In Großbritannien besteht im Fall einer Kündigung 
die Möglichkeit, Klage beim Industrial Tribunal zu 
erheben. Selbst wenn das Gericht die Kündigung als 
ungerechtfertigt ansieht, hat der Werktätige aber 
keinen Anspruch auf Weiterbeschäftigung, sondern 
lediglich auf Zahlung einer — meist geringfügigen — 
finanziellen Abfindung. 

In letzter Zeit gewinnen Arbeitsverträge, die 
befristete Arbeitsrechtsverhältnisse begründen 
(z. B. in Frankreich), an Umfang und Bedeutung. 


74 Vgl. z. B. Mannheimer Parteitag der Deutschen 
Kommunistischen Partei, 20. bis 22. Oktober 1978, 
Programm, beschlossen am 21. Oktober 1978, Ber¬ 
lin 1979, S. 42 f. 

75 Trudowoje prawo (Enzyklopeditscheskij slowar), 
Moskwa 1979,' Stichwort Japan, S. 524 ff. 

76 Vgl. A. A. Wandtke/H.-P. Zierholz, „BRD-Kün- 
digungsrecht - Ausdruck sozialer Unsicherheit“, 

. NJ, 1979/10, S, 450 f. 

77 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, Berlin 1974, S. 422. 
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3 . 2 . 

Der Arbeitslohn 

Da unter kapitalistischen Bedingungen der Arbeits¬ 
lohn Preis der Ware Arbeitskraft ist 78 , schließt 
sich eine umfassende gesetzliche Regelung des 
Arbeitslohnes von selbst aus. Das wichtigste In¬ 
strument zur Lohnfestlegung sind nach wie vor 
Vereinbarungen zwischen den Gewerkschaften 
als Vertreter der betroffenen Arbeiter und den 
Unternehmern bzw. deren Organisationen. Ak¬ 
zeptable Vereinbarungen müssen zumeist in hart¬ 
näckigen Auseinandersetzungen den Unterneh¬ 
mern abgerungen werden, und nicht selten führen 
erst Streiks zum Ergebnis. Lohnvereinbarungen 
werden im allgemeinen in kollektiven arbeits¬ 
rechtlichen Verträgen (Tarifverträgen oder - wie 
in skandinavischen Ländern — in speziellen Lohn¬ 
verträgen) fixiert. Typisch für die kollektivver¬ 
traglichen Regelungen ist, daß sie durchaus nicht 
alle Werktätigen eines Landes erfassen, so daß ein 
großer Teil der Werktätigen den Arbeitslohn in 
Einzelverhandlungen aushandeln und individuell 
arbeitsvertraglich vereinbaren muß. Niedrigere 
Löhne sind in der Regel die Folge. Ferner erfassen 
die Tarifverträge oft nicht das ganze Land, son¬ 
dern nur Tarifgebiete, was u. U. ein sehr differen¬ 
ziertes Lohngefüge zwischen den Werktätigen ei¬ 
nes Zweiges zur Folge haben kann. Schließlich 
haben, die Tarifverträge in der Regel unterschied¬ 
liche Laufzeiten. Daraus ergeben sich Lohnver¬ 
änderungen, die für die verschiedensten Beschäf¬ 
tigungsgruppen und zu unterschiedlichen Zeit¬ 
punkten wirksam werden. 

Die Tarifverträge lassen in der Regel den Un¬ 
ternehmern noch relativ breiten Raum zu indivi¬ 
duellen, die Werktätigen im einzelnen oft benach¬ 
teiligenden Regelungen. Es werden Lohnsysteme 
eingeführt, die den Unternehmern besonders gün¬ 
stige Ausbeutungsbedingungen verschaffen. Ein 
weiteres Mittel in der Hand der Unternehmer ist 
die Arbeitsnormierung und das ihm zustehende 
Recht zur Eingruppierung. Die Eingruppierung 
geschieht oft sehr willkürlich und ist u. U. schnel¬ 
len Veränderungen unterworfen; das vor allem 
dann, wenn neue technologische Prozesse einge¬ 
führt werden oder die Produktion völlig umgerü¬ 
stet wird. Den Fachkräften, die infolge der Auto¬ 
matisierung frei werden, überträgt man meist 
Hilfsarbeiten, so daß erhebliche Lohneinbußen 
die Folge sind. Ein gewerkschaftliches Mitspra¬ 
cherecht ist oft ebenso ausgeschlossen wie die 
Möglichkeit für den Arbeiter, gegen eine entspre¬ 


chende Unternehmensfestlegung gerichtlich Vor¬ 
gehen zu können. 

Allerdings führte der Kampf der Gewerkschaften 
gegen diese Abqualifizierung der Werktätigen schon 
zu einer Reihe von Rationalisierungsschutzabkom¬ 
men, mit denen entweder das Beibehalten einer be¬ 
stimmten Arbeitsmethode für eine bestimmte Zeit 
oder aber eine befristete Lohngarantie für den Fall 
des Wechsels der Arbeitsmethode vereinbart wurde. 
Zuweilen werden auch finanzielle Abfindungen an 
gekündigte Werktätige vereinbart. Nach Ablauf der 
Fristen sind die Unternehmer für gewöhnlich nicht 
zu einer Verlängerung der Rationalisierungsschutz¬ 
abkommen zu bewegen. Die Abkommen können 
demnach den Lohnabbau nur verzögern, nicht aber 
auf Dauer verhindern. Dennoch haben sie für die 
materielle und soziale Sicherheit der betroffenen 
Werktätigen große Bedeutung. 

Unter den gegenwärtigen Bedingungen ist für 
die Werktätigen eine regelmäßige Anpassung ih¬ 
rer Löhne an die inflationär steigenden Lebens¬ 
haltungskosten von besonderer Wichtigkeit. Dem 
dienen entsprechende Festlegungen in „bewegli¬ 
chen Skalen“ der Tarifverträge. 

In vielen kapitalistischen Ländern gibt es Be¬ 
strebungen, dem Lohnkampf der Werktätigen 
auch mit rechtlichen Mitteln entgegenzuwirken. 
So gab es in den sechziger und siebziger Jahren 
z. B. in Großbritannien eine Reihe von Gesetzen 
und anderen Normativakten, die das Lohnwachs¬ 
tum eingrenzten bzw. den Arbeitslohn „eingefro¬ 
ren“ haben. Ähnliches gab es in den USA zu Be¬ 
ginn der siebziger Jahre. 

Einen bedeutenden Platz im Kampf der Ar¬ 
beiterklasse nimmt die Forderung nach Fixierung 
einer Mindestlohngarantie ein. In verschiedenen 
Ländern sind hierzu gesetzliche Regelungen er¬ 
kämpft worden. 

Das trifft beispielsweise auf Großbritannien zu, wo 
von Räten für Arbeitslohn für die Zweige, in denen 
der Minimallohn nicht oder nicht ausreichend gere¬ 
gelt ist, dieser verbindlich festgelegt wird. Er ist al¬ 
lerdings etwa 10 % niedriger als der tarifvertraglich 
vereinbarte Minimallohn. Auch in Frankreich wird 
ein Minimallohn verbindlich festgelegt; er wird als 
interprofessionales Minimum bezeichnet und ist ab¬ 
hängig vom Steigen des Nationaleinkommens und 
von der Erhöhung der Durchschnittslöhne sowie 
vom Steigen der Lebenshaltungskosten; eine 2pro- 
zentige Steigerung des Preises bestimmter Waren 
zieht automatisch die Erhöhung des Minimallohnes 

78 Vgl. K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, a. a. O., 
S. 184 ff., 557 ff. 
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nach sich. Daneben gibt es in Tarifverträgen Festle¬ 
gungen zum professionalen Lohnminimum. In den 
USA ist durch Bundesgesetz ein Lohnminimum 
, festgelegt worden. Es entspricht nach Einschätzun¬ 
gen von Behördenvertretern etwa 50 % des 
Existenzminimums. In Japan werden die Minimal¬ 
löhne vom Arbeitsminister bzw. von den Präfektur¬ 
verwaltungen festgelegt. 

Trotz entgegenstehender Regelungen in in¬ 
ternationalen Übereinkünften, Verfassungen und 
anderen Rechtsnormen ist es in den kapitalisti¬ 
schen Ländern an der Tagesordnung, daß breite 
Bevölkerungskreise durch Minderentlohnung 
diskriminiert werden. Besonders betroffen sind 
hiervon Frauen, Jugendliche, nationale Minder¬ 
heiten und andere Gruppen. 

In allen kapitalistischen Ländern wird der Re¬ 
allohn durch höhere Steuern, geringere Sozialaus¬ 
gaben des Staates, Abwertung der Währung und 
nicht zuletzt durch steigende Preise gemindert. So 
kann selbst dort, wo durch den Kampf der Arbei¬ 
terklasse die Nominallohnerhöhung die Infla¬ 
tionsrate erreicht, von einer Erhöhung des Real¬ 
einkommens nicht die Rede sein. Eine besondere 
Methode des Lohnabbaus ist der bewußte Einsatz 
gelenkter Inflation. 

Die Regelungen in den Tarifverträgen, die die 
Inflationsauswjrkungen abschwächen, sind für die 
materielle Sicherheit der Werktätigen von ele¬ 
mentarer Bedeutung. Ihre grundsätzliche Wirk¬ 
samkeit wird dadurch beeinflußt, daß 

- solche Vereinbarungen nicht generell in allen 
Ländern üblich sind; 

- die Vereinbarungen nicht alle Wirtschafts¬ 
zweige eines Landes erfassen; 

- tagtäglich juristische, offene und versteckte 
Methoden erprobt werden, um derartige Ver¬ 
einbarungen zu unterlaufen. 

Letztlich können die erkämpften Lohnerhö¬ 
hungen mit der Inflationsrate nicht Schritt halten. 

Geschickt getarnte Angriffe auf den Lohn sind 
auch das „Einfrieren“ großer Lohnteile durch die 
sogenannte Vermögensbildung in Form langfristi¬ 
ger Anleihen, langfristiger Sparsysteme, der Ver¬ 
kauf von Kleinaktien und anderen Minianteilen, 
besondere Versicherungen u. dgl. m. Neben den 
wirtschaftlichen Zielen des Kapitals dienen diese 
Aktivitäten einer demagogischen Verbrämung 
des modernen Imperialismus als „sozialstaatlich“, 
„partnerschaftlich“ und „volksverbunden“. 

Es muß insgesamt festgestellt werden, daß 
auch mit Hilfe der Lohnpolitik die Krisenlasten 
auf die Arbeiterklasse abgewälzt werden. 


3.3. 

Arbeitszeit und Erholungsurlaub 

■ f 

Es zählt zu den Errungenschaften des Kampfes 
der Arbeiterklasse, daß in den meisten kapitalisti¬ 
schen Ländern die Arbeitszeit gesetzlich begrenzt 
ist. Im allgemeinen wurde ein 8-Stunden-Arbeits¬ 
tag normiert. Für einzelne Zweige und Berufe ist 
eine längere tägliche Arbeitszeit (so z. B. in Japan 
und in der BRD) zugelassen. Die gesetzlich fi¬ 
xierte wöchentliche Arbeitszeit schwankt zwi¬ 
schen 40 und 48 Stunden. Die 40-Stunden-Ar- 
beitswoche gibt es z. B. in Frankreich und in den 
USA, die 48-Stunden-Arbeitswoche in Japan. In 
Tarifverträgen haben die Werktätigen ■ weitere 
Arbeitszeitverkürzungen durchsetzen können. 

So liegt die wöchentliche Arbeitszeit in den USA in 
einigen Industriezweigen bei 35 Stunden. Auch in 
der BRD wird von den Gewerkschaften die Verkür¬ 
zung der wöchentlichen Arbeitszeit gefordert. 
Hiermit soll hauptsächlich einer weiteren Vernich¬ 
tung der Arbeitsplätze und damit einem weiteren 
Ansteigen der Arbeitslosenziffern entgegengewirkt 
werden. 79 

Die gesetzlich oder tarifvertraglich begrenzte 
tägliche bzw. wöchentliche Arbeitszeit ermöglicht 
es jedoch den Kapitalisten, Arbeit darüber hinaus 
zu verlangen. Überstundenarbeit ist in kapitalisti¬ 
schen Unternehmen aus Profitinteressen an der 
Tagesordnung. Bezeichnenderweise ist es durch¬ 
aus üblich, daß bei einem Unternehmen in dem 
einen Bereich Kurzarbeit angeordnet, in einem 
anderen jedoch Überstundenarbeit verlangt wird. 
Ebenso widersprüchlich ist die Zahl der Über¬ 
stunden im Verhältnis zur Arbeitslosenziffer. 

In einer Reihe von Ländern gibt es keine Überstun¬ 
denbegrenzung, in anderen hat die Arbeiterklasse 
im Kampf gegen ihre extensive Ausbeutung erreicht, 
daß gewisse Einschränkungen gesetzlich fixiert wur¬ 
den, beispielsweise in Frankreich mit 17 bis 20 Stun¬ 
den in der Woche. 

Es ist allgemein üblich, für Überstundenarbeit 
Zuschläge zum Lohn zu zahlen. Diese Zuschläge 
liegen meist bei 25 % des Arbeitslohnes. In eini¬ 
gen Ländern wurden die Zuschläge nach der An¬ 
zahl der geleisteten Überstunden gestaffelt. So 
werden in Frankreich bis zu 8 Überstunden in der 


79 Vgl. M. Premßler, „Autoritäre Herrschaftsmetho¬ 
den in der Sozialstrategie des BRD-Imperialismus“, 
AuA, 1979/6, S. 282. 
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Woche 25 %, über 8 Stunden 50 % Zuschlag ge¬ 
zahlt. 

Ungeachtet der Zuschläge ist Überstundenar¬ 
beit für die Unternehmen profitabel. Denn die 
Kosten für die Zuschläge reichen bei weitem nicht 
an die Kosten heran, die ein Unternehmen für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze und für weitere 
Arbeitskräfte aufbringen müßte. So erklärt es 
sich, wenn trotz einer anhaltend hohen Arbeitslo¬ 
senquote in erheblichem Maße von den Werktäti¬ 
gen die Leistung von Überstunden verlangt wird. 

Pausenregelungen sind in einer Reihe kapita¬ 
listischer Länder in den Rechtsnormen zu finden, 
wie in Japan und in der B RD; in anderen Ländern 
gibt es darüber tarifvertragliche Vereinbarungen, 
so in Großbritannien und den USA. Die Länge 
der Pausen beträgt in der Regel 30 Minuten bis 
1 Stunde pro Arbeitstag. 

Die Arbeitswoche, freie Tage, Urlaub und 
Feiertage sind ebenfalls tarifvertraglich und ge¬ 
setzlich geregelt. In den Tarifverträgen konnten 
die Werktätigen häufig bessere Bedingungen si¬ 
chern als ihnen gesetzlich zugestanden werden. So 
gibt es beispielsweise in Frankreich nur einen ge¬ 
setzlich bezahlten Feiertag. Die Tarifverträge se¬ 
hen hingegen bis zu elf im Jahr vor. Sie regeln auch 
oft Freistellungsansprüche, Treueurlaub u. dgl. 

Die Dauer des Erholungsurlaubs ist von Land 
zu Land und sogar innerhalb eines Landes unter¬ 
schiedlich. Sie schwankt zwischen 1 Woche und 
5 Wochen im Jahr. Oftmals wird sie von der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit oder der Anzahl 
der Arbeitsjahre abhängig gemacht. 

So beträgt in Japan der Mindesturlaub nach 1 jähri¬ 
ger ununterbrochener Tätigkeit 6 Tage, wächst je¬ 
doch mit jedem weiteren Arbeitsjahr im selben Be¬ 
trieb jährlich um 1 Tag bis zur Höchstgrenze von 
20 Tagen. 

Ein besonderes Problem ist unter den derzeiti¬ 
gen Krisenbedingungen die Kurzarbeit. Hier wer¬ 
den in der Regel die ersten und damit intensivsten 
Arbeitsstunden von den Unternehmern ausge¬ 
nutzt, so daß im Ergebnis der Kürzarbeit die Pro¬ 
duktionsverluste im Verhältnis zur Quote der aus¬ 
gefallenen Arbeitszeit wesentlich geringer sind. 
Deshalb ist sie auch ein Mittel der Profitsteige¬ 
rung. Die Werktätigen hingegen erleiden erhebli¬ 
che Lohnverluste. 




3 . 4 . 

Der Arbeitsschutz 

Das menschenfeindliche Wesen des Kapita¬ 
lismus kommt im Arbeitsprozeß besonders darin 
zum Ausdruck, daß kein umfassender Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz gewährt wird. Jede das 
Allemotwendigste überschreitende Ausgabe auf 
diesem Gebiet wird von den Unternehmern we¬ 
gen Profitschmälerung abgelehnt. Die Werktäti¬ 
gen müssen deshalb beharrlich darum kämpfen, 
daß minimale Forderungen zum Schutz ihrer Ge¬ 
sundheit und Arbeitskraft fixiert und durchgesetzt 
werden. 

In vielen Ländern sind im Ergebnis dieser 
Auseinandersetzungen - zumindest was die ge¬ 
setzgeberische Seite anbelangt — Fortschritte er¬ 
zielt worden. So gibt es heute z. B. rechtliche Re¬ 
gelungen in Japan, Frankreich, der BRD, Groß¬ 
britannien und in den USA. Die Regelungen sind 
teilweise sehr allgemein gehalten; oft tragen sie 
auch nur den Charakter von Empfehlungen, so 
daß es den Unternehmern überlassen bleibt, ob 
und in welchem Umfang sie gegebenenfalls Maß- 
i nahmen zum Schutz ihrer Arbeiter ergreifen. 

Die für die BRD erlassene Arbeitsstättenverord¬ 
nung vom 20. 3. 1975 ist ein deutliches Beispiel da¬ 
für. Neben anderen Regelungen, die dem Unter¬ 
nehmer die Einschätzung etwa notwendiger Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzmaßnahmen überlas¬ 
sen, wurde ausdrücklich festgelegt, daß diese Ver¬ 
ordnung nur auf solche Arbeitsstätten Anwendung 
findet, mit deren Bau nach dem 1. Mai 1976 begon¬ 
nen wurde. Bei bereits vorher bestehenden oder im 
Bau befindlichen Arbeitsstätten ist die Verordnung 
nicht anzuwenden, wenn ihre Umsetzung „umfang¬ 
reiche Änderungen“ zur Folge hätte. Der Unter¬ 
nehmer kann sich daher immer auf das Argument 
berufen, die Herabsetzung des Lärmpegels oder die 
Beachtung der Mindestgröße von Arbeitsräumeri 
würden unverhältnismäßige Aufwendungen erfor¬ 
dern und könnten ihm deshalb nicht zugemutet wer¬ 
den. 80 

In einigen Ländern sind Kontrollgremien wie 
Arbeitsschutzinspektionen oder Arbeitsschutzin¬ 
spektoren eingesetzt worden. Sie sind jedoch ob¬ 
jektiv (vom Umfang ihrer Zuständigkeit und ihrer 
personellen Besetzung her) und subjektiv (letzt¬ 
lich sind die Inspektoren Beamte im Dienste des 
Staates und damit der Monopolbourgeoisie) nicht 


80 Vgl. W. Däubler, Das Arbeitsrecht 2. Ein Leitfaden 
für Arbeitnehmer, a. a. O., S. 109 f. 
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in der Lage und auch meist nicht willens, die 
Rechtsnormen nachdrücklich durchzusetzen. 

In bestimmten Fällen ist die Verantwortlich¬ 
keit des Unternehmers für die materiellen Folgen 
von Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten vor¬ 
gesehen. Er kann sich jedoch weitgehend entla¬ 
sten. Dafür sorgen entsprechende juristische Kon¬ 
struktionen. 

So kann sich der Unternehmer von der Verantwort¬ 
lichkeit z. B. mit Hinweis auf die „Schuld“ des be¬ 
troffenen Werktätigen (Unachtsamkeit usw.) oder 
auf Naturereignisse exculpieren. Das von den Un¬ 
ternehmern und ihren juristischen Apologeten stra¬ 
pazierte Selbstverschuldensprinzip wälzt die Ver¬ 
antwortung und Verantwortlichkeit für den Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutz auf die Werktätigen 
ab. Aber auch der bürgerliche Staat deckt in zuneh¬ 
mendem Maße Unfallfolgen ab. Auf diese Weise 
werden die Unternehmer selbst bei nicht möglicher 
Exculpierung nur geringfügig belastet. Das juristi¬ 
sche Instrumentarium hierzu bietet das bürgerliche 
Sozialversicherungsrecht. 

In verschiedenen Ländern, wie in Schweden 
und in der BRD, hat sich die Arbeiterklasse auch 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz eine rechtlich 
geregelte gewerkschaftliche Mitwirkung er¬ 
kämpft. Ihr ist es mit zu verdanken, wenn bei¬ 
spielsweise in der BRD in den letzten Jahren die 
Arbeitsunfallziffern zurückgingen. Auch in 
Frankreich und in den USA gibt es in Großbetrie¬ 
ben gemischte Kommissionen für Arbeitsschutz, 
denen Werktätige angehören. 

Berücksichtigt man jedoch den überwiegend 
hohen technischen und technologischen Standard 
in den kapitalistischen Betrieben und die damit 
auch für den Gesundheits- und Arbeitsschutz ge¬ 
gebenen potentiellen Möglichkeiten, ist die Quote 
an Arbeitsanfällen und berufsbedingten Erkran¬ 
kungen erschreckend hoch. An dieser grundsätzli¬ 
chen Einschätzung kann auch der in einzelnen 
Ländern zu verzeichnende Rückgang oder die 
Stagnation der Arbeitsunfallquote nichts ändern. 

In Großbritannien gibt es Jahr für Jahr im Durch¬ 
schnitt 300 000 Arbeitsunfälle. In Japan liegt die 
Zahl der Arbeitsunfälle mit mehr als 4 Ausfalltagen 
in den letzten Jahren konstant bei über 300 000 pro 
Jahr 81 ; auch in den USA ist die Zahl der Arbeitsun¬ 
fälle mit im Durchschnitt 2 Millionen pro Jahr er¬ 
schütternd hoch. 82 
\ 

Von besonderer Bedeutung ist der Schutz der 
werktätigen Jugendlichen und Frauen, insbeson¬ 
dere der Schwangeren und der Mütter mit Klein¬ 
kindern. In den meisten kapitalistischen Ländern 


ist - wie schon ausgeführt - eine Altersgrenze für 
die Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen 
gesetzlich festgelegt. Sie liegt bei 12 oder bei 
14 Jahren. Allerdings werden immer wieder Bei¬ 
spiele für die schamlose Ausbeutung jüngerer 
Kinder bekannt. In verschiedenen Ländern sind 
für die Beschäftigung Jugendlicher Arbeitszeitbe¬ 
schränkungen und Nachtarbeitsverbote erlassen 
worden, so in Japan und in der BRD. Es gibt auch 
Verbote, Frauen und Jugendliche mit schweren 
oder gesundheitsgefährdenden Arbeiten zu be¬ 
schäftigen. Oftmals stehen diese Verbote aller¬ 
dings nur auf dem Papier. 

In einer Reihe von Ländern wird bezahlter 
Schwangerschafts- und Wochenurlaub gewährt. 
Dauer und Höhe der Bezahlung während dieser 
Zeit schwanken jedoch erheblich. Oftmals wird 
der Schwangerschafts- und Wochenurlaub nur 
zum Teil bezahlt, z. B. in Großbritannien von ins¬ 
gesamt 28 Wochen nur 18. In anderen Ländern 
bleibt die Bezahlung weit unter dem Lohn. So 
werden z. B. in Japan zumeist nur 60 % des Loh¬ 
nes gezahlt. 


3 . 5 . 

Die Sozialversicherung 

Die Sozialversicherung und die Sozialunterstüt¬ 
zung bilden in den kapitalistischen Ländern das 
System sozialer Fürsorge. Ihre Leistungen werden 
dann wirksam, wenn die Werktätigen aus unter¬ 
schiedlichsten Gründen, wie Krankheit, Invalidi¬ 
tät, Arbeitslosigkeit oder Alter, über kein Arbeits¬ 
einkommen verfügen. Deshalb sind umfassende 
Regelungen auf diesem Gebiet für die materielle 
und damit auch soziale Sicherheit der Werktätigen 
in den Wechselfällen des Lebens und im Alter sehr 
wichtig. Die Forderungen der Arbeiterklasse nach 
bestimmten Garantien sind ebenso nachhaltig wie 
die Versuche der Unternehmer und ihrer Macht¬ 
organe, diese Garantien einzuschränken. Jede 


81 Genauere Zahlenangaben bei: K. Sumida/ 

R. Wahsner, „Gewerkschaften und Arbeitsrecht 
in Japan“, Demokratie und Recht (Köln), 1978/2, 

S. 173 ff. 

82 Zahlenangaben für Großbritannien und die USA 
nach: Trudowoje prawo, a. a. O., S. 44 ff. (Großbri¬ 
tannien) und S. 405 ff. (USA). Weitere informative 
Aussagen zur BRD bei W. Däubler, Das Arbeits¬ 
recht 2, Ein Leitfaden für Arbeitnehmer, a. a. O., 
S. 115 f. 




Maßnahme der sozialen Sicherheit muß in den ka¬ 
pitalistischen Ländern dem Kapital abgerungen 
und tagtäglich verteidigt werden. 

Neben dem Druck der Arbeiterbewegung in 
den kapitalistischen Ländern wirkt auch hier zu¬ 
nehmend die Ausstrahlungskraft des realen Sozia¬ 
lismus, so daß sozialpolitische Zugeständnisse 
letztlich auch mit dem Ziel der Systemstabilisie¬ 
rung gemacht werden. Allerdings fehlt es nicht an 
Versuchen, die errungenen Zugeständnisse wie¬ 
der abzubauen. Speziell in der BRD verlangen vor 
allem die Unternehmerverbände eine Politik der 
sogenannten sozialen Selbstvorsorge, die vorsieht, 
die staatlichen Sozialleistungen grundlegend zu 
reduzieren und vorwiegend die Werktätigen in 
.Anspruch zu nehmen. 83 Die Sozialleistungen des 
Staates werden als lästige Profiteinschränkungen 
betrachtet, die aber, soweit sie unbedingt zur Re¬ 
produktion der Arbeitskraft erforderlich sind, er¬ 
bracht werden müssen. 

Marx wies auf diesen Zusammenhang wie folgt hin: 
„Wenn der Eigentümer der Arbeitskraft heute gear¬ 
beitet hat, muß er denselben Prozeß morgen unter 
denselben Bedingungen von Kraft und Gesundheit 
wiederholen können. . . . Der Eigentümer der Ar¬ 
beitskraft ist sterblich. Soll also seine Erscheinung 
auf dem Markt eine kontinuierliche sein, wie die 
kontinuierliche Verwandlung von Geld in Kapital 
voraussetzt, so muß der Verkäufer der Arbeitskraft 
sich verewigen, ,wie jedes lebendige Individuum sich 
verewigt, durch Fortpflanzung“. Die durch Abnut¬ 
zung und Tod dem Markt entzogenen Arbeitskräfte 
müssen zum allermindesten durch eine gleiche Zahl 
neuer Arbeitskräfte beständig ersetzt werden.“ 84 

Zu den Leistungen der Sozialversicherung ge¬ 
hören Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenen¬ 
renten, Krankengeld, medizinische Betreuung 
und Behandlung; in einigen Ländern auch die Ar¬ 
beitslosenunterstützung sowie Leistungen im Zu¬ 
sammenhang mit dem Schwangerschafts- und 
Wochenurlaub. 

Die gesamte Breite der Sozialversicherungs¬ 
leistungen wird durchaus nicht in allen kapitalisti¬ 
schen Ländern gewährt. In vielen Staaten ist die 
Sozialversicherung - unter Ausnutzung der Fö¬ 
derativstruktur - nur in bestimmten Landesteilen 
eingeführt. Verschiedene große Gruppen Werk¬ 
tätiger sind auch ganz oder teilweise von der So¬ 
zialversicherung ausgeschlossen, so z. B. Landar¬ 
beiter, Heimarbeiter und Saisonarbeiter. 85 Die 
Kompliziertheit und Zersplitterung des Sozialver¬ 
sicherungsrechts trägt zusätzlich zur Rechtsunsi¬ 
cherheit der Werktätigen bei. 


Die Werktätigen haben einen Anteil an den Kosten 
der Sozialversicherung selbst zu tragen; er bemißt 
sich zum Teil als Prozentsatz vom Arbeitslohn; zum 
Teil ist er als Fjxum festgelegt. Auch die Unterneh¬ 
mer haben in den meisten Ländern Beiträge zum Ver¬ 
sicherungsfonds zu zahlen. Schließlich fließen in ihn 
häufig auch Staatsmittel ein, die bekanntlich zu ei¬ 
nem nicht unerheblichen Teil Steuern der Werktäti¬ 
gen sind. Wenn der Anteil der Werktätigen zur Ver¬ 
sicherungsfinanzierung in einigen Ländern nominell 
nur ein Drittel beträgt, so ist er in Wirklichkeit be¬ 
trächtlich höher, abgesehen davon, daß auch die Un¬ 
ternehmensanteile von den Werktätigen erarbeitet 
worden sind. 

Häufig hängt ein individueller Anspruch eines 
Werktätigen auf eine Leistung der Sozialversiche¬ 
rung von einer bestimmten Versicherungsdauer, 
von Warte- oder Anwartschaftszeiten ab. Auch 
die Höhe verschiedener Leistungen ist von ähnli¬ 
chen Faktoren abhängig, wie z. B. vom Arbeitsal¬ 
ter, von der Dauer einer Betriebszugehörigkeit, 
von der Versicherungsdauer u. ä. 

Das Rentenalter ist m den einzelnen Ländern 
unterschiedlich festgelegt. Es beträgt z. B. in 
Großbritannien bei Männern 65 und bei Frauen 
60 Jahre, in den USA bei Männern ebenfalls 65 
und bei Frauen 62 Jahre. 

Die Altersrenten sind relativ niedrig; sie er¬ 
rechnen sich zumeist als prozentualer Anteil vom 
früheren Arbeitslohn. Die inflationär steigenden 
Lebenshaltungskosten machen periodische Ren¬ 
tenerhöhungen unumgänglich. Häufig gibt es eine 
derartige Vielzahl von Rentenregelungen, daß die 
Rechtslage für die Betroffenen völlig undurch¬ 
schaubar ist. 

Ein großer Erfolg im Kampf der Arbeiter ver¬ 
schiedener kapitalistischer Länder ist die Rege¬ 
lung von Krankengeldansprüchen — so differen¬ 
ziert sie im einzelnen auch sein mögen. In Groß¬ 
britannien wird beispielsweise für 28 Wochen im 
Jahr ein Krankengeld gezahlt — allerdings haben 
etwa 17 % der arbeitenden Bevölkerung 

darauf keinen Anspruch. 86 Die Bezahlung 
medizinischer Leistungen wird von der Sozialver¬ 
sicherung häufig nur zu einem Teil übernommen. 
Vielfach schließen die Werktätigen private Kran¬ 
kengeldversicherungen ab. 


83 Vgl. M. Premßler, Autoritäre Herrschaftsmetho¬ 
den . .., a. a. O., S. 280. 

84 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 23, a. a. O., 
S. 185 f. 

85 Vgl. Sowjetisches Arbeitsrecht, a. a. O., S. 434. 

86 Vgl. Trudowoje prawo, a. a. O., S. 44 ff. 
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So existiert z. B. in den USA ein großes privates Ver¬ 
sicherungsunternehmen „Blaues Kreuz“, bei dem 
viele Werktätige z. T. sogar mehrfach versichert 
sind; die Kosten sind entsprechend hoch. In der Re¬ 
gel werden auch durch solche Privatversicherungen 
die Kosten ärztlicher Behandlung nur zum Teil ab¬ 
gedeckt, so daß eine notwendige Krankenhausbe¬ 
handlung letztlich von der finanziellen Leistungsfä¬ 
higkeit des Patienten abhängt, denn ein Tag Kran¬ 
kenhausaufenthalt in den USA kostet im Durch¬ 
schnitt über 200 Dollar. 

( 

Arbeitslosenunterstützung wird teils als Lei¬ 
stung der Sozialversicherung, teils als Sozialunter¬ 
stützung und u. U. auch von privaten Versiche¬ 
rungen gezahlt. Gewöhnlich muß zur Unterstüt¬ 
zungsberechtigung eine bestimmte Anwartschafts¬ 
zeit (der Arbeitslosigkeit vorangehende Be¬ 
schäftigungsdauer) nachgewiesen werden. Meist 
sind noch weitere Bedingungen zu erfüllen, wie 
Arbeitsfähigkeit, Arbeitsbereitschaft, Arbeitssu¬ 
che, Registrierung beim Arbeitsamt u. ä. Beson¬ 
ders nachteilig für die Werktätigen wirken sich 
solche Forderungen aus, die verlangen, daß der 
Werktätige nicht im Zuge eines Streiks oder einer 
Aussperrung arbeitslos geworden ist, seine Arbeit 
nicht wegen irgendeiner Unbotmäßigkeit verloren 
hat und daß er jede nachgewiesene Arbeit ohne 
Rücksicht auf seine Qualifikation anzunehmen 
hat. 


4 . 

Die Entscheidung 
von Arbeitskonflikten 

/ . 

• N 

Arbeitskonflikte sind dem kapitalistischen Aus¬ 
beutungssystem wesensimmanent. Sie haben ihre 
Hauptursache in den antagonistischen Klassenwi¬ 
dersprüchen zwischen Kapital und Arbeit und 
sind ein Symptom ernsthafter sozialer Gebrechen, 
die die kapitalistische Ordnung kennzeichnen. 
Heute sind sie mehr denn je Ausdruck einer zu¬ 
nehmenden Verschärfung des Klassenkampfes . 87 

So alt wie die Arbeitskonflikte selbst sind Mo¬ 
delle und Organe zu ihrer (meist vorübergehen¬ 
den) Eindämmung, Klärung bzw. Lösung. 88 

Es sind grundsätzlich zwei Arten arbeitsrecht¬ 
licher Konflikte zu unterscheiden: kollektive und 
individuelle. 

Kollektive Konflikte entstehen über Fragen zur 
Organisation der Werktätigen, über die Festle¬ 


gung von Arbeitsbedingungen und über deren 
Anwendung. Die in kollektiven Arbeitskonflikten 
zutage tretenden sozialen Spannungen weiten sich 
heute häufig zu Auseinandersetzungen von ge¬ 
samtnationalem Umfang aus. Sie münden oft in 
generellen Konfrontationen der Werktätigen und 
ihrer Gewerkschaften mit den Unternehmerver¬ 
bänden und den Organen des imperialistischen 
Staates und sind zumeist mit nachhaltigen Kampf¬ 
aktionen der Werktätigen bis hin zum General¬ 
streik verbunden. Die Grenzen zwischen „rein 
ökonomischen“ und „rein politischen“ Kampfak¬ 
tionen werden immer diffuser. 89 Da kollektive 
Arbeitskonflikte nicht nur von wirtschaftlicher, 
sondern auch von eminenter politischer. Bedeu¬ 
tung sind, hat die Bourgeoisie ein elementares In¬ 
teresse an einer systemerhaltenden „friedlichen“ 
Beilegung.' 

Individuelle Konflikte resultieren ausschließ¬ 
lich aus Problemen bei der Anwendung (kollektiv 
oder individuell) vereinbarter Arbeitsbedingun¬ 
gen. Aber auch hier handelt es sich letztlich um 
eine Individualisierung des Grundkonflikts. Das 
ist besonders deutlich daran zu sehen, daß gleiche 
und ähnliche individuelle Arbeitskonflikte ge¬ 
häuft auftreten, aus denen eine dem kollektiven 
Arbeitskonflikt ähnliche Situation entsteht. 

In den kapitalistischen Ländern haben sich 
zwei grundlegende Methoden herausgcbildct, auf 
Arbeitskonflikte zu reagieren. Das ist zum einen 
das Schlichtungs- oder Schiedsverfahren, zum an¬ 
deren das Entscheidungsverfahren. 

Das Schlichtungs- oder Schiedsverfahren be¬ 
ruht üblicherweise auf tarifvertraglichen Festle¬ 
gungen, die das Verfahren bei Arbeitskonflikten 
regeln. Ein wesentlicher Vorteil dieses Verfah¬ 
rens, der jedoch nicht überbewertet werden darf, 
ist, daß die Gewerkschaftsvertreter in den meist 
paritätisch zusammengesetzten (Unternehmer¬ 
und Gewerkschaftsvertreter) Schlichtungs- oder 
Schiedskommissionen die Arbeiterinteressen un¬ 
mittelbar vertreten können. Sehr häufig ist ein stu¬ 
fenweises Schlichtungsverfahren geregelt. 


87 Vgl. I. Ja. Kisseljew, Trudowyje konflikty w kapita- 
listitscheskom obschtschestwe: sozialnoprawo- 
wyie aspekty, a. a. O., S. 3. 

88 So sind in Preußen bereits Mitte des 18. Jahrhun¬ 
derts erste Fabrikengerichte nachzuweisen. 

89 Zur Systematik kollektiver Kampfaktionen der 
Werktätigen vgl. I. Ja. Kisseljew, Trudowyje kon¬ 
flikty w kapitalistitscheskom obschteschestwe . . ., 
a. a. O., S. 16 ff. 
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Das Entscheidungsverfahren wird im wesent¬ 
lichen durch das Tätigwerden unterschiedlicher 
staatlicher Organe gekennzeichnet, die zur Ent¬ 
scheidung von Arbeitsstreitigkeiten bevollmäch¬ 
tigt sind. Besondere Bedeutung haben hier einer¬ 
seits die Organe zur Schlichtung und Zwangs¬ 
schlichtung von Arbeitskonflikten, andererseits 
die Gerichte. 

Gerichtliche Entscheidungen werden von Ar¬ 
beitsgerichten, die unterschiedlichste Bezeich¬ 
nungen tragen, getroffen. 

In Großbritannien und in der Türkei heißen sie z. B. 
„Schiedsgerichte“, in Frankreich „Räte der kundi¬ 
gen Leute“. In vielen Ländern sind die Arbeitsge¬ 
richte analog dem übrigen Justizapparat nach dem 
Instanzenprinzip aufgebaut, d. h., es gibt Arbeitsge¬ 
richte erster Instanz, Appellationsgerichte und 
Oberste Arbeitsgerichte. Die Gerichte werden häu¬ 
fig von der Regierung organisiert, angeleitet und 
kontrolliert. In einigen Ländern sind mit bestimmten 
arbeitsrechtlichen Fragen auch andere Gerichte be¬ 
faßt; in der BRD sind das z. B. die Sozial- und Ver¬ 
waltungsgerichte, in Frankreich die ordentlichen 
Gerichte, soweit es außerhalb der großen Industrie¬ 
zentren keine speziellen Arbeitsgerichte gibt. 

Wenn auch die Arbeitsgerichte von den Werk¬ 
tätigen und ihren Gewerkschaften als Tribüne im 
Klassenkampf benutzt werden und sie oftmals 
auch ihre Klageansprüche durchsetzen können, so 
haben sie doch vorrangig die Interessen des Kapi¬ 
tals durchzusetzen. Unter dem Deckmantel der 
richterlichen Unabhängigkeit und der Gerechtig¬ 
keit werden hier oft reaktionärste Entscheidungen 
getroffen. Besonders negative Beispiele sind die 
Entscheidungen der BRD-Gerichte über die Be¬ 
rufsverbote für Kommunisten, Atomkriegsgeg¬ 
ner, Kriegsdienstverweigerer und andere Demo¬ 
kraten. 90 

Für die Werktätigen besonders nachhaltige 
Wirkung hat — wie bereits ausgeführt — die Lehre 
von der richterlichen Rechtsfortbildung, auch 
„Richterrecht“ genannt, eine Methode, die be¬ 
sonders in Großbritannien und in der BRD Ver¬ 
breitung gefunden hat, die mehr und mehr aber 
auch in den anderen bürgerlichen Staaten ange¬ 
wandt wird. 

Einerseits ist das Arbeitsrecht der BRD nicht umfas¬ 
send kodifiziert, andererseits wurde dem Bundesar¬ 
beitsgericht das Recht zur richterlichen Rechtsfort¬ 
bildung übertragen. Das heißt, daß nicht nur beste¬ 
hendes normatives Recht ausgelegt und angewandt 
wird. Die Richter können auch eine das Gesetz ver¬ 
letzende, abändernde Rechtsprechung ausüben, was 


nicht nur eine eklatante Mißachtung der im Grund¬ 
gesetz verankerten Bindung des Richters an das Ge¬ 
setz darstellt (Art. 20 Abs. 3), sondern auch wesent¬ 
lich dazu beigetragen hat, eine hohe Rechtsunsi¬ 
cherheit im bürgerlichen Arbeitsrecht zu schaffen. 
Daneben maßen sich die Richter mit Hilfe normati¬ 
ver Richtlinien Rechte des Gesetzgebers an. 91 

Insgesamt gehört auch die Arbeitsgerichts¬ 
barkeit zu den staatsmonopolistischen Diszipli- 
nierungsmittelri. Allerdings konnten alle Maß¬ 
nahmen der Manipulierung, Prüfung, Schlichtung 
und Entscheidung sowohl kollektiver als auch in¬ 
dividueller Arbeitskonflikte, diese weder dämp¬ 
fen noch „friedlich“ überwinden, da ihre Ursa¬ 
chen im Wesen der kapitalistischen Gesellschafts¬ 
ordnung begründet liegen. 


90 Vgl. A. Ondrusch/M. Premßler, „Zum gegenwärti¬ 
gen Stand der Berufsverbotspraxis in der BRD“, 
SuR, 1979/7, S. 606 ff. und dies. „Berufsverbote 
und Entlassung aus .politischen Gründen* im Spiegel 
der Rechtslehre und Rechtsprechung in der BRD“, 
NJ, 1979/12, S. 542 ff. 

91 Vgl. J. Dötsch, „Die Arbeitsgerichtsbarkeit in der 
BRD“, AuA, 1973/20, S. 623. 
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Angestellte 39 173 192 
Anteilurlaub 265 
Arbeit 

Charakter der - 30 ff. 91 
Inhalt der-31 ff. 113 
Kooperationsformen der - 32 
Arbeiter 39 58 120 173 192 
Arbeiterklasse 26 31 33 113 219 456 458 465 
Arbeiterkontrolle 88 108 
s. auch Kontrolle 

Arbeiter-und-Bauern-Inspektion 275 
Arbeiterversorgung 305 
Arbeiterwohnungsbau 306 
Arbeit, gesundheitsgefährdende 191 286 
Arbeit, Recht auf 119 121 
Arbeitsanforderungen 158 186 
Arbeitsaufgabe 63 127 158 f. 228 384 
Änderung der - 132 f. 296 
Eingruppierung der - 158 163 186 191 
Gestaltung der - 128 158 160 169 
Vereinbarung der - 127 f. 

Arbeitsaufnahme 128 
Arbeitsausfall 

s. Warte- und Stillstandszeiten 
Arbeitsbedingungen 156 162 286 
Arbeitsbefreiung 251 254 f. 

s. auch Krankengeld 
Arbeitsbereitschaft 248 f. 


Arbeitsbewertung 163 f. 

Arbeitsdisziplin, sozialistische 153 ff. 331 490 
Charakter der - 154 f. 174 
Inhalt der - 155 158 174 f. 

Pflicht zur Einhaltung der - 175 292 
Verletzung der - 326 f. 336 f. 

Arbeitseinkommen 
s. Arbeitslohn 
Arbeitseinkünfte 371 f. 

Arbeitserschwernisse 191 f. 260 
arbeitsfreie Zeit 259 261 
Arbeitsgesetzgebung 86 479 485 
Arbeitsinhalt 31 162 222 
Arbeitsklassifizierung 161 ff. 185 f. 187 
Arbeitskollektiv 

Aufgaben des - 102 331 
Rechte des - 104 112 342 
Rolle des - 32 66 f. 302 331 
Arbeitskraft 57 271 
Arbeitskräftelenkung 138 145 466 
Arbeitskräfte-und Stellenplan 121 157 188 
Arbeitskultur 161 
Arbeitsleistung 163 f. 177 179 193 
s. auch Arbeitspflichten 
Arbeitslohn 183 ff. 492 476 
Differenzierung des - 184 
Formen des - 182 f. 184 
Funktion des - 182 184 f. 
rechtliche Regelung des - 173 184 
Zuschläge zum - 181 f. 

Arbeitsmittel 154 287 
Arbeitsmoral 155 
Arbeitsnorm 163 f. 

Arbeitsordnung 166 ff. 277 
Arbeitsorganisation 153 ff. 157 f. 163 168 477 
Arbeitsort 128 
Arbeitspausen 243 f. 

Arbeitspflichten 164 175 f. 327 336 348 f. 377 f. 385 
s. auch Arbeitsdisziplin 
Arbeitspflichtverletzung 

s. Verantwortlichkeit, arbeitsrechtliche 
Arbeitsplatz 157 160 f. 295 
Aibeitsplatzwechsel 295 f. 

Arbeitsproduktivität 113 154 164 
Arbeitsprozeß 16 25 60 121 156 163 175 297 f. 
Arbeitsrecht, sozialistisches 

Aufgaben des - 29 53 ff. 64 f. 91 153 f. 206 f. 258 
273 f. 315 456 
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Begriff des - 25 ff. 29 f. 32 37 
Entwicklung des — 456 ff. 483 ff. 

Garantien des - 28 68 f. 

Gegenstand des - 35 ff. 37 39 41 42 94 
Herausbildung des - 475 f. 

Prinzipien des - 86 329 
Quellen des — 76 ff. 

System des - 28 78 f. 

Wirkungsrichtung des — 53 f. 94 116 
Arbeitsrechtsentwicklung, demokratische 462 f. 
Arbeitsrechtsfähigkeit 124 
Arbeitsrechtsprechung 86 103 428 435 478 
Arbeitsstreitfälle 87 420 ff. 427 f. 492 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten 
s. Arbeitsstreitfälle 
Arbeitsschutz 

s. Gesundheits- und Arbeitsschutz 

Arbeitsschutzanordnung 276 
Arbeitsschutzbelehrung 283 285 289 f. 
Arbeitsschutzinspektion 284 f. 
Arbeitsschutzinstruktion 277 
Arbeitsschutzkommission 285 
Arbeitsschutzkontrolle 283 285 
Arbeitsschutzrecht 275 283 
Arbeitsschutzverantwortliche 280 ff. 286 
Arbeitsschutzverordnung 275 
Arbeitssicherheit 286 
Arbeitsstudium 162 
Arbeitstag 243 

Arbeitsteilung 89 119 157 441 
Arbcits- und Forschungsgemeinschaften 

s. Neuererbewegung 

Arbeits- und Lebensbedingungen 62 304 f. 
Arbeitsanfall 

Definition des - 297 
Leistungen bei — 298 367 409 416 
Schadenersatz bei - 298 368 ff. 
Arbeitsunfähigkeit 298 401 407 f. 416 
Arbeitsverhältnisse 

Begriff der - 26 f. 38 f. 41 117 442 
Charakter der — 39 f. 117 123 442 
Gegenstand der - 35 f. 42 120 f. 

Leitung der - 26 ff. 

- mit internationalem Element 440 ff. 
Arbeitsvermögen 56 f. 122 162 295 
Arbeitsvertrag 116 ff. 125 ff. 489 
Abschluß des - 124 129 
Änderung des - 132 f. 

Auflösung des - 135 ff. 141 ff. 144 
befristeter — 129 f. 140 
Mängel des - 130 f. 

Inhalt des — 127 f. 129 
Vorbereitung des - 127 
Arbeitsveteranen 308 
Arbeitsvorschriften 159 
Arbeitswoche 243 
Arbeitszeit 240 ff. 491 
Dauer der - 241 f. 

Planung der — 244 247 


Verteilung der — 243 *■ 

Arbeitszeitplan 244 247 f. 

Arbeitszeitverlagerung 242 
Arbeitszeitreserven 240 
Arbeit, zumutbare andere 137, 139 
Arbeit, zusätzliche bezahlte 249 
Ärzteberatungskommission 296 401 408 
Aufbewahrung des persönlichen Eigentums 310 
Aufhebungsvertrag 136 ff. 

Auflösung des Arbeitsvertrages 
s. Arbeitsrechtsverhältnis 
Aufwendungen 372 382 
Ausbildungsberuf 214 
Ausgleichszahlung 197 ff. 

Aushändigung 

- der Beurteilung 149 

— des Vertrages 129 133 
Ausschlußfrist 432 
Ausschuß 200 

Aus- und Weiterbildung 218 ff. 224 227 

- der Frauen 222 f. 

— der Jugendlichen 223 f. 

Freistellung zur - 252 f. 

Kosten der 230 f. 

Verantwortung der 
Betriebe für die - 219 f. 

Ziele der - 220 f. 

Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung 127 178 
Auszeichnungen 178 


Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisscs 
s. Arbeitsrechtsverhältnis 
Befähigungsnachweis 288 
Begründung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
s. Arbeitsrechtsverhältnis 
Belehrung 

s. Arbeitsschutzbelehrung 
Belobigung 178 
Berechtigungsnachweis 199 
Bereitschaftsdienst 

s. Arbeitsbereitschaft 
Berufsausbildung 206 ff. 212 217 
Berufserlaubnis 127 
Berufskrankheit 300 369 f. 

Berufswettbewerb 208 
Berufsverkehr 305 
Berufung 145 f. 436 
, Beschäftigung von Frauen 222 f. 
s. auch Frauen 

Beschäftigung von Jugendlichen 207 ff. 211 ff. 

s. auch Berufsausbildung 
Beschlüsse, gemeinsame 79 
Beschwerde 148 

Beschwerdekommission für Sozialversicherung 
des FDGB 300 403 418 438 f. 
Bestattungsbeihilfe 411 
Betreuung, soziale 290 301 ff. 305 







Betrieb 

Begriff des - 96 100 381 
Leitung des - 87 ff. 101 

Hauptaufgaben des - 126 156ff. 185 221 f. 282ff 
301 ff. 366 403 
Betriebsberufsschule 223 
Betriebsgesundheitswesen 283 
Betriebsgewerkschaftsleitung 65 105 f. 143 246 398 f. 
Vorsitzender der - 106 
s. auch Gewerkschaftsleitung, zuständige 
betriebliche 

Betriebsgewerkschaftsorganisntion 65 105 ff. 303 f. 398 
Organe der - 105 f. 

Betriebskollektiv 111 170 
Betriebskollektivvertrag . 

Abschluß des - 111 
Funktion des - 110 f. 489 
Vereinbarungen im - 110 
Betriebsleiter 

Aufgaben des - 100 f. 154 301 f. 426 
Befugnisse des - 101 f. 109 160 171 283 340 f. 
Pflichten des - 101 f. 159 280 286 f. 366 f. 378 f. 
Stellung des - 100 

Verantwortung des - 99 f. 101 281 283 301 
Betriebsleitung 97 ff.,154 168 f.'222 f. 225 282 f 366 
426 

Betriebsliste 

s. Liste der Arbeitserschwernisse 
Betriebsparteiorganisation 33 
Betriebsplan 158 165 
Betriebsprämienordnung 193 
Betriebsstörung 

s. Warte- und Stillstandszeiten 
Betriebsteil 101 
Betriebszugehörigkeit 195 
Beurlaubung 342 
Beurteilung 148 f. 

Bevollmächtigter für Sozialversicherung 399 
Bildung 218 f. 220 

Bildungseinrichtung, betriebliche 212 222 231 

Blinde 263 

Brandschutz 

s. Gesundheits- und Arbeitsschutz 

Brandschutzordnung 277 
Brigadier 102 

Bruttodurchschnittsverdienst 395 409 411 
Bundesvorstand des FDGB 397 f. 


Delegierungsvertrag 134 173 
Demokratie, sozialistische 64 f. 92103 f. 112 ff. 251 424 
Dienstauftrag 245 
Diktatur des Proletariats 34 90 460 
Direktstudium 221 
Disziplinarbefugnis 332 340 
disziplinarische Verantwortlichkeit 
s. Verantwortlichkeit, disziplinarische 
Disziplinarmaßnahme 343 f. 345 


Erlöschen von — 345 f. 
Disziplinarverfahren 340 ff. 
Abschluß des - 343 f. 
Durchführung des - 341 f. 
Ziele des — 340 
Durchschnittslohn 

Anspruch auf - 198 203 269 
Berechnung des - 202 f. 


Ehegattcnzuschlag 257 
Eheschließung 198 254 

Ehrendienst in den bewaffneten Organen 143 308 
Eigentum 

persönliches - 383 f. 
sozialistisches - 40 177 327 
Eignung 224 

Eignung, mangelnde 142 f. 224 
Eignungsuntersuchung 127 
Einarbeitung 164 f. 

Eingruppierung 163 185 ff. 

Eingruppierungsunterlagen 187 f. 

Einrichtung, betriebliche 283 304 f. 

Einspruch 138 f. 142 344 418 430 432 
Einspruchsrecht 138 142 418 430 
Einstellungsgespräch 127 
Einstcllungsuntersuchung 127 
Einzelleitung 89 f. 92 97 ff. 100 169 f. 

s. auch Betriebsleitung 
Einzelvertrag 

s. Arbeitsvertrag 
Entlassung, fristlose 144 f. 343 
Entlohnung 
s. Arbeitslohn 

Entschädigungszahlungen 200 f. 

Erfinder- und Neuererbewegung 114 
Erfiillungsprämic 193 f. 197 
Erholungsurlaub 258 ff. 491 
Abgeltung des - 269 
Arten des - 261 f. 

Berechnung des - 264 f. 

Dauer des - 261 f. 

Grundsätze des - 259 266 f. 

Gewährung des - 259 
Vergütung des - 269 
Erschwemiszuschläge 
s. Arbeitserschwemisse 
erweiterte materielle Verantwortlichkeit 
s. Verantwortlichkeit, materielle 
erzieherisches Verfahren 332 
Erziehungsberechtigte 209 
Erziehungsmaßnahmen 332 f. 


Facharbeiter 217 
Fahrlässigkeit 329 338 f. 350 
Fahrtkosten 200 
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Familienrecht 51 
Familienangehörige 304 308 395 
Feiertagsarbeit 248 
Fern- oder Abendstudium 221 252 
Fluktuation 57 121 139 
Folgeschaden 373 f. 385 f. 

Fortschritt, wissenschaftlich-technischer 180 189 
Frauen 312 ff. 

Aus- und Weiterbildung der — 222 f. 317 f. 
besonderer Schutz der werktätigen — 293 f. 319 f. 
415 

s. auch alleinstehende Werktätige 
Fraucnförderungsplan 318 323 
Frauen mit Kindern im Vorschulalter 316 
Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 105 398 f. 468 
Freistellung von der Arbeit 250 ff. 

Ausgleichszahlung bei — 198 252 254 323 
Gründe für die - 198 251 ff. 323 f. 

Freizeit 258 260 
Fristen 432 

- bei Abberufung 147 

- der Geltendmachung der materiellen 
Verantworltichkeit 359 

- für das Disziplinarverfahren 341 
Verjährungs - 387 

fristgemäße Kündigung 

s. Kündigung, fristgemäße 
fristlose Entlassung 

s. Entlassung, fristlose 
Fristversäumnis 432 f. 

Funktionen, staatliche und gesellschaftliche 251 f. 299 
Funktionsplan 128 159 f. 


Geburt 254, 319 f. 321 , i 

Gegenstand des Arbeitsrechts 
s. Arbeitsrecht, sozialistisches 
Gegenstände, Sicherung mitgebrachtcr 

s. Aufbewahrung des persönlichen Eigentums 
Gehaltsgruppe 184 186 188 
Gchaltsgruppcnkatalog 185 187 
Gehaltszulage 185 

geistig-kulturelles und sportliches Leben 301 f. 309 f. 
Geldleistungen der Sozialversicherung 393 412 ff. 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
s. Verantwortlichkeit, materielle 
Geltungsbereich des Arbeitsrechts 26 39 
Gemeinschaftsarbeit, sozialistische 113 f. 

Gerechtigkeit 330 
Gerichtsweg 430 
gerichtliches Verfahren 
s. Arbeitsstreitfälle 
Gesamtheit aller Umstände 340 356 
Geschichte des Arbeitsrechts 454 ff. 

Gesellschaftliches Gericht 
s. Konfliktkommission 
Gesetzbuch der Arbeit 479 ff. 

Gesetz der Arbeit 473 f. 


* Gesetzgebung 86 479 485 f. 
s. auch Arbeitsgesetzgebung 
Gesetzlichkeit 67 138 329 f. 420 424 
Gesundheits- und Arbeitsschutz 
Befähigung im - 177 283 288 
Grundsätze des — 273 f. 320 
Kontrolle des - 283 
Prinzipien des — 273 f. 278 ff. 

Verantwortung der 
Betriebe im - 274 282 f. 286 f. 

Gewerkschaften 

Aufbau der - 84 f. 457 
Funktion der — 27 30 72 84 477 488 
Kontrollrechte der - 88 108 150 
Mitwirkung der - 27 65 83 f. 85 ff. 87 104 ff. 

110 113 168 398 426 
Rechte der - 27 83 88 107 ff. 

137 191 303 f. 423 f. 

Gewerkschaftsleitung, zuständige betriebliche 
Aufgaben der — 84 149 f. 

Funktionen der - 106 

Rechte der - 106 f. 137 143 150 f. 246 343 
Gewerkschaftsvertrauensleute 85 107 127 
s. auch Vertrauensmann 
Gleichberechtigung 82 312 f. 

Grundlohn 181 

Grundrechte und .Grundpflichten 68 ff. 71 119 174 f. 
Grundrecht auf Arbeit 71 f. 315 f. 

Grundrecht auf Bildung 73 216 
Grundrecht auf Freizeit und Erholung 74 258 
Grundrecht auf Fürsorge im Alter und bei 
Invalidität 74 396 

Grundrecht auf Lohn nach Qualität und 
Quantität der Arbeit 73 179 

Grundrecht auf Mitgestallung und Mitbestimmung 72 

92 

Grundrecht auf Schutz der Gesundheit und Arbeits¬ 
kraft 74 271 ■ 

Grundurlaub 262 
Grundwehrdienst 

s. Ehrendienst in den bewaffneten Organen 


Halbtagsbeschäftigung 
s. Teilbeschäftigung 
Handlungsfähigkeit 124 
Hauptaufgabe 54 93 193 
Hausarbeitstag 255 
Heilbehandlung 405 
Heimarbeit 121 129 
Hinterbliebene 291 376 416 
Hochschulstudium 

s. Aus- und Weiterbildung 
Hygiene 293 


ingenieurtechnisches Personal 185 192 
- Initiativprämie 194 
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Integration, sozialistische ökonomische 441 f. 
Intelligenz 37 39 185 192 415 
Interessenübereinstimmung 55 93 98 129 
Interessiertheit, materielle 182 193 
Internationale Arbeitsorganisation 447 f. 449 451 
Invalidenrente 416 
Invalidität 196 243 269 408 416 


Jahresendprämie 194 ff. 
anteilige — 196 
Wegfall der - 196 

Jahresurlaub 

s. Erholungsurlaub 
Jugendförderungsplan 223 
Jugendliche 

besonderer Schutz der - 293 f. 
Rechte der - 223 f. 
s. auch Aus- und Weiterbildung 
Jugendkollektiv 210 217 224 


Kaderentwicklung 157 222 226 
Kämpfer gegen den Faschismus und Verfolgte des 
Faschismus 144 263 409 f. 

Kassation 436 f. 

Kausalität 350 
Kinder 307 315 f. 

Kindergeld 316 

Klage 431 f. 433 437 

Kollektiv der sozialistischen Arbeit 114 

Kollcktiwertrag 474 

s. auch Betriebskollektivvertrag 
Kollisionsrecht 444 f. 446 
Kombinate 98 100 

Konfliktkommission 267 332 357 425 427 f. 
Konventionen 451 453 
Kosten 435 

Krankengeld 407 f. 409 412 
Kreisgericht 422 426 430 
kulturelle und sportliche Betätigung 302 309 
Kultur- und Sozialfonds 302 304 309 f. 

Kündigung, fristgemäße 141 f. 

- durch den Betrieb 142 f. 

- durch den Werktätigen 142 
Kündigungsfrist 144 
Kündigungsschutz 143 

besonderer — 316 
Kündigungsverbot 143 
Kur 406 


Lehrkräfte 209 
Lehrlinge 208 214 
Lehrverhältnis 207 ff. 210 f. 
s. auch Lehrvertrag 
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Lehrvertrag 212 f. 

Abschluß des - 213 
Beendigung des - 215 f. 

Rechte und Pflichten im - 214 
Leistungen der Sozialversicherung 371 405 ff. 
Leistungseinschätzung 149 152 
Leistungskennziffem 163 ff. 190 f. 
Leistungsprinzip 58-179 f. 187 394 
Leistungszuschlag 192 
leitende Mitarbeiter 
s. Mitarbeiter, leitende 
Leiter 50 99 ff. 109 
s. auch Betriebsleiter 
Leitung 90 f. 92 94 f. 97 f. 488 
s. auch Einzelleitung 
Leitungsinstrument 28 49 121 
Leitungsprinzipien 92 f. 

Leitungstätigkeit 89 ff. 113 
Leitungsverhältnisse 93 ff. 

Liste der Arbeitserschwernisse 277 
Lohn 

s. Arbeitslohn 
Lohnabrechnung 201 f. 

Lohnausgleich 197 f. 

Lohnbedingungen 185 
Lohnberechnung 199 202 f. 

Lohneinbehaltung 204 
Lohnform 180 f. 189 f. 

Lohngruppe 184 186 

Lohn- oder Gehaltsgruppe 184 186 188 

Lohnpolitik 180 f. 

Lohnrückforderung 203 415 
Lohnsystem 183 f. 

Lohnzahlung 202 
Lohnzuschläge 191 f. 

Löschung von Disziplinarmaßnahmen 345 f 
LPG-Recht 39 45 f. 


Mängel des Arbeitsvertrages 
s. Arbeitsvertrag 
Masseninitiative 111 ff. 
materielle Interessiertheit 
s. Interessiertheit, materielle 
materielle Sicherheit 63 74 294 369 f. 408 
materielle Verantwortlichkeit 
s. Verantwortlichkeit, materielle 
Mehraufwendungen, notwendige 200 372 f. 
Mehrschichtarbeit 242 263 
Mindestbrottolohn 182 191 
Mindesturlaub 
s. Grundurlaub 
Mitarbeiter, leitende 

Aufgaben der - 102 159 286 
Befugnisse der - 102 170 282 
Verantwortung der - 102 159 191 281 283 286 f. 
s. auch Betriebsleitung 
Mitarbeit der Staatsorgane 146 f. 346 








Mitbestimmung 467 All 
Mitwirkung 103 ff. 107 ff. 111 150 f. 423 488 
s. auch Gewerkschaften 
Mitwirkungsorgane 105 ff. 

Mütter 312 ff. 319 f. 322 410 
Mutter- und Kinderschutz 319 f. 321 
Mütterunterstützung 410 f. 


Nacharbeit 199 254 
Nachtarbeit 247 

Nettodurchschnittsverdienst 409 f. 411 
Neuererbewegung 51 114 f. 

Neuererrecht 50 f. 

Neuerervereinbarung 115 
Nichteignung 

s. Eignung, mangelnde 

Normativakte, arbeitsrechtüche 75 ff. 78 f. 212 221 

241 259 275 

s. auch Arbeitsrecht, Quellen des 
Notfälle 245 


Oberstes Gericht 422 

Organe zur Entscheidung von ArbeitsstrcitfäUen 420 ff. 

427 430 

Organisation, gesellschaftliche 101 302 
Organisationsrecht 108 

Ordnung, antifaschistisch-demokratische 459 f. 462 f. 


Pausen 

s. Arbeitspausen 

Personengruppen, besondere 61 , 

> Pfändung des Arbeitseinkommens 436 
Pflege erkrankter Kinder 256 410 
Pflichten 

— des Betriebes 164 349 385 

- des Werktätigen 175 336 377 
s. auch Arbeitspflichten 

Pflichtenkollision 383 
Pflichtversicherung 395 
Plan 49 f. 112 192 
Plandiskussion 112 
Plankontrolle 112 
Prämien 192 ff. 

Prämienfonds 193 
Prämienlohn 190 
Prämienordnung 193 
Produktion, Organisation der 190 
Produktionsbetrieb, volkseigener 100 
Produktionsgenossenschaft 101 
Produktionsmittel 38 91 
Produktionsverhältnisse 38 f. 90 118 
Produktivlohn 180 
Prozeß 433 f. 


Qualifikation 

- des Werktätigen und Arbeitsaufgabe 188 225 

229 235 

erforderliche — 188 229 
Qualifikationshandbuch 187 
Qualifikationsmerkmal 184 186 190 
Qualifizierung 

Kosten der — 230 f. 

Maßnahmen zur 223 229 
Qualifizierungsvertrag 232 ff. 235 ff. 
Qualifizierungsziel 236 
Qualitätsarbeit 164 179 
Quarantäne 409 


Rahmenkollektivvertrag 

Arbeitszeitregelungen im - 82 248 
Bestandteile des - 82 162 248 
Inhalt des - 82 163 
Lohnbedingungen im,- 81 183 
Von-Bis-Spannen im - 81 
Rat für Sozialversicherung 399 
Rationalisierungsmaßnahmen 139 219 
Rechenschaftslegung 93 95 101 109 
Rechenschaftspflicht 93 109 111 
Recht auf Arbeit 

s. Grundrechte und Grundpflichten 
Rechte der Gewerkschaften 
s. Gewerkschaften 
Rechtsanwalt 434 
Rechtsanwendungsgesetz 445 f. 

Rechtsetzung 86 f. 

Rechtskraft 436 
Rechtsmittel 430 f. 432 436 
Rechtspflege 420 424 
Recht, sozialistisches 25 43 ff. 77 470 
Rechtsprechung 424 428 434 478 
Rechtsverhältnisse 37 41 f. 400 f. 440 
Rechtsverwirklichung 122 421 
Rechtszweige 43 ff. 

Regelungen, betriebliche 82 f. 166 277 
Regelungen, normative 117 
regime national 446 
Rehabilitanden 144 246 368 
Reisekosten 200 
Rente 415 ff. 

Rentenleistungen 415 ff. 

Rentner 2Ö4 415 
Risikohandlung 382 
Rückforderung 

s. Lohnrückforderung 
Rüge 332 

ruhendes Arbeitsrechtsverhältnis 308 316 323 


Sachleistungen der Sozialversicherung 404 ff. 
Sachschaden 373 
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Schaden 348 f. 359 f. 365 

Schadenersatz 360 f. 364 f. 369 f. 380 f. 386 f. 

Schadenersatzleistungen des Betriebes 363 ff. 

Arten von - 364 f. 

Ausschluß von - 374 f. 

— bei Arbeitsunfall 

und Berufskrankheit 368 ff. 

- in anderen Fällen 377 ff. 382 ff. 414 
Schichtarbeit 

s. Mehrschichtarbeit 
Schonarbeit 296 

Schriftforin 125 129 133 f. 137 139 142 144 147 214 
233 341 362 
Schuld 329 337 f. 350 f. 

Schuldformen 338 f. 

Schwangere 321' f. 410 

Schwangerschafts- und Wochenurlaub 321 ff. 410 
Schwerbeschädigte 144 246 263 
Sicherheitsinspektion 284 f. 

Sicherheit, soziale 59 383 f. 

SMAD 463 f. 469 

Sonn- und Feiertagsarbeit 247 

soziale Betreuung 

s. Betreuung, soziale 
sozialistische Arbeitsdisziplin 

s. Arbeitsdisziplin, sozialistische 
sozialistische Demokratie 

s. Demokratie, sozialistische 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 33 f. 466 471 
475 478 f. 

sozialistischer Wettbewerb 

s. Wettbewerb, sozialistischer 
Sozialversicherung 

Begriff der - 390 468 493 
Geltungsbereich der - 390 f. 

Leistungen der - 404 ff. 410 f. 

Leitung der - 396 398 f. 

Prinzipien der - 394 f. 

Staatsanwalt 426 437 f. 

Staatsfunktionäre 146 
Staatsrecht 43 f. 

Stammbelegschaft 57 121 139 
Standards, staatliche 276 
stillende Mütter 
s. Mütter 

Strafrecht 52 f. 274 334 
Streichung von Disziplinarmaßnahmen 345 
s. auch Disziplinarmaßnahmen 
Struktur- und Stellenplan 

s. Arbeitskräfte- und Stellenplan 
Strukturänderung 133 139 200 
Stücklohn 189 191 


Tagegeld 200 f. 

Tariflohn 184 f. 198 352 
Tarifsatz 184 
Tarifsystem 183 f. 


Tarifvertrag 468 
Tarifvertragsfreiheit 468 
Tätigkeit, freiwillige, bezahlte 249 
Tätigkeit, gesellschaftliche 251 299 
Tätikeitsmerkmale 186 188 
Technische Überwachung 275 289 
Teilbeschäftigung 123 129 
Trennungsentschädigung 201 
Tuberkulosekranke 144 146 263 


Überbrückungsgeld 200 ' 

Übergangsperiode 470 ff. 

Überleitungsvertrag 138 ff. 

Überstundenarbeit 245 f. 248 

Übertragung einer anderen Arbeit, vorübergehende 
172 f. 342 
Umzug 254 
Unfall 

s. Arbeitsunfall 

Unfallrcnte 416 

Unterstützung der Sozialversicherung 405 ff. 
Untersuchungen, ärztliche 253 f. 

Urlaub 

s. Erholungsurlaub 
Urlaubsabgeltung 269 f. 

Urlaubsanspruch 259 f. 

Urlaubsplan 266 f. 

Urlaubsunterbrechung 268 . 
Urlaubsvereinbarung-266 
Urlaubsvertretung 266 
Ursächlichkeit 
s. Kausalität 
Urteil 434 f. 


Väter 255 324 

Verantwortlichkeit; arbeitsrechtliche 325 ff. 413 490 
Formen der - 331 f. 

Funktion der - 327 f. 

Prinzipien der - 329 f. 

Wesen der - 325 f. 

Verantwortlichkeit, disziplinarische 331 335 ff. 339 
Durchsetzung der - 340 ff. 

Maßnahmen der - 343 f. 
Wirksamkeitsvoraussetzungen der — 335 f. 344 
s. auch Disziplinarverfahren 
Verantwortlichkeit, materielle 331 347 ff. 

Arten der - 351 ff. 

Differenzierung der - 351 f. 356 
erweiterte - 173 352 f. 

Geltendmachung der - 357 f. 359 361 
Höhe der - 351 352 f. 355 
Voraussetzungen der - 347 ff. 

Verantwortung, arbeitsrechtliche 325 
Verdienst, entgangener 366 369 f. 371 
Vereinbarungsrechte 107 f. 191 


538 









Verfahren, erzieherisches 332 
Verfassung 487 f. 

Verhandlung, mündliche 433 
Verhältnisse, gesellschaftliche 35 f. 37 40 
Verjährung 205 387 f. 414 
Vermögensschaden 348 
Verschulden 329 337 f. 350 
Versicherungsschutz 395 
Verteilungsprinzip 179 f. 182 193 
Vertrag, arbeitsrechtlicher 
s. Arbeitsvertrag 
Vertragspartner 122 
Vertragstypen 118 f. 

Vertrauensmann 85 107 127 342 
Vertrauensleutevollversammlung 105 
Vertretung 

s. Urlaubsvertretung 
Verwaltungsrecht 44 f. 

Verweis 343 
Verzicht 361 f. 

Vollstreckung 436 
Volkskammer der DDR 78 
Von-Bis-Spannen 185 
Vorsatz 329 338 f. 350 

vorübergehende Übertragung einer anderen 

s. Übertragung einer anderen Arbeit, 
vorübergehende 


Wahl 145 f. 

Warte- und Stillstandszeiten 172 199 
Wegeunfall 298 

s. auch Arbeitsunfall 
Wehrpflichtige 308 
Weisung 169 171 292 
Weisungsrecht 168 ff. 292 
Weiterbildung 

s. Aus- und Weiterbildung 
Werktätige 38 63 103 210 
alleinstehende — 316 410 f. 

Arbeits- und Lebensbedingungen der - 304 ff. 
Aus- und Weiterbildung der - 227 f. 
geistig-kulturelles Leben der - 301 f. 

Pflichten der - 171 227 291 401 f. 
Verantwortlichkeit der - 291 f. 332 ff. 
Wettbewerb, sozialistischer 112 f. 
Wiedereingliederung 52 
Willensübereinstimmung 116 124 f. 
Wiederaufnahmeverfahren 437 
Wirtschaftsrecht 49 f. 333 
Wirtschafts- und Sozialpolitik 55 392 f. 
wissenschaftliche Arbeitsorganisation 
s. Arbeitsorganisation, wissenschaftliche 
Wochenurlaub 

s. Schwangerschafts- u. Wochenurlaub 


Zeitlohn 189 

Zentralismus, demokratischer 92 f. 98 f. 117 
Zielprämie 194 
Zivilrecht 46 f. 333 

Zusatzrentenversicherung, freiwillige 402 
Zusatzurlaub 263 f. 

Zustimmungsrecht 108 150 f. 


Bürgerliches Arbeitsrecht 

Arbeiterklasse 506 513 f. 

Arbeitskonflikte 530 f. 

- kollektive 530 

— individuelle 530 
Arbeitskraft 525 
Arbeitslohn 525 
Arbeitslosigkeit 495 524 530 
Arbeitsrecht, bürgerliches 494'ff. 

Entwicklung des - 501 f. 

Funktion des - 497 499 f. 

Gegenstand des - 496 f. 
Internationalisierung des — 503 f. 
Klassencharakter des - 494 497 f. 501 
Kodifizierung des - 500 f. 

Arbeitsschutz 527 

Arbeits- und Sozialbedingungen 511 
Arbeitsverhältnisse, kapitalistische 494 496 
Arbeitsvertrag 522 ff. 

Arbeitszeit 526 
Aufsichtsrat 519 
Aussperrung 516 f. 

Betriebsrat 518 f. 

Bundesarbeitsgericht 515 

Erholungsurlaub 527 

Europäische Gemeinschaften 504 f. 521 

Frauen 521 

Gewerkschaften 508 510 f. 518 525 
Gleichberechtigung 520 f. 

Koalitionsrecht 509 f. 

Koalition 508 f. 

Krankengeld 529 
Kurzarbeit 527 ■ 

Kündigung 524 

Meistbegünstigungsklausel 523 
Mindestlohngarantie 525 , 

Monopolkapital 498 503 518 

Rationalisierung, kapitalistische 496 
Recht auf Arbeit 506 f. 

Recht auf Mitbestimmung 517 f. 

Recht auf gewerkschaftliche Koalition 508 f. 


Arbeit 




Hechtsfortbildung, richterliche 531 
Rente 529 
Richterrecht 516 

Schlichtungsverfahren 530 
Staat, bürgerlicher 486 500 
Streikarten 514 
Streikrecht 514 f. 

Sozialpolitik, imperialistische 495 f. 
Sozialunterstützung 530 
Sozialversicherung 528 f. 


Tarifautonomie 511 f. 513 

Tarifparteien 511 

Tarifvertrag 511 512 f. 523 525 f. 

Unternehmer 516 523 525 528 
Untemehmerverbände 512 517 

Vertragsfreiheit 522 f. 


























